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Vorwort 


Die  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs  ist  über  die 
Arena  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1896  hinaus  geraten.  Wie 
dieses  schon  den  Kampfplatz  erweiterte  gegenüber  einzelnen 
kleineren  Kreisen,  die  ältere  Sondergesetze,  wie  das  Warenzeichen- 
gesetz, das  Handelsgesetzbuch,  geschaffen  hatten,  so  bot  das 
DBGB.  nun  die  Möglichheit  allgemeiner  Bekämpfung  jeder  Art 
unlautern  Wettbewerbs  auf  dem  ganzen  grossen  zivilrechtlichen 
Gebiete.  Zur  Anwendung  der  im  DBGB.  gegebenen  Kampfmittel 
bedarf  es  aber  der  klaren  Erkenntnis  des  Wesens  und  der  recht- 
lichen Natur  dieser  wirtschaftlichen  Erscheinung,  die  noch  immer 
umstritten  ist  Ihrer  Ergründung  soll  der  erste  Band  dienen 
helfen.  Es  wird  zu  diesem  Behufe  der  Begriff  des  Wettbe- 
werbs, des  lautern  und  des  unlautern,  an  und  für  sich  unter- 
sucht und  es  werden  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  auf  den 
Wettbewerb  im  Gewerbe  angewendet,  nachdem  auch  das  Wesen 
der  gewerblichen  Tätigkeit  festgestellt  worden  ist.  Alles  dies  ge- 
schieht zunächst  ohne  Hinblick  auf  eine  rechtliche  Konstruktion. 
Hierbei  zeigt  sich,  dass  der  Angriff  gegenständ,  gegen  den 
sich  der  unlautre  Wettbewerb  im  Gewerbe  richtet,  allein  aber  stets 
das  gewerbliche  Tätigsein  desGewerbetreibenden  ist,  also 
die  Persönlichkeit  selbst  in  ihrer  gewerblichen  Betätigung. 
Aus  der  Erkeiratnis  des  Angriffgegenstands  bestimmt  sich  dann 
notwendig  der  Schutzgegenstand  auch  für  das  Recht,  das  dessen 
Verletzungen  verhindern  soll.  Um  die  Art  des  Rechtschutzes 
aber  zu  erfassen,  bedarf  es  eines  kurzen  Eingehens  auf  den  Be- 
griff des  Rechts  selbst,  auf  den  Unterschied  zwischen  subjek- 
tivem Recht  und  Rechtsgut  und  vor  allem  auf  den  Begriff  des 
Persönlichkeitrechts,  da  es  sich  ja  um  den  Schutz  der  Per- 
sönlichkeit und  ihrer  Betätigung  handelt.  Ein  Überblick  über  die 
Entwickelung  des  Rechtschutzes,  wie  er  nicht  nur  in  Deutschland, 
sondern  auch  im  Auslande  der  gewerblichen  Tätigkeit  zuteil  wird, 
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soll  zeigen,  dass  diese  überall  aus  der  allgemeinen  Handlungs- 
freiheit des  Menschen  herausgehoben  und  in  besondrer  Weise 
geschützt  wird,  und  dass  daher  für  sie  auch  ein  entsprechendes 
besonderes  Persönlichkeitrecht  aus  dem  den  Menschen  im 
allgemeinen  schützenden  absoluten  Persönlichkeitrechte  sich  ent- 
faltet hat.  In  welcher  Weise  dann  dieses  die  gewerbliche  Betätigung 
schützende  besondre  Persönlichkeitrecht  mit  den  übrigen  in  andern 
Gesetzen  bereite  anerkannten  Schutzrechten  konkurriert,  nament- 
lich auch  mit  den  an  einzelnen  Erwerbsmitteln,  wie  dem  Waren- 
zeichen, dem  Namen,  der  Firma  usw.  bestehenden  subjektiven 
Rechten,  wird  eingehend  untersucht  Ferner  werden  die  ver- 
schiedenen Abwehrmittel  erörtert,  die  die  Verletzungen  des  ge- 
werblichen Betätigungsrechte  auslösen,  vor  allem  nach  den  Vor- 
schriften des  BOB.,  und  es  zeigt  sich  hierbei,  dass  ein  wirksamer 
Schutz  gegen  bloss  objektiv  widerrechtliche  Gewerbestörungen 
nicht  nach  BGB.  §  826,  sondern  nur  nach  BGB.  §  1004  möglich 
ist,  die  Annahme  eines  die  gewerbliche  Betätigung  schützenden 
Persönlichkeitrechte  also  nicht  nur  von  theoretischer,  sondern  von 
erheblich  wirtschaftlicher  und  praktischer  Bedeutung  ist  Endlich 
war  auch  das  internationale  Recht  zu  berücksichtigen.  Gerade  im 
Hinblick  auf  Art.  10  b  der  Brüsseler  Zusatzakte  ist  es  wichtig  fest- 
zustellen, wie  weit  in  Deutechland  der  Rechtechutz  gegen  unlautern 
Wettbewerb  geht 

Die  Übersicht  über  die  Gesetze  des  Auslands  beruht  zum 
grössteh  Teile  auf  Quellenmaterial,  das  dem  Verfasser  von  den 
hohen  Regierungen  unmittelbar  überlassen  worden  ist.  Für  das 
freundliche  Entgegenkommen  darf  er  an  dieser  Stelle  noch  seinen 
ehrerbietigsten  Dank  aussprechen.  Er  hofft,  die  ihm  zugänglich 
gemachten  Gesetze  später  in  einem  besondern  (fünften)  Bande 
herausgeben  zu  können. 

Der  vorliegende  Band  bildet  nach  dem  wieder- 
gegebnen Inhalte  ein  abgeschlossenes  Ganzes  für  sich. 
Es  wird  jedoch  ein  zweiter  Band  alsbald  folgen,  der  namentlich 
an  der  Hand  des  Sondergesetzes  vom  27.  Mai  1896  und  seinen  zu 
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erwartenden  Ergänzungen  die  verschiedenen  Arten  unlautrer 
Wettbewerbshandlungen,  wie  unlautre  Reklame,  Herabsetzung 
gewerblicher  Leistungen  usw.  noch  im  einzelnen  systematisch 
näher  darzustellen  hat.  Darin  werden  auch  die  strafrechtlichen 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  27.  Mai  1896  zu  erläutern  sein. 

Der  Verfasser  hatte  schon  beim  ersten  Erscheinen  des  Sonder- 
gesetzes zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs  eine  syste- 
matische Darstellung  des  Qesetzesinhalts  gegeben  und  darin  die- 
selbe Grundauifassung  vertreten,  die  jetzt  näher  ausgeführt  wird. 
Das  gegenwärtige  Werk  ist  aber  jener  gegenüber  auch  der  Anlage 
nach  so  völlig  neu  und  vermehrt,  dass  der  Verfasser  fürchtete, 
sich  selbst  unlautern  Wettbewerbs  schuldig  zu  machen,  wenn  er 
€s  als  zweite  Auflage  bezeichnete. 

Mit  Rücksicht  auf  den  künftigen  zweiten  Band  namentlich 
war  es  wünschenswert,  die  vorhandenen  Materialien  zu  dem 
Sondergesetze  zu  sammeln.  Sie  bilden  den  dritten  Band  des 
Unternehmens.  Sie  werden  auch  denen  willkommen  sein,  die 
lediglich  einen  der  vorhandenen  vorzüglichen  Kommentare  von 
Finger,^)  Müller,  Pinner  u.  a.  benutzen. 

Die  Übersicht  über  die  Gesetzgebung  zum  Schutze  der 
gewerblichen  Tätigkeit  legte  es  nahe,  die  Gesetze,  Verord- 
nungen und  internationalen  Verträge,  die  diese  Tät4gkeit  teils 
schützen,  teils  einschränken,  zu  sammeln,  da  sie  alle  für  die  Be- 
urteilung unerlaubten  oder  unlautern  Wettbewerbs  von  Bedeutung 
sind.  So  enthäh  der  vierte  Band  diese  Vorschriften  des  Reichs 
und  der  einzelnen  Bundesstaaten  undes  ist  bei  ihrer  Auswahl 
absichtlich  ziemlich  weit  gegriffen  worden.  Auch  hier  sind  die 
meisten  Regierungen  dem  Verfasser  bei  der  Sammlung  behilflich 
gewesen,  wofür  ihnen  gleichfalls  ehrerbietigst  Dank  gezollt  sei. 

Dresden,  im  Mai  1907. 

Der  Verfasser. 

*)  Dessen  2.  Auflage  konnte  wegen  Abschluss  des  Manuskripts  leider 
ebensowenig  mehr  berücksichtigt  werden,  wie  das  Buch  Paul  Schmids 
über  den  gesetzlichen  Schulz  der  Fabrik-  und  Geschäftsgeheimnisse. 
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I.Teil. 

A.  Das  Wesen  des  unlautern  Wett- 
bewerbs im  Gewerbe. 


§  1. 
Der  Bes:riff  des  Wettbewerbs  im  Alls^emeinen. 

1.  Der  Wettbewerb  ist  eine  Erscheinung,  die  bei  jeder 
Art  menschlicher  Willensbetätigung  stattfinden  kann.  Um  sein 
Wesen  zu  bestimmen,  gilt  es  daher  von  der  besonderen  Art  des 
Erwerbs  abzusehen. 

Jede  menschliche  Tätigkeit  als  Willensverwirklichung 
dient  dazu,  ein  vorgestecktes  Ziel  zu  erreichen.  Solange  das 
Ziel  nur  von  Einem  erstrebt  wird,  findet  ein  Wettbewerb  nicht 
statt,  denn  es  fehlt  der  Mitbewerber,  derjenige,  mit  dem  man 
etwas  um  die  Wette  erstreben  könnte.  Der  Wettbewerb  tritt 
aber  sofort  ein,  wenn  noch  ein  Anderer  dasselbe  Ziel  begehrens- 
wert findet  und  zu  dessen  Erreichung  tätig  wird.  Eine  Voraus- 
setzung des  Wettbewerbes  ist  also  Mehrheit  der  Stre- 
benden bei  Einheit  des  Ziels.  Streben  mehrere  nach 
verschiedenen  Zielen,  so  liegt  kein  Wettbewerb  vor,  z.  B.  nicht, 
wenn  der  Eine  grösseren  Absatz  für  seine  Waren,  der  Andere 
billigere  Befriedigung  seines  Privatgebrauchs  sucht.^) 

2.  Neben  diesem  äusseren  ist  noch  ein  inneres  Verhältnis 
der    Mitstrebenden    zu    einander    erforderlich.    Laufen    zwei 
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Lobe,   Die  Bekämpfung  des  unl.   Wettbewerbs.   I.  1 


Wettbewerb   ein  gegenseitiges  Messen  der  Kräfte. 

Wanderer,  ohne  von  einander  zu  wissen,  von  entgegengesetzten 
Seiten  auf  den  Gipfel  des  Hügels,  um  die  einzige  erquickende 
Frucht  des  dortstehenden  Baumes  zu  pflücken,  so  sind  sie 
nicht  miteinander  im  Wettbewerb,  obwohl  ein  Ziel  und  eine 
Mehrheit  danach  Strebender  vorhanden  sind.  Denn  das  Ziel 
ist  keine  „Wette**.  Wette,  goth.  vadi,  ahd.  wetti,  ist  stamm- 
verwandt mit  dem  lateinischen  vas,  vadimonium  und  bedeutet 
Unterpfand,  im  besonderen  dasjenige  Pfand,  das  als  Preis 
dem  Sieger,  in  einem  Kampfe  zufallen  soll.  ,Ein  Kampf  aber 
ist  nur  vorhanden,  wenn  bewusst  die  gegenseitigen 
Kräfte  miteinander  gemessen  werden.  Es  ist  also 
zum  Begriffe  des  Wettbewerbs  weiter  erforderlich,  dass  die 
nach  dem  gleichen  Ziele  Strebenden  sich  bewusst  sind, 
dass  auch  andre  dieses  Ziel  zu  erreichen  suchen,  und  dass 
sie  ihre  Tätigkeit  absichtlich  neben  die  der  andern  setzen,  um 
sie  zu  überwinden.  Die  Kenntnis  von  der  bestimmten  Person 
des  Andern  ist  jedoch  nicht  nötig.  Jeder  Wettbewerb  ent- 
hält damit  in  sich  ein  Vergleichen,  ein  Abwägen,  ein 
Abmessen  der  eingesetzten  Kräfte  nach  ihrer  Fähigkeit,  das  vor- 
gesteckte Ziel  zu  erreichen.  Dies  wird  wichtig  für  den  Begriff 
des  unlauteren  Wettbewerbs. 

Welches  die  einzelnen  Kräfte  und  Tätigkeiten  sind,  die  mit- 
einander in  Vergleichung  stehen,  ergibt  sich  aus  der  besonderen 
Art  des  Wettbewerbs.  Beim  Wettschwimmen  misst  sich  das 
Schwimmen  zweier  Menschen  miteinander,  oder  es  stehen  sich 
Ruderkunst,  die  Schnelligkeit  des  Laufs  zum  Vergleich  gegen- 
über. Nicht  erforderlich  ist,  dass  die  Tätigkeiten,  die  in  Ver- 
gleichung gezogen  werden,  gleichartig  sind.  Es  kann  Rudern 
mit  Schwimmen,  Laufen  mit  Fahren  u.  a.  in  Vergleich  gesetzt 
werden.  Nur  das  Ziel  muss  dasselbe  sein  und  dem  Sieger  im 
beiderseitigen  Kampfe  der  ausgesetzte  Preis  zufallen.^) 

3.  Selbstverständlich  muss  jede  der  in  Vergleich  gesetzten 
Tätigkeiten  an  sich  geeignet  sein,  das  vorgesteckte  Ziel  zu 

*)  vergl.  hierzu  RGSi  37  S-  174,  wo  mit  Recht  ein  Wettbewerb 
zwischen  ärztlichen  Leistungen  xrnd  dem  Anbieten  von  Heilmitteln  als 
Waren  angenommen  wird. 
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Der  Zweck  ist  Ausschluss  des  Mitbewerbers  vom  Siegespreis. 

erreichen.  Denn  nur  dann  kann  ernstlich  von  einem  Ver- 
gleichen, einem  Abwägen  gesprochen  werden.  Ist  von  vorn- 
herein ausgeschlossen,  dass  eine  Tätigkeit  schon  ihrer  Natur 
nach  jemals  das  Ziel  erreicht,  auch  wenn  es  ihr  von  keiner 
Wettbewerbtätigkeit  streitig  gemacht  wird,  so  kann  sie  selbst 
auch  keine  Wettbewerbtätigkeit  sein.  Bewirbt  sich  um  den  frei- 
gewordenen Posten  des  ersten  Geigers  einer  Hofkapelle  in 
Überschätzung  seiner  Leistungen  ein  Dilettant,  der  kaum  das 
leichteste  Stück  fehlerlos  spielen  kann,  so  findet  zwischen  ihm 
und  den  mitbewerbenden  Künstlern  in  Wahrheit  kein  Wettbe- 
werb statt. 

4.  Der  Endzweck  jedes  Wettbewerbs  ist,  das  gemein- 
same vorgesteckte  Ziel  vor  dem  Andern  zu  erreichen,  und 
diesen  von  der  „Wedde"  auszuschliessen.  Dieser  Fall 
tritt  ein,  wenn  bei  dem  Einen  der  Überschuss  der  für  den  Er- 
folg günstigen  Bedingungen  über  die  für  den  Erfolg  ungünstigen 
grösser  ist  als  bei  dem  Andern.  Den  Zustand  des  Überwiegens 
jenes  Überschusses  von  günstigen  Bedingungen  bei  sich  gegen- 
über dem  Mitbewerber  zu  schaffen,  ist  das  natürliche  und  not- 
wendige Bestreben  eines  jeden  Wettbewerbes.  Ohne  dieses 
Streben  würde  überhaupt  kein  Wettbewerb  vorhanden  sein. 
Zur  Herbeiführung  des  Zustandes  gibt  es  allein  folgende  Mög- 
lichkeiten: 

A.  Vergrösserung  des  Überschusses  von  Bedingun- 
gen, die  den  Erfolg  fördern,  bei  sich  selbst,  sei 
es  dass 

a)  die  den  Erfolg  hindernden  Bedingungen  vermindert, 

b)  die  den  Erfolg  fördernden  Bedingungen  vermehrt 
werden. 

B.  Verminderung  des  Überschusses  von  Bedingungen, 
die  den  Erfolg  fördern,  bei  dem  andern  Wettbe- 
werber, sei  es  dass 

a)  die  den  Erfolg  hindernden  Bedingungen  vermehrt, 

b)  die  den  Erfolg  fördernden  Bedingungen  vermindert 
werden. 
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Auch  Förderung  des  eigenen  Strebens  bringt  dem  Gegner  Nachteil. 

Die  unter  A  und  B  bezeichnete  Hemmung  eines  fremden 
und  Förderung  seines  eigenen  Strebens  kann  natürlich  auch 
ausserhalb  eines  Wettbewerbverhältnisses 
vorkommen.  Dann  kommt  es  darauf  an,  ob  es  an  einem  Wett- 
bewerbverhältnis fehlt,  weil  die  objektiven  Voraussetzungen 
unter  1  oder  weil  die  subjektiven  unter  2  mangeln.  Im  ersten 
Falle  sind  jene  Hemmungen  des  Andern  diesem  nachteilig,  ohne 
dem  Hemmenden  förderlich  zu  sein,  und  es  sind  die  Förderungen 
doi  eigenen  Strebens  von  Vorteil,  ohne  zugleich  für  den  Andern 
nachteilig  zu  sein.  In  jenem  Falle  aber,  wo  nur  die  subjektiven 
Voraussetzungen  unter  2  fehlen,  die  objektiven  unter  1  vorhan- 
den sind,  hören  die  das  eigene  Streben  fördernden  Bedingungen 
auf,  gleichgiltig  für  den  andern  Wettbewerber  zu  sein.  Dies  gilt 
selbstverständlich  auch,  wenn  ein  wirklicher  Wettbewerb,  also 
auch  die  subjektive  Voraussetzung  zu  2,  vorliegt.  Denn  wenn 
das  Ziel  für  beide  das  gleiche  ist  und  den  Siegerpreis  nur  der 
erhält,  der  das  vorgesteckte  Ziel  zuerst  und  vor  dem  Andern 
erreicht,  so  bedeutet  eben  die  frühere  Erreichung  des  Ziels  den 
Ausschluss  des  Andern  vom  Siegespreise,  die  Vorwegnahme 
des  Erfolgs  und  Lohns  seiner  Tätigkeit.  Die  Erreichung  des  Ziels 
durch  den  Einen  vor  dem  Andern  wird  aber  dadurch  verursacht, 
dass  der  Überschuss  fördernder  Bedingungen  bei  jenem  grösser 
ist  als  bei  diesem.  Und  grösser  wird  dieser  Überschuss  nicht 
nur,  wenn  ich  die  hemmenden  Bedingungen  des  Gegners, 
sondern  auch  wenn  ich  die  eignen  fördernden  Bedingungen  ver- 
mehre. Der  schUessliche  Erfolg  ist  in  beiden  Fällen  der  gleiche.^) 

5.  Die  Erkenntnis,  worin  die  Tätigkeit  derjenigen  besteht, 
die  sich  in  einem  Verhältnisse  des  Wettbewerbs  befinden,  und 


*)  Das  wird  von  R  e  u  11  n  g ,  der  unlautere  Wettbewerb  nach  dem 
2.  Entw.  S.  48  verkannt.  Er  sagt:  „Es  ist  klar,  dass  wer  mich  aufi  der 
freien  Strasse  des  Vericehrs  ungestört  laufen  lässt,  mich  nichts  angeht 
Solange  er  mich  ungestört  laufen  lässt,  muss  ich  ihn  auch  ungestört 
laufen  lassen.  Und  es  geht  mich  auch  nichts  an,  wenn  er,  um  rascher 
vorwärts  zu  kommen,  ein  Zweirad  stiehlt  und  mit  diesem  jetzt  rascher 
vorwärts  kommt  als  ich."  Das  alles  ist  nur  richtig,  wenn  beide  nicht 
nach  ein-  und  demselben  Ziele  streben.     Suchen  aber  beide  —   um  bei 
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Der  Siegespreis. 

welches  ihrer  gemeinsamen  Tätigkeit  Erfolg  ist,  zeigt  zugleich 
den  Angriffsgegenstand,  gegen  den  sich  ihre 
Tätigkeit  richtet.  Diesen  und  seine  Art  schon  bei  dem 
Wettbewerb  im  allgemeinen,  auch  dem  lautern  und  abgesehen 
von  irgend  einem  bestimmten  Gebiete,  auf  dem  er  stattfindet, 
festzustellen,  ist  wichtig.  Denn  es  ist  klar,  dass  bei  dem  un- 
lauteren Wettbewerbe  sich  die  Tätigkeit  gegen  den  gleichen  An- 
griffsgegenstand richtet,  wie  beim  lautern. 

Da  das  Streben  der  Mitbewerber  darauf  gerichtet  ist,  den 
Siegespreis,  die  Wette,  für  sich  allein  zu  erwerben  und  dadurch 
zugleich  seine  Erwerbung  durch  den  Mitbewerber  auszu- 
schliessen,  so  folgt,  dass  der  Vorteil  für  den  Sieger  im  erlangten 
Besitz,  der  Nachteil  für  den  Unterlieger  im  entgangenen  Besitz 
der  Wette  besteht.  Die  Art  des  Vorteils  und  Nachteils  richtet 
sich  nach  der  Art  des  den  Siegespreis  bildenden  Gutes.  Ist 
dieser  ein  Ehrenpreis,  z.  B.  ein  Lorbeerkranz,  eine  blosse  Ehren- 
bezeichnung, z.  B.  der  Titel  Meisterschajtsfahrer,  so  bedeutet 
der  Sieg  den  Gewinn  eines  äusserlichen  Ehrenzeichens.  Ist  ein 
Gegenstand  von  Vermögenswert  der  Preis,  so  erlangt  der  Sieger 
im  Wettbewerb  einen  Vermögensgewinn.  Interesse  und 
Wert  der  Wettbewerbtätigkeit  richtet  sich 
also  nach  dem  Wert  des  als  Preis  in  Aussicht 
stehenden  Gutes.  Hat  dieses  Vermögenswert,  ist  auch 
die  Wettbewerbtätigkeit  von  Vermögenswert:  gleichgültig, 
worin  diese  Tätigkeit  selbst  besteht  und  ob  sie  für  sich  genom- 
men besondere  Vermögenswerte  schafft. 

Da  es  sich  bei  dem  Wettbewerb  für  beide  Bewerber  aber 
erst  um  ein  noch  zu  erwerbendes  Gut,  den  Siegespreis, 


dem  Bilde  Reulings  zu  bleiben  —  etwa  das  einzige  freie  Nachtquartier 
im  entfernten  Dorfe  noch  zu  gewinnen,  so  geht  es  wohl  den  Einen  an, 
ob  er  oder  ob  der  Andere  mit  dem  gestohlenen  Zweirad-  früher  dorthin 
gelangt  und  ihm  das  Quartier  wegnimmt,  so  dass  er  nun  auf  der  Strasse 
kampieren  kann.  Dieses  Verkennen  führt  Reuling  auch  zu  einer  un- 
richtigen Auffassimg  der  Reklame.  Ihm  folgend  Rausnitz  in  seiner 
Besprechung  in  der  ZUR.,  Bd.  44.  S.  568  ff.  Vrgl.  dagegen  auch  Ann.  Sachs. 
OLG.  Dresden  Bd.  15,  S.  355.  RGSt.  33,  S.  8. 
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Entgangener  Gewinn.  —  Angriffsgegenstand  ist  das  Erwerben. 

handelt,  so  bedeutet  der  Sieg  nicht  das  Behalten,  das  Unter- 
liegen nicht  den  Verlust  eines  schon  besessenen  Gutes.  Der 
Siegespreis  ist  eben  noch  nicht  im  Besitz  eines  Mitbewerbers; 
sonst  bedürfte  es  nicht  erst  des  Strebens  darnach.  Die  Erlangung 
des  Siegespreises  ist  also  ein  Zuwachs  an  neuen  Gütern  für  den 
Sieger,  kein  Verlust  von  besessenen  Gütern  für  den  Unterlieger. 
Aber  da  auch  für  diesen  die  Möglichkeit  bestand,  sich  den  Zu- 
wachs an  Gütern  zu  verschaffen,  so  bedeutet  der  Sieg  des 
Gegners  und  die  Ergreifung  des  Siegespreises  durch  jenen  für 
ihn  die  Entgehung  eines  Gewinns.  Er  erleidet  also 
allerdings  einen  Schaden  im  weiteren  Sinne,  jedoch  lediglich 
durch  hierum  cessans.^)  Dann  aber  ist  die  Wegnahme  des 
Preises  durch  den  Sieger  nicht  ein  Eingriff  in  das  Haben  des 
Mitbewerbers  —  denn  dieser  besass,  wie  gesagt,  den  Preis  so 
wenig  wie  jener  —  sondern  ein  Vereiteln  des  Erwer- 
ben s.  Nicht  gegen  das  Haben,  sondern  gegen 
das  Erwerben  des  als  Siegespreis  ausgesetz- 
ten Gutes  richtet  sich  also  die  Tätigkeit  des 
Wettbewerbers. 

Das  ist  ohne  weiteres  klar,  wenn  die  Tätigkeit  des  Wett- 
bewerbers darin  besteht,  solche  Bedingungen  zu  setzen,  die  die 
Ausübung  der  Tätigkeit  des  Andern  unmittelbar 
hindern  (vgl.  unter  4  zu  B).  Aber  nicht  minder  wird  die  auf 
Erreichung  des  gemeinsamen  Ziels  'gerichtete  Tätigkeit 
beeinträchtigt,  wenn  das  Ziel  selbst  entrückt,  der  Zugriff  des 
Preises  durch  sein  Vorwegnehmen  ausgeschlossen  wird.  Und 
zwar  wird  sie  mittelbar  beeinträchtigt.  Wenn  das  Ziel,  zu 
dessen  Erreichung  allein  die  Tätigkeit  aufgewendet  wurde,  be- 
seitigt wird,  so  wird  die  weitere  diesem  Ziele  nachstrebende 
Tätigkeit  unmöglich,  die  bisherige  zu  einer  zwecklosen  gemacht. 
Denn  nicht  das  blosse  Tätigwerden  kam  in  Frage,  sondern  das 
zielbewusste,  auf  Ergreifung  des  Siegespreises  gerichtete 
Streben. 

Mit  Erlangung  des  Preises  durch  den  einen  der  Wettbewer- 


')  vergl.  auch  R  e  u  1  i  n  g  a.  a.  0.  S.  24. 
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Der  Massstab  für  die  Beurteilung  un^autern  Wettbewerbs. 

ber  hört  der  Wettbewerb  notwendig  selbst  auf.  Das  weitere 
Tätigwerden  des  Andern  wäre  kein  Wettstreben  mehr,  da  keine 
„Wedde"  mehr  vorhanden  wäre,  es  wäre  überhaupt  kein 
Streben  mehr,  da  es  des  Ziels  entbehrte.  Auch  die  die  eigene 
Tätigkeit  unmittelbar  fördernden  Handlungen  (zu  A)  richten  sich 
sonach  mittelbar  ebenfalls  gegen  das  Tätigsein  des  Mitbe- 
werbers, sofern  das  Verhältnis  eines  Wettbewerbs  vorliegt. 

Es  ergibt  sich  also:  Angriffsgegenstand,  gegen 
den  sich  die  Wettbewerbtätigkeit  des  Einen  richtet,  ist  die  auf 
Erreichung  des  gemeinsamen  Ziels  gerichtete  Wettbewerb- 
tätigkeit des  Andern,  nicht  etwa  der  Siegespreis  selbst. 

§  2. 

Der  Begriff  des  unlautern  Wettbewerbs  im 
Allgemeinen. 

1.  Besteht  die  Wettbewerbtätigkeit  darin,  dass  jeder  Mitr 
bewerber  das  eigene  Streben  fördert,  das  des  Andern  hindert, 
so  erhebt  sich  die  Frage,  wann  lässt  das  Einführen  von  fördern- 
den und  hemmenden  Bedingungen  den  Wettbewerb  lauter, 
wann  macht  es  ihn  unlauter?^) 

Hier  ist  zunächst  festzuhalten,  dass  die  hemmenden  und 
fördernden  Mittel,  die,  um  obzusiegen,  in  dem  Wettbewerb  an- 
gewendet werden,  lediglich  daraufhin  zu  prüfen  sind,  ob  sie 
sich  für  das  Wettbewerbverhältnis  als  lauter 
oder  unlauter  darstellen.  Der  Massstab  zur  Beurtei- 
lung ist  aus  dem  Wettbewerb  verhält  nisse 
heraus,  nicht  von  ausserhalb  des  Wettbe- 
werbverhältnisses    her     zu     entnehmen.      Vor 


*)  Die  meisten  erachten  es  freilich  für  unmöglich,  das  Wesen  des 
unlautem  Wettbewerbs  begrifflich  festzustellen,  wie  z.  B.  auch  G  a  r  e  i  s  , 
Blätter  für  Rechtsanwendung  in  Bayern  N.  F.  Bd.  LXI  S.  327;  Schmitz 
in  „Unlauterem  Wettbewerb"  Band  I  S.  88,  Rausnitz  i.  d.  Ztschr.  f. 
ges.  Handelsrecht  Bd.  4i  S.  576  u.  A.  Dagegen  bereits  der  Verfasser 
im  Sachs.  Archiv  f.  bürg.  Recht  u.  Prozess  Bd.  5,  S.  61  ff. 
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Wettbewerb  ein  Vergleichen  von  Kräften. 

allem  darf  der  Begriff  unlauter  hier  nicht  schlechthin  mit  dem 
Begriff  des  Unsittlichen  im  Verkehr  ausserhalb  des  Wettbewerbs 
verwechselt  werden.^)  Nicht  darauf  kommt  es  an,  ob  die  ange- 
wendeten Mittel  an  und  für  sich  genommen  und  ausserhalb  eines 
Wettbewerbverhältnisses  sittlich  oder  unsittlich  sind,  sondern 
lediglich  darauf,  ob  sie  als  Wettbewerbshandlungen 
erlaubt  sind  oder  nicht,  ob  sie  es  sind  im  Verhältnis  zum  Mit- 
bewerber und  im  Hinblick  auf  seine  Tätigkeit.  Es  können  auch 
an  sich  ganz  erlaubte  Mittel  zur  Erreichung  eines  Ziels,  sofern  sie 
im  Wettbewerb  mit  Andern  angewendet  werden,  uneriaubt,  un- 
lauter werden.  Gesetzt,  es  findet  ein  Wettrudern  statt. 
Wollte  sich  hierbei  eine  Partei  ausserdem  noch  heimlich  der  trei- 
benden Kraft  eines  versteckten  Motors  bedienen,  so  wäre  das  auf 
ihrer  Seite  zweifellos  ein  unlauteres  W  e  1 1  rudern.  Für  sich  ge- 
nommen aber  ist  die  Benutzung  der  treibenden  Kraft  von  Motoren 
neben  der  von  Rudern  selbstverständlich  nichts  Unerlaubtes 
oder  gar  Unsittliches.  Unlauter  ist  also  ein  Wettbewerb  nicht 
zufolge  der  aufgewendeten  Tätigkeit  an  sich,  sondern  zufolge 
des  Verhältnisses  der  Tätigkeit  des  Einen  zu  der  des  Anderen  im 
Wettbewerb,  das  einen  Vergleich  zwischen  beiden  Tätig- 
keiten setzt.  Ein  solches  im  Wettbewerb  begrifflich  liegendes 
Abmessen  und  Vergleichen  findet  aber  natürlich  nur  dann  statt, 


*)  Dies  wird  durchweg  übersehen,  da  sich  die  Betrachtung  niemals 
mit  dem  Begriff  des  Wettbewerbs  an  sich  zu  beschäftigen  pflegt,  sondern 
auf  den  Wettbewerb  im  Gewerbe  beschränkt  u.  hier  das  Unlautre  häufig 
zugleich  etwas  allgemein  UnsitUiches  ist  und  dieses  vor  allem  den  An- 
stoss  zum  Kampf  gegen  den  unlautem  Wettbewerb  gegeben  hat.  So  z.  B. 
Alexander-Katz,  Gutachten,  Verhandlungen  des  23.  Deutsch.  Ju- 
ristentags Bd.  1  S.  129.  Dr.  Sc  her  er,  Gutachten,  ebenda  S.  229, 
P  f  a  f  f ,  Gutachten,  Bd.  2  S.  4j69.  Häuser,  Ztschr.  f.  gewerbl.  Rechts- 
schutz Bd.  V  S.  26.  Auch  unrichtig  Bericht  der  VI.  Kommission 
(Stenogr.  Berichte  1895/97,  2.  Anlageband  S.  1197.  und  neuerdings  §  16 
des  Entwurfs  eines  österr.  Ges.  betr.  den  Schutz  gegen  unl.  "Wettbew. 
Pin n er,  Komment  (19(B)  S.  2.  Müller,  4.  Aufl.  S.  10.  Dagegen 
richtig  0.  Mayer,  Goldschmidts  Ztschr.  f.  d.  gesamte  Handelsrecht  Bd.  26 
S.  376:  „Aus  dem  moralisierenden  Wort  „d61oyale**  ist  nichts  zu  entneh- 
men." Auch  S  c  h  u  1  e  r ,  die  Conc.  d61.  S.  14  u.  15,  G  i  e  r  k  e  ,  Ztschr.  f. 
gewerbl.  Rechtsschutz  Bd.  IV  S.  116. 
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Einführung  nicht  in  Vergleich  stehender  Tätigkeit. 

wenn  auch  nur  die  in  Vergleichung  gesetzte 
Tätigkeit  von  jedem  der  Wettstrebenden  an- 
gewendet wird.^) 

Mit  Anwendung  jeder  anderen  als  der  in  Vergleichung  ge- 
setzten Tätigkeit  wird  der  beabsichtigte  Wettbewerb  tatsächlich 
sofort  zu  einem  Wettbewerb  anderer  Art.  Handelt  es  sich 
z.  B.  um  einen  Wettbewerb  durch  Rudern,  so  findet  ein  Wett- 
rudern eben  nur  statt,  sofern  die  Wettbewerber  sämtlich  rudern, 
handelt  es  sich  um  Wettbewerb  zwischen  Wettsegeln  und  Wett- 
rudern, so  findet  dieser  Wettbewerb  nur  statt,  wenn  nur  das 
Rudern  mit  dem  Segeln  in  Vergleich  gesetzt  wird.  Wird  da- 
gegen eine  Tätigkeit  eingeführt,  die  nicht  in  Vergleich  gesetzt 
werden  soll,  so  wird  für  die  Beurteilung  des  Ergebnisses  und  für 
die  Bewertung  der  beiderseitigen  Kräfte  ein  Element  hereinge- 
zogen, das  die  Wahrheit  fälscht.  Der  Wettbewerb  ist  dann  kein 
reiner,  lauterer  mehr.  Die  Einführung  solcher  unlauterer  Mittel 
zerfällt  ebenso  wie  die  der  lautern  notwendig  in  solche,  die  das 
Streben  des  Anderen  unmittelbar  hemmen,  und  solche,  die  das 
eigene  Streben  unmittelbar  fördern.  Findet  ein  Pferdewett- 
rennen statt  und  der  Eine  lockert  das  Hufeisen  beim  Pferde  des 
Gegners,  sodass  dieses  es  unterwegs  verliert  und  nun  unter  er- 
schwerten Umständen  weiter  rennen  muss,  so  stehen  nicht  mehr 
in  Vergleich,  wie  vorausgesetzt,  zwei  Pferde  je  mit 
guten  Hufeisen,  die  ihre  Kräfte  ungehindert  gebrauchen  können, 
sondern  zwei  Pferde,  von  denen  das  eine  zwar  ungehindert,  das 
andere  aber  gehindert  rennt.  Es  wird  also  das  Ergebnis  des 
Wettrennens  keine  wahre  Abmessung  und  Vergleichung  der 
Kräfte  beider  Pferde  bieten,  die  Lockerung  des  Hufeisens  macht 


')  Aehnlich  erblickt  Otto  Mayer  das  Wesen  der  Wettbewerbung 
in  dem  Danebensetzen  der  eignen  Kraft  zur  Ueberwindung  derjenigen  des 
Andern;  Zeitschrift  f.  das  gesamte  Handelsrecht  Bd,  26  (N.  F.  XI),  S.  377. 
Ihm  folgend  Schul  er,  die  Concurrence  d61oyale  im  franz.,  schweize- 
rischen u.  deutschen  Recht.  1895.  S.  14.  Vrgl.  auch  J.  Kohl  er  in 
Iherings  Jahrbüchern  Bd.  18  S.  260  (Das  Autorrecht).  Der  Verf.  Sachs. 
Archiv  Bd.  5  S.  61  ff.  Franckel,  Die  Bestimmungen  des  öslerr. 
Rechts  gegen  unehrbaien  Wettbewerb  1884,  S.  4. 
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Begriff  des  unlaulem  Wettbewerbs. 

den  Wettbewerb  zu  einem  unlautern.  Dasselbe  gilt,  wenn  för- 
dernde Bedingungen  in  den  Wettbewerb  eingeführt  werden,  die 
nach  der  Art  des  Wettbewerbs  nicht  zur  Vergleichung  stehen. 
Es  sei  an  das  bereits  erwähnte  Beispiel  der  Einführung  der  trei- 
benden Kraft  eines  Motors  beim  Wettrudern  erinnert.  Ein  be- 
sonderer Fall  des  Einfahrens  nicht  zur  Vergleichung  stehender 
fördernder  Bedingungen  ist  der,  dass  sich  der  eine  Wettbewer- 
ber zur  Erreichung  des  Ziels  der  Kräfte  des  anderen  Wettbewer- 
bers mitbedient.  Etwa  wenn  sich  beim  Wettrudern  der  eine 
Mitbewerber,  indem  er  seinen  Nachen  mit  dem  des  anderen  Mit- 
bewerbers unsichtbar  verbindet,  die  Kräfte  des  Gegners  nutzbar 
macht,  um  sich  mit  fortziehen  zu  lassen.  Auch  hier  steht  dann 
nicht  mehr  in  Vergleich,  wie  vorausgesetzt,  die  blosse  Kraftbe- 
tätigung des  Einen  und  des  Andern,  sondern  die  Kraftbe- 
tätigung des  Einen  und  die  Kraftbetätigung  des  Anderen  zugleich 
unterstützt  durch  die  Tätigkeit  des  Gegners,  was  wiederum  den 
Wettbewerb  unlauter  macht,  weil  es  zu  einem  unwahren  Ergeb- 
nisse führt.  Unlauter  wird  sonach  ein  Wettbe- 
werb durch  Einführung  aller,  sei  es  hindern- 
der, sei  es  fördernder  Bedingungen,  die  nicht 
eine  zur  Vergleichung  stehende  Tätigkeit  ent- 
falten. Welche  Tätigkeit  aber  zur  Vergleichung 
steht,  also  im  Wettkampf  ausschliesslich  zur  Anwendung  ge- 
langen darf,  wenn  dieser  nicht  unlauter  werden  soll,  das  richtet 
sich  selbstverständlich  nach  der  Art  des  Wettbewerbs. 
2.  Die  Einführung  einer  nicht  zur  Vergleichung  stehenden 
Tätigkeit  in  den  Wettkampf  bleibt  unlauter,  auch  wenn  der 
Wettkampf  bereits  von  dem  Einen  oder  dem  Andern  zu  einem 
unlautern  gemacht  worden  ist.^)  Er  wird  dadurch  nur  zu  einem 
erhöht  unlauteren,  die  Vergleichung  der  sich  messenden  Kräfte 
wird  weiter  erschwert  und  verfälscht,  das  Ergebnis  noch 
weniger  wahr.  Deshalb  wird  auch,  wenn  der  eine  Wettbe- 
werber bereits  eine  nicht  zur  Vergleichung  stehende  Tätigkeit 
in  den  Kampf  eingeführt  hat,  die  Einführung  einer  ebenfalls  nicht 


')  Kammerger.  31  X.  1900.  Rsp.  d.  OLG.  1  S.  48. 
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Anwendung  unlauterer  Mitlei  auf  beiden  Seiten. 

zur  Vergleichung  stehenden  Tätigkeit  durch  den  anderen  Wett- 
bewerber zu  einer  unlautern  Wettbewerbshandlung.  Hat  beim 
Wettrudern  der  Eine  das  Steuer  des  Andern  verbogen,  um  so 
sein  Weiterkommen  zu  erschweren,  und  bringt  deshalb  der 
Andere  nun  an  seinem  Boot  einen  Motor  an,  um  sein  Weiter- 
kommen zu  fördern,  so  führt  auch  dieser  Andere  eine  Kraft  in 
den  Wettbewerb  ein,  die  nicht  zur  Vergleichung  steht,  und  macht 
damit  den  Wettbewerb  weiterhin  noch  mehr  unlauter  und  falsch. 

Lediglich  die  zur  Wiederherstellung  und  Aufrechterhaltung 
des  lauteren  Wettbewerbs  dienenden  Handlungen  dürfen  ein- 
geführt werden.  Sie  sind  als  solche  dann  Wettbewerbshandlun- 
gen, denn  sie  dienen  dem  Streben,  indem  sie  Störungen, 
sei  es  dritter,  sei  es  des  Mitbewerbers,  beseitigen  und  abhalten,^) 
sie  machen  auch  den  Wettbewerb  nicht  unlauter,  sondern 
>\ollen  gerade  die  Lauterkeit  aufrecht  erhalten. 

3.  Nicht  mehr  bloss  unlauter,  sondern  überhaupt  ausge- 
schlossen wird  der  Wettbewerb,  wenn  entweder  von  vornher- 
ein das  Mitstreben  des  Anderen  verhindert  wird  oder  wenn 
das  gemeinsame  Ziel  vernichtet  und  so  dessen  Erreichung  für 
beide  Parteien  unmöglich  gemacht  wird.  Denn  auch  der  un- 
lautere Wettbewerb  ist  immer  noch  Wettbewerb  und  hat  zur 
notwendigen  Voraussetzung  eine  Mehrheit  von  Strebenden  bei 
Einheit  des  Ziels.  Ist  von  vornherein  aber  der  Andere  vom 
Mitstreben  ausgeschlossen  oder  ist  für  niemanden  ein  Ziel,  das 
erreicht  werden  könnte,  vorhanden,  so  ist  kein  Wettbewerb 
möglich.  Hintertreibt  z.  B.  daher  jemand  die  Zulassung  des  An- 
deren zu  einem  Gewerbe,  etwa  die  Erlangung  der  erforderlichen 
Konzession,  oder  verhindert  er  sonst  von  vornherein  dessen 
Tätigwerden,  so  verhindert  er  ihn  zwar  an  der  Ausübung  dieser 
in  Aussicht  genommenen  gewerblichen  Tätigkeit  und  damit  am 
Wettbewerb  überhaupt,  unlauter  aber  macht  er  einen  —  gar 
nicht  vorhandenen  —  Wettbewerb  nicht.  Und  vernichtet 
jemand,  der  mit  Anderen  in  einem  Teiche  etwa  um  die  Wette 
angelt,  den  gesamten  Fischbestand,  so  macht  er  nicht  nur  für 


')  OLG.  Dresden  30.  XIL  04.  3.  0.  246/04. 
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Auch  Dritte  können  den  Wettbewerb  unlauter  machen. 

den  Wettbewerber,  sondern  auch  für  sich  selbst  die  Erreichung 
des  Ziels  —  z.  B.  den  Fang  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Fischen  in  bestimmter  Zeit  —  unmöglich  und  hebt  damit  den 
Wettbewerb  überhaupt  auf.  Er  verhindert  also  ebenfalls  zwar 
den  Anderen  an  der  Ausübung  des  Fischens,  unlauter 
macht  er  aber  auch  hier  einen  Wettbewerb  nicht  mehr. 

4.  Unlauter  machen  können  den  Wettbewerb  nicht  nur  die 
Wettbewerber  selbst,  sondern  auch  dritte,  ausserhalb 
des  Wettbewerbs  Stehend  e.^)  Wenn  bei  einem 
Wettrudern  zwischen  zwei  Personen  ein  am  Wettrudern  nicht 
teilnehmender  Dritter  das  Steuer  des  Einen  verbiegt  und  so 
dessen  Vorwärtskommen  erschwert,  oder  das  Boot  des  Anderen 
mit  einem  unsichtbaren  Motor  versieht  und  so  dessen  Vorwärts- 
kommen fördert,  macht  er  in  gleicher  Weise  den  Wettbewerb 
unlauter,  wie  wenn  dies  von  anderen  Konkurrenten  geschehen 
wäre.  Nur  kommt  ihm  der  Erfolg  seiner  Handlung  nicht  zu 
Oute,  da  er  nicht  Teilnehmer  am  Wettbewerb  ist,  für  ihn  also 
die  Erreichung  des  Ziels  nicht  in  Frage  steht.  Er  verursacht 
daher  zwar  unlautern  Wettbewerb,  begeht  aber  selbst  keinen 
unlautern  Wettbewerb,  denn  seine  Handlung  ist  nicht  Wettbe- 
werbshandlung. 

5.  Verletzt  wird  durch  den  unlautern  Wettbewerb  als 
solchen  stets  nur  der  Mitbewerber,  niemals  ein  dritter 
ausserhalb  des  Wettbewerbverhältnisses  Stehender.  Da  im  un- 
lautern Wettbewerb  ebenso  wie  im  lautern  der  Vorsprung  vor 
dem  Andern  bei  Erreichung  des  Ziels  und  sein  Ausschluss  davon 
herbeigeführt  werden  soll,  so  steht  auch  nur  das  Interesse  eines 
Mitbewerbers  an  Erreichung  des  Ziels  in  Frage.  Richtet  sich  die 
lautre  Wettbewerbshandlung  allein  gegen  den  Mitbewerber,  so 
tut  es  auch  die  unlautere,  als  solche  kann  sie  sich  gar  nicht 
gegen  ausserhalb  des  Wettverhältnisses  Stehende  richten.  Die 
Lockerung  des  Hufeisens  beim  Pferde  des  Mitbewerbers,  die  un- 
zulässige Verwendung  der  treibenden  Kraft  eines  Motors  in  den 
vorerwähnten  Beispielen  berührt  naturgemäss  die  Interessen  des 


')  RGZ.  50  S.  108.    RGSt.  35  S.  417. 
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Der  Verletzte.  —  Angriffsgegenstand  ist  das  Erwerben. 

Wettbewerbers,  die  eines  aussen  Stehenden  gar  nicht.O  Ein 
Verkäufer  kann  unlautern  Wettbewerb  treiben,  ohne  dass  der 
Käufer  irgend  wie  geschädigt  wird. 

Damit  ist  selbstverständlich  nicht  ausgeschlossen,  dass  die 
unlautre  Wettbewerbshandlung  nebenbei  auch  noch  andere 
Güter  und  Interessen,  sei  es  des  gegnerischen  Wettbewerbers, 
sei  es  aussenstehender  Dritter  verletzen  kann.  Diese  Verletzung 
ist  dann  aber  für  den  Wettbewerb  etwas  Zufälliges,  i  h  m  n  i  c  h  t 
begrifflich  Angehöriges,  sie  findet  statt,  wie  sie 
ebensogut  auch  ausserhalb  jedes  Wettbewerbverhältnisses  hätte 
stattfinden  können.  Die  Lockerung  des  Hufeisens  kann  auch  von 
jemand  vorgenommen  werden,  der  nicht  im  Wettbewerb  steht, 
und  sie  kann  sowohl  dann  als  wenn  sie  vom  Wettbewerber  vor- 
genommen wird,  eine  Sachbeschädigung  darstellen,  die  mög- 
licher Weise  mit  der  unlautern  Wettbewerbshandlung  kon- 
kurriert. Ein  Käufer  kann  durch  unwahre  Vorspiegelung  über 
die  Beschaffenheit  einer  Ware  sowohl  innerhalb  als  ausserhalb 
eines  Wettbewerbverhältnisses  geschädigt  werden.  Es  kann 
Betrug  gegen  den  Käufer  und  unlautrer  Wettbewerb  zugleich 
vorliegen. 

Die  Verletzung  durch  unlautern  Wettbewerb  begreift  also 
in  sich  nur  die  Verletzung  des  einen  Wettbewerbers  zum 
Zwecke  des  Wettbewerbs. 

6.  Ist  die  Wettbewerb  tat  igkeit  des  Andern  das 
Angriffsobjekt,  gegen  das  sich  die  lautre  Wettbewerbtätigkeit 
richtet,  so  richtet  sich  notwendig  auch  die  unlautere  Wettbe- 
werbtätigkeit gegen  ebendasselbe.  Denn  beide  streben  darnach, 
den  Gegner  am  Erwerben  des  ausgesetzten  Siegespreises, 
der  „Wedde"  zu  hindern.  Wie  deshalb  schon  durch  lautere 
Handlungen  des  Wettbewerbs,  wenn  sie  die  eigne  Tätigkeit  för- 
dern, die  Wettbewerbtätigkeit  des  Gegners  beeinträchtigt  und 
gehindert  werden  kann,  so  auch  durch  unlautere  fördernde  Hand- 
lungen, selbst  wenn  diese  als  solche  ausserhalb  des  Wettbewerb- 


*)  So  auch  P  f  a  f  f ,  Guiachten  a.  a.  0.  Bd.  2  S.  468. 
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Angriffsgegenstand  ist  das  Erwerben. 

Verhältnisses  nicht  geeignet  wären,  das  Mitstreben  des  Gegners 
zu  hemmen. 

Dass  die  unlautere  unmittelbar  hemmende  Tätigkeit  des 
Strebens  nach  einem  bestimmten  Ziel  auch  ausserhalb  eines 
Wettbewerbverhältnisses  ausgeübt  werden  kann,  ist  ohne 
Weiteres  klar.  Inwieweit  sie  auch  dann  eine  Schädigung  hervor- 
bringt und  welche  Bedeutung  sie  sonst  hat,  ist  eine  Frage  für 
sich.  Namentlich  wird  eine  Hemmung  im  Streben  nach  einem 
bestimmten  Ziel  ausserhalb  eines  Wettbewerb  Verhältnisses 
nicht  notwendig  immer  zugleich  eine  endgiltige  Vereitelung  von 
dessen  Erreichung  sein,  sondern  oft  nur  eine  Erschwerung  oder 
Verzögerung  darstellen,  während  sie  beim  Bestehen  eines  Wett- 
bewerbverhältnisses leicht  das  Zuvorkommen  des  Gegners  und 
damit  den  dauernden  Ausschluss  verursacht. 

Dass  neben  der  Wettbewerbtätigkeit  selbst  auch  noch 
andere  Güter  des  gegnerischen  Wettbewerbers  durch  eine 
dessen  Streben  unmittelbar  unlauter  hindernde  Tätigkeit  verletzt 
werden  können,  wurde  schon  oben  unter  3  hervorgehoben.  Es 
kann  neben  die  Behinderung  in  der  Ausübung  der  Wettbewerb- 
tätigkeit die  Beschädigung  einer  Sache  oder  eines  sonstigen  Gutes 
treten.  Diese  kann  vornehmlich  das  Mittel  werden  zur  Beein- 
trächtigung der  Wettbewerbtätigkeit  selbst.  Hervorzuheben 
ist,  dass  eine  solche  Beschädigung  eines  änderen  Gutes  als  das 
der  Wettbewerbtätigkeit  durch  eine  die  eigene  Wettbe- 
werbtätigkeit unlauter  fördernde  Handlung  niemals  verübt  wer- 
den kann.  Sie  muss  sich  notwendiger  Weise  auf  die  Be- 
einträchtigung der  gegnerischen  Wettbewerbtätigkeit 
beschränken.  — 

Diese  im  Vorstehenden  entwickelten  Grundsätze  folgen  aus 
dem  Begriffe  des  Wettbewerbs  an  sich  und  gelten  daher  für 
jeden  Wettbewerb,  gleichgiltig  auf  welchem  Gebiete  er  statt- 
findet, welche  Tätigkeit  mit  einander  in  Wettbewerb  tritt.  Sie 
müssen  daher  auch  auf  dem  Gebiete  des  Erwerblebens  für  den 
dort  herrschenden  Wettbewerb  massgebend  sein. 
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Arbeit  als  Hauswirtschaft. 
§  3. 

Der  Begriff  des  Gewerbebetriebs. 

1.  Der  Wettbewerbe  gibt  es  soviel,  als  es  Ziele  gibt,  deren 
Erreichung  die  Menschen  zugleich  anstreben,  und  als  es  Mittel 
gibt,  die  das  Streben  fördern. 

Hier  handelt  es  sich  um  den  Wettbewerb  auf  dem  Ge- 
biete der  Arbeit,  und  zwar  der  wirtschaftlichen  Arbeit,  und 
von  diesem  wieder  auf  dem  besonderen  Gebiete  der  Er- 
werbtätigkeit. 

Diese  Tätigkeit  kann  in  Aufwendung  rein  körperlicher  oder 
rein  geistiger  Kräfte  oder  beider  vereint  bestehen.  Das  Ergebnis 
kann  eine  Umbildung  der  Aussenwelt  oder  eine  Erscheinung  der 
Innenwelt,  die  Erschaffung  eines  geistigen  Erzeugnisses  (Erfin- 
dung, Gedicht,  Komposition,  Bezeichnungsmittel)  sein. 

Das  Ziel,  das  durch  die  Hervorbringung  des  Arbeiterzeug- 
nisses erstrebt  wird,  kann  verschieden  sein,  es  können  auch 
mehrere  Ziele  zugleich  verfolgt  werden.  Für  den  Arbeiter  das 
A^ichtigste  Ziel  ist  immer,  sich  die  Mittel  zur  Selbsterhaltung, 
zur  Selbstbehauptung  gegenüber  der  Umwelt  zu  verschaffen. 

Dies  kann  auf  zwiefache  Weise  erreicht  werden. 

Zuerst  dadurch,  dass  das  durch  die  Arbeit  Geschaffene 
unmittelbar  genossen  und  dem  Zwecke  der  Selbster- 
haltung dienstbar  gemacht  wird.  Das  ist  die  ursprünglichste 
Form  der  Arbeit:  das  Erzeugnis  wird  zum  Verbrauch  für  den 
Arbeiter  selbst  hergestellt.  So  war  es  und  ist  es  noch  heute  bei 
der  Hauswirtschaft  und  Naturalwirtschaft.  Hier  fällt  das  Erar- 
beitete unmittelbar  dem  es  Geniessenden  und  Gebrauchenden 
zu ;  der  Genussgegenstand,  der  zum  Unterhalt  dienen  soll,  muss 
zwar  erarbeitet,  braucht  aber  nicht  erworben  zu  werden. 

Das  wird  anders  mit  Entstehung  der  Tausch-  und  Geld- 
wirtschaft, die  ermöglicht,  auch  diejenigen  Genussgüter  sich  zu 
erwerben,  die  man  nicht  selbst  erzeugt  hat.  Auch  hier  bleibt 
das  Ziel  der  Arbeit,  sich  durch  sie  die  Mittel  zur  Selbsterhaltung 

—    15    — 


Die  Erwerbsarbeit. 

ZU  verschaffen.  Das  Gearbeitete  dient  aber  nicht  mehr  unmittel- 
bar als  Qenussgut,  sondern  wird  ein  Mittel  des  Eintausches  gegen 
ein  anderes  Qenussgut.  Es  gilt  nun  das  Gearbeitete  an  einen 
Dritten  abzusetzen,  um  von  diesem  dafür  das  Genussgut  oder 
ein  Eintauschmittel  (Geld)  zu  erlangen.  Das  zur  Selbsterhaltung 
dienende  Gut  fällt  nicht  mehr  unmittelbar  dem  Arbeiter  zu,  son- 
dern muss'  jetzt  von  diesem  erst  durch  das  Gearbeitete  erwor- 
ben werden.  Und  damit  wird  die  Arbeit  zur  Er- 
werbsarbeit. Das  besondere  hieran  ist  also  nicht  die  Art 
der  Arbeit,  sondern  der  Umstand,  dass  sich  zwischen  die  Arbeit 
und  ihren  Lohn  dritte  dazwischen  schieben,  dass  Erzeuger  und 
Verbraucher  des  Erzeugten  verschiedene  Personen  sind,  dass 
das  Gearbeitete  nicht  mehr  zum  eigenen  Genuss,  sondern  zum 
Genuss  andrer  dient,  um  diese  dadurch  zur  Hergabe  ihrer 
Güter,  deren  Genuss  man  erstrebt,  zu  bewegen.  Darin,  dass 
man  so  fremde  und  neue  Genussgüter  sich  verschaffen,  ge- 
winnen kann.  Hegt  immer  ein  Vorteil,  denn  es  wird  eine  neue 
Genussmöglichkeit  erlangt  gegen  Hingabe  eines  Erzeugnisses, 
dessen  Genuss  man  selbst  nicht  will.  Deshalb  erlangt  der  Be- 
griff des  „Gewinnes"  eines  solchen  erstrebten  Genussguts  die 
Bedeutung  des  Vorteilhaften  schlechthin  auch  im  Sinne  einer 
Vermögensvermehrung,  während  tatsächlich  nur  das  Vorteil- 
hafte im  Sinne  einer  Genussvermehrung  vorhanden  ist.  Die 
Absicht,  auch  einen  Gewinn  im  Sinne  eines  Vermögenzu- 
wachses zu  machen,  ist  aber  nicht  im  Begriff  der  Erwerbsarbeit 
enthalten.  Erworben,  gewonnen  ist  das  Eingetauschte,  auch 
wenn  es  gleich-  oder  minderwertig  ist  mit  dem  hingegebenen 
Arbeiterzeugnisse,  sofern  es  nur  dessen  Entgelt  sein  soll.  Be- 
steht die  Absicht,  sich  auf  diese  Art  f  o  r  t  g  e  s  e  t  z  t^)  die  zur 
Selbsterhaltung  erforderlichen  Genussgüter  oder  die  Mittel  zu 
ihrem  Eintausch  zu  verschaffen,  wird  daher  fortgesetzt  zu 
diesem  Zwecke  gearbeitet  und  das  Gearbeitete  zur  Erwerbung 


*)  RGZ.  10  S.  102.  Der  Umfang  der  Dauer  ist  nebensächlich,  es  kann 
auch  ein  von  vornherein  bestimmter  kürzerer  Zeitraum,  (Ausstellung.  Bade- 
saison) genügen. 
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Die  gewerbliche  Tätigkeit 

anderer  Qenussgüter  verwendet,  so  gewinnt  die  Arbeit  eine  ge- 
wisse Einheitlichkeit  und  Stetigkeit,  zeigt  sich 
nach  aussen  hin  als  etwas  Ganzes,  als  eine  augenfällige  Erschei- 
nung, und  man  bezeichnet  dann  diese  einzelnen  fortgesetzten 
Erwerbshandlungen  als  gewerbliche  Tätigkeit,  zu- 
sammenfassend als  Gewerbe  und  Gewerbebetrieb/) 

Den  Inhalt  auch  dieser  gewerblichen  Tätigkeit  bildet  aber 
nichts  anderes  als  die  soeben  geschilderte  Erwerbtätigkeit.  Es 
tritt  zu  ihr  nur  neu  hinzu  das  Moment  der  Fortsetzung,  der  Wie- 
derholung. Daher  ist  auch  für  die  gewerbliche  Tätigkeit  nicht 
eine  besondere  Absicht  auf  Gewinnerzielung  im 
Sinne  eines  Vermögenzuwachses  zu  erfordern,  ent- 
gegen der  gemeinen  Meinung,  es  genügt  die  Absicht  ein  Genuss- 
gut als  Entgelt  zu  erwerben.^)  Gewiss  wird  die  Absicht,  sich 
durch  die  gewerbliche  Tätigkeit  einen  Vermögenzuwachs  zu 
verschaffen,  meist  vorhanden  sein;  sie  ist  aber  ein  ausserhalb 
dieser  Tätigkeit  liegendes  Moment  und  berührt  ihr  Wesen  eben- 
sowenig, wie  es  eine  Absicht,  noch  andere  Ziele  mit  der  Erwerb- 
tätigkeit zu  erreichen,^)  tun  würde.*)  Auch  auf  die  S  e  1  b  s  t  ä  n  '• 
d  i  g  k  e  i  t  des  die  gewerbliche  Tätigkeit  Ausübenden  kommt  es 
nicht  an. 

Ebensowenig  besteht  die  gewerbliche  Tätigkeit  bloss  im 
Absetzen  des  Arbeiterzeugnisses,*)  vielmehr  ist  beides  und  jedes 
für  sich  gewerbliche  Tätigkeit:  Herstellen  des  gewerblichen 


')  ROM.  14  S.  lia   RG2.  38,  S   20;  39  S.  137. 

•}  vgl.  RGZ.  38  S.  22;  39  S.  137;  RGZ.  37  S.  295  steht  nur  schein- 
bar entgegen.  Bei  dem  zur  Entscheidung  stehenden  Fall  liegt  überhaupt 
keine  Erwerbtäligkeit  vor. 

•)  z.  B.  bei  den  Erwerb-  und  Wirtschaftgenossenschaften  die  Förde- 
rung des  Erwerbs  der  Mitglieder  durch  gemeinschaftlichen  Geschäfts- 
betrieb.    Ges.  V.  20.  V.  98.  §  1. 

*)  Das  hindert  nicht,  dass  einzelne  Sondergesetze  bei  ihren 
gesetzlichen  Vorschriften  davon  ausgehen,  eine  Gewinnabsicht  müsse  vor- 
handen sein. 

■)  so  M.  M.  Kohl  er.  Das  Verbrechen  des  unlauteren  Wettbe- 
werbs S.  7. 
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Körperliche  und  geistige  gewerbliche  Tätigkeit. 

Erzeugnisses  und  Absetzen  der  Arbeitleistung.^)  Die 
Unterscheidung  zwischen  -Gewerbe  und  Handel  kommt 
hier  nicht  in  Betracht. 

Das  ist  das  Wesen  der  Erwerbtätigkeit  und  gewerblichen 
Tätigkeit,  wie  sie  uns  im  Leben  gegenübertritt.  Im  Wettbe- 
werb namentlich  stehen  nicht  nur  die  gewerblichen  Tätig- 
keiten, auf  die  die  Gewerbeordnung  Anwendung  findet, 
darum  darf  hier  die  Auf f assung  derGewerbe- 
ordnung  oder  einzelner  Sondergesetze  über- 
haupt  nicht   massgebend   sein.^) 

2.  Hieraus  sind  nachstehende  Folgerungen  zu  ziehen. 

a)  Jedes  Erzeugnis  und  jede  Tätigkeit, 
deren  wirtschaftliche  Abschätzung  erfolgen  kann,^)  ist  geeignet, 
Gegenstand  einer  Erwerbtätigkeit  zu  bilden.  Es  können  körper- 
liche bewegliche  und  unbewegliche  Gegenstände  (Waren,  land- 
wirtschaftliche und  gärtnerische  Erzeugnisse,*)  Heilmittel  — 
Grundstücke),  es  kann  ein  unkörperlicher  Gegenstand  (Erfin- 
dung, literarisches  und  musikalisches  Erzeugnis),  es  können 
körperliche  und  geistige  Tätigkeit  höherer  und  niederer  Art*) 
dazu  verwendet  werden,  ein  anderes  Genussmittel  (Geld)  mit 
ihnen  zu  erwerben. 

Daher  üben  in  dem  hier  allein  in  Betracht  kommenden 
Sinne  gewerbliche  Tätigkeit  aus  z.  B.  die  Apotheker, 
Ärzte,®)  Techniker,  Schriftsteller,  Künstler 
aller  Art  (auch  Schauspieler  und  Tänzer),  Theaterun- 
ternehme r.*^) 


*)  vgl.  Verfasser  im  Sachs.  Archiv  V  S.  67.   Träger,  Gruchots 
Beilr.  5.  Folge  1892  S.  196 

•)  RGZ.  1  S.  265;    8  S.  53;    22,  S.  5.    RGSt.  9  S.  351.    Unrichig 
W  o  1  f  f ,  Archiv  f.  bürg.  R.  13  S.  39. 

.*)  RGZ.  Jur.  Wochenschr.  1897.  S.  213". 
•*)  Johow-Ring21,  C    S.  73. 

»)  BGB.  §§  622,  627. 

•)  Gewerbl.  Rechtsschutz  1898  S.  190.   D.  J.  Z.  VII  S.  534,   RGSt  33 
S.  271. 

^)  F  u  1  d ,  U W.  IV  S.  89.  Rsp.  OLG.  8  S.  247. 
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Anwälte.  —  Beamte.  \.: 

b)  Ferner  Rechtsanwälte  und  Patentan wälte.O 
Jene  nehmen  zwar  an  der  Durchführung  der  Rechtsordnung 
teil  und  sind  insoweit  Gehilfen  für  die  Erfüllung  staatlicher  Auf- 
gaben: gleichwohl  werden  sie  in  erster  Linie  in  eigenem  In- 
teresse tätig,  verfügen  frei  über  ihre  Leistungen  und  zu  dem  aus- 
gesprochenen Zwecke,  dafür  Entgelt  einzutauschen,  also  zu  er- 
werben.^) 

Dass  das  Entgelt  für  eine  Gesamtleistung  oder  eine  unbe- 
stimmte Summe  von  Einzelleistungen  im  Ganzen  oder  in  Teil- 
zahlungen als  Gehalt,  Salair,  Gage  usw.  gewährt  wird,  schliesst 
das  Vorhandensein  einer  gewerblichen  Tätigkeit  nicht  aus.  Hat 
das  Entgelt  aber  nicht  mehr  ausschliesslich  die  Natur  einer  Ge- 
genleistung, die  mit  der  Darbietung  der  Arbeit  erworben  werden 
soll,  sondern  nimmt  sie  den  Charakter  eines  Unterhalts  für 
die  arbeitende  Person  an  —  wennschon  zu  dem  Zwecke,  damit 
deren  Arbeitskraft  zu  erhalten  —  so  liegt  keine  gewerbliche 
Tätigkeit  mehr  vor.  Deshalb  übt  der  öffentliche  Beamte 
auch  dem  Staat  und  der  Gemeinde  gegenüber  keine  gewerbliche 
Tätigkeit  aus.  Beamte  in  diesem  Sinne  können  auch  Ärzte  an 
staatlichen  Anstalten  werden.  Bei  Privatbeamten  besteht 
in  der  Regel  nicht  die  Auffassung  der  Unterhaltgewährung, 
sondern  die  der  reinen  Entgeltung  für  geleistete  Dienste.  Sofern 
die  öffentlichen  Beamten  als  Organe  des  Staats  oder  der  Ge- 
meinde dritten  gegenüber  tätig  werden,  ist  diese  Tätigkeit  des- 
halb keine  gewerbliche,  weil  sie  überhaupt  nicht  als  eigne,  son- 
dern als  Tätigkeit  des  Staats  oder  der  Gemeinde  in  Betracht 
kommt.  Es  richtet  sich  dann  darnach,  ob  die  staatliche  oder 
gemeindliche  Tätigkeit  gewerbliche  ist  oder  nicht.  Auch  wenn 
ihnen  die  Ausübung  einer  Tätigkeit  mit  Rücksicht  auf  den  ihnen 
beikommenden  öffentlichen  Glauben  übertragen  oder  überlassen 
ist,  wie  z.  B.  die  Vornahme  freihändiger  Verkäufe,  Auktionen 


')  so  schon  in  der  1.  Auflage.  Ob  das  Sondergesetz  v.  27. 
V.  96  Anwendung  leidet,  ist  eine  andere  Frage  u.  wird  später  zu  er- 
örtern sein. 

•)  so  auch  RGZ.  3.  VH.  1903.  Bl.  f.  P.  1903.  S.  243.  Dagegen  R  aus- 
nitz,  Gewerbl.  Rechtssch.  1898.  S.  93. 
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Erwerb  zu  eignem  Gebrauch  imd  andern  Zwecken. 

USW.  durch  Notare  oder  Gerichtsvollzieher,  liegt 
keine  gewerbliche  Tätigkeit  vor.  Auch  dann  noch  ist  diese  ein 
Akt  staatlicher  Fürsorge.^) 

Anderis  bei  bloss  konzessionierten  oder  öffentlich  überwach- 
ten Privatpersonen,  wie  Auktionatoren,  Qeschäf tsagen- 
ten,  Rechtskonsulenten  usw.,  die  gewerbliche  Tätigkeit  ausüben. 

c)  Dient  das  Arbeiterzeugnis  nicht  dem  Umsatz,  sondern 
dem  eigenen  Gebrauch,  so  liegt  keine  gewerbliche 
Tätigkeit  vor.  Ein  Landwirt,  der  zu  seinem  und  seines  Haushalts 
Unterhalt  die  Erzeugnisse  seiner  Arbeit,  die  Früchte  der  Land- 
wirtschaft, Fischerei  oder  Jagd  unmittelbar  verbraucht  und  nicht 
gegen  andere  Güter  von  dritten  eintauscht,  betreibt  insoweit 
keine  gewerbliche  Tätigkeit.^)  Hiernach  üben  auch  Konsum- 
vereine,^) die  Waren  nur  an  die  Mitglieder,  nicht  an  dritte,  ab- 
setzen, ebenso  Militärkantinen,  Kasinos,  Versi- 
cherungsgesellschaften auf  Gegenseitigkeit^) 
keine  gewerbliche  Tätigkeit  aus.  Wohl  aber  eingetragene 
Erwerbs-  und  Wirtschaftgenossenschaften, 
denn  diese  erwerben  nicht  unmittelbar  für  ihre  Mitglieder,  son- 
dern für  sich  und  verteilen  nur  die  Einnahmen  wieder  an 
ihre  Mitglieder.^) 

Staat  und  Gemeinde  können  gewerbliche  Tätigkeit 
ausüben,  wenn  es  sich  um  Absatz  von  Leistungen  an  andre  zu 
dem  Zwecke  handelt,  dafür  Geld  einzutauschen,  z.  B.  bei  Aus- 
übung von  Tabak-  und  dergl.  Monopolen,  Betrieb  von  Eisen- 
bahnen,®) Postbetrieb,*')  staatlichen  Bergwerken,   Herausgabe 


')  a.  M,  Wolff,  Arch.  f.  bürg.  R.  13  S.  41. 

*)  RGSt  32,  S.  27,  RGZ.  37  S.  297..  Jur.  Wochenschr.  1901  S.  85* 
OLG.  Celle  27.  XL  97  il  Goltdammer«  Archiv  40  S.  354;  46,  S.  60. 

")  Jahrb.  des  KGs.  2L  A.  S.  77.  Rspr.  OLG.  2  S.  123. 

*)  ROH.  4,  S.  201.   RGZ.  14  S.  238. "  Striethorsts  Archiv  58,  S.  327. 

•^  Jur.  Wochenschr.  1901  S.  85".  Das  Gesetz  selbst  spricht  von  ge- 
meinschaftlichem Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft  in  §  1  Ges.  betr. 

20  V   98 
Erwerbs-  u.  Wirtschaftsgen.  v.  _:!_:—_: 

•)  RGZ.  20,  S.  122. 
')  vgl.  aber  HGB.  §  452. 
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Erwerb  zu  andern  Zwecken. 

von  Zeitungen  und  Zeitschriften/)  Unternehmen  von  Banken,^) 
Schiffahrtbetrieben,  Fabriken,  Lagerhaltung,^)  bei  Darbietung 
eines  Kanals,*)  Strassenbahnen.  Handelt  es  sich  dagegen  um 
Herstellung  von  Erzeugnissen  zur  Ausübung  und  Erfüllung 
öffentlich-rechtlicher  Pflichten,  um  Anschaffungen  für  Staats- 
zwecke, so  gewinnt  das  erhobene  Entgelt  für  die  gebotenen 
Leistungen  die  Natur  einer  Steuer,  die  Leistung  wird  nicht  ge- 
währt zudemZwecke,  um  ein  Entgelt  zu  erwerben,  es  liegt 
daher  keine  gewerbliche  Tätigkeit  vor;  so  z.  B.  bei  Herstellung 
guten  Kriegsmaterials  in  eigenen  Anstalten  des  Staats,^)  Ver- 
sorgung mit  Wasser  und  Licht,  Düngerabfuhr  usw.  durch  die 
Gemeinde.  Es  ist  aber  andrerseits  auch  möglich,  dass  der  Staat 
oder  die  Gemeinde  die  Erfüllung  der  öffentlichen  Pflicht  dadurch 
zu  erreichen  suchen,  dass  sie  «in  Privatunternehmen  mit  Her- 
stellung der  Leistungen  beauftragen.  Dann  kommt  es  auf  diie 
Stellung  an,  die  dieses  zu  ihnen  einnimmt,  und  es  kann  sehr 
wohl  das  Unternehmen  einen  selbständigen  Gewerbebetrieb 
bilden. 

Das  Ziel,  durch  die  Arbeitleistung  Geld  zu  erwerben,  fehlt 
auch  bei  rein  wohltätigen,  geselligen,  wissenschaftlichen, 
künstlerischen  Unternehmungen.  Die  blosse  Erstattung  der  Aus- 
lagen macht  diese  Unternehmungen  noch  nicht  zu  gewerblichen. 
Wird  freiwillig  vom  Empfänger  eine  in  sein  Belieben  gesetzte 
Gegengabe  geboten,  so  wird  auch  hierdurch  die  Tätigkeit  noch 
nicht  zur  gewerblichen,  wenn  jene  nicht  beabsichtigt  und 
auch  ohne  sie  die  Tätigkeit  gewährt  wird.  Dagegen  wird  sie  zur 
gewerblichen,  wenn  die  Gegengabe  allgemein  üblich  Ist  und  er- 
wartet wird  (wie  häufig  bei  Naturheilkundigen  usw.). 

3-  Das  Eigentümliche  der  gewerblichen  Tätigkeit  wurde 
darin  erkannt,  dass  sich  eine  dritte  Person  einschiebt  zwischen 
die  Arbeit  und  den  Genuss  eines  Gutes.  Das  zum  Lebensunter- 


')  RGZ.  V.  7.  I.  02.   UW.  I  S.  94. 

*)  RGZ.  54  S.  332. 

»)  Rsp.  OLG.  9,  S.  241. 

*)  RGZ.  39  S.  184. 

•)  RGZ.  37  S.  297. 
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Freiheit  des  Abnahmewillens. 

halt  dienende  Gut  wird  nicht  mehr  unmittelbar  durch  die  Ar- 
beit für  den  Arbeiter  zum  Qenuss  bereit  gestellt,  sondern  er  muss 
damit  erst  das  Qenussgut  von  einem  andern  eintauschen.  Da- 
mit wird  der  Qenuss,  also  der  erstrebte  Erfolg  der  Arbeit,  ab- 
hängig von  dem  Willen,  von  der  Eintausch- 
handlung eines  Dritten.  Der  Wille  des  Abnehmenden 
wird  zur  notwendigen  Bedingung  für  die  Erreichung  des  mit  der 
gewerblichen  Tätigkeit  erstrebten  Ziels,  sich  ein  Qeussgut  zu 
erwerben.  Dieser  Wille  aber  muss,  wenn  eine 
gewerbliche  Tätigkeit  vorliegen  soll,  frei 
sein,  er  muss  sich  sowohl  für  als  gegen  die  Abnahme  ent- 
scheiden können.  Wäre  er  dies  nicht,  würde  etwa  ein  Zwang 
zur  Abnahme  auf  ihn  ausgeübt,  so  würde  der  erzwungene  Ein- 
tausch die  Natur  einer  Enteignung,  einer  Tributzahlung  anneh- 
men. Für  den  Eintreibenden  wäre  dann  die  Ursache  für  die  Ab- 
fiabme  und  Erlangung  der  Zahlung  die  gegen  den  Dritten  aus- 
geübte Gewalt,  nicht  mehr  das  Angebot  und  die  Hingabe  der 
Arbeitleistung.  Damit  aber  hörte  diese  überhaupt 
auf  gewerbliche  Tätigkeit  zu  sein.^) 

4,  Ist  also  ein  freier  Wille  des  Abnehmenden  die  Voraus- 
setzung für  die  gewerbliche  Tätigkeit,  so  gilt  es,  diesen  Willen 
sich  zur  Abnahme  geneigt  zu  machen.  Die 
Sicherheit  oder  Unsicherheit,  mit  der  diese  Geneigtheit  hervor- 
gerufen wird,  bringt  notwendig  die  Sicherheit  und  Unsicherheit 
für  den  Erfolg  der  Arbeit  mit  sich. 

Die  Sicherheit  ist  niemals  unbedingt.  Bleibt  der  Wille  frei, 
so  kann  er  sich  immer  auch  gegen  die  Abnahme  entscheiden. 
Aber  es  kann  eine  grössere  oder  geringere  Wahrscheinlichkeit 
für  die  Abnahme  dadurch  hervorgerufen  werden,  dass  die 
Neigung  zur  Abnahme  erzeugt  wird. 

Den  höchsten  Grad  der  den  freien  Willen  gerade  noch  auf- 
recht erhaltenden  Beeinflussung  in  dieser  Richtung  brachten  die 


^)  Bezeichnend  nennt  der  Engländer  daher  anch  Knndachaft  „the 
goodwill  of  the  trade".  Vgl.  auch  Giannini,  La  concurrenza  sleale, 
1898,  S.  67:  „la  clientela  ^  la  buona  disposizione  del  publico".  Auch 
RGSt.  26,  S.   228. 
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Baim-  und  Zwangsrechle.  —  Monopole.  —  Trusts. 

Zustände,  wie  sie  durch  die  Bann-  und  Zwangsrechte 
geschaffen  wurden.^)  Sie  begründeten  zu  Gunsten  gewisser  Ge- 
werbetreibender die  rechtliche  Verpflichtung,  gewisse  gewerb- 
liche Leistungen  nur  von  jenen  abzunehmen  (Mahlzwang, 
Schrotzwang,  Brauzwang,  Branntweinzwang  uswO.  Zwar  ein 
absoluter  Zwang  zur  Abnahme  ist  auch  hier  nicht  vorhanden. 
Ob  eine  Abnahme  der  gewerblichen  Leistungen  erfolgte,  stand 
schliesslich  nach  wie  vor  dem  Dritten  frei.  Aber  in  Zusammen- 
halt mit  dem  natürlichen  Bedürfnis  auf  diese  bestimmten  Gegen- 
stände brachte  ein  solches  Bannrecht  naturgemäss  doch  eine 
ziemlich  hohe  Wahrscheinlichkeit  zur  Abnahme  und  damit  eine 
grosse  Garantie  dafür,  dass  das  Ziel  der  gewerblichen  Arbeit  er- 
reicht wurde.  Damit  wurde  sogar  die  äusserste  zulässige  Grenze, 
wo  überhaupt  noch  von  gewerblicher  Tätigkeit  gesprochen  wer- 
den kann,  erreicht.  Beinahe  lag  schon  mehr  eine  Tributerhebung 
vor,  die  gewerbliche  Tätigkeit  nahm  den  Charakter  einer  Be- 
rufsausübung im  öffentlichen  Interesse  an. 

Ähnlich  liegt  der  Fall  bei  den  Monopolen,  sei  es  recht- 
lichen, sei  es  tatsächlichen,  z.  B.  den  Trusts,  bei  denen  ein 
notwendiges  Lebensgut  nur  durch  Einen  hergestellt  und  zum 
Tausch  angeboten  wird.  Auch  hier  treibt  die  natürliche  Ge- 
brauchsnotwendigkeit die  Menschen  mit  hoher  Wahrscheinlich- 
keit zur  Abnahme.  Je  freier  aber  die  Wahl  zur  Abnahme  bleibt, 
sei  es  dass  das  Angebot  dem  Bedürfnis  entgegenkommt  oder  es 
gar  übersteigt,  sei  es  dass  das  Bedürfnis  nach  der  angebotenen 
Arbeitleistung  gering  und  seltner  ist,  desto  unsicherer  wird 
selbstverständlich  die  Abnahme  des  Arbeiterzeugnisses  und  da- 
mit die  Erreichung  des  Ziels  der  gewerblichen  Tätigkeit,  ein  an- 
deres Lebensgut  für  sie  einzutauschen. 

Je  weniger  nun  in  dem  Abnehmer  von  selbst  oder  durch 
äussere  Umstände  hervorgerufene  Beweggründe  entstehen,  die 
seinen  Willen  dahin  beeinflussen,  die  angebotene  gewerbliche 
Leistung  abzunehmen,  umso  mehr  muss  derjenige,  der  seine  Ar- 
beitleistung eintauschen  will,  bei  ihrem  Anbieten  seinerseits  den 


')  Gew.-O.  §  7. 
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Anpreisen  und  Anlocken  ist  auch  eine  gewerbliche  Tätigkeit 

Abnahmewillen  hervorrufen.  Das  Anpreisen  und  An- 
locken von  Abnehmern  wird  damit  zu  einem  not- 
wendigen  Teile   der   gewerblichen   Tätigkeit. 

5.  Hiermit  ist  der  Inhalt  der  gewerblichen  Tätigkeit  er- 
schöpft und  zugleich  ihre  Grenze  bezeichnet:  Alles,  was 
über  das  Erarbeiten  des  einzutauschenden 
Erzeugnisses  sowie  über  dessen  Anbieten, 
Anpreisen  und  Eintauschen  hinausgeht,  ist 
keine  gewerbliche  Tätigkeit  mehr. 

Zu  ihr  ist  nur  noch  die  Tätigkeit  zu  zählen,  die  ihre  Aus- 
übung sichert,  Beeinträchtigungen  beseitigt  und  abhält.  Daher 
müssen  auch  Abwehrhandlungen  gegen  Angriffe  dritter 
auf  die  gewerbliche  Tätigkeit,  sofern  sie  ihre  lediglich  ab- 
wehrende Natur  bewahren,  als  mittelbare  gewerbliche  Hilfs- 
tätigkeit erachtet  werden.^) 

§4. 

Die  Kundschaft  und  die  Beziehungen  zur 
Kundschaft. 

1.  Derjenige,  der  die  gewerblichen  Leistungen  des  Arbeiters 
abnimmt  und  der  dafür  den  Gegenwert  leistet,  wird  sein  Kunde 
genannt.  Ist  er  ein  regelmässig  wiederkehrender  Abnehmer, 
besteht  bei  ihm  eine  Neigung  zur  fortgesetzten  Abnahme,  so 
wird  er  zum  ständigen  Kunden  im  Gegensatz  zum  vorüber- 
gehenden gelegentlichen  Kunden.  Die  Zusammenfassung  aller 
Abnehmer  nennt  man  Kundschaft  und  spricht  demgemäss 
von  einer  ständigen  Kundschaft  und  einer  Qelegenheitskund- 
schaft.  Nicht  selten  bezeichnet  man  aber  auch  voreilend  schon 
diejenigen  als  Kunden,  die  nur  als  mögliche  Abnehmer  in 
Betracht  kommen.  Das  Gebiet,  das  diese  und  jene  Kunden 
bewohnen,  der  Kreis,  in  dem  eine  Abnahme  der  gewerblichen 


')  OLG.  Dresden  v.  30.  XII.  04.  3  0.  246/04.    Jur.  Wochenschr.  1899 
S.  53. 
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Die  Kündschaft. 

Leistungen  stattfindet  oder  stattfinden  kann,  nennt  man  Ab- 
satzgebiet. 

Das  Wirkliche,  das  hinter  all  diesen  Bezeichnungen  steckt, 
ist  der  Wille  einer  grösseren  Anzahl  auf  einem  mehr  oder 
minder  bestimmten  Gebiet  wohnender  Menseben,  der  entweder 
schon  geneigt  ist  oder  geneigt  gemacht  werden  kann,  die  ge- 
werblichen Leistungen  des  anbietenden  Gewerbetreibenden  ab- 
zunehmen. Da  das  Vorhandensein  dieses  Willens,  wie  in  §  3 
unter  3  gezeigt,  die  notwendige  Bedingung  für  die  Abnahme 
der  gewerblichen  Leistungen  ist,  so  wird  er  für  den  die  Ab- 
nahme erstrebenden  Gewerbetreibenden  notwendig  zu  einem 
Gut,  denn  die  Neigung  oder  die  Möglichkeit  der  Hervorrufung 
der  Neigung  des  Willens  ist  für  ihn  von  grossem  wirtschaft- 
lichen Werte.  Die  bei  einer  grösseren  Anzahl  von  Kunden 
vorhandene  dauernde  Neigung  zur  fortgesetzten  Abnahme  wirkt 
wie  der  Bezug  einer  ständigen  Rente,^)  wird  zur  Bezugs- 
quelle*) und  Erwerbsquelle  für  den  Gewerbetreibenden. 

Kann  man  sonach  wohl  diesen  Willenszustand  des  Men- 
schen als  ein  immaterielles  Genussgut  für  den  Gewerbetreiben- 
den ansehen,  dessen  Entziehung  ihn  im  Absatz  seiner  gewerb- 
lichen Leistung  hindert  und  das  er,  sofern  es  sich  um  die  Nei- 
gung zum  fortdauernden  Bezug  handelt,  zumeist  durch  eigene 
angestrengte  Tätigkeit  geschaffen  hat,  zu  ^m  er  also  gleich- 
sam in  dem  Verhältnis  eines  Urhebers  zum  Geschaffenen  steht, 
so  darf  doch  andrerseits  das  Wesen  dieses  Gutes  nicht  ver- 
kannt werden.  Auch  der  zur  Abnahme  geneigte  Wille  bleibt 
immer  der  freie  Wille  des  Abnehmers,  und  vollends  frei  ist 
der  erst  noch  geneigt  zu  machende  Wille.  Der  Abnehmer  kann 
daher  zwar  verlangen,  dass  diese  freie  Willensregung  und 
Neigung  nicht  durch  dritte  beeinflusst  und  gestört  wird,  eine 
eigene  Herrschaft  über  diesen  Willen  dahin, 
dass  er  über  ihn  verfügen  könnte,  dass  er  die  Neigung  zur  Ab- 


»)  Träger  in  öruchots  Beiträgen  36.  Jahrg.  S.204.    Schuler,  Conc. 
iü.  S.  11  u.  24.  RGZ.  22,  S.  60.  RGSt.  28,  S.  247. 
«)  RGZ.  in  D.  Jnr.  Zeitnng  1903,  S.  105. 
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Die  Kundschaft  kein  Yerm^igensbestandteil. 

nähme  erzwingen  und  erhalten  könnte,  hat  er  jedoch  nicht. 
Er  hat  den  Qenuss  des  Qutes,  solange  es  besteht,  aber  nicht 
die  Gewähr  seines  Bestands  und  nicht  die 
Verfügungsmacht  darüber.  Nur  diese  bedingte 
Möglichkeit  des  Genusses  kann  daher  als  ein  Be- 
standteil seines  Vermögens  angesehen  werden,  nicht  die  Wil- 
lensneigung der  Abnehmer  selbst.  Es  lässt  sich  daher  nicht,  wie 
allgemein  geschieht,  die  Kundschaft  als  ein  dem  Gewerbetrei- 
benden zugehöriger  Vermögensbestandteil  be- 
zeichnen, der  als  Verkehrsgegenstand  veräussert  werden 
könnte.^ 

Lediglich  die  Stellung,  die  den  Genuss  gestattet,  ist 
abtretbar,  und  in  diesem  Sinne  sind  deshalb  etwaige  Verkäufe 
über  die  Kundschaft  aufrecht  zu  erhalten.^) 

2.  Mehr  noch  als  die  Kundschaft  selbst  (la  clientele)  werden 
die  Beziehungen  des  Gewerbetreibenden  zur 
Kundschaft  (rachalandage)^)  als  selbständiges  Vermögens- 


^)  80  VallotOD,  Laconc.  dii.  S.  183:  „qni  dit  clientele  ditgain  ossur^^ 

Derubarg,  die  allg.  Lehren  des  bürg.  Rechts  Bd.  2,  S.  6. 

Crome,  System  des  bürg.  Bechts  Bd.  2,  S.  406. 

Behrend,  Lehrbach  des  Handelsrechts  Bd.  1,  S.  202. 

Seufferts  Archiv  52,  S.  120.    Rspr.  OLG.  6,  S.  33.    Ztiweit 
geht  aach  BGSt.  37,  &  174. 

^)  Vgl.  Gaston  Mayer,  de  la  conc.  d^l.  Nr.  13:  ,,La  cession  de 
la  clientele  n'est  pas  nne  vente,  mais  une  Obligation  prise  de  faire  et  ne 
pas  faire  de  recommender  et  de  ne  pas  s'^tablir''. 

Richtig  anch  RGZ.  in  Jurist.  Wochenschrift  1903  S.  84  Nr.  37. 
Seh  äff  ie,  Ausschliessliche  Absatzverhältnisse  S.  9,  14,  15.  0.  Mayer, 
Ztschr.  f.  ges.  Handelsrecht  11,  S.  372.  J.  Köhler,  Jherings  Jahrbücher 
18,  S.  264.  Jnr.  Ztschr.  f.  Elsass.-L.  Bd.  81  S.  134.  Durchaus  mit  Unrecht 
sieht  das  OLG.  Braunschweig  19.  VI.  1902  (Seufferts  Archiv  1903  S.  1)  den 
Verkauf  einer  ärztlichen  Praxis  als  Verstoss  gegen  die  guten  Sitten  und  des- 
halb für  nichtig  an.  Dagegen  richtig  OLG.  Dresden  y.  2  I.  1896  L  Sachs. 
Arch.  VI,  S.  316. 

3)  Waelbroeck,  Conrs  de  droit  industriel  No. :  292  achandalage  un  en- 
semble  de  relations  suivies  qni  se  sont  s'^tablies  entre  un  industriel  et  les 
consommateurs. 
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Die  Beäehuu^en  sor  EimdBcliaft. 

gut  des  Gewerbetreibenden  angesehen.^  Während  die  Fran- 
zosen streng  zwischen  Kundschaft  =  clientdle  und  Beziehungen 
zur  Kundschaft,  =  achalandage,  unterscheiden,  werfen  sehr 
viele  der  deutschen  Schriftsteller  beide  Begriffe  zusammen  und 
bezeichnen  auch  das  achalandage  als  Kundschaft;  oft  kann  man 
überhaupt  nicht  erkennen,  ob  sie  dies  oder  jenes  meinen. 

Die  „Gesamtheit  der  Beziehungen  des  Gewerbetreibenden 
zur  Kundschaft",  sofern  man  damit  etwas  anderes  meint,  als  das 
Vorhandensein  eines  zur  Abnahme  geneigten  Willens  bei  dem 
Kunden,  kann  nicht  wohl  als  von  diesem  unterschiedener  selbst- 
ständiger immaterieller  Vermögensgegenstand,  als  ein  wirt- 
schaftliches, selbständiges  Gut  angesehen  werden,^)  Was  ver- 
steht man  unter  diesen  Beziehungen?  Auf  beiden  Seiten  muss 
immer  vorhanden  sein  ein  Tätigwerden:  ein  Anbieten  der 
gewerblichen  Leistungen  auf  der  einen  Seite,  ein  Abnehmen 
dieser  Leistungen  auf  der  andern  Seite.  Hierin  erschöpft 
sich  aber  zunächst  das  Verhältnis  zwischen 
Gewerbetreibenden  und  Kunden,  weder  ist  vor- 
her noch  ist  nachher  eine  feste  Beziehung  zwischen  Beiden 
vorhanden.  Insbesondere  schafft  nicht  schon  dasblosse 
Anbieten  von  gewerblichen  Leistungen  eine  Beziehung 
zwischen  dem  Gewerbetreibenden  und  dem,  dem  die  Leistung 
angeboten  wird,  umso  weniger,  als  es  ja  in  dessen  freiem  Be- 
lieben steht,  diese  anzunehmen  oder  nicht.  Dies  wird  nament- 
lich deutlich,  wenn  es  sich  um  Gelegenheitkundschaft  handelt, 
wie  sie  etwa  beim  Wandergewerbe,  Jahrmarktverkaufe  usw. 
vorkommt.  Nur  solange  die  Abnahme  der  angebotenen  gewerb- 
lichen Leistungen  erfolgt,  ist  also  in  Wirklichkeit  ein  festes  Ver- 


^)  80  uamentlich  die  frauzösische  Rechtsprechuns:  und  Wissenschaft 
fast  allgemein,  die  an  dem  achalaudagfe  eine  propri^t6  industrielle  an- 
nimmt. Z.  ß.  zählt  Deraolombe,  Conrs  dn  Code  Nap.  t  IX  No.  440 
das  achalandage  zu  den  biens  menbles.  —  Vgl.  anch  Veracins  im  Ge- 
Ferblichen  Rechtcschntz  und  Urheberrecht  1898  S.  237  ff.  Mittler,  Illoyale 
Konkurrenz  nnd •  Markenschutz  S.  2.  —  Weiß,  die  Conc.  d61.  S.  4.  23. 

^)  Schlecht  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissen- 
schaft von  V.  Liszt  n.  v.  Lüienthal,  Bd.  21,  S.  91. 
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Die  Beziehungen  zur  Kandschaft.  —  Kein  Vermögensbestandteil. 

hältnis  zwischen  Gewerbetreibenden  und  Kunden  vorhanden. 
Dieses  kann  allerdings,  wenn  die  Abnahme  eine  längere  Zeit 
andauernde  Leistung  betrifft,  ebenfalls  längere  Zeit  dauern^), 
mit  der  erfolgten  völligen  Abnahme  ist  aber  immer  das 
feste  Verhältnis  zwischen  Gewerbetreibenden  und  Kunden  er- 
loschen. Was  übrig  bleibt,  ist  lediglich  die  etwa  vorhandene 
Willensneigung,  weiterhin  Abnehmer  zu  werden. 
Dies  ist  eben  der  Zustand  der  Kundschaft  überhaupt,  keine  da- 
von zu  sondernde  Beziehung  zwischen  dem  Gewerbetreibenden 
und  dem  Abnehmen 

Hieraus  erhellt,  dass  die  Beziehungen  des  Gewerbetreiben- 
den zu  seinen  Abnehmern,  auch  wenn  man  sie  im  Hinblick  auf 
die  Wirkungen  betrachtet,  die  einzelne  besondere  den  Gewer- 
bebetrieb fördernde  Zustände  hervorbringen,  in  ihrer  Ge- 
samtheit jedenfalls  nicht  als  ein  selbständiges 
Vermögensgut  aufgefasst  werden  können.  Es  fehlt  ihnen 
die  hinreichende  Gegenständlichkeit,  Festigkeit  und  Stetigkeit.^) 
Ein  Vermögensgut  des  achandalage  ist  also  abzulehnen. 

3.  Zu  der  Erwerbstätigkeit  können  aber  nun  verschiedene 


^)  In  diejies  bereits  begründete  feste  Verhältnis  kann  dann  möfiflicher 
Weise  auch  an  Stelle  des  einen  Gewerbetreibenden  ein  andrer  eintreten, 
der  die  völlige  Lieferung  der  gewerblichen  Leistung  dem  Abnehmer  gegen- 
über Übernimmt,  sofern  dieser  einverstanden  ist.  Zar  Herbeiführung  dieser 
Möglichkeit  kann  man  sich  vertragsmässig  verpflichten  (Verkauf  der  Praxis 
eines  Arztes,  eines  Rechtsanwalts).  Alles  andere  ist  kein  festes  Verhältnis 
zu  einem  Kunden,  kein  Eundschaftverhältnis,  das  veräussert  wird,  sondern 
es  sind  Zustände,  über  die  man  gebietet  oder  nicht  gebietet,  aber  als 
wirksam  in  Becbnung  zieht,  die  geeignet  sind  —  mehr  oder  weniger  — 
erst  solche  Enndschafcverhältnisse  zu  begründen  und  darum  als  solche  Hilfs- 
mittel von  Wert  sind.  —  Die  Tätigkeit  selbst  oder  die  Fähigkeit,  tätig 
zu  werden,  kann  niemals  veränsserlich  sein.  Vgl.  auch  schon  Gräff,  Ver- 
such einer  einleuchtenden  Darstellung  usw.  (1794)  S.  5. 
«)  Vgl.  Binding,  Lehrbuch  I,  S.  499.  — 

Gutachten  des  28.  Deutsch.  Juristentags  Bd.  2,  S.  467  von  Pf  äff. 

Schlecht,  Ztschr.  f.  d.  ges.  Stafrechtswissenschaft  Bd.  21,  S.  91. 

Gierke,  Ztschr.  f.  gewerbl.  Rechtsschutz  1895  S;  109  flF. 

Schul  er,  Conc.  d^loyale  S.  28  ff.    Weiß,  Conc.  d^l.  S.  23.  —  Da- 
gegen unrichtig  Träger,  Grnchots  Beitr.  1892,  S.  204.  211. 
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Erwerbamlttel 

Begleiterscheinungen^  verschiedene  Zustande  hin- 
ajfttreteu,  die  für  jene  fördernde  Bedingungen  bilden,  indem  sie 
die  fortwährende  Neubegründwng  der  Abnahme  der  Kunden 
begünstigen*  Hierdurch  verleihen  sie  zugleich  der  Qewerbeaus- 
übung  selbst  eine  gewisse  Augenfälligkeit  und  eine  gewisse 
Dauer  und  Stetigkeit.  Immerhin  bleiben  sie  lediglich  M  i  1 1  e  1  iür 
die  Qewerbeausübung.  Sie  haben  keinen  selbständigen 
Vermögenswert,  der  ihnen  schon  an  sich  zukäme,  ihr  Wert  liegt 
vielmehr  allein  schon  in  dem  Nutzen,  den  sie  der  Ausübung  ge- 
werblicher Tätigkeit  bringen,  und  ist  an  diese  unmittelbar  ge- 
bunden.^) Immerhin  sind  sie  i  n  s  o  w  e  i  t  von  hoher  wirtschaft- 
licher Bedeutung  und  es  liegt  kein  Grund  vor,  ihnen  deshalb  die 
Eigenschaft  eines  wirtschaftlichen  Gutes  zu  ver- 
sagen^), weil  sie  nicht  unmittelbar  Genussgüter  sind,  sondern 
lediglich  Mittel,  den  Qenuss  anderer  Güter  zu  ermöglichen. 
Auch  die  Werkzeuge  sind  wertvolle  Güter.  Und  jemehr  ge- 
wisse Zustände  gewisse,  die  Herbeiführung  des  Absatzes 
und.  Kundschaftverhältnisses  fördernde  Wirkungen  haben,  um  so 
mehr  gewinnt  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  und  um  so  mehr 
werden  sie  häufig  nicht  nur  als  M i 1 1 e  1  für  einen  erst  zu 
erzielenden  Gewinn,  sondern  —  wennschon  ungenau  — 
als  Träger  eines  bereits  erworbenen  Vermögens- 
gegenstands, als  ein  selbständiger  Vermögensgegenstand  em- 
pfunden, umsomehr  wird  dann  auch  ihre  Beschädigung  und 
Beseitigung  nicht  mehr  als  Verhinderung  der  Erwerbung  eines 
zu  erwartenden  Gewinns  (lucrum  cessans),  sondern  als  Min- 
derung erworbenen  Vermögens  (damnum  emergens)  ange- 
sehen.*) 

1)  BGZ.  47  S.  101.  ReuUng,  UW.  S.  11.  J.  Kohler,  Arch.  f. 
isiy.  Praz.  88,  S.  '^1,  Schüler,  Conc.  d^l.  S.  11  n.  21.  Valloton,  La 
oonc.  döl.  S.  46:  „ni  le  nom  ni  la  marque,  ui  Tenseigne,  consid^res  en  enx- 
meines,  8ont  des  biens.  II  ne  sont  que  des  moyens  d'explications  et  non 
des  sonrces  de  joaissance. 

2)  so  Weiß,  conc.  d6L  S.  30. 

»)  RGSt  6,  8.  75;  26,  S.  229;  23,  S.  57;  37,  S.  174  und  BGZ.  28, 
^.^7,  24&    RGZ.  Y.XL'IV.  1901  in  Jnr.  Wochenschrift  1901  S.  349  =  48, 

&!%.•    ;.      -.  ' 
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Das  Geschäft 

Gleichwohl  geht  es  nicht  an,  um  dieser  blossen  Wirkung 
willen  schon  jeden  Zustand  und  Jedes  Mittel  selbst  schlechthin 
als  einen  Bestandteil  des  Vermögens  aufzufassen. 
Sie  sind  zwar  Güter  für  denjenigen,  der  sie  gebrauchen  kann. 
Um  sie  als  Bestandteile  des  Vermögens  anzusehen,  müsste  aber 
die  Möglichkeit  vorhanden  sein,  über  sie  zu  verfügen,  sie  zu  be- 
herrschen. Andernfalls  ist  nur  die  Genussmöglichkeit,  nicht  das 
Gut  selbst  Bestandteil  des  Vermögens.  Gewiss  ist  der  Wind  für 
den  Windmüller  ein  Qenussgut.  Ein  Bestandteil  seines  Vermö- 
gens ist  er  aber  damit  noch  keineswegs,  auch  dann  nicht,  wenn 
er  andere  verhindern  kann,  ihn  im  Genüsse  zu  stören.  Ob  das 
Erwerbsmittel  ein  Vermögensbestandteil  ist,. ist  in  jedem  einzel- 
nen Falle  besonders  zu  prüfen. 

4.  Von  den  Zuständen  und  Mitteln,  die  fördernd  zu  der 
blossen  Erwerbtätigkeit  hinzutreten  können,  kommen  im 
Wesentlichen  folgende  in  Betracht.  Sie  können  vereint  vorhan- 
den sein  oder  jedes  für  sich.  • 

a)  Oft  wächst  sich  die  Erwerbtätigkeit  zu  einem  organi- 
sierten Betrieb,  einem  Geschäft,  Unternehmen  aus,^) 
namentlich  wenn  es  bodenständig  seiner  Natur  nach  ist  (z.  B. 
eine  Mühle,  eine  Fabrik)  oder  geworden  ist.^)  Der  Erwerbende 
übt  seine  Tätigkeit  nicht  allein  und  ohne  äussere  Hilfsmittel  aus 
(wie  etwa  ein  Sänger),  sondern  schafft  dauernde  Einrichtungen, 
die  die  Erwerbtätigkeit  erleichtern  und  erweitern.  Er  eröffnet 
ein  Geschäftslokal,  richtet  dieses  passend  zum  Betrieb  ein, 
schafft  Werkzeuge,  Maschinen  an,  stellt  Hilfskräfte  an,  ordnet 
die  ineinandergreifende  Arbeitsteilung  usw.  Dies  alles  bildet 
dann  einen  selbständigen  Organismus.  Durch  Herstellung  einer 
derartigen  Betriebeinrichtung  hat  sich  zugleich  die  Ausübung 
der  Erwerbtätigkeit  mehr  oder  weniger  von  der  Person  losgelöst 
und  verselbständigt.  Jedenfalls  wird  das  Betriebsunternehmen 
als  selbständiges  Vermögenstück  behandelt  und  untersieht  der 


»)  RGZ.  1,  S.  263. 

«)  Die  Bodenständigkeil  ist  aber  fttr  ein  gewerbliches  Unternehmen 
kein  absolutes  Erfordernis,   z.  B.   eine   wandernde  Tbeateruntemehmnng. 
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Beseichnnngsmittel.  ^  Kredit. 

Herrschaft  und  Verfügungsgewalt  des  Inhabers.  Es  wird  ver- 
äusserliches  und  vererbliches  Gut  (HQB.  §§  17,  22,  23,  25,  303, 
304  ff.,  BOB.  §§  311,  330),  der  „gewerbliche  Betrieb"  kann  so- 
gar Gegenstand  eines  Pachtvertrags  sein,  wie  BGB.  §  1822  No. 
4  ausdrücklich  hervorhebt.^)  An  ihn  knüpft  sich  dann  auch  die 
Neigung  des  Publikums,  ihm  kommen  die  günstigen  Wirkungen 
gewisser  Zustände  zu  Gute  und  sind  so  gleichsam  als  Bestand-^ 
teile  des  Betriebes  mit  diesem  veräusserlich.*) 

b)  Von  hervorragendem  Wert  sind  weiter  die  Bezeich- 
nungsmittel des  Gewerbetreibenden,  seines  Unternehmens 
und  seiner  Waren.  Durch  sie  wird  der  Gewerbetreibende  in 
seiner  Stellung  und  seinen  Leistungen  nach  seiner  Individualität 
gekennzeichnet  und  von  anderen  unterschieden.  Damit  aber 
wird  die  Abnahme  seiner  gewerblichen  Leistungen  gerade  von 
ihm  für  die  Kunden  erleichtert  und  es  wird  ihm  ermöglicht,  seinen 
guten  Ruf  fort  und  fort  zu  verwerten. 

Auch  diese  Mittel  sind,  wie  das  gewerbliche  Unternehmen 
selbst,  def  FTerrschaf t  und  Verfügungsgewalt  des  Gewerbetrei- 
benden unterworfen  und  daher  zu  seinem  Vermögen  zu  zählen.®) 

c)  Zeigt  sich  der  Gewerbetreibende  solid  und  zahlungs- 
fähig, zuverlässig,  mit  genügendem  Betriebskapital  versehen, 
so  gewinnt  er  bei  seinen  Geschäftsfreunden,  Lieferanten  und 
Bankiers  Vertrauen,  das  ihm  insbesondere  den  Kredit,  ver- 
schafft,'*) eines  der  wesentlichsten  Mittel  für  den  Gewerbebe- 


1)  OLG.  Brannschweig  in  Senff erts  Archiv  3.  Folge  Bd.  1,  S.  307. 
Ueber  den  Begriff  des  ErwerbsgesebUfts  vgl.  anch  Schafold  im  Archiv  f. 
rivikPna»  Bd.  91,  (N.  F41.)  S.  142  ff.  Lehmann-Ring  Komment,  z. 
HeB.  BS,  Xy  a  89  No.  2. 

*)  Vgl  2.  B.  Ges.  znm  Schatz  der  Warenbezeichnungen  vom  12. 
V.  9i  «  7, 

")  fkm  ihre  rechtliche  Natur  später. 

«)  Bin  ding,  Lehrbuch  des  gem.  Dtsch.  Strafrechts  I,  S.  160.  499. 
6M.  Durehaiis  falsch  wird  der  Kredit  mit  der  Ehre  identifiziert  Dieser 
nnrichtigen  AviSASsnng  verdankt  anch  BGB.  §.  824  seine  Entstehnng.  Es 
kann  aber  geradezu  ein  «hrenvoiles  Verhalten  kreditschädigend  wirken» 
Beide  htk^n  nlidits  miteinander  gemein.  Biberfeld,  Grachots  Beiträge 
42,  a  367. 
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Kredit.  -^  Gescbä^ehre. 

trieb.  Aber  es  hat  niemand  einen  Anspruch  auf  Kredit  und  die 
Verfügungsgewalt  über  ihn.  Kredit  ist  d^s  Vertrauen  eines 
Dritten,  das  zu  erzwingen  und  zu  beherrschen  niemand  in  der 
Lage  ist.  Es  wird  versagt  ohne  Qrund,  es  wird  ebenso  oft  ge- 
geben ohne  Qrund.  Besteht  es  aber,  so  ist  es  ein  wichtiger  und 
bedeutsamer  Zustand  für  den  Gewerbetreibenden  und  seine  Zer- 
störung gefährdet  deshalb  stets  den  Gewerbebetrieb.  Zumeist 
ist  das  Vertrauen  auch  das  Erzeugnis  andauernder  Tätigkeit  des 
Gewerbetreibenden,  eine  Wirkung  seiner  Arbeit  in  der  Seele  des 
Dritten.  Der  Kredit  ist  also  zwar  ein  Genussgut,  aber  kein 
Bestandteil  des  Vermögens.^) 

d)  Die  längere  Zeit  hindurch  ausgeübte  Erwerb- 
tätigkeit hat  die  Wirkung,  dass  der  Gewerbetreibende  bei  dem 
Publikum  bekannt  wird.  Der  Umstand,  dass  dieses  bei  ihm 
wiederholt  seine  Bedürfnisse  befriedigen  konnte,  erzeugt  bei 
dem  Publikum  eine  G e wo h n u n g ,  eine  bereite  Neigung,  bei 
ihm  zu  kaufen  und  diese  Neigung  kommt  selbstverständlich  sei- 
nem Streben  nach  Absatz  seiner  gewerblichen  Leistungen  ent- 
gegen. Verstärkt  wird  diese  Neigung,  wenn  längere  Zeit  hin- 
durch gute  und  preiswerte  Leistungen  geboten  worden  sind  und 
dadurch  der  Gewerbetreibende  beim  Publikum  einen  gu- 
ten Ruf  und  Vertrauen  erworben  hat.  Dies  bildet  den  In- 
halt seiner  Geschäftsehre.  .^ 

Ebensowenig  wie  auf  Kredit,  hat  der  Gewerbetreibende 
aber  auf  diese  Gewöhnung  und  auf  das  Vertrauen  des  Publikums 


^)  Als  Eingriff  in  die  „VermdgensphUre!'  fasst  die  Ereditverletzong 
anf  BGZ.  v.  30  XI.  03.  Senfferts  Archiv  59,  S.  184,  obwohl  es  die  Natar 
des  Kredits  nicht  Terkennt.  Hier  wird .  aber  offenbar  nor  die  yermOgens- 
schädliche  Wirkung  der  Yerletasnng  des  Ereditverhältnisses  gemeint  Dass 
die  Zerstöning  des  Kredits  fttr  das  Vermögen  schädliche  Wirkungen  her- 
▼otbringen  kann,  ist  selbstyerständUch.  Damit  wird  aber  noch  nicht  be- 
bewiesen, dass  ^Kredit^  ein  Bestandteil  des  Vermögens  selbst. sei.  Die 
Anlegung  einer  Eisenbahn,  kann  für  einen  anf  den  Wagenveriiehr  der 
Strasse  angewiesenen  Gastwirt  schädliche  Folgen  haben,  qhne  dass  die 
Strasse  und  ihr  Wagenyerkehr  deswegen  ein  Vermögensbestandteil  des  Gast- 
wirts waren. 
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Gunst  der  Lage.  —  Mangelnde  Konkurrenz. 

einen  Anspruch.  Trotz  langer  und  guter  Leistungen  kann  ohne 
ersichtlichen  Grund,  vielleicht  nur  aus  Laune,  der  gewohnte  Zu- 
spruch des  PubHkums,  der  gute  Ruf  seinen  Leistungeif  versagt 
werden.  Zu  einem  festen  und  dauernden  Besitzstand  ge- 
hören also  weder  die  ihm  günstigen  Willensregungen  seiner 
Geschäftsfreunde  noch  die  des  Publikums.  Aber  sind  sie  ein- 
mal vorhanden,  so  bilden  sie  wichtige  Förderungsmittel  für  sei- 
nen Gewerbebetrieb.  Und  zumeist  sind  sie  die  Ergebnisse  seiner 
rastlosen  und  tüchtigen  Tätigkeit,  es  steckt  ein  gut  Teil  seiner 
Arbeit  in  ihnen.  Deshalb  hat  der  Gewerbetreibende  an  ihrem 
Fortbestehen  iedenfalls  ein  erhebliches  Interesse. 

e)  Gleichgiltig,  ob  die  gewerbliche  Tätigkeit  in  einem  orga- 
nisierten Betriebe  erfolgt  oder  nicht,  kann  die  örtlichkeit 
für  diese  von  Bedeutung  sein.  Die  günstige  Lage,  von  der  aus  sie 
betrieben  wird,  vermag  den  Zugang  der  Kunden  zu  den  ange- 
botenen gewerblichen  Leistungen  zu  erleichtern  und  so  den  Ab- 
satz erheblich  zu  fördern.  Man  denke  z.  B.  an  eine  günstig  ge- 
legene Gastwirtschaft,  an  ein  Geschäftslokal  in  verkehrsreicher 
Strasse.  Auch  sonstige  günstige  Verkehrsverhältnisse  der  wei- 
tern oder  engern  Umgebung  können  von  grossem  Einfluss  sein. 
Die  Wahl  dieser  Lage  kann  auch  eine  Arbeitleistung  bedeu- 
ten und  es  kann  daher  die  Aufgabe  des  gewählten  Orts  zu  Gun- 
sten eines  Dritten,  den  man  an  seine  Stelle  treten  lässt,  recht 
wohl  gegen  Entgelt  erfolgen.^) 

f)  Ein  fördernder  Zustand  kann  auch  der  Umstand  sein,  dass 
in  einem  bestimmten  Bezirke  ein  Gewerbebetrieb  der  einzige 
Ist.  So  wenn  z.  B.  nur  ein  Arzt,  eine  Apotheke,  ein  Rechtsan- 
walt an  einem  Orte  sind.  Dann  sind  diejenigen,  die  deren  Lei- 
stungen bedürfen,  nur  auf  diesen  Einen  angewiesen.^) 

Alle  diese  geschilderten  Verhältnisse  unter  c — ^f  sind  Zu- 


^)  Die  Ueberlassong  einer  Praxis  besteht  daher  i^  der  Hauptsache 
darin,  dass  man  von  der  günstigen  Erwerbstelle  abtritt  and  einen  anderen 
an  sie  treten  Iftsst»  sogleich  anch  sich  verpflichtet  „de  ne  pas  s^etablir**. 

*)  Diese  begünstigte  SteUong  kann  anch  staatlich  garantiert  sein  dnrch 
Konzessionen,  Bann-  n.  Zwangsrechte  n.  s.  w. 
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Gewerbliche  Tätigkeit  und  Erwerbsmittel  sind  zu  unterscheiden. 

Stände  von  erheblich  wirtschaftlichem  Werte» 
Güter.  Einen  beherrschenden  Einflussaufsie  aus- 
zuüben Vermag  der  Gewerbetreibende  aber  nicht,  er  kann  nicht 
über  sie  verfügen,  sie  gehören  deshalb  auch  nicht  zu  seinem 
Vermögen.  Nur  die  Genussmöglichkeit  hat  er,  soweit  diese  Zu- 
stände Bestand  haben;  dass  sie  Bestand  haben,  ist  seiner  Macht 
entzogen.  Der  örtliche  Vorteil  kann  sich  ändern,  durch  Er- 
schliessung neuer  Strassen  kann  die  bisher  verkehrsreiche  zu 
einer  öden  werden,  ein  Gasthaus  an  der  Landstrasse  mit  vielem 
Fuhrwerkverkehr  kann  einsam  werden,  seitdem  die  Eisenbahn 
den  Verkehr  vorbeiführt.  Am  selben  Orte  kann  sich  ein  zweiter 
Arzt,  ein  zweiter  Rechtsanwalt  niederlassen  u.  s.  f.  Der  Ge- 
werbetreibende hat  also  keine  Macht  über  den  Bestand  dieser 
Zustände,  aber  er  hat  an  ihrer  Aufrechterhaltung  ein  erhebliches 
Interesse. 

5.  Die  vorstehenden  Ausführungen  lassen  erkennen,  dass 
die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  als  solche  wohl  zu  unter- 
scheiden ist  einmal  von  den  Erwerbsmitteln,  die  diese  zu  för- 
dern vermögen,  andererseits  von  dem  Ziel,  dem  die  Tätigkeit 
nachstrebt,  der  Kundschaft;  ferner  dass  nur  einige  wenige  der 
Erwerbsmittel  Vermögensbestandteile  des  Gewerbetreibenden 
sind  und  dass  weder  Kundschaft  noch  Beziehungen  zur  Kund- 
schaft als  solche  Vermögensbestandteile  angesehen  werden 
können. 

Die  Folgen  dieser  Erkenntnis  werden  bei  der  rechtlichen 
Beurteilung  der  Wettbewerbtätigkeit  zu  Tage  treten. 


§5. 

Der  Wettbewerb  im  Gewerbebetriebe. 

1.  Aus  dem  Begriffe  des  Wettbewerbs  einerseits  und  dem 
Begriffe  der  gewerblichen  Tätigkeit  andrerseits  ergibt  sich  von 
selbst  der  Begriff  des  Wettbewerbs  im  Gewerbebetrieb.  Nur 
um  die  Feststellung  seines  Wesens  aber  handelt  es  sich  hier,  die. 

—    34    — 


Leistungen  gleicher  und  verwandter  Art 

geschichtliche  Entwickelung,  die  zur  Oewerbefreiheit  und  damit 
zum  freien  Wettbewerb  führte,  wird  später  darzulegen  sein. 

Die  nächste  Voraussetzung  für  einen  gewerblichen  Wett- 
bewerb ist  die  gleiche  Kundschaft  als  ein  für  die 
mehreren  Gewerbetreibenden  zu  erstrebendes  gemeinsames 
Ziel.O    Sie  ist  vorhanden: 

a)  wenn  die  Gewerbetreibenden  Leistungen  von 
gleicher  oder  verwandter  Art  herstellen.  Unter 
Leistungen  sind  hier  sowohl  Waren  als  Dienstleistungen  im 
eigentlichen  Sinne  zu  verstehen.^)  Dann  wenden  sich  die  Ge- 
werbetreibenden an  Menschen  mit  den  gleichen  Bedürf- 
nisse n.^)  Vom  Standpunkte  des  Bedürfnisses  und  seiner 
Befriedigung  aus  ist  daher  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  die 
Leistungen  für  den  Wettbewerb  gleichartig  oder  verwandt 
sind.^)  Auch  blosse  Verwandtschaft^)  genügt, 
es  reicht  hin,  dass  jemand  sein  gleiches  Bedürfnis  ebensogut 
mit  dieser  als  mit  jener  Leistung  befriedigt,  dass  die  eine  die 
andere  in  den  Augen  des  Publikums  ersetzt.  Denn  dann  besteht 
für  den  Kunden  die  freie  Wahl,  diese  oder  jene  Leistung  abzu- 
nehmen, er  kommt  also  als  gemeinsamer  Kunde  für  beide  in 
Betracht. 

In  der  Regel  werden  daher  auch  Surrogate  mit  echten 
Waren  in  Konkurrenz  stehen.  Immerhin  kommt  es  hier  auf  den 
einzelnen  Fall  an. 

So  können  Waschmittel  in  fester  Form  (Phönix-Lauge)  und 
Seifenpulver,®)  Arznei-  und  Geheimmittel  und  ärztliche  Behand- 


^)  vgl.  auch  Lestra,  De  la  conc.  d^l.  en  droit  francais  1879,  S.  94. 

^)  vgL  österr.  Regiernngsvorlage  zum  Entw.  eines  Ges.  z.  Bek.  des 
anl.  Wettbew.  S.  42.  —  Ponillet,  Trait^  des  Marques  1896,  S.  636. 

»)  RGSt.  32,  S.  28.    Gew.  Rechtsschutz  VI,  S.  277. 

*)  Die  Verschiedenheit  des  Preises  ist  natürlich  ohne  Einflnss.  Jnr. 
Wochenschr.  1899,  S.  706";  S.  447". 

^)  zuerst  in  dem  II.  Regierungsentwurf.  (Vgl.  Bd.  3,  S.  37.)  Bert, 
Trait^  th^orique  et  pratiqne  de  la  conc.  d61.  S.  19:  „II  y  a  concurrence 
entre  individus  vendant  des  produits  similaires,  alors  m^me  qu'ils 
n'exerceraient  pas  la  m§me  profession.'' 

«)  Blatter  f.  Fat  1897,  S.  63. 
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Der  gleiche  Kundenkreis. 

lungO;  verschiedene  Genussmittel,  wie  französische  und 
deutsche  Schaumweine,  die  verschiedenen  Biersorten  und 
Schnäpse,^)  ja  sogar  alkoholfreie  und  alkoholhaltige  Getränke; 
nikotinfreie  und  nikotinhaltige  Zigarren;  Rauchtabake  und  Zi- 
garren; Margarine  und  Butter;  echte  Gold-  und  Silberwaren  und 
Talmi  u.  A.  die  gleichen  Bedürfnisse  befriedigen.  Dagegen  will 
Branntwein  als  Genussmittel  einem  andern  Bedürfnisse  genügen, 
als  Brennspiritus.  Ein  Geschäft,  das  nur  orthopädische  Kor- 
setts verkauft,  steht  mit  einem  andern,  das  nur  mit  gewöhnlichen 
handelt,  nicht  in  Wettbewerb,  ebensowenig  ein  Zahnarzt  mit 
einem  Geburtshelfer  usw.  Stellt  ein  Gewerbetreibender  ver- 
schiedenartige Waren  und  Leistungen  her,  so  kann  sich  das 
Wettbewerbverhältnis  nur  auf  einen  Teil  seines  Betriebs  und 
den  des  Gegners  beziehen.  So  kann  ein  Schneider  mit  einem 
Kleiderstofffabrikanten  in  Wettbewerb  treten,  soweit  er  mit 
Kleiderstoffen  handelt,  ein  Drogist  mit  einem  Apotheker  in 
Bezug  auf  die  von  beiden  vertriebenen  Waren.^) 

Massgebend  ist,  ob  tatsächlich  ein  gleichartiger  oder 
verwandter  Gewerbebetrieb  stattfindet.  Die  blosse  falsche 
Bezeichnung  ist  nebensächlich.*)  Noch  mag  bemerkt  werden, 
dass  die  Entscheidungen  des  Patentamts  über  die  Gleichartigkeit 
der  Waren,  die  sie  bei  den  Warenzeichen  fällen,  für  die  Fragen 
des  Wettbewerbs  nicht  schlechthin  gelten.  Für  jene  ist  oft 
die  Verschiedenheit  der  Abnehmerkreise,  die  für  den 
Wettbewerb  allein  in  Betracht  kommt,  unerheblich.  Für  die 
Gleichartigkeit  der  Waren  im  zeichenrechtlichen  Sinne  ist  allein 
massgebend,  ob  der  Verkehr  sie  auf  dieselbe  Ursprung- 
stätte zurückgeführt.^) 

b)  Der  Kreis  von  Personen,  deren  gleiche  Bedürf- 
nisse befriedigt  werden  sollen,  muss   derselbe   sein.^)    Nur 


»)  RGSt.  37,  S.  174. 

«)  Seufferta  Archiv  23,  S.  277. 

»)  Legtra,  a.  a.  0.,  S.  95. 

*)  Jur.  Wochenachr.  1899,  S.  447". 

5)  Blätter  f.  Pat.  1904,  S.  349. 

«)  Lestra,  a.  a.  0.,  S.  96. 
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Die  Tätigkeit  muss  für  den  Wettbewerb  bestimmt  sein. 

wenn  die  Gewerbetreibenden  gleicher  Art  sich  ein  und  dieselbe 
Kundschaft  zu  erwerben  suchen,  liegt  ein  einheitliches  Ziel  vor. 
Wann  dieser  Kundenkreis  ein  und  derselbe  ist,  ist  Tatfrage  und 
richtet  sich  nach  der  Art  des  Bedürfnisses  und  seiner  Be- 
friedigung. Für  gewisse  gewerbliche  Leistungen  kann  die  ganze 
Welt  den  Kundenkreis  bilden,  z.  B.  für  Krupps  Kanonen.  Ein 
grosses  pariser  Modengeschäft  kann  seine  Kunden  in  gleicher 
Weise  in  Frankreich  wie  in  Deutschland  haben,  während 
zwischen  einem  Fabrikanten  und  einem  Detaillisten,^)  einem 
Seifensieder,  der  nur  in  China  und  einem  solchen,  der  nur  in 
Deutschland  seine  Ware  vertreibt,  einem  kleinen  pegauer  Flick- 
schuster und  einem  londoner  Schuster  keine  Konkurrenz  besteht. 
Vornehmlich  schliesst  bei  Hotels  und  Gastwirtschaften  die  Ver- 
schiedenheit der  örtlichen  Lage  zumeist  den  Wettbewerb  aus.^) 
2.  Die  Tätigkeit  muss  dazu  bestimmt  sein,  den  Wett- 
bewerb des  Einen  oder  des  Andern  zu  fördern  oder  zu  hindern, 
sie  muss  als  Mittel  hierfür  in  den  Wettbewerb  eingeführt 
sein.  Hierzu  ist  vor  allem  erforderlich,  dass  der  Täter  Kenntnis 
davon  hat,  dass  ein  Wettbewerbverhältnis  in  dem  vorstehenden 
objektiven  Sinne  besteht.  Diese  Kenntnis  wird  freilich 
heute,  wo  beinah  jeder  mit  dem  Andern  in  Wettbewerb  steht, 
meistens  vorliegen.  Soll  das  Mittel  aber  nicht  die  Erwerb- 
tätigkeit fördern  oder  hindern,  handelt  es  sich  etwa  nur  um  eine 
Aeusserung  gelegentlich  einer  geselligen  Unterhaltung  ohne 
Rücksicht  auf  Förderung  geschäftlicher  Zwecke,^)  so  liegt  keine 
Wettbewerbshandlung  vor.  Ebensowenig  braucht  eine  Tätig- 
keit, die  die  gewerbliche  Tätigkeit  eines  Andern  fördern  oder 
hindern  soll,  damit  notwendig  schon  bestimmt  zu  sein,  auch  dem 
Wettbewerb  zu  dienen.  Eine  Handlung  kann  zwar  diese 
Nebenwirkung  haben,  empfängt  aber  ihre  Charakterisierung  von 
einem  Vorsatz  und  von  Umständen,  die  ausserhalb  aller  Wett- 

0  Bert,  De  la  con.  d61.,  S.  19. 

«)  Lestra,  a.  a.  0.,  8.  96.  Nicht  immer;  es  kann  der  Anschein  erweckt 
werden,  als  gehöre  das  Hotel  einem  bekannten  Hotelier  eines  andern  Orts. 

*)  Tgl.  Denkschrift  znm  I.  Kegiernngsentwnrf  eines  Ges.  c.  Bek.  nnl.. 
Wettbew.  (Bd.  3,  S.  22). 
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Daneben  kann  auch  ein  andrer  Zweck  verfolgt  werden. 

bewerbverhältnisse  und  abgesehen  von  ihnen  bestehen.  Hier- 
her gehören  die  ausschliesslich  aus  andern  Grün- 
den und  zur  Verfolgung  von  ausserhalb  des  Wettbewerbs 
liegenden  Zwecken  vorgenommenen  Handlungen.^)  So 
kann  eine  Strafanzeige^)  bei  einer  Behörde,  ein  Zeugnis 
unter  dem  Zeugniszwang,  ein  Gutachten  gegen  einen  Kon- 
kurrenten erstattet  werden,  ohne  jede  Rücksicht  auf  das 
Wettbewerbverhältnis.  Es  ist  sogar  möglich,  dass  Mitteilungen 
über  einen  Konkurrenten  an  dessen  Kunden  erfolgen  ohne  Be- 
ziehung auf  ein  Wettbewerbverhältnis,  z.  B.  aus  reinen  Fami- 
heninteressen.  Ein  Dritter  kann  wissenschaftliche  Kritiken  über 
eine  Hterarische  und  zugleich  gewerbliche  Leistung  eines  Andern 
veröffentlichen  lediglich  zum  Zwecke  wissenschaftlichen  Er- 
kennens  ohne  Rücksicht  auf  ein  Wettbewerbverhältnis,  wenn- 
gleich er  vielleicht  durchaus  weiss,  dass  damit  Käufer  abge- 
halten oder  zugeführt  werden.  Dies  gilt  z.  B.  von  Fachblättern, 
die  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  haben,  ihre  Leser  über  alle 
Vorgänge  auf  einem  besondern  Gebiete  zu  unterrichten;^)  von 
Abgeordneten,  die  bei  den  parlamentarischen  Verhandlungen 
Verhältnisse  zur  Sprache  bringen  usw.  Überall  liegt  hier  eine 
Wettbewerbshandlung  nicht  vor.  Ob  und  inwieweit 
diese  Handlungen,  wenn  sie  den  gewerblichen  Betrieb  stören, 
etwa  abgesehen  davon  aus  andern  Gründen  haftbar  machen 
können,  ist  eine  andre  Frage.*) 

Andrerseits  ist  es  nicht  erforderlich,  dass  die  Absicht  aus- 
schliesslich darauf  gerichtet  ist,  den  Wettbewerb  zu  för- 
dern oder  zu  hindern.  Es  kann  daneben  auch  eine  andre 
Absicht  verfolgt  werden.^)  Auch  braucht  die  Handlung  nicht 
auf  einen  bestimmten  Andern  abzuzielen,  es  genügt  ein 
Wettbewerb  zwischen  verschiedenen  Interessengruppen.®)  End- 


0  RGSt.  32,  S.  28.    OLG.  Augsburg,  13.  VI.  04.  im  UW.  IV,  S.  81. 

a)  RöSt.  34,  8.  216. 

»)  RGZ.  4.  III.  04  ÜW.  III,  S.  70. 

*)  vgl.  Biberfeld,  Gruchota  Beitr.,  42  S.  367  ff. 

•*)  Jur.  Wochenschr.  1899,  S.  Ö3«5;  1901,  8.  125^*. 

ö)  RGZ.  60,  S.  108. 
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Die  Tätigkeit  muss  geeignet  sein,  den  Erwerb  zu  fördern. 

lieh  reicht  die  blosse  Absicht,  jemandem  Wettbewerb 
zu  machen,  nicht  aus;  es  muss  auch  objektiv  ein  Wett- 
bewerbverhältnis vorhanden  sein.  Die  irrige  Meinung  hierüber 
und  die  irrige  Annahme,  es  diene  eine  Handlung  dem  Wett- 
bewerb, ohne  dass  dies  tatsächlich  geschieht,  macht  ein  Tun 
noch  nicht  zu  einem  „zu  Zwecken  des  Wettbewerbs"  ausge- 
übten, bleibt  vielmehr  nur  bei  einer  Putativhandlung  stehen.^ 

3.  Die  Tätigkeit  muss  an  und  für  sich  geeignet  sein, 
der  Erreichung  des  Ziels,  d.  i.  der  Erlangung  von  Kundschaft, 
zu  dienen.  Auch  hier  wieder  entscheidet  der  einzelne  Fall.  So 
können  namentlich  auch  rein  wissenschaftliche  Kritiken  von 
gewerblichen  Leistungen  durch  die  Art  und  Weise  ihrer  Ver- 
wendung als  Mittel  dienen,  den  Wettbewerb  zu  fördern  oder  zu 
hindern.  Daher  vielfach  das  Bestreben,  sich  zu  Reklame- 
zwecken für  seine  Leistungen  günstige  sachverständige  Urteile 
und  Gutachten  zu  verschaffen.  Sogar  blosse  Urteile  des  Ge- 
werbetreibenden selbst  über  seine  oder  des  Konkurrenten 
Leistungen  können,  auch  wenn  sie  keine  tatsächlichen  Angaben 
enthalten,  sofern  sie  im  Gewände  besondrer  Sach-  und  Fach- 
kunde auftreten,  recht  wohl  einen  massgebenden  Einfluss  auf 
die  Wahl  des  Kunden  ausüben.^)  Blosse  Marktschreiereien  und 
Anpreisungen,  auf  die  das  Publikum  aber  kein  Gewicht  legt,  sind 
natürlich  hiervon  zu  unterscheiden. 

Zu  der  den  Wettbewerb  zu  fördern  geeigneten  Tätigkeit 
gehört  ferner  auch  noch  diejenige,  die  Störungen  nicht  nur 
von  der  eigenen  Erwerbtätigkeit,  sondern  überhaupt  vom  lautern 
Zustande  des  Wettbewerbverhältnisses  a  b  h  ä  1 1.^)  Hierbei  ist 
es  gleichgiltig,  ob  die  Störungen  von  dritter  Seite  oder  von 
einem  andern  Wettbewerber  ausgehen. 


*)  Dies  wird  von  RGZ.  30.  VII.  Ol  ÜW.  I,  S.  164  verkannt.  Vergl. 
doitselbBt  die  Ansftthmngen  des  Verfassers. 

*)  vgl  Bd.  3,  S.  19  n.  54.  Die  Regierangsbegründang  legt  mit  Un- 
recht bei  ihren  Gesetzentwürfen  znr  Bek.  des  nnl.  W.  anf  die  Tatsachen  zu 
viel  Gewicht. 

»)  Jur.  Wochenaohr.  1898,  S.  679^ ;  1899.  S.  ö3»;  1901,  S.  12öi«.  RGZ.  59, 
8.  1;  60,  8.  190.    RGZ.  9.  XII.  98  in  Jur.  Ztschr.  f.  Els.-Lothr.  24,  8.  276. 
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Agent  provocateur. 

4.  Der  gewerbliche  Wettbewerb  kann  zwischen 
zwei  Konkurrenten  zwar  im  allgemeinen  fortbestehen,  für  e  i  n  - 
zelne  besondre  Fälle  aber  dennoch  aufgehoben 
sein.  Es  ist  denkifer,  Hass  einzelne  bestimmte  Personen  als 
mögliche  Kunden  für  den  einen  oder  andern  Wettbewerber  aus- 
scheiden.O  Hinsichtlich  dieser  Kunden  findet  dann  kein 
Wettbewerb  statt.  Dies  kann  vorkommen,  weil  entweder  der 
Kunde  selbst  niemals  den  Willen  haben  wird,  Abnehmer  des 
Einen  zu  werden,^)  oder  weil  der  Konkurrent  selbst  eine  be- 
stimmte Person  nicht  zu  seinem  Kunden  haben,  an  sie  seine 
Leistung  nicht  absetzen  darf)  oder  will,  sei  es  im  Allgemeinen, 
sei  «s  im  besonderen  Fall.  Letzterer  liegt  namentlich  vor  bei  dem 
sogenannten  agent  provocateur,  der  von  dem  einen 
Wettbewerber  angestiftet  worden  ist,  den  andern  Wettbewerber 
zu  einer  unlautern  Wettbewerbshandlung  zu  verleiten  oder  ihn 
dahin  zu  versuchen,  ob  er  eine  solche  begehen  werde.  Dieser 
agent  provocateur  scheidet  dann  für  die  von  ihm  provozierte 
gewerbliche  Leistung  des  andern  Wettbewerbers  von  vornherein 
als  mögUcher  Kunde  des  Anstifters  aus.  Indem  dieser  selbst  ihn 
veranlasst,  eine  gewerbliche  Leistung  bei  seinem  Wettbewerber 
abzunehmen,  verzichtet  er  damit  für  diese  Leistung  darauf, 
jenen  als  seinen  Kunden  zu  gewinnen.  Es  entfällt  aber  damit 
auch  das  gemeinsame  Ziel,  das  für  das  Bestehen  eines  Wett- 
bewerbs notwendig  ist,  und  insoweit  liegt  dann  überhaupt 
kein  Wettbewerb  vor.  Bei  dem  andern  Wettbewerber,  der 
seine  gewerbliche  Leistung  an  den  agent  provocateur  absetzt, 
ist  zwar  dann  noch  eine  Erwerbtätigkeit,  aber  keine  Wett- 
bewerbtätigkeit  mehr   vorhanden   und   er   beeinträchtigt    mit 


^)  solchen  Falls  bedeutet  die  Erwerbnng:  dieses  Kunden  durch  den 
andern  Wettbewerber  dann  anch  keine  Schädigung.  Vgl.  hierm  EGZ.  60, 
S.  115.  Der  innere  Grund  der  Entscheidung  ist  dort  der  Mangel  des 
Wettbewerbs. 

*)  etwa  in  einer  kleinen  Stadt  besteht  erbitterte  Feindschalt  cwi^ohen 
dem  Kunden  des  einen  Konkurrenten  und  dem  anderen  Konkurrenten. 

*)  etwa  bei  einem  Wirtshanafverbot  fttr  Steuerretftanten,  für  MilitAr* 
Personen  usw. 
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Wettbewerb  ist  Vennögensgefährdiing. 

dieser  Handlung  auch  nicht  eine  Wettbewerbtätigkeit  des 
Gegners.  Wenn  dieser  garnicht  darnach  gestrebt  hat,  diesen 
als  Kunden  zu  erwerben,  vielmehr  von  solcher  Erwerbung  absah, 
kann  auch  nicht  seine  Erwerbtätigkeit  durch  die  Handlung  des 
Gegners  beeinträchtigt  werden.  Die  irrige  Meinung  des  andern 
Wettbewerbers  ändert  hieran  nichts,^) 

5.  Die  Wirkungen  des  Wettbewerbs  im  Gewerbe  ergeben 
sich  notwendig  aus  dem  Begriff  des  Wettbewerbs  an  sich  (§1) 
und  dem  der  gewerblichen  Tätigkeit,  die  in  den  Wettbewerb 
tritt  (§  3).  Das  gemeinsame  Ziel,  nach  dem  die  Gewerbetreiben- 
den um  die  Wette  streben,  ist  der  Absatz  der  gewerblichen 
Leistungen  an  denAbnehmer;  es  kommt  also  darauf  an, 
die  Abnahmeneigung  statt  dem  Konkurrenten  sich  zuzuwenden, 
ihn  zu  s  e  i  n  e  m  Kunden  zu  machen,^)  einen  Vorsprung  im  Wett- 
bewerb um  die  Kundschaft  zu  erringen,^)  und  der  Preis,  die 
„Wedde"  für  den  errungenen  Sieg  ist  eben  die  Gegenleistung,  der 
Kauf  Schilling,  den  der  Kunde  für  die  abgenommene  Ware  gewährt. 
Da  diese  Gegenleistung  Vermögenswert  hat,  ihr  Besitz  einen 
Vermögenzuwachs  bedeutet,  so  hat  selbstverständlich  auch  der 
Wettbewerb  im  Gewerbe  eine  Bedeutung  für  das  Vermögen  des 
Gewerbetreibenden.  Dass  somit  im  letzten  Ende  die  erzielte 
Vereitelung  des  Absatzes  und  Erlangung  der  Gegenleistung 
durch  den  Einen  für  den  Andern  eine  Vermögenschä- 
digung enthält,  ist  ohne  weiteres  klar.*)  Nur  ist  im  Auge  zu 
behalten,  dass  es  sich  nicht  um  Minderung  besessenen 
Vermögens,  sondern  um  Entgehung    eines    Gewinns 


0  vgl.  der  Verfasser  in  UW.  I,  S.  163  ff.  Lö.  Hamburg  t.  10. 
X.  1899  in  Bl.  f.  Pat.  1900,  S.  327. 

*)  Das  detonmer  la  clientdle,  in  dem  Valloton,  S.  47  n.  Allart, 
Trait6  th^or.  et  pratiqne  de  la  conc.  da.  No.  1  das  Wesen  des  nnlaatem 
Wettbewerbs  erblicken,  ist  daher  anch  beim  lavtem  Wettbewerb  das  Wesent- 
liche.   Vgl  anch  Waelbroeck  II,  No.  292. 

»)  Ann.  OLG.  Dresden  20,  S.  35.  Vgl.  auch  Begründung  z.  Entwurf 
in  Band  3,  S.  48. 

*)  vgl.  BGZ.  38,  S.  171. 
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Vermögensgefährdung. 

handelt,  nicht  damnum  emergens,  sondern  lucrum  cessans  vor- 
liegt.^) Da  die  Gegenleistung  für  die  abgesetzte  gewerbliche 
Leistung  die  Wedde  bildet,  die  dem  Sieger  erst  nach  dem 
Siege  gewährt  wird,  so  kann  sie  eben  noch  in  niemandes  Besitz 
sein,  wenn  anders  überhaupt  ein  Wettbewerb  möglich  sein  soll; 
da  die  Kundschaft  erst  das  gemeinsame  Ziel  ist,  so  kann  dieses 
Ziel  nicht  schon  von  einem  Wettbewerber  erreicht  sein.  Hiermit 
stimmt  überein,  was  früher  über  den  Begriff  der  Kundschaft  aus- 
geführt wurde. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich,  dass  der  Wiettbewerb 
in  dem  Augenblicke  endigt,  wo  das  Ziel  erreicht,  das  Streben, 
einen  Kunden  zur  Abnahme  der  gewerblichen  Leistungen  zu 
gewinnen,  von  Erfolg  begleitet  gewesen  ist.  Die  durch  Ent- 
ziehung eines  erwarteten  Gewinnes  erfolgte  Vermögensbe- 
schädigung tritt  also  erst  ein,  wenn  der  Wettbewerb  beendet  ist, 
daher  enthält  nicht  schon  das  blosse  Vorhandensein  eines  Wett- 
bewerbverhältnisses selbst  eine  Vermögenschädigung. 

Wohl  aber  bringt  das  Bestehen  eines  Wettbewerbzustands 
die  Gefahr  mit  sich,  dass  eine  solche  Vermögen- 
schädigung eintrete.  Denn  da  eben  der  Wettbewerb 
begrifflich  die  Möglichkeit  voraussetzt,  dass  jeder  der  Wettbe- 
werber —  wenn  auch  nur  einer  —  das  gemeinsame  Ziel  vor  dem 
andern  erreichen  kann,  so  besteht  auch  für  jeden  die  Möglich- 
keit, dass  der  Andre  den  Kunden  zur  Abnahme  seiner  Waren 
veranlasst  und  dadurch  den  Einen  am  Absatz  seiner  Waren 
verhindert.  Die  Gefahr  wächst  und  verringert  sich  jenachdem 
die  den  Absatz  der  Leistungen  fördernden  Bedingungen  bei  dem 
Einen  oder  Andern  überragen  und  schlägt  schliesslich  mit  der 
erstrebten  Abnahme  in  den  Schaden  um. 

6.  Besteht  aber  die  Schadenzufügung  nicht  im  Wegnehmen 
besessener  Vermögensgegenstände,  sondern  im  V e r h i n - 
dern  des  Ergreifens  noch  nicht  besessener,  so  ist  not- 
wendig hierbei  kein  Haben,   sondern  eine  Tätigkeit  des 


0  vgl.-oben  S.  29.    Realing,  Der  nnl.  Wettbew.  nach  d.  2.  Entw., 
24. 
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Angriffgegenstand  ist  die  Ausübung  des  Gewerbes. 

Gegners  der  Angriff  gegenständ.^)  Dieses  Tun  aber 
ist  eben  die  Ausübung  der  gewerblichen  Tätig- 
keit, der  Gewerbe  betrieb  (=  betreiben),  das  „livelihood". 
£s  ist  nicht  anders  als  wie  bei  einem  Angriff  gegen  Ausübung 
gewisser  Okkupationsbefugnisse.  Auch  hier  ist  der  angegriffene 
Gegenstand  nicht  die  zu  okkupierende  Sache,  sondern 
die  Freiheit  der  Ausübung  der  Okkupation, 
also  die  Person  des  Okkupierenden.^) 

Ein  solcher  Angriff  auf  die  Ausübung  gewerblicher 
Tätigkeit  liegt  nicht  nur  vor,  wenn  unmittelbar  das  Tun  beein- 
trächtigt wird,  sondern  mittelbar  auch,  wenn  das  Ziel,  die  Kund- 
schaft dahin  beeinflusst  wird,  die  gewerblichen  Leistungen  des 
Mitbewerbers  nicht  abzunehmen.  Denn  dadurch  wird  ebenso 
die  Erreichung  des  Ziels,  Absatz  der  Leistungen,  unmöglich  ge- 
macht. Es  ist  gleich,  ob  dem  Mitbewerber  die  Herstellung  und 
das  Anbieten  seiner  gewerblichen  Leistungen  verschränkt  wird, 
oder  ob  in  dem  Kunden  der  Wille  erzeugt  wird,  die  angebotenen 
Leistungen  nicht  abzunehmen.  Diese  Abnahme  ist  das  Ziel  der 
ganzen  Erwerbtätigkeit,  wer  diese  unmöglich  macht,  hindert  den 
Mitbewerber,  an  das  erstrebte  Ziel  zu  gelangen,  vereitelt  also 
sein  Streben.  Sowohl  wer  den  Jagdberechtigten  nicht  schiessen 
lässt,  als  wer  ihm  die  Hasen  vorwegnimmt,  beeinträchtigt  seine 
Okkupationstätigkeit.  So  beeinträchtigt  auch  die  Erwerbtätig- 
keit des  andern  nicht  nur  der,  der  ihn  etwa  durch  Ausmieten, 
Aufkauf  von  Rohstoffen  usw.  an  der  Herstellung  gewerblicher 
Leistungen  hindert,  sondern  auch  der,  der  die  in  Betracht 
kommende  Kundschaft  etwa  durch  wirksame  Reklame  bewegt, 
nicht  die  Leistungen  des  Andern,  sondern  seine  eignen  abzu- 


»)  Ann.  OLG.  Dresden,  Bd.  21,  S.  47;  vgl.  auch  J.  Kohl  er,  Archiv 
f.  ziv.  Praxis  88  (NF.  38),  S.  251 :  „Beim  Gewerbebetrieb  handelt  es  sich 
nicht  um  ein  Haben  von  Einrichtungen  in  ihrer  Buhelage,  es  handelt  sich 
auch  nicht  um  ein  Haben  von  Einrichtungen,  bei  denen  es  gleichgiltig  ist, 
ob  man  sie  benutzt  oder  nicht,  es  handelt  sich  um  ein  Tätigsein  mit 
Hilfe  materieller  Substrate  usw.**  Ebenso  ganz  klar  u.  deutlich  RGSt.  33, 
5.  6  und  RGZ.  16.  III.  Ol.    Jur.  Wochenschr.  1901,  S.  310^«. 

>)  Binding,  Lehrbuch  I,  S.  323,  337,  338. 
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Jeder   Wettbewerb  beschränkt   die   gewerbliche  Tätigkeit 

nehmen.  In  der  Vorwegnahme  der  Kundschaft  liegt  ebenfalls 
eine  Beeinträchtigung  des  Strebens  nach  ihr,  das  dadurch  gegen- 
standslos gemacht  wird.^) 

Wenn  vielfach  die  „Beziehungen  zur  Kundschaft"  als 
Angriffgegenstand  angesehen  werden,  so  wird  hierbei  über- 
sehen, dass  solche  stetigen  Beziehungen,  um  deren  an- 
gebliche Zerstörung  es  sich  handeln  soll,  noch  gar  nicht  vor- 
handen zu  sein  brauchen.  Man  denke  nur  an  das  Wanderge- 
werbe oder  an  sonstige  Qelegenheitkunden.  In  der  Störung  sol- 
cher Beziehung  kann  also  unmöglich  das  Wesen  des  Wett- 
bewerbs gefunden  werden,^)  ebensowenig  wie  in  der  Entziehung 
oder  Abspenstigmachung  alter  Kunden.  Andernfalls  gäbe  es  nur 
bei  altbegründeten  Geschäften  einen  Wettbewerb,  nicht  aber 
zwischen  zwei  neuen  eben  erst  eröffneten. 

7.  Der  Wettbewerb  hat  aber  nicht  nur  Bedeutung,  insofern 
er  den  künftigen  Vermögenserwerb  des  Konkurrenten  gefährdet 
und,  bei  Erreichung  des  Ziels,  Schaden  verursacht;  er  enthält 
auch  nicht  nur  im  letzteren  Falle  eine  Beeinträchtigung  der 
Erwerbtätigkeit  durch  Verhinderung  des  Ergreifens.  Viel- 
mehr bedeutet  schon  das  blosse  Bestehen 
des  Wettbewerbs,  die  blosse  Tatsache  der 
Mitaustibung  gewerblicher  Tätigkeit  eine 
Beschränkung  der  gleichen  Tätigkeit  des 
andern  Gewerbetreibenden.  Dies  ist  bisher  nicht 
genügend  beachtet  worden.  Ein  Wandrer  auf  öffentlicher 
Strasse  hat,  solange  er  allein  ist,  die  ganze  Strasse  unbeschränkt 
zu  seiner  Benutzung  frei.  Je  mehr  Personen  er  aber  als  gleiche 
Wandrer  neben  sich  dulden  muss,  je  mehr  wird  diese  ihm  an 
und    für    sich    freistehende    Benutzungsmöglichkeit    und    Be-^ 


^)  vergl.  anch  S.  6. 

3)  zatreffend  Schlecht  a.  a.  0.,  S.  91.  Vgl.  aach  J.  Köhler  im- 
ArchiT  f.  zivU.  Praxis,  Bd.  88  (NF.  Bd.  88),  S.  251.  Unrichtig  Stieda  in 
Jahrbtlchem  fttr  Nationalökonomie  n.  Statistik,  1896,  S.  77:  „hauptsächlich 
kommt  68  beim  nnlantem  Geschäftsgebahren  darauf  an,  dass  man  sich  die 
Kundschaft  anzueignen  sucht,  die  ein  andrer  bereits  erworben  haf  Ebenso* 
Daniel,  Darstellung  etc.,  8.  17. 

—    44     — 


Die  Art  der  Ausübung  des  Einen  ist  für  den  Andern  wesentlich. 

Wegungsfreiheit  eingeschränkt,  er  in  der  Ausübung  seiner  Wan- 
deningstätigkeit  behindert,  und  bei  Ansammlung  grosser  Men- 
schenmengen mag  sie  zeitweilig  sogar  wohl  überhaupt  aufge- 
hoben werden.  Nicht  anders  ists  mit  dem  freien  Verkehr  im 
Gewerbe.  Jeder  Gewerbetreibende,  der  andre  Gewerbetreibende 
gleicher  Art  neben  sich  dulden  und  nach  dem  gleichen  Absatz 
streben  lassen  muss,  wird  schon  dadurch  in  der  freien 
Ausübung  seines  Gewerbes  eingeschränkt  und  behindert.  Die 
stete  Gefahr,  dass  ein  andrer  die  erstrebte  Kundschaft  für 
sich  gewinnt,  unter  der  er  bei  jedem  Wettbewerb  steht,  wächst 
und  steigert  sich,  jemehr  Wettbewerber  vorhanden  sind.  Hier- 
durch wird  er  genötigt,  immer  mehr  und  mehr  seine  gesamten 
Kräfte  anzuspannen,  immer  rastloser  und  eiliger  vorwärts  zu 
streben.  Es  wird  gleichsam  das  Tempo  zu  wählen  nicht  mehr 
seinem  freien  Willen  und  seiner  Bequemlichkeit  überlassen,  es 
wird  ihm  durch  das  Bestehen  der  Konkurrenz  aufgenötigt.  Und 
abgesehen  von  der  Intensität  des  Betriebs,  die  zu  bestimmen 
ihm  die  Freiheit  genommen  wird,  wird  auch  der  ihm  nötige 
Ellbogenraum  für  seine  Tätigkeit  durch  das  Danebenstehen 
andrer  Betriebe  eingeschränkt.  Dies  tritt  überall  zu  Tage.  Je 
mehr  gleichartige  Gewerbebetriebe  bestehen,  desto  mehr  sind 
die  zur  Ausübung  günstigen  örtlichkeiten  beschränkt,  desto 
enger  wird  der  Kundenkreis,  auf  den  überhaupt  gerechnet  wer- 
den kann,  desto  teurer  und  schwerer. zu  gewinnen  sind  die 
erforderlichen  Arbeitkräfte  für  diesen  Betrieb,  desto  teurer  und 
seltner  wird  das  nötige  Rohmaterial,  desto  geringer  wird  der 
Nutzen,  mit  dem  sich  der  Gewerbetreibende  begnügen  muss, 
desto  bessere  Leistungen  muss  er  herstellen,  desto  mehr  Mühe, 
Sorgfalt  und  Kapital  zu  ihrer  Herstellung  muss  er  aufwenden. 
Diese  einengende,  die  Freiheit  der  Ausübung  des  Gewerbe- 
betriebs beschränkende  Wirkung  jeden  Wettbewerbs  an  sich, 
auch  des  lautern,  empfindet  jeder  Gewerbetreibende.^) 


^)  Sourdat,  Trait^  genenU  de  la  responsabüitö  on  de  l'action  en- 
dommages  int^rdts  en  dehors  des  contrats  tom  I,  No.  48:  ^^  tonte  concur- 
rence  est  naiBible.'' 
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Wir  haben  also  als  wichtiges  Ergebnis  gefunden:  An- 
griffgegenstand beim  Wettbewerb  ist  immer  die  blosse 
Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  und  be- 
schränkt und  erschwert  wird  die  freie  Ausübung  dieser 
Tätigkeit  schon  durch  das  Bestehen  selbst  eines 
lautern  Wettbewerbs,  durch  die  Ausübung  der  gleichen 
gewei'blichen  Tätigkeit. 

8.  Enthält  aber  jede,  auch  die  lautre  Ausübung  gewerblicher 
Tätigkeit,  sofern  sie  in  einem  Wettbewerbver- 
hältnis erfolgt,  nach  dem  Vorstehenden  eine  Gefähr- 
dung künftigen  Vermögenserwerbs  und  eine  Beein- 
trächtigung der  freien  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit, 
so  ergiebt  sich  von  selbst,  dass  die  Art  und  Weise  der  ge- 
werblichen Tätigkeit  des  einen  Wettbewerbers  für  den  andern 
nicht  gleichgiltig  sein  kann,  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn 
sie  nicht  noch  einen  besondern  Eingriff  in  seine  Macht- 
sphäre enthält.  Denn  Jedes  Moment,  das  die  Erwerb- 
tätigkeit des  einen  Wettbewerbers  begünstigt,  wirkt  mittelbar 
damit  notwendig  für  den  Andern  hindernd 0  und  erhöht 
die  Q  e  f  ä  h  rd  u  n  g  der  Erwerbung  des  Eintauschguts.  Am 
deutlichsten  zeigt  sich  das  bei  der  Reklame,  durch  die 
ein  Gewerbetreibender  die  Abnahmeneigung  seines  Kunden  zu 
beeinflussen  sucht.  Eine  wirksame  Reklame  wendet  dem  Einen 
die  Kundschaft  zu  und  dem  Andern  ab,  entzieht  ihm  dariiit  also 
den  Siegespreis  für  seine  gewerbliche  Tätigkeit.^) 


1)  Ann.  OLG.  Dresden  16,  S.  355. 

*)  Dies  wird  von  Renling,  Ransnitz  n.  A.  im  Anschluss  an  die 
französische  Auffassnng  nicht  gewürdi^^t  (Vgl.  §  1,  Anm.  2),  weil  die 
Bedeutung  des  Wetthewerbes  an  sich  als  eine  Beschrfinknng  der  Erwerb- 
tätigkeit verkannt  wird. 
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Begriffsbestimmung  des  unlautem  Wettbewerbs  im  Gewerbe. 
§6. 

Der  unlautere  Wettbewerb  im  Gewerbe. 

1.  Beim  Wettbewerb  im  Gewerbe,^)  über  dessen  Voraus- 
setzungen in  dem  vorhergehenden  Abschnitte  gehandelt  wurde, 
stehen  zur  Vergleichung  und  messen  sich  miteinander  je  die 
gewerblichen  Tätigkeiten  der  Mitbewerber.  Da  nun  jeder  Wett- 
bewerb unlauter  wird  dadurch,  dass  in  ihn  sei  es  hindernde,  sei 
es  fördernde  Bedingungen  eingeführt  werden,  die  die  zur  Ver- 
gleichung stehende  Tätigkeit  in  eine  solche  umwandeln,  die 
nicht  zur  Vergleichung  steht,  so  wird  der  gewerbliche  Wett- 
bewerb unlauter,  wenn  fördernd  oder  hindernd  eine  Bedingung 
eingeführt  wird,  die  die  gewerbliche  Tätigkeit  des  einen  oder 
des  andern  Mitbewerbers  in  eine  nicht  zur  Vergleichung 
stehende  Tätigkeit  umwandelt.  Zur  Vergleichung  steht  aber  nur 
die  eigne  Erwerbtätigkeit  jedes  Mitbewerbers,^)  die  einem 
freien  Willen  des  Kunden  gegenübersteht,  den  lediglich  die  Eigen- 
schaften der  angebotenen  gewerblichen  Leistungen  zur  Ab- 
nahme von  dem  einen  oder  dem  andern  Wettbewerber  be- 
wegen. Das  Einführen  von  Bedingungen,  die 
an  und  für  sich  nicht  unmittelbar  der  eignen 
Erwerb  tätigkeit  dienen,  und  der  Versuch, 
den  freien  Willen  des  Kunden  durch  andere 
Mittel,  als  durch  die  eigenen  gewerblichen 
Leistungen  zu  beeinflussen,  machen  daher  den 
gewerblichen  Wettbewerb  unlauter. 

Der  Begriff  des  unsittlichen  Qeschäftsge- 
b  a  h  r  e  n  s  ist,  wie  überhaupt  nicht  beim  unlautern  Wett- 
bewerb, so  auch  beim  unlautern  Wettbewerb  im  Gewerbe  nicht 
zu  verwerten.^) 


^)  Gewerbe  wird  hier  immer  in  dem  weiteren  früher  dargelegten 
Sinne  gebrancht. 

*)  vgl.  auch  Herzfeld,  das  absolute  Recht  am  Gewerbebetrieb  S.  39. 
Gewerbl.  Rechtsschutz  1896,  S.  63. 

«)  Siehe  S.  8. 
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Wann  liegt  eigne  gewerbliche  Tätigkeit  vor? 

Hieraus  ergeben  sich  zur  Erläuterung  folgende  Sätze: 

2.  Für  die  Frage,  ob  Ausübung  eigner  gewerb- 
licher Tätigkeit  vorliegt,  ob  eine  Handlung  dazu  dient, 
die  eigene  gewerbliche  Tätigkeit  zu  unterstützen  und  ihr 
freie  Bahn  zu  schaffen,  sind  folgende  Gesichtspunkte  mass- 
gebend. 

Es  ist  von  dem  Bestehen  eines  Wettbewerbverhältnisses 
abzusehen  und  zu  prüfen,  ob  die  Tätigkeit  auch  ohne  ein 
solches  das  eigene  Streben  nach  Kundschaft 
fördert.  Ist  dies  der  Fall,  so  ist  ihre  Einführung  zulässig, 
selbst  wenn  dadurch  die  Tätigkeit  des  Gegners  beeinträchtigt 
wird.^)  Denn  der  Umstand,  dass  dessen  Gewerbebetrieb  be- 
nachteiligt wird,  ist  für  die  Begriffsbestimmung  nicht  zu  ver- 
wenden, da,  wie  wir  sahen,  auch  der  lautre  Wettbewerb  diese 
Beeinträchtigung  bewirkt.  Die  Beeinträchtigung,  die  der  Wett- 
bewerb an  sich  mit  sich  bringt,  muss  sich  jeder  gefallen  lassen. 
So  würde  z.  B.  ein  Aufkauf  von  sämtlichem  auf  dem  Markt 
befindlichen  Rohstoff  zur  Herstellung  der  eigenen  Waren  nicht 
als  unlautere  Handlung  angesehen  werden  können,  selbst  wenn 
dadurch  dem  andern  Konkurrenten  die  Möglichkeit  genommen 
würde,  nun  seinerseits  sich  genügenden  Rohstoff  für  seine  Waren 
zu  verschaffen.^)  Ebenso  ist  das  Ausmieten  eines  Konkurrenten 
aus  einem  günstig  gelegenen  Qeschäftslokal  zu  dem  Zwecke, 
um  selbst  hineinzuziehen,  an  sich  noch  keine  unlautre  Hand- 
lung. Sie  dient  dazu,  der  eignen  gewerblichen  Tätigkeit 
günstige  Entfaltung  zu  verschaffen,  fördert  sie  unmittelbar,  auch 
abgesehen  von  einem  bestehenden  Wettbewerb.  Eine  solche 
den  eignen  Gewerbebetrieb  unmittelbar  fördernde  Handlung  zu 
unterlassen,  weil  der  Konkurrent  durch  sie  beeinträchtigt  wird, 
ist  aber  ebensowenig  jemand  verbunden,  wie  den  Wetbewerb 
überhaupt  zu  unterlassen. 

Anders  wird  aber  die  Sachlage,  wenn  etwa  das  Ausmieten 


1)  RGZ.  28,  S.  248. 

")  vgl.  dagegen  Waelbroeck,  Coors  de  droit  indiwtriel  No.  35. 
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lediglich  erfolgt,  um  den  Konkurrenten  wegzubringen,  ohne 
dass  man  selbst  in  das  Qeschäftslokal  ziehen 
will.  Denn  dann  liegt  keine  den  eignen  Wettbewerb  un- 
mittelbar fördernde  Handlung  mehr  vor.  Der  Vorteil  besteht 
ledigUch  in  der  Beseitigung  des  Konkurrenten  und  wird  nur 
durch  den  Wettbewerb  gebracht.  Den  Wettbewerb  selbst 
zu  beseitigen  geht  aber  nicht  an.  Es  ist  daher  weiter  unlauter 
jede  Handlung,  die  die  Erwerbtätigkeit  des  Geg- 
ners beeinträchtigt,  den  eigenen  aber  nicht 
fördern  würde,  wenn  kein  Wettbewerbver- 
hältnis bestände.  Die  Behinderung  des  gegnerischen 
Erwerbens  kann  auf  die  mannigfaltigste  Weise  geschehen.  In 
Betracht  kommt  hier  nur  die  Beeinträchtigung,  die  sich  unmittel- 
bar gegen  die  Qewerbeausübung  selbst  richtet.  Häufig  geschieht 
dies  durch  Angriffe  gegen  besondere  Erwerbsmittel,  namentlich 
den  Kredit,  den  guten  Ruf  usw.  Die  Beeinträchtigung 
kann  erfolgen  durch  Täuschung,  Drohung  und  Ge- 
walt gegen  den  Mitbewerber. 

Würde  kein  Wettbewerbverhältnis  vorliegen,  so  würden  alle 
diese  den  Andern  beeinträchtigenden  Handlungen  den  eignen 
Gewerbebetrieb  nicht  fördern,  sie  haben  daher  nicht  die  Be- 
deutung eigner  gewerblicher  Leistungen.  Zur  Verdeutlichung 
mögen  folgende  Fälle  dienen:  Zwei  Geschäftreisende,  die  zwei 
Konkurrenzfirmen  vertreten,  wollen  zum  ersten  Mal  eine  kleine 
Stadt  besuchen,  um  Kundschaft  zu  erwerben.  Beide  sind  dort 
unbekannt,  haben  also  gleich  viel  oder  gleich  wenig  Aussichten. 
Der  eine  Geschäftreisende  ist  nun  bestrebt,  den  andern  von 
dort  abzuhalten,  um  allein  freies  Feld  zu  haben.  Er  wendet 
deshalb  täuschende  Mittel  an,  um  ihn  zu  verhindern,  die  Stadt 
zu  besuchen:  er  lässt  ihm  z.  B.  eine  falsche  Depesche  des 
Inhalts  angeblich  von  seinem  Hause  zugehen,  schleunigst  die 
Reise  zu  unterbrechen.  Hierdurch  in  Irrtum  versetzt,  gibt  jener 
die  Reise  auf  und  der  Andere  bleibt  ohne  Konkurrenz.  Ferner: 
eine  Brauerei  will  einen  Gastwirt,  der  auch  aus  andern 
Brauereien  stammendes  Bier  verschänkt,  an  dem  Ausschank 
dieses  Bieres,  dessen  Konkurrenz  sie  fürchtet,  dadurch  ver- 
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Kartelle  und  Ringe. 

hindern,  dass  sie  ihm  droht,  eine  Forderung  einzuklagen,  das 
Inventar  zu  pfänden  usw.O 

Diese  Gesichtspunkte  sind  auch  für  die  Kartelle  und 
Ringe  massgebend.^)  Wenn  sich  eine  grössere  Anzahl  Ge- 
werbetreibender zu  einer  Vereinigung  zusammenschliesst,  um 
durch  gemeinsame  Massregeln,  etwa  Abmachungen  mit  Ar- 
beitern über  Löhne  und  Arbeitleistungen,  den  der  Vereinigung 
Angehörigen  Vorteile  für  ihren  Gew^erbebetrieb  zu  verschaffen, 
so  bedeutet  es  keinen  unlautern  Wettbewerb,  wenn  sie 
einem  oder  mehreren  andern  Gewerbetreibenden  dersel- 
ben Branche  den  nachgesuchten  Beitritt  zur  Vereinigung 
versagen  und  ihnen  die  Teilnahme  an  den  Vorteilen 
verweigern,  selbst  wenn  es  geschieht,  um  ihnen  Nach- 
teile für  ihren  Gewerbebetrieb  zuzufügen  und  sie  in  ihrer  Kon- 
kurrenzfähigkeit zu  schwächen.  Denn  eine  Verpflichtung  zur 
Aufnahme  besteht  selbstverständlich  nicht,  die  Bildung  eines 
solchen  Vereins  und  die  Vereinbarung  mit  den  Arbeitern  bietet 
aber  den  eigenen  Gewerbebetrieben  der  Vereinsmitglieder  auch 
abgesehen  von  jedem  Wettbewerbverhältnis  unmittelbare  Vor- 
teile. Würde  dagegen  die  Abmachung  des  Kartells  mit  den 
Arbeitern  dahin  gehen,  dass  diese  bei  den  Nichtmitgliedern  nicht 


^)  Diese  Fälle  werden  beide  durch  das  Sondergfesetz  vom  27.  Y.  1896 
nicht  getroffen. 

*)  Weiter  geht  der  ungarische  Gesetzentwurf  ttber  Kartellvertrftge,  vgl. 
UW.  ly,  S.  36,  der  den  freien  Gewerbebetrieb  der  Kartelle  zu  Gunsten 
der  Freiheit  der  übrigen  Gewerbetreibenden  tlberhaupt  einschränkt,  auch 
dort,  wo  kein  unlauterer  Wettbewerb  vorliegt  Diese  EiuEchränkung  eines 
übermächtigen  Gewerbetreibenden,  wie  es  die  Kartelle  sind,  ist  natürlich 
an  sich  zulässig  u.  zuweilen  im  Interesse  der  Freiheit  der  übrigen  Ge- 
werbetreibenden u.  der  gesamten  Volkswirtschaft  geboten.  Femer:  österr. 
Ges.  V.  7.  IV.  1870.  —  Franz.  Ges.  v.  25.  V.  1864.  —  Code  civü  Art.  1131, 
1133.  Code  penal  Art.  419.  —  Belgisches  Ges.  v.  31.  V.  1866.  —  Italien. 
Stra^es.  v.  1890  Art.  326.  —  Vgl.  noch  Weiss,  Conc.  da  S.  46,  der  bei 
den  KarteUen  mit  Unrecht  die  Möglichkeit  unlauteren  Wettbewerbs  schlecht- 
hin leugnet.  Dagegen  Allart,  Trait6  theorique  etc.  de  la  conc.  d61.  No. 
218.  Konsumvereine  haben  an  sich  nichts  mit  unlauterem  Wettbewerb 
KU  tun,  wie  Wermert  meint.    Vrgl.  im  übrigen  auch  S.  74. 
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arbeiten  dürften,  würde  also  über  diese  die  Arbeitsperre  ver- 
hängt werden,  um  ihnen  den  Gewerbebetrieb  unmöglich  zu 
machen  oder  doch  erheblich  zu  erschweren,  oder  würden  etwa 
Veranstaltungen  getroffen,  um  den  konkurrierenden  Nichtrait- 
gliedern  die  Versorgung  mit  den  erforderlichen  Rohstoffen  zu 
verschliessen,  so  würde  diese  Abmachung  den  Gewerbebetrieb 
des  Gegners  hindern,  ohne  dadurch  zugleich  unmittelbar  den 
eignen  zu  fördern.  0  Denn  diese  Förderung  würde  nur  mittelbar 
zufolge  des  Bestehens  eines  Wettbewerbverhältnisses  statt- 
finden, ohne  ein  solches  würde  der  eigne  Gewerbebetrieb  keinen 
Vorteil  davon  haben.  jEs  wird  daher  auch  damit  keine  eigne 
gewerbliche  Tätigkeit  aufgewendet,  keine  eigne  Arbeitskraft 
zur  Bekämpfung  des  Gegners  eingeführt.^) 

3.  Die  Benutzung  eines  die  eigene  Erwerbtätigkeit  auch 
ausserhalb  eines  Wettbewerbverhältnisses  fördernden  Mittels 
macht  den  Wettbewerb,  in  einem  solchen  angewendet,  noch 
nicht  um  deswillen  unlauter,  weil  es  auch  vom  Gegner  zur 
Förderung  seiner  Erwerbtätigkeit  benutzt  wird.  Die  Anwen- 
dung des  Mittels  wird  aber  dann  unlauter,  wenndamit  zu- 
gleich die  gegnerische  Tätigkeit  zur  För- 
derung der  eignen  Wettbewerbtätigkeit  ver- 
wendet und  für  sich  dienstbar  gemacht  wird. 
An  sich  ist  es  natürlich  zulässig,  für  seine  Erwerbtätigkeit  sich 
der  Hilfe  Dritter  zu  bedienen,  und  es  liegt  darin  die  Anwendung 
eigner  gewerblicher  Tätigkeit.    Besteht  aber  ein  Wettbewerb- 


0  So  ist  z.  B.  auch  yon  EG2;  6.  III.  02  als  Verletzung  des  Rechts 
auf  Ausübung  des  Gewerbes  angesehen  worden,  dass  ein  Verein  praktizie- 
render Ärzte  seinen  Mitgliedern  verboten  hatte,  mit  einem  bestimmten 
anderen  Arzt  zusammen  zu  arbeiten  n.  ihm  in  seiner  Klinik  Kranke  zu- 
zu^feisen. 

3)  Dieser  typische  Fall  liegt  der  Gatscheidung  des  RGZ.  60,  8.  94 
zu  Grunde  und  hat  dort  richtige  Beurteilung  gefunden,  wenn  die  hier  ver- 
tretenen Gesichtspunkte  auch  nicht  gerade  ausgesprochen  worden  sind. 
Vgl.  noch  RGZ.  28,  S.  238  ff;  38  S.  155;  48,  8.  114,  306;  53  S.  19;  56  S. 
271.  —  Rspr.  OLG.  8  S.  18.  Fuld,  Koalitionsrecht  im  Handelsgewerbe, 
Jnstizdienstl.  Rundschau  1904,  S.  188.  Voelker,  D.  Jnr.  Z.  1904,  S.  789. 
Bachem,  IJW.  I,  S.  34. 
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Verhältnis,  so  ist  die  Inanspruchnahme  des  gegnerischen  Wett- 
bewerbers ausgeschlossen.  Denn  sollen  eben  mit  diesem  die 
Kräfte  gemessen  werden,  so  dürfen  seine  Kräfte  nicht  zur  För- 
derung eignen  Strebens  gebraucht  werden.  Es  würde  dann  kein 
Vergleichen  der  einzelnen  gewerblichen  Leistungen  je  der  Mit- 
bewerber mehr  stattfinden.  Der  Wille  des  Kunden  würde  nicht 
mehr  allein  durch  die  eignen  Leistungen  des  Gewerbetreibenden 
beeinflusst  werden.  So  wird  unlauter  das  früher  erwähnte  Aus- 
mieten des  Konkurrenten  auch  dann,  wenn  es  geschieht,  um 
dadurch  die  vom  Gegner  durch  seine  gewerbliche  Tätigkeit  er- 
worbenen günstigen  Verhältnisse  nun  für  sich  selbst  auszu- 
nützen, etwa  die  vom  Konkurrenten  erzeugte  Gewöhnung  des 
Publikums  an  den  bestimmten  Laden,  den  guten  Ruf  des  darin 
befindlichen  Geschäfts. 

Dann  liegt  zwar  auch  eine  Handlung  vor,  die  ausserhalb 
eines  bestehenden  Wettbewerbverhältnisses  die  eigene  Erwerb- 
tätigkeit unmittelbar  fördert.  Zugleich  aber  wird  die  Arbeitskraft 
des  Mitbewerbers  dem  eignen  Streben  dienstbar  gemacht. 

Die  häufigste  Form,  sich  fremde  Arbeitskraft  zu  nutze  zu 
machen,  ist  der  Gebrauch  der  Unterscheidungs-  und 
Bezeichnungsmittel  des  Mitbewerber?,  die  dieser  für 
seine  gewerblichen  Leistungen,  seine  Person  und  seinen  Ge- 
schäftsbetrieb anwendet.  Die  Art  und  Weise  dieser 
Benutzung  kann  sehr  mannigfaltig  sein,  es  kann  sich  z.  B. 
jemand  einem  Kunden  gegenüber  als  der  Konkurrent  bezeichnen 
oder  es  auch  nur  unterlassen,  den  erkannten  Irrtum  des  Kunden 
aufzuklären.^)  In  der  Regel  werden  die  UnterscheidungsmitteU 
wie  Name,  Firma,  Warenbezeichnung,  Geschäftsbezeichnung, 
nachgeahmt.  Um  die  eignen  Leistungen  zur  Geltung  zu  bringen, 
gilt  es  vor  allem,  sie  von  denen  der  andern  zu  unterscheiden.^) 
An  diese  Unterscheidungsmittel  knüpft  sich  die  Wertschätzung 
der  individuellen  Persönlichkeit,  der  gute  Ruf  des  Geschäfts  und 
der  gewerblichen  Leistungen,  daher  führt  die  Verwechslung  mit 


')  Waelbroeck  U  No.  298. 

')  Gaston  Meyer,  de  la  conc.  d^l.  S.  13. 
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ihnen  dazu,  diese  dem  Gegner  zukommenden  wertvollen  Hilfs- 
mittel für  den  Erwerb  sich  dienstbar  zu  machen.  Dies  ist  ohne 
weiteres  klar,  wenn  jemand  ein  solches  fremdes  Unterschei- 
dungszeichen, das  ihm  selbst  nicht  zusteht,  gebraucht.^ 

Nun  kommt  es  aber  auch  vor,  dass  ähnliche  oder  völlig 
gleiche  Unterscheidungszeichen  jedem  der  Mitbewerber  zu- 
stehen. Es  sei  nur  an  den  Fall  erinnert,  dass  beide  den  gleichen 
Namen  tragen.  Dann  würde,  wenn  beide  die  ihnen  zustehenden 
Unterscheidungszeichen  im  Wettbewerb  zur  Anwendung  bringen 
wollten,  bei  den  Abnehmern  eine  Verwechslung  ihrer  gewerb- 
lichen Leistungen  eintreten  und  damit  ebendieselbe  Qefahr  be- 
stehen, sich  fremde  Arbeitleistungen  dienstbar  zu  machen,  wie 
wenn  das  ähnliche  oder  gleiche  Bezeichnungsmittel  nur  dem 
Einen  zustände  und  dennoch  vom  Andern  gebraucht  würde. 
Die  Benutzung  fremder  Arbeitleistung  zur  Förderung  seiner 
eignen  Wettbewerbtätigkeit  macht  aber  den  Wettbewerb  unter 
allen  Umständen  unlauter,  gleichgiltig  ob  diese  Anmassung  frem- 
der Arbeit  erfolgt  durch  ein  Mittel,  zu  dessen  Gebrauch  man  an 
sich  berechtigt  ist  oder  nicht.  Durch  die  Berechtigung  zum 
Gebrauch  des  Unterscheidungsmittels  wird  man  noch  nicht  be- 
fugt, es  zu  einer  Anmassung  fremden  Arbeiterfolgs  zu  ver- 
wenden. Soll  deshalb  der  Wettbewerb  lauter  bleiben,  so  sind 
auch  die  sämtlichen  Bezeichnungsmittel  in  einer  Weise  zu 
gebrauchen,  dass  eine  Verwechslung  mit  den  gewerblichen 
Leistungen  des  Wettbewerbers  ausgeschlossen  ist. 

Diese  Grundsätze  werden  wichtig  zunächst  für  den  Ge- 
brauch des  Namens  bei  Namensgleichheit  und 
Namensähnlichkeit.  An  sich  ist  natürlich  jeder  berech- 
tigt, seinen  Namen  frei  zu  gebrauchen,^)  ja  es  ist  sogar  zu  dessen 
Führung  nach  öffentlichem  Recht  verpflichtet.    Will  er  ihn  aber 


^)  Diese  Art  unlauteren  Wettbewerbs  wird  von  den  Franzosen  con- 
trefa^on  genannt  Waelbroeck  a.  a.  0. 1,  S.  57:  „c'est  cette  concnrrence 
deloyale,  qni  se  pratiqae  ainsi  par  Tusnipation  du  nom,  de  la  marqne,  de 
l'enseigne,  des  proc^d^s  on  des  modales  et  dessins  d'un  industriell  qn'on 
d^signe  sons  le  terme  g^n^riqne  de  contrefa^on." 

«)  „11  y  a  6galit6  des  droits".    Gaston  Meyer  a.  a.  0.  S.  14. 
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im  Wettbewerb  gebrauchen,  muss  es  so  geschehen,  dass  Ver- 
wechslungen mit  dem  Namen  eines  älteren  Konkurrenten  aus- 
geschlossen werden.^  So  würde  z.  B.  jemand,  der  Ernst  Wald 
heisst,  gehalten  sein  können,  sich  im  Erwerbsleben  nicht  als 
„E.  Wald"  zu  bezeichnen,  wenn  ein  älterer  Konkurrent  bereits 
unter  dem  Namen  „Ewald"  da  ist.  Und  es  kann  zwar 
jemand,  dessen  Namen  ohne  Recht  etwa  zur  Bezeich- 
nung eines  Tanzlokals  gebraucht  worden  ist,  diesem 
die  Führung  seines  Namens  verbieten,^)  gleichwohl  aber  würde 
er  sich  fremde  Arbeitleistung  aneignen,  wenn  er  nun  unter 
diesem  eignen  Namen  selbst  ein  Tanzlokal  eröffnete  und  damit 
dem  Andern  Konkurrenz  machte,  ohne  für  genügende  Unter- 
scheidung mit  dem  Tanzlokal  des  Gegners  zu  sorgen.  Denn 
für  den  Wettbewerb  kommt  es  nicht  darauf  an,  ob  der  Andre 
dem  Namensträger  gegenüber  zu  Unrecht  oder  Recht  den  Namen 
führte,  sondern  ob  das  Publikum  unter  dem  Namen  des 
Andern  gewerbliche  Leistungen  begreift;  diese  darf  sich  der 
Konkurrent  nicht  zu  Nutze  machen,  auch  wenn  sie  mit  einem 
unzulässigen  Unterscheidungsmittel  bezeichnet  worden  waren, 
sofern  nur  nicht  durch  diese  Bezeichnung  selbst  wieder  unlauter 
fremde  Arbeitskraft  dienstbar  gemacht  worden  ist. 

Ebenso  darf  eine  Firma,  zu  deren  Führung  der  Inhaber 
berechtigt  und  verpflichtet,  im  Wettbewerb  immer  nur  so  geführt 
werden,  dass  damit  Verwechselungen  mit  dem  Konkurrenten 
ausgeschlossen  sind,  selbst  wenn  nach  den  handelsregisterrecht- 
lichen Bestimmungen  die  Führung  erlaubt  ist,^)  und  es  geniesst 
hierbei  nicht  etwa  die  eingetragne  Firma  vor  der  uneingetragnen 
einen  Vorzug. 

Auch  der  Gebrauch  eines  eingetragenen  Waren- 
zeichens darf  nicht  dazu  führen,  sich  die  gewerbliche  Arbeit 


1)  RGZ.  44,  S.  1Ö3.  —  Vgl.  Band  3,  S.  66. 

^  Auch  wenn  der  andere  den  Namen  längere  Zeit  ohne  Widerspruch 
geführt  hat,  RGZ.  10.  X.  Ol.    Jur.  Wocheuschr.  1901,  S.  766. 

')  Es  kann  daher  selbst  bei  Beachtung  des  HGB.  §.  30  noch  nnlaaterer 
Wettbewerb  vorliegen.  RG.  Jur.  Wochenschr.  1898  S.  24,  82,  484;  1901 
S.  256" ;  1902  S.  27.    Recht  1902  S.  23.    RGZ.  44,  S.  18,  19. 
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des  Konkurrenten  dienstbar  zu  machen.  Es  können  hier  keine 
andern  Grundsätze  gelten,  als  für  die  Führung  eines  Namens  und 
einer  Firma,  die  gleichfalls  auf  Qrund  eines  Rechts  erfolgen,  wie 
der  Gebrauch  eines  eingetragenen  Warenzeichens.  Ist  daher  ein 
nichteingetragnes  Warenzeichen  oder  eine  Ausstattung  Kenn- 
zeichen von  fremder  Ware  geworden  derart,  dass  das  Publikum 
durch  sie  auf  diese  Ware  hingewiesen  wird,  so  kann  zwar  der 
Inhaber  dieser  nicht  eingetragnen  Warenzeichen  und  Ausstattun- 
gen nicht  dem  eingetragnen  Warenzeicheninhaber  das  Recht 
an  dem  Warenzeichen  entziehen,  da  sein  Besitz 
des  Besitzschutzes  entbehrt^)  und  dem  besseren  Rechte  des 
formalen  Warenzeichens  weichen  muss,^)  wenn  er  nicht  an 
der  Bezeichnung  selbst  ein  entgegenstehendes  Recht 
hat.  Aber  der  formal  Berechtigte  am  Warenzeichen  darf  es 
dennoch  nicht  in  einer  Weise  gebrauchen,  dass 
er  dadurch  Verwechselungen  mit  den  Waren  des 
Andern  herbeiführt,  zu  deren  Kennzeichnung  das  Zeichen  bereits 
geworden  war.^)  Dies  kann  dazu  führen,  dass  der  ältere 
Zeicheninhaber  zwar  nicht  die  Löschung,  aber  die  Unterlassung 
des  Gebrauchs  verlangen  kann,  wenn  ein  solcher  Gebrauch,  der 
eine  Verwechslung  ausschliesst,  sonst  nicht  möglich  ist.  Darf 
aber  der  berechtigte  Zeicheninhaber  sein  Zeichen  nicht  ge- 
brauchen, so  würde  die  Untersagung  des  Gebrauchs  dem  altern 
Konkurrenten  auf  Grund  des  formalen  Zeichenrechts  dessen 
Gewerbebetrieb  stören  ohne  den  eignen  dadurch  unmittelbar 
zu  fördern  (da  jeder  eigne  Gebrauch  ebenfalls  untersagt  ist);  es 
würde  sonach  in  diesem  Falle  auch  diese  Störung  unlauter  sein. 
Im  Einzelnen  kommt  es  eben  immer  auf  die  Frage  an,  ob  der 
Gebrauch  des  Warenzeichens  Verwechselung  mit  dem  Zeichen 
des  Konkurrenten  und  daher  Ablenkung  der  Kundschaft  hervor- 
rufen kann.    Nur  insoweit  kann  der  Gebrauch  des  Zeichens,  an 


')  Im  Falle,  den  BGZ.  48,  233  behandelt,  war  dieser  besondere  Schutz 
des  Namens  da.    Ebenso  UW.  I,  S.  10,  BGZ.  44,  S.  99. 
«)  BGSt.  34,  275.    BGZ.  44,  S.  16. 
»)  a.  M.  BG.  Jnr.  Wochenschr.  1898,  S.  174«>. 
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dem  durch  die  Eintragung  ein  Recht  erworben  wurde,  gehindert 
werden.^ 

Auch  andere  Umstände  als  diese  eigentlichen  Bezeichnungs- 
mittel können  zur  Kennzeichnung  eines  gewerblichen  Unter- 
nehmens und  gewerblicher  Leistungen  dienen  und  die  Herbei- 
führung von  Verwechselungen  mit  ihnen  kann  ebenfalls  die  An- 
eignung der  Arbeiterfolge  des  Konkurrenten  bedeuten. 

Im  Einzelnen  wird  hierauf  allenthalben  im  besondern  Teil 
zurückzukommen  sein.  Hier  galt  es  nur,  den  Grundsatz  deutlich 
zu  machen. 

Die  gröbste  Art,  sich  die  fremde  Arbeitskraft  des 
Mitbewerbers  dienstbar  zu  machen,  ist  die,  seine  0  e  - 
Schafts-  und  Betriebsgeheimnisse  sich  anzu- 
eignen und  für  sich  zu  verwerten.^)  Dies  kann  ebenfalls  in  der 
vielfältigsten  Weise  geschehen.  Gewöhnlich  wird  dabei  die 
Hilfe  der  Angestellten  des  Konkurrenten  in  Anspruch  genommen, 
sei  es  durch  Ausmieten  oder  in  anderer  Weise.  Auch  hierauf  ist 
im  Einzelnen  im  besondern  Teile  zurückzukommen. 

4.  Ausser  durch  Dienstbarmachung  der  Kräfte  des  Mit- 
bewerbers erfolgt  noch  durch  die  verschiedensten  Mittel  der 
Versuch,  den  Kunden  vom  Mitbewerber  ab  und  sich  zuzuwenden. 
Immer  wenn  diese  Beeinflussung  geschieht  inandrerWeise 
als  durch  die  eignen  gewerblichen  Leistungen 
selbst  wird  der  Wettbewerb  unlauter.  Es  ist  unmöglich, 
diese  aufzuzählen.  Nur  folgendes  mag  einstweilen  zur  Ver- 
deutlichung des  Gesagten  erwähnt  werden.  Das  Nähere  muss 
dem  besondern  Teile  vorbehalten  bleiben. 

a)  Das  häufigste  Mittel  ist  die  täuschende  Reklame. 
Sofern  dem  Kunden  die  angebotne  gewerbliche  Leistung  als 
günstiger  und  besser  dargestellt  wird,  als  sie  in  Wirklichkeit  ist, 
werden  nicht  mehr  die  wirklichen  eignen  Leistungen  der  Wett- 


1)  hierzu  Oflterrieth,  UW.  I,  S.  69.  Axter  UW.  I,  S.  122.  Finger, 
RGes.  s.  Schutz  der  Warenbez.  1906,  S.  234  ff. 

*)  Die  ist  merkwtlrdiger  Weise  von  manchen  Rednern  bei  der  Beratung 
des  Gesetzes  im  Reichstage  verkannt  worden.    Vrgl.  Band  3,  S.  285  ff. 
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bewerber  zum  Vergleich  gestellt,  sondern  es  wird  von  dem 
Täuschenden  eine  andre  vorgespiegelt.  Dass  die  falsche  Vor- 
spiegelung öffentlich  erfolgt  und  sich  an  eine  Mehrheit  von 
Personen  wendet^)  oder  sich  auf  Tatsachen  bezieht,  ist  keines- . 
wegs  erforderlich.  Es  wurde  bereits  früher  erwähnt,  dass  auch 
Urteile,  wenn  sie  sich  den  Anschein  der  Sachkunde  geben, 
geeignet  sind,  den  Willen  des  Abnehmers  zu  beeinflussen  und 
zu  täuschen.  Die  Reklame  ist  selbstverständlich  nicht  das 
einzige  Mittel,  den  Willen  des  Abnehmers  zu  Gunsten  des 
Konkurrenten  zu  beeinflussen.  Auch  andere  Täuschungen, 
Gewalt  und  Drohungen  usw.  können  auf  ihn  einwirken, 
b)  Eine  über  das  blosse  Anbieten  und  An- 
preisen hinausgehende  unlautere  Einwir- 
kungshandlung liegt  auch  vor,  wenn  durch  sie  etwas 
andres  herbeigeführt  wird,  als  die  Abnahme  der  gewerblichen 
Leistung  gegen  ein  Entgelt.  Denn  lediglich  diese  steht 
im  Wettbewerb  zum  Vergleich,  nur  dann  ist  von  Kundschaft 
der  gewerblichen  Leistung  die  Rede.  Es  kommt  aber  vor,  dass 
ein  andrer  Weg  versucht  wird,  Abnehmer  für  seine  Ware  zu 
gewinnen,  als  die  gewöhnliche  Vertriebform  des  Verkaufs  mit 
Angebot  gegen  ein  Entgelt,  wennschon  sehr  häufig  scheinbar 
die  gewöhnliche  Form  gewahrt  wird;  dass  also  mit  andern 
Mitteln  als  bloss  mit  der  gewerblichen  Leistung  auf  den  Ab- 
nehmer einzuwirken  versucht  wird.  So  enthält  das  Qeschäfts- 
gebahren,  unter  einer  bestimmten  Anzahl  von 
Packeten  oder  Waren  der  Firma  ein  Gold- 
stück zu  verbergen;  allen  Kunden  eines  Geschäfts,  die 
an  einem  nachträglich  durch  Los  zu  bestimmenden  Tage  Waren 
gekauft  haben,  den  Kaufpreis  zurückzuerstatten;  von  den  Per- 
sonen, die  die  Lösung  eines  Rätsels  mit  einem  bestimmten  Geld- 
betrag einsenden,  dem  ersten  Einsender  der  richtigen  Lösung 
einen  wertvollen  Gegenstand,  den  andern  eine  entsprechende 
Ware  zugeben  u.  dgl.  mehr,  unlautern  Wettbewerb.  Denn  es 
liegt  dann  nicht  mehr  ein  reines  Angebot  zu  einem  Kaufabschluss 


0  so  Begründung  Band  3,  S.  58. 
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vor,  sondern  der  Kauf  enthält  wirtschaftlich  zugleich 
die  Bedeutung  eines  Einsatzes,  das  Ganze 
die  Natur  einer  Ausspielung,  einer  Lotterie, 
.Den  Beweggrund  bildet  nicht  mehr  allein  das  Verlangen  nach 
der  Ware,  sondern  das  Verlangen  nach  dem  da- 
rin verborg enen  Goldstück,  also  nach  einem  durch 
Zufall  bestimmten  Gewinn;  die  Einzahlung  des  Kaufpreises 
bedeutet  zugleich  Entgelt  für  die  Teilnahme  am  Spiel.  Wird 
die  Ware  nicht  rein  gegen  einen  Kaufpreis,  sondern  zugleich  gegen 
ein  Entgelt  zur  Teilnahme  an  einem  Spiel  angeboten,  so  wird 
damit  eine  ganz  andre,  an  sich  mit  der  gewerblichen  Leistung 
in  keinem  Zusammenhang  stehende  Tätigkeit  eingeführt.  Der 
Wettbewerb  wird  verfälscht,  indem  man  den  Kunden  nicht  nur 
als  Käufer,  sondern  auch  als  Spieler  zu  gewinnen  sucht.  Wenn 
nun  zwar  sowohl  das  eine  wie  das  andre  an  sich  erlaubt  ist  — 
von  der  behördlichen  Erlaubnis  zur  Ausspielung  einmal  ab- 
gesehen —  so  macht  jedenfalls  den  Wettbewerb,  in  dem 
nur  die  gewerbliche  Leistung  zum  Vergleich  steht,  die  Ver- 
quickung beider  unlauter.  Auch  die  sogen.  Rabattver- 
käufe können  —  aber  brauchen  nicht  —  diese  Natur  an- 
nehmen.^) 

c)  Ähnlich  liegt  der  Fall  bei  den  Gutschein-,  Schnee- 
ball-, Qalla-,  Hydra-,  Lawinensystemen,  oder 
wie  man  sonst  noch  diese  Vertriebformen  bezeichnet.  Im 
Wesentlichen  bestehen  diese  Geschäfte  darin,  dass  dem  Kunden 
gegen  einen  Kaufpreis  eine  Anweisung  auf  die  Lieferung  einer 
Ware  nebst  mehreren  Kupons  übergeben  wird,  mit  der  Zu- 
sicherung, dass  er  eine  Ware  im  Verkaufswerte  der  Summe  der 
von  den  herbeizuziehenden  zweiten  Gutscheinkäufern  bezahl- 
ten Beträge  erhalten  werde,  wenn  er  diese  Kupons  weiter  be- 
geben habe  und  deren  Erwerber  ihrerseits  wieder  gegen  Zahlung 
eines  Kaufpreises  eine  weitere  Anweisung  auf  eine  Ware  nebst 
Kupons  vom  ersten  Verkäufer  abgenommen  haben.  Zuweilen 
verspricht  der  Unternehmer  noch,  auch  demjenigen  eine  Ware 


1)  Schuler  a.  a.  0,  S.  97. 
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abzulassen,  der  nur  einen  Teil  der  Kupons  absetzt,  wenn  er 
deren  übrigen  Betrag  hinzuzahlt,  oder  er  gewährt  ihm  das 
Recht,  eine  entsprechende  billigere  Ware  auszuwählen.  In 
der  Literatur  herrscht  lebhafter  Streit  über  die  Natur  dieses 
Vertriebs.  Das  Reichsgericht  hat  ihn  in  feststehender  Recht- 
sprechung als  öffentlich  veranstaltete  Ausspielung  von  Waren 
bezeichnet  und  die  Strafen  aus  StQB.  §  286  gebilligt,^  das 
Kammergericht  hat  die  Anpreisung  eines  solchen  Qutschein- 
systems  als  unwahre  Angaben  tatsächlicher  Art  aufgefasst  und 
deshalb  als  unlautern  Wettbewerb  nach  §  4  des  Ges.  v.  27.  V.  96 
bestraft.^)  Diese  Entscheidung  bietet  keinen  Anhalt  für  die  Er- 
kenntnis des  Wesens  und  für  den  Fall,  dass  das  Qutscheinsystem 
wahrheitgemäss  dargestellt  wird  und  ausserhalb  des  Spielplans 
liegende  Unwahrheiten  nicht  vorgespiegelt  werden  —  ab- 
gesehen davon,  ob  dies  nicht  in  der  zur  Entscheidung  stehenden 
Sache  geschehen  ist.')  Es  kommt  aber  überhaupt  nicht 
darauf  an,  ob  eine  Ausspielung  vorliegt,  wie  das  Reichs- 
gericht annimmt,  oder  ob  das  Wesen  darin  besteht, 
dass  durch  das  Versprechen  hoher  Provisionen  frei- 
willige Qeschäftsagenten  aus  den  Kreisen  des  Publikums  ge- 
wonnen werden  sollen,  um  für  gangbare  Artikel  einen  Massen- 
absatz zu  erzielen.*)  Denn  von  beiden  Anschauungen  aus  wird 
jedenfalls  eine  Tätigkeit  eingeführt,  die  den  Wettbewerb  fälscht. 
Ist  das  Gutscheinsystem  als  Ausspielung  anzusehen,  so 
gilt  hierfür  ganz  dasselbe,  was  oben  gesagt  wurde,  und  zwar 
würde  daran  auch  nichts  ändern,  wenn  etwa  die  Ausspielung 
behördlich  genehmigt  worden  wäre.  Aber  auch  wenn  der 
V.  Lisztschen  Auffassung  der  Vorzug  gebührte,  so  würde  der  Ab- 
nehmer zugleich  der  Kunde  und  der  Qeschäftsagent,  die  Ware 


')  HGSt.  34,  S.  140,  321,  390.  RGZ.  60,  8.  379  ff.  Ebenso  Lehmann, 
Finger,  Braun,  Spohr  in  DJZ.  1901,  S.  328,  403,  453,  464.  —  Dagegen 
Stanb  n.  namentl.  von  Liszt  ebenda  S.  193,  404.  Vgl.  noch  Finger 
in  UW.  n,  S.  6,  Richard  Alexander-Katz  ÜW.  I,  S.  98. 

•2)  ürt.  V.  9.  V.  01.    DJZ.  1901,  S.  277,  Goltdammers  Archiv  48,  S.  316. 

3)  Vrgl.  hierzn  RöSt.  34,  S.  148. 

*)  V.  Liszt,  DJZ.  a.  a.  .0,  S.  404. 
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Schleuderpreise.     Preisunterbietungen. 

zugleich  Ware  und  Provisionzahlung  sein.  Das  Angebot  be- 
trifft also  nicht  einen  reinen  Kauf,  die  gewerbliche  Leistung 
wird  nicht  gegen  Entgelt  angeboten,  sondern  soll  zum 
grössten  Teil  Bezahlung  für  gewährte  Agententätigkeit  dar- 
stellen. Immer  wird  hier  in  andrer  Weise  als  allein  durch 
die  gewerbliche  Leistung  auf  den  Abnehmerwillen  des  Kunden 
eingewirkt.  Das  Eigentümliche  an  dem  System  ist  also  auch 
von  diesem  Standpunkt  aus  die  Verquickung  von  Kundschaft 
und  Qeschäftsagentur,  von  Vertrieb  von  Ware  und  Bezahlung 
von  Ware,  gerade  wie  beim  Ausspielen  eine  Verquickung  von 
Verkauf  und  Ausspielung  vorliegt.  Dort  nimmt  das  Entgelt  die 
Natur  des  Einsatzes  an,  hier  nimmt  der  Verkauf  der  Ware  die 
Natur  der  Bezahlung  für  erhaltene  Dienste  an.  Beides  aber 
fälscht  den  gewerblichen  Wettbewerb,  der  lediglich  bezweckt, 
die  gewerbliche  Ware  an  Kunden  abzusetzen.^) 

d)  Unter  den  Gewerbetreibenden  selbst  ist  vielfach  die  Mei- 
nung vertreten,  dass  selbst  ohne  eine  Täuschung  Verkäufe 
von  Schundwaren  zu  niedrigen  Preisen,  ja 
Schleuderpreisen,  Preisunterbietungen^)  ge- 
genüber den  übrigen  Konkurrenten  bereits  als  unlauterer  Wett- 
bewerb zu  bezeichnen  seien  und  es  werden  hiergegen  Schutz- 
mittel verlangt.  Verkaufanerbieten  unter  Preis  können  aller- 
dings dann  unlauter  sein,  wenn  sie  in  einer  solchen  Form  abge- 
fasst  werden,  dass  dadurch  zugleich  ein  ungünstiger  Vergleich 
mit  einem  Konkurrenten  gezogen  wird.*)  Manche  gehen  sogar 
soweit,  namentlich  Ausverkäufe,  auch  reelle,  schlechthin 
verbieten  oder  doch  wesentlich  einschränken  zu  wollen.  Dies 
beruht  durchaus  auf  Verkennung  des  Wesens  des  unlaut^rn 


^)  Der  Österreich.  Entwurf  eines  unlauteren  Wettbewerbgesetzes  ent- 
hält auch  in  seinem  III.  Abschnitt  Vorschriften,  die  dem  Gutscheinsystem 
steuern  sollen.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen  u.  geht  auch  aus  der 
Begründung  zum  Entwurf  hervor,  dass  er  dieses  System  als  unlautere 
Wettbewerbshandlnng  ansieht.  Der  Zweifel,  den  Dr.  Damme  in  seinem 
Gutachten  über  den  Entwurf  ausspricht,  dürfte  daher  nicht  begründet  sein. 

«)  RGZ.  ÜW.  6,  S.  2.   Band  3,  S.  138,  155. 

3)  Lestra  a.  a.  0.  S.  210.  Waelbroeck,  cours  de  droit  industriel 
II  No.  297. 
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Ausverkäufe. 

r  •      1  ^  * 

Wettbewerbs  und  geht  darauf  hinaus,  den  freien  Wettbewerb 
als  solchen,  weil  er  in  diesen  Fällen  Nachteile  mit  sich  bringt,  zu- 
verschränken.  Es  handelt  sich  dann  nicht  um  Bekämpfung  des 
unlautern,  sondern  um  Einschränkung  des  freien  Wettbewerbs. 
Die  Qewerbefreiheit  gestattet  im  allgemeinen  jedem  und  für 
alle  Erzeugnisse  (soweit  diese  nicht  aus  Gründen  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  dem  freien  Verkehr  entzogen  sind)  die 
Veräusserung  und  setzt  auch  für  die  Gegenleistung,  den  Preis, 
keine  Masse  fest.  Die  Beschränkung  auch  nur  bei  einenv 
dieser  drei  Merkmale  würde  eine  Beschränkung  der  Ge- 
werbefreiheit selbst  bedeuten.  Daher  sind  Verkäufe,  in 
denen  Schundware  zu  billigen  Preisen  ausgeboten  und  verkauft 
wird,^)  an  sich  lautere  Wettbewerbshandlungen,  denn  es  wird 
durchaus  nur  eigne  gewerbliche  Tätigkeit  gegen  die  des  Kon- 
kurrenten eingesetzt  und  eine  unzulässige  Beeinflussung  des 
Kunden  nicht  hervorgerufen.  Es  muss  jedem  Gewerbetreiben- 
den das  Recht  zugestanden  werden,  seine  Ware  so  billig  wie 
er  will,  sogar  unter  dem  Herstellungspreise  zu  verkaufen.  Nur 
wenn  etwa  der  Verkauf  lediglich  zu  dem  Zweck  erfolgte, 
um  einem  Andern  Schaden  zuzufügen,  nicht  zugleich  im 
eignen  Interesse,  würde  dieser  Verkauf  als  eine  ausserhalb 
des  Wettbewerbs  liegende  Schädigung  nach  BGB.  §  226 
und  §  826  zu  beurteilen  sein.  Der  blosse  Verkauf  unter  den 
üblichen  Preisen  aber  verstösst  noch  nicht  gegen  die  guten 
Sitten.^)  Eben  wegen  der  Befugnis,  die  Preise  so  hoch  und 
niedrig  wie  man  will  zu  bestimmen,  ist  auch  der  Ausver- 
kauf als  solcher  eine  durchaus  berechtigte  Vertriebsmethode. 
Die  schleunige  Beendigung  des  Lagers  zu  erwirken,  ist  oft 
dringendes  wirtschaftliches  Bedürfnis,  und  zur  schnellen  Aus- 
schüttung des  Lagers  gibt  es  eben  kein  besseres  und  geeigneteres 
Mittel,  als  durch  niedrigen  Preis  die  Käufer  zur  Abnahme  der 
Ware  zu  bewegen.     Und  nicht  nur  Total-Ausverkäufe,  auch 

^)  Tgl.  die  Beichstagsrede  des  Abgeordneten  Henning  vom  3.  Nov.  1904 
(OewerbL  Rechtsschutc  1905,  S.  120). 

«)  BGZ.  4.  VII.  04.  ÜW.  IV,  S.  2.  KG.  16.  V.  06.  Gew..Recht8chutK- 
1906,  S.  öö. 
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Herabsetzung  der  gewerblichen  Leistungen. 

Teil-Ausverkäufe  erfordert  das  wirtschaftliche  Bedürfnis.  Das 
gilt  insbesondre  von  Saisonartikeln.  Der  Detaillist  ist  ge- 
zwungen, um  möglichste  Auswahl  zu  haben,  einen  grossen 
Vorrat  anzuschaffen.  Nach  Ablauf  der  Saison  bleibt  ihm  ein  Rest 
übrig.  Er  handelt  nur  wirtschaftlich,  wenn  er  diesen  schleunigst 
loszuschlagen  versucht,  um  andre  Ware  anzuschaffen.  Nicht 
wirkliche  Ausverkäufe  also  sind  unlautrer  Wettbewerb,  son- 
dern die  Ausübung  eines  gewöhnlichen  Verkaufs  unter  dem 
Schein  eines  Ausverkaufs,  die  Scheinausver- 
käufe. Insofern  aber  gewöhnliche  Verkäufe  als  Ausverkäufe 
fälschlich  bezeichnet  werden,  liegt  allerdings  unlautrer  Wettbe- 
werb vor,  und  zwar  in  Form  unwahrer  Reklame.  Hierauf  ist  im 
besondern  Teil  noch  zurückzukommen.^  Hier  genügt  es  fest- 
zustellen, dass  in  Wort  und  Begriff  des  Ausverkaufs  der  Zweck 
liegt,  die  Beendigung  des  Vorrats,  das  Ausschütten  der 
Masse  herbeizuführen.  Nur  wo  der  Verkauf  der  Beendigung,  sei 
es  des  ganzen  Geschäfts,  sei  es  eines  bestimmten  Warenvorrats 
dienen  soll,  kann  von  einem  Ausverkauf  gesprochen  werden.^) 
Der  Umstand,  dass  dem  Scheinausverkauf  als  unlautern  Wett- 
bewerb gesteuert  werden  kann,  schliesst  natürlich  nicht  aus, 
dass  zur  Verhütung  der  Begehung  dieser  unlautern  Wettbewerb- 
handlung vorbeugende  Massregeln  polizeilicher  Natur  getroffen 
werden.^) 

e)  Aber  nicht  nur  durch  unlautere  Anlockungsmittel,  auch 
durch  Herabsetzung  der  gewerblichen  Leistun- 
gen des  Wettbewerbers  wird  versucht,  den  Abnehmerwillen 
des  Kunden  zu  beeinflussen.     Werden  dessen  Leistungen  der 


^)  Vgl.  das  Gutachten  des  Verfassers  über  das  Ansverkaufwesen 
für  die  Verhandlungen  des  XXVIII.  Dtsch.  Juristentages  Bd.  I,  S.  317  fi. 
Zu  dem  gleichen  £rgebni8.<ie  kommt  das  Gutachten  ebenda  von  Magnus. 

«)  Vgl.  Begründung  zum  ÜWGes.  Band  3,  S.  56  —  Emden,  ÜW.  II, 
S.  68.  RGZ.  30,  S.  269.  Ebenso  die  österreichische  u.  schweizerische  Ge- 
setzgebung. 

3)  Dies  haben  Österreich  und  einzelne  schweizerische  Kantone  getau. 
Eine  ähnliche  gesetzliche  Regelung  wird  auch  für  Deutschland  geplant 
Vgl.  das  oben  augeführte  Gutachten  des  Verfassers. 
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Wahrheitgemässe  Kritik.  —  Verbotene  Handlungen. 

Wahrheit  zuwider  verringert  und  schlechtgemacht,  so  wird  nicht 
dessen  wahre  gewerbliche  Leistung,  sondern  eine  minderwertige 
zum  Vergleich  gestellt,  die  Entscheidung  des  Kun- 
den wird  nicht  durch  die  wirklichen  Leistun- 
gen des  Mitbewerbers  beeinflusst,  der  Wett- 
bewerb also  unlauter.  Auch  hier  gilt,  was  schon  von  der 
Reklame  gesagt  worden  war:  auch  blosse  Urteile  über  die 
gegnerischen  Leistungen  können  unter  Umständen  geeignet  sein, 
den  Willen  des  Abnehmers  massgebend  zu  beeinflussen.  Zu 
weit  geht  die  französische  Anschauung,  wenn  sie  annimmt,  dass 
selbst  die  zutreffende  und  wahrheitgemässe  Kritik  und  Beur- 
teilung der  gegnerischen  gewerblichen  Leistungen  unlautern 
Wettbewerb  enthalte.  Dem  kann  nicht  zugestimmt  werden.^) 
Gibt  sich  die  gewerbliche  Leistung  einen  bessern  Schein  als  ihr 
zukommt  oder  hat  sie  ihn  sonst  erlangt,  so  besteht  damit  ein 
unlautres  Wettbewerbverhältnis,  denn  es  wird  nicht,  wie  not- 
wendig, die  wirkliche  Leistung  zum  Vergleich  gestellt  und  dem 
Kunden  angeboten.  Dann  enthält  die  Kritik  aber  nur  eine  Zu- 
rückführung  auf  den  wahren  Sachstand,  eine  Wiederherstellung 
des  lautern  Wettbewerbs,  eine  Abwehrhandlung  gegen  un- 
lautern Wettbewerb  und  insoweit  also  eine  zulässige  Beihilfe 
für  die  eigne  Erwerbausübung. 

5.  Unlauter  ist  weiter  auch  die  Einführung  einer  Erwerb- 
t ä t i g k e i t ,  die  an  sich  durch  bestehende  Ge- 
setze^) verboten  ist.  Denn  nur  gesetzmässiges  Han- 
deln steht  natürlich  zum  Vergleich.  Dies  gilt  sowohl  für  den 
Gewerbebetrieb  als  Ganzes  als  für  einzelne  Betätigungen  in 
ihm.^)    Man  unterscheidet  diese  als  unbefugten  Wett- 


^)  Vgl  Begründung  des  Entwuiis  Band  3,  S.  63. 

^  Nicht  durch  vertragliche  Verabredungen  des  Inhalts, 
keine  Eoukarrenz  za  machen.  Hier  liegt  Verletzong  der  Vertragspflicht, 
keine  Verletzung  des  gegnerischen  .Betätignngsrechtes  vor.  So  aach 
Wechsler  conc.  d41.  S.  5.  Vgl.  aber  anch  Emile  Bert,  Trait^  th6or.  et 
prat,  de  la  conc.  del.  S.  17. 

>)  Z.  B.  öffentliche  Ankündigung  von  Geheimmitteln,  auch  wenn  diese 
an  sich  keine  unlautere  Reklame  darstellt.    Über  Begriff  des  GeheimmitUls 
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Verbotener   Gewerbebetrieb. 

b  e  w  e  r  b ,  concurrence  illoyale/)  von  dem  unlautern,  deloyale, 
Es  liegt  jedoch  hierzu  kein  Bedürfnis  vor.  Die  Ausseracht- 
lassung  einer  gesetzlichen  Beschränkung  räumt  ein  Hindernis  für 
die  Erreichung  des  gemeinsamen  Ziels,  den  Erwerb  von  Kund- 
schaft, aus  dem  Wege,  dessen  Vorhandensein  ein  Bestandteil 
des  lautern  Wettbewerbverhältnisses  ist  und  mit  dem  jeder  Kon- 
kurrent rechnet.  Auch  hierdurch  wird  eine  nicht  zur  Ver- 
gleichung  stehende  Tätigkeit  eingeführt.  In  Betracht  kommen 
aber  nur  solche  gesetzliche  Vorschriften,  die  die  Zulassung  und 
Ausübung  einer  Erwerbshandlung  untersagen,  nicht  solche,  die 
ohne  dies  zu  tun,  dem  Gewerbetreibenden  nur  noch  besondere 
Pflichten  gegenüber  der  Behörde  auferlegen,  wie  z.  B.  Anzeige- 
pficht  usw.  Zu  jenen  gehören  bei  dem  stehenden  Gewerbe- 
betrieb die  genehmigungspflichtigen  Betriebe 
und  Anlagen,  falls  die  Genehmigung  nicht  erteilt  ist;  die  an 
einen  Befähigungsnachweis  gebundene  Erwerbtätig- 
keit, falls  jener  fehlt;  die  behördlich  untersagte  Aus- 
übung sonst  nicht  der  Genehmigung  bedürftigen  Gewerbes; 
die  verbotwidrige  Ausübung  im  Strassengewerbe  und  in  andren 
einzelnen  Erwerbzweigen,  insbesondre  beim  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen;  die  Ausserachtlassung  etwa  behördlich  eingerich- 
teter Kehrbezirke  für  Schornsteinfeger  usw. 

Auch  Verbote,  die  sich  nicht  unmittelbar  auf  den  Gewerbe- 
betrieb beziehen,  sind  hier  massgebend.    Wer  eingeschmuggelte 


vgl.  Johow-Bing,  Jahrb.  20  C  S.  49;  Bd.  23  C  S.  56.  BeE.  des  Vertriebs 
von  Arzneimitteln  vgl.  Kaiserl.  VO.  v.  27.  I.  1890.  Über  den  Begriff  des 
GroBshandels  Goltdammers  Archiv  48,  S.  369.  In  Apotheken  dürfen  anch 
Arzneimittel  vorrätig  gehalten  werden,  die  nicht  im  Arzneibnche  aufge- 
führt sind.  Johow-Ring  29  C  S.  33.  Daher  insoweit  keine  unl.  £onk.  mit 
Drogisten.  Das  Verabfolgen  von  Arzneien  ohne  polizeiliche  Erlaubnis,  mit 
denen  der  Handel  nicht  freigegeben  ist,  Seiten  des  Arztes  an  Mitglieder 
einer  Krankenkasse,  die  die  Arzneimittel  für  sich  zuvor  im  Grossen  bezogen 
hat,  ist  nach  StGB.  §  387  verboten,  Goltdammers  Archiv  48,  S.  146,  und 
daher  gegenüber  den  Apothekern  Gewerbestörung,  wennschon  nicht  unlauterer 
Wettbewerb  des  Arztes  u.  der  Kasse. 

^)  vgl.  Pouillet,  Trait^  des  Marques  1906,  S.  536.    Weiss,  Conc. 
d61.  S.  63. 
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Kein  unlautrer  Wettbewerb  gegen  verbotne  Erwerbtätigkeit. 

zollpflichtige  Waren,  durch  Hehlerei  erworbene  Waren  ver- 
treibt, schädigt  damit  ebenso  den  andern  redlichen  Wettbe- 
werber, als  wenn  er  den  Absatz  durch  Irreführung  der  Abnehmer 
herbeiführte.^  Auch  hier  wird  eine  Tätigkeit  in  den  Wettbe- 
werb eingeführt,  die  nicht  ist  Ausübung  gesetzlich  erlaubter  ge- 
werblicher Tätigkeit  in  dem  früher  festgestellten  Sinne.  Die 
Anwendung  solcher  gesetzwidriger  Tätigkeit  wird  von  jedem 
Mitbewerber  durchaus  als  Schädigung  und  Störung  seines  eignen 
Gewerbebetriebs,  als  unlautrer  Wettbewerb  empfunden.  Er- 
blickte man  hierin  keinen  unlautern  Wettbewerb,  so  könnte  man 
für  diese  sehr  erheblichen  Schädigungen,  die  durch  ein  der- 
artiges Qebahren  dem  Mitbewerber  zugefügt  werden  können,, 
keinen  Ersatzanspruch  des  Geschädigten  anerkennen,  eine 
unberechtigte  und  nicht  gebotene  Folgerung. 

6.  Soweit  die  Ausübung  einer  Erwerbshandlung  ver- 
boten ist,  kann  umgekehrt  auch  gegen  sie  kein  un- 
lautrer Wettbewerb  stattfinden,  denn  sie  steht  über- 
haupt nicht  zum  Vergleich  beim  Wettstreben  nach  der  Erreichung 
der  Kundschaft.  Die  Störung  einer  solchen  verbotenen  Tätig- 
keit selbst  durch  eine  solche  Handlung  des  Gegners,  die  bei 
einem  vorhandenen  Wettbewerbverhältnis  und  andern  lautern 
Wettbewerbern  gegenüber  unlauter  wäre,  bildet  daher  jener 
gegenüber  keine  unlautre  Handlung.  Wer  ohne  behördliche 
Erlaubnis  Gast-  oder  Schankwirtschaft  oder  Kleinhandel  mit 
Branntwein  oder  Spiritus  gewerbmässig  betreibt,  tut  dies  ver- 
botnermassen.  Eine  Störung  dieses  Betriebs  durch  irgendwelche 
Wettbewerbshandlung  des  Gegners,  etwa  durch  Herabsetzung 


0  a.  M.  Träger  a.  a.  S.  198;  Bosenthal,  Handbuch  der  Staats- 
wiflsenschaften  von  Conrad  Bd.  VTI,  S.  771.  Vgl.  aber  RGSt.  31,  S.  90. 
Aach  die  frans,  fiechtsprechnng  erblickt  s.  B.  in  polizeiwidrig  schnellem 
Fahren  einer  konkurrierenden  Pferdebahngesellschaft  zum  Zwecke,  die 
Wagen  der  anderen  Gesellschaft  in  Kollision  zu  bringen  u.  deren  Fahrgäste 
für  sich  zu  gewinnen,  unlauteren  Wettbewerb  und  hält  Code  civil  Art.  1382 
für  anwendbar  (Urt.  des  pariser  KassaUonshoä  y.  30.  I.  94  im  „Gewerbl. 
KechtBsehntB''  1899,  8.  166).  Ebenda  S.  129  das  Urt.  des  Cour  desBourgea 
vom  14.  V.  1897. 
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Ußlautrer  Wettbewerb   gegenüber  unlautrem  Wettbewerb. 

seiner  Waren  oder  durch  unwahre  Reklame  ist  daher  keine 
unlautre.  Wer  verbotner  Weise  mit  Arzneimitteln  handelt,  kann 
sich,  wenn  er  durch  irgendwelche  Wettbewerbshandlungen  eines 
andern,  etwa  eines  Apothekers,  in  diesem  Vertrieb  gestört  wird, 
nicht  wegen  unlautern  Wettbewerbs  beklagen. 

Hieraus  folgt  jedoch  nicht,  dass  schlechthin  gegen  denjenigen, 
der  selbst  irgend  eine  unlautre  Wettbewerbshandlung  begangen 
hat,  vom  andern  Wettbewerber  kein  unlautrer  Wettbewerb  ver- 
übt werden  könnte.  Nur  einer  Beeinträchtigung  der  un- 
lautern Handlung  selbst  kann  nicht  begegnet  werden. 
Die  Verübung  einer  unlautern  Handlung  schliesst  aber  nicht  aus, 
dass  im  übrigen  lautre  Wettbewerbshand- 
lungen ausgeübt  werden,  dass  die  Qewerbeausübung  als 
solche  erlaubtermassen  in  Wettbewerb  tritt.  Deren  Beein- 
trächtigungen durch  Handlungen  des  Gegners  können  dann 
sehr  wohl  unlauter  sein.  Der  durch  den  Einen  schon 
unlauter  gestaltete  Wettbewerb  wird  dann  durch  den  Andern  in 
seiner  Unlauterkeit  noch  verstärkt.  Die  Tatsache,  dass  der 
Eine  durch  einzelne  unlautre  Handlung  den  Qegner  im 
Wettbewerb  schädigt,  bleibt  bestehen,  auch  wenn  er  selbst  zuvor 
durch  den  Qegner  geschädigt  worden  ist.^)  Wenn  z.B.  von  zwei 
Konkurrenten  jeder  unwahre  Reklame  macht,  so  verübt  jeder 
wider  den  andern  unlautern  Wettbewerb.^)  Denn  die  unlautre 
Reklame  des  Einen  stört  nicht  nur  die  unlautre  Reklametätigkeit 
des  Andern,  sondern  beeinträchtigt  dessen  ganze  übrige  Er- 
werbtätigkeit auch  soweit  sie  redlich  ist.  Dasselbe  gilt  von 
allen  andern  Arten  unlautren  Wettbewerbs.  Nur  wenn  etwa  der 
gesamte  Vertrieb  einer  Ware  in  unlautrer  Weise  erfolgte, 
würde  dessen  Störung  durch  dieselben  unlautern  Mittel  nicht 
mehr  einen  lautern  Gewerbebetrieb  beeinträchtigen.  Wer  z.  B. 
unberechtigt  selbst  seine  Dachpappe  ständig  als  Pappleinen  ver- 


0  OLG.  Karlsruhe  26.  V.  00  Sachs.  Archiv  10,  S.  637.  Jnr.  Wochen- 
sehr.  1899,  S.  446*»,  1901,  S.  125«.  -  Recht  1902,  S.  593. 

«)  OLG.  Dreaden  29.  XII.  02.  Seufferte  Archiv  68,  S.  403,  wenn- 
schon nicht  allenthalhen  mit  zatreffeader  Begründung.  Die  Bücksicht  auf 
das  ahnehroende  Publikum  kommt  hier  nicht  in  Betracht. 
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treibt  ohne  Leinen  zu  verwenden,  kann  sich  nicht  darüber 
beschweren,  dass  auch  der  Gegner  dies  tut.  Geschieht  es  aber 
nur  in  einzelnen  Fällen,  so  stört  der  Gegner  durch  seine 
Handlungsweise  den  übrigen  lauteren  Vertrieb. 

7.  Nur  soweit  ausschhesslich  die  Störung  des  eignen  lautern 
Wettbewerbs  abgewehrt  werden  soll  —  gleichgiltig  ob 
diese  Störungen  von  Dritten  ausserhalb  des  Wettbewerbs  Stehen- 
den ausgehen  oder  von  anderen  Wettbewerbern  —  macht  auch 
eine  an  sich  nicht  zur  Erwerbtätigkeit  gehörige  Handlung,  wenn 
sie  in  den  Wettbewerb  eingeführt  wird,  diesen  nicht  unlauter. 
Sie  wird  vielmehr  dadurch,  dass  sie  der  Aufrechterhaltung  der 
lautern  Erwerbausübung  dient,  mittelbar  selbst  zu  einer  Erwerbs- 
handlung.O  Wenn  sie  aber  das  Mass  überschreitet, 
das  zur  blossen  Abwehr  erforderlich  ist^),  so  wird  damit  eine 
nicht  zur  Vergleichung  stehende  Tätigkeit  eingeführt  und  der 
Wettbewerb  unlauter.  So  wenn  gegen  unlautre  Reklame  nicht 
nur  Richtigstellung,  sondern  eigne  unlautre  Reklame  oder 
Herabsetzung  des  Gegners  verübt  wird.  Die  blosse 
Annahme,  dass  eine  unlautre  Wettbewerbshandlung  des  Geg- 
ners oder  eine  Störung  des  eignen  Betriebs  durch  einen 
Dritten  vorliegt,  berechtigt  an  sich  keineswegs  zur  Einführung 
von  Handlungen,  die  ohne  eigne  Gewerbtätigkeit  zu  sein,  der 
Abwehr  jener  vermeintlichen  Störungen  dienen  sollen.  Es  muss 
tatsächlich  eine  solche  Störung  vorhanden  sein,  sonst 
macht  die  Einführung  jener  nicht  zur  Aufrechterhaltung  des 
lautern  eignen  Wettbewerbs  notwendigen  Handlungen  diesen' 
unlauter.  Die  Abwehr  darf  sich  selbstverständlich  nur  auf 
unberechtigte  Störungen  beziehen.  Solche  Störungen, 
die  man  ertragen  muss,  weil  der  Dritte  zur  Vornahme  der 
störenden  Handlungen  ein  Recht  hat,  darf  man  auch  nicht 
abwehren.    Hierher  gehören  vor  allem  die  Störungen  und  Be- 


0  RG.  V.  9.  XII.  1898.  Jur.  WocheöBchr.  1899,  S.  53»  1901  8.  124^«, 
EGZ.  59,  S.  1.    OLG.  Dresden  30.  XII.  04.  3.  0.  5J46/04. 

«)  Tgl.  BGB.  §§  230,  227.  Uni.  W.  V.,  S.  15.  —  OLG.  Dresden  17.  IV 
03.  4.  0.  13/03. 
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Angriffgegenstand   ist   die   gesamte  geweii>liche   Täti^eil 

einträchtigungen,  die  schon  durch  den  lautern  Wettbe- 
werb selbst  gebracht  werden.  Diesen  kann  ebenfalls  nur 
wieder  durch  Einführung  eigner  Erwerbtätigkeit  begegnet 
werden. 

8.  Ohne  hinreichenden  Grund  wird  als  unlautrer  Wettbewerb 
nur  die  Störung  des  Absetzens  der  gewerblichen  Leistung 
angesehen  und  die  des  Hersteilens  ausgeschieden.^)  Wie 
das  Herstellen  einer  Ware  zum  Zwecke  des  Absatzes  zur  ge- 
werblichen Leistung  gehört,  wie  durch  bessere  und  billigere 
Herstellung  ein  billigerer  und  leichterer  Absatz  erzielt  werden 
kann,  so  kann  auch  durch  Erschwerung  und  Beeinträchtigung 
der  Herstellung  der  gewerblichen  Leistungen  des  Konkurrenten 
diesem  unlautrer  Wettbewerb  gemacht  werden.  Gerade  für  die 
Vorgänge  der  Produktion  haben  deshalb  auch  die  Zunftord- 
nungen von  jeher  eingehende  Normen  gegen  unlautem  Wettbe- 
werb aufgestellt-*) 

Es  kommt  daher  die  gesamte  gewerblicheTätig- 
keit  in  Betracht  und  alles  was  zu  ihr  gehört:  der  Einkauf  der 
zu  bearbeitenden  Stoffe,  deren  Bearbeitung,*)  das  Verhältnis  zu 
den  Arbeitern  und  sonstigen  Angestellten*)  des  Geschäfts,  die 
Persönlichkeit  des  Gewerbetreibenden®)  selbst  ebenso  wie  die 
Beziehungen  zur  Kundschaft^)  und  die  Tätigkeit  des  Anbietens 
und  Absetzens. 

Ebensowenig  beruht  der  unlautre  Wettbewerb  ausschliess- 
lich darin,  dass  eine  Verwechselung  mit  der  Eigenart  und  Be- 


^}  z.  B.  T  r  ä  g  e  r  in  GrachotB  Beiträgen  zar  Erlänteroog  des  deutsch. 
Rechts  36,  S.  198.  Valloton,  La  conc.  d61.  et  illoyale.  So  auch  der  erste 
Bntworf  des  GFes.  zur  Bek.  des  onl.  W.  Dagegen  richtig  Ann.  OLG.  Dresden, 
22,  S.  283. 

')  von  Jnama-Steruegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  in  den 
letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  2.  Teil,  S.  75.  Nenburg,  Znnft- 
gerichtsbarkeit  n.  Zunftrerfassong  in  der  2ieit  vom  13.— 16.  Jahrh.  S.  96  ff. 

»)  ROZ.  in  Jur.  Wochenschr.  8.  76Ö»*. 

*)  RGZ.  in  UW.  II,  S.  39. 

»)  RGZ.  in  ÜW.  I,  8.  181. 

«)  D.  Jur.  Z.  V,  S.  98. 
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Sonderheit  des  Gegners  herbeigeführt  wirdO  oder  dass 
einzelne  Rechte  oder  bereits  erworbene  Rechtsgüter  des  Gegners 
angemasst  werden  zu  Zwecken  des  Wettbewerbes.^)  Alles 
dies  sind  nur  einzelne  unlautre  Mittel,  die  zur 
Hinderung  des  Gegners  oder  zur  eignen  Förderung  in  den  Wett- 
kampf  eingeführt  werden,  sie  erschöpfen  aber  keineswegs  den 
«nlautern  Wettbewerb.  Sonst  fiele  z.  B.  gleich  eines  der 
häufigsten  Mittel:  trügerische  Reklame,  die  nicht  Verwechselung 
mit  dem  Konkurrenten  herbeiführen  will,  aus  dem  unlautern 
Wettbewerb  heraus  und  würde  lediglich  zu  einem  Angriff  auf  das 
Vermögen  des  kaufenden  Publikums,  oder  allgemein  gegen 
,,Treu  und  Glauben  im  Verkehr",  statt  zu  einem  Angriff  gegen 
den  Konkurrenten.^) 

Manche  wollen  ferner  die  unmittelbaren  Störungen  des 
Betriebs  des  Gegners,  die  auch  ausserhalb  eines  Wettbewerb- 
verhältnisses vorkommen  können,  ausscheiden  und  nur  die- 
jenigen Handlungen  als  unlautern  Wettbewerb  ansehen,  die  die 
eigneTätigkeit  unlauter  fördern.  Sicher  ist,  dass  diese 
nur  durch  das  Bestehen  des  Wettbewerbs  den  Gegner 
schädigen,  insofern  sie  verletzend  wirken  nur  dadurch, 
dass  der  Konkurrent  vor  dem  andern  zum  Ziele  geführt  wird, 
während  jene  an  sich  schon  stören.  Doch  nicht  nur, 
weil  jene  gleichfalls  und  zwar  vorwiegend  im  Wettkampf  ange- 
wendet werden,  rechtfertigt  es  sich,  auch  sie  als  unlautere  Wett- 
bewerbshandlungen anzusehen,  sondern  auch  deshalb,  weil  sie 
bei  ihrer  Anwendung  im  Wettbewerb  noch  eine  besondre  Be- 
deutung gewinnen.  Werden  nämich  solche  schon  an 
sich  die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  hindernde  Mittel 
im  Wettbewerbverhältnis  angewendet,  so  liegt  darin  ausser- 
dem   eine    Steigerung    der    Beschränkung,    die 


^)  80  z.  B.  auch  Kohler  n.  Gierke,  Schmitz,  Dr.  Weiss, 
Bauer  a.  A. 

<)  80  z.  B.  Schlecht  a.  a.  0.  S.  93. 

')  so  in  der  Tat  auch  die  französische  Anffassnng  and  Benling, 
Weiss  n.  A. 
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die  Freiheit  der  Erwerbausübung  ohnedies  schon  durch 
das  Bestehen  des  Wettbewerbs  erfährt,  und  eine  Er- 
höhung der  Gefahr,  dass  man  das  Ziel  nicht  erreiche.  Deshalb 
besteht  allerdings  ein  Unterschied,  ob  diese  Störungen  erfolgen 
für  einen,  der  im  Wettbewerb  steht  oder  nicht  darin  steht. 
Denn  es  ist  damit  immer  notwendig  zugleich  eine  unlautre 
Förderung  der  Tätigkeit  des  andern  Wettbewerbers  ver- 
bunden. 

Das  Gleiche  gilt  aber  auch  von  den  Handlungen,  die  zu- 
nächst nur  die  eigne  Tätigkeit  des  Gewerbetreibenden  unlauter 
fördern.  Denn  dann  wird  die  freie  Erwerbtätigkeit  des  Kon- 
kurrenten nicht  nur  durch  eine  solche  Erwerbtätigkeit  des  Geg- 
ners beschränkt,  die  er  zu  dulden  hat,  sondern  durch  eine  Tätig- 
keit, die  nicht  Erwerbtätigkeit  ist,  die  er  nicht  zu  dulden  braucht. 
Es  liegt  also  auch  dann  eine  Erhöhung  der  Gefahr  vor,  dass  ihm 
der  Konkurrent  die  Kunden  vorwegnimmt  und  den  Absatz  seiner 
Waren  vereitelt,  zugleich  aber  —  auch  ohne  dass  es  zu  dieser 
Abwendigmachung  von  Kunden  selbst  kommt  —  eine  Be- 
schränkung der  eignen  freien  Ausübung  durch 
nichtgewerbliche  Tätigkeit.  Das  aber  enthält 
ebenso  eine  unzulässige  Beschränkung  der  Freiheitbetätigung» 
wie  wenn  z.  B.  auf  einem  Wege,  der  nur  für  Fussgänger  be- 
stimmt ist,  ein  Radler  mit  seinem  Fahrrade  gefahren  kommt. 
Die  grösste  Beschränkung  der  Bewegungsfreiheit  durch  Fuss- 
gänger auf  diesem  Fusswege  muss  man  dulden,  die  geringste 
Beschränkung  der  Bewegungsfreiheit  durch  einen  einzigen  Rad- 
fahrer braucht  man  nicht  zu  dulden.  So  muss  die  grösste 
Beschränkung  des  Verkehrs  im  Gewerbe  durch  andre  gewerb- 
liche Tätigkeit  geduldet  werden,  keine,  die  nicht  ist  gewerbliche 
Tätigkeit. 

9.  Dass  auch  Dritte,  ausserhalb  des  Wettbewerbs  Stehende 
den  Wettbewerb  durch  ihre  Handlungen  unlauter  machen 
können,  wurde  schon  gezeigt.  Dies  gilt  insbesondre  auch  für 
den  gewerblichen  Wettbewerb.  In  diesem  können  nicht  nur  die 
Gewerbetreibenden  selbst,  sondern  auch  die  Angestellten  eines 
Geschäfts,  die  Gewerbegehilfen,  Vereine  zur  Förderung  gewerb- 
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Unlautrer  Wettbewerb  durch  Unterlassung. 

iicher  Interessen,*)  ja  den  Wettbewerbern  völlig  fernstehende 
Dritte,  z.  B.  Zeitungschreiber,  den  Wettbewerb  des  Einen 
oder  Andern  unlauter  fördern  oder  hindern.  Nehmen  die  Ge- 
werbetreibenden hieran  teil  oder  sind  sie  sogar  die  Anstifter 
hierzu,  so  begehen  sie  natürlich  selbst  zugleich  unlautern  Wett- 
bewerb. Man  muss  aber  noch  weiter  gehen  und  sagen,  dass 
sie  sogar  auch  dann  unlauter  handeln,  wenn  sie  nur  die  unlautem 
Handlungen  Dritter  zu  ihren  Gunsten  dulden  und  von  dem  Vor* 
teile,  der  ihrem  Wettstreben  dadurch  zu  teil  wird,  Gebrauch 
machen.  Insofern  können  sie  also  scheinbar  auch  unlautern 
Wettbewerb  durch  Unterlassung  begehen.  In  Wahrheit 
liegt  aber  das  Unlautere  in  dem  Gebrauchmachen  und  in  dem 
Wirkenlassen  eines  unlauter  fördernden  Umstands. 


»)  OLG.  Dresden  v.  19.  111.  06,  8.  0.  234/05.     RGZ.  59  S.  1,  32,   S. 
OLG.  Dresden  23.  III.  05,  5.  0.  131/04. 
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B.  Die  Entwickelung  des  Rechtschutzes 
gegen    den    unlautern   Wettbewerb    im 

Gewerbe. 

§  7. 

Qeschlchtllche  Entwickelung  bis  zur 
Qewerbefrelhelt. 

1.  In  den  bisherigen  Erörterungen  ist  absichtlich  davon  ab- 
gesehen worden,  auf  die  rechtliche  Konstruktion  des  unlautern 
Wettbewerbs  im  Gewerbe  einzugehen.  Es  sollte  vielmehr  ver- 
sucht werden,  sein  Wesen,  abgesehen  davon,  wie  das  Recht  ihm 
begegnet,  zu  erkennen.  Erst  dann  ist  auch  eine  sichere  Grund- 
lage für  eine  juristische  Konstruktion  gegeben.^  Hat  man  er- 
kannt, dass  nicht  der  unsichere  und  unbestimmte  Begriff  des 
Unsittlichen*)  sein  Wesen  bestimmt,  sondern  dass  es  scharfe 
und  sichere  Merkmale  gibt,  wie  solche  in  dem  vorigen  Ab- 
schnitte dargelegt  worden  sind,  so  wird  auch  die  grösste  Mannig- 
faltigkeit der  Erscheinungen^)  nicht  hindern,  ihn  juristisch  und 
rechtlich  zu  erfassen. 


^)  Begelsberger,  Pandekten  I,  S.  68:  „Das  Leben  selbst  mit  seinen 
Tatbeständen  und  Bedürfnissen  spricht  za  dem  vom  Trieb  nach  sittlicher 
Ordnung  erfüllten  Menschen  nnd  weist  ihm  die  Wege  der  rechtlichen  Aus- 
gestaltung. Ans  dieser  Fundgrube  schöpft  der  Gesetzgeber  ...  aus  ihr 
entnimmt  der  heutige  Jurist  die  Entscheidungsnorm  für  Rechtsfragen,  welche 
im  Gesetzes-  und  Gewohnheitsrecht  eine  Lösung  nicht  besitzen." 

^)  Vgl.  hierzu  übrigens  die  treffenden  Bemerkungen  y.  B  ä  h  r  in  den  Grenz- 
boten 1893  ni.  Viertel].  S.  261.   Verfehlt  Kommissionsbericht,  Band  3,  S.  162. 

*)  Pouillet,  Trait6  des  marques  etc.  S.  6:  »La  concurrence  del. 
est  un  veritable  Protöe.** 
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Im   Mittelalter. 

Nicht  ohne  Bedeutung  für  die  juristische  Konstruktion  ist 
aber  auch  die  Erkenntnis  der  geschichtlichen  Entwickelung  des 
Gewerbes  und  Wettbewerbs  und  endlich  ein  Überblick,  wie 
andere  Länder  neben  Deutschland  in  Gesetzgebung  und  Recht- 
wissenschaft dem  unlautern  Wettbewerb  gerecht  zu  werden 
versuchen.  Dann  erst  soll  an  die  eigne  juristische  Würdigung 
herangegangen  werden. 

2.  Das  Bestehen  eines  Wettbewerbs  im  Gewerbe  ist  das 
notwendige  Ergebnis  eines  natürlichen  Zustands:  dass  mehrere 
gleichartige  Gewerbe  nebeneinander  betrieben  werden  und  jeder 
Gewerbetreibende  seine  Leistungen  abzusetzen  strebt.  Ein 
Wettbewerb  im  Gewerbe  ist  daher  erst  dann  möglich,  wenn  sich 
die  Naturalwirtschaft  in  eine  Tausch-  und  Geldwirtschaft  ver- 
wandelt hat  und  damit  eine  gewerbliche  Tätigkeit  überhaupt 
auftritt.  Im  Mittelalter  vollzog  sich,  im  Gegensatz  zum 
Altertum,  das  die  Gewerbefreiheit  hatte,  die  gesamte  gewerb- 
liche Tätigkeit  in  genossenschaftlicher  Form.  Die 
Gewerbetätigkeit  war  privilegiert  und  monopolisiert,  die  freie 
Abnahme  der  gewerblichen  Leistungen  durch  Zwangs-  und 
Bannrechte  beschränkt.^  Es  ist  selbstverständlich,  dass  hier 
ein  Wettbewerb  nur  innerhalb  der  gewährten  Freiheit  möglich 
war,  er  war  auf  die  Innungsgenossen  beschränkt,  dadurch  aber 
überhaupt  gemildert.  Völlig  ausgeschlossen  wurde  er  innerhalb 
der  Körperschaft  häufig  noch  durch  die  Zwangs-  und  Bann- 
rechte, die  die  Abnehmer  verpflichteten,  nur  bei  dem  einen 
Gewerbetreibenden  ihre  Ware  zu  entnehmen  und  ihnen  verboten, 
sie  bei  anderen  zu  holen.  Soweit  aber  mehreren  die  Ausübung 
eines  Gewerbes  offen  stand,  fand  auch  zu  jener  Zeit  ein  Wett- 
bewerb statt. 

3.  In  der  Entwickelung  der  gewerblichen  Tätigkeit  seit 
Beginn  des  Mittelalters  lassen  sich  nun    drei    Perioden 


0  Vgl.  auch  M.  M.  Köhler,  Das  Verbrechen  des  unl.  Wettbew.  S.  4. 
Daniel,  Darstellnng  des  Verbr.  des  nnl.  Wettb.  S.  5.  Bauer,  der  nnl. 
Wettbew.  n.  seine  Bedeutung  im  Recht,  S.  2.  Wolff,  Arch.  f.  bürg. 
Recht  13,  S.  13. 
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unterscheiden:  in  der  ersten  untersteht  sie  der  grundherrschaft- 
lichen Gebundenheit;  in  der  zweiten  hat  sie  sich  von  dieser  be- 
freit, untersteht  dafür  aber  der  genossenschaftlichen  Gebunden- 
heit der  Zunft,  mit  deren  Hilfe  sie  früher  die  Freiheit  von  der 
Grundherrschaft  errungen  hatte;  in  der  dritten  hat  sie  sich  auch 
von  der  zünftigen  Gebundenheit  befreit  und  ist  zu  freier  indivi- 
dueller Tätigkeit  geworden.  Sie  geht  also  parallel  mit  der 
EntWickelung  der  persönlichen  und  bürgerlichen  Freiheit.  Die 
Folge  dieser  verschiedenartigen  Ausübung  ist,  dass  auch  die 
Mittel  gegen  die  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs  im 
Gewerbe  verschieden  sind :  früher  bekämpfte  ihn  die  Macht  der 
Grundherrschaft,  dann  waren  es  die  Zunftordnungen,  jetzt  müs- 
sen es  die  Normen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts  tun,  die 
die  Handlungen  des  Einzelnen  zu  regeln  bestimmt  sind.  Interes- 
sant ist  übrigens  zu  beobachten,  wie  bald  nachdem  die  indivi- 
duelle Freiheit  des  Gewerbebetriebes  erreicht  ist,  in  einzelnen 
Zweigen  eine  rückläufige  Bewegung  eintritt.  Es  entstehen  Ver- 
einigungen in  Form  von  Kartellen,  Syndikaten  (z.B. 
beim  Kohlenbau),  die  die  Produktion  der  Genossen  regeln  und 
einschränken,  die  Preise  festsetzen  usw.  Es  findet  also  wieder 
wie  bei  den  Zünften,  eine  genossenschaftliche  Bindung  statt. 
Eine  weitere  Entwickelung  zeigen  die  Trusts.  Diese 
bilden  nicht  mehr  eine  blosse  Vereinigung  und  Genossen- 
schaft, die  ihren  Mitgliedern  im  übrigen  ihre  Selbständig- 
keit lässt,  sondern  eine  schärfer  zentralisierte  Gesell- 
schaft, ein  einheitlich  organisiertes  Riesenunternehmen,  in 
dem  die  Selbständigkeit  des  Einzelnen  völlig  aufgehoben 
ist,  sein  Betrieb  nur  noch  als  Betriebausübung  des 
Trusts  in  Frage  kommt,  ähnlich  wie  ehemals  bei  den  grossen 
grundherrschaftlichen  Betrieben.  Ist  bei  den  Syndikaten  immer 
noch  ein  Wettbewerb  vorhanden  und  dieser  nur  geregelt,  so  ist 
bei  den  Trusts  ein  Wettbewerb  unter  den  einzelnen  Gliedern 
überhaupt  ausgeschlossen.^) 


1)  vgl.  Menzel,  die  Karteile  S.  2.  11.    Weitere  Litteratar  hierüber 
findet  sich  in  dem  Litteratnrverzeichnis. 
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Grundherrschaitiiche  Organisation. 

a)  Der  Ursprung  der  gewerblichen  Tätigkeit  liegt  also  im 
Handwerkbetrieb,  der  unter  Arbeitteilung  und  Arbeitorganisa- 
tion im  Betriebe  grosser  Qrundherrschaften,  grosser  Herrenhöfe 
sich  entwickelte  und  namentlich  in  der  karolingischen  Zeit 
zur  Blüte  gelangte.  Daher  ist  die  grundherrschaft- 
liche Organisation  der  gewerblichen  Arbeit 
die  früheste.  Die  dem  Herrenhofe  geleistete  Arbeit  der  Hörigen 
und  des  Gesindes  —  also  der  unfreien  Leute  —  diente  zunächst 
nur  zur  Deckung  des  Eigenbedarfs  der  Hofhaltung.  Die  Arbeiter 
waren  meist  nach  bestimmten  Verwaltungszweigen  gegliedert, 
deren  jedes  ein  eignes  ministerium  bildete  und  mit  einem 
besondern  Vorsteher  versehen  war,  der  für  ordentliche  Aus- 
führung und  Verteilung  der  Arbeit  sorgte.  Einige  erhielten  wohl 
auch  ein  Zinslehen  mit  der  Verpflichtung,  gewerbliche  Leistungen 
bestimmter  Art  zu  liefern.  Endlich  wurde  von  der  Qrundherr- 
schaft  der  Betrieb  des  Handwerks  geradezu  als  Amt  verliehen. 
Sie  hatte  das  Recht  und  die  Pflicht,  für  ausreichende  Besetzung 
ihrer  Dörfer  mit  den  nötigen  Handwerksbetrieben  zu  sorgen. 
Die  Ausstattung  des  Amts  mit  einem  Grundstück  und  andern 
Berechtigungen  in  Verbindung  mit  der  Erblichkeit  schuf  schliess- 
lieh  die  Realgewerberechte.  Wo  die  Herrschaft  ein  solches  Amt 
verlieh,  wurde  die  Ausübung  zu  einem  Recht  und  einer  Pflicht. 
Andre  Personen  wurden  von  der  Ausübung  am  gleichen  Orte 
ausgeschlossen,  dagegen  der  Amtinhaber  verpflichtet,  nicht  nur 
gewisse  gewerbliche  Dienstleistungen  der  Herrschaft  zu  ge- 
währen, sondern  auch  die  Bedürfnisse  seines  Kreises  zu  billigen 
Preisen  zu  befriedigen.  Die  Dorfgemeinden  sind  nachmals  mit 
der  Erstarkung  ihrer  Autonomie  bestrebt  gewesen,  den  grund- 
herrschaftlichen Einfluss  zurückzudrängen  und  selbst  zu  be- 
stimmen, welche  Gewerbe  bei  ihnen  auszuüben  seien.  Doch 
namentlich  bei  den  Nahrungsmittelgewerben  haben  die  Grund- 
herrschaften ihre  Rechte  und  die  damit  verbundenen  Bannbe- 
fugnisse möglichst  festgehalten. 

b)  Im  Gegensatz  zu  dieser  grundherrlichen  Organisation 
der  Landhandwerker  trat  bald  mit  dem  Aufblühen  der  Städte  der 
städtische   —  zunächst  gleichfalls  noch  dem  Grundherrn 
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städtische  Organisation.    Zünfte.    Gilden. 

ointerworfene  —  Handwerkerstand.  Die  Lösung  des  Hand- 
werkerstands von  der  Qrundherrschaft  vollzog  sich  auf  dem 
Boden  des  Marktes,  durch  die  Verbindung  mit  dem  Kauf- 
mannstand. Noch  in  der  Karolingerzeit  gab  es  wenig  Kaufleute. 
Der  heimatlose  Hausierer  stand  unter  Königschutz.  In  An- 
knüpfung an  diesen  königlichen  Schutz  bildete  sich  ein  besond- 
res Marktrecht  aus  als  die  Befugnis,  an  gewissen  Orten,  na- 
mentlich wo  ein  königliches  Palatium  stand,  auf  dem  Markte 
zu  verkaufen.  Das  Marktprivilegium  wurde  geradezu 
ein  Grundrecht  des  Bürgers.  Diese  Befugnis  erlangten  all- 
mählich auch  die  Handwerker,  die  sich  mehr  und  mehr  in  den 
Städten  zu  konzentrieren  begannen,  da  dort  ihre  sichersten  Ab- 
nehmer, die  Kaufleute,  die  die  berufmässigen  Vermittler  des 
Absatzes  ihrer  gewerblichen  Leistungen  waren,  wohnten.  Die 
Gleichstellung  als  freie  Bürger  mit  den  Kaufleuten,  die  das  Markt- 
jegiment  für  sich  ausschliesslich  in  Anspruch  nahmen,  ist  ihnen 
aber  erst  nach  langen  Kämpfen  gelungen.  Ursprünglich  be- 
standen scharfe  Gegensätze  zwischen  den  Kaufleuten  und  den 
Handwerkern.  Jene  hatten  sich  in  Gilden  geeinigt  und  führ- 
ten die  Stadtherrschaft.  In  Anlehnung  an  die  grundherrschaft- 
Jichen  Magistrate,  deren  oben  Erwähnung  getan  wurde, 
bildeten  nun  auch  die  Handwerker  zunächst  Brüder- 
schaften, dann  feste  Innungen,  Zünfte  mit  dem  Zweck, 
für  alle  Handwerker  eine  Schutzgemeinschaft  zu  bilden,  damit 
sie  innerhalb  der  Stadt  ihrem  Erwerbe  nachgehen  konnten,  sich 
von  der  grundherrschaftlichen  Gewalt  und  ihren  Lasten  befreiten 
und  das  „Recht  des  feilen  Kaufs**,  das  Marktrecht  erhielten. 
Erst  später  machten  die  Innungen  dann  auch  politische  Rechte 
geltend  und  verlangten  gleich  den  Gilden  Anteil  am  Stadt- 
regiment. Zur  Durchführung  all  dieser  Aufgaben  war  es  nötig, 
dass  die  Innung  alle  Handwerker  desselben  Erwerbzweigs  um- 
schloss,  und  dies  führte  zum  Zunftzwang. 

Hiermit  war  die  Möglichkeit,  ein  Gewerbe  zu  betreiben, 
allen  verschlossen,  die  nicht  Mitglieder  der  Zunft  waren.  Mit- 
glied zu  werden  aber  war  nicht  immer  leicht.  Es  wurden  ein 
bestimmter   Bildungsgang   im   Gewerbe,    hohe   Eintrittgebühr, 
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Allgemeine  Gewerbefreiheit. 

Erwerbung  des  Bürgerrechts  verlangt.  Artete  aber  dieser  Zunft- 
zwang in  Einseitigkeit  und  Willkür  aus,  so  war  es  dann  wieder 
das  Stadtregiment,  das  hiergegen  vorging,  indem  es 
Gewerbebefugnisse  an  nicht  zünftige  Handwerker  verlieh,  sog. 
Freimeister  ernannte,  und  Einrichtungen  schuf,  die  dem  freien 
Verkehr  dienten,  wie  Freimärkte,  Freibänke.  Im  Laufe  des 
14.  Jahrhunderts  bekamen  jedoch  die  Zünfte  das  Stadtregiment 
selbst  in  die  Hand  und  nunmehr  regelten  sie  autonom  die  Zu- 
lassung zum  Eintritt,  ihr  Verhältnis  zur  Kundschaft,  zum  Markt 
und  zu  den  Qewerbegehilfen.  Auch  hier  war  es  erst  wieder  die 
Erstarkung  und  Ausbildung  der  landesherrlichen  Gewalt,  die  die 
Macht  der  Zünfte  brach  und  die  Regelung  des  gewerblichen 
Betriebs  in  die  Hände  nahm,  insbesondre  in  Wien,  in  den  preussi- 
schen  und  brandenburgischen  Städten,  in  Sachsen,  ohne  in- 
dessen an  dem  Bestehen  der  Zünfte  selbst  und  der  zünftigen 
Gebundenheit  der  gewerblichen  Arbeit  wesentlich  zu  rütteln.^) 
c)  Diese  Befreiung  erfolgte  vielmehr  durchgreifend  erst  mit 
der  französischen  Revolution.  In  Frankreich  wurde  zuerst  die 
allgemeine  Oewerbefreiheit  für  den  1.  April  1791 
durch  das  Gesetz  vom  17.  März  1791  verbrieft.  Die  dann  mit 
Frankreich  verbundnen  deutschen  Länder,  Grossherzogtum 
Berg,  Königreich  Westfalen,  die  französisch-hanseatischen  Ge- 
biete erhielten  sie  gleichfalls.  Im  Jahre  1810  führte  sie  Preussen 
ein  für  sein  damals  sehr  kleines  Gebiet,  übertrug  sie  aber  nicht 
auf  die  1815  neuhinzugekommenen  Länder,  die  noch  die  mittel- 
alterliche Zunftverfassung  hatten.  Erst  durch  die  Gewerbe- 
ordnung vom  17.  Januar  1845  wurde  für  ganz  Preussen  die 
Qewerbefreiheit  eingeführt,  wennschon  mit  grösseren  Beschrän- 
kungen als  1810.  Das  Handwerkerparlament  vom  15.  Juli  bis 
18.  August  1848  brachte  wieder  eine  rückläufige  Anschauung,  und 
die  Verordnung  vom  9. Februar  1849  erhebliche  Beschränkungen^. 
die  aber  nicht  durchweg  ausgeführt  wurden.  —  In  den  andern 
deutschen  Staaten  war  meist  seit  1797  die  französische  Gewerbe- 


0  Näheres  MerUber  bei  v.  Jnama-Sterneffg:,  Deutsche  Wirlsc^afl»— 
beschichte  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Mittelalters,  1901. 
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Frankreich.' 

gesetzgebung  mit  ihrer  Qewerbefreiheit  eingeführt,  nach  1815  sie 
aber  wieder  in  die  alte  deutsche  Zunftverfassung  umgewandelt 
worden.  Seit  der  freiheitlichen  österreichischen  Gewerbeordnung 
vom  20.  Dezember  1859  folgten  aber  auch  diese  Staaten  wieder 
und  erliessen  zum  Teil  sehr  freiheitliche  Gewerbeordnungen.  Wo 
solche  noch  nicht  bestanden,  brachte  sie  dann  der  Norddeutsche 
Bund  mit  dem  Freizügigkeitgesetze  vom  1.  No- 
vember 1867,  dem  Notgewerbegesetz  vom  8.  Juli  1868  für 
den  stehenden  Gewerbebetrieb  und  endlich  die  Gewerbe- 
ordnung vom  21,  Juni  1869,  in  Geltung  seit  1.  Januar 
1870.  In  Bayern  war  durch  Gesetz  vom  30.  Januar  1868  die 
Gewerbefreiheit  eingeführt  worden.  Die  Reichsverfassung  vom 
16.  April  1871  bestimmte  ein  gemeinschaftliches  Indigenat  für 
alle  Gewerbetreibende  des  deutschen  Reichs.  Die  Gewerbe- 
ordnung des  Norddeutschen  Bundes  wurde  dann  am  1.  Januar 
1870  in  Hessen,  am  1.  Jan.  1872  in  Baden  und  Württemberg 
am  1.  Januar  1873  in  Bayern,  am  1.  Jan.  1889  in  Elsass- 
Lothringen  eingeführt  und  galt  damit  nun  für  das  ganze  Reich. 
Die  letzte  Fassung  der  Reichsgewerbeordnung  enthält  die  Be- 
kanntmachung vom  26.  Juli  1900. 


§  8. 

In  Prankreich. 

1.  Wie  die  Gewerbefreiheit  so  verdanken  wir  auch  den 
Begriff  des  unlautern  Wettbewerbs^)  und  seine  Bekämpfung  auf 
dem  Boden  des  gemeinen  bürgerlichen  Rechts  Frankreich. 

Sofort  nachdem  durch  das  Gesetz  vom  17.  März  1791^) 
die  gewerbliche  Tätigkeit  von  der  durch  die  Krone  geschaffenen 


^)  Unrichtig  Kommissionsbericht,  Band  3,  S.  162. 

^)  Art.  7:  a  compte  de  le'  ayril  prochain  il  sera  libre  k  tonte  personne 
de  faire  tel  n6goce  on  d'exercer  tel  profession,  art  on  mutier,  qn'elle  tronvera 
hon;  mais  eile  sera  tenne  de  se  conformer  anx  r^glements  de  police  qai 
8ont  DU  ponrront  §tre  faits. 
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Rechtliche  Auffassung. 

Gebundenheit  befreit  war,^)  wurde  in  Frankreich  die  individuelle 
Qewerbetätigkeit  in  ihrer  freien  Ausübung  gegen  unlautern  Wett- 
bewerb geschützt.  Sie  ist  niemals  als  ein  rechtlich  gleichgiltiges 
Handeln  angesehen  worden,  das  durch  alle  Mittel  zu 
hindern  und  zu  beeinträchtigen  jedermann  frei  stand. 
Anknüpfend  an  die  Vergangenheit^)  hielt  die  Jurisprudenz 
auch  jetzt  noch  die  propri6te  industrielle  aufrecht  und  ent- 
wickelte daraus  den  Schutz  gegen  die  concurrence  d^Ioyale. 
Auch  der  Gesetzgeber  hegte  diese  Auffassung.  Das  erhellt  am 
deutlichsten  aus  einem  der  ersten  Gesetze,  das  sich  mit  der 
Ausübung  des  Gewerbebetriebs  befasste,  dem  Gesetz  vom 
25.  Germinal  XI,  in  dem  das  Bestehen  eines  Rechts  auf  Mar- 
kenbezeichnung ohne   weiteres  vorausgesetzt   wird.*) 

Weil  aber  von  vornherein  die  Ausübung  gewerblicher 
Tätigkeit  als  des  Rechtschutzes  bedürftig  anerkannt  und  ihre 
Beeinträchtigung  als  rechtswidrige  Schadenzu- 
f  ü  g  u  n  g  angesehen  wurde,  unterfiel  der  unlautre  Wettbewerb 
auch  von  Anfang  an  den  allgemeinen  Bestimmungen 
über  Schadenzufügung  und  erst  nach  und  nach  traten 
zu  ihnen  für  einzelne  Beziehungen  Sondergesetze, 
meist  strafrechtlichen  Inhalts  hinzu.  Hierbei  ist  man 
aber  niemals  im  Zweifel  gewesen,  dass  auch  für  das 
Gebiet  der  Spezialgesetze   das  allgemeine  bürgerliche   Recht 


^)  Bis  dahin  yerkanfte  der  König  als  Lehnherr  das  Handwerk  zu 
einem  bestimmten  Preis.  Der  Käufer  erwarb  dadurch  das  Hecht,  es  anszn- 
ttben;  Nenbnrg,  Znnftgerichtsbarkeit  1880,  8.  19.  Lestra,  de  l'action 
de  dol  etc.  1879,  S.  82.  So  entstand  ein  Hecht  aaf  Arbeit,  an  Ware  n. 
Kundschaft.  Dies  bildete  die  historische  Grundlage  fttr  die  Auffassung  der 
franz.  Jurisprudenz  Ton  der  propri4t6  an  dem  achalandage.  Schon  1648 
wurde  einem  Krämer  in  Paris  verboten,  eine  Figur  auf  sein  Schild  zu 
malen,  die  ein  andrer  auf  derselben  Strasse  bereits  in  seinem  Schilde  führte. 

*)  Vrgl.  vorstehende  Anmerkung. 

^)  Art  16:  La  contrefa^on  des  marques  particuli^res,  que  tont  manu- 
factnrier  ou  artisan  a  le  droit  d'appliquer  sur  les  objets  de  sa  fabrioation 
donnera  lien  1.  ä  des  dommages-int^rdts  envers  celui  dont  la  marque  aura 
6t6  coi^trefaite,  2.  ä  rapplic&tion  des  peines  prononc6es  contre  le  faux  en 
6criture  priv6e.  —  Vrgl  auch  Schmitz  im  ÜW  I,  S.  87. 
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Code  civil  Art.  1382. 

subsidiär  in  Geltung  blieb.O  Die  Entwickelung  des  Recht- 
schutzes gegen  unlautern  Wettbewerb  ist  also,  wie  wir  später 
noch  sehen  werden,  in  Frankreich  gerade  den  umgekehrten 
Weg  gegangen,  wie  in  Deutschland. 

2,  Was  den  Schutz  durch  das  allgemeine  bürger- 
liche Recht  anlangt,  so  wird  er  bekanntlich  seit  1808  ge- 
währt auf  Qrund  von  Code  civil  Art.  1382  und  1383,^)  der  den 
Schutz  aber  als  ständige  Qerichtspraxis  vorfand,  da 
damals  —  anders  als  bei  Einführung  des  preussischen  Land- 
rechts und  des  österreichischen  Gesetzbuchs  —  die  Gewerbe- 
freiheit in  Frankreich  bereits  bestand.^)  In  diesen  Paragraphen 
ist  die  actio  doli  und  die  actio  legis  Aquiliae  des  römischen 
Rechts  vereinigt,*)  doch  bezieht  sich  Art.  1382  nur  auf  doloses 
Handeln,  auf  delits,  während  Art.  1383  auch  fahrlässiges  Handeln 
(quasi-d^lits)  im  Auge  hat.  In  Bezug  auf  die  Schädigung  durch 
unlautern  Wettbewerb  nennt  man  jene  absichtliche  Schä- 
digung nach  Art.  1382  concurrence  d^loyale,  diese 
fahrlässige  Schädigung  nach  Art.  1383  concurrence 
i  1 1  i  c  i  t  e.^)  Erreicht  wurde  die  Anwendung  dieser  Vorschrif- 
ten durch  zwei  verschiedene  Konstruktionen.®) 

a)  Nach  der  einen  Theorie  wird  zur  Anwendung  von  Art. 
1382  und  Art.  1383  verlangt,  dass  die  Schadenzufügung  erfolge 
durch    Verletzung    eines    fremden    subjektiven 


1)  Vrgl.  Sc  hui  er,  c.  d.  S.  la 

<)  Art.  1382:  Tont  fait  qaelconqne  de  rhomme  qui  cause  ^  aatmi 
un  dommage,  oblige  celai  par  la  fante  du  qnel  11  est  arriv6  4  le  r^parer. 

Art.  1383:  Chacnn  est  r^ponsable  dn  dommage  qn'il  a  caus^  dod 
senlement  pax  son  fait  mais  encore  pi^r  sa  negligence  oa  pax  son  impmdence. 

>)  Die  Bemerkuig  des  KommissioBsberichts  Band  3,  S.  160  ist  nicht 
gans  satreffend. 

*)  Actio  doli  erfordert  Vorsatz,  beschrftnkt  aber  den  Gegenstand  der 
Sch&digong  nicht,  actio  legis  Aqniliae  wird  auch  bei  Fahrlässigkek  gegeben, 
beschränkt  aber  den  Gegenstand  der  Schädigung. 

^)  Bert,  Traitö  th^orique  et  pratique  de  la  oon.  dei.  S.  13, 

^  So  auch  richtig  M.  M.  Kohl  er,  Das  Verbrechen  des  «n1.  Wett- 
bew.  S.  17  flf. 
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Verletzung  eines  subjektiven  Rechts. 

Rechts,^)  Als  solches  subjektive  Recht  wird  das  achalan- 
dage  behandelt, .  indem  es  als  Objekt  eines  Eigentumrechts 
hingestellt  wird,  als  propriet^  commerciale,  professionelle.  Das 
„detourner  la  clientele"  „ursurpation  d'achalandage"  ist  dann, 
ebenso  wie  Besitzentziehung  bei  körperlichen  Sachen  Eigentum- 
verletzung.*) Auf  dieser  Auffassung  steht  namentlich  von  An- 
fang an  auch  die  französische  Gesetzgebung  selbst  (vgl.  z.  B.  Tit  I 
des  Ges.  V.  22.  Juni  1857:  „Du  droit  de  propridte  des  marques"). 
Dasselbe  gilt  von  den  gewerblichen  Auszeichnungs-  und  Unter- 
scheidungszeichen, wie  Medaille,  Marke,  Name,  LadenscHild  usw. 
(z.  B.  nach  Bert,  Calmels  u.  a.).  Überall  wird  Hier  ein  im- 
materielles Eigentumrecht  angenommen.  Folgeweise  ist  aber  nach 
der  Auffassung  der  Franzosen  auch  nur  dann  ein  rechtverletzender 
unlautrer  Wettbewerb  vorhanden,  wenn  ein  solches  Eigentum- 
recht beeinträchtigt  wird.  Da  dies  bei  unwahrer  Reklame  nicht 
der  Fall  ist,  sofern  sie  sich  nicht  zugleich  Auszeichnungen  eines 
Andern  anmasst,  so  wird  auch  nach  der  französischen  Auffassung 
dfese  Reklame  nicht  von  Art.  1382  getroffen.*) 


^)  Laurent,  Prinoipes  du  droit  civil  fran^ais,  tomo  20  oo.  404: 
„le  dommage  par  Ini  seul  ne  snffit  point,  il  faut  qu'un  droit  seit  löse.^  — 
Auch  Zachariae- Cromo,  Bd.  U,  S.  755.  —  Vgl.  auch  den  Unterschied 
zwischen  BGB.  §  623  and  g  826.  Protokolle  bei  Mugdan,  Materialien 
Bd.  2,  S.  1073  ff.  —  OLG.  Königsberg  v.  14.  IL  1902  in  Seufferts 
Archiv  3.  Folge,  Bd.  2,  S.  347. 

*)  Vgl.  S.B.  Gastambide,  Traite  theorique  et  pratique  des  contre- 
fa^ns  en  tous  genres  S.  411.  —  Otto  Mayer,  die  conc.  däL,  Ztschr. 
f.  d.  ges.  Handelsrecht,  Bd.  26,  S.  366  ff.  Waelbroeck,  Cours  de  droit 
industriel  tome  II.  p.  68  ff.  No.  292.    Allart,  Traite  etc.,  S.  1. 

■)  Nicht  nur  das  Eigentumrecht  (richtiger  Immaterialgflterrecht), 
sondern  auch  das  Individualrecht  (im  Sinne  von  Garois,  Köhler,  Gierke  o.  A.) 
wurde  z.  T.  von  den  Franzosen  als  geeignetes  Recht  angesehen,  dessen 
Verletzung  nach  Art.  1382  zum  Schadenersatz  vorpflichtet,  worauf  schon 
Schmitz,  „Unlautrer  Wettbewerb*',  Bd.  I,  S.  18,  aufmerksam  gemacht 
hat,  indem  er  Aubry  et  Rau,  cours  de  droit  civil  frangais,  Bd.  IV, 
S.  746  ff.  zitiert:  „Tout  droit  peut  dtre  la  mati^re  d^un  delit;  peu  importe 
que  ce  droit  porte  sur  un  objet  exterieur,  ou  qu'il  se  confonde  avec 
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Ausübung:  eines  Rechts.  —  Vermögenbeschädigung. 

b)  Die  andre  Theorie  sieht  bei  Anwendung  des  Art.  1382 
davon  ab,  ob  die  Zufügung  eines  Schadens  zugleich  einen  Ein- 
griff in  eine  fremde  Rechtsphäre,  die  Verletzung  eines  fremden 
subjektiven  Rechts  enthält,  und  macht,  auch  wenn  dies  nicht  der 
Fall  ist,  die  blosse  Vermögenbeschädigung  haftbar,  sofern 
sie  erfolgt  nicht  in  Ausübung  eines  dem  Schädigenden 
zustehenden  Rechtes,  sondern  in  Missbrauch  seines  subjek- 
tiven Rechts  oder  seiner  kraft  allgemeiner  Handlungsfreiheit  ihm 
zustehenden  Befugnis.  Diese  Theorie  erblickt  in  der  Aus- 
übung des  Gewerbebetriebs  die  Ausübung  eines  Rechts, 
dessen  Überschreitung  concurrence  d^loyale  und  Schadenzufügung 
ist.  Ober  die  Natur  dieses  Rechts,  soweit  sie  überhaupt  unter- 
sucht wird,  herrscht  dann  wieder  Streit  Es  wird  von  manchen 
geradezu   von   einem  „Recht  zu  arbeiten"  ausgegangen.^)     Ein- 


rexistence  de  la  personne  k'laquelle  il  appartient  C'est  ainsi 
p.  e.  qne  Thonneur  et  la  repntation  d'une  penonne  peavent  §tre  la  ma- 
ti^re  d^un  d^lit"  Nor  haben  Aabrj  und  Ran  für  den  Gewerbebetrieb 
noch  nicht  die  Eonsequenz  dieser  ihrer  Aoffassung  gezogen.  —  Dass  das 
Recht  in  Wahrheit  kein  echtes  Eigentamreoht  sei,  haben  flbrigens  auch 
die  Franzosen  sehr  bald  erkannt  und  schliesslich  nur  mangels  einer 
bessern  Bezeichnung  das  Wort  beibehalten.  —  Gegen  die  Theorie  der  „pro- 
pri^td  industrielle*  namentlich  anchjValloton,  La  conc.  etc.  p.  7,  85  ff. 

^)  Waelbroeck,  Gonrs  de  droit  industriel  I,  S.  10:  L'hommeayant 
le  droit  de  vivro,  a  le  droit  de  travailler.  Si  Thomme  a  ponr  droit  de 
trayailler,  le  travail  de  Thomme  droit  etre  libre.  Gar,  libert^  et  droit 
sont  denx  idees  adäquates.  La  libertä  du  traTsil  est  donc,  de  son  esseoeo, 
on  droit  social,  car  le  trayail  fonotionnant  dans  une  sooi§t6  libre,  ec- 
traine  pour  chaque  membre  une  s6rie  de  droits. 

Laurent,  Prindpes  de  droit  civil  tome  XX,  Ko.  494:  „La  con- 
currence est  un  droit,  mais  la  libertö  a  ses  limites  comme  la  propri^te. 
On  applique  k  la  concurrence  les  principes  qui  r^gissent  les  d^lits  et 
les  quasi-d^lits.  Elle  constitne  un  droit  et  celui  qui  use  d*an  droit  ne 
doit  pas  reparer  le  dommage  qu*il  cause  k  moins  qa*il  ne  I6se  un  droit. 
La  0.  est  un  droit,  mais  ce  droit  implique  qu'il  est  Tusage  pur  et  simple 
de  la  libertS  qui  appartient  k  toute  personne  d^exercer  tel  commerce,  tolle 
Industrie  qu^elle  veut;  on  peut  abuser  de  la  libertß  et  Tabus  d'un  droit 
n^est  plus  un  droit.    La  concurrence  n'est  plus  un  droit,  mais  Tabus  d'an 
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gehender  haben  sich  hiermit  die  Schweizer  Rogum  und  Vailoton 
beschäftigt 

3.  Ausser  dem  durch  die  allgemeinen  Bestimmungen  des 
code  civil  gewährten  Rechtschutz  kommen  noch  folgende  Sonder- 
gesetze in  Betracht,  die  zum  Teil  durch  Strafvorschriften  eine 
Verstärkung  des  Schutzes  enthalten. 

a)  Loi  du  17  mars  1791  art.  7. 

b)  Gesetz  v.  22  Qerminal  XI  Art  16  u.  17  (über  Namen- 
und  Markenschutz.     Abgeändert  durch  i). 

c)  Code  p^nal  Art  418  (Verrat  von  Fabrikgeheimnissen. 
Ergänzt  durch  k). 

d)  Code  pinal  Art  419  (Boykott  eines  Oewerbegenossen, 
Aufkauf  von  Waren  zwecks  Preissteigerung,  accaparement).^) 

e)  Loi  du  18  mars  1806  portant  etablissement  d'un  con- 
seil  de  prud'hommes  ä  Lyon,  titre  II  relative  aux  dessins  de  fabri- 
que  (ergänzt  durch  g). 

droit,  qoant  eile  est  d^loyale  et  eile  est  deloyale  lorsque  le  commergant 
ou  rindustriel  nsarpent  un  droit  qaelconque  appartient  k  an  antre  com- 
mer^ant,  k  nn  antre  indnstriel.  Tonte  lösion  d^nn  droit  eet  un  d^lit  on  un 
quasi-delit  et  donne  lieu  k  nne  action  en  dommagee-intdrdts ,  donc  aussi 
la  concairence  d^loyale.**  Wann  eine  solche  Rechtverletzung  im  übrigen 
vorliegt,  entscheidet  Laurent  nicht  Seine  Beispiele,  die  er  bringt,  lassen 
aber  erkennen,  dass  nicht  nur  die  Usurpation  eines  fremden  Rechts 
(z.B.  des  Namens  eines  Fabrikanten,  No.  495),  sondern  die  Schädigung 
schlechthin,  wenn  sie  absichtlich  erfolgt,  als  Missbrauch  angesehen 
wird;  No.  497:  „L^enseigne  ne  peut  pas  üedre  Vobjet  d*une  Usurpation 
proprement  dite,  car  eile  ne  constitue  pas  une  propriSt§  speciale 
comme  les  marques  de  fabrique.  Mais  Tusurpation  d^enseigne  tombe 
sous  Vapplication  de  Tartide  1882  .  . .  entre  plnsieurs  mani6res  d^excercer 
son  droit  il  n^est  pas  permis  de  choisir  cello  qui  peut  dtre  prejudiciable 
k  un  autre  et  dans  le  dessein  de  lui  nuire**  (vgL  BGB.  §826). 

Gaston  Mayer,  De  la  conc.  de),  et  de  la  contrefa^on  en  matiöre 
de  noms  et  de  marque  No.  36:  „Pusage  r^anit  sous  le  nom  de  o.  d.  une 
▼ari^tft  indöfinie  de  faits  qui  ne  peuyent  dtre  consid^r^  comme  couverts 
par  le  droit  de  libre  oonourrence  et  qui  seront  l§galement  qualifi^s 
de  delits  ou  de  quasid^lits  civils." 

^)  Ist  durch  Gks.  v.  1.  Aug.  1905  aufgehoben  worden. 
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f)-Loi  du  28  juillet  1824  relative  aux  alt^ration  ou  sup- 
positions  de  noms  dans  les  produits  fabriqu^.^) 

g)  Ordonnance  du  17  aoüt  1825  portant  reglement  sur 
le  d^pöt  des  dessins  de  fabrique. 

h)  Loi  du  5  juillet  1844  sur  les  brevets  d'invention.^) 

i)  Loi  du  23  juin  1857  sur  les  marques  de  fabrique  et 
de  commerce*)  (abgeändert  durch  k  u.  n). 

k)  Loi  du  13  mai  1863  (Ergänzung  des  Art.  418  des  code 
p^nal,  Verrat  von  Fabrikgeheimnissen). 

1)  Loi  du  26  novembre  1873  relative  a  l'^tablissement 
d'un  timbre  ou  signe  sp&ial  destin^  ä  etre  appos^  sur  les  mar- 
ques commercielles  et  de  fabrique  (ergänzt  durch  loi  du  9  II 1895). 

m)  Loi  du  30  avril  1886  relative  k  l'usurpation  des  me- 
dailles  et  recompenses  industrielles. 

n)  Loi  du  4  f^vrier  1883  concernant  la  repression  des 
fraudes  dans  le  commerce  des  engrais. 

o)  D6cret  du  10  mai  1889  portant  reglement  d'admini- 
stration  publique  pour  l'application  de  la  loi  concernant  la  re- 
pression des  fraudes  dans  le  commerce  des  engrais. 

p)  Loi  du  3  mai  189Q  portant  modification  ä  l'art.  2  de  la 
loi  du  23  juin  1857. 


^)  Hierunter  fallen  anoh  falicbe  Herknnftbezeichnangen.  Vergl. 
Gastambide  a.  a.  0.  S.  458:  . . .  „cette  bonne  röpntation  est  la  propri^te 
de  la  ville  ou  de  la  contree,  qui  a  sa  racqu^rir,  olle  est  la  propri^te  de 
toos  les  fabricanta  ^tablis  dans  cette  oontr6o  oa  dana  cette  villo.** 

.<)  Art.  33:  ^Quiconqne  dans  ses  enaeignes,  annonces,  prospectns, 
affiches,  marqnes  oa  cstampiUea  prendra  la  qnalitd,  de  brevetS  sana  pos- 
säder  an  brevet  delivre  conform^ment  aux  lois,  ou  aprös,  Texpiration  d'un 
brevet  antdrieur,  ou  qui  etant  brevets  mentiomicra  sa  qualit^  de  brevete  . . 
sera  puni  d'une  amende  de  50  ä  1000  f res.  En  cas  de  r^cidive  Tamende 
pourra  dtre  porteo  au  double.!* 

>)  Interessant  der  Eommissionsbericht  hierzu:  ^Sans  doute  le  droit 
qu'a  tout  fabricant  ou  commergant  d'apposer  aon  nom  ou  sa  marque  ne 
pouyait  perir,  car  il  derive  de  la  nature  des  choaea  et  se  confond  avec  le 
droit  möme  de  travailler."     Vgl.  hierzu  Schmitz,  ÜW.  I,  S.  87. 
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q)  Loi  du  9  fivrier  1895  sur  les  fraudes  en  matifere  ar* 
tistique  (über  Namenschulz). 

r)  Loidul6avriI  1897  concernant  larepression  de  la  fraude 
dans  le  commerce  du  beurre  et  la  fabrication  de  la  margarine. 

s)  Decret  portant  riglement  d'administration  publique  pour 
l'application  de  la  loi  du  16  avril  1897  concernant  la  r^pression 
de  la  fraude  dans  le  commerce  du  beurre  et  la  fabrication  de  la 
margarine  et  de  Toleomargarine, 

t)Loi  du  1  aoüt  1905  sur  la  r^pression  des  fraudes  dans 
la  vente  des  marchandise  et  des  falsifications  des  denr6es  alimen- 
taires  et  des  produit  agricoles. 

u)  Loi  du  6  aout  1905  relative  ä  la  repression  de  la  fraude 
sur  les  vins  et  au  regime  des  spiritueux. 

v)  Decret  du  31  juillet  1906  portant  r^glement  d'admini- 
stration  publique  pour  l'application  de  la  loi  du  1  aoüt  1905. 

§9. 

In  den  übrigren  Ländern  französischen  und 
romanischen  Rechts.^) 

I.  Belgien.^) 

1.  Der  gleiche  Rechtschutz  wie  in  Frankreich  wird  in  Belgien 
auf  Grund  derselben  allgemeinen  Bestimmungen  des  code  civil 
gegen  den  unlautern  Wettbewerb  gewährt.  Ebenso  ist  die  theore- 
tische Begründung  die  gleiche.  Sonderbestimmungen  gegen 
einzelne  unlautre  Handlungen  finden  sich  in  folgenden  Gesetzen: 

a)  Loi  du  18  mars  1806  Art  14—19  (Musterschutz). 

b)  Code  penal  du  8  juin  1867  Art.  454ff.  (Verfälschung 
von  Nahrungsmitteln)  Art.  498  ff.  (Täuschung  über  die  Eigen- 


^)  Vgl.  auch  P.  Schmid,  das  Warenzeichenrecht  nach  den  Gesetz- 
gebungen aller  Länder,  1899,  V all o ton,  La  concnrrence  d^loyale  etc. 
p.  lOff.    M.  M.  Köhler,  Das  Verbrechen  des  nnl.  Wettbew.,  8.31. 

')  Braun,  Nonveau  trait^  des  marques  de  fabriqae  et  de  commerce, 
du  nom  commeroial  et  de  la  concurrence  deloyale  1880. 
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Schäften  von  Waren)  Art.  191  (Schutz  des  Handelsnamens)  Art  309 
(Verrat  von  Fabrikgeheimnissen). 

c)  Loi  du  1  avril  1879  concernant  Ics  marques  de  fabrique 
et  de  commerce. 

d)  Loi  du  4  aoüt  1890  relative  k  la  reglementation  et  ä  la 
surveillance  du  commerce  des  denree  alimentaires. 

e)  Arret6  royal  du  10  decembre  1890  relatif  a  la  colo- 
ration  artificielle  des  denr^es  alimentaires. 

f)  Arret6s  royaux  des  10  die  1890  et  15  sept.  1891 
relatifs  aux  ustensiles  et  vases  employ&  dans  I'industrie  et  le 
commerce  des  denr^es  alimentaires. 

g)  Arret6  royal  du  28  sept.  1891  relatif  a  la  preparation 
et  au  commerce  des  farines,  du  pains,  etc. 

h)  Arret6  royal  du  28  sept.  1891  relatif  au  commerce  du  caf& 

i)  Arrfete  royal  du  30  j  an  vier  1893  relatif  a  la  reglement 
sur  le  commerce  des  vinaigres. 

k)  Arretis  royaux  des  30  janvier  1894  et  30  d^c.  1896 
relatifs  a  la  fabrication  et  au  commerce  des  bieres. 

1)  Arret^  royal  du  19  f^vrier  1894  relatif  au  commerce 
des  levures. 

m)  Arr.  r.  du  18  nov.  1894  relatif  au  commerce  de  chicorte. 

n)  ArrStis  royaux  du  18  nov.  1894  et  du  18  mai  1896 
relatif  au  commerce  du  cacao  et  du  chocolat. 

o)  Arret^  royal  du  29  dec.  1894  relatif  au  commerce  de 
la  moutarde. 

p)  Arret^  royal  du  27  avril  1896  rel.  au  comm.  du  miel. 

q)  Arret6  royal  du  31  aoüt  1896  rel.  au  comm.  des  Sucres. 

r)  Arrete  royal  du  31  aoüt  1896  rel.  au  comm.  des  pulpes 
et  aux  v6g6taux,  confitures,  gel6es  et  sirops. 

s)  Arrfet6  royal  du  28  dec.  1896  rel.  au  comm.  deshuiles 
comestibles. 

t)  Arret^s  royal  du  30  avril  1897  rel.  au  comm.  denrtes 
destruees  ä  Talimeritation  des  animaux. 

u)  ArrSt^  royal  du  30  aoüt  1897  rel.  au  comm.  du  tapioca. 

—     86     — 


Monaco.     Luxemburg. 

v)  Arretes  royaux  du  18  nov.  1894,  31  oct  1898,  9  janv. 
1899  rel.  au  comm.  du  lait. 

w)  Arr.  r.  du  31  aoüt  1899  rel.  au  comm.  des  frommages. 
x)  Arrtti  royal  du  27  sept.  1899  relatif  au  comm.  des 
poissons,  mollusques,  crustac^  etc. 

y)  Arr.  r.  du  28  nov.  1899  rel.  au  comm.  des  vins  et  boissons 
viveuses. 

z)  Arr.  r.  du  28  mai  1901  rel.  au  comm.  des  viandes  pr^- 
parees  et  d^riv&  des  viandes. 

aa)  Loi  du  12aoütl903(beurre,margarine,graissesalimentaires). 
bb)  Loi  du21aoüt  1903  relatif  ä  la  fabrication  etc.  des  Sucres, 
cc)  Arrete  royal  du  20  octobre  1903  rel.  a  la  comm.  des 
sain  doux  et  autres  graisses  comestibles. 

dd)  Arrfete  royal  du  18  sept  1904  du  beurre. 
ee)  Arrete   royal   du   21   nov.   1904   (beurre,    margarine, 
graisses  alimentaires. 

ff)  Arrete  royal  du  30  nov.  1904  (caf^). 
gg)  Arrete  royal  du  22  dec.  1905  rel.  au  comm.  des  alcools, 
eaux  de  vie  et  liqueurs  alcooliques. 

II.  Monaco. 

Code  civil  Art  1229  stimmt  mit  code  civil  Art.  1382  der  Fran- 
zosen überein  und  wird  wie  dieser  angewendet  Von  Sonder- 
gesetzen kommt  das  Strafgesetzbuch  Art  111  und  112  sowie 
Art.  435  in  Betracht i) 

III.  Luxemburg. 

Der  allgemeine  Rechtschutz  wird  auf  Grund  des  code  civil 
Art  1382  gewährt.    Sondervorschriften  bestehen  im 

a)  code  penal  art.  191  (Usurpation  du  nom  d'un  fabricant) 
art.  309  (sur  la  r^velations  des  secrets  de  fabrique), 

^)  Nachahmung  von  RegierongBinarken,  Siegeln,  Stempeln  usw.,  sowie 
Täasohung  fiber  die  Natur  der  Waren  durch  Benutzung  einer  Marke  wird 
mit  Gefängnis  bestraft.  Diese  Strafbestimmungen  werden  auch  .  auf 
Handelsnamen  äuge  wendet.  Ein  besonderes  Qesets  über  Eintragung 
von  Marken  besteht  nicht. 
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b)  Loi  du  23  mars  1883  sur  les  marques  de  fabrique  et 
de  commerce. 

c)  Loi  du  10  mai  1898  sur  la  proprio^  litteraire  (art.  26). 

d)  Loi  sur  les  poids  et  mesure). 

In  Vorbereitung  ist  ein  Gesetzentwurf  über  ein  Sondergesetz 
gegen  unlautern  Wettbewerb.  Der  Entwurf  enthält  nur  Straf- 
bestimmungen in  vier  Paragraphen. 

IV.  Die  tranzteische  Schweix. 

Wie  in  Frankreich,  so  haben  auch  in  der  französischen 
Schweiz  die  Gerichte  von  jeher  die  concurrence  deloyale  auf 
Grund  der  allgemeinen  Bestimmungen  über  den  Schadenersatz 
bekämpft^)  Nach  Einführung  des  allgemeinen  Schweizerischen 
Obligationenrechts  vom  14.  Juni  1881  ist  dies  namentlich 
durch  die  Rechtsprechung  des  Bundesgerichts  geschehen  auf  Grund 
von  Art.  50,  der  dem  Art.  1382  des  code  civil  entspricht^ 

Die  Theorie  schliesst  sich  der  französischen  an,  tritt  aber 
namentlich  der  Annahme  eines  gewerblichen  Eigentumrechts  ent- 
gegen. Abgelehnt  wird  jedoch  auch  das  Immaterialgüterrecht  und 
Individualrecht,  wie  es  von  Kohler,  Gareis,  Gierke  entwickelt 
worden  ist,  und  dafür  von  Roguin,*)  dem  sich  Valloton  an- 
schliesst,  eine  Theorie  du  monopole  aufgestellt.  Danach  be- 
stehen lediglich  einzelne  Verbietungsrechte  dagegen,  gewisse  Hand- 
lungen vorzunehmen,  gewisse  Gebrauchshandlungen  auszuüben. 
So  wird  z.  B.  ein  Verbietungsrecht  angenommen,  den  Namen,  das 


^)  Vgl.  die  Nachweise  bei  Weiss,  die  GoDcnrrence  deloyale  ▼on 
1894,  S.  7  ff.  Aach  Schuler,  die  Concurrence  deloyale  S.  32ff.;  insbes. 
Valloton,  La  conc.  del.  et  illicite.  Simon  im  „Gewerblichen  Becht- 
schutz  u.  Urheberrecht«  Bd.  II  (1897),  S.  13  ff. 

*)  „Wer  einem  andern  widerrechtlich  Schaden  zufügt,  sei  es  mit 
Absicht,  sei  es  aus  Fahrlässigkeit,  wird  demselben  zum  Ersatz  verpflich- 
tet.« Vgl.  Schneider,  Das  Schweiz.  Obligationsrecht,  2.  AuHage,  za 
Art  50,  No.  62—68. 

*)  Roguin,  La  Rfegle  de  Droit;  Systeme  des  Rapports  de  Droit 
priy6  etc.    Lausanne,  1889. 
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Ladenschild  usw.  eines  Konkurrenten  zu  gebrauchen.^)  —  Wegen 
der  Sonderbestimmungen  siehe  §  1 1  VI. 

V.  Tunis. 

Das  Gesetz  vom  3.  Juni  1889  (4.  Chanoul  1305)  über 
Fabrik-  und  Handelsmarken  ist  im  wesentlichen  dem  französischen 
Gesetze  nachgebildet.  In  Art.  18  enthält  es  auch  Strafbestim- 
mungen gegen  den  Missbrauch  fremder  Namen,  Firmen  und 
Herkunftbezeichnungen.  Hierzu  ist  noch  die  Verordnung  vom 
22.  April  18Q2  ergangen.  Vorschriften  gegen  unlautern  Wett- 
bewerb fehlen. 

VI.  Kongostaat. 

Hier  wird  ebenfalls  das  Markenrecht  nach  dem  französischen 
Rechte  durch  das  Gesetz  vom  26.  April  1888  und  die  Verord- 
nungen vom  26.  April  1888  und  19.  Mai  1888  geregelt.  Weitere 
Bestimmungen  gegen  den  unlautern  Wettbewerb  fehlen. 

VII.  Italien  nnd  San  Marino. 

1.  Auch  in  Italien,  dessen  Gesetze  auch  für  San  Marino 
gelten,  werden  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  Schaden- 
ersatz des  BGB.  Art.  1151,  der  dem  code  civil  Art.  1382  ent- 
spricht, gegen  den  unlautern  Wettbewerb  angewendet*)  Zum 
grössten  Teil  herrscht  die  Auffassung  eines  gewerblichen  Eigen- 
tumrechts am  Kundschaftverhältnis.')  Doch  ist  auch  hier  die 
Ansicht  vertreten,  dass  die  concorrenza  libera  die  Ausübung  eines 
Rechts  sei,  die  concorrenza  sleale  der  Missbrauch  dieses  Rechts, 


^)  Valloton  a.  a.  O.  p.  87  ff.  „Le  droit  d^aatear,  le  droit  &  la  mar- 
qae,  k  TenBeigne,  an  nom  commercial  . .  sont  caract^ria^  par  la  faoolte 
donn^e  an  b^Dftficiaire  oon  pas  seulement  d^user  d'nne  chose  de  teile  ou 
teile  fagon,  mais  d'empdcher  autrui  de  or6er  ou  de  a'appropier,  en  an  mot 
de  poMäder  des  choscs  antres  dans  lenr  individaalite,  mais  semblables  on 
identiqne«  . .  Le  monopoleinterdit  d'nser  d'nne  facnlt^  donn6e  natu- 
rellement  k  tons,  il  defend  k  plnsienrs  une  activite  on  une  posseesion,  1  e 
droit  absoln  garantit  k  nn  senl  oette  activite  on  cette  poseession.^ 

s)  M.  Amar,  Der  nnlantre  Wettbewerb,  im  „Gewerblichen  Recht- 
•chntz  n.  Urheberrecht,  Bd.  2  y.  J.  1897,  S.  308. 

')  So  z.B.  Giannini,  la  concorrenza  sleale,  1898. 
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gerichtet  gegen    das   gleiche  Recht  des  Mitbewerbers  zum  Ge- 
werbebetrieb.*) 

2.  Sonderbestimmungen  über  einzelne  Fälle  unlautern 
Wettbewerbs  sind  in  folgenden  Gesetzen  enthalten: 

a)  Legge  30  ottobre  1859  sulle  privative  industriali. 

b)  Legge  31  gennaio  1864  (über  Einführung  des  vorigen 
Gesetzes  in  ganz  Italien). 

c)  Regio  decreto  31  gennaio  1864,  che  approva  il  r^ola- 
mente  per  l'esecuzione  della  legge  sulle  privative  industriali. 

d)  Legge  30  agosto  1868  concernente  i  marchi  ed  i  segni 
distintivi  di  fabbrica.^) 

c)  Legge  30  agosto  1868conc.  idesegni  e  modelli  di  fabbrica. 

f)  Regio  decreto  7  febbraia  1869,  che  approva  il  regola- 
mento  per  l'esecuzione  della  legge  30  agosto  1868. 

g)  Legge  22  dicembre  1888  per  la  tutela  della  igiene 
e  della  sanitä  pubblica. 

h)  Codice  penale  30  giugno  1889  art.  185  (Anmassung 
gewerblicher  Auszeichnungen),  art.  191  (Missbrauch  von  Handels- 
namen), art.  205  (Herbeiführung  von  Verwechselungen  usw.).  art.  296 
(Anmassung  von  Unterscheidungszeichen),  art.  297  (Nachahmung 
von  Namen),  art.  309  (Verrat  von  Fabrik-  und  Betriebsgeheimnissen). 

0  Legge  4  agosto  1894  che  modifica  quella  del  30  ottobre 
1859  sulle  privative  industriali. 


^)  So  z.B.  Amar,  Dei  nomi,  de  marchi  e  degli  altri  segni  e  della 
coDCorrenza  doU'  indnstria  e  nel  commercio  1898.  Nach  diesem  ist  S.  503 
concorrenza  sleale  enthalten  „in  qaelle  serie  diatti,  coi  qaali  abnsando 
della  propria  libertk  si  attenta  alla  libertb  altrni  nelio  eser- 
cizio  della  indnstria  o  del  commercio. ** 

*)  Nach  Art  1  kOnnen  Marken  oder  sonetige  Zeichen,  die  geeignet 
sind,  den  UrsprungBort,  die  Fabrik  und  den  Handel,  aas  der  das  Er- 
zeugnis stammt,  deutlich  erkennen  zu  lassen,  eingetragen  werden,  um  die 
Erzeugnisse  seines  Gewerbes,  seiner  Waren  oder  die  Tiere  eigner  Zucht 
zu  bezeichnen.  Nach  Art.  5  ist  die  Aneignung  von  Namen  oder  einer 
Firma,  eines  Gesch&flwappens,  eines  Emblems,  einer  Benennung  yerboten 
und  strafbar,  auch  ohne  dass  diese  eingetragen  sind, 
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k)  Legge  21  dicembre  1899  portante  un'aggiunta  dell 
art.  57  della  legge  22  die.  1888. 

1)  Regio  decreto  3  febbraio  1901,  che  approva  il  rego- 
lamento  per  Tesecuzione  della  legge  sulla  tutela  deir  igiene  e  della 
Sanitä  pubblica. 

Weitere  Strafbestimmungen  gegen  unlautern  Wettbewerb 
werden  geplant 

VIII.  Spanien. 

Nicht  in  gleichem  Masse  wie  in  den  Ländern  französischen 
Rechts  hatte  bis  vor  kurzem  in  Spanien  Theorie  und  Recht- 
sprechung versucht,  auf  Orund  der  allgemeinen  Bestimmungen 
über  Schadenersatz  dem  unlautern  Wettbewerbe  zu  begegnen. 
Soweit  aber  hiergegen  ein  Rechtschutz  stattfand,  wurde  auch  er 
auf  diese  allgemeinen  Vorschriften  gestützt.  Besondere  Be- 
stimmungen enthalten: 

a)  Die  kgl.  Verordnung  vom  20.  Nov.  1850  über  Marken 
und  Zeichen  von  Fabrikaten,  ergänzt  durch  a)  die  kgl.  Ver- 
ordnung vom  20.  Sept.  1880  über  Marken  für  alle  Waren,  die 
von  Gewerbetreibenden  in  ihrem  Handelsbetrieb  verwendet  werden; 
ß)  die  kgl.  Verordnung  vom  12.  Februar  1889,  wonach  auch 
Wortbezeichnungen  und  Namen  als  Warenzeichen  angenommen 
werden  können;  y)  die  kgl.  Verordnung  vom  16.  Jan.  1897, 
wonach  auch  Weinbauer  und  Landwirte  für  ihre  Produkte  Waren- 
zeichen annehmen  können. 

b)  Die  kgl  Verordnung  vom  14.  März  1858  verbietet 
die  Einfuhr  ausländischer  Waren  nach  Spanien,  die  mit  spanischen 
Marken  versehen  sind,  schlechthin. 

c)  Die  Verordnung  vom  11.  April  1858.  Durch  sie 
wird  das  Recht  an  diesen  anerkannten  Marken  dem  Eigentum  an 
beweglichen  Sachen  gleichgestellt. 

d)  Durch  das  Strafgesetzbuch  von  1870,  Art.  291  u.292 
wird  die  Verletzung  des  Markenrechts  oder  Namenrechts  mit  Ge- 
fängnis und  Geldstrafe  belegt. 

e)  Ebenso  betrifft  die  falsche  Herkunftbezeichnung  von  Ge- 
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weben  die  Zollverordnung  von  1894,  wonach  die  inländischen 
Gewebe  mit  dem  Namen  und  dem  Ort  der  Niederlassung  des 
Fabrikanten  versehen  sein  müssen. 

f)  Neuerdings  hat  endlich  das  Gesetz  vom  16.  Mai  1902 
das  gesamte  Recht  des  gewerblichen  Eigentums  eingehend  geregelt 
und  hierbei  auch  umfängliche  Bestimmungen  im  Tit.  X  für  Be- 
kämpfung des  unlautern  Wettbewerbs  getroffen.^) 


^)  Loy  de  16  de  mayo  de  1902  sobre  propiedad  induatrial  y  regia- 
mento  aprobado  por  Real  decreto  de  12  de  janio  de  1908  para  la  eje- 
cncion  de  la  ley  de  propriedad  industrial.  (Obersetzt  in  dem  Blatte  f.  Fat. 
M.  u.  Z.  V,  1902,  S.  259). 

Als  wesentlich  sind  henrorzuheben : 

§  131.  Unter  nolanterm  Wettbewerb  wird  jeder  Versnoh  verstanden, 
der  darauf  ausgeht,  fflr  sich  in  rechtswidriger  Weise  die  Vorteile  des 
gewerblichen  oder  kaufmännischen  Rufs  aosEunntzen,  den  ein  Andrer, 
dessen  Eigentum  unter  dem  Schutze  dieses  Gesetzes  steht,  sich  durch 
seine  Tätigkeit  erworben  hat.  —  §  132.  Den  Tatbestand  des  UW.  bilden 
folgende  Fälle: 

a)  Die  Nachahmung  von  Mustern  oder  Aufschriften  von  Schaufenstern, 
Fassaden,  Verzierungen  oder  von  anderem,  das  irgendwie  eine  Verwechse- 
lung mit  einem  andern  anstossenden  oder  naheliegenden  Geschäft  der- 
selben Art  herbeiführen  kann ;  b)  die  Nachahmung  der  Verpackung  durch 
eine  Konkurrenzfirma  in  der  Art,  dass  Verwechselungen  eintreten  können ; 
c)  wenn  eine  Zusammenstellung  von  Worten,  in  welcher  der  Name 
einer  durch  den  Sitz  eines  berühmten  Geschäfts  bekannten  Ortschaft 
vorkommt,  als  Gesellschaftfirma  in  der  Absicht  gewählt  wird,  sich  diesen 
guten  Namen  in  rechtswidriger  Weise  zunutze  zu  machen;  d)  die  wissent- 
liche Verbreitung  falscher  Behauptungen  über  einen  Konkurrenten,  in  der 
Absicht,  ihm  die  Kundschaft  zu  entziehen;  e)  die  Veröffentlichung  von 
Annoncen,  Reklamen  oder  Zeitungsartikeln  zum  Zwecke,  die  Güte  der 
Waren  des  Mitbewerbers  herabzusetzen;  f)  wenn  jemand  in  allgemeiner 
und  vorschrifbwidriger  Weise  bekannt  macht,  dass  er  die  alleinige  Nieder- 
lage eines  einheimischen  oder  ausländischen  Erzeugnisses  besitze;  g)  so- 
fern jemand  ohne  die  gehörige  Genehmigung  Bezeichnungen  oder  Aus- 
drücke wie:  „hergestellt  nach  dem  Rezept  des  .  .  ,*^  oder  „gemäss  dem 
Verfahren  der  Fabrik  von  .  . ."  gebraucht,  es  sei  denn,  dass  das  Resept 
oder  das  Verfahren  Gemeingut  sind. 
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IX.  Portugal. 

Besondere  eingehende  Vorschriften  gegen  unlautern  Wett- 
bewerb gibt  es  auch  in  Portugal.    In  Betracht  kommen 

1.  Codigo  penal  vom  16.  Sept.  1886,  cap.  VI  und  XI, 

2.  namentlich  aber  das  Gesetz  vom  15.  Dez.  1894^). 

')  Hcrkanftbezeichnangen.  Art.  196:  Es  ist  nicht  gestattet^ 
sich  eines  geographischen  Namens  zu  bedienen  sar  Bezeichnung  der  Her- 
kunft eines  Gegenstandes,  wenn  dieser  nicht  in  dem  bezeichneten  Orte 
erzeugt,  verarbeitet  oder  verändert  worden  ist.  Ausgenommen  sind  Gat- 
tangsnsmen,  die  Ausnahme  gilt  aber  nicht  für  Woinprodukte. 

Art.  200:  Die  im  Auslande  oder  in  Portugal  hergestellten  Produkte 
können  einen  Namen  oder  eine  Marke  eines  Eaufinanns  im  Auslände 
oder  in  Portugal  tragen,  wenn  die  Angabo  des  Landes,  in  dem  sie  her- 
gestellt sind,  deutlich  sichtbar  und  durch  authentische  Dokumente  be- 
wiesen ist,-  dass  dieser  Name  oder  diese  Marke  mit  Zustimmung  des 
Kaufmanns  angebracht  worden  ist.  —  Art.  201 :  Als  unlautrer  Wettbewerb 
^Verden  erachtet  und  bestraft  folgende  Fftlle:  1.  Wo  falsche  Angaben 
über  die  Herkunft  gemacht  werden.  2.  Wo  der  Gewerbetreibende  oder 
Kaufmann  solche  Schilder  gebraucht  oder  so  die  Aussenseite  seines  Ge- 
achäfks  bemalt,  oder  es  so  anlegt  oder  ausstattet,  dass  hierdurch  Ver- 
wechselungen mit  einem  andern  in  der  Nähe  gelegenen  Geschäft  herbei- 
geführt werden«  8.  Wo  der  Gewerbetreibende  oder  Kaufmann  seine  Pro- 
dukte einem  andern  als  dem  wirklichen  Fabrikanten  zuschreibt,  ohne  dazu 
ermächtigt  zu  sein.  4.  Wo  der  Gewerbetreibende  oder  Kaufmann  fälschlich 
▼ergibt,  seine  Produkte  im  Auslande  deponiert  oder  registriert  zu  haben. 

5.  Wo  der  Fabrikant  erklärt:  „hergestellt  nach  der  Formel  oder  nach 
dem  Veifahren  der  Fabrik  von  . . ."  oder  ähnliches,  wenn  er  ein  die  Ge- 
währung der  Ermächtigung  dazu  nachweisendes  Dokument  nicht  beibringen 
kann  oder  wenn  die  Formel  oder  das  Verfahren  nicht  Offentich  bekannt  ist. 

6.  Wo  der  Gewerbetreibende  oder  Kaufmann,  um  seine  Erzeugnisse 
anzupreisen,  auf  irgend  welche  Art  und  Weise  den  Namen,  die  Marke  oder 
das  Geschäft;  eines  andern  Gewerbetreibenden  oder  Kaufmanns  gebraucht, 
der  gleichartige  Erzeugnisse  fabriziert  oder  damit  Handel  treibt.  7.  Wo 
der  Gewerbetreibende  durch  Bestechung,  Aushorchung  oder  Kauf  von 
Angestellten  oder  Arbeitern  oder  auf  irgend  eine  andere  verbrecherische 
Weise  die  Enthtlllung  eines  Fabrikgeheimnisses  erlangt  und  es  ausnutzt. 
8.  Wo  die  Marke  eines  bestimmten  Gegenstandes  unsichtbar  gemacht 
and  durch  eine  andre  Marke  ersetzt  wird.  — 

Die  Waren  mit  falscher  Herkunftbezeichnung  werden  beschlag- 
nahmt (Art  202—208)  und  diese  wird  bestraft  (Art.  205'-207),  ausserdem 
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3.  die  Verordnung  vom  15.  März  1895  über  den  Schutz 
von  Handelsnamen,  über  unlautem  Wettbewerb  und  über  An- 
massung  gewerblicher  Auszeichnungen. 


werden  aach  die  unter  Art  201  erwähnten  übrigen  Fälle  mit  Geldstrafe 
bis  za  200  Milreis  belegt  (Art  208).  Die  Ersetzang  einer  firemden  Marke 
oder  deren  Unsiohtbarmachung  wird  mit  Gef&ngnis  bestraft.  — 

Auszeichnungen.  Art  134.  Jeder  Gewerbetreibende  oder  Kauf- 
mann hat  das  Recht,  die  Diplome  oder  Anerkennungen,  die  seinen  Er- 
zeugnissen in  einheimischen  oder  fremden  Ausstellungen  verliehen  worden 
sind,  die  Bescheinigung  über  Wettbewerbe  oder  Genehmigungen,  die 
Analysen  und  Belobigungen,  offizielle  und  andere,  sowie  auch  irgend 
welche  gleichbedeutende  Dokumente,  durch  die  die  Erzeugnisse  seiner 
Fabrik,  Landwirtschaft  oder  seines  Handels  belohnt  oder  gewürdigt  werden, 
eintragen  zu  lassen.  Das  JEtecht  zum  Gebrauch  gesetzlich  rerliehener 
Anerkennungen  ist  von  der  Eintragung  uiiabh&ngig. 

Art  171  der  Verordnung  hierzu;  Das  Verbotrecbt  gegen  un- 
befugte Benutzung  derselben  Auszeichnung  ist  von  der  Eintragung  der 
Auszeiclinung  abhängig. 

Art  140  des  Ges.  Es  ist  verboten,  Anerkennungen,  die  für  be- 
stimmte Erzengnisse  verliehen  sind,  auf  andre  Erzeugnisse  anzuwenden 
oder  von  Anerkennungen,  auf  die  man  kein  Becht  hat,  Gebrauch  zu 
machen  oder  eingetragene  Marken  und  Namen,  die  es  nicht  sind»  Aner^ 
kennungen  hinzuzufügen.  Wer  die  Anerkennungen  nicht  hat  registrieren 
lassen,  darf  sie  nicht  als  „Registrada*'  bezeichnen.  — 

Namenreoht  Art  104.  Jeder  Gewerbetreibende  oder  Kaufmann, 
Portugiese  oder  Ausländer  hat,  wenn  er  in  Portugal  seinen  Wohnsitz 
hat,  das  Kecht,  beim  Ministerium  der  Öffentlichen  Arbeiten,  des  Handels 
und  der  Industrie  seinen  Namen,  seine  Firma  oder  Benennung,  durch  die 
seine  Unternehmung  dem  Publikum  beaeicbnet  wird,  eintragen  zu  lassen. 

Art  105.    Als  gewerbliche  oder  Handelsnamen  werden  angesehen: 

etc.  etc.  6.  Phantasienamen  und  besonders  bezeichnende  Namen, 
7.  die  Namen  des  ländlichen,  gewerblichen,  kaufmännischen  Besitztums. 

Art.  108.  Damit  der  Name  als  alleiniger  Besitz  angesehen  werden 
kann,  ist  es  notwendig,  dass  er  eingetragen  werde.  , 

Art  121.  Die  Eintragung  wird  verweigert  bei  Benennungen  wie 
^früher  Lager,  früher  Haus,  früher  Fabrik  etc.'',  „früher  Angestellter,  früher 
Meister,  früher  Geschafbführer  oder  Ex- Angestellter  von  etc.",  wenn  die 
Zustimmung  des  Besitzers  des  frühern  Geschäfts  oder  des  Namens,  auf  den 
man  sich  bezieht,  sofern  dieser  eingetragen  ist,  nicht  nachzuweisen  sind. 
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4.  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1896,  betr.  den  Schutz  der 
Titel  des  gewerblichen  und  Handelseigentums. ^) 

5.  Die  Gesetze  vom  17.  Dez,  1903  und  22.  Juli  1905 
gegen  die  Verfälschung  von  Nahrungsmitteln  und  Getränken. 

X«  Rttmänien. 

Dem  unlautem  Wettbewerb  ausdrücklich  gewidmete  Vor- 
schriften bestehen  nicht,  es  finden  auch  hier  die  allgemeinen 
Bestimmungen  über  Schadenzufügungen  statt.  Sonderbestimmungen 
treffen  1.  das  Gesetz  betr.  die  Fabrik-  und  Handelsmarken 
vom  14./26.  April  1879*)  und  2.  das  Strafgesetzbuch  Art. 
335  und  336,  das  als  Betrug  falsche  Angaben  über  die  Eigen- 
schaften von  Waren  bestraft. 

XL  Serbien. 

Auch  hier  gibt  es  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen  gegen 
den  unlautem  Wettbewerb.  Sondervorschriften  enthältdas  Gesetz 
vom  30.Mai/ 11.  Juni  1884  über  Fabrik- und  Handelsmarken,  das 
ähnlich  dem  rumänischen  Gesetze  den  Begriff  der  Marke  umgrenzt. 

XII.  Bulgarien. 

In  Bulgarien  besteht  kein  besondres  Gesetz  gegen  unlautern 
Wettbewerb.  Sonderbestimmungen  finden  sich  1.  im  Gesetz 
vom  31.  Dezember  1903  über  Handelsund  Fabrikmarken  und 


Art.  137  der  Verordnung:  Der  gewerbliche  oder  Handelsname 
ist  stets  mit  dem  Namen  des  Orts  zusammen  zu  verwenden,  wo  der  Sitz 
der  gewerblichen,  landwirtschaftlichen  oder  Handelseinrichtnng  ist 

Art  140.  Die  Eintragung  des  Namens  wird  nicht  gestattet,  wenn 
an  demselben  Ort  ein  andrer  eingetragen  ist,  der  mit  diesem  verwechselt 
werden  könnte. 

»)  Bl.  f.  Fat  1904,  S.  41. 

»)  Vgl.  Blätter  f.  P.  M.  Z.  1906,  S.  160.  —  Art.  1  lautet:  Als  Fabrik- 
oder Handelsmarken  worden  die  verschieden eu  Zeichen  betrachtet,  die 
zur  Unterscheidung  der  Erzeugnisse  eines  Gewerbetreibenden  dienen,  wie 
solche  unter  verschiedenen  Firmen  angewendet  werden,  z.  B.  die  Schilder, 
Abdrficke,  Stempel,  Siegel,  Vignetten,  Relicfii,  Ziffern,  Umhallungen  usw. 
—  Nach  Art.  6  werden  Handelsnamen  und  Firmen  von  eingetragenen 
Marken  goschfitzt.    Vgl.  hierjsu  noch  Ges.  v.  18./80.  März  1884,  Art.  21. 
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Montenegro.    Griechenland.    Mexiko. 

2.  im  Gesetz  vom  6.  Dezember  1904,  betr.  die  Sanitäts- 
aufsicht über  die  essbaren  Stoffe  und  Getränke  nebst  den  dazu 
ergangenen  Ausführungsverordnungen  über  die  Aufsicht  über 
Limonade,  kohlensaure  Wasser,  Butter,  Gewürzwaren  und  Essig. 

XIII.  Montenegro 

hat  irgend  welche  gesetzliche  Regelung  auf  dem  Gebiete  des 
Markenrechts  und  unlautem  Wettbewerbs  überhaupt  nicht. 

XIV.  Griechenland. 

Auch  hier  bestehen  keine  gegen  den  unlautern  Wettbewerb 
gerichteten  Vorschriften.  Als  Sonderbestimmungen  kommen 
in  Betracht 

a)  Code  p6nal  vom  18  dec.  1833  Art.  292  (Fälschung 
von  Arzneimitteln),  Art.  393  (betrügerische  Namenführung),  Art.  562 
(unbefugter  Verkauf  von  Arzneimitteln),  Art. 577,  582  (Verfälschung 
von  Nahrungsmitteln). 

b)  Gesetz  vom  27.  Juli  1892  über  Handel  mit  Rosinen, 
Art.  2  (Verfälschung). 

.   c)  Gesetz  vom  10.  Februar   1893   über  Fabrik-  und 
Handelsmarken. 

d)  Ges.  v.  25.  März  1904  üb.  Handel  mit  geistigen  Getränken. 

e)  Gesetz  vom  17.  Juli  1905  über  Ausfuhr  von  Rosinen. 

XV.  Mexiko. 

Allgemeine  Bestimmungen  gegen  unlautern  Wettbewerb  fehlen. 

Art  28  der  mexikanischen  Konstitution  vom  12.  Febr. 
1857  verbietet  die  Errichtung  jedweder  gewerblichen  Monopole. 
Sonderbestimmungen  gegen  unlautem  Wettbewerb  gibt 

a)  Das  Handelsgesetzbuch.  Nach  Art.  1418  werden  als 
Marke  betrachtet  der  Name,  die  Gesellschaftfirma,  der  Name  des 
Etablissements,  des  Fabrikorts,  Initialien,  Buchstaben,  Inschriften, 
Zeichnungen,  Signaturen,  Umhüllungen  und  Verpackungen. 

b)  Das  Gesetz  vom  25.  August  1903  über  die  Fabrik- 
und  Handelsmarken  gestattet  den  Eintrag  von  Marken  in  diesem 
Sinne  und  gewährt  ihnen  dann  Schutz. 
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Cuatemala.  Costa-Rica.  Argent  Republik.  Peru,  Paraguay  u.  Uruguay.  Chile  etc. 

c)  Das  Strafgesetzbuch  vom  7.  Dezember  1871  bestraft 
in  Art.  767  den  Verrat  von  Geschäfts-  und  Fabrikgeheimnissen. 

d)  Im  Codigo  Sanitario  vom  30.  Dezember  1902  finden 
sich  endlich  noch  besondere  Regelungen  gegen  Verfälschungen 
von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  usw. 

XVI.  Ottatemala« 

Es  gibt  nur  einzelne  Sondervorschriften,  nämlich  a)Qes. 
vom  23.  November  1897  über  Handelsmarken,  das  noch 
Handelsnamen,  Firmen  und  Etablissementbezeichnungen  umfasst, 
und  b)  Strafgesetzbuch  Art  127—129  bestraft  die  Fälschung 
von  Stempeln,  Marken,  Vignetten  und  Sonderzeichen  Gewerbe- 
treibender, ebenso  das  Inverkehrbringen  so  versehener  Waren. 

XVII.  CosU-Rica. 

Hier  kommt  ebenfalls  nur  das  Gesetz  vom  22.  Mai  1896 
über  die  Fabrikmarken  und  das  Strafgesetzbuch  Art.  496 
(über  Obertragbarkeit  der  Markenrechte)  in  Betracht 

XVIII.  Argentiniscfae  Republik. 

Es  gibt  keine  Bestimmungen  gegen  unlautem  Wettbewerb 
als  solchen.  Sonderbestimmungen  enthält  das  Gesetz  v.  14.  Aug. 
1876  über  Handels-  und  Fabrikmarken,  das  im  wesentlichen  dem 
französischen  Gesetze  nachgebildet  ist.  Der  Name,  die  Firma, 
das  Firmenschild,  die  besondere  Bezeichnung  eines  Geschäfts- 
lokales sind  wie  eine  Marke  geschützt.  Auch  falsche  Herkunft- 
bezeichnungen werden  im  Art.  28  unter  Strafe  gelegt. 

XIX«  Fem,  Paraguay  nnd  Uruguay 

haben  dieselben  Markschutzgesetze  wie  Argentinien. 

XX.  ChUe  und  BoUvia 

haben  ebenfalls  nur  Markenschutzgesetze,  jenes  das  Gesetz  vom 
12.  Nov.  1874,  dieses  das  Gesetz  vom  25.  Nov.  1893. 
XXI.  Venezuela. 
Das  Markenschutzgesetz  vom  24.  Mai  1877^)  und  das 


^)  Art  12.    Jeder,   der  eine   eingetragene  Fabrik-  oder  Handels- 
marke nachmacht,  fUecht,  kopiert  oder  imitiert,  oder  sie  auf  Waren,  die 
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Brasilien.    England. 

Strafgesetzbuch  von  1897^)  enthalten  Bestimmungen  über 
Verletzungen  des  Markenrechts  und  gegen  unlautem  Wettbewerb. 
Ein  besonderes  Gesetz  besteht  nicht 

XXII.  BrasiUen. 

Auch  in  Brasilien  besteht  ein  Schutz  des  Handelsnamens  und 
der  Herkunftbezeichnungen  a)  innerhalbdes  neuen  Markens ch utz- 
gesetzes  vom  29.  September  1904,*)  das  zugleich  die  falschen 
Herkunftbezeichnungen  trifft.  Gegen  diese  richtet  sich  ausserdem 
b)  das  Gesetz  vom  3.  November  1897,  betr.  das  Verbot  der 
Einfuhr  oder  Herstellung  von  Etiketten,  die  geeignet  sind,  über 
den  Ursprung  der  Waren  Irrtum  zu  erregen. 

§  10. 

In  den  Landern  angrelsaclislschen  Rechts. 

I.  Bnsland.*) 

1.  Das  englische  Recht  gewährt  ebenfalls  einen  allgemeinen 
zivilrechtlichen  Schutz  gegen  unlautem  Wettbewerb,  gegen 
unfair  competition,  not  honorable,  dishonest  competition,  seit  das 
Parlamentstatut  von   1623   unter  Jakob  I.   der   missbräuchlichcn' 
Monopolerteilung  der  Tudors  ein  Ende  gemacht  hatte. 

Im  Gegensatz  zu  dem  französischen  Recht  liegt  aber  der 
Ursprung  des  Schutzes  nicht  in  der  Absicht,  den  andern  Ge- 
werbetreibenden, sondern. das  Publikum,  den  Kunden  gegen 

ihrem  Wesen  nach  dieselben  Eigenarten  und  Eigenschaften  haben  wie  die, 
für  die  sie  eingetragen  ist,  ist  dem  Verletzten  zum  Scbadenersatz  ver- 
pflichtet. 

^)  Art.  800.  Wer  die  Namen,  Marken  oder  Unterscheidungszeichen 
von  Geisteserzengnissen  oder  von  Industrieerzeugnissen  nachmacht  und 
wer  sich  solcher  nachgemachten  Namen  usw.,  die  ordnungsgem&ss  einge- 
tragen  sind,  bedient,  wird  mit  1 — 12  Monaten  GeHkngnis  und  50  bis 
2000  Bolivars  (1  Bolivar  —  80  Pfg.)  Geldstrafe  belegt. 

s)  Gewerbl.  Rechtschutz  1906,  S.  50. 

')  Inhalsen,  Die  Bek&mpfung  des  unl.  Wettbewerbs  in  England. 
„Gewerblicher  Rechtochutz^  1697,  S.  234 ff.  u.  S37ff.  —  Paul  Schmid, 
Warenzeiohenrecht,  S.184,  Verhandinngsbcr.  d.  19.  Deutsch.  Juristent.  Bd.I. 
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England. 

Irreführung  zu  schützen.  Der  Schutz  der  Gewerbetreibenden 
hätte  zu  sehr  an  einen  Schutz  der  verhassten  Monopole  erinnert, 
der  englische  Richter  dachte  daher  zunächst  allein  an  das  kaufende 
Publikum.  Deshalb  ist  auch  die  blosse  Möglichkeit  einer  Irre- 
führung des  Publikums  auszuschliessen.  Diese  Rechtauffassung 
brachten  zunächst  die  courts  of  equity  zur  GeUung.  Sie  stellten 
den  Grundsatz  auf:  „eine  Person,  die  eine  Handlung  begeht,  die 
geeignet  ist,  das  Publikum  zu  der  Annahme  zu  verleiten,  ihr 
Geschäft  oder  ihre  Waren  ständen  zu  einem  andern  Geschäfts- 
mann in  irgend  einer,  in  Wirklichkeit  nicht  vorhandenen  Be- 
ziehung, kann  vom  andern  Geschäftsmann  gerichtlich  belangt 
werden".  Sie  gaben  zur  Verfolgung  der  ünterlassungsklage,  adion 
for  passing  of,  die  „Unterschiebungsklage*'  und  Hessen  sie  ins- 
besondere auch  bei  Verletzung  nicht  registrierter  Warenzeichen, 
den  sogen,  common  law  trade  marks  oder  equitable  trade  marks, 
und  gegen  gutgläubige  Konkurrenten  zu.  Diese  Klage  dient 
auch  zugleich  zum  Firmen-  und  Namenschutz,  worüber  das 
englische  Recht  keine  Spezialvorschriften  kennt.  Nur  für  Aktien- 
gesellschaften sind  solche  getroffen,  wonach  ihre  Registrierung 
nicht  unter  einer  Firma  erfolgen  soll,  die  mit  der  Firma  be- 
reits registrierter  Aktiengesellschaften  identisch  ist  oder  sonst 
irreleiten  kann.  -  Auch  bei  Verrat  von  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnissen  wird  diese  Klage  angewendet.  Doch 
hat  sich  nachmals  auch  der  Gedanke  Bahn  gebrqchen,  dass  es  sich 
beim  Wettbewerb  um  eine  Schädigung  der  Konkurrenten  handelt,^) 
namentlich  in  Anlehnung  an  den  Firmen-  und  Namenschutz.^ 

2.  Von  Sondergesetzen  kommen  ausser  dem  Patent- 
Muster-  und  Handelsmarkengesetz  vom  25.  August  1883,  ergänzt 
durch  das  Gesetz  vom  24.  December  1 888,  namentlich  in  Betracht. 

^)  Ladlow  and  Jenkins,  S.  4i:  no  one  is  permitted  to  sppro- 
priate  the  benefit  of  anothera  reputation  bj  adopting  or  olosely  imitating  the 
inngnia  ander  which  that  other  sells  his  goods  or  carries  on  his  bussiness. 

')  Ludlow  and  Jenkins,  S.  1:  The  name  of  a  magasine  or  the 
name  and  colonr  of  an  omnibus  are  speoies  of  trade-marks. 
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England. 

a)  Act  to  prevent  false  Representations  as  to  Grants  of 
Medals  or  Certificates  made  by  the  Commissioners  for  the  Ex- 
hibitions  of  1851  and  1862.    28.  July  1863.^) 

b)  Das  Markenschutzgesetz  vom  23.  August  1887  (die 
Merchandise  Marks  Act)  und  dessen  Ergänzung  vom  11.  Mai  1891. 
Dafür  ist  seit  I.April  1906  in  Kraft  getreten  die  Trade  Marks 
Act  vom  11.  Aug.  1905.«) 

c)  Im  Anschluss  an  die  Bedeutung  der  Zolleintragungen 
sind  verschiedene  Zollverordnungen  ergangen,  so  die  vom 
22.  Dezember  1887,  10.  März  1888,  9.  April  1888,  20.  April  1395r 
12.  November  1895,  18.  März  1896,  28.  Januar  1898  („made 
in  Oermany").*) 

d)  Der  Verrat  eines  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisses 
wird  bestraft,  wenn  eine  conspiracy  vorliegt,  ein  Komplott  zwischen 
dem  Angestellten  und  einem  Dritten.*) 

e)  Endlich  gibt  es  zahlreiche  Einzelvorschriften  gegen  Ver- 
fälschung von  Nahrungsmitteln,  z.  B.the  Magarine  Act  1887, 
the  sale  of  food  and  drugs  Act  1899  etc. 


0  Mit  Geldstrafe  bis  5  Pfimd,  in  WiederholangsfiUlen  bis  20  Pfand, 
oder  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  wird  bestraft  der  Kaufmann,  der  den 
Empfang  einer  Medaille  oder  eines  Zertifikats  der  Ausstellungskömmission 
unberechtigterweise  behauptet  oder  behauptet,  ein  andrer  tue  dies  un- 
berechtigt, oder  wer  behauptet,  dass  die  von  ihm  in  Verkehr  gebrachten 
Waren  von  einer  Person  oder  nach  dem  System  einer  Person  hergestellt 
sind,  die  fftr  solche  Gegenstände  eine  Medaille  oder  ein  Diplom  erhalten  habe. 

'}  Art.  3.  Im  Sinne  u.  f.  d.  Zwecke  dieses  Gesetzes  umfasst  eine 
„Marke**  einen  Sinnspruch,  ein  Brandzeichen,  eine  Aufschrift,  ein  Etikett, 
eine  Karte,  einen  Namen,  eine  Unterschrift,  ein  Wort,  einen  Buchstaben, 
ein  Zahlwort  oder  -zeichen  oder  eine  beliebige  Verbindung  davon;  eine 
„Handelsmarke*'  (trade  marke)  bedeutet  eine  auf  oder  in  Verbindung  mit 
Waren  zum  Zwecke  der  Angabe  benutzte  —  oder  zu  derartiger  Benutzung 
bestimmte  —  Marke,  dass  es  Waren  des  Eigentümers  dieser  Handels- 
marke infolge  Verfertigung,  Auswahl,  Gewährleistung,  Handels  oder  Feil* 
bietens  sind.  —  Art.  64.   Missbräuchliohe  Benutzung  des  kgl.  Wappens« 

s)  VgLNäheres  hierüber  bei  Sohmid,  Das  Warenzeichenr.,  S.232ff. 

^)  Damme  in  Prenss.  Jahrbüchern  Bd.  80,  S.  78. 
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Malta.  Britisch-Ostindien.  Die  flbr.  engl.  Kolonien.  Austr.  Bund.  Verein.  Staaten. 

II.  Malta. 

Das  Strafgesetzbuch  enthält  in  Art.  281  u.  284  Bestim- 
mungen gegen  Warenzeichen  Verletzungen.^) 

III.  Britiach^fttiiidien. 

Das  Handelsmarkengesetz  vom  1.  März  1889  und 
1.  Juni  1891  ist  dem  englischen  Gesetze  vom  23.  August  1887 
nachgebildet  Es  schützt  auch  gegen  falsche  Handelsbezeichnungen 
und  Handelsnamen,  insbesondere  werden  Quantitätverschleierungen 
als  falsche  Handelsbezeichnungen  angesehen. 

IV.  In  den  übrigen  englischen  Kolonien 

sind  zumeist  ebenfalls  dem  englischen  Markenschutzgesetz  nach- 
gebildete Gesetze  erlassen  worden,  insbesondere  auch  in  Neu- 
fundland. Ein  neueres  Gesetz  über  Patent-Muster-  und  Handels- 
marken ist  unter  dem  12.  November  1902  für  die  Bermudas- 
Inseln  erlassen  worden. 

V.  Der  Auatraliftclie  Bund. 

Zu  erwähnen  ist  das  Gesetz  betr.  Handelsmarken  vom 
21.  Dezember  1905*)  und  das  Gesetz  vom  8.  Dezember  1905, 
betr.  den  Handelsverkehr  mit  andern  Ländern  (das  sog.  Handels- 
bezeichnungsgesetz).') 

VI.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika« 

1.  In  Amerika  besteht  ein  Rechtschutz  gegen  unlautern  Wett- 
bewerb im  wesentlichen  auf  Grund  der  allgemeinen  Bestim- 
mungen des  bürgerlichen  Rechts  wie  in  England. 


^)  Art.  281.  Wer  in  der  Absicht,  sich  einen  VermögeDirorteil  zu 
verschaffen  oder  einem  Andern  einen  Vermögensnachteil  zu  bereiten,  auf 
Waren,  Erzeugnissen  oder  Konstge^enst&nden  einen  Namen,  einen  Stempel 
oder  sonst  eine  Marke  setzt,  welche  den  Zweck  hat,  sie  za  kennzeichnen, 
als  ob  sie  ausschliesslich  einem  andern  gehörten,  soll  mit  der  Strafe 
schwerer  Arbeit  von  4  Monaten  bis  zu  1  Jahr  bestraft  werden. 

«)  Bl.  f.  P.  1906.  S.  230.  • 

•)  BL  f.  P.  1906,  S.  265. 
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Kanada.    Dänemark. 

2.  Von  den  Sondergesetzen  sind  zu  erwähnen: 

a)  Das  Gesetz  betr.  die  Zulassung  der  Eintragung  von  Fabrik- 
und  Handelsmarken  und  die  Sicherung  ihres  Schutzes  v.  3.  März 
1881  mit  der  Ausführungsverordnung  vom  1.  Nov.  1898. 

b)  Das  Gesetz  vom  24.  Juli  1897  über  die  Zollbehörden^) 
wendet  sich  auch  gegen  falsche  Herkunftbezeichnungen. 

c)  Das  Gesetz  vom  5.  Januar  1905,  betr.  die  Errichtung 
der  amerikan.-nationalen  Körperschaft  des  Roten  Kreuzes,  verbietet 
u.  a.  die  missbräuchliche  Benutzung  dieses  Zeichens. 

d)  Trade-mark  act  vom  20.  Februar  1905, 

e)  Trade-mark  act  vom  4.  Mai  und  13.  Juni  1906. 

f)  The  food  and  drugs  act  vom  30.  Juni  1906  (gegen 
Verfälschung  von  Nahrungsmitteln). 

VII.  Kanada. 

Hervorzuheben  ist  das  Gesetz  vom  22.  Mai  1889,  das 
dem  englischen  Gesetz  vom  23.  August  1887  nachgebildet  ist 
und  den  Schutz  der  Warenbezeichnungen  bezweckt*) 

§11- 

In  den  Ländern  grermanlschen  Rechts. 

I.  Dänemark. 

Dänemark  kennt  keinen  allgemeinen  Schutz  gegen  unlautern 
Wettbewerb.   Dagegen  treffen  einzelne  Fälle  unlautem  Wettbewerbs 

a)  Strafgesetzbuch  vom  10.  Februar  1886,  Art.  278 
(Verfälschung  von  Marken). 


^)  Alle  importierten  Waren  und  VerpackaDgoa  müssen  in  englischer 
Sprache  deatlich  eine  Angabe  ihres  Horkunftlandes  und  eine  Quantitäts- 
angabe  enthalten,  sonst  werden  sie  nicht  ausgeliefert. 

')  Nach  Art.  3  sind  eintragfUiig  als  Handelsmarken:  Marken, 
Namen,  Stempel,  Etiketten,  Enveloppen  und  alle  andern  Bezeichnungen, 
die  jemand  annimmt,  um  davon  in  seinem  Handeisgewerbe  oder  Hand- 
werk zur  Bezeichnung  seiner  Waren  oder  Erzeugnisse  Gebrauch  zu 
machen,  sei  es  auf  der  Ware  selbst  oder  auf  ilirer  Verpackung. 

—     102     — 


Schweden. 

b)  Gesetz  vom  5.  April  1888  über  Stempelung  von  Gold- 
und  Silberarbeiten. 

c)  Gesetz  vom  I.März  1389  über  Firma,  Handelsregister 
und  Prokura. 

d)  Das  Gesetz  vom  11.  April  1890  über  Warenzeichen- 
schutz/) dass  sich  nicht  nur  auf  Marken,  sondern  auch  auf  Namen 
und  Firmen  bezieht,  die  auf  den  Waren  angebracht  sind. 

e)  Patentgesetz  vom  23.  April  1894. 

f)  Das  Gesetz  vom  27.  April  1894,  betr.  die  Bestrafung 
des  Gebrauchs  unrichtiger  Warenbezeichnungen. 

g)  Gesetz  vom  23.  März  1897  über  Margarine. 

h)  Gesetz  vom  26.  März  1898  über  Handel  mit  Futterstoffen, 
i)  Gesetz  vom  13.  November  1903  über  Handelsregister, 
Firma  und  Prokura. 

k)  Gesetz  vom  14.  April  1904  über  künstliche  Süssstoffe. 

11.  Schweden. 

Wie  in  Dänemark  gibt  es  auch  in  Schweden  keinen  allge- 
meinen Schutz  gegen  unlautern  Wettbewerb.  Wegen  des  Schutzes 
der  Handelsmarken,  des  Handelsnamens  und  der  Herkunft- 
bezeichnungen gilt  dasselbe  wie  in  Dänemark.   Er  wird  gegeben 

a)  durch  die  kgl.  Verordnung  über  den  Schutz  der 
Fabrik-  und  Handelsmarken  vom  5.  Juli  1884  und  vom 
5.  März  1897.     Hervorzuheben  ist 

b)  noch  die  kgl.  Verordnung  vom  9.  November  1888, 
betr.  das  Verbot  der  Einfuhr  von  Waren  mit  falschen  Herkunft- 
bezeichnungen. 


^)  Es  wird  zwischen  Fftbrikzeichen  und  Handelsseichen  unterschieden. 
Nach  §  1  kann  jeder,  der  in  Dänemark  Handel,  ein  Handwerks-  oder  ein 
Fabrikontemehmen  oder  ein  andres  Gewerbe  betreibt,  ausser  dem  ihm 
gebührenden  Rechte  zur  Benutzung  seines  Namens  oder  seiner  Firma 
oder  des  Namens  eines  ihm  gehörenden  festen  Besitztums  als  Waren- 
zeichen durch  Yorschriftmässige  Eintragung  sich  das  alleinige  Recht  zur 
Benutzung  besondrer  Warenzeichen  erwerben. 
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III.  Norwegen. 

Dem  unlautern  Wettbewerb,  namentlich  auch  der  Schwindel- 
reklame, wird  nach  allgemeiner  Qerichtspraxis  als  einer  unsitt- 
lichen und  schädigenden  Handlung  auf  Grund  des  gemeinen 
Rechts  begegnet.  Überdies  gibt  es  Sondervorschriften  a)  im 
Gesetz  vom  26.  Mai  1884  über  den  Schutz  der  Fabrik-  und 
Handelsmarken,  wozu  auch  die  Handelsnamen,  Firmen  und  Grund- 
stücknamen gerechnet  werden,  und  b)  im  Strafgesetzbuch 
§  247  (Schädigung  des  Geschäftsbetriebs  durch  üble  Nachrede), 
§  294  (Verrat  von  Geschäftsgeheimnissen),  §  362  (Anmassung 
von  Auszeichnungen),  §  370  (Täuschung  über  Wareneigen- 
schaften). 

Gesetzentwürfe  sowohl  über  unlautern  Wettbewerb  als  über 
ein  neues  Warenbezeichnungsgesetz  sind  ausgearbeitet  und  liegen 
zur  Beratung  vor. 

IV.  Die  Niederlande.') 

1.  In  Holland  gibt  es  ebenfalls  keine  gesetzlichen  Vor- 
schriften, die  ausdrücklich  gegen  den  unlautern  Wettbewerb  ge- 
richtet sind.  Neuerdings  aber  macht  sich  namentlich  unter  der 
Führerschaft  des  Advokaten  Aalberse  in  Leyden  eine  Bewegung 
geltend,  die  Rechtschutz  gegen  de  oneerljke  concurrentie  ver- 
langt schon  auf  Grund  des  Art.  1401  des  niederländischen 
bürgerlichen  Gesetzbuchs,  der  dem  Art.  1382  des  code  civil  der 
Franzosen  entspricht. 

2.  Von  den  Sondergesetzen  kommt  in  Betracht: 

a)  das  Gesetz  vom  30.  September  1893  über  die  Handels- 
marken. Bis  zum  Jahre  1886  galt  in  dieser  Beziehung  die  fran- 
zösische Gesetzgebung.  Das  Gesetz  enthält  aber  nur  Bestim- 
mungen über  die  Entstehung  des  Rechts,  nicht  über  dessen  Schutz. 
Diesen  bringt 

b)  das  Strafgesetzbuch  vom   3.  März   1881,   Art.  329 


1)  Bachern,  UW.  Bd.  I,  S.  178. 
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bis  337  über  Betrug  in  verschiedenen  Fällen/)  Art.  272  und  273 
über  Verrat  von  Geschäftgeheimnissen  (Schending  van 
geheimen). 

V.  Österreich.*) 

1.  In  Österreich  isf  man  zu  einem  allgemeinen  zivilrecht- 
lichen Schutz  noch  nicht  gelangt,  obwohl  §  1293  und  §  1295  des 
österreichischen  BGB.  dem  code  civil  art.  1382  entspricht.  Es 
wurde  der  Satz  aufgestellt,  dass  jede  Konkurrenz  erlaubt  sei,  die 
mit  besondern  gesetzlichen  Rechten  andrer  nicht  in  Widerspruch 
trete.  Der  Begriff  des  unlautern  Wettbewerbs  ist  erst  ziemlich 
spät  erkannt  worden. 

2.  Immerhin  zeigen  sich  schon  früh  Sonderbestimmungen, 
die  zwar  zunächst  dem  Schutze  des  Konsumenten  dienen  wollen, 
im  letzten  Ende  aber  auch  die  unlautere  Konkurrenz  treffen. 
Hierher  gehören  z.  B. 

a)  Regierungsverordnung  für  Niederösterreich  vom  2.  No- 
vember 1815  über  Führung  von  Hoftiteln  überhaupt. 

b)  Hofdekret  vom  27.  November  1823  über  Führung  des 
kaiserlichen  Adlers  im  Firmenschilde. 

c)  Hofkanzleidekret  vom  15.  September  1846  über  Führung 
ausländischer  Hoftitel  und  Wappen. 


^)  z.  B.  auch  Verkauf  yerf&lschter  QeDossmittel,  gefahrbringender 
Banmaterialien  usw.  Ferner:  Art.  837.  Wer  vlsBenUicb  in  das  euro- 
päische Gebiet  des  Königreichs  Waren  einführt  oder  verkauft,  feilhftlt, 
ausgibt,  verbreitet  oder  zum  Zwecke  des  Verkaufs  oder  der  Verbreitung 
auf  Lager  hat,  die  auf  sich  selbst  oder  ihren  Verpackungen  einen  Namen, 
eine  Handelsfirma  oder  eine  Marke  tragen,  auf  die  ein  Andrer  ein  Recht 
hat,  oder  die  als  ürsprungsangabe  den  Namen  eines  bestimmten  Orts  mit 
einem  erfundenen  Personen-  oder  Firmennamen  tragen,  oder  die  auf  sich 
selber  oder  den  Verpackungen  eine  Nachahmung  dieser  Namen,  Gesell- 
schaftfirmen oder  Marken  tragen,  selbst  mit  geringen  Abänderungen, 
wird  mit  Gef&ngnis  bis  3  Monaten  oder  Geldstrafe  bis  300  Gulden  be- 
legt. —  Nach  Art  339  kann  der  Richter  Veröffentlichung  des  Urteils 
anordnen. 

*)  Vgl.  Franckel,  Mittler,  Leonhard,  Der  unl.  Wettbewerb. 
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d)  Hofkanzleidekret  vom  11.  November  1847  über  Benennung 
künstlicher  Mineralwässer. 

e)  Erlass  der  obersten  Polizeibehörde  vom  28.  Juni  1853 
gegen  übermässige  Reklame  bei  Ankündigung  von  Heilmitteln. 

f)  Verordnung  vom  24.  April  1858  über  Führung  des 
Landeswappens. 

g)  Allerhöchste  EntSchliessung  vom  17.  Oktober  1858  über 
Führung  von  Hoftiteln  auf  den  Gewölbeschildern. 

h)  Handelsministerialerlass  vom  14.  August  1878  über 
Führung  von  Ausstellungsmedaillen  und  Ehrendiplomen. 

3.  Bewusster  nehmen  den  Kampf  gegen  den  unlautern  Wett- 
bewerb auf 

a)  das  Allgem.  deutsche  Handelsgesetzbuch  (in  Öster- 
reich eingeführt  mit  Gesetz  vom  17.  Dezember  1862)  mit  seinen 
Bestimmungen  über  das  Firmenrecht,  vor  allem  aber 

b)  die  Gesetze  vom  15.  März  1883  und  vom  8.  März 
1885  betr.  die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Gewerbe- 
ordnung.*) 

c)  Markenschutzgesetz  vom  6.  Jänner  1890  mit  der 
Novelle  vom  30.  Juli  1895.  Wie  das  deutsche,  so  enthält 
auch  das  österreichische  Gesetz  Vorschriften  über  den  Schutz  von 
Firmen,  Namen,  Wappen,  Warenausstattungen  und  Etablissement- 


*)  Nach  GewO.  §  44  mass  sich  jeder  Gewerbetreibende  einer  ent- 
sprechenden ftusseren  Bezeichnung  fär  seine  Betriebst&tte  bedienen. 

Nach  GewO.  §  46  ist  die  Anmassnng  der  ftusseren  Bezeichnung  eines 
fremden  Unternehmens  verboten. 

Nach  GewO.  §  49  Ziffer  2  die  Anmassnng  von  Anszeichnangen. 

Nach  GewO.  §  82  der  Verrat  von  GeschftfU-  und  Betriebsgeheim- 
niBsen.  Diese  Geheimnisse  werden  femer  noch  gescbütst  durch  §  16  und 
§  19  des  Gesetzes  yom  17.  Juni  1888  Aber  die  Gewerbeinspektoren;  §§  43^ 
269,  280  des  Gesetzes  yom  25.  Oktober  1896  über  die  direkten  Personal- 
Steuern  ,  und  ZPO.  §  821  No.  5  über  die  Zulässigkeit  der  Verweigerung 
des  Zeugnisses  tLber  eine  Frage,  die  nur  unter  Offenbarung  eines  Ennst- 
oder  Gesch&ftgeheimnisses  zu  offenbaren  wäre. 
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bezeichnungen,    dagegen   kein  Verbot  über  falsche  Herkunftbe- 
zeichnungen, §§  10,  24. 

d)  Gesetz  vom  16.  Jänner  1895,  betr.  die  Regelung 
der  Ausverkäufe.*) 

e)  Gesetz  vom  26.  Dezember  1895,  betr.  das  Urheber- 
recht an  Werken  der  Literatur,  Kunst  und  Photographie 
verbietet  in  §  22  und  §  23  die  Annahme  des  Namens  und  der 
äussern  Erscheinung  eines  fremden  Werks. 

f)  Gesetz  vom  16.  Januar  1896,  betr.  den  Verkehr  mit 
Lebensmitteln  und  einigen  Gebrauchsgegenständen. 

g)  Patentgesetz  vom  11.  Januar  1897  verbietet  in  §  113 
die  Patentanmassung. 

h)  Der  Erlass  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
18.  August  1887  an  die  Gewerbebehörden  (nicht  allgemein 
kundgemacht)  verbietet  die  Zusicherung. oder  Abgabe  von  Prämien 
im  Buchhandel,  die  kein  Gegenstand  des  Buchhandels  sind. 

Neuerdings  plant  man  auch  in  Österreich  ein  dem  deutschen 
Gesetz  entsprechendes  Sondergesetz  betr.  „den  Schutz  gegen 
unlautern  Wettbewerb".  Der  vorliegende  Entwurf  (der  im 
Plenum  des  Abgeordnetenhauses  bis  Ende  1906  noch  nicht  zur 
Beratung  gekommen  war),   behandelt  zunächst  ähnlich  wie  das 


^)  §  1 :  „Die  Veranstaltoog  yon  angekflndigten  öffentlichen  Aoiver- 
kaufen  zom  Zwecke  einer  betchlennigten  YeräuBserung  von  Waren  oder 
andern  zu  einem  Gewerbebetriebe  gehörigen  bew^lichen  Sachen  im 
Eleinyerschleisfle  iit  nnr  mit  Bewilligung  der  GewerbebehOrde  gestattet»** 

§4,  Abs.  8:  Die  Bewüligung  zum  Ansverkauf  filr  ein  Gesehftft, 
welches  noch  nicht  awei  volle  Jahre  besteht,  kann  nnr  im  Falle  des 
Todes  des  Geschäftsinhabers  oder  des  Eintritts  yon  Elementarereignissen 
oder  in  sonstigen  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  erteilt  werden.** 

§  9 :  „Wenn  der  Ansrerkanf  nicht  aof  die  arsprünglichen  Waren 
beschränkt  bleibt,  ist  der  Ansrerkauf  sofort  zu  schliessen  nnd  sind,  unbet 
schadet  der  Verbängung  einer  entsprechenden  Geldstrafe,  die  nach  Er- 
öffnung des  Ausverkaufs  dem  Warenlager  hinsngeffigten  Waren  für  ver* 
&llen  zu  erkläreuw  Der  Erlös  dieser  Waren  fliesst  gleichfalls  dem  betr. 
Armenfonds  zu.*'  ' 
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deutsche  Sondergesetz  einzelnie  hervorgehobene  unlautere  Wett- 
bewerbshandlungen, gibt  aber  dann  in  §  16  —  und  das  ist  ein 
grosser  Vorzug  gegen  das  deutsche  Gesetz  —  eine  allgemeine  Be- 
stimmung gegen  jede  Beeinträchtigung  des  Gewerbebetriebs,  die 
gegen  die  guten  Sitten  verstösst.^)  Durch  diesen  Entwurf  ver- 
anlasst, hat  sich  auch  die  Theorie  wieder  etwas  mehr  mit  dem 
Wesen  und  Begriffe  des  unlautern  Wettbewerbs  befasst  Würde 
sich  in  der  österreichischen  Rechtauffassung  die  Ansicht  durch- 
ringen, dass  die  Ausübung  der  gewerblichen  Tätigkeit  Ausübung 
eines  besondern  Persönlichkeitrechts  ist  oder  würde  gar  ein 
solches  Recht  bei  Gelegenheit  der  Gesetzgebung  über  den  Wett- 
bewerb deutlich  gesetzlich  anerkannt,  wozu  der  Entwurf  auf  dem 
besten  Wege  ist*),  so  würde  auch  das  österreichische  Recht  aus- 
reichenden allgemeinen  zivilrechtlichen  Schutz  bieten. 

Endlich  ist  auch  noch  ein  Entwurf  zu  einem  besondern  Ge- 
setze betreffend  die  Bezeichnung  der  örtlichen  Herkunft 
des  Hopfens  aufgestellt,  von  dem  man  hofft,  dass  er  früher  Ge- 
setzeskraft beschreite,  als  der  allgemeine  Wettbewerbsgesetzentwurf. 


^)  §  16:  „Als  anlaatrer  Wettbewerb  ist  neben  den  in  den  yontehenden 
Abschnitten  1 — 4  and  in  den  Abschnitten  4  und  5.  des  2.  Teils  dieses 
Gesetzes  mit  ihren  kennzeichnenden  Merkmalen  angeführten  Begehnngs- 
arten,  für  welche  die  bez.  besondem  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ans- 
schliesalich  Anwendung  finden,  ferner  auch  jede  bei  dem  Betrieb  eines 
geschäftlichen  Unternehmens  vorgenommene  Handlang  anzusehen,  welche 
gegen  die  guten  Sitten  gröblich  verstösst  und  geeignet  ist,  den  geschäfl- 
liehen  Absatz  oder  sonst  den  Geschäftsbetrieb  eines  oder  mehrerer  Mit- 
bewerber zu  beeinträchtigen.  Wegen  einer  solchen  Handlang  besteht, 
wenn  sie  nicht  ohnedies  einer  besondre  Vorkehrungen  anordnenden  ge- 
setzlichen Vorschrift  unterliegt,  ein  Anspruch  auf  Unterlassung  der  Wieder- 
holung oder  Fortsetzung  der  Handlung  gegen  den  Inhaber  des  geschäft- 
lichen Unternehmens,  welcher  bei  dessen  Betrieb  die  Handlung  yorge- 
nommen  hat  .  .  ,^ 

*)  Es  brauchte  nur  §  16  gefasst  zu  werden:  „.  . .  oder  geeignet  ist, 
den  geschäftlichen  Absatz  oder  sonst  den  Geschäftsbetrieb  . .  widerrechtlich 
zu  beeinträchtigen  . .  .*^  (damit  auch  gegen  die  bloss  objektiv  widerrecht- 
lichen Eingrifif^  die  Negatorenklage  angestellt  werden  könnte). 

—      108     — 


Deutsche  Schweiz. 

VI.  Die  detttsche  Schweiz.«) 

1.  In  der  deutschen  Schweiz  gibt  es  erst  seit  dem  allge- 
meinen Obligationenrecht  und  der  Anwendung  von  desserv 
Artikel  50  ff.  in  Verbindung  mit  Art.  865  (über  Geschäftsfirmen) 
im  Sinne  der  französischen  Rechtsprechung  durch  das  Bundes- 
gericht einen  allgemeinen  Rechtschutz  gegen  den  unlautern 
Wettbewerb.  Vorher  bestand  nur  als  Sondergesetz  das  Bun- 
desgesetz betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Han- 
delsmarken,der  Herkunftsbezeichnungen  von  Waren  und 
der  gewerblichen  Auszeichnungen  vom  26.  September 
1890*)  mit  der  Vollziehungsverordnung  vom  27.  November  1894. 

Bedeutsam  wird  hier  seit  dem  Jahre  1896  ein  Umschwung 
in  der  rechtlichen  Konstruktion  des  unlautem  Wettbewerbs  und 
seines  Verhältnisses  zu  Art  50  des  Obligationenrechts.  Während 
nämlich  anfangs  noch  Art  50  in  gleicher  Weise  wie  das  fran- 
zösische Recht  angewendet  und  die  französische  Konstruktion  des 
unlautern  Wettbewerbs  beliebt  wurde,  hat  seit  dieser  Zeit  das 
Individualrecht  den    Einzug    in   die   Spruchpraxis   des   obersten 


^)  Schaler,  Die  ConcarreDce  d6Ioyale  1895. 

')  Als  Fabrik-  und  Handelsmarkeh  werden  nach  Artikel  1 
angesehen 

a)  die  Oeschäftsfirma  (Art.  859  des  0.  R.),  b)  die  Zeichen^ 
die  zur  Unterscheidung  oder  zur  Feststellung  der  Herkunft  gewerb- 
licher and  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse  oder  Waren  dienen  und  aui 
(üesen  oder  deren  Verpackung  in  beliebiger  Weise  angebracht  sind^ 
c)  die  Marken  im  engern  Sinne  (Art.  1,  Ziffer  2).  Diese  müssen  hinter- 
legt und  eingetragen  werden. 

Als  Herkunftbezeichnungen  (Art  18 — 20)  werden  angesehen: 
Namen  einer  Stadt,  Ortschaft,  Gegend,  eines  Landes,  sofern  damit  nicht 
die  Natur  der  Ware  bezeichnet  wird. 

Wer  gewerbliche  Auszeichnungen  erhalten  bat,  hat  das  alleinige 
Recht,  sie  anzubringen.  Datum  und  Beschaffenheit  sind  anzugeben. 
Wichtig  ist  Art«  22:  ,ist  eine  Auszeichnung  einer  Kollektivausstellung 
yerliehen  worden,  so  muss  dieser  Umstand  erwähnt  werden. ** 
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schweizerischen  Gerichthofs  gehalten.^)  Durch  den  unlautem 
Wettbewerb  wird  nach  dieser  Auffassung  der  Anspruch  der  Wett- 
bewerber auf  Anerkennung  und  Geltung  ihrer  Persönlichkeit  im 
Verkehr  verletzt.  Es  ist  also  nicht  die  Auffassung  einer  wider- 
rechtlichen Vermögenverletzung,  die  in  der  unlautem  Konkur- 
renz erblickt  wird,  wie  bisher  noch  nach  der  französischen 
Ansicht,  sondern  der  eines  rechtwidrigen  Angriffs  auf  die  Per- 
sönlichkeit in  ihrer  auf  das  gewerbliche  Verkehrsleben  gerich- 
teten Daseinsbetätigung. 

Im  Zusammenhang  hiermit  steht  eine  —  auch  in  Deutsch- 
land in  derselben  Weise  beim  Reichsgericht  wiederkehrende  — 
Änderung  der  Auffassung  des  Bundesgerichts  im  Verhältnis  der 
concurrence  däoyale  zu  den  einzelnen  Schutzsondergesetzen,  wie 
namentlich  dem  Markenschutzgesetz.  Noch  im  Anfang  von  1896 
ging  die  Ansicht  dahin,  dass  dort,  wo  Spezialgesetze  beständen,  der 
allgemeine  Schutz  aus  Art.  50  versagt  würde,  auch  dann,  wenn  die 
formalen  Bedingungen  jenes  speziellen  Schutzes  fehlten,  weil  man 
dieses  Gebiet  als  ausschliesslich  vom  Spezialgesetz  okkupiert  er- 
achtete. Noch  in  demselben  Jahre  dagegen  wurde  der  Schutz 
aus  Art  50  und  die  conc.  del.  als  subsidiär  angesehen  und  auch 
dort  gewährt,  wo  aus  formellen  Gründen  der  Schutz  des  spe- 
ziellen Markenschutzgesetzes  versagte. 

2.  Daneben  macht  sich  seit  dem  deutschen  Gesetz  vom 
27.  Mai  1896  auch  eine  Bewegung  geltend,  die  ein  besonderes 
Gesetz  gegen  den  unlautem  Wettbewerb  anstrebt  Folgende 
einzelne  Kantone  sind  mit  dem  Erlass  eines  solchen  bereits 
vorangegangen  oder  im  Begriff,  es  zu  tun: 

A.  a)  Basel-Stadt  mit  dem  Gesetz  betreffend  den  unlautem 
Wettbewerb  vom  11.  Oktober  1900, 

b)  Luzern,  mit  dem  Gesetz  vom  26.  November  1900, 

^)  Schaler,  Die  Aeohtspreohtmg  des  Schweiz.  BandeBgferichts  fiber 
'  ooDo.  del  w&hrend  der  Jahre  1896—1899  im  GewerbL  Rechtaohntz  1901, 
8.  98  ff.    Simon,  UW.  in  der  Schweiz,  Gewerblicher  Rechtschntt  1897, 
Seite  13. 
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c)  Neuchatel  mit  Loi  du  27  avril  1904,  sur  la  concur- 
rence  deloyalc  et  les  liquidations. 

Diese  drei  Gesetze  beruhen  im  wesentlichen  auf  dem  deut- 
schen Gesetze  vom  27.  Mai  1896.^)  Ebenso  „der  Gesetzentwurf 
über  die  Bekämpfung  des  unlaütern-  Wettbewerbs  und  das  Ver- 
fahren bei  Ausverkäufen",  den  der  Grosse  Rat  des  Kantons 
Aargau  beschlossen  hat,  und  der  Entwurf  eines  Gesetzes  betr. 
Bekämpfung  des  unlautem  Wettbewerbs  des  Kantons  Zürich. 

B.  Einzelne  Bestimmungen  gegen  unlautern  Wettbewerb, 
namentlich  eine  Regelung  des  Ausverkaufwesens,  des  Haüsier- 
verkehrs  und  Gutscheinsystems  enthalten  ferner  noch  folgende 
Gesetze  der  Kantone: 

a)  Appenzell.  Ges.  v.  28.  April  1901,  betr.  Hausier-  und 
Marktwesen. 

b)  Bern,  a)  Ges.  vom  26.  Hornung  1888,  betr.  Verkehr  mit 
Nahrungsmitteln,  Genussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen,  so- 
wie Abänderung  des  StGB.  Art  232  u.  233.   ß)  Ges.  v.  24.  März 


^)  Ausser  den  in  diesem  Gesetze  henrorgehobenen  Fällen  unlautern 
Wettbewerbs  behandeln  sie  aber  noch  folgende: 

1.  Verweigerung  der  Verabfolgung  .einer  mit  Preisangabe  aus- 
geschriebenen oder  ausgestellten  Ware  zum  angegebenen  Preise 
(Basel-Stadt,  §  2,  Luzern,  §  2), 

2.  Warenverkauf  nach  den  Coupon- (Hydra-,  Gella-,  Schneeball-) 
Systemen.  Darüber,  ob  ein  Verkauf  unter  diese  verbotenen  Ver- 
käufe einzureihen  sei,  entscheidet  aber  das  Polizeidepartement 
(Lozem,  §  5), 

3.  Ausverkäufe.  Zur  Veranstaltung  jedes  freiwilligea  Ausverkaufs 
ist  eine  Bewilligung  des  Polizeidepartements  erforderlich.  Eine  Er- 
gänzung des  Warenlagers  ist  während  der  Dauer  des  Totalausver- 
kauJb  untersagt.  Dieser  darf  die  Dauer  eines  Jahres  nicht  fiber- 
steigen. Teilausverkäufe  sind  jährlich  nur  als  zwei  Saisonausver- 
käufe zulässig,  mfissen  mindestens  8  Monate  auseinander  liegen  und 
dürfen  nicht  über  2  Wochen  dauern.  Ausverkäufe  überhaupt  dürfen 
nur  veranstalten  Geschäftinhaber,  die  mindestens  2  Jahre  am  Orte 
mit  den  zu  liquidierenden  Warengattungen  gehandelt  haben  (Basel 
Stadt,  §§  8—17,  Luzern,  §§  7  u.  8). 
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1878  über  den  Marktverkehr  und  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen und  der  Vollziehungsverordnung  vom  13.  Nov.  1896. 

c)  Freiburg.  Ges.  v.  29,  November  1900  über  die  Handels- 
polizei und  der  Vollzugsverordnung  vom  13.  November  1901. 

d)  St  Gallen,  a)  Ges.  v.  28.  Juni  1887  über  den  Markt- 
verkehr und  das  Hausieren,  ß)  Nachtragsgesetz  vom  23.  Nov. 
1894  hierzu. 

e)  Graubünden,  a)  Ges.  v.  22.  Juni  1881  über  die  staatliche 
Kontrolle  von  Lebens-  und  Genussmitteln.  ß)WO.  vom  3.  Mai  1901 
über  die  Ankündigung  und  den  Verkauf  von  Geheimmitteln. 

f)  Lausanne,  a)  Loi  du  5  mai  1899  sur  la  police  du  com- 
merce, ß)  Loi  du  2  dteembre  1899  interdisant  le  mode  de  vente 
SU  dysteme  dit  „boule  de  neige". 

g)  Luzern.  Ges.  vom  25.  November  1890,  betr.  das  Markt- 
und  Wandergewerbwesen. 

h)  Schaff  hausen.  Ges.  v.  11.  Okt  1898,  betr.  das  Markt- 
u.  Hausierwesen,  StGB.  Art.  255  (Geschäfts-  u.  Fabrikgeheimnisse). 

i)  Schwyz.  Ges.  vom'  21.  April  1902  über  die  Ausübung 
der  Handelsgewerbe  im  Kanton  Schwyz  mit  VoUzugsverordnung 
vom  22.  Dezember  1903. 

k)  Solothurn.  Ges.  vom  16.  Juli  1899  über  das  Hausier- 
und Marktwesen  mit  Vollzugsverordnung  vom  22./30.  Nov.  1899. 

1)  Tessin.  StGB.  Art.  238  (Geschäfts-  u.  Fabrikgeheimnisse). 

m)  Unterwaiden  nid  dem  Wald,  a)  Verordnung  v.  30.  Nov. 
1898,- betr.  das  Hausierwesen,  ß)  Verbot  vom  11.  Dezember  1899 
gegen  das  Schneeballsystem. 

n)  Uri:  VC.  vom  25.  November  1897  über  den  Markt-  und 
Hausierverkehr. 

o)  Zug.  Ges.  vom  22.  August  1901  über  den  Markt-  und 
Hausierverkehr  sowie  über  den  Gewerbebetrieb  im  Kanton  Zug 
und  Vollziehungsverordnung  vom  18.  Januar  1902. 

p)  Zürich.  Ges.  vom  27.  Juni  1894,  betr.  das  Markt-  und 
Hausierwesen. 

3.  Für  das  neue  schweizerische  Strafgesetzbuch  hat  Karl 
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Stooss  gegen  den  unlautern  Wettbewerb  einige  Bestimmungen  in 
seinem  Entwurf  vorgeschlagen,^) 

4.  Endlich  besteht  noch  ein  Bundesgesetz  vom  8.  Dezember 
1905  betr.  den  Verkehr  mit  Lebensmitteln  und  Gebrauchsgegen- 
ständen, in  dem  sich  Vorschriften  gegen  unlautern  Wettbewerb 
finden.  Der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  ist  aber 
noch  nicht  bestimmt. 

§  12. 

In  den  Ländern  verschiedenen  Rechts.^; 

I.  Rnssland. 

Allgemeine  Bestimmungen  gegen  unlautern  Wettbewerb  be- 
stehen nicht  Es  wird  jedoch  die  Schadenersatzpflicht  des  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  §684  auch  bei  Verletzungen  eines  Handels- 
namens und  einer  Firma  begründet,  die  im  Handelsverkehr 
auch  ohne  Eintragung  wie  eine  angemeldete  Marke  behandelt 
werden. 

Als  Sondergesetze  kommen  in  Betracht: 

a)  die    Verordnung    über    die    Warenschutzmarken 


^)  Art.  80:  Wer  durch  arglistige  Kunstgriffe,  schwindelbafte  Angaben, 
böswillige  Verdächtigungen  oder  durch  andre  unehrliche  Mittel  die  Kund- 
schaft eines  G^eschftfts  aus  IHgennutz  von  demselben  abzuleiten  sucht, 
wird  auf  Antrag  mit  Geftngnis  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10000  Franken 
bestraft.     Die  beiden  Strafen  können  verbunden  werden. 

Art.  134:  Wer  jemandes  Umsatz  böswillig  oder  wider  besseres  Wissen 
sch&digt  oder  geftbrdet,  wird  auf  Antrag  mit  Gef&ngnis  oder  mit  Geld- 
strafe von  100 — 10000  Franken  bestraft.  Die  beiden  Strafen  können 
verbunden  werden. 

Art.  95:  Wer  ein  Fabrikationsgeheimnis,  zu  dessen  Geheimhaltung 
er  verpflichtet  ist,  verrftt,  wer  sich  den  Verrat  wissentlich  zunutze  macht, 
wer  sich  durch  unerlaubte  Mittel  von  einem  Fabrikationsgeheimnisse 
Kenntnis  verschafft,  wird  auf  Antrag  mit  Geldstrafe  bis  10000  Franken 
oder  mit  Gefltognis  bestraft.  Die  beiden  Strafen  können  verbunden 
werden. 

•)  Paul  Schmid,  Das  Warenzeichenrecht. 
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Türkei  und  Tripolis.    Japan. 

vom  9.  März  (26.  Februar)  1896,  die  im  wesentlichen  dem 
deutschen  Gesetze  entspricht^)  Sie  bestimmt  zugleich,  dass  Dar- 
stellungen von  Belohnungen  und  Ehrenauszeichnungen  nur  bei 
denjenigen  Waren  angebracht  werden  dürfen,  für  deren  Art  sie 
erteilt  worden  sind. 

b)  StGB.  No.  1355  enthält  Strafbestimmungen  gegen  den 
Verrat  von  Fabrikgeheimnissen. 

II.  Türkei  und  TripoUs. 

Es  gibt  keine  ausdrücklichen  allgemeinen  Vorschriften  gegen 
unlautern  Wettbewerb,  doch  lassen  die  Gerichte  einen  Schaden- 
anspruch gegen  denjenigen  zu,  der  auf  unanständige  Weise  die 
Kundschaft  eines  Konkurrenten  an  sich  zieht,  ähnlich  wie  die 
französischen  Gerichte.^) 

Sondergesetzliche  Bestimmungen  gibt  das  Gesetz  vom 
10.  Mai  1888  über  die  Fabrikmarken,  das  sich  an  das  fran- 
zösische Markenschutzgesetz  anlehnt  und  u.  a.  Vorschriften  ent- 
hält, die  den  Schutz  des  Publikums  gegen  falsche  Herkuaft- 
bezeichnungen  bezwecken. ") 

in.  Japan. 
Es  besteht  ein  Markenschutzgesetz  vom  1.  März  1899. 


^)  Nach  Art.  1  sind  WareoBchutzmarken  Zeichen  jeglicher  Art,  die 
von  den  Gewerbetreibenden  oder  Kaofleaten  auf  den  Waren  oder  auf 
den  Verpackungen  und  dem  Geschirr,  in  dem  sie  sich  befinden,  zu  ihrer 
Unterscheidang  von  den  Waren  andrer  Gewerbetreibender  and  Kaaflcate 
angebracht  werden,  wie  Stempel,  Brandzeichen,  Siegel«  Plomben,  Kapseln, 
Marken,  Etiketten,  Vignetten,  Devisen,  Signaturen,  Umschlftge,  Zeich- 
nungen der  Originalverpackungen  usw. 

«)  Entsch.  des  Gerichthofs  von  Eonstantinopel  vom  10.  April  1896. 
Vgl.  Schmid,  Das  Warenzeichenrecht,  8.275. 

')  z.  B.  Art.  23:  Im  Falle,  dass  fabrizierte  Gegenstände,  die  aus  einer 
Provinz  des  Reichs  stammen  und  täuschenderweise  eine  Angabe  ent- 
halten, als  ob  sie  aus  einem  andern  Lande  herröhrten,  vor  die  Zollämter 
gelangen,  so  sollen  sie  zwar  eingelassen  werden,  es  soll  dem  Eigentümer 
der  Marken  aber  die  Verfolgung  der  Nachahmer  vorbehalten  bleiben. 
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§  13. 

In  DeutschlancL 

!•  Vor  der  allgemeinen  Oewerbefreiheit. 

1.  Solange  die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  sich  in  grund- 
herrschaftlicher Gebundenheit  befand,  übernahm  auch  der  Grund- 
herr die  Regelung  des  Gewerbebetriebs.  Von  einem  eigentlichen 
Wettbewerb  war  in  dieser  Periode  noch  nicht  die  Rede.  Die 
Ausübung  des  Gewerbes  war  entweder  eine  Dienstpflicht  oder 
eine  vom  Grundherrn  erlangte  Befugnis,  gegen  dessen  Beein- 
trächtigung naturgemäss  auch  der  Grundherr  einschritt.  Immer 
war  sie  jedenfalls  ein  unmittelbarer  oder  abgeleiteter  Ausfluss 
eines  Herrschaftrechts. 

2.  Dagegen  tritt  in  der  zweiten  Periode  mit  der  Entstehung 
der  Zünfte  ein  stärkerer  Schutz  gegen  unlautern  Wettbewerb  auf. 
Als  die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  zünftisch-genossenschaft- 
lich wurde,  ward  sie  zugleich  Ausübung  eines  genossen- 
schaftlichen Rechts.  Nur  der  Zunft  stand  die  Ausübung  ge- 
werblicher Tätigkeit  zu.  Zur  Erhaltung  der  Zunftgenossenschaft 
selbst  wurde  der  Zunftzwang  eingeführt,  ausserdem  nach  Mög- 
lichkeit jede  Konkurrenz  gegen  die  Zunft  unterdrückt,  insbe- 
sondere durch  Beschränkung  fremder  Einfuhr  und  genaue  Be- 
grenzung der  einzelnen  Tätigkeitbereiche  und  Arbeitgebiete.  So 
blieb  die  Möglichkeit  eines  Wettbewerbs  also  nur  innerhalb 
der  Zunft  und  auch  hier  nur  in  beschränkter  Weise.  Dies 
beruht  auf  dem  Wesen  des  genossenschaftlichen  Rechts.  Dieses 
stellt  sich  nämlich  dar  nicht  nur  als  ein  Recht  zur  Ausübung 
gewerblicher  Tätigkeit,  sondern  zugleich  als  ein  Recht  auf  ge-» 
sicherten  Erwerb  und  als  ein  Recht  auf  den  gleichen 
Erwerb  wie  die  andern  Zunftgenossen.  Das  Recht  auf  Aus- 
übung gewerblicher  Tätigkeit  war  dem  Umfang  und  der  Inten- 
sität nach  keineswegs  unbeschränkt;  es  hatte  zum  Inhalte  nicht 
schlechthin  die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit,  sondern  nur  die; 
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Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  bis  zur  Erlangung  eines  dem 
Gewinn  des  andern  Zunftgenossen  gleichkommenden  Gewinns. 
Das  musste  zur  notwendigen  Folge  haben,  dass  nicht  nur  der 
unlautre,  sondern  jeder,  auch  der  lautre  Wettbewerb  unterdrückt 
wurde.  Die  Erzielung  eines  über  den  Verdienst  des  andern 
hinausgehenden  Gewinns  stellte  sich  bereits  als  Verletzung  des 
Rechts  des  Zunftgenossen  dar.^)  Daher  enthalten  die  Zunft- 
ordnungen nicht  nur  Verbote  gegen  das  Abwendigmachen  von 
Kunden  und  Knechten,*)  sondern  auch  eine  Menge  Vorschriften, 
die  darauf  abzielen,  den  Gewerbebetrieb  des  Einzelnen 
überhaupt  zu  beschränken  und  dadurch  für  jeden  Zunft- 
genossen einen  möglichst  gleichmässigen  Erwerb  herbei- 
zuführen.') 

II.  Nach  der  allgemeinen  Oewerbefreiheit 

1.  Mit  der  Auflösung  der  Zünfte  und  Einführung  der  allge- 
meinen Gewerbefreiheit  hörte  nach  der  deutschen  Auffassung  die 

')  Vgl.  Neubnrg,  Zunftgerichtsbarkeit  und  Zunftrerfaesong  in  der 
Zeit  Yom  13.  bis  16.  Jahrhundert,  S.  184. 

^  So  war  z.  B.  bei  den  Hamburger  „Armborstem''  (1458)  das  Ab- 
wendigmachen von  Gehilfen  yerboten;  bei  den  Schlossern  zu  Speyer  (1539) 
und  den  Kistenmachem  zu  Lübeck  (1508)  allgemein  das  Abwendigmachen 
von  Kunden;  bei  den  Kürschnern  zu  Stendal  (1312)  der  „underkop"; 
bei  den  Hamburger  Krämern,  zu  viel  Ware  aufzulegen  usw.  Vgl.  Nen- 
burg,  a.a.O.,  S.  132. 

*)  z.  B.  Beschränkung  der  Gehilfenzahl,  Einführung  eines  LoIid- 
maximums  für  Gehilfen,  um  das  Anlocken  von  Gehilfen  zu  vereiteln, 
Beschränkung  der  Arbeitzeit,  insbesondere  der  Nachtarbeit,  Verbot  der 
Fortsetzung  einer  gewerblichen  Arbeit,  die  ein  andrer  Zunftgenosse  be- 
gonnen hatte,  Verbot  überhaupt,  sich  in  andrer  Kundschall  einzudrängen. 
Beschränkung  der  Arbeitmittel,  des  Einkaufe  der  nötigen  Rohmaterialien 
und  Einführung  des  Fürkaufs,  Beschränkung  der  Produktionsmenge,  Ver- 
bot, Kompanien  zu  bilden,  Beschränkung  der  Tätigkeit  auf  gewisse 
Bezirke  usw.  Vgl.  ebenfalls  Neu  bürg  a.a.O.,  S.  134.  —  Auch  heute 
noch  ist  die  Klage  über  unlautre  Konkurrenz  und  die  unzureichenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  gegen  sie  häufig  nur  eine  Klage  über  du 
Dasein  einer  Konkurrenz  überhaupt 
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Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  überhaupt- auf,  Ausübung  eines 
Rechts  zu  sein.  Aus  der  genossenschaftlichen  Gebundenheit  trat 
der  Gewerbetreibende  als  Einzelner  heraus.  Er  wurde  aus  einem 
Mitglied  ein  selbständiges  Individuum,  und  damit  wurde  die  Aus- 
übung und  Betätigung  auch  des  Gewerbebetriebs  lediglich  ein 
Ausfluss  der  allgemeinen,  jedermann  zustehenden  Hand- 
lungsfreiheit, nicht,  wie  im  Gegensatz  hierzu  das  französische 
Recht  annahm,  die  Betätigung  eines  besondern  subjektiven  Rechts 
zur  Mitbewerbnng.  Die  Folge  dieser  Auffassung  war,  dass 
dann  auch  alle  Handlungen  des  freien  Wettbewerbs  an 
sich  als  erlaubt  galten,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich 
durch  besondere  Gesetze  verboten  waren,  und  dass  die 
Regelung  des  gewerblichen  Verkehrs  vom  Gesetzgeber  im  öffent- 
lichen Interesse  übernommen,  durch  öffentlich-rechtliche  Normen 
ger^elt  wurde,  während  das  Vorhandensein  eines  privaten 
Rechts  des  Konkurrenten  zunächst  nicht  anerkannt  wurde.  *) 

Ganz  dem  gleichen  Gang  der  Rechtentwicklung  und  Recht- 
auffassung in  der  Wissenschaft  —  und  das  ist  immerhin  be- 
zeichnend —  begegnen  wir  übrigens  nicht  nur  beim  unlautem 
Wettbewerb  und  der  Frage  des  Rechts  auf  Gewerbeausübung, 
sondern  auch  bei  den  Urheber-  und  Erfinderrechten.  Auch  hier 
wollten  Juristen  wie  Gerber,  Jolly,  Laband  u.  a.  den  Schutz  zu- 
nächst allein  in  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechts  verweisen. 
Von  dieser  Anschauung  aus  kam  das  deutsche  Recht  zunächst 
nicht  dazu,  auf  Grund  der  allgemeinen  Bestimmungen  des  bürger- 
lichen Rechts  einen  ausreichenden  Schutz  gegen  den  unlautern 
Wettbewerb  zu  gewähren,  obwohl  die  einzelnen  Partikularrechte 


>)  Vgl.  hierzu  auch  die  Ausführungen  von  O.  Mayer  in  d.  Zschrift.. 
für  das  gesamte  Hanilelsreoht  Bd.  26,  S.  368  ff.  und  Schmitz  in  UW 
Bd.1,  S.  86  E  Pf  äff,  Gutachten  1895,  Bd.  II.  Simon,  Die  conc.  d^l 
8. 42£  Franckel,  Die  Bestimmungen  des  Osterr.  Rechts  gegen  unehr 
baren  Wettbewerb,  S.  18.  M.  M.  K  ohler  a.  a.  O.,  S.  47.  Von  den  zahl 
reichen  Entscheidungen,  die  diesen  Standpunkt  einnehmen,  vgl.  z.  B 
HGZ.  29,  S.61;  8,  8,67. 

—      117      - 


Deutschland,     Ältere  Nonnen. 

und  das  gemeine  Recht  die  gleichen  Vorschriften  über  Schäden- 
zufügung  hatten  wie  der  code  civil.  ^) 

Der  Schutz  gegen  unlautern  Wettbewerb  ging  hiemach  in 
Deutschland  auf  umgekehrtem  Wege  wie  in  Frankreich  von  der 
zum  Schutze  öffentlicher  Interessen  und  der  Konsumenten  er- 
lassenen Spezialgesetzgebung  aus  und  erst  nach  und  nach  ge- 
langte man  zu  Spezialgesetzen  zum  Schutze  der  redlichen  Kon- 
kurrenten und  zur  Anwendung  allgemeiner  Bestimmungen. 
2.  Die  älteren  Normen  gehören  naturgemäss  zunächst 
A.  den  Einzelstaaten  an.  Schon  bevor  sich  das  Reich 
mit  der  Materie  befasste,  bestand  in  ihnen  ein  ziemlich  um- 
fänglicher und  zum  Teil  weit  zurückreichender,  namentlich  straf- 
rechtlicher Schutz  der  Warenzeichen,  der  Firmen  und  Namen. 
Ebenso  enthalten  die  partikulären  Strafgesetzbücher  eine  Straf- 
androhung auf  Verrat  von  Fabrik-  und  Oeschäftgeheim- 
nissen,  zum  Teil  auch  einen  Schutz  gegen  Kreditgefähr- 
dung. 3) 


0  z.  B.  das  j^emeine  Recht  in  der  actio  de  dolo  malo;  1.33 
D.  4,  3  de  dolo  malo  gibt  Bogar  die  actio  doli  in  einem  Falle «  der  nch 
direkt  als  unlautrer  Wettbewerb  darstellt:  nämlich  einem  Gmndstfick- 
eifi^entümer  gegen  denjenigen,  der  ihm  einen  auf  sein  Grundstück  reflek- 
tierenden E&ufer  yerschencht  hat.  Vgl.  auch  Rausnitz,  Kritik  z.  Ent- 
wurf eines  Ges.  gegen  nnl.  Wettbew.  S.  21.  Müller,  Komm.,  4.  Aufl., 
S.  12.  Über  das  Preuss.  Allg.  Landrecht  §§83,88,95  der  Einlei- 
tung Teil  I,  Tit  6,  §  6—14  ygl.  Rausnitz  a.  a.  O.  und  besonders  Tr&ger 
in  Gruchots  Beiträgen  5.  Folge,  Bd.  1  (1892),  S.  196  ff.  Vom  säcbs. 
BGB.  kommt  §  116,  vom  bad.  Landrecht  Art.  1882  in  Betracht.  Nicht 
einmal  dieser  dem  franz^Vsischen  Recht  entstammende  Artikel  wurde  von 
dem  deutschen  Reichsgericht  im  Sinne  der  französischen  Rechtsprechung 
angewendet;  vgl.  RGZ.  20,  S.  71. 

*)  Die  Darstellung  der  Einzelheiten  hierüber  ist  nur  .mehr  von  histo- 
rischem Interesse  und  würde  hier  isu  weit  föhren.  Vgl.  Schmid,  Die 
Gesetze  zum  Schutz  des  gewerbL  Eigentums  1897,  S.  2  ff.  Soweit  die 
einzelstaatlichen  Vorschriften  noch  gelten,  sind  sie  in  die  Sammlung  des 
IV.Bandes  mit  aufgenommen.  Wegen  des  Verrats  von  Fabrik-  und 
Geschäftgeheim nissen    vgl.    Prenssen,    StGB.    v.  14.  IV.   1851  in 
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B.  Der  von  der  Nürnberger  Kommission  1861  hergestellte 
Entwurf  eines  Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs, 
der  von  den  meisten  Staaten  fast  unverändert  als  gemeinsames 
Landesgesetz  in  ihren  Gebieten  eingeführt  wurde,  brachte  zum 
ersten  Mal  gemeinsame  Normen  gegen  einzelne  unlautre  Wett- 
bewerbshandlungen auf  dem  Gebiete  des  Firmenrechts  in 
Art.  16 ff.  Das  Gesetz  ist  dann  am  S.Juni  1869  als  Bundes- 
und unter  dem  16.  April.  1871  als  Reichsgesetz  übernommen  und 
unter  dem  10.  Mai  1897  in  neuer  Fassung  verkündet  worden. 

C.  Spätere  Bundes-  und  Reichsgesetze  betrafen  eben- 
falls nur  einzelne  den  Verkehr  unlauter  machende  Handlungen, 
zum  Teil  mehr  vom  Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Wohls,  zum 
Teil  schon  vom  Gesichtspunkte  des  Schutzes  des  Konkurrenten 
aus.    Hierher  gehören 

a)  in  erster  Linie: 

1.  Die  Gewerbeordnung  vom  8.  Juli  1868  (BGBL  S.  406) 
und  vom  21.  Juni  1869  (BGBL  s!  245).  Sie  hat  im  Laufeder 
Jahre  weitgehende  Umgestaltungen  erfahren.  Die  neueste  Fassung 
ist  in  der  Bekanntmachung  vom  26.  Juli  1900  enthalten  (RGBl. 
S.  871).  Für  unsern  Gegenstand  interessieren  namentlich  die 
Vorschriften  über  die  Berechtigung  zu  den  einzelnen  Gewerbe- 
betrieben und  über  die  Untersagungen  solcher  in  den  Titeln 
I — IV.  Hinzuzufügen  ist  die  Verordnung  über  das  gewerbsmässige 
Verkaufen  und  Feilhalten  von  Petroleum  vom  24.  Februar  1882 
(RGBL  S.  40)  und  die  Bekanntmachung  vom  17.  Juli  1899  über 


§  156.  Bayern,  StGB.  v.  10.  XI,  1861  in  §338.  Hannover,  StGB.  v. 
8.  VlIL  1840  in  Art  218.  Sachsen,  StGB.  v.l.  X.  1868  in  Art.  872  n. 
878.  Württemberg,  StGB.  v.  1.  IIL  1889  in  Art.  869  a.  870.  Baden, 
StGB.  V.  6.  in.  1845  n.  5.  IL  1861  in  §  544.  Brannsc  h  weig,  StGB.  v. 
10.  Vn.  1840 in  §267.  Thüringisches  StGB,  in  Art.  820. 285.  Sachsen- 
Altenbnrg,  Erimin.  GesB.  v.  3.  V.  1841  in  Art.  823,  324.  Hambarg, 
Krimin.  GesB.  v.  30.  IV.  1869  in  Art.  200.  —  Wegen  der  Kreditge- 
fährdung  vgl.  die  Dissertation  von  Passow,  Die  KreditgenLhrdung  dek 
StGB.  §187.    1902,  S.  2  ff. 
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die  Gestattung  des  Feilbietens  von  Bier  im  Umherziehen  inner- 
halb Preussens,  Anhalts  und  Lübecks  (RGBl.  S.  374). 

2.  Mass-  und  Gewichtsordnung  für  den  Nord- 
deutschen Bund  vom  17.  August  1868  (BGBl.  S.  473),  die 
zum  Schutz  redlichen  Verkaufs  nur  gestempelte  Wagen,  Masse 
und  Gewichte  zulässt,  in  Art.  12  die  Angabe  des  Raumgehalts 
von  Weinfässern  verlangt. 

3.  Das  StGB,  vom  15.  Mai  1871.  Es  enthält  Bestim- 
mungen über  Kreditgefährdung  (§  187),  Schädigung  des  Erwerbs 
und  Fortkommens  durch  Beleidigung  (§  188),  über  Missbrauch 
von  Abbildungen  des  Papiergelds,  des  Wappens  zu  Ankündigungen, 
von  Auszeichnungen  und  Titeln  (§  360),  über  Feilhalten  von 
Giften,  Arzneien,  verdorbnen  Getränken  und  Esswaren  (§  367).  Es 
fehlt  im  Gegensatz  zu  den  Partikularstrafrechten  ein  Schutz  der 
Geschäft-  und  Betriebsgeheimnisse.  §  287  wurde  ersetzt  durch 
das  Gesetz  unter  6. 

4.  Allerhöchster  Erlass  vom  16.  März  1872  (RGBl. 
S.  90)  betr.  den  Gebrauch  des  kaiserlichen  Adlers  zur 
Bezeichnung  von  Waren  und  Etiketten  mit  der  Bekannt- 
machung vom   11.  April  1872  (RGBl.  S.  93). 

5.  Gesetz  betr.  die  Registrierung  und  die  Bezeich- 
nung der  Kauffahrteischiffe  v.  28.Juni  1873  (RGBl.  S.  184), 
das  über  die  Namenführung  der  Handelsschiffe  Vorschriften  trifft. 

6.  Gesetz  betr.  den  Markenschutz  vom  30.  November 
1874  (RGBl.  S.  143),  aufgehoben  durch  das  Gesetz  unter  13. 

7.  Patentgesetz  vom  25.  Mai  1877,  abgelöst  durch  die 
Novelle  vom  7.  April  1891,  verbietet  in  §40  die  Anmassung 
der  Bezeichnung  „Patentiert'  zum  Zwecke  der  Reklame. 

8.  Gesetz  betr.  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln, 
Genussmitteln  und  Gebrauchsgegenständen  vom  14. Mai 
1879  (RGBl.  S.  145).  Es  verbietet  in  §  10  insbesondere  deren 
Nachahmung  und  Verfälschung  zum  Zwecke  der  Täuschung  im 
Handel  und  Verkehr  und  stellt  diese  in  §  12  unter  Strafe,  kennt 
auch  schon  die  öffentliche  Bekanntmachung  des  Urteils. 
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9.  Gesetz,  betr.  die  Bezeichnung  des  Raumgehaltes 
der  Schankgefässe  vom  20.  Juli  1881  (RGBl.  S.  249). 

10.  Gesetz  über  den  Feingehalt  der  Gold-  und  Silber- 
waren vom  16.  Juli  1884  (RGBl.  S.  120)  schreibt  Stempel- 
zeichen zur  Angabe  des  Feingehalts  vor  und  verbietet  deren 
Feilhalten  ohne  solche. 

11.  Gesetz,  betr.  die  Verwendung  gesundheitschäd- 
licher Farben  bei  der  Herstellung  von  Nahrungsmitteln 
und  Gebrauchsgegenständen  vom  5.  Juli  1887  (RGBl. 
S.  277). 

12.  Gesetz  betr.  die  Nationalität  der  Kauffahrtei- 
schiffe und  ihre  Befugnis  zur  Führung  der  Bundes- 
flagge vom  23.  Oktober  1867  und  23.  Dezember  1888 
(RGBl.  S.  300)  gibt  wiederum  Vorschriften  über  die  Namen- 
führung von  Schiffen  und  deren  Recht,  die  deutsche  Handels- 
flagge zu  führen. 

Unmittelbarer  dem  Zweck  des  Schutzes  des  redlichen  Gewerbe- 
treibenden diente  schon 

13.  das  Gesetz  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen 
vom  12.  Mai  1894  (RGBl.  S.  441),  das  das  Gesetz  über  den 
Markenschutz  ablöste  und  namentlich  in  seinen  §§  14—17  über 
die  Bestimmung  von  Unterscheidungszeichen  von  Waren  und 
Verpackungen  im  allgemeinen  zum  Vorläufer  des  Gesetzes  zur 
Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs  wurde. 

b)  In  weiterem  Sinne  endlich  gehören  hierher  auch  die 
Gesetze,  die  die  Ausnutzung  immaterieller  Güter  dem  Ur- 
heber ausschliesslich  gewährleisten  wollen: 

a)  Gesetz  vom  11.  Juni  1870  betr.  das  Urheberrecht  an 
Schriftwerken,  Abbildungen,  musikalischen   Kom- 
positionen und  dramatischen  Werken  (BGBl.  S.  339) 
[gegenstandlos  geworden  durch  RGes.  vom  19.  Juni  1901]. 
ß)  Gesetz   vom  9.  Januar  1876    betr.  das  Urheberrecht 

an  Werken  der  bildenden  Künste  (RGBl.  S.  4). 
y)  Gesetz   vom    10.  Januar    1876    betr.  den   Schutz  der 
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Photographie  gegen  unbefugte  Nachbildung  (RGBl. 
Seite  8). 

d)  Gesetz  vom  11.  Januar  1876  betr.  das  Urheberrecht 
an  Mustern  und  Modellen  (RGBl.  S.  11). 

e)  Das  oben  genannte  Patentgesetz  vom  25.  Mai  1877 
(RGBl.  S.  501),  abgeändert  durch  Patentgesetz  vom 
7.  April  1891  (RGBl.  S.  79)  mit  Ausführungsverordnungen 
vom  6.  Mai  1899  (RGBl.  S.  283),  25.  Oktober  1899  (RGBl. 
S.  661),  2.  Mai  1900  (RGBl.  S.  232)  und  26.  Mai  1902 
(RGBl.  S.  169). 

f)  Gesetz  betr.  die  Ausführung  der  am  9.  September 
1886  zu  Bern  abgeschlossenen  Obereinkunft  wegen 
Bildung  eines  internationalen  Verbandes  z.  Schutze 
von  Werken  der  Literatur  und  Kunst  vom  4.  April 
1888. 

t])  Gesetz  vom  1.  Juni  1891  betr.  den  Schutz  von  Ge- 
brauchsmustern (RGBl.  S.  290). 

III.  Das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlatttem  Wett- 
bewerbs vom  27.  Mai  1896. 

1.  Der  oben  hervorgehobene  Mangel  des  Reichstraf- 
gesetzbuchs und  der  Wunsch,  die  Schutzbestimmungen  der 
früheren  Partikularstrafrechte  gegen  den  Verrat  von  Geschäft- 
und  Fabrikgeheimnissen  wieder  zu  erlangen,  gab  den  An- 
stoss  zu  einer  Bewegung  gegen  den  unlautern  Wettbewerb,  der 
durch  solchen  Verrät  in  gewissen  Industriezweigen  erheblichen 
Schaden  stiftete.  In  industriellen  Kreisen  ging  diese  Bewegung 
aus  von  dem  „Verein  für  chemische  Industrie",  in  juristischen 
Kreisen  wurde  sie  seit  1883  besonders  von  dem  thüringischen 
Landgerichtsrat  Ortloff  gefördert,  der  in  dem  Geheimnisverrat 
die  Verletzung  eines  Individualrechts  des  Gewerbetreibenden 
erblickte  und  damit  die  Konstruktion  berührte,  die  J.  Kohler 
schon  in  seinem  Autorrecht  vom  Jahre  1879  hervorgehoben 
hatte.     Eine    weitere    Veranlassung    zur   Bewegung   wurde  die 

—     122     — 


Deutschland.     Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  z.  Bek.  d.  unl.  Wettbew. 

Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  auf  dem  Gebiete  des 
Marken  rechts.  Danach  nahm  das  Reichsgericht  in  ganz  der 
gleichen  Weise  wie  anfänglich  das  schweizerische  Bundesgericht  ^) 
an,  die  gesamte  Materie,  auf  die  sich  das  Spezialgesetz  über 
Markenschutz  bezog,  sei  von  diesem  Gesetz  ausschliesslich  ge- 
r^elt,  so  dass  für  eine  subsidiäre  Anwendung  des  Schutzes  all- 
gemeiner Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts  kein  Raum  mehr 
sei.*)  Es  sprach  direkt  aus,  dass  dem  deutschen  Rechte  der  Be- 
griff des  unlautern  Wettbewerbs  fremd  sei. 

So  bildete  sich  denn  am  19.  Dezember  1891  in  Berlin  aus 
mehreren  Vertretern  der  Industrie  ein  „Verein  für  den  Schutz 
des  gewerblichen  Eigentums"  zu  dem  ausgesprochenen  Zwecke, 
dem  unlautern  Wettbewerb  entgegen  zu  treten  und  eine  Ände- 
rung der  Gesetzgebung  herbeizuführen.') 

Immef  mehr  beschäftigte  sich  nunmehr  auch  die  juristische 
Wissenschaft  mit  den  Erscheinungen  und  dem  Wesen  des  un- 
lautem Wettbewerbs.*)  So  war  der  Boden  geebnet,  um  den 
gesetzgeberischen  Angriff  gegen  den  unlautem  Wettbewerb  zu 
unternehmen  und  den  Anregungen  hierzu,  die  aus  industriellen 
Kreisen,  namentlich  den  Handelskammern,  ebenso  wie  aus  juri- 
stischen an  Reichstag  und  Bundesrat  kamen,  nachzugehen.^) 

»)  Vgl.  oben,  S.  110. 

*)  Vgl.  2.  B.  RGZ.  3,  S.  67;  17,  S.  101;  18,  S.98,  99;  20,  S.  75; 
Pachelts  Ztschr.  f.  franz.  Zivilrecht,  Bd.  26,  S.  548.  Auch  Lasa,  Rechts- 
gnmdsätze  des  Heicbsgerichts  asw.  1898,  8.  2. 

')  Zu  diesem  Behafe  grandete  er  eine  „Zeitschrift  für  gewerblichen 
Rechtschatz'S  jetzt:  „Gewerblicher  Rechtschatz,  Zeitschrift  des  deutschen 
Vereins  znm  Schatz  des  gewerblichen  Eigentums*'  anter  Mitwirkung  von 
Dr.  Paal  Schmidt  und  Dr.  Job.  Kobler  herausgegeben  von  Dr.  Albert 
Osterrieth. 

*)  Vgl.  auch  die  Zusammenstellung  im  Anhang. 

*)  z.  B.  bat  die  Frankfurter  Handelskammer  bereits  1892  ein 
G^etz  zum  Schatz  gegen  unlautern  Wettbewerb  gefordert.  Die  Handels- 
kammer für  das  Herzogtum  Braun  schweig  beantragte  am  25.  Juni 
1894  die  Frage  auf  die  Tagesordnung  des  Ausschusses  des  deutschen 
Handelstags    zu   setzen   und  am  22.  September  1894    nahm  dieser  Aus- 
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2.  Die  gesetzgeberische  Inangriffnahme  reicht  bis  vor 
das  Gesetz  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen,  bis  ins  Jahr 
1892  zurück.  Gelegentlich  der  Beratung  einer  die  Regelung 
der  Abzahlungsgeschäfte  und  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen betreffenden  Petition  brachten  die  Abgeordneten  Dr.  Seh äd- 
ler  und  Gröber  die  aus  den  gewerblichen  Kreisen  laut  ge- 
wordenen Klagen  über  den  unlautern  Wettbewerb  in  der  Reichs- 
tagsitzung vom  9.  Dezember  1892  vor  und  stellten  einen 
Initiativantrag  in  Aussicht,  den  sie  auch  am  31.  Dezember  1892 
in  Form  eines  Zusatzes  zur  Gewerbeordnung  als  §  146  c  ein- 
reichten.*) Zur  Beratung  des  Antrags  wurde  eine  Kommission 
eingesetzt.  Bald  darauf  gelangte  aber  der  Entwurf  eines  Ge- 
setzes zum  Schutze  der  Warenbezeichnung  zur  Beratung 
und  hierbei  wurde  die  Frage  nach  allgemeinen  Bestimmungen 
gegen  den  unlautern  Wettbewerb  erneut  in  Erwägung  gezogen. 
Schon  in  der  ersten  Beratung  am  25.  Januar  1894  stellte  der 
Abgeordnete  Roeren  in  Wiederaufnahme  des  obenbezeichneten 
Antrags  einen  neuen  Antrag  auf  allgemeinen  Schutz  gegen 
unlautern  Wettbewerb  im  Sinne  der  französischen  Doktrin.')  Es 
ist  bemerkenswert,  dass  in  allen  diesen  Anträgen  von  einem 
Schutze  des  Geschäft-  und  Fabrikgeheimnisses  noch  nicht  die 
Rede  war,  obgleich  der  Mangel  dieses  Schutzes  den  Anstoss  zur 
Bewegung  gegeben  hatte.  Roerens  Antrag  fand  Beifall  und  wurde 
zuerst  angenommen.  Auf  die  von  der  Regierung  geltend  ge- 
machten Bedenken  hin,  man  dürfe  ohne  vorheriges  Gehör  des 
Gewerbestandes  derartige  Bestimmungen  nicht  ins  Gesetz  auf- 
nehmen, wurde  er  jedoch  schliesslich  abgelehnt,  die  Regierung 
aber   ersucht,   baldigst   einen    Gesetzentwurf   vorzulegen,   durch 


schass  des  deatschen  Handelstags  eine  von  Dr.  Occhelhäuser  vor- 
geschlagene Resolution  an,  wonach  erweiterter  gesetzlicher  Schatz  gegen 
unlaatern  Wettbewerb  and  gegen  Verrat  von  Fabrik-  and  Geschäfts- 
geheim  Dissen  erstrebt  warde. 

>)  Anlage  A,  Bd.  IIl.  S.  5. 

«)  Anlage  B,  Bd.  III,  S.  5. 
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dessen  Bestimmungen  dem  unlautern  Wettbewerb  im  Handel  und 
Verkehr  im  weiteren  Umfange  entgegengetreten  werde.  ^)  Der 
Staatsminister  v  Böttcher  gab  dann  bei  der  dritten  Plenarbera- 
tung  des  Gesetzentwurfs  über  das  Warenzeichengesetz  die  Zusage: 
„bis  zur  nächsten  Session  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  der 
das  Gebiet  des  unlautern  Wettbewerbs  behandelt  und  darauf  ab- 
zielt, auf  dem  ganzen  Gebiet  unserer  Gewerbtätigkeit  wieder 
Treu  und  Glauben  zur  Geltung  zu  bringen".^ 

Im  Verfolg  dieser  Zusage  wurden  im  Reichsamt  des  Innern 
und  der  Justiz  „Grundzüge"^)  für  einen  Entwurf  eines  Gesetzes 
zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs  ausgearbeitet  und 
noch  Anfang  Oktober  1894  mit  einer  Versammlung  von  Abge- 
ordneten, Industriellen,  Handwerkern  und  Juristen  beraten. 

In  Anknüpfung  an  die  von  Ortloff  angeregten  Bestrebungen 
finden  sich  in  diesen  „Grundzügen"  bereits  Strafbestimmungen 
gegen  den  Geheimnisverrat.  Es  wird  darin  aber  nicht  auf  eine 
Generalklausel  gegen  den  unlautern  Wettbewerb  zurückgekommen, 
vielmehr  werden  die  wichtigsten  und  häufigsten  Fälle  durch  ein- 
zelne Spezialbestimmungen  zu  fassen  gesucht.  Das  Ergebnis  jener 
Beratungen  bildete  der  erste  Entwurf  eines  Gesetzes  zur 
Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs,*)  der  mit  seiner 
Denkschrift*)  am  T.Januar  1895  im  Reichsanzeiger  veröffent- 
licht und  damit  der  allgemeinen  Kritik  übergeben  wurde.  Diese 
wurde  denn  auch  vielfach  von  berufener  Seite  geübt.  Auf  Be- 
schluss  des  Ausschusses  des  deutschen  Handelstags  vom  30.  Januar 
1895  wurde  so  der  Entwurf  zum  Gegenstand  der  Beratung  der 
20.  Plenarversammlung  des  deutschen  Handelstags  vom  22. 
und  23.  Februar  1895  gemacht  und  beschlossen,  dass  es  angezeigt 


')  Stenogr.  Berichte  des  Reichstags,  Session  1893/94,  Anlageband  2, 
S.  1420  (Drucksache  No.  298). 

^  Stenogr.  Berichte  a.  a.  0.,  S.  2226  ff. 
»)  Anlage  C,  Bd.  III,  S.  6. 
*)  Anlage  D,  Bd.  UI,  S.  9. 
»)  Anlage  E,  Bd.  III,  S.  12. 
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sei,  „den  schlimmen  Auswüchsen  im  Wettbewerb  von  Handel  und 
Gewerbe  durch  ein  besonderes  Gesetz  entgegenzutreten".  Ebenso 
erklärte  sich  der  Zentralverband  deutscher  Industrieller 
in  der  Delegiertenversammlung  vom  20.  Februar  1895  in  der 
Hauptsache  mit  dem  Entwurf  einverstanden. 

Unter  Berücksichtigung  der  von  der  Kritik  gemachten  Ein- 
wendungen wurde  der  erste  Entwurf  von  den  Regierungen  nun- 
mehr umgearbeitet  und  es  wurde  dem  Bundesrat  im  Mai  1895 
sodann  der  umgearbeitete  (zweite)  Entwurf  vorgelegt. *)  Da 
auch  dieser  wiederum  zur  öffentlichen  Kenntnis  gelangte,  bildete 
er  ebenfalls  den  Gegenstand  eingehender  Kritik.  Namentlich 
beschäftigte  sich  mit  ihm  der  23.  deutsche  Juristentag  in  den 
Sitzungen  vom  10.— 12.  September  1895. 2)  Der  Bundesrat 
änderte  den  Entwurf  nur  wenig  ab  —  neu  fügte  er  z.  B.  die 
Straferhöhung  für  den  Rückfall  hinzu  —  erteilte  ihm  am  21.  Sep- 
tember 1.895  seine  Zustimmung  und  legte  ihn  am  3.  Dezember 
1895  mit  Begründung  dem  Reichstage  vor  (als  dritten  Ent- 
wurf).^) 

Die  erste  Beratung  im  Reichstage  erfolgte  am  13.  und 
14.  Dezember  1895.*)  Die  Vorlage  wurde  an  eine  Kommission 
(die  sechste)  verwiesen,  über  deren  Beratung  Dr.  Mayer  (Halle) 
am  5.  März  1896  dem  Reichstage  Bericht^)  erstattete.  Nach 
Eingang  mehrerer  Abänderungsanträge®)  fand  am  16.  u.  17.  April 


»;  Aulage  F,  Bd.  III,  S,  86. 

')  Vgl.  die  Gutachten  von  Alexandcr-Katz>  Dr.  Scherer,  Pfaff 
in  den  Gutachten  deB  28.  deutschen  Juristentags  Bd.  I  u.  II.  —  Hervor- 
sEuheben  ist  von  den  übrigen  Kritiken  des  2.  Entwurfs  namentlich  die 
von  R e  u  1  i  n  g  (1 895).  Vgl.  hierzu  K 1  e  i  n  f e  1 1  e  r s  Kritik  in  der  Kritischen 
Vierteljahrschr.  f.  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft,  8.  Folge,  Bd.  2 
(1896),  S.  484. 

»)  Anlagen  G  u.  H,  Bd.  III,  S.  41  ff.  u.  46  ff. 

♦)  Anlage  I,  Bd.  III,  S.79ff. 

•)  Anlage  K,  Bd.  III,  S.  168  ff. 

0)  Anlage  L,  Bd.  III,  S.  216  ff. 
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1896  im  Plenum  die  zweite  Lesung  statt. ^)  Die  dritte  Lesung, 
zu  der  wieder  einige  Abänderungsanträge^  gestellt  worden  waren, 
war  am  7.  Mai  1896')  und  am  8.  Mai  1896  wurde  dann  das 
Gesetz  angenommen.  Im  Rcichsgesetzblatt  No.  13,  ausgegeben 
am  30.  Mai  1896,  wurde  es  unter  dem  Datum  des  27.  Mai  1896 
mit  Kraft  vom  I.Juli  1896  an  veröffentlicht. 

Seine  Vorschriften  wollen  das  Gebiet  des  Wettbewerbs  nicht 
ausschliesslich  regeln,  sondern  nur  die  gröbsten  Auswüchse  treffen, 
„nur  bestimmte,  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  für  den  red- 
lichen Erwerbsgenossen  besonders  nachteilige  Missbräuche  ver- 
hindern".*) Es  behandelt  hiernach  die  unlautere  Reklame  (§  1 
und  §  4),  die  Quantitatsverschleierung  in  einer  Blankettvorschrift 
(§  5),  die  Herabsetzung  eines  Konkurrenten  (§  6  u.  §  7),  die  An- 
massung  fremder  Unterscheidungszeichen  zur  Herbeiführung  von 
Verwechselungen  im  Verkehr  (§  8)  und  den  Verrat  fremder  Ge- 
schäfts- und  Betriebsgeheimnisse  (§  9  u.  §  10).  Ober  Ausver- 
käufe and  Verkäufe  nach  dem  Schneeballsystem  spricht  es  sich 
nicht  ausdrücklich  aus;  ebensowenig  enthält  es  eine  General- 
bestimmung gegen  die  übrigen  Fälle  des  unlautern  Wettbewerbs. 
Es  hatte  schon  Kämpfe  gekostet,  dem  §  1  gegen  wahrheitwidrige 
Anpreisungen  eine  allgemeinere  Fassung  durch  Einfügung  des 
Wörtchens:  „insbesondere"  zu  geben.  In  merkwürdiger  Ver- 
kennung der  Sachlage  und  in  unbegreiflicher  Angst  vor  uferloser 
Ausdehnung  sträubten  sich  namentlich  auch  die  Regierungen*) 
gegen  eine  solche  Generalklausel.  Nicht  minder  umfochten 
wurden  die  Bestimmungen  über  den  Schutz  von  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnissen,  die  von  den  Sozialdemokraten  als  Be- 
schwerung der  Geschäftangestellten  aufgefasst  wurden.  Im  grossen 
und  ganzen   lassen  die  Verhandlungen   und  Reden   der   Abge- 


')  Anlage  M,  Bd.  111,  S.  218  ff. 

<)  Anlage  N,  Bd.  III,  S.  369  ff. 

»)  Anlage  0,  Bd.  III,  S.  371  ff. 

*)  Vgl.  Denkachrift  zum  3.  Entwürfe  Bd.  III,  S.  49. 

*)  Bd.  III,  S.  238,  380. 
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ordneten  wie  Regierungsvertreter  erkennen,  dass  nur  bei  wenigen 
eine  Klarheit  über  den  Begriff  des  unlautern  Wettbewerbs  herrschte. 
Vor  allem  trat  überall  ein  Misstrauen  in  das  richterliche  Können 
zutage.  Man  bezweifelte,  dass  die  Gerichte  die  Fähigkeit  hätten, 
die  geschäftlichen  Verhältnisse  richtig  zu  beurteilen  und  hütete 
sich  gerade  deshalb,  ihnen  durch  allgemeine  und  dehnbare  Be- 
stimmungen allzuviel  Freiheit  zu  lassen.^) 

IV.  Nach  dem  BrUuM  des  Gesetses  vom  27.  Mai  1896. 

1.  Mit  diesem  Spezialgesetz  war  jedoch  nur  scheinbar  die 
Entwickelung  des  Rechtschutzes  gegen  den  unlautem  Wettbewerb 
abgeschlossen. 

Weitere  gesetzgeberische  Tätigkeit  hat  in  folgender 
Weise  stattgefunden: 

A.  Unmittelbar  gegen  den  unlautern  Wettbewerb  gerichtet: 
I.  Das  Reich. 

a)  Zunächst  hat  das  Gesetz  selbst  gegen  Quantitätsverschleie- 
rungen in  §  5  nur  eine  Blankettvorschrift  gegeben,  die  der 
Ausfüllung  durch  den  Bundesrat  harrt.  Hinsichtlich  des 
Kleinhandels  mit  Garn  ist  dies  geschehen  durch  die 
Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom  20.  Novem- 
ber 1900  (RGBl.  S.  1014),  deren  §  1,  Abs.  1  nachmals 
durch  die  Bekanntmachung  vom  17.  November  1902  wieder 
abgeändert  worden  ist*) 

b)  Hinsichtlich  des  Kleinhandels  mit  Kerzen  durch  die 
Bekanntmachungvom  4. Dezember  190l(RGBl.S. 494). 
Zu  erinnern  ist  hier  auch  an  den  Art.  12  der  Mass-  und 


0  Bd.  m,  S.  289. 

')  Zum  Vollzuge  dieser  vom  Bundesrat  ergangenen  Bekanntmacfanngeo 
ist  die  bayrische  Bekanntmachang  des  Ministeriums  der  Justii 
und  des  Innern  vom  5.  Mai  1903  (Josiizministerialblatt  1908,  No.  14, 
S.  172  ff.)  ergangen  zwecks  üntersuchang  des  Trockengewichts  von 
Garnen. 
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Qewichtsordnung  vom  17.  August  1868,  die  dem 
gleichen  Zwecke  der  Verhütung  der  Quantitätverschleierung 
hinsichtlich  der  Weinfässer  dienen  soll,  und  an  §  24  der 
württembergischen  Verfügung  betr.  Verkehr  mit  Spreng- 
stoffen vom  16.  August  1905  (RegBl.  S.  165). 

c)  Eine  Abänderung  des  §  16  des  Spezialgesetzes  hat  der  Bei- 
tritt des  Reichs  zur  Pariser  Konvention  vom  20.  März 
1883  und  dessen  in  Brüssel  vereinbarte  Zusatzakte  vom 
14.  Dezember  1900  gebracht,  die  am  26.  Mai  1902  erfolgt 
und  am  1.  Mai  1903  in  Kraft  getreten  ist.  (Bekannt- 
machung vom  9.  April  1903.     RGBl.  S.  147.) 

d)  Eine  schärfere  Betonung  der  Firmenwahrheit  hat  sodann 
das  neue  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  —  in 
Kraft  seit  1.  Januar  1900  — ,  insbesonders  durch  §  18  ff. 
herbeigeführt. 

e)  Hierher  gehört  auch  die  durch  Einf.-Gesetz  zum  StGB. 
Art.  9  eingeführte  Änderung  der  Gewerbeordnung  in 
§  15a  hinsichtlich  der  Namenbezeichnung  der  Gewerbe- 
treibenden, die  einen  offnen  Laden  haben. 

f)  Das  Gesetz  betr.  Abänderung  der  Gewerbeordnung 
vom  26.  Juli  1897,  Art.  8  (RGBl.  S.  663),  das  Bestimmungen 
über  die  Führung  des  Meistertitels  bringt  Gew.-Ord. 
§  133. 

g)  Gesetz  zum  Schutz  des  Genfer  Neutralitätszeichens 
vom  22.  März  1902  mit  der  Bekanntmachung  betr. 
die  Grundsätze  für  die  Erteilung  der  Erlaubnis  zum  Ge- 
brauche des  Roten  Kreuzes  vom  7.  Mai  1903  und  der 
Bekanntmachung,  betr.  die  Stempelung  der  bei  der  Ver- 
kündigung des  vorgen.  Gesetzes  mit  dem  Roten  Kreuz  be- 
zeichneten Waren  vom  8.  Mai  1903. 

h)  Das  Gesetz,  betr.  den  Schutz  von  Erfindungen,  Mustern 
und  Warenzeichen  auf  Ausstellungen  vom  18.  März  1904 
(RGBl.  S.  141). 
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IL  Die  Bundesstaaten. 

Da  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs 
die  Materie  nicht  ausschliesslich  geregelt  hat,  blieb  auch  den 
Einzelstaaten  unbenommen,  den  nicht  geregelten  Stoff  ihrerseits 
gesetzlich  zu  ordnen.  So  haben  denn  in  der  Tat  noch  einzelne 
Bundesstaaten  über  verschiedene  gewerbliche  Auswüchse  auf  dem 
Gebiet  des  Wettbewerbs  Vorschriften  erlassen,  die  zur  Ergän- 
zung des  Wettbewerbgesetzes  dienen  können.  Hierher  gehören  u.a. 
folgende: 

1.  Preussen,  VC.  v.  7.  April  1897,  betr.  die  Führung  der  mit 
akademischen  Graden  verbundenen  Titel. 

2.  Bayern,  Allerh.  VC.  v.  12.  Juli  1901,  die  Führung  der  mit 
akademischen  Graden  v.erbundenen  Titel  betr. 

3.  Sachsen, 

a)  VC.  V.  14.  Juli  1897,  die  Führung  der  von  ausländischen 
Universitäten  verliehenen  Würden  im  Kgr,  Sachsen  betr. 

b)  VC.  V.  21.  Mai  1897,  die  Namensangaben  Gewerbe- 
treibender an  offenen  Läden,  Gast-  und  Schankwirt- 
schaften betr. 

c)  VC.  V.  12.  Februar  1903,  die  Baumeisterprüfungen  und 
den  Baumeistertitel  betr. 

d)  VC.  V.  1.  Oktober  1906  über  den  Gewerbebetrieb  der 
Stellenvermittler  für  Bühnenangehörige.  Nach  §  2  muss 
der  Familienname  mit  ausgeschriebenem  Vornamen  und 
Zusatz  über  die  Art  der  Vermittelung  an  der  Strassenseite 
des  Hauses  und  am  Eingang  zu  den  Geschäfträumen 
angebracht  werden. 

4.  Württemberg, 

a)  Bek.  v.  25.  Oktober  1904,  betr.  Missbräuche  im  Aus- 
stellungswesen. 

b)  Verf.  des  Min.  d.  Innern,  betr.  Verkehr  mit  Sprengstoffen 
vom  16.  August  1905,  die  in  §24  anordnet,  dass  auf 
Behälter  und  Originalverpackung  Firma  und  Marke  der 
Fabrik  angegeben  werden. 
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5.  Hessen, 

a)  VO.  V.  6.  Januar  1900,  die  Führung  akademischer  Würden 
betreffend. 

b)  Bekanntmachung  v.  8.  August  1903,  die  Schaffung  einer 
Staatsmedaille  für  Ausstellungen  betr. 

6.  Elsass- Lothringen,  Oesetz,  betr.  das  Anschlagwesen 
vom  10.  Juli   1906. 

7.  Schwazburg-Rudolstadt,  Polizeiverord.  v.  17.  August 
1906,  betr.  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermieter  und 
Stellenvermittler.  §  1  fordert  Angabe  von  Namen  und  Stand 
auf  der  Strassenseite  und  dem  Hauseingang. 

8.  Hamburg,  Bekanntmachung  v.  4.  November  1903,  betr. 
das  Hydra-  oder  Schneeballsystem. 

B.  Mittelbar  wenigstens  gehören  ferner  hierher  verschie- 
dene Gesetze,  die  zwar  in  erster  Linie  den  Schutz  des  kaufenden 
und  konsumierenden  Publikums  bezwecken  und  deshalb  eine 
Regelung  des  Gewerbebetriebes  vornehmen,  zugleich  aber  in 
verschiedenen  ihrer  Vorschriften  auch  einen  Schutz  gegen  un- 
lautem Wettbewerb  für  den  Konkurrenten  gewähren. 
I.  Das  Reich. 

a)  Gesetz  vom  15.  Juni  1897,  betr.  den  Verkehr  mit 
Butter,  Käse,  Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln 
(RGBl.  S.  475)  und  die  Bekanntmachung,  betr.  den 
Fett-  und  Wassergehalt  der  Butter  vom  1.  März  1902 
(RGBl.  S.  64).  Das  Gesetz  enthält  z.  B.  in  §  2  Vorschriften 
über  die  Be^ichnungen  (Margarine)  der  Ware,  in  §  5 
Vorschriften  über  die  Fassung  öffentlicher  Angebote,  in 
§  15  Schutz  gegen  Verletzung  von  Betriebsgeheimnissen 
durch  die  polizeilichen  Kontrollorgane. 

b)  Das  Gesetz  vom  I.Juni  1898,  betr.  die  elektrischen 
Masseinheiten  (RGBl.  S.  905)  mit  der  Ausführungs- 
bekanntmachung vom  6.  Mai  1901  (RGBl.  S.  127)  will  zu- 
gleich der  Quantitätverschleierung  bei  gewerblicher  Abgabe 
elektrischer  Arbeit  steuern. 
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c)  Das  Gesetz  vom  6.  Juli  1898,  betr.  den  Verkehr  mit 
künstlichen  Süssstoffen  (RGBl.  S.  919)  verordnete  in 
§  2,  Abs.  2,  dass  diese  nur  unter  einer  diese  Verwendung 
erkennbar  machenden  Bezeichnung  verkauft  oder  feilge- 
halten werden  dürfen.  Es  ist  durch  das  Süssstoffgesetz  vom 
7.  Juli  1902  (RGBl.  S.  203)  aufgehoben.  In  §  5  wird  ver- 
ordnet, dass  der  Bundesrat  bestimmen  kann,  dass  die  Waren 
unter  bestimmten  Bezeichnungen  und  in  bestimmten  Ver- 
packungen feilgehalten  werden. 

d)  Das  Gesetz  betr.  das  Flaggenrecht  der  Kauffahrtei- 
schiffe vom  22,  Juni  1899  (RGBl.  S.  319)  enthält  Be- 
stimmungen über  das  Recht,  die  Reichsflagge  zu  führen 
und  den  Namen  des  Schiffes  anzubringen  (§  2  u.  §  17). 

e)  Das  Gesetz  betr.  die  Patentanwälte  vom  21.  Mai 
1900  (RGBl.  S.  233)  schafft  einen  neuen  Stand  und  ver- 
bietet damit,  dass  ihm  nicht  Zugehörige  diesen  Titel  führen. 

f)  Das  Gesetz  betr.  die  Schlachtvieh-  und  Fleisch- 
beschau vom  3.  Juni  1900  (RGBl.  S.  547)  mit  der  Be- 
kanntmachung,  betr.  gesundheitschädliche  und 
täuschende  Zusätze  zu  Fleisch  und  dessen  Zube- 
reitung vom  18.  Februar  1902  (RGBl.  S.  48)  verbietet 
den  Verkauf  unbrauchbaren  Fleisches  und  verordnet  in  §11, 
dass  der  Vertrieb  des  zum  Genuss  für  Menschen  erst 
brauchbar  gemachten  Fleisches  nur  unter  einer  diese  Be- 
schaffenheit erkennbar  machenden  Bezeichnung  erfolgen 
darf,  in  §  18,  Abs.  2,  dass  der  Vertrieb  von  Pferdefleisch 
nur  unter  einer  Bezeichnung  gestattet  ist,  die  in  deutscher 
Sprache  das  Fleisch  als  Pferdefleisch  erkennbar  macht 

g)  Das  Gewerbeunfallversicherungsgesetz  und  dasUn- 
fallversicherungsgesetz  für  Land-  und  Forstwirt- 
schaft vom  30.  Juni  1900  in  der  Bekanntmachung  vom 
5.  Juli  1900  (RGBl.  S.  573)  enthalten  in  §§  150  u.  151 
sowie  §  160  u.  161  Vorschriften  zum  Schutz  der  Betriebs- 
geheimnisse. 
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h)  Das  Gesetz  betr.  den  Verkehr  mit  Wein,  weinhal- 
tigen und  weinähnlichen  Getränken  vom  24.  Mai 
1901  (RGBl.  S.  175)  mit  seiner  Ausführungsbekanntmachung 
vom  2.  Juli  1901  (RGBl.  S.  257)  verbietet  gewisse  Nach- 
ahmungen von  Wein  und  diese  als  Naturwein  oder  unter 
andern  darüber  täuschenden  Bezeichnungen  feilzuhalten  oder 
zu  verkaufen,  §  4.  Fruchtwein  muss  als  solcher  bezeichnet 
werden,  Schaumwein  muss  eine  Bezeichnung  tragen,  die 
erkennbar  macht,  in  welchem  Land  oder  Ort  er  auf  Flaschen 
gefüllt  ist,  §  6.  Femer  enthält  das  Gesetz  Bestimmungen 
zum  Schutz  von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen,  §  12. 
i)  Die  Verordnung  betr.  den  Verkehr  mit  Arznei- 
mitteln vom  22.  Oktober  1901  (RGBl.  S.  380)  verbietet 
den  Verkauf  gewisser  Heilmittel  ausserhalb  der  Apotheke. 
Hierzu  ist  auf  die  Verordnungen  einzelner  Bundes- 
staaten hinzuweisen,  die  in  der  Hauptsache  übereinstimmend 
den  Verkehr  mit  Geheimmitteln  regeln: 
Preussen,  Gesetz  v.  8.  Juni  1896  über  die  Ankündigung 

von  Geheimmitteln. 
Sachsen -Altenburg,    v.    19.  Dezember    1903    (Gesetz- 
sammlung 1903  Stück  X,  S.  109). 
Mecklenburg- Strelitz, 

a)  VO.  V.  17.  Dezember  1903,   betr.   die   öffentliche 
Ankündigung  oder  Anpreisung  von  Geheimmitteln 
(Offizieller  Anzeiger  1903,  No.  42,  S.  281). 
ß)  VO.  V.  17.  Dezember  1903^  betreffend  den  Verkehr 
mit   Geheimmitteln    und    ähnlichen   Arzneimitteln 
(das.  S.  286). 
Waldeck,  Bekanntmachung  v.  10.  Dezember  1903  (Regie- 
rungsblatt 1903,  No.  19,  S.  57). 
Sachsen-Weimar,  Ministerialverordnung  v.  16.  Dezember 

1903  (Regierungsblatt  1903,  No.  35,  S.  211). 
Bayern,    Kgl.   Allerhöchste   VO.  v.    19.  September   1903 
(Ges.-Verord.-Blatt  1903,  No.  40,  S.  479). 
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Lübeck,   VO.  v.   15.  September   1903   (Ges.   u.  VOBlatt 

1903,  No.  41,  S.  345). 
Schaumburg -Lippe,    Polizeiverordnung   v.    18.  August 

1903  (Landesverordnungen  1903,  No.  13,  S.  361). 
Braunschweig,   Gesetz  v.  10.  Dezember   1903  (Ges.-  u. 

Verord.-Sammlung  1903,  No.  71,  S.511). 
Bremen, 

a)  VO.  V.  22.  Nov.  1903  (Gesetzblatt  No.  35,  S.  115). 
ß)  Bekanntmachg.  v.  22.  November  1903  (das.  S.  119). 
Württemberg,  Verfügung  v.  4.  November  1903  (Regie- 
rungsblatt 1903,  S.  504). 
Baden, 

a)  VO.  V.  26.  November  1903,  den  Geschäftsbetrieb 
in  den  Apotheken  betr.  (Ges.-VOblatt.  1903,  No.  24, 
S.  203). 
ß)  VO.  V.  27.  November  1903,  die  öffentliche  Ankün- 
digung von  Arzneimitteln  betr.  (das.  S.  207). 
Sachsen, 

a)  VO.  V.  16.  November  1897,   die  öffentl.   Ankün- 
digung von  Geheimmitteln  betr. 
ß)  VO.  V.  30.  November  1903,  den  Verkehr  mit  Ge- 
heimmitteln und  ähnlichen  Arzneimitteln  betr.  (Ges.- 
VOblatL  S.  579). 
y)  VO.  V.  13.  Januar  1904,  den  Verkehr  mit  Geheim- 
und  ähnl.  Arzneimitteln  betr.  (Ges.-VOblatt.  S.  44). 
II.  Die  Bundesstaaten. 

Ausser  auf  dem  Gebiete  des  Geheimmittelschwindels  sind 
die  Einzelstaaten  noch  weiter  in  mittelbarem  Schutz  gegen  un- 
lautern  Wettbewerb  tätig  geworden.  Es  sollen  hier  nur  einige 
beispielsweise  angeführt  werden :  ^) 

1.  Sachsen,  VO.  v.  6.  August  1902  über  den  Gewerbebetrieb 
der   Gesindevermieter   und   Slellenvermittler.     In  §  9  wird 

>)  Vgl.  im  übrigen  BÄnd  IV. 
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das  Aufsuchen  von  Aufträgen  ausserhalb  der  Qeschäfträume 
untersagt. 
2.  Sachsen-Weimar,    Minist-VO.   v.  21.  Dezember   1904, 
betr.  den  Verkehr  mit  Kuhmilch,  bringt  Vorschriften,  unter 
welchen  Bedingungen  Milch  als  Sanitäts-,  Kur-,  Kinder-, 
sterilisierte^  pasteurisierte,  Eismilch  u.  defgl.  verkauft  werden 
-   darf  und  wie  die  Oeßsse  aussehen  müssen. 
•3.  Bremen,  VÖ.  v.  16.  August  1906,  betreffend  Milchvieh- 
handlungen  und  den  Verkehr   mif  Milch.     Sie  trifft  Be- 
stimm««gert,  was  als  Vollmilch,  Magermilch,  Rahm,  Butter- 
milch und  dicke  Milch,  Daueriniich  anzusehen  ist,  wie  die 
Gefässe  hierzu  beschaffert  sein  müssen. 
Ausserdem  ist  in  fast  sämtlichen  Bundesstaaten  das  Apotheker* 
wesen  und  der  Verkehr  mit  Giften  geregelt 

C  In  weiterem  Sinne  sind  lioch  folgende  das  Immaterial- 
gütef recht  und  Urheberrecht  regelnde  Gesetze  zu  erwähnen: 

1.  Gesetz  vom  19.  Juni  1901,  betr.  das  Urheberrecht 
an  Werken  der  Literatur  und  Tonkunst  (RGBl.  S.  227), 

2.  Gesetz  vom  19.  Juni  1901  über  das  Verlagsrecht 
(RGBl.  S.  217). 

3.  Gesetz  vom  9.  Jan.. 1907,  betr.  das  Urheberrecht  an 
Werkender  bildenden  Künste  undderPhotographie 
(RGBl.  S.  7). 

V.  Zwiachetistaatllches  Recht.  .  > 

In  Betracht  kommen  ferner  die  internationalen  Verein- 
barungen über  das  Urheberrecht  und  das  Warenzeicherir^eht. 
•  I.  1.  Die  Übereinkunft,  betr.  die  Bildung  eines  inter- 
nationalen Verbandes  zum  Schutze  von  Werken  der 
Literatur  und  Kunst  (Berner  Übereinkunft)  vom  9.  No- 
vember 1886.     Zu  ihr  gehören  / 

das  Pariser  Zusatzabkommen  vom  4.  Mai  J896.und 

die  Pariser  Deklaration  vom  4.  Mai  1896,  die  gewisse 

Bestimmungen  der  vorgen.  beiden  Abkommen  erläutert: 
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2.  Daneben  bestehen  mit  einzelnen  Staaten  Sonderab- 
kommen. 

a)  Belgien,  Übereinkunft,  betr.  den  Schutz  von  Werken  der 
Literatur  und  Kunst  vom  12.  Dezember  1883. 

b)  Frankreich,  Übereinkunft  wie  zu  a)  vom  19.  April  1883. 

c)  Italien,  Übereinkunft  wie  zu  a)  vom  20.  Juni  1884. 

d)  Österreich-Ungarn,  Übereinkommen,  betr.  den  Schutz 
der  Urheberrechte  an  Werken  der  Literatur,  Kunst  und 
Photographie  vom  30.  Dezember  1899. 

e)  Vereinigte  Staaten  vonNordamerika^Übereinkunft  über 
den  gegenseitigen  Schutz  der  Urheberrechte  v.  15.  Jan.  1892. 

IL  1.  Die  internationale  Pariser  Übereinkunft  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums  vom  20.  März  1883 
nebst  Schlussprotokoll  vom  15.  April  1891  (drittes^) 
Madrider  Abkommen)  und  der  Brüsseler  Zusatzakte  vom 

14.  Dezember  J900.  Nach  dieser  Übereinkunft  sollen  die  Unter- 
tanen oder  Bürger  der  Vertragsstaaten  in  allen  übrigen  Staaten 
für  ihre  Erfindungspatenle,  gewerbliche  Muster  und  Modelle, 
Fabrik-  und  Handelsmarken  und  die  Handelanamen  die  Vorteile 
geniessen,  die  den  eigenen  Staatsangehörigen  zuteil  werden.  Jede 
im  Ursprungsland  vorschrlftmässig  hinterlegte  Fabrik-  oder 
Handelsmarke  soll  in  allen  andern  Verbandstaaten  in  gleicher 
Art  zur  Hinterlegung  zugelassen  oder  geschützt  werden,  gleich- 
gültig, ob  sie  etwa  den  Anforderungen  dieser  andern  Staaten 
genügt  oder  nicht.    Nur  wenn  die  Marke  den  guten  Sitten  oder 

^)  Das  erste  Madrider  Abkommen  vom  14.  April  1891,  betr. 
die  Unterdracknng  falscher  Herkunftangaben  auf  Waren  tmd  cLafe  zweite 
Madrider  Abkommen  vom  selben  Tage,  betr.  die  internationale  Ein- 
tragang  von  Fabrik-  nnd  Handelsmarken  durch  das  Verbandsbnrean  in 
Bern  kommt  für  Deutschland  nicht  in  Betracht,  da  es  ihnen  nicht  bei* 
getreten  ist.  Sie  bestehen  innerhalb  der  Staaten  der  Pariser  Über- 
einkunft.    Es   gibt   noch    ein    viertes    Madrider  Abkommen   vom 

15.  April  1891  fiber  Auslegung  und  Erweiterung  einiger  Punkte  des 
Pariser  Abkommens,  es  ist  aber  schliesslich  von  keinem  Staate  anerkannt 
worden. 
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der  öffentlichen  Ordnung  zuwiderläuft  oder  öffentliche  Wappen 
oder  Ehrenzeichen  enthält,  kann  sie  zurückgewiesen  werden.  Ob 
im  übrigen  eine  Marke  im  Ursprungslande  einzutragen  ist,  ent- 
scheidet die  Gesetzgebung  dieses  Staats.  Der  Handelsname 
soll  in  allen  Vertragstaaten  ohne  Hinterlegung  geschützt  sein. 
Gegen  unlautern  Wettbewerb  geniessen.alle  Angehörigen  der 
Vertragsstaaten  den  Schutz  des  Staats,  den  dieser  seinen  Staats- 
angehörigen angedeihen  lässt,  in  gleicher  Weise.  Endlich  ver- 
pflichten sich  alle  Vertragsstaaten,  den  Erfindungen,  Mustern  und 
Modellen  sowie  Fabrik-  und  Handelsmarken,  die  auf  einer  amt- 
lichen oder  amtlich  anerkannten  internationalen  Ausstellung 
vorgeführt  werden,  einen  zeitweiligen  Schutz  zu  gewähren. 

2. 'Den  Beitritt  hierzu  haben  erklärt  (ausser  den  ursprüng- 
lichen Verbandstaaten  Belgien,  Brasilien,  Spanien ^  Frankreich, 
Guatemala,^)  Italien,  den  Niederlanden,  Portugal,  Salvador,^) 
Serbien,  der  Schweiz): 

Qrossbritannien  am  17.  März  1884. 

Tunis  am  20.  März:  1884.  ^ 

Schweden  und  Norwegen  am  I.Juli  1885. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  am  30.  Mai  1887. 

Niederländisch-Indien  am  I.Oktober  1888. 

Surinam  und  Cura^ao  am  I.Juli  1890. 

Neuseeland  und  Queensland  am  7.  September  1891. 

Dänemark  am  1.  Oktober  1894. 

Japan  am  15.  Juli  1899. 

Deutsches  Reich  am  21.  März  1903  (in  Kraft  seit  1.  Mai  1903). 

Mexiko  am  17.  September  1903. 

Kuba  am  17.  November  1904. 

Ceylon  am  10.  Juni  1905. 

3.  Ausserdem  bestehen  noch  über  den  allgemeinen  Schutz 
gewerblichen  Eigentums,  namentlich  aber  über  den  Schutz  von 
Warenzeichen,  Sonderabkommen  des  Deutschen  Reichs  mit 


^)  wieder  ansgetreten. 
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Aad^ndstaaten,  die    neben   der    vorgenannten    Obereinkunft  in 
Gültigkeit  bleiben,  nämlich  mit 

a). Bulgarien,  Bekanntmach.,  v.  27.  Januar  1894,  betr.  Schutz 
der  Warenzeichen, 

b)  Costa-Rica,  Bekanntmachung  v.  .1.  Oktober  1901,  betr, 
Schütz  der  Warenzeichen. . " 

c)  Ecuador,  Bekanntmachung  v.  27.  März.  1903,  betr.  Schutz 
;      der  Warenzeichen. 

d)  Griechenland,  Bekanntmach,  v.  14.  September  1894  über 
'  Schutz  der  Warenzeichen. 

e)  Guatemala,  Bekanntmach,  v.  17.  August  1899  über  Schutz 
der  Warenzeichen. 

f)  Italien,  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Italien  über -gegenseitigen  Patent-,  Muster-  u.  Marken- 
schutz V.  18.  Januar  1892  und  21.  Juni  1902. 

g)  Luxemburg,  Bekanntmach,  über  Schutz  der  Warenzeichen 
V.  H.Juli  1876  und  2.  August  1883* 

h)  Österreich-Ungarn,  Übereinkommen  über  den  gegen- 
seitigen Patent-,  Muster-  und  Markenschutz  v,  6.  Dezember 
1891  nebst  dem  Schlussprotokoll  und  der  Verordnung  des 
österreichischen  Handelsministeriums  v.  8.  November  1892, 
betr.  die  Durchführung  d.  Art.  3  u.  4  des  Übereinkommens. 

i)  Rumänien^  Bekanntmach,  über  Warenzeichenschutz  vom 
27.  Januar  1882. 

k)  Russland,  Bekanntmach,  über  Warenzeichenschutz  vom 
18.  August  1873. 

1)  Serbien,  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  Serbien,  betr.  gegenseitigen  Muster-  und  Markenschutz 
V.  21.  August  1892. 

m)  Schweiz,  Übereinkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reich 
und  der  Schweiz,  betr.  den  gegenseitigen  Patent-,  Muster- 
und  Markenschutz  v.  13.  April  1892  und  26.  Mai  1902. 

n)  Venezuela,  Übereinkommen  über  Warenzeichenschutz  v. 
8.  Dezember  1883. 
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4.  Die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  im  Verhältnisse  zum 
Auslande  regeln  in  einzelnen  Beziehungen  noch  die  nach- 
stehenden Abkommen: 

a)  Belgien, 

a)  Konvention  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Belgien 
betr.  gegenseitige  Zulassung  der  in  den  Grenzgemeinden 
wohnhaften  Medizinalpersonen  zur  Ausübung  der  Praxis 
V.  7.  Mai  1873. 

ß)  Vereinbarung  zwischen  dem  Deutsch.  Reich  u.  Belgien 
über  den  grenzüberspringenden  Fabrikverkehr  vom 
7.  April  1900. 

y)  Vereinbarung  zur  R^elung  des  Verkehrs  mit  Brannt- 
wein und  Spirituosen  v.  1.  August  1902. 

b)  Frankreich, 

a)  Vereinbarung  zwischen  dem  Deutsch.  Reich  u.  Frankreich 
über  die  gegenseitige  Behandlung  der  Handlungsreisen- 
den V.  2.  Juli  1902. 

ß)  Bekanntmachung  betr.  den  Verkehr  mit  Erzeugnissen  und 
Gerätschaften  des  Weinbaus  in  den  deutsch-französischen 
Grenzbezirken  v.  24.  Mai  1884. 

c)  Luxemburg, 

a)  Obereinkunft  zwischen  Deutschland  und  Luxemburg  vom 

4.  Juni  1883  wie  zu  aa. 
ß)  Bekanntmachung  v.  30.  Oktober  1904  wie  hß. 
y)  Vertrag  v.  14.  Mai  1904  zwischen  dem  Deutschen  Reich 

und  Luxemburg  über  Zulassung  des  Fleisches  zum  freien 

Verkehr. 

d)  Niederlande,  Vereinbarung  v.  5.  Juni  1901  wie  a)8. 

e)  Österreich,  Obereinkommen  v.  30.  September  1882  wie  a  a. 

f)  Schweiz, 

a)  Obereinkommen  v.  29.  Februar  1884  wie  aa. 
ß)  Bekanntmachung  v.  24.  August  1884  wie  bß. 

g)  Belgien,  Brasilien,  Dänemark,  Grossbritannien,  Italien,  Schwe- 
den, Norwegen   wird    durch   VO.  v.  29.  Dezember  1881, 
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den  Niederlanden  durch  Vereinbarung  v.  6.  Juni  1901  die 
Berechtigung  zur  Küstenfrachtfahrt  in  deutschen  Seehäfen 
eingeräumt 

5.  Das  Gesetz,  betr.  den  Schutz  von  Erfindungen, 
Mustern  und  Warenzeichen  auf  Ausstellungen  v.  18. März 
1904  (RGBl.  S.  141)  erteilt  diesen  Immaterialgütern  einen  zeit- 
weiligen Schutz  für  solche  inländische  und  ausländische  Aus- 
stellungen, die  durch  jedesmalige  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers ausdrücklich  namhaft  gemacht  sind. 

VI.  Nach  dem  Deutschen  BGB. 

1.  Dieser  Fülle  von  Einzelvorschriften  gegenüber,  die  alle 
mehr  oder  weniger  den  redlichen  und  lautern  Gewerbebetrieb 
schützen  sollen,  drängt  sich  das  Bedürfnis  nach  einer  allgemeinen, 
den  unlautern  Wettbewerb  in  jeglicher  Gestalt  fassenden  Gesetzes- 
bestimmung nur  um  so  stärker  auf.  Man  braucht  jedoch  nicht 
zu  beklagen,  dass  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern 
Wettbewerbs  eine  derartig  umfassende  Vorschrift  nicht  enthielt 
und  sich  nur  mit  deii  augenfälligsten  Erscheinungen  des  un- 
lautern Wettbewerbs  befasste.  Dadurch  wurde  es  zum  Lehr- 
meister für  den  Richter,  dem  es  half,  zunächst  einmal  diese  Fälle 
unlautem  Wettbewerbs  zu  begreifen  und  sich  auf  dem  Gebiete 
vertraut  zu  machen.  Bald  kam  die  Zeit,  wo  auch  die  Recht- 
sprechung über  die  Schranken  dieses  Sondergesetzes  hinauswuchs, 
da  sie  in  der  Praxis  erlebte,  was  die  Rechtslehre  längst  gezeigt 
hatte,  dass  einzelne  Sondervorschriften  nicht  ausreichen  und  die 
Aufstellung  eines  allgemeinen  Begriffs  und  einer  allgemeinen 
Oesetzesvorschrift  not  tut.  Das  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  hatte 
den  Weg  zum  allgemeinen  bürgerlichen  Recht  offen  gelassen. 
Ihn  suchte  nunmehr  die  Rechtsprechung  auf,  um  in  den  Vor- 
schriften jenes  Rechts  die  gewünschte  allgemeine  Norm  zu  finden. 
Und  erleichtert  wurde  das  Beschreiten  des  Wegs,  da  er  jetzt  zu 
einem  neuen  bürgerlichen  Recht  führte  und  dadurch  der  Vorwurf 
vermieden  wurde,  dass  man  ihn  zu  spät  beschritten  habe,  obwohl 
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er,  als  er  zu  den  Bestimmungen  des  alten  bürgerlichen  Rechts 
führte,  nicht  weniger  gangbar  gewesen  war.  Immerhin  wurde  der 
Weg  doch  nun  von  denselben  Richtern  selbständig  beschritten, 
denen  man  vorher  die  Fähigkeit,  ihn  zu  gehen,  nicht  zugetraut 
hatte.  In  etwas  kam  allerdings  auch  das  neue  bürgerliche 
Gesetzbuch  entgegen.  Zunächst  hebt  es  zwar  in  §  824  wieder 
nur  einen  Sonderfall  unlautern  Wettbewerbs  heraus,  immerhin 
erweitert  es  ihn  doch  schon  gegen  das  Gesetz  vom  27.  Mai  1 896. 
Ausgesprochen  als  allgemeine  Vorschrift  gegen  den  unlautern 
Wettbewerb  sollte  aber  §  826  dienen.*)  Dieser  Gesetzespara- 
graph erfreut  sich  denn  auch  seitdem  der  weitesten  Anwendung 
gegen  alle  Erscheinungen  des  unlautern  Wettbewerbs  und  sonstiger 
Auswüchse  auch  im  gewerblichen  Lohnkampf,*)  zumal  auch  für 
die  unter  §  826  gehörigen  Fälle  die  Unterlassungsklage  vom 
Reichsgericht  gegeben  wird. 

2.  In  §  826  wird  aber  nur  vorsätzliches  Handeln  ge- 
troffen, gegen  fahrlässige  oder  gar  schuldlose  Beeinträchtigungen 
des  Gewerbebetriebs  bietet  er  keine  Hilfe.  Es  kann  deshalb  nur 
als  Notbehelf  bezeichnet  werden,  wenn  er  als  subsidiäre  Vor- 
schrift gegen  den  unlautem  Wettbewerb  angewendet  wird.')  Not 
tut  eine  Vorschrift,  die  auch  diesen  Beeinträchtigungen  begegnet. 
Da  man  jedoch  einmal  den  Mut  gefunden  hatte,  den  redlichen 
Gewerbebetrieb  auf  Grund  allgemeiner  Vorschriften  des  bürger- 
lichen Rechts  zu  schützen,    so  ging  man  nun  auch  weiter  und 


1)  Entwurf  I,  §  706.  Motive  U,  S.  726.  Protokoll  S.  2728  (MngdanlT. 
S.  1078J.  ROZ.  48,  S.  114;  51,  S.  92.  Gewerblicher  Reohtschatz  1905, 
S.  132. 

•)  z.  B.  RGZ.  60,  S.  94,  103.  DJZ.  1905,  S.  467.  JW.  1905,  S.  20, 
237,  507.    Auch  Recht  1906,  S.  1079. 

^)  So  auch  Herzfeld,  Das  absolute  Recht  am  Gewerbebetriebe, 
S.  41  ff.:  „§  826  schützt  die  Interessen  des  Einzelnen  nur,  wenn  darch 
deren  Verletzung  ein  Lebensinteresse  der  Gesellschaft  geföbrdet  wird, 
und  zwar  nur  di^enigen  Interessen,  die  sich  noch  nicht  zu  Rechten  kon- 
solidirt  haben,  da  ja  diese  in  §  823  schon  geschützt  sind." 
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suchte  dem  Bedürfnis  nach  einem  absoluten  Schutz  auch  gegen 
fahrlässige  und  schuldlose  Beeinträchtigung  abzuhelfen. 

Am  frühesten  und  noch  vor  dem  DBOB.  geschah  dies,  wenn 
es  sich  um  unmittelbare  Störungen  des  Gewerbebetriebs,  um  un- 
mittelbare Eingriffe  in  ihn  handelte.  Hier  kam  man  auf  die 
französische  Anschauung  zurück  und  sah  den  Eingriff  in  die 
Beziehungen  des  Gewerbetreibenden  zu  seiner  Kundschaft  als 
rechtwidrige  Vermögenbeschädigung  an,  wenn  sie  nicht  ihrer- 
seits in  Betätigung  eines  Konkurrenzbetriebs  erfolgte,*)  ja  es  traten 
sogar  schon  Begründungen  auf,  in  denen  die  Gewerbetätigkeit 
als  Ausübung  eines  Individualrechts  hingestellt  wurde.*)  Bei  An- 
massungen  fremder  Unterscheidungszeichen,  Auszeichnungen,  un- 
wahrer Reklame  usw.  versagte  die  Rechtsprechung  zunächst') 
Allmählich  aber  rang  sich  vereinzelt  die  Auffassung  durch,  dass  es 
sich  bei  Beeinträchtigungen  des  Gewerbebetriebs  um  Verletzung 
eines  absoluten  Rechts  handle,  und  man  wendete  bei  fahrlässigen 
Verletzungen  nunmehr  BGB.  §  823,  Abs.  1,  bei  schuldlosen  ent- 
sprechend BGB.  §  1004  an.  Damit  ist  die  deutsche  Recht- 
sprechung die  gleichen  Bahnen  der  Entwicklung  gewandelt  wie 
vor  ihr  die  schweizerische.  Über  die  Natur  dieses  Rechts  freilich 
ist  völlige  Einigkeit  auch  in  der  Doktrin  nicht  vorhanden  und 
die  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  ist  noch  immer  schwan- 
kend. In  Frage  steht,  ob  es  sich  um  ein  ausserhalb  des 
Menschen  liegendes  Rechtsgut  handelt,  an  dem  dieser  ein  abso- 
lutes Recht  hat,  und  welches  der  Inhalt  dieses  Rechtsguts  sei, 
oder  ob  es  sich  um  ein  durch  ein  absolutes  Recht  geschütztes, 
am  Menschen    haftendes   Persönlichkeitsgut,   sonach  um 


0  RGZ  28,  S.  247. 

')  RGZ.  22,  S.  96;  28,  S.  249.   Bolze,  Praxis  des  RGB.  19,  8.  117. 

')  Eine  rühmliche  Ausnahme  macht  eine  Entsch.. dos  OLG.  Dresden 
vom  6.  Dezember  1895  (Sachs.  Archiv  1895,  S.  3G6,  378),  die  auf  Grood 
analof^er  Anwendnng  der  Negatorienklage  nach  SBGB.  §  821  (=^  DBGB. 
§  1004)  die  Anmasanng  ein^  AnsstellnngsnvedaiUe  als  StOrnng  des  Indi- 
vidualrechts des  bereehtigten  Inhabers  -verbietet 
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ein  Persönlichkeitrecht  handelt,   das  bei  Beeinträchtigungen 
des  Gewerbebetriebs  verletzt  wird. 

Die  Auffassung  der  einzelnen  Schriftsteller  gibt  der  An- 
hang I  wieder,  die  Sprüche  des  Reichsgerichts,  die  sich  aus- 
drücklich mit  der  Frage  befassen,  der  Anhang  II.  Eine  ver- 
gleichende  Zusammenstellung  0   lässt  das  Schwankende   in    der 


^)  I.  Ein  Recht  aaf  freie  gewerbliche  Betätigung  erkennen 
an,  wenn  auch  nicht  immer  mit  gleicher  Begrflndan^: 

1.  Urt  ▼.  9.  Desember  1899  (R6Z.  46,  S.  62)  unter  Berufung  auf  §1 
GewO. 

2.  Urt  y.  6.  M&rz  1902  ebenso. 

3.  ürt.  V.  18.  Januar  1906  (ünl.  Wettb.  IV.  S.  66). 

4.  Urt  ▼.  6.  Juni  1899  (RGZ.44,  S.  17)  spricht  —  nicht  gans  klar  — 
von  einem  Recht  auf  Schutz  gegen  unlantern  Wettbewerb, 
durch  den  in  fremdes  Absatzgebiet  eingegriffen  werde. 

II.  Dahingestellt  lassen  das  besondere  PersOnlichkeitrecht,  ohne 
ee  doch  zu  verneinen: 

1.  tJft  V.  11.  April  1901  (RGZ.  48,  S.  115), 

9.  Urt.  V,  21.  Oktober  1904  (Jur.  Wochenschr.  1905,  8.20"). 

IIL  Ais  privatrechtlich  geschätztes  Rechtsgut  wird  neben  dem 
Kredit  der  Erwerb  und  das  Fortkommen  erachtet,  seiner  Verletzung 
aber  dieselbe  Folge  gegeben,  die  die  Verletzung  eines  Rechts  bat,  wie 
zu  I  also  als  Rechtsverletzung  angesehen  (insbes.  mit  Unterlassnngsklago !) : 

1.  im  ürt.  V.  6.  Januar  1906  (RGZ.  60,  S.  7), 

2.  im  Urt.  V.  16.  Oktober  1905  (RGZ.  61,  S.  368). 

3.  Aach  im  Urt.  v.  7.  Dezember  1899  (RGSt.  38,  S.  7  u.  8  wird  die 
Erwerbtfttigkeit  als  Schntzgegenstand  hingestellt. 

IV.  Abgelehnt  wird  ein  PersOnlichkeitrech  t  im  Sinne  zu  I, 
aber  an  einem  bereits  eingerichteten  und  ausgeabten  Gewerbe- 
betrieb, der  zugleich  als  ein  Rechtsgut  angesehen  wird,  ein  subjek- 
tives Recht  anerkannt: 

1.  Urt.  V.  29.  Mai  1902  (RGZ.  51,  S.  373). 

2.  Urt.  V.  14.  Dezember  1902  (RGZ,  66,  S.  275). 

3.  ürt.  V.  27.  Februar  1904  (RGZ.  68,  8.24). 

4.  Urt  V.  27.  Mai  1905  (Jur.  Woehenschr.  1905,  S.  430»). 
6.  Urt  V.  5.  Februar  1906  (Jur.  Woehenschr.  1906,  8. 164). 

Es  zeigt  sich  also  eine  rückläufige  Bewegung  von  der  Annahme, 
dass  die  gewerbliche  Betätigung  den  Schutzgegenstand  bilde,   sei  es 
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rechtlichen  Auffassung  in  die  Augen  springen.  Es  wäre  wohl  zu 
wünschen,  dass  in  dieser  Frage  eine  Einheitlichkeit  beim  höchsten 
Qerichthofe  herbeigeführt  würde.  Die  Entwicklung  drängt  da- 
nach, die  Ausübung  einer  gewerblichen  Tätigkeit  als  Betätigung 
des  Persönlichkeitrechts  aufzufassen,  denn  nur  diese  rechtliche 
Konstruktion  vermag  allen  Erscheinungen  des  unlautern  Wett- 
bewerbs gerecht  zu  werden. 

Bevor  auf  dpn  Nachweis  zugekommen  werden  kann,  dass 
ein  solches  Persönlichkeitrecht  auch  im  Gesetzesrecht  seine 
Grundlage  findet,  muss  jedoch  der  Begriff  des  Persönlichkeit- 
rechts, wie  es  hier  verstanden  wird,  kurz  dargestellt  werden. 
Denn  kaum  von  irgend  einem  anderen  Rechtsgebilde  gibt  es  so 
verschiedenartige  Vorstellungen,  wie  von  dem  Persöhlichkeitrechte. 


als  Aasflass  eiDos  Persönlichkeit-  udcI  Betfttigungsreohts  (I),  sei  es  als 
sonst  besonders  geschütztes  Rechtsgot  (III),  zur  Annahme  eines  Im- 
material-(z.  T.  sogar  Material-)gaterrecht8  am  Gewerbebetrieb  als  einem 
organischen  Unternehmen,  einer  Einrichtung  (vgl.  oben  nntiar  IV  1), 
ähnlich  dem  Eigentum. 

V.  Abgelehnt   wird   sogar   ein   solches    Recht   am   Gewerbe- 
betrieb im  Urt  V.  18.  Mai  1906  (RG.61,  S.  12). 
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C.  Die  rechtliche  Natur  der  gew^erb- 

lichen  Tätigkeit  und  des  unlautern 

Wettbe^verbs  im  Grewerbe. 

§14. 

Sul^Jektlves  Recht  und  Persönlichkeitrecht. 

I.  Der  Mensch  als  Einzelwesen,  lediglich  in  seinem  natür- 
lichen Dasein  und  ohne  Beziehung  auf  eine  Rechtsordnung  be- 
trachtet, kommt  für  die  Aussenwelt  zur  Geltung,  soweit  er  auf 
sie  einwirkt,  wie  jeder  selbständige  Organismus.  Einwirken  aber 
bedeutet  Machtentfaltung  zur  Überwindung  eines  Widerstands, 
den  die  tote  oder  lebendige  Umwelt  dem  eignen  Dasein  und 
seiner  Betätigung  entgegensetzt. 

Insoweit  diese  Machtentfaltung  willkürlich  ist, .  durch  den 
Willen  des  Menschen  hervorgerufen  und  geleitet  wird,  handelt 
es  sich  also  um  Willensmachtbetätigung. 

Der  Wille  nimmt  für  seine  Verwirklichung  die  Richtung 
nach  dem  Zweck,  den  zu  erreichen  Grund  und  Ursache  seiner 
Erregung  wurde.  Dieser  Zweck  ist  im  letzten  Ende  immer  die 
Selbstbehauptung  gegenüber  der  Umwelt.  Erreicht  wird 
dieser  Zweck,  indem  sich  die  Willensmacht  in  zwiefacher  Weise 
betätigt: 

1.  Der.  Mensch  schliesst  die  Umwelt  von  sich  aus,  hält 
ihre  Einwirkungen  von  sich  ab,  verteidigt  sich  gegen  ihre  Angriffe; 

2.  er  nimmt  die  Umwelt  in  sich  auf,  macht  sie  seinem 
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Genüsse   dienstbar,   ermöglicht   sich    durch   sie    sein   Wachstum 
und  sein  Ausleben. 

II.  Der  Mensch  ist  aber  nicht  nur  Einzellebewesen.  Die 
Entwickelung  der  Menschheit  ging,  und  geht  in  Gesamtheiten 
vor  sich.  Nur  allmählich  und  langsam  tritt  der  Mensch  aus  ihnen 
als  Individuum  heraus.  Es  gilt  auch  hier  das  allgemeine  orga- 
nische Gesetz  der  Entfaltung,  der  Differenzierung.^)  Sofern  der 
Mensch  aber  mit  andern  Menschen  in  Gemeinschaft  lebt,  wird 
sein  Sonderleben  ein  Teil  und  eine  Betätigung  des  Oe- 
meinlebens.  Er  kommt  nicht  nur  als  Einzellebewesen,  sondern 
zugleich  als  Glied  des  Gemeinwesens  in  Betracht. 

Damit  erweitern  sich  seine  Beziehungen  zur  Umwelt;  er  steht 
nun  auch  gegenüber  sowohl  den  einzelnen  andern  Gemeinschaft- 
genossen als  der  Gemeinschaft  in  ihrer  Gesamtheit.  Seine  Willens- 
macht tritt  entgegen  der  Willensmacht  einzelner  Genossen  als  der 
Glieder  eines  gemeinsamen  Ganzen,  und  der  übergeordneten 
Willensmacht  des  einheitlichen  Ganzen  selbst. 

III.  Eine  der  wichtigsten  Lebensäusserungen  der  Gemein- 
schaft, vergleichbar  der  Sprache,  der  Sitte,  der  Religion,  ist  die 
Erzeugung  des  Rechts.^  Jede  Gemeinschaft  hat  zur  notwendigen 
und  begrifflichen  Voraussetzung  die  Ordnung.')  Sie  ist  Be- 
dingung ihres  Bestehens,  eine  Eigenschaft  ihres  Wesens.  Handelt 
es  sich  um  die  Gemeinschaft  selbständig  wollender  und  tätiger 
Wesen,  so  muss  geordnet  werden  die  Willensmachtbetätigung  des 
einzelnen  Glieds  und  der  aus  ihnen  bestehenden  Gemeinschaft 
selbst.  Diese  ordnende  Tätigkeit  aber  ist  selbst  wieder  Macht- 
betätigung, Verwirklichung  eines  über  den  Gliedern  der  Ge- 
meinschaft stehenden  Willens.  Und  sofern  es  sich  um  die  Um- 
grenzung der  eigenen  Machtbetätigung  der  Gemeinschaft  handelt, 


^)  Vgl.  hierza  Kohler  in  der  Abhandlung  „Kollektivismus  und 
Individualismus  in  der  Geschichte*'  in  der  Ztscbr.  f.  Sozial  Wissenschaft 
Bd.  I  4,  S.  261  ff.  und  Enzyklopädie  der  Reobtswissenschaa'  J,  S.  22. 

*)  Kohl  er,  Enzyklopädie  der  Rochfswisseuschaft  I,  S.  6. 

»)  Rejfelsbcrger,  Pandekten  I,  S.  58. 
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Selbstbeschränkung  dieser  Macht.*)  Wo  immer  dieser  Wille 
seine  Macht  herleitet,  sei  es  mit  der  zusammentreffenden  Ober- 
zeugung der  Gemeinschaftglieder,  sei  es  aus  der  tatsächlichen 
Herrschaft  eines  übermächtigen  Einzelnen,  der  den  andern  seinen 
Willen  aufzwingt,*)  sobald  die  Willensmacht  die  Anerkennung 
derjenigen  gewinnt,  die  ihr  entgegenzutreten  vermöchten,  wird 
aus  der  tatsächlich  errichteten  Willensmacht  durch  deren  An- 
erkennung aufrechterhaltene  Willensmacht,  Rechtsmacht/)  aus 
der  von  ihr  gesetzten  Ordnung  Rechtsordnung.*) 

Soweit  der  Mensch  der  Umwelt  nur  als  Einzelwesen  gegen- 
übersteht, ist  seine  Macht,  ihre  Einwirkungen  von  sich  auszu- 
schliessen  und  sie  seinem  Genüsse  dienstbar  zu  machen,  begrifflich 
unbeschränkt.  Soweit  er  ihr  aber  als  Glied  einer  Gemeinschaft 
zusammen  mit  andern  Gemeinschaftgenossen  gegenübersteht,  tritt 
dieser  Macht  hindernd  die  gleiche  Macht  der  andern  Genossen 
entgegen.  Die  Ordnung  dieser  widerstreitenden  Machtbetätigungen 
erfordert  daher  eine  Abgrenzung  und  Beschränkung  der  Einzelnen, 
um  jedem  Gliede  ein  mit  der  Gesamtheit  verträgliches  Mass  zu- 
kommen zu  lassen.  Der  Einzelne  darf  sich  nicht  mehr  schlecht- 
hin gegen  alle  Einwirkungen  der  Umwelt  wehren,  muss  einige 
von  seinen  Mitgenossen  ertragen.  Und  er  darf  nicht  ungemessen 
die  Umwelt  in  sich  aufnehmen,  für  seinen  Genuss  sich  dienstbar 
machen,  er  muss  auch  den  Mitgenossen  den  ihnen  gebührenden 
Anteil  lassen/) 


»)  Jheringf,  Der  Zweck  im  Recht,  Bd.  I,  S.  241  ff.  —  Über  die 
Bindung  der  eigDen  Macht  nnd  deren  Verwirklichung  namentlich  durch 
die  Teilung  der  Gewalt  in  gesetzgebende  und  ausfuhreode  vgl.  noch 
Jellinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  S.  349  ff. 

>)  Berolzh<^imer,  Rechtsphilos.  Studien  1903,  S.  110,  135.  Vgl. 
auch  J bering,  Der  Zweck  im  Recht  I,  S.  260. 

>)  Beroleheimor  a.a.O.,  S.  26,  109. 

*)  Re^elsberger,  Pandekten  I,  S.  58. 

^)  In  diesem  Sinne  kann  man  mit  Bülow,  Dispositives  Zivilprozess- 
recht, Arch.  £  ziv.  Praxis  Bd.  64r,  S.  1,  sagen:  alles  Recht  ist  Schranke 
individueller  Willkür. 
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Die  Ordnung  dieser  einzelnen  Machtbetätigungen  sowohl 
der  Glieder  der  Gemeinschaft  als  der  Gemeinschaft  selbst  wird 
aiif  folgende  Weise  erzielt: 

1.  Der  zur  Rechtsmacht  erhobene  Herrscherwille  leitet  und 
beschränkt  die  Willensmachtbetätigungen  der  einzelnen  Glieder 
der  Gesamtheit  durch  Gebote  und  Verbote  nach  den  Zwecken 
der  Gesamtheit  (Rechtsnormen).^) 

Dies  sind  stets  Befehle  zugunsten  des  Einen  an  die 
Andern,  um  jenem  seine  Stellung  in  der  Umwelt  zu  gewähr- 
leisten.*) Diese  Befehle  können  auch  zugunsten  der  Gemein- 
schaft selbst  erteilt  werden.')  Die  Stellung  des  Einzelnen  Und 
der  Ausschnitt  der  Umwelt,  deren  Genuss  gewährleistet  werden 
soll  und  der  deshalb  als  Gegenstand  des  Genusses  für  den 
Menschen  ein  Gut  ist,  wird  damit  zum  Rechtsgut  erhoben.*) 
Hierher  gehören  vor  allem  die  mit  Strafdrohutigen  versehenen 
Normen,  deren  Zweck  lediglich  Rechtsgüterschutz  ist.  Sie  finden 
sieh  aber  in  allen  Rechtsgebieten,  nicht  nur  im  Strafgesetzbuch.^)  Die 
Folge  dieser  Gebote  und  Verbote  ist  stets,  dass  dem  Einzelnen, 
zu  dessen  Gunsten  sie  ergangen  sind,  ein  Raum  für  seine  freie 
Machtbetätigung  im  natürlichen  Sinne  geschaffen  wird.  Um 
ebensoviel  als  die  andern  in  ihrer  freien  Machtbetätigung  durch 


>)  Binding,  Normen  I,  S.  96ff.,  339,  und  Linckelmann,  Bedeu- 
tang  gesetzlicher  Zwangspflichten  usw.  in  Arcb.  f.  bQrg.  Recht  13,  S.  79. 

*)  Deshalb  reicht  dieser  Umstand  noch  nicht  aus,  hier  schon  ein 
subjektives  Frivatrecht  anzunehmen ,  wie  £ltzbachor,  Unterlassungs-. 
klage  S.  109,  118  will.  Gut  macht  hierzu  Lehmann,  Die  Unterlassuogs- 
pflicht,  auf  die  verschiedenen  Möglichkeiten  des  Vertrags  zuguDsten 
dritter  aufmerksam,  S.  69.  Vgl.  noch  Lau,  Der  Unterlassungsanspruch 
in  Grucbots  Beitr.  47,  S.  499  ff. 

*)  z.  B.  bei  Hochverrat,  Landesverrat  usw. 

^)  Binding  a.  a.  0.,  S.  839.    Berolzheimer  a.  a.  0.,  S.  102. 

^)  So  beschränkt  BGB.  §867  die  Ausschliessungsmacbt  des  Grand- 
stückbesitzers  zugunsten  des  Besitzers  einer  Sache,  die  auf  das  Grnnd- 
stQck  gelangt  ist:  er  muss  die  Aufsuchung  und  Wegholung  gestatter. 
Ebenso  §§  904,  905.     Dagegen  verbietet  §  226  die  Einwirkungsmachf. 
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die  Normen  beschränkt  werden,  um.  ebensoviel  bleibt  dem  Ein- 
zelnen seine  Machtbet|tigung  vorbehalten,  die  er  kraft  seines 
natürlichen  Daseins  als  Einzelwesen  hat,  und  deren  Beiassung 
und  Bewahrung  mit  der  Ordnung  vereinbar  und  zum  Vorteil 
der  Oesamtheit  ist. 

2.  Der  zur  Rechtsmacht  erhobene  Herrscherwille  regelt ; — 
durch  Selbstbeschränkung  —  die  Willensmachtbetätigung  der 
Gesamtheit  gegenüber  ihren  Gliedern.  Die  Folge  hiervon  ist 
ebenso  wie  bei  den. zugunsten  des  einen  an  die  andern  ergangenen 
Verboten  und  Geboten  die  Schaffung  eines  Kreises,  in  dem  der 
Einzelne  von  den  Machteinwirkungen  der  Gesamtheit  frei- 
bleibt, ihm  seine  eigne  von  Natur  zukommende  Machtbetätigungs- 
möglichkeit vorbehalten  ist.  Dort  ist  der  Einzelne  frei,  von  der 
—  sei  es  ausschliessenden,  sei  es  einschliessenden  —  Einwirkung 
der  Willensmacht  der  Mitgenossen  der  Gemeinschaft,  hier  ist  er 
frei  von  der  Einwirkung  der  übergeordneten  Willensmacht  der 
Genossenschaft  selbst.^)  In  diesem  Falle  insbesondere  spricht 
man  von  Freiheiten  und  Freiheitrechten. ^)  In  der  Tat  liegt 
aber  nur  vor  die  natürliche  ungehinderte  Machtbetätigung  des 
Menschen,  wie  sie.  ihm  zukommt  als  Einzelwesen,  abgesehen  von 
seiner  Zugehörigkeit  zur.  Rechtsgemeinschaft,')  Sie  ist  —  sofern 
sie  durch  die  Gesetzgebung  des  Staats  als  rechtlich  bestehend 
anerkannt  wird  und  damit  die  Staatsgewalt  nicht  nur  tatsächlich, 


^)  Dies  kommt  recht  dcotlich  in  dem  Gesetz  über  die  .Freizügigkeit 
vom  l.Norombcr  1867  und  der  Verfassung  dc9  Dotttsohen  Eeiehs  vom 
16.  April. J 871  zum  Ausdruck  und  erläutert  damit  .zugl«icb,  ^as  hier 
unter  „Recht"  zu  verstehen  ist:  „Jeder  Bundesangehörige  bat  das  Recht . . 
Genrerbe  aller  Art  zu  betreiben  • .  In  der  Ausübung  dieser.  Befugnisse 
darf  der  Bundesangehörige  weder  durch  die  Obrigkeit  seiner  Heimat 
noch  durch  die  Obrigkeit  des  Orta  .  .  gehindert  .  .  werden." 

»>  Auch  „Grundrechten".  Vgl..  Oskar  Bülow,  Klag^  und  ürteiL 
S.  17.  Jelliftok  a.  a.  0.,  S.  97.  Dr.  Giese,  Die  Grundrechte  1906, 
S:57,  oft  60. 

^).£9  sind  die  Actes  de  pur  fapulte  et  de.  simple»  toler^nco  des  fran-- 
zö^lscL^n  Rechte,    Regel sbergfer,  Pandekten  I,  S.  77. 
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sondern  rechtlich  bindet^)  —  ein  Rechtsgut,  ein  durch  Normen 
oder  Selbstbeschränkung  der  Willensmacht,  der  Gemeinschaft  ge- 
währtes Gut,*)  aber  keine  eigne  Rechtsmacht.') 

3.  Der  zur  Rechtsmacht  erhobene  Herrscherwille  gewähr- 
leistet endlich  die  natürliche  Betätigung  der  Willensmacht  des 
Einzelnen,  wie  sie  unter  I  gekennzeichnet  wurde,  nicht  bloss  da- 
durch, dass  er  sich  selbst  der  Einwirkung  auf  sie  enthält  (zu  2) 
oder  dass  er  andern  eine  solche  Einwirkung  verbietet  (zu  1), 
sondern  auch  dadurch,  dass  er  jene  Willensmachtbetätig^ung  des 
Einzelnen  als  Betätigung  eines  Glieds  der  Rechtsgemeinschaft 
anerkennt  und  zur  rechtlichen  Willensmachtbetätigimg,  zur 
Berechtigung  (subjektivem  Rechte)  erhebt.  Die  natürliche, 
jedem  Menschen  zukommende  Betätigung  der  Willensmacht  wird 
damit  aus  einem  blossen  Rechtsgut,  dessen  Bestand  durch 
Normen  und  öffentliche  Rechtsatzungen  garantiert  und  geschützt 
ist',  zu  einer  eigenen  Rechtsmacht,  aus  einem  Objekt  von 
Rechtsvorschriften  zu  einem  Mitinhaber  der  subjektiven  Be- 
fehlsgewalt,*) zum  Gehilfen  des  allgemeinen  Rechtswillens,  zum 
eigenen  Mitordner  der  Beziehungen  zur  Umwelt  in  Gemäss- 
heit  der  ihm  vom  allgemeinen  Willen  erteilten  Ermächtigung 
zum  Zwecke  des  Ausschlusses  oder  Einschlusses  der  Umwelt  und 
der  dadurch  erreichten  Sicherung  eines  Genusses.*^) 


1)  Dr.  Giese  a.a.O.,  S.  60. 

*)  Vgl.  Berolzheimer  a.a.O.,  S.  58. 

')  Dies  wird  auch  von  Köhler»  Enzyki.  d.  Rechtsw.  I,  S.  681  nicht 
scharf  auseinander  gehalten.  Dagegen  Giese  a.  a.  O.,  S.  73  und  von  Liszt, 
Deliktsobl.  S.  26. 

')  Ähnlich  auch  M.  E.  Mayer,  Rechtsnormen  und  Euitarnormeo 
1903,  S.  54,  59  ff. 

^)  Über  den  Begriff  des  subjektiven  Rechts,  die  Grundlage  der 
Rechtwissenschafr,  herrscht  immer  noch  lebhafter  Streit.  Vgl.  M  er  ekel, 
Jurist.  Enzyklopädie  1900,  S.  67,  §159.  Windsoheid-Eipp,  Lehrb. 
§37  und  §89.  Jellinok,  System  d.  öffentL  subj.  Rechte  1905,  S.  41. 
Gareis,  Buscbs  Archiv  f.  Theorie  u.  Praxis,  S.  193.  Regelsberger, 
Pandekten  I,  S.  58,  77.    Ramdohr,  Gruchots  Beitr.  43,  Si  1, 14.   BeroU- 
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Die  „Rechte"  (rechtlichen  Befugnisse,  subjektiven  Rechte)  und 
„Freiheiten"  (von  Eingriffen  fremder  Machtbetätigung  geschonten 


heimer  a.a.O.,  S.  44, 102.  OertmaDD,  Dtscb.  Jar.  Ztg.  1904,  S.  610.* 
Zitelmann,  Internat.  Privatrecht  I,  S.  37,  55.  Pagensteoher,  Zar 
Lehre  von  der  mater.  Rechtskraft  S.  5,  Gierke,  Dtach.  Privatreofat  I, 
S.  263.  Creme,  System  I,  S.  162.  Dr.  Giose,  Grundrechte  S.  70. 
Bernatzik a.  a.  0.,  S.  232,  260.  Allfeld,  Kritische  Vierteljahrschrift  43, 
S.  62.  Kremer,  Zur  Konstruktion  des  ZP.  in  Ztschr.  f.  priv.  u.  Ofientl. 
K.  33,  S.  817.  Linckolmann,  Arch.  f.  bflrg.  Recht  Bd.  13,  S.  87.  — 
Ferner  noch  Thon,  Rechtsnormen  u.  snbjekt.  Recht,  S.  123. 

Jhering,  Dernbarg,  v.  Liszt,  Bierling,  Kohler,  Eltzbacher 
und  andere  geben  den  Unterschied  zwischen  Rechtsgut  und  rechtlich  ge- 
schütztem Interesse  einerseits  und  Recht  anderseits  bewusst  auf,  indem 
sie  Recht  nur  als  Sicherheit  des  Genussos,  als  einen  der  Person  durch 
die  Rechtsordnung  gewährleisteten  Anteil  an  den  Lebensgütern  auf&ssen. 
Hierbei  wird  verkannt,  dass  diese  Sicherheit  des  Genusses  vom  Recht 
eben  auf  die  obenbezeichneto  dreifache  Weise  erfolgen  kann  und  nur 
die  Gewährung  einer  eigenen  Rechtsmacht  als  Ausflnss  des  allgemeinen 
Herrschcrwillens  zur  Sicherung  jenes  Genusses  Berechtigung  ist.  Es  ist 
nicht  richtig,  wie  Eltzbacher  will,  aus  dem  Recht  des  Staats  auf  Unter- 
lassung, wie  es  den  Stra^esctzen  zugrunde  liegt,  ohne  weiteres  auch  ein 
Hecht  des  Einzelnen  auf  Unterlassung  derselben  Tat  zu  folgern.  Dass 
dies  auch  nicht  die  Auflassung  des  BGB  ist,  ergibt  deutlich  der  Unter- 
schied, den  §  823  in  Abs.  1  und  Abs.  2  zwischen  „Recht"  und  einer 
„dem  Schutz  eines  Andern  dienender  Norm^,  also  einem  rechtlich  ge- 
schützten Interesse  machen.  Hierauf  weist  auch  Lehmann,  Die  Unter- 
lassungspflicht S.  69,  mit  Recht  hin.  Das  Yerbot  der  Staatsbahnverwal- 
tung z.  B.,  in  bestimmten  Wagenabteiion  zu  rauchen,  will  dem  Mitreisendei^ 
einen  von  Rauch  nicht  belustigten  Aufenthalt  im  Wagen  sichern,  dient 
also  gewiss  zur  Sicherung  dieses  Genussee.  Es  schafift  aber  dem  Mit-« 
reisenden  keineswegs  ein  eignes  Recht  darauf,  dass  kein  Mitreisender 
raucht,  er  kann  diesem  gegenüber  nicht  seine  eigne  Willensmacht  durch- 
setzen, das  Rauchen  zu  unterlassen.  Es  liegt  keine  Verletzung  der  Willens- 
macht des  Reisenden,  sondern  Ausserachtlassung  des  Gebots  der  Bahn- 
verwaltung  vor,  wenn  ein  Mitreisender  dennoch  raucht;  es  treten  daher 
die  Folgen  des  Ungehorsams,  nicht  die  der  Rechtverletzung  ein.  Der 
belästigte  Reisende  kann  nicht  auf  Unterlassung  klagen,  sich  nur  bei  der: 
Verwaltung  beschweren. 

Ebenso  bedeuten  die  sogen.  Freiheitrechte  des  öifentlichen  Rechts 
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Unterlassungsansprach. 

Kreise)^)  sind  es  also,  wie  schon  die  alte  Rechtsprache  in  be- 
ständiger Zusammenstellung  sich  ausdrückte,  die  die  innerhalb 
der  Rechtsgemeinschaft  für  den  einzelnen  Rechtsgenossen  durch 
die  Rechtordnung  abgegrenzten  Rechtskreise  im  weitern  Sinne 
bilden.«) 

IV.  Die  Betätigung  der  Willensmacht  begreift  in  sich  die 
Überwindung  des  Hindernisses,  das  sich  ihr  entgegenstellt  Ist 
dieses  .  Hindernis  die  Betätigung  eines  andern  menschlichen 
Willens,  so  entsteht  gegen  den  Andern  ein  Anspruch  auf  Unter- 
lassung und  Beseitigung  der  Beeinträchtigung  der  Willensmacht- 
betätigung. Ist  diese  Willensmacht  zur  Rechtsmacht  erhoben,  so 
wird  der  Anspruch  zum  Rechtsanspruch.  Jeder  solcher  An- 
spruch hat  stets  als  Grundlage  eine  Rechtsmacht  und  die  Beein- 
trächtigung dieser  Rechtsmacht   im  einzelnen  Falle  durch  einen 

lediglich  Freisein  von  den  (bisher  bestandenen)  staatlichen  Beschrän- 
kungen in  dieser  Hinsicht.  Sie  dämmen  die  Machteinwirkung  des  Staats 
ein,  geben  dem  Einzelnen  aber  keine  eigne  Recbtsmacht  (z.  B.  Freizügig- 
keit). Häufig  findet  sich  der  mehrfache  Schutz  des  Guts  und 
des  Genusses  des  Guts:  die  Normen  schützen  das  Leben  und  die 
Freiheit  des  Einzelnen,  indem  sie  den  andern  Rechtsgenossen  verbieten, 
es  zu  Verletzen ;  durch  Vorschriften  der  Verfassung  und  Strafprozessordnung 
bindet  sich  die  Staatsgewalt  in  ihrer  eigenen  Machtbet&tigung  gegen  das 
Leben  und  die  Freiheit  der  Untertanen;  durch  Gewährung  einer  eignen 
Hechtsmacht  an  den  Einzelnen  zur  selbständigen  Abwehr  gegen  Beein- 
trächtigungen seines  Lebens  und  seiner  Freiheit  durch  andre  verstärkt  es 
endlich  noch  weiter  diesen  Schutz,  BGB.  §  823,  Abs.  1.  Nur  in  letzterem 
Fall  aber  liegt  eine  Berechtigung,  ein  subjektives  Recht  des  Einzelnen 
vor,  in  den  beiden  andern  ist  Leben  und  Freiheilr  nur  als  Rechtsgnt 
behandelt.  —  Vgl.  auch  Dr.  Giese,  Grundrechte  S,  65.  —  Für  das 
Frivatrecht  nimmt  einen  dem  unserigen  näher  kommenden  Standpunkt 
Mn  Lehmann,  Die  Unterlassungspflicht  S.  66,  während  er  im  übrigen 
die  Auffassung  Eltzbachers  teilt  S.  66,  67,  69,  70, 119,  124. 

*J  Althochd.  frija  »=  geschont. 

•)  Vgl.  Berolzheimer  a.a.O.,  S.  104.  Gut  auch  die  Protokolle 
der  II.  Kommission  z.  BGB.  S.  2711  u.  2712.  Nur  mass  man  sich  des 
Unterschieds  von  Freiheit  als  des  bloss  natürlichen  unbeherrschten  Zu- 
fitands  und  der  freien  Willensmacht  bewusst  bleiben. 
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bestimmten  Dritten.  Sein  Inhalt  bestimmt  sich  aus  der  Richtung, 
die  die  Betätigung  der  Willensmacht  nimmt,  der  Art  der  Beein- 
trächtigung und  der  Person  des  Beeinträchtigenden.*)     Er  geht 


*)  Bolze  bestreitet  in  acinem  lehrreichen  Aufsatz  „Der  Ansprach" 
in  Gruchot«  Beitr.  z.  ErL  des  dtsch.  Rechts  Bd.  46,  S.  763  if.,  dass  dessen 
Itcchtsgrund  immer  ein  subjektives  Privatrecbt  sein  müsse  und  I&sst  ihn 
auch  bei  einem  blossen,  rechtlich  greschützten  Interesse  entstehen.  Er  berührt 
sich  damit  mit  denjenigen,  die  dieses  geschützte  Interesse  selbst  schon 
als  subjektives  Hecht  auffassen  und  deshalb  die  Unterlassungsklage  ge- 
währen. Für  den  gegen  den  Be  ein  trächtiger  gegebenen  Rechts- 
anspruch auf  Unterlassung  scheint  dies  nicht  zutreffend.  Die  durch 
Normen  oder  Selbstbeschränkung  der  Staatsgewalt  geschützten  rechtlichen 
Interessen  und  Rechtsgfiter,  die  selbst  noch  keine  Rechte  sind,  geben 
dem,  dessen  Rechtsgut  verletzt  worden  ist,  keinen  Anspruch  gegen  den 
Verletzer.  Aus  der  normwidrigen  Handlung  erwächst  vielmehr  nur  dem 
Inhaber  der  Befehlsgewalt,  dem  übergeordneten  Herrscherwillen, 
ein  Anspruch  gegen  den  Unbotmässigen  (in  der  Regel  ein  Straf  ansprach). 
Dem  Verletzten  selbst  erwächst  nur  gegen  den  Inhaber  der  Befehls- 
l^ewalt  ein  Anspruch  auf  Verfolgung  des  Qnbotmässigen  kraft  seines 
Rechts  auf  Schutz  durch  die  Staatsgewalt,  ein  Rechtschatzanspruch  (vgl. 
J ellin ek,  System  der  subjekt.  Offentl.  Rechte  S.  124  ff.).  Ebenso  wie 
die  dem  Staate  zustehenden  Normen  das  Zuwiderhandeln  gegen  sie  ver- 
bieten, ebenso  ist  Inhalt  der  dem  Einzelnen  zugewiesenen  Rechtsmacht 
(seines  subjektiven  Rechts)  das  Verbot,  sich  ihr  entgegenzustellen,  sie  zu 
missachten,  und  es  erwächst  deshalb  gegen  den  Ungehorsamen  ein  An- 
spruch auf  Unterlassung  (vgl.  Eltzbacher,  Die  Unterlassungsklage  S.  11 2). 
!Ebca  deshalb  ist  aber  auch  diese  Unterlassungsklage  dem  Einzelnen  um- 
gekehrt nur  dort  gegeben,  wo  dorn  Einzelnen  die  eigne  Rechtsmacht 
zum  Schutj;  seiner  Rechtsgüter  zusteht,  nicht  auch  dort,  wo  dieser  Schutz 
nur  durch  staatliche  Oebote  oder  Verbote  oder  gar  durch  Selbst- 
beschränkung der  staatlichen  Macht  gewährt  wird.  Gegen  eine  Miss- 
schlung  kann  dann  auch  nur  diese  staatliche  Macht  einschreiten.  Dies 
wird  von  Eltzbacher  in  seinem  Werke,  Die  Unterlassungsklage,  ver- 
kannt. 

Lediglich  ein  Selbstverteidigungsrecht  nach  DBGB.  §  227 
und  ein  Schadenanspruch  ist  beji  solchen  blossen  Rechtsgütcrver- 
letzungen  durch  die  Vorschrift  im  BGB.  §  823,  Abs.  2,  gegeben,  ebenso 
wie  §  826  die  Verletzung  eines  Rechts  nicht  voraussetzt.  Insoweit  hier 
ein  Anspruch  auf  Unterlassung  anzuerkennen  ist,  kommt  er  nur  im  Falle 
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auf  ein  Verhalten,  das  die  Wiederherstellung  der  verletzten  Rechts- 
niacht  ermöglicht,  also  entweder  auf  ein  Unterlassen  oder  auf 
ein  Leisten.  Überall,  wo  das  Gesetz  daher  einen  solchen  An- 
spruch auf  Unterlassung  oder  Leistung  gibt,  erkennt  es 
eine  ihm  zugrunde  liegende  Rechtsmacht  an.^) 

V.  Die  von  der  Rechtordnung  als  eigne  Rechtsmacht  an- 
erkannte Willensbetätigung  des  Glieds  -  der  Rechtsgemeinschaft, 
die  dessen  Berechtigung  (subjektives  Recht)  bildet,  hat  nun  zur 
notwendigen  Voraussetzung  folgendes: 

1.  Zunächst  die  Anerkennung,  dass  jemand  überhaupt  Glied 
der  Rechtsgemeinschaft  ist.  Wessen  Willensmacht  von  der 
Rechtsmacht  als  ein  Teil  von  ihr  anerkannt  werden  soll,  der 
muss  vor  allem  Mitglied  der  Gemeinschaft  sein,  dessen  Ausfluss 
die  übergeordnete  Rechtsmacht  ist.    Diese  Anerkennung  gibt  dem 


von  schul dhaft er  Beschädigung  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Nataralher- 
Stellung  des  BGB.  §249  in  Betracht,  ist  aber  von  dem  negatorischen 
Anspruch  auf  Unterlassung  auch  der  schuldlosen  Beeinträchtigang  der 
liechtsm ach tb etat igung  (von  einem  Eingriff  in  die  „Rechtasphäre" 
spricht  RGZ.  25,  S.  348)  durchaus  zu  unterscheiden.  —  Zu  weit  geht  das 
Reichsgericht,  wenn  es  den  Grundsatz  aufstellt,  dass  aus  jeder  verwirk- 
lichten unerlaubten  Handlung  dem  Verletzten  stets  ein  Unterlassungs- 
anspruch bei  Wiederholnngsgefahr  erwachse,  weil  die  Auferlegung  einer 
Pflicht  und  die  Gewährung  eines  Rechts  gleichwertig  sei;  vgl.  z.  B. 
RGZ.  48,  S.  118;  66,  S.286;  67,  S.  242;  DJZ.  06,  S.  814;  JW.  06.  8.20, 
140,  174,  287.  Es  wird  dazu  gedrängt,  weil  es  sich  scheut,  die  Aus- 
übung gewerblicher  Tätigkeit  offen  als  Inhalt  eines  FersOnlichkeitrechts 
anzuerkennen.  Vgl.  hierzu  die  scharfsinnigen  Ausführungen  von  Oert- 
m»nn,  Unterlasanngsansprflche  aus  unerlaubten  Handlungen?  in  der 
Deutschen  Juristen-Ztg.  1904,  S. 6 16  ff.,  sowie  Lau,  Der  Unterlassungs- 
ahspruch,  Gruchots  Beiträge  47,  S.  608,  604.  Lehmann,  Die  Unter- 
lassnngspflicht  S.  108,  228.  Nicht  klar  zwischen  Recht  and  Rechtsgut 
wird  unterschieden  RGZ.  60,  S.  7.  Von  „Rechtssphäre''  und  dem  wider- 
rechtlichen Eingriff  in  sie  spricht  RGZ.  63,  S.  401.  Vgl.  hierzu:  Der 
Unterlassungsanspruch  bei  den  absoluten  Rechten  von  Mannbar  dt,  DJZ. 
1903,  S.  416. 

»)  Thon,  RechUnormen  S.  183. 
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Persönlichkeit.     Rechtlagen. 

Menschen  das,  was  in  der  Rechtsprache  Persönlichkeif  ge- 
nannt wird.*)  Sie  bezeichnet  ihn  zum  Unterschied  von  seiner 
Stellung  ausser  der  Rechtordnung  als  Einzelwesen  in  seiner 
Stellung  als  Glied  der  Rechtsgemeinschaft.  Weil  wir  jetzt  jeden 
Menschen  ohne  weiteres  als  Genossen  einer  Rechtsgemeinschaft, 
als  rechtsfähig,  d.  h;  als  Träger  eigner  Rechtsmacht,  aner-. 
kennen,  geben  wir  auch  jedem  die  Eigenschaft  als  Persönlichkeit 
und  übersehen  dabei  leicht,  dass  dies  nicht  der  natürliche,  son- 
dern ein  von  der  Rechtsgemeinschaft  erst  geschaffener  Zustand 
ist.  Wie  wenig  ursprünglich  diese  Eigenschaft  mit  dem  Menschen 
als  solchem  zusammenfiel,  zeigt  die  Rechtsgeschichte.  Der  Sklave 
und  Knecht,  der  Fremde  wurden  nicht  als  Persönlichkeiten  aner- 
kannt, der  Volksgenosse  konnte  sie  durch  Friedlosigkeit  verlieren, 
er  konnte  bürgerlich  tot  werden.*) 

2.  Bezeichnet  die  Persönlichkeit  die  Tatsache  der  Mitglied- 
schaft der  Rechtsgemeinschaft,  Rechtfähigkeit,  so  bedarf  es  weiter 
der  Anerkennung  der  Stellung,  die  das  Glied  innerhalb  der 
Rechtsgemeinschaft  einnimmt,  sei  es  in  Beziehung  zum  Staats- 
wesen (Inländer  —  Ausländer  —  Beamter),  zur  Gesellschaft  (Stand), 
zum  einzelnen  Mitgenossen  zufolge  natürlicher  Zustände  (Vater— 
Kind  —  Ehegatte)  oder  zufolge  der  im  Rechtsverkehr  geschaffenen 
Zustände  (Berufstellung,  Anwartschaften,  die  durch  bedingte  und 
befristete  Rechte  geschaffenen  Lagen  usw.).  Diese  Zustände  be- 
zeichnet man  auch  als  Rechtlagen.') 

3.  Ist  Persönlichkeit  gleichbedeutend  mit  Rechtfähigkeit,  so 
wird  Inhalt   und  Umfang    dieser  Rechtfähigkeit   gegeben  durch 


^)  Regelsbergcr,  Pandekten  I,  S.  284.  Köhler,  Lehrbach  des 
bfirgerL  Hechts  I,  S.  265.    Merckel,  Enzyklop.  §183  ff. 

')  Erinnert  sei  an  den  Kiostertod  des  Mittelalters.  Umgekehrt  kann 
Persönlichkeit  nicht  nur  dem  Menschen,  sondern  auch  Verbänden  von 
Menschen,  ja  sogar .  Vermögensmassen  (Stiftungen)  zuerkannt  werdan. 

•)  Vgl.  Kohler,  Lehrbuch  des  bfirgerl.  Rechts  Bd.  I,  S.  152,  der 
jedoch  auch  die  Fähigkeiten  darunter  begreift.  Strohal,  Die  Grenzen 
der  Urteilskraft  bei  betagter  und  bediogter  Berechtigung  1905,  S,  147, 
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Rechlfähigkeiten. 

die  Anerkennung  von  Fähigkeiten^  von  Rechtsmacht,  die  eben 
der  Persönlichkeit  beiwohnt.  Ihre  Summe  bildet  die  gesamte 
Persönlichkeit.  Hierher  gehört  die  allgemeine  Qeschäfts- 
und  Verfügungsfähigkeit,  hierher  gehören  aber  auch  ein- 
zelne herausgehobene  besondere  Fähigkeiten,  :d.  h.  die 
Macht,  durch  Willensbetätigung  besondere  rechtliche  Wirkungen 
hervorzubringen,  in  bestimmter  Weise  auf .  die  Umwelt  einzu- 
wirken. ^ 

Die  Persönlichkeit,  die  Stellung  und  ihre  Fähigkeiten  sind 
nicht  selbst  schon  subjdctive  Rechte,  Berechtigungen,  Willens- 
machlbetätigungen:  aber  sie  sind  Elemente  des  subjektiven  Rechts. 
Die  mit  einer  Macht  ausgestattete,  auf  eine  bestimmte  Stelle  ge- 
setzte Persönlichkeit  ist  die  Voraussetzung  für  .  die  Betätigung 
dieser  Macht.  Die  Anwendung  der  Fähigkeit  wird  dann  zur 
Rechtausübung. 

VI.  Ist  Berechtigung  von  der  Rechtordnung  anerkannte 
Willensmachtbetätigung  und  zeigt  sich  diese  nach  dem  unter  1 
Ausgeführten  darin,  dass  sie  die  Umwelt  ausschliesst  und  ander- 
seits in  sich  einschliesst ,  so  ergibt  sich  daraus  notwendig  die 
Unterscheidung  von  zwei  Arten  von  Berechtigungen:  den  Aus- 
Schlussrechten*)  und  den  Einschlussrechten.')  Beide  dienen 


1}  z.  B.  EhcflLhigkeit,  TestieriUhigkcit,  Kündigung,  Anfechtung,  Wider- 
ruf, Aufrechaang,  Hinterlegung  usw.  Diese  F&higkeiten  wdrdeh  tod 
Seckel  ah  besondere  Gestaltungsrechte  den  Herrsch aflrechten  gegen- 
übergestellt. Vgl.  Seckel,  Die  Gestaltungsrechte  des  bürge'rl.  Rechts, 
Festgabe  für  Koch  1903,  S.  207  ff.  Zitelmann  bezeichnet  sie  als  Rechte 
des  Könnens  im  Unterschied  von  den  Rechten  des  Dürfens.  Vgl.  hierzu 
Kohler,  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rochts  I,  S.  151  und  Bfilov, 
Klage  und  Urteil  S.  21.  Vgl.  auch  Lehmann,  Die  Unterlassungspflicbt, 
Seite  66.  '. 

^)  RG.  in  Seufferts  Archiv  3,  F.  II,  S.210..  Eitzbacher  a.  Ä.  0., 
S.  333.  Lohman:n,  ;  Die  Unterlassungspflicht  im  bürgerlicliün  Recht 
1906,  S.  15.       ,         :  .  /       '     . 

^)  Insgemein  als  Herrsch'aft'recht  bezeichnet.  Icti  liahe  den 
Ausdruck  „Einscblussrednt*^  vor,  weil  er  einerseits  den  .Zweck  und  Gc^en- 
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dem  gleichen  Zweck:  der  Selbstbehauptung  des  Menschen  gegen- 
über der  Umwelt  durch  Verteidigung  gegen  nachteilige  Ein- 
wirkungen und  Sicherung  fördernden  Genusses. 

VII.  Das  Ausschlussrecht.  Es  kann,  seine  Richtung 
nehmen  sowohl  gegen  die  Machteinwirkungen  aller  übrigen  neben- 
geordneten Rechtsgenossen,  als  gegen  die  Machteinwirkung  der 
übergeordneten  Gemeinschaft  selbst  Dort  ist  es  privates,  hier 
öffentiches  Ausschlussrecht.  Da  es  schlechthin  und  gegen 
alle  wirkt,  wird  es  als  „absolutes"  Recht  bezeichnet.^)  Im  Fol- 
genden handelt  es  sich  nur  um  das  private  Ausschlussrecht. 
Wie  die  Einschlussrechte  sich  einteilen  lassen  nach  dem  Genuss- 
gegenstand, nach  dem  Ausschnitt  der  Umwelt,  der  in  die  Persön- 
lichkeit einbezogen  wird  zum  Genüsse  des  Menschen,  so  lassen 
die  Ausschlussrechte  sich  einteilen  nach  dem  Schutzgegen- 
stand, von  dem  der  Ausschluss  aller  übrigen  erfolgen  soll.*) 

Dieser  Schutzgegenstand  aber  ist  der  Mensch  in  seinem 
Sein,  in  seinem  Tun  und  seinem  Haben.  Mit  dem  Haben  aber 
greift  er  auf  die  Umwelt  über,  so  dass  sich  dann  auch  auf  diese 
das  Ausschlussrecht  erstrecken  kann. 

1.  Der  Mensch  in  seinem  natürlichen  Dasein  ist  der 
vornehmste  Gegenstand  des  Rechtschutzes.  Um  seinetwillen 
besteht  ja  alle  Rechtordnung.  Es  wäre  daher  zu  verwun- 
dern, wenn  nicht  alle  Mittel  der  ordnenden  Rechtsmacht  an- 
gewendet würden,  um  diesen  Schutz  zu  gewähren.  Und  dies 
geschieht  in  der  Tat.  Den  Normenschutz  gewähren  dfe  Gebote 
und  Verbote  der  übergeordneten  Herrschermacht  an  die  Unter- 
tanen, die  verletzende  und  gefährdende  Handlungen  der  Mit- 
genossen verbieten,  fördernde  gebieten.  Die  Verfassungsgesetze 
und  Prozessordnungen  beschränken  die  Ausübung  der  Staatsmacht 


satz  zu  den  Aasschlossrechten  bezeichnet  und  weil  anderseits  jedes  Recht 
herrschaftliche  Machtbetätigung  ist 

*)  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I,  S.  258.  Lehmann,  Die  Unter- 
lasBungspflicht,  S.  108. 

«)  So  auchEltzbachep  a.  a.  O.;  S. 302  ff.    Lehmanna.  ä.  0.,  S.16. 
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in  der  Möglichkeit  von  Eingriffen  auf  ihn.  So  stark  dieser  Schutz 
aber  auch  ist,  ausreichend  ist  er  ebensowenig,  wie  das  Verbot 
des  Diebstahls  die  eigne  Rechtsmacht  des  Eigentums  ersetzen 
kann.  Die  Normen  insbesondere  schützen  ihrer  Natur  nach  nur 
gegen  Ungehorsamshandlungen,  setzen  ein  schuldhaftes  Handeln 
des  Einzelnen  voraus.  Ausserhalb  dieses  Schutzes  aber  bleiben 
alle  nichtschuldhaften,  nicht  deliktischen  Verletzungen.  Um  auch 
diese  nichtschuldhaften  Beeinträchtigungen  abzuhalten,  ist  ein 
gegen  alle  wirkendes  Ausschlussrecht  erforderlich.  Die  Römer 
erkannten  dies  an  in  ihrer  actio  iniuriarum.^)  Im  deutschen 
Recht  hat  es  sich,  da  dieses  im  Gegensatz  zum  römischen  nicht 
individualistischer,  sondern  sozialer  Natur  ist,  nur  allmählich  An- 
erkennung errungen.*)  Dem  Rechte  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs liegt  es  aber  jedenfalls  zugrunde;  es  ist  nicht  etwa  bloss 
eine  theoretische  Konstruktion,  ein  Postulat,  sondern  eine  vom  Gesetz 
gegebene  Rechtsmacht.')  Dies  erhellt  namentlich  auch  aus  der 
Vorschrift  des  BGB.  §  823,  Abs.  1.  Wenn  dort  von  widerrecht- 
licher Verletzung  des  Lebens  usw.  gesprochen  wird,  so  ist  dar- 
unter eben  keine  wider  eine  Pflicht  verstossende,  keine  norm- 
widrige Handlung,*)  sondern  eine  wider  ein  Recht  verstossende 
Handlung  schlechthin  zu  verstehen,  eine  sogenannte  objektive 
Widerrechtlichkeit  Dies  ist  in  der  Rechtwissenschaft  überwi^end 
anerkannt  und  überzeugend  vom  RG.  in  Bd.  50,  S.  66  ff.  seiner 
Zivilentscheidungen  ausgeführt.**)    Es  wird  somit  ein  das  Leben, 

^)  Jhering,  Recht  schätz  gegen  inj  ariöse  RechtsverletzQngen,  Jahrb. 
f.  Dopra.  Bd.  XXIII,  S.  165  ff. 

')  Es  wird  von  den  Motiven  z.  BGB.  autfdräcklich  anerkannt  und 
auch  nicht  von  der  IL  Kommission  bestritten,  vgl.  deren  Protokolle 
S.  8494»  wennschon  diese  den  Umfang  des  FersOnlichkeitrcchts  nicht  fest- 
legen' wollte.  In  der  Wissenschaft  hat  es  sich  fast  allgemeine  Anerkennung 
errunjren. 

^)  Dies  wird  z.  B«  verkannt  vom  OLQ.  Hamborg  in  Rechtspr.  II., 
S.  814. 

*)  Wie  in  §  823,  Abs.  2. 

^)  Ygl.  anch  Heorici,  Grochots  Beitr.  zur  Erl.  4*2,  S.  682.  Kiefe, 

—      158     — 


Persönlichkeitrecht. 

den  Körper  usw.  schützendes  Recht  vorausgesetzt,^)  und  dieses 
kann  dann  nur  eben  das  fremde  Einwirkungen  abhaltende  Aus- 
schlussgesetz sein,*)  das  gegen  alle  wirkt  und  auch  nichtschuld- 
hafte  Verletzungen  ausschliesst.*)  Hieraus  erklärt  sich  auch  zwang- 
los die  Möglichkeit  der  Unterlassungsklage.*)  Diese  alle  andern 
von  der  Einwirkung  auf  das  natürliche  Dasein  des  Menschen 
ausschliessende  Rechtsmacht  ist  aber  das,  was  als  Persönlich- 
keitrecht bezeichnet  wird.*) 

Gegenstand  dieses  Rechts  ist  der  Mensch;  es  geht  dahin, 
dass  er  nicht  ungebührlich  angetastet  wird.®)  Deshalb  ist  das 
Recht  insoweit  auch  ein  einheitliches  Recht,  denn  der  Mensch 
tritt  der  Umwelt  als  Einheit,  als  Ganzes  gegenüber.^)  Wenn  das 
Gesetz   vom   Leben,  Körper,  von  der  Gesundheit  und  Freiheit 


Düs  Verhältnis  dor  unerl.  Handlang  des  BGB.  z.  Strafrecbt  1900,  S.  13. 
Weyl,  System  der  Verschuldensbegriflfe  S.  269. 

')  Die  Schadenersatzpflicht  wird  dann  an  die  vorsätzliche  und  fahr- 
Ifissige  Verletzung  dieses  Rechts  gcknäpft. 

*)  Vgl.  hierzu  Eltzb acher  a.a.O.,  8.281,838. 

>)  Ein  subjektives  Recht  dos  Staats  auf  Gehorsam  gegen  seine  Nor- 
men kann  hier  nicht  in  Frage  kommen.  Von  den  normwidrigen  Hand- 
lüugen  spricht  §  828,  Abs.  2. 

*)  Oertmann,  Deutsche  Juristen-Ztg.  1904,  S.  618. 

^)  Eltzbacher  a.  a.  O.,  S.  804.  Kegelsbergor ,  Pandekten  I, 
8.  197.  Lehmann  a.  a.  0.,  S.  120,  128.  Schon  Blackstone  spricht  im 
1.  Buch  seiner  Oommentaries  of  the  laws  of  England  hier  von  einem 
„light  of  personal  securily". 

^)  Kohler,  Ehre  und  Beleidigung,  Archiv  f.  Strafrecht  Bd. 47,  S. 7  ff. 
Inwiefern  dieses  Recht  ohne  Inhalt  sein  soll  und  deshalb  nicht  bestehen 
kann,  wie  Osterrieth,  Altes  und  Neues  zur  Lehre  vom  Urheberrecht 
1892,  S.  66  meint,  ist  nicht  recht  verständlich. 

^)  Regelsb erger,  Pandekten  I,  S.  198,  —  Die  von  Eltzbacher, 
Unterlassungsklage  S.  126,  vertretene  Aufl'assung  i^t  zu  eng.  Es  muss  aus 
der  Sicherung  der  Person  gejen  einzelne  Beeinträchtigungen  auf  dem 
Wege  der  von  ihm  selbst  so  richtig  erläuterten  Analogie  S.  91  auf  ein 
allgemeines,  die  Person  schützendes  Recht  geschlossen  werden.  Nur 
sind  die  zur  Person  untrennbar  gehörigen  Güter  nicht  ins  Unbegrenzte 
willkürlich  zu  vermehren! 
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des  Menschen  spricht,  so  bezeichnet  es  damit  lediglich  den  Men- 
schen selbst  in  seinem  naturlichen  Dasein  und  nennt  nur  die 
Angriff  punkte,  wo  er  verletzt  werden  kann.  Es  sind  das  aber 
nicht  vom  Menschen  unterscheidbare  besondere  Güter, 
zu  dessen  Schutz  besondere  Ausschlussrechte  gegeben  wären. ^) 
Die  abstrakte  Bezeichnung  als  Zusammenfassung  einzelner 
Erscheinungen  darf  nicht  dazu  führen,  diese  Abstraktionen 
als  wirkliche  Gegenständlichkeiten  und  Güter  zu  er- 
fassen. Es  gibt  kein  selbständiges  Gut  des  Lebens.  Das  „Leben 
eines  Andern'*  ist  die  Bezeichnung  dafür,  das  der  Andre  lebt, 
die  „Gesundheit"  eines  Andern  die  Bezeichnung  dafür,  dass  er 
gesund  ist.  Wenn  das  Gesetz  daher  von  der  Verletzung  des 
Lebens  eines  Andern  spricht,  so  meint  es  dies  im  Gegensatz 
zur  Vernichtung  des  Daseins  des  Menschen,  zu  dessen  Tötung, 
es  will  ihn  sonach  in  seinem  Dasein  überhaupt  schützen.  Und 
wenn  es  die  Verletzung  des  Körpers  erwähnt,  fässt  es -den 
Menschen  nach  seiner  äusseren  Erscheinung,  nach  seiner  Körper- 
lichkeit ins  Auge;  wenn  es  die  Verletzung  der  Gesundheit^) 
verbietet,  betrachtet  es  ihn  als  lebendigen  Organismus,  dessen 
Funktionieren  ungestört  vor  sich  geht.  Die  Erwähnung  der 
Freiheit  endlich  bezieht  sich  —  ausser  auf  die  äussere  Bewe- 
gungsmöglichkeit —  -  auf  das  innere  Sein  in  den  Erscheinungen 
des  ungehinderten  Willens,  Denkens  und  Empfindens.  Stets  aber 
ist  es  der  Mensch  selbst  als  Ganzes,  der  verletzt  wird. 

Mit  der  Erkenntnis,  dass  es  sich  hier  gar  nicht  um  einzelne 
vom  Menschen  unterschiedene  und  gesonderte  Güter  handelt, 
ergibt  sich  die  Ablehnung  der  Auffassung  des  Persönlichkeit- 
rechts als  eines  Herrschaftrechts  über  das  Leben,  die  Gesund- 


0  In  diesem  Sinne  hat  HGZ  58,  S.  2»  recht. 

*)  Ein  Antrag,  die  ArbeitHkraft  mit  in  das  Gesels  aufziiDehmeo, 
wurde  abgelehnt,  da  sie  schon  durch  die  Gesundheit  umfasst  würde. 
RTK.  57.  Vgl.  auch  Riezler,  Arbeitskraft,  Archiv  f.  bürg.  Recht  Bd.2T, 
S.  229.     Vgl.  §  115  ALR.  I,  Tit.  6. 
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heit,  den  Körper,  ^)  die  Freiheit.  Das  Persönlichkeitrecht  ist  aber 
auch  nicht  als  rechtliche  Herrschaft  über  seine  Person  zu 
konstruieren.  Gerade  diese  Auffassung,  die  mit  Recht  abgelehnt 
worden  ist,*)  hat  dazu  geführt,  das  Bestehen  eines  Persönlichkeit- 
rechts überhaupt  zu  leugnen.  Es  bedarf  dieser  Vorstellung  aber 
nicht,  und  im  Grunde  genommen  verstehen  auch  die  Anhänger 
dieser  Lehre^^)  unter  der  eignen  „Herrschaft  über  seine  Persön- 
lichkeit und  Persönlichkeitsphäre"  nichts  andres,  als  die  natür- 
liche Macht,  sich  nach  eignem  Willen  zu  betätigen,  das  Frei- 
sein von  andrer  Herrschaft. 

Nicht  minder  hat  das  Persönlichkeitrecht  in  Misskredit  ge- 
bracht die  Neigung,  es  mit  allem  Möglichen  anzufüllen,  dessen 
Rechtschutz  man  begehrt.*)  Es  soll  das  Recht  sein,  „als  voll- 
gültige, sittliche  und  geistige  Persönlichkeit  anerkannt  zu  werden,"  ^) 
es  wird  ein  „individueller  Persönlichkeitbereich"  angenommen, 
in  den  alles  Schutzwürdige  gepackt  wird,  insbesondere  soll  es 
ein  Recht  sein  „an  der  Individualität  des  Geschäftbetriebs,"®) 
das  Recht,  „als  die  Person  zu  gelten,  die  sie  wirklich  ist",')  ihre 
„Stellung  im  Gewerbe"  bedeuten  ®)  u.  s.  f.  All  dies  erinnert  an  die 
Neigung  der  Staatsverfassungen,  .,Grundrechte",  „Menschenrechte" 
aufzustellen.  Man  verliert  damit  nur  den  Boden  unter  den  Füssen 


>)  z.  B.  Gareis,  Das  Recht  am  menschlichen  Körper  1900,  S.  IGfiT. 
Ebenso  Holder,  Über  objekt.  a.  Subjekt  Recht  1893,8.25. 

*)  z.  B.  von  Dernburg,  Lehrbach  des  bürg.  Rechts  I,  S.  105.  Des- 
halb sind  aber  die  PersÖDlichkeitreehte  noch  keine  objektlosen  Rechte 
wie  Ramdohr  will,  Grucbots  Beitr.  43,  S.  1.  Denn  die  sie  schubsende 
Eecbtsmacht  hat  als  Objekt  die  Umwelt,  die  andern  Menschen. 

8)  Köhler,  Lehrb.  des  bürg.  Rechts  I,  S.  148.  Gierke,  Deatsch. 
Privatrecht  I,  S.  702. 

*)  Riezler,  Archiv  f.  bürg.  Recht  27,  S.247.-^  Richtig  auch  Bltz- 
bacher,  Unterlassnngsklage  S.  126. 

*)  Kohler,  Enzyklop.I,  S.  587. 

^  Gierke,  Ztschr.  f.  gewcrbl.  Rechtscbots  1895,  S.  109  ff. 

^)  Siehe  dagegen  mit  Recht  Gumbel,  Der  Betrugsparagraph  S.  ISJT. 

^)  Kohl  er,  Enzyklop.  I,  S.589. 
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und  entfernt  sich  jedenfalls  vom  Gesetz.  Dies  zeigt  sich  insbe- 
sondre auch  darin,  Güter  der  Umwelt  —  körperliche  und  un- 
körperliche —  als  Teile  der  menschlichen  Persönlichkeit  selbst 
anzusehen  und  deshalb  als  vom  Persönlichkeitrecht  geschützt 
zu  betrachten '  oder  gar  als  besondre  Persönlichkeitrechte  auf- 
zustellen. 

Mit  ebensoviel  Obereinstimmung  wie  Unrecht  werden  so  die 
Ehre,  der  Kredit,,  der  Name  als  besondere  Persönlichkeit- 
rechte hingestellt.  Sie  sind  überhaupt  keine  Persönlichkeitrechte. 
Ehre,  Kredit  und  Name  sind  nicht  Teile  des  Menschen  selbst, 
sie  sind  lediglich  Wirkungen  seiner  Persönlichkeit  in  der 
Umwelt,  Zustände  des  Denkens,  Fühlens  und  Wollens  bei  an- 
dern Menschen  über  ihn,  daher  immaterielle  Güter,  die 
ausserhalb  des  Menschen  liegen.  Nur  die  enge  Beziehung,  in 
der  sie  zum  einzelnen  Menschen  stehen,  hat  dazu  verleitet,  sie 
als  Teile  des  Menschen  und  seiner  Persönlichkeit  selbst  anzu- 
sehen.^) 

Höchstens  die  Ehre  als  innere  Würde  des  Menschen  könnte 
als  Teil  seines  Selbst  in  Betracht  kommen.  Abgesehen  davon, 
dass  diese  durch  Dritte  aber  überhaupt  nicht  verletzbar  ist,  würde 
nur  die  Kränkung  des  Empfindens  vorliegen,  die  dann  eine  Ver- 
letzung der  Freiheit  des  inneren  Seins  enthielte.  Die  äussere 
Ehre  aber,  die  in  dem  Ansehen  und  der  Anerkennung  des 
Menschen  bei  seinen  Mitmenschen  besteht,*)  ist  ein  Gefühl  und 
«ine  Vorstellung  eben  bei  andern  Menschen,  nicht  ein  Zustand 
des  Menschen,  um  dessen  Ehre  es  sich  handelt.     Das  gilt  auch 


1)  Das  sind  sie  anch  nicht,  weil  sie  ndem  Menschen  angeboren  sind'', 
-wie  Gierko  z.  B.  vom,  Namen  behauptet.  Der  Mensch  tritt  in  dieac 
Rechte  mit  der  Oebnrt  nicht  anders  ein,  als  in  unzählige  andre,  die  dar- 
um noch  nicht  PcrsOnlichkeitrechte  sind. 

•)  Köhler,  Eliro  und  Beleidigung  im  Archiv  f.  Strafrecht  u.  Straf- 
prozess  Bd.  47,  S.  3.  Vgl.  auch  Entsch.  des  Eammergerichts  in  KGBI. 
1904,  S.U. 
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von  seinem  guten  oder  schlechten  Ruf.^)  Ebenso  ist  der  Kredit 
das  Vertrauen,  das  andre  zu.  jemand  haben.*)  Es  ist  dies  aller- 
dings ein  wertvolles  Gut  für  ihn,  aber  ein  Teil  seiner  eignen 
Persönlichkeit  ist  es  ebensowenig,  wie  die  Liebe  und  Zuneigung 
andrer  Menschen.  Die  Sprache  selbst  fasst  sehr  richtig  diese 
immateriellen  Güter  als  vom  Menschen  verschieden  auf,  denn 
man  sagt,  ich  „besitze",  „habe"  Kredit  usw.')  Endlich  sind  auch 
Name,  Marke  und  Zeichen  keine  Persönlichkeitrechte,  weil 
keine  Teile  der  Persönlichkeit.*)  Sie  sind  lediglich  Mittel,*)  um 
die  Persönlichkeit  in  ihrer  Individualität  zu  bezeichnen,  Indi- 
vidualisierungsmittel und  als  solche  immaterielleGüter. 
Name  und  Firma  werden  allgemein  nicht  als  Immaterial- 
gut, sondern  als  Persönlichkeitrecht,  Individualrecht  ange- 
sehen,*) dagegen  erachten  einige')  das  Warenzeichen,  die 
Ausstattung  der  Geschäftbezeichnung,  die  Druckschrif- 
tenbezeichnung als  Immaterialgut.®)  Es  liegt  gar  kein 
stichhaltiger  Grund  dafür  vor,  Namen  und  Firma  anders  zu  be- 
handeln  als    das  Warenzeichen    und    die    Geschäftbezeichnung. 


')  Vgl.  übereinsiimmend  auch  Linokelmann,  Arch.  f. bürg.  Recht 
Bd.  13,  S.  87. 

*)  Vgl.  Olihausen,  Komm,  zu  §  187,  No.  6  oüd  Braunschweig, 
Begriff  und  Schutz  des  Kredits  nach  dem  BGB.  1903. 

»)  Rspr.8,  S.  17. 

^)  So  richtig  hier  Eltzbacher  a.  a.  O.,  S.  306,  307.  Andrer  Meinung 
—  mit  dar  Mehrzahl  —  z.B.  Cohn,  Neue  Rechtsgüter  1902,  S.  21. 
Kohler,  Enzyklop.  I,  S.  687,  erklärt  sie  als  Xebenrechte  des  Persönlich- 
keitrechts  —  womit  ihr  Wesen  nicht  erklärt  ist 

*)  Opet,  Das  Namenrecht  des  BGB.  Archiv  für  zivilrechtliche 
Praxis  87,  S.  313. 

•)  RGZ.  42,  S.  147.  Finger,  Reichsges.  zum  Schutz  der  Warenbez. 
1900,  S.  264,  265,  865.    Gierke,  Deutsch.  Privatr.  I,  S.  717. 

')  z.  B.  Pinger  a.  a.  0.,  S.  365.  Dagegen  Seligsohn  S.  28,  207. 
Schmidt,  Ges.  z.  Schutz  d.  UW,  S.  1. 

^  Mit  Unrecht  leugnen  auch  diese  Gutsnatur  wie  die  Rechtsnatur 
überhaupt  RGZ.  47,  S.  100.  Bl.  f.  Patentr.  VII,  S.222.  Alifold,  Ges. 
z.  Schutz  d.  Warenbez.  S.  614. 
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Auch  dort  liegt  ein  ausserhalb  der  Person  vorhandner  imma- 
terieller Gegenstand  —  die  Bezeichnung  —  vor.  Dass  die  Be- 
zeichnung sich  auf  eine  Person  bezieht,  macht  sie  noch  nicht  zu 
einem  Teil  der  Person  selbst,  ebenso  wie  die  Bezeichnung  einer 
Ware  diese  noch  nicht  zum  Teil  der  Ware  macht.  Die  Be- 
zeichnung bleibt  ein  ausser  dem  bezeichneten  Gegenstand  vor- 
handnes  selbständiges  Bezeichnungsmittel.  Wären  Name  und  Firma 
Teile  der  Person  selbst,  so  könnten  sie  niemials  geändert  werden, 
ohne  die  Persönlichkeit  und  das  Geschäft  selbst  zu  ändern.^) 
Der  Umstand,  dass  dieses  immaterielle  Gut  nicht  selbständigen 
Vermögenswert  hat,  also  nicht  zu  den  Vermögensrechten  gehört,*) 
sowie  dass  es  dem  Zwecke  des  Bezeichnungsmittels  gemäss  eng 
mit  der  Person  verknüpft  (aber  nicht  Teil  der  Person  selbst)  und 
daher  für  sich  allein  unveräusserlich  ist®)  (wie  andre  höchstpersön- 
liche Rechte  auch),  vermag  an  der  Natur  dieses  Rechts  nichts  zu 
ändern.  Erweitert  man  das  Persönlichkeitrecht  freilich  derart,  dass 
nicht  nur  die  Person  selbst,  sondern  eine  weitere  Sphäre  um  sie 
(„Persönlichkeitsphäre")  als  Schutzgegenstand  des  Ausschlussrechis 
erscheint,  so  gehören  natürlich  dann  auch  diejenigen  Gegenstände, 
die  man  innerhalb  dieser  Sphäre  setzt,  zu  den  persönlichkeit- 
rechtlich geschützten.  Aber  damit  begibt  man  sich  ins  Will- 
kürliche. Weder  hat  in  den  Gesetzen  eine  ausserhalb  der  Person 
liegende  „Sphäre"  einen  Anhalt,  noch  gibt  es  ein  Merkmal  dafür, 
was  in,  was  ausser  der  Sphäre  liegt.  Diese  ganze  „Sphäre"  ist 
ein  Ding,  von  dem  der  Spruch  gilt  „wo  die  Begriffe  fehlen,  da 
stellt  ein  Wort  zur  rechten  Zeit  sich  ein". 

2.  Wie  der  Mensch  in  seinem  Sein,  so  bedarf  er  auch  in 


1)  Dio  ricKtigo  Auffassung  als  Recht  an  einem  immateriellen  Gut,, 
dem  Bezeichnungsmittel,  hat  OUhaosen,  Das  VcrhUltnis  des  Namcns- 
rechts  zum  Firmenrecht  S.  104,  ebeDVO  Daniel,  Darstelluni;  etc. 
Seite  40. 

«)  RGZ.  9,  S.  106. 

3)  RGZ.  29,  S.193. 
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Die  Betätigung  des  Menschen. 

seinem  Tun  des  Rechtschutzes. ^)  Der  Mensch  als  lebender  Or- 
ganismus ruht  nicht,  sondern  betätigt  sich,  gebraucht  seine  geistigen 
und  leiblichen  Kräfte.*)  Leben  [heisst  tätig  sein.  Diese  ßewe- 
gungs-  und  Betätigungsmöglichkeit  hat  an  sich  ihre  Schranke 
nur  in  den  Kräften  des  Menschen  selbst  und  in  dem  Widerstand 
der  Umwelt.  Die  Rechtordnung  schafft  ihr  weitre  Schranken 
durch  ihre  Gebote  und  Verbote  und  durch  die  Rechtsmacht,  die 
sie  dem  Mitgenossen  verleiht,  um  die  beeinträchtigenden  Ein- 
wirkungen abzuwehren.  Soweit  aber  durch  solche  Gebote  und 
Verbote  und  Schutzwehren  der  Mitgenossen  die  Bewegungen  und 
Betätigungen  des  Menschen  nicht  behindert  sind,  besteht  für  ihn 
Freiheit  für  sein  Tun.')  Ihr  Inhalt  und  Umfang  ergibt  sich 
also  aus  den  sämtlichen  unverbotenen  und  durch  Entgegenstehende 
Rechtsmacht  nicht  gehinderten  menschlichen  Betätigungen.  Der 
Inhalt  dieser  Freiheit  ist  keineswegs  ein  negativer,  denn  er  be- 
greift alle  Tätigkeitrichtungen  des  Menschen  in  sich,  nur  kann 
die  Bezeichnung  und  Umschreibung  bloss  in  negativer  Weise 
erfolgen.  Ebensowenig  wie  Leben  und  Gesundheit  aber  ist  auch 
diese  Freiheit  ein  vom  Menschen  gesondertes  und  selbständiges 
Gut.  Sie  ist  nur  eine  Abstraktion  des  Begriffs  des  ungehin- 
derten Tätigwerdens  des  Menschen.  Alles  Tun  aber  ist 
der  Mensch  selbst  in  einem  bestimmten  Zustande,  darum  bedeutet 
der  Rechtschutz,  der  die  Betätigungen  des  Menschen  trifft, 
Rechtschutz  für  den  Menschen  selbst 

Auch  das  freie  —  ungehinderte  —  Tätigwerden  des  Menschen 
schützen  nun  besondre  Rechtsnormen*)  und  Verfassungsgesetze*) 
in  mehr  oder  minder  weitreichendem  Umfange.   Ein  allgemeines 


*)  Vgl.  auch  Osterrieth,  Bemerkangen  zum  Entwurf  eines  Ges. 
betr.  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Photographie  S.  91,  92. 

»)  Gierke,  Dtach.  Privatrecbt  I,  8.  713. 

^  Planck,  SchuldverhältoisBe  Bd.  2,  S.  606. 

*)  StGB.  §234  flF.,  §239flf. 

^)  z.  B.  die  Vorschriften  über  die  Verhängung  der  Unteranchungs- 
haft  usw. 
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Das  Betätigungsrecht  als  Personlichkeitrecht. 

Ausschlussrecht  aber  wird  ausserdem  zu  seinen  Gunsten  im  BGB. 
§  823,  Abs.  1  anerkannt,^)  indem  dort  die  widerrechtliche  Ver- 
letzung der  „Freiheit'  erwähnt  wird.*)  Damit  wird  für  jedes 
Tun  des  Menschen  schlechthin,  sofern  es  nicht  verboten 
oder  durch  Rechtschranken  behindert  ist,  das  Recht  an- 
erkannt, Beeinträchtigungen  von  ihm  abzuwehren.*) 

Dieses  Ausschlussrecht  ist  in  Wahrheit  gleichfalls  das  eine 
Persönlichkeitrecht,  das  auch  das  Sein  des  Menschen  schützt, 
da  ja,  wie  ausgeführt,  das  Tun  des  Menschen  nur  eine  Erschei- 
nungsform des  Menschen  selbst  ist  und  Beeinträchtigungen  des 
Tuns  notwendig  immer  Beeinträchtigungen  auch  des  Seins  ent- 
halten. Es  lässt  sich  jedoch  die  Entfaltung  des  Ausschlussrechts, 
soweit  es  sich  nicht  bloss  auf  das  unmittelbare  Sein,  sondern  auf 
das  Tätigwerdeh,  auf  die  Betätigungen  des  Seins  erstreckt,  immer- 
hin mit  der  besöndern  Bezeichnung  Betätigungsrecht  belegen. 
Nur  muss  man  sich  bewusst  bleiben,  dass  es  das  eine  Person- 
lichkeitrecht in  der  besondern  Richtung  auf  die  Betätigung  des 
Menschen  ist.  Und  ferner  ist  zu  beachten,  dass  unter  Betätigungs- 
recht eben  die  Rechtsmacht  zu  verstehen  ist,  die  das  Tun 
schützt,  nicht  die  Ausübung  der  Macht  ist.  Wie  das  Dasein,  so 
will  das  Ausschlussrecht  das  Tun,  das  Tätigwerden  an  sich  schützen, 
nicht  eine  besondre  Fähigkeit*)  zu  einem  bestimmten  Tun  geben. 


»)  Vgl.  Protokolle  der  IL  Komm.  S.  2834,  2835. 

•)  Ober  den  Begriff  der  Freiheit  im  Sinne  von  §  823,  Abs.  1  herrscht 
Streit:  die  einen  verstehen  darunter  jede  freie  Wiliensbetätiguog,  die 
andern,  namentlich  das  RG.,  lehnen  dies  ab,  ohne  jedoch  eine  eigne  Er- 
klärung zu  geben  (RGZ.  48,  S.  128;  58,  S.  28.  Rspr.  7,  S.  158).  OLG. 
Hamburg  v.  18.  Juni  1903  (Seufferts  Archiv  59,  S.  65).  Die  ^Freiheit"  bat 
einen  doppelten  Sinn:  einmal  bezieht  sie  sich,  wie  oben  erwähnt,  aaf 
das  innere  Sein  des  Menschen,  die  ungehinderten  Regungen  seiner  Seele 
im  Fühlen,  Wollen  und  Denken,  sodann,  wie  hier,  auf  die  ungehinderten 
Willensbetfttigrungen  nach  aussen  hin. 

8)  Eltzbacher  a.  a.  0.,  S.  317. 

'')  Diese  kann  natürlich  durch  anderweite  gesetsliche  Vorschriften 
erteilt  sein. 
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Besondre  Betätigungsrechte. 

Zuweilen  kommt  dieses  allgemeine  Ausschlussrecht,  das  zu- 
sammenfassend und  unterschiedlos  alle  menschlichen  Betätigungen 
schützt,  in  besondrer  Weise  zur  Erscheinung.  Werden  nämlich 
einzelne  jener  menschlichen  nichtverbotnen  Betätigungen  her- 
ausgehoben, um  an  sie  entweder  besondre  Rechtsfolgen  zu 
knüpfen,  oder  weil  sie  sonst  für  den  Menschen  und  das  Gemein- 
schaftleben von  Bedeutung  sind,  so  erfolgt  damit  notwendig 
zugleich  eine  besondre  Entfaltung  und  Spaltung  des  allgemeinen 
Ausschlussrechts.  Es  konkretisiert  sich  gleichsam  an  diesen  heraus- 
gehobenen, besondern  Tätigkeiten,  und  so  kommt  es,  dass  es  sich 
mit  ihnen  in  ebensoviel  besondre  Ausschlussrechte,  besondre 
Betätigungsrechte  entfaltet.^)  Man  hat  sich  jedoch  auch  hier 
bewusst  zu  bleiben,  dass  es  im  Grunde  immer  nur  das  eine 
Persönlichkeitrecht  ist,  das  das  Dasein  des  Menschen  schützt,, 
dass  es  ebenso  nur  dessen  Ausflüsse  sind,  wie  die  einzelnen 
herausgehobenen  Tätigkeitrichtungen  Ausflüsse  der  einen  Be- 
tätigungsmacht, d.  h.  eben  des  Daseins  des  Menschen  selbst 
Welche  solcher  einzelnen  Betätigungsrechte  als  einzelne  Persön- 
lichkeitrechte sich  hiernach  gebildet  haben  und  vom  Gesetzgeber 
als  solche  anerkannt  worden  sind,  ist  Frage  der  Rechtsentwicke- 
iung  und  Gesetzgebung.^  Ebenso,  wie  begrifflich  jede  Tätig- 
keitrichtung sich  zu  einem  besondern  Persönlichkeitrecht  heraus- 
bilden und  entfalten  kann,  ebenso  gewiss  erkennt  das  Gesetz  sie 
nur  in  einzelnen  Fällen  an.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so  werden 
die  Behinderungen  menschlicher  Betätigungen  eben  nur  durch  das 
allgemeine,  die  Freiheit  schützende  Ausschlussrecht  getroffen.^) 

Die  Heraushebung  von    besondern  Tätigkeiten  des 


')  Regelsbergor,  Pandekten!,  S.  198. 

«)  Gierke,  Deutsch.  Privatrecht  I,  S.  704,  713. 

')  Deshalb  gibt  es  z.  B.  kein  besondres  Recht  za  essen,  za  schlafen, 
zu  trinken.  Noch  weniger  aber  ist  die  Störung  dieser  Tätigkeit  durch 
Dritte  nur  durch  Normen  verboten.  Der  Qestörte  hat  vielmehr  einen 
eignen  Anspruch  kraft  seines  die  allgemeine  Freiheit  schätzenden 
Ausschlussrechts  auf  Unterlassung  gegen  den  Störcr. 
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Besondre  Fähigkeiten.    Qenuss  von  Gütern. 

Menschen  und  damit  die  Anerkennung  der  Macht,  Beeinträch- 
tigungen von  ihnen  abzuwehren,  ist  nun  mehrfach  erfolgt.  Überall 
zunächst,  wo  das  Recht  dem  Menschen  eine  besondre  Tätig- 
keit zuspricht,  in  bestimmter  Weise  mit  rechtlicher  Wirkung  zu 
handeln,^)  hebt  es  notwendig  die  Ausübung  dieser  Fähigkeit, 
die  Betätigung  der  anerkannten  besondern  Macht  heraus,  indi- 
vidualisiert damit  aber  auch  das  ihre  'Betätigung  schützende  Aus- 
schlussrecht und  schafft  damit  ein  besondres  PersönlichkeitrechL 
Als  solche  besondre  Persönlichkeitrechte  erweisen  sich  so  die 
Betätigungen  der  oben  unter  V3  bezeichneten  herausgehobenen 
und  anerkannten  besondern  Fähigkeiten,  wie  z.  B.  die  Errichtung 
eines  Testaments,  die  Ausübung  der  Kündigung,  Anfechtung  usw.*) 
Weiter  wird  auch  diejenige  Betätigung  des  Menschen  Ijesonders 
herausgehoben,  die  sich  darstellt  als  Geniessen  des  Teils  der 
Umwelt,  deren  Beherrschung  und  Einschliessung')  der  Rechts- 
macht dient.*)  So  durchdringt  das  diese  Betätigung  schützende 
Persönlichkeitrecht  zugleich  jede  andre  auf  Einschluss  der  Aussen- 
welt   gerichtete  Rechtsmacht,  und    die  Verletzung  dieses  enthält 


^)  Die  nGestaltuDgarecbte''  Seckels. 

*)  Es  ist  dasselbe,  was  Bekker,  Pandekten  I,  S.50ff.  (iKlschlicfa  als 
o  b j  0  k tl  0  8  e  Bechte  bezeicbn et.  Ebenso  Ra m  d  o  b r ,  Gruchot«  Beitr.  48, 
S.  15ff.  Es  ist  aber  auch  nicht,  wie  Gierke,  Dentscb.  Privatrecht  I, 
S.  257,  meint,  der  Staat  oder  die  eigne  Person  das  Objekt.  Es  bandelt 
sich  vielmehr  lediglich  um  ein  rechtlich  geschütztes  Tun,  das  seinerseits 
objektlos  sein  kann.  Objekt  der  schützenden  Recbtsmacht,  die  dem 
Tuenden  zusteht,  sind  aber  alle  andern  Genossen,  die  sie  von  Beein- 
trächtigungen des  Tuns  ausschliesst.  Bei  den  Ausschlussrechten  ist  eben 
Schntzobjekt,  Gegenstand,  von  dem  ausgeschlossen  wird,  die  Person  und 
deren  Tun,  hingegen  Abwehrobjekt,  Gegenstand,  der  ausgeschlossen  wird, 
die  Umwelt  und  ihre  Einwirkungen  auf  den  Schutzgegenstand. 

»)  Vgl.  unten  unter  VIII. 

*)  Nicht  ganz  genau  spricht  man  auch  hier  gemeinhin  von  eioer 
„Ausfibunf^*^  des  Rechts.  Das  Geniessen  des  Guts  ist  jedoch  das  Schutz- 
objekt, die  Ausübung  der  Recbtsmacht  ist  nicht  das  Geniessen,  sondern 
das  Beherrschen,  das  vorausgehen  muss.  So  auch  Thon,  Rechtsnorm 
S.  288  ff. 
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Die  Arbeit. 

zugleich  eine  Verletzung  jenes.^)  Endlich  sind  auch  einzelne 
Betätigungen  des  Menschen  in  bestimmter  Richtung  um  deswillen 
herausgehoben,  weil  sie  besonders  individueller  Natur  sind,  na- 
mentlich insofern  sie  besondre  Güter  erzeugen  und  dadurch 
für  die  Gemeinschaft  und  den  Einzelnen  von  Wert  sind.  Handelt 
es  sich  bei  den  erstgenannten  Betätigungen  um  ihre  Heraus- 
hebung wegen  der  besondem  rechtlichen  Wirkungen,  die  sie 
hervorbringen,  und  bei  den  zweitgenannten  Betätigungen  um  den 
Genuss  von  Gütern,  so  steht  hier  in  Frage  die  Erzeugung 
von  einzelnen  Gütern:  die  Arbeit.  Soweit  diese  als  Erwerb- 
tätigkeit in  die  Erscheinung  tritt,  haben  sich  ausschliessliche  An- 
eignungsrechte, Bannrechte  und  Monopolrechte  herausgebildet 
und  es  hat  sich  schliesslich  die  erlaubte  Erwerbtätigkeit 
schlechthin  als  durch  das  Ausschlussrecht  besonders  geschützt, 
sonach  als  besondres  Betätigungsrecht,  besondres  Persönlichkeit- 
recht herausgehoben.*)  Der  Nachweis  hierfür  wird  weiter  unten 
zu  erbringen  sein. 


^)  So  gibt  das  Eigentum  an  einer  Sache  dem  Eigentümer  nach  BGB. 
§903  den  ausschliesslichen  Genuss  und  die  ausschliessliche  Verffigung 
hierüber.  Eine  Beeinträchtigung  erzeugt  den  Unterlassnngsanspruch  aus 
BGB.  §  1004.  Die  Beeintiächtignng  des  Genusses,  z.B.  die  Verhinderung 
des  Eigentflmcrs,  das  ihm  zugehörige  Pferd  zu  reiten,  es  zu  verkaufen, 
bedeutet  aber  zugleich  eine  Verletzung  seines  Persönlichkeitrechts,  seiner 
freien  Willensbetätigung.  Vgl.  hierzu  auch  die  Ausfährungon  von  Re- 
gelsberger,  Pandekten  I,  S.  190.  Jhering,  Jahrb.  fdr  Dogm.  XXIII, 
S.  185.  Giorke,  Deutsch.  Privatr.  I,  S.  704.  Zuweilen  bilden  ganz  be- 
stimmte Betätigungen  und  ein  ganz  bestimmtes  Geniessen  die  Folge  der 
.Herrschaft  über  einen  Gegenstand,  wie  z.  B.  beim  Niessbrauch,  Abbau- 
recht,  den  Dienstbarkeiten,  dem  Abholungsrecht  usw. 

«)  So  richtig  u.  a.  Gierke,  Deutsch.  Privatr.  I,  S. 713.  Gareis, 
Das  Recht  am  menschlichen  Körper  S.  28.  Lehrbuch  des  Handelsrechts 
§§  15  u.  16,  S.  103.  Auch  in  Blättern  f.  Rechtsanwendung  in  Bayern  LXI, 
N.  F.,  S.  323  flf.  Oertmann,  Komm.  z.  Recht  der  Schuldverhältn.  S.  557 
nnd  in  der  Deutsch.  Jur.-Ztg  1904,  S.  623.  Etwas  abweichend  Kohler, 
Enzyklop.  f.  Rechtsw.  I,  S.  589  u.  593.  Riezler,  Archiv  f.  bürgerliches 
Recht  27,  S.  240. 
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Die  Umwelt  als  Gegenstand  des  Ausschlussrechts. 

3.  Die  gütererzeugende  Tätigkeit  des  Menschen  leitet  von 
selbst  das  Ausschlussrecht  über  auf  das  erzeugte  Gut,  um  von 
diesem  die  Einwirkungen  Dritter  abzuhalten,  die  seinen  Qenuss 
beeinträchtigen  können.  Damit  hört  es  auf  ein  Persönlichkeit- 
recht zu  sein :  es  will  nun  nicht  mehr  von  der  Person  und  deren 
Betätigungen,  sondern  von  einem  zum  Gut  gewordnen  Ausschnitt 
der  Umwelt  die  Einwirkungen  aller  zugunsten  eines  Einzelnen 
und  seines  Genusses  abhalten. 

Und  doch  ist's  auch  hier  noch  im  letzten  Ende  der  Mensch 
und  seine  Tätigkeit,  von  dem  es  gilt  die  Angriffe  abzuwehren. 
Denn  alles  Gut  ist  schliesslich  das  Erzeugnis  einer  mensch- 
lichen Betätigung.  Soweit  es  sich  um  Geisteserzeugnisse 
handelt,  leuchtet  dies  ohne  weitres  ein.  Die  Erfindung,  das  Modell, 
der  Kunstgegenstand,  das  literarische  Werk,  das  Tonstück  sind 
unmittelbare  Schöpfungen  geistiger  Tätigkeit  und  als  solche  im- 
materielle Güter.  Ebenso  immaterieller  Natur  sind  die  Ergeb- 
nisse wirtschaftlicher  Erwerbtätigkeit,  sofern  sie  einen  Kunden- 
kreis, Kredit  usw.  geschaffen,  zur  Unterscheidung  im  Verkehr 
Namen,  Marken  und  Bezeichnungen  gebildet  haben.  Ein  Nieder- 
schlag menschlicher  Tätigkeit  ist  aber  auch  bei  den  Genussgütern 
körperlicher  Natur  (heweglichen  und  unbeweglichen  Sachen) 
vorhanden,  indem  Ausschnitte  der  Aussenwelt  durch  Anwendung 
menschlicher  Tätigkeit  erst  in  solche  zum  Genuss  geeignete  Güter 
umgewandelt  worden  sind.  Das  erlegte  Wild,  der  aufgenommene 
Stein,  das  gezähmte  Tier,  der  gepflügte  Acker,  die  gepflückte 
Frucht,  der  gefällte  Baum,  das  gezimmerte  Haus,  das  gehobelte 
Brett  —  in  allen  ist  ein  Teil  menschlicher  Tätigkeit  enthalten. 
Dasselbe  gilt  für  das  Verhältnis  des  Menschen  zu  den  andern 
Menschen. 

So  wenig  wie  der  körperlichen  Umwelt  der  Sachen  kann 
der  Mensch  zu  seiner  Selbsterhaltung  des  Menschen  und  seiner 
Hilfe  entraten:  er  muss  ihn  sich  entweder  ganz  oder  für  be- 
stimmte Leistungen  dienstbar  machen,  ihn  beherrschen.  Unter 
seine  Herrschaft  aber  kommt  er  entweder  unmittelbar  kraft  der 
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Das  Einschlussrecht. 

Geburt')  oder  dadurch,  dass  er  seinen  Willen  umstimmt,  ihm 
eine  dem  seinen  sich  unterordnende  Richtung  gibt  —  sei  es  im 
allgemeinen,  wie  bei  den  Oewaltverhältnissen,  sei  es  im  Einzelnen, 
wie  bei  der  Schaffung  bestimmter  Verbindlichkeiten  (den  Forde- 
rungsrechten).*) 

Von  allen  die  Ausschliessung  von  Ausschnitten  der  Umwelt 
betreffenden  Rechten  ist  das  des  Eigentumrechts  und  andrer 
dinglicher  Rechte  am  bekanntesten,  ebenso  das  Ausschliessungs- 
recht bei  den  Urheberrechten  an  dem  immateriellen  Gut,  dem 
Geisteserzeugnisse.  Das  Ausschliessungsrecht  beschränkt  sich  aber 
nicht  auf  diese  Güter,  der  Kreis  der  Ausschlussrechte  ist,  wie 
auch  das  Reichsgericht  anerkannt  hat,  kein  geschlossener.^) 

VIll  Das  Einschlussrecht.  Der  Mensch  kann  nicht  aus 
sich  selbst  leben;  er  bedarf  der  Aufnahme  der  Umwelt  in  sich, 
er  führt  seinen  Kräften  durch  Benutzung  der  Kräfte  der  Umwelt 
Zuwachs  zu.  Sein  Ziel  muss  also  sein,  nicht  nur  die  seine  Selbst- 
erhaltung schädigenden  Einwirkungen  der  Umwelt  auszuschliessen, 
sondern  auch  die  ihr  förderliche  Umwelt  in  sich  aufzunehmen, 
sie  zu  geniessen.  Was  der  Mensch  in  Form  von  Arbeit  -aus 
seiner  Person  an  die  Umwelt  herausgegeben  hat,  bringt  er  nun- 
mehr in  Form  des  Genusses  des  erzeugten  Gutes  wieder  herein. 
Hierin  ist  der  innere  Grund  dafür  enthalten,  dass  das  Erzeugte, 
das  Ergebnis  der  Arbeit  auch  dem  Erzeuger  gehört,*)  gleichsam 
als  Teil  von  ihm  selbst.  0   Der  Fall  des  BGB.  §  950  (Verarbeitung) 

1)  So  arsprfinglich  nach  dem  Mutterreebt. 

*)  Über  die  Eotstehong  von  Forderungsrechten  aus  abgeschwächten 
Herrschaftrechtcn  über  die  Person  vgl.  die  gaten  Aasführangen  von 
Berolzheimer,  Kecbtspbilos.  Studien  S.  115 — 130.  Bei  den  Fordemngs- 
rechten  muss  also  der  dem  Andern  botmftssige  Wille  als  das  Gcnussgut 
bezeichnet  werden. 

»)  RGZ.  48,  S.  119. 

*)  Vgl.  Schopenhauer,  Öle  Welt  als  Wille  u.  Vorstellung  §  62  II, 
S.  396.  Leist,  Ober  die  Natur  des  Eigentums  S.  69,  107,  109,  250. 
Köhler,  Das  Autorrecht.    Jherings  Jahrb.  18,  S.  226. 

*)  Wobei  natarlich  ein  Austausch  der  Erzeugnisse  im  Verkehr  mög- 
lich bleibt. 
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Das  Einschlussrecht.     Ehre,  Kredit,  Kundschaft. 

ist  nur  ein  Sonderfall  des  allgemeinen  Urheberrechts,  das  gleich- 
massig  für  immaterielle  wie  materielle  Güter  gilt.  Die  Betätigung 
der  Willensmacht  also  hat  den  Oenuss  der  Umwelt  zum  Ziel. 
Diese  Genussmöglichkeit  aber  wird  auf  zwiefache  Weise  ge- 
schaffen. Die  eine  Tätigkeit,  die  die  Umwelt  in  einzelne  zum 
Genuss  geeignete  Güter  erst  umwandelt,  ward  schon  erwähnt, 
ebenso  das  sich  hieran  anschliessende  Ausschlussrecht,  wodurch 
die  Einwirkungen  Dritter  auf  das  Gut  verhindert  werden  und 
damit  dessen  Genuss  gewährleistet  wird.  Zum  andern  bedarf  es 
der  Bereithaltung  des  umgewandelten  Gutes  zum  eignen 
Genuss.  Es  gibt  Güter,  für  deren  Bereithaltung  der  Mensch 
selbst  nichts  weiter  tun  kann,  als  fremde  Einwirkungen  auszu- 
schliessen,  während  eine  eigne  Botmässigkeit  über  sie  nicht  mög- 
lich ist.  Hierher  gehören  sowohl  körperliche  wie  unkörperliche 
Gegenstände.  Von  ersteren  sind  die  jedem  Sonderbesitz  unzu- 
gänglichen, wie  Licht,  Luft,  Wind,  zu  erwähnen,^)  von  letzteren 
namentlich  die  gewissen  Neigungen  und  Anschauungen  andrer 
Menschen,  die  die  Güter  der  Ehre,  des  Kredits,  der  Kundschaft 
bilden.  Eine  unmittelbare  Herrschaft  darüber  steht  dem  Einzelnen 
nicht  zu.  Es  hat  niemand  eine  allgemeine  Gewalt  über  den  andern 
dahin,  dass  er  ihm  Kredit  geben,  sein  Kunde  sein  müsse.*)  An 
dem  Oenussgute  des  Kredits  besteht  daher  kein  Einschlussrecht, 
kein  Herrschaftrecht  wie  an  andern  immateriellen  Gütern,  wohl 
aber  erkennt  das  Recht  daran,  wie  an  der  Ehre,  ein  Ausschluss- 
recht an.  Dies  ergibt  sich  aus  der  Vorschrift  des  BGB.  §824, 
die  ihre  Entstehung  in  der  —  unrichtigen  —  Zusammenstellung 
mit  der  Ehrverletzung  findet,  mit  der  selbstverständlich  die  Kredit- 
gefährdung gar  nichts  zu  tun  hat,  denn  sie  kann  durch  Hand- 
lungen begangen  werden,   die  nichts  weniger  als  zugleich  Ehr- 


*)  Der  Mensch  kann  diese  Naturkräfte  benatzen,  sie  aber  nicht  in 
nileinige  Herrschaft  bringen.  Er  kann  gleichwohl  andre,  die  ihn  in  der 
Benutzang  stören,  davon  ausscbliessen. 

•)  Ausgenommen  bei  Monopol  und  Bannrechten. 
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Gegenstand  des  Einschlussrechts. 

Verletzungen  sind.^)   Jedenfalls  sollte  der  Kredit  desselben  Recht- 
schutzes teilhaftig  werden,  wie  das  Gut  der  Ehre.^) 

Bei  den  meisten  dem  Geriuss  dienenden  Gütern  aber  ist 
eine  Betätigung  der  Willensmacht  auf  sie  dahin,  dass  sie  für 
den  Genuss  bereit  sind,  möglich.^)  Diese  die  einzelnen  Güter 
ergreifenden  und  einschliessenden  Willensmachtbetätigungen  bilden 
dann,  wenn  sie  vom  Recht  anerkannt  sind,  die  einzelnen  Be- 
rechtigungen über  die  Gegenstände,  die  Rechte  an  ihnen, 
gewöhnlich  Herrschaftrechte,  besser  Einschlussrechte*)  ge- 
nannt.*) Treffen  sie  mit  den  Ausschlussrechten  zusammen,  so 
ist  damit  der  Genuss  eines  Guts  am  stärksten  gesichert,  wie  dies 
bei  den  sogen,  dinglichen  Rechten,  insbesondre  beim  Eigentum 
und  den  Urheberrechten  der  Fall  ist.*)  Die  bunte  Mannigfaltig- 
keit dieser  Einschlussrechte  zu  verfolgen,  würde  hier  zu  weit 
führen.  Sie  ist  so  unendlich  wie  die  Genussmöglichkeit  und  die 
Anzahl  der  Güter,  deren  Sicherung  sie  dienen  sollen,  sie  sind 
ausserdem  in  ihrer  Wirkung  und  Stärke  verschieden.  ^)  Ob  aber 
im  einzelnen  Fall  diese  Bereithaltung  des  Guts  zum  Genuss  durch 
Betätigung  eigner  Rechtsniacht  des  Geniessenden  stattfindet,  ihm 
also  ein  Recht  -  zum  Geriuss,  eine  Berechtigung  darauf  zusteht, 
ist  eine  Frage,  die  ebenso  wie  die  nach  dem  Bestehen  eines  Aus- 
schlussrechts selbstverständlich  nach  dem  Gesetze  zu  beantworten 


»)  Vgl.  Biberfeld  in  Grnchots  Beiträgen  82,  S.367.  Bin  ding, 
Lehrb.I,  S.  160.    RGZ.  60,  S.  7. 

')  Und  des  „Betriebs  eines  GeschfifU"  nach  der  BegrQnduDg  des 
Ges.  zur  Bek.  des  nnl.  Wettbewerbs. 

»)  Vgl.  auch  Holder  in  Boschs  Ztschr.  f.  d.  ZP„  Bd.  29,  S.  81. 

*)  Vgl.  Anmerk.  »)  unter  VI.,  S.  156. 

^)  Gans  mit  Unrecht  erblickt  man  häufig  in  diesen. Rechten  allein 
die  subjektiven  Rechte. 

^)  Vgl.  hierzu  die  interessante  Entscheidung  des  RG.  v.  3.  Juli  1901 . 
Seufferts  Archiv  8  F.  II,  S.  210. 

7)  Vgl.  Besitz  und  Eigentum,  Gewalt  über  einen  Menschen  schlecht- 
hin (elterliche  Gewalt)  oder  nur  Aber  eine  bestimmte  Willensrichtung 
(fiber  Leistungen  bei  Fordernngsrechten). 
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Unzureichende  rechtliche  Auffassungen. 

ist.  Denn  wie  das  Dasein  und  das  Tätigsein  des  Menschen  nicht 
nur  durch  Ausschlussrechte,  sondern  auch  durch  Gebote  und 
Verbote  an  andre  und  durch  Selbstbeschränkung  der  übergeord- 
neten Herrschermacht  der  Rechtsgemeinschaft  gewährleistet  werden 
kann,  so  kann  dies  auch  in  bezug  auf  die  besondre  Tätigkeit- 
richtung des  Geniessens  der  Fall  sein.  Auch  der  Genuss  eines 
Guts  kann  lediglich  durch  Normen  und  Selbstbeschränkung  der 
Gemeingewalt  sichergestellt  werden,  ohne  dass  dem  Geniessenden 
eine  eigne  Rechtsmacht  über  die  Sache  eingeräumt  wird.*)  Sehr 
häufig  aber  ist  der  Oenuss  eines  Guts  sowohl  durch  Normen 
als  durch  eigne  Rechtsmacht  über  das  Gut  geschützt,  wie  z.  B. 
beim  Eigentum.  Dies  gilt  auch  für  Forderungsrechte.  *)  Im  all- 
gemeinen sind  die  Einschliessungsrechte  jedoch  schärfer  und  deut- 
licher  ausgebildet,  so  dass  über  ihr  Bestehen  kaum  Zweifel  herrscht. 

§  15. 

Unzureichende  rechtliche  Aufrassung^en. 

1.  Die  rechtlichen  Würdigungen  des  unlautern  Wettbewerbs 
gehen  zumeist  darin  fehl,  dass  sie  den  Schutzgegenstand  des 
lautem  Wettbewerbs,  oder,  was  dasselbe  ist,  den  Angriffgegen- 
stand des  unlautern  Wettbewerbs,  nicht  richtig  erkennen.  Ohne 
diesen  scharf  zu  erfassen,  ist  aber  eine  rechtliche  Konstruktion 
unmöglich.  Es  muss  nun  unbedingt  daran  festgehalten  werden, 
dass,  wie  früher  dargelegt  wurde,*)  allein  die  Austibung  der 
gewerblichen  Tätigkeit  jenen  Gegenstand  bildet,  und  dass 

*)  So  ist  es  nach  älterer  Auffassung  z.  B.  bei  den  immateriellen 
Gütern  der  Geistesorzeugnisse  gewesen.  Vgl.  heute  noch  Oaterrietb, 
Altes  und  Neues  zur  Lelire  vom  Urheberrecht  1892,  S.  66  ff. 

')  So  ist  das  Forderungsrecbt  des  Fiskus  auf  Abgaben,  des  Schiffers 
gegen  den  Schiffsmann  auf  Dienstleistung  (StGB.  §298),  des  Staats  aaf 
Lieferung  in  Zeiten  des  Kriegs  und  Notstandes  (StGB.  §  329),  des  Gl&u- 
bigers  auf  Befriedigung  durch  Zwangsvollstreckung  (StGB.  §  288)  ausser- 
dem durch  besondere  Normen  und  Strafandrohungen  geschätzt. 

»)S.43. 
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Einzelne  Erwerbsmittel. 

es  sich  daher  nur  darum  handelt,  jene  als  Rechtschutzobjekt  zu 
erfassen.  Damit  aber  werden  zugleich  diejenigen  Rechtansichten, 
die  das  zu  schützende  und  angegriffene  Rechtsgut  als  ein  materielles 
oder  immaterielles  ausserhalb  des  Menschen  suchen,  abgelehnt. 
Ist  das  gewerbliche  Tätigwerden  des  Menschen  der  Schutz- 
gegenstand, so  kann  auch  nur  dieses  als  ein  Persönlichkeitgut 
das  Rechtsgut  bilden,  und  es  kann  sich  daher  nur  darum  handeln, 
ob  das  Recht  für  dieses  Persönlichkeitgut  ein  besondres  Persön- 
lichkeitrecht ausgebildet  hat  oder  nicht. 

2.  Es  ist  die  Ansicht  vertreten,  dass  es  einen  einheitlichen 
Angriffgegenstand,  daher  ein  einheitliches  Rechtsgut  oder  Recht, 
das  durch  den  unlautern  Wettbewerb  verletzt  würde,  überhaupt 
nicht  gibt,  das  es  sich  vielmehr  immer  nur  um  einzelne  be- 
sonders geschützte  Rechtsgüter  und  Rechte  dabei  handle.') 
Ohne  die  Verletzung  eines  solchen  einzelnen,  schon  durch  die 
allgemeinen  Rechtsvorschriften  geschützten  Rechtsguts  läge  hier- 
nach eine  Abwehrmöglichkeit  gegen  unlautern  Wettbewerb  über- 
haupt nicht  vor.  Nicht'  einmal  eine  Schädigung  des  Vermögens 
wird  andernfalls  anerkannt,  BGB.  §  826  wäre  deshalb  ebenfalls 
unanwendbar.  Diese  Auffassung  ist  sicher  zu  eng*)  und  läuft 
tatsächlich  auf  einen  Verzicht  hinaus,  den  Begriff  des  unlautern 
Wettbewerbs  rechtlich  zu  erfassen. 

Dass  die  Verletzung  einzelner  besonders  geschützter  Rechts- 
güter freilich  bei  dem  unlautern  Wettbewerb  ebenfalls  eine 
grosse  Rolle  spielt,  ist  nicht  zu  verkennen.  Dies  gilt  namentlich, 
wenn  es  sich  um  Verletzung  einzelner  Erwerbsmittel')  handelt. 


^)  Schlecht,  Ztscb.  für  gesamte  Strarrcchtwissenschafl  21,  S.  89 
Ähnlich  Bauer,  Der  unl.  Wettbewerb  S.  14.  Ransnitz  in  Zeitschr.  f. 
fldlsrecht. 44,  S.  576.  Dagegen  Herzfeld,  Das  absolute  Recht  am  Ge- 
werbebetrieb S.  86. 

*)  Wie  aach  Binding,  Grundriss  S.  507  anerkennt 
*)  Paul  Schmid,   Das  Warenzeichenrecht  S.  1  ff.     Weiss  a.a.O., 
S.  32  sieht  als  Inhalt  des  Individualrechts  an,  als  bestimmte  Persönlichkeit 
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Das  gewerbliche  Unternehmen. 

Nur  erschöpft  sich  der  unlautre  Wettbewerb  in  der  blossen  Ver- 
letzung jener  Erwerbsmittel  nicht.  Als  solche  kommen  folgende 
in  Betracht,  für  die  entweder  ein  besondres  Einschlussrecht  oder 
doch  ein  Ausschlussrecht  anzuerkennen  ist. 

a)  So  ist  der  bestehende  und  eingerichtete  selbstän- 
dige Gewerbebetrieb,  d.  h.  das  organisierte  Unternehmen, 
der  „Komplex  von  Produktionsmitteln'*,^)  ein  Gut,  an  dem  ein 
Einschluss-  und  Ausschlussrecht  stattfindet,  also  Gegenstand 
einer  besonderen  Berechtigung,  eines  absoluten  Rechts.  *)  Die 
Störung  eines  solchen  organisierten  Betriebs  zum  Zwecke  des 
Wettbewerbs  bedeutet  hiernach  selbstverständlich  immer  einen 
unlautern  Wettbewerb,  denn  er  hindert  die  Erwerbtätigkeit  des 
Gegners,  die  eben  in  jenem  Betrieb  zur  Erscheinung  kommt. 
Handlungen  aber,  die  diesen  organisierten  Betrieb  an  sich  unan- 
getastet lassen,  sein  Funktionieren  nicht  stören,  verletzen  dann 
auch  das  Recht  an  diesem  Betrieb  nicht.  Gleichwohl  können  sie 
unlautem  Wettbewerb  enthalten,^)  wie  z.  B.  unlautre  Reklame. 
Dieses  Recht  schützt  daher  immer  nur  gegen  unmittelbare 
Eingriffe  und  Behinderungen,*)  nicht  gegen  solche  Handlungen, 
die  die  eigne  Erwerbtätigkeit  unlauter  fördern.  Denn  diese  be- 
einträchtigen zwar,  wenn  sie  im  Wettbewerbverhältnis  erfolgen, 
wie  früher  dargelegt  wurde,  auch  die  Erwerbtätigkeit  des  Kon- 
kurrenten, dessen  Bewerben  um  Kundschaft,  richten  sich  also 
gegen    dessen   Tätigwerden,    lassen   aber    die    Einrichtungen 


im  Kampf  ums  Dasein  zn  gelten,  nnd  als  dessen  Gegenstand  die  einzelnen 
Individualisierungsmittcl. 

*)  Vgl.  S.  30,  ferner  hierzu  Herzfcld,  Das  absolute  Recht  om 
Oewerbebetrieb  S.  11.  Gareis,  Handelsrecht  S.  95  und  die  Entschei- 
dungen des  RGZ.  S.  143,  Anm.  1  unter  IV. 

»)  Herxfold  a.a.O.,  S.  14,  16,17.  Schramm,  Inwieweit  ist  der 
Gewerbebetrieb  nach  Vorschriften  des  BGB.  geschützt?  S.  41. 

3)  Zu  eng  daher  auch  Gareis,  Handelsrecht  S- 103  und  Bl&ttcr  f. 
Rechtsanwendung  in  Bayern  Bd.  LXI  N.  F.,  S.  343  ff. 

*)  Nur  solche  Fälle  standen  auch  immer  beim  RG.  zur  Ent- 
scheidung. 
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Name,  Firma,  Bezeichnungen,  Ehre,  Kredit. 

und  die  Organisation,  das  Getriebe  selbst,  in  dem  jene  Tätig- 
i<eit  stattfindet,  unbceinflusst  Eine  Verletzung  dieses  immateriellen 
Guts  erfolgt  nicht  Auch  hierin  kann  daher  nicht  das  Wesen 
des  unlautem  Wettbewerbs  erblickt  werden.  Die  Ausübung  des 
Gewerbebetriebs  ist  insbesondre  auch  nicht  bloss  die  Befugnis 
zum  Gebrauch  dieses  immateriellen  Rechtsguts, ^)  denn  es  kann 
die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  stattfinden,  ohne  dass  ein 
derartiges  Betriebuntemehmen  besteht 

b)  Ebenso  gibt  es  an  andern  Erwerbsmitteln,  wie  Name, 
Firma,  Bezeichnungen  besondre  Einschlussrechte;  an 
einigen  Erwerbsmitteln,  wie  geschäftlichem  Ruf,  Ehre,  Kredit*) 
sind  wenigstens  Ausschlussrechte  anzuerkennen.')  Unlautrer  Wett- 
bewerb kann  in  ihrer  Verletzung  bestehen,  denn  sie  sind  Förde- 
rungsmittel des  Erwerbs  und  ihre  Verletzung  hindert  daher  die 
erfolgreiche  Erwerbtätigkeit*)  Dass  sich  in  ihrer  Verletzung  aber 
nicht  der  unlautre  Wettbewerb  erschöpft,  liegt  auf  der  Hand. 
Auch  ohne  solche  Verletzung  bestimmter  geschützter  Erwerbs- 
mittel kann  die  Erwerbtätigkeit  unlauter  gehindert  werden.*) 
Beides  deckt  sich  nicht;  denn  es  kann  auch  umgekehrt  eine  Ver- 
letzung dieser  Immaterialgüter  vorliegen  ohne  unlautern  Wett- 
bewerb. Bei  der  Verletzung  des  Kredits  und  des  Namens  ist 
dies  ohne  weitres  einleuchtend.  Jeder  Dritte,  auch  Nichtkonkur- 
rent,  kann  ihn  verletzen,  BGB.  §  824,  §  12.  Aber  auch  eine 
Warenbezeichnung  kann  von  einem  Nichtkönkurrenten  verletzt 
werden,  so  z.  B.  die  nach  dem  Erfinder  geschehene  Benennung 
eines  Heilmittels,  dessen  Rezept  ein  Dritter  mit  der  Berechtigung, 
das  Mittel  nach  dem  Erfinder  zu  benennen,  erworben  hat,  ohne 
doch    nach  dem   Gesetz  die  Befugnis   zum  Vertrieb    zu  haben. 


>)  So  unrichtig  Herzfeld  a.a.O.,  S.  17. 

')  Vgl.  aber  Braansohweig,  Begriff  und  Schutz  des  Kredits  1903. 

>)  Hierfiber  später. 

*)  RGZ.47,  8.101;  60,  S.  7. 

*)  Vgl.  RGZ.54,  S.  184.    Unrichtig  Bauer,  ünl.  WeUb.  S.  U. 
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Das  Vermögen. 

Hier  kann  ein  Apotheker,  der  ein  ähnliches  Mittel  .unter  der 
gleichen  Bezeichnung  vertreibt,  dieses  Recht  auf  die  Bezeichnung 
des  Heilmittels  dadurch  verletzen,  obwohl  er  nicht  in  Wettbewerb 
mit  dem  Berechtigten,  steht*) 

3.  Nicht  allzuviel  verschieden  von  der  Ansicht  unter  2  ist 
die  Meinung  derjenigen,  die  lediglich  das  Vermögen  in  seiner 
wirtschaftlichen  Gesamtheit  als  Angriffobjekt  beim  unlautem 
Wettbewerb  gelten  lassen.*)  Dass  der  unlautre  Wettbewerb  auf 
das  Vermögen  schädigend  wirkt,  ist  nicht  zu  leugnen.  Doch 
das  reicht  noch  nicht  aus,  das  Vermögen  deshalb  schon  zum 
Angriffgegenstand  zu  machen.  Auch  Angriffe  auf  die  Ehre,  die 
Gesundheit  können  vermögenschädigende  Wirkungen  haben.  Die 
Erwerbtätigkeit  aber,  als  welche  wir  allein  das  Angriffobjekt  beim 
unlautern  Wettbewerb  kennen  gelernt  haben,  gehört  nicht  zum 
Vermögen,  sie  schafft  vielmehr  erst  Vermögen.')  Ein  wirk- 
samer allgemeiner  Rechtschutz  kann  nur  stattfinden,  wenn  es 
gelingt,  den  unlautern  Wettbewerb  als  Verletzung  eines  bestimmten 
einheitlichen  Rechts  zu  erkennen,  ein  Recht  am  Vermögen  als 
solchem  gibt  es  aber  nicht.*)  Wer  daher  im  unlautem  Wett- 
bewerb  nur  Schädigungen   des  Vermögens  in  seiner  Gesamtheit 


^)  So  nntenogte  das  OLG.  Dresdeu  einem  Apotheker  sein  Augen- 
Wasser  als  „Plenckn«rsches**  za  bezeichnen,  weil  der  ElSger  das  Rezept 
des  echten  von  Plenckner  herrührenden  Augenwasser  besass,  nach  BGB. 
§  12,  dahinstellend,  ob  er  auch  das  Augenwasser  nach  diesem  Kezept 
vertreiben  dflrfe. 

*)  Daniel,  Darstellung  des  Verbrechens  des  unlautern  Wettbewerbs 
S.  54,  61  ff.  Binding,  Grundriss  S.  606.  Wolf,  Falsche  Reklame,  Arch. 
f.  bürg.  Recht  IB,  S.  16.  Gumbel,  Der  Betrugsparagrapb  usw.  S.  22, 24. 
Wohl  auch  RG.  28,  S.  247.  Ebenso  nehmen  nur  VermOgensverletznng  an 
Otto  Mayer,  Schuler,  Fränckel,  Alexander-Katz,  Wolff  im 
Arch  f.  bürg.  Recht  18,  S.  16.  Reuling  h&lt  nicht  das  bereits  erworbene, 
sondern  das  erst  noch  zu  erwerbende  Vermögen  fttr  den  Angriffgegenstand 
in  seinem  unl.  Wettbewerb  nach  2.  Entw.  S.  24.     Vgl.  oben  ä.  42. 

*)  Vgl:  hierzu  Riezler,  Arch.  f.  bürg.  Recht  27,  S.  286. 

*)  Crome,  System  Bd.  8,  S.  1020. 
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sieht,  ist  —  von  den  Sondervorschriften  des  Gesetzes  gegen  un- 
lautern  Wettbewerb  abgesehen  —  auf  den  Schutz  des  BGB.  §826 
angewiesen.  Dass  diese  Gesetzesbestimmung  in  der  Tat  auch  all- 
gemein vom  Gesetzgeber  sowohl  als  von  der  Rechtsprechung^)  und 
Wissenschaft  als  diejenige  angesehen  wird,  die  vornehmlich  dazu 
berufen  ist,  den  Kampf  gegen  den  unlautern  Wettbewerb  aufzu- 
nehmen, ward  schon  Erwähnt.  Die  Schwäche  dieser  Waffe  wird 
freilich  dabei  in  der  Regel  übersehen  Allerdings  hat  sie  den 
Vorteil,  dass  sie  nicht  die  Verletzung  eines  besondern  Rechts 
(BGB.  §823,  Abs.  1)  oder  eines  durch  Normen  geschützten  Rechts- 
gr.ts  (BGB.  §  823,  Abs.  2)  voraussetzt;  dem  steht  aber  der  wesent- 
liche Nachteil  entgegen, dass  sie  nur  bei  vorsätzlicher  unsittlicher 
Schadenzufügung  verwendbar  ist,  also  bei  fahrlässiger  oder  gar 
schuldloser  Schädigung  völlig  versagt.  Nur  in  jenem  Falle  ist 
daher,  wenn  überhaupt,*)  auch  die  Unterlassungsklage  gegeben,') 
während  diese  dort,  wo  sie  wegen  des  mangelnden  Schaden- 
anspruchs und  wegen  mangelnden  Strafschutzes  am  nötigsten 
wäre,  nicht  zulässig  ist.  Gerade  auf  die  künftige  Unterlassung 
der  unlautern  Wettbewerbshandlung  wird  aber  vom  Gewerbe- 
treibenden mit  Recht  grosses  Gewicht  gelegt,  grösser  oft,  als  auf 
Ersatz  des  ohnedies  schwer  zu  beziffernden  Schadens. 

4.  Beim.  Suchen  nach  einem  allgemeineren,  einheitlichen, 
durch  ein  absolutes  Recht  geschützten  Rechtsgut  hat  man  dann 
als  Gegenstand  dieses  besondern  Rechts  die  Kundschaft  (la 
clientele)  herausgehoben  und  an  ihr  ein  subjektives  Recht  wie 
beim  Eigentum  gefunden.*)   Inwieweit  Kundschaft  als  ein  imma- 


»)  Vgl.  EGZ.  48,  S.  119;  66.  S..275. 

*)  Vgl.  z.B.  Lehmann,  Die  Unterlassnngspflicht S.  123.  Geleugnet 
von  Lau,  GniohptB  Beitrftge  Bd.  47,  S.  497  ff. 

•)  So  RG.  Jar.  Wochenschrift  1905,  S.  20  No.  19. 

*)  Die  Auffassang  vom  gewerblichen  Eigentum  ist  in  Deutschland 
kaum  angenommen  und  auch  schon  von  den  Franzosen,  die  sie  ausgebildet 
hatten,  verlassen  worden.  Sie  l^ommt  lediglich  in  den  Bannrechte ii 
zur  Geltang,  die  in  der  Tat  eine  Rochtspflicht  zur  Abnahme  festsetzten 
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terielles  Gut  überhaupt  aufgefasst  werden  kann,  wurde  früher 
dargelegt/)  Aus  der  Natur  dieses  Guts  ergibt  sich,  dass  daran 
jedenfalls  kein  Einschlussrecht,  kein  Herrschaftrecht  bestehen 
kann.  Es  gibt  daher  selbstverständlich  auch  kein  „Recht  auf 
Kundschaft".^  Ob  der  zur  Abnahme  der  gewerblichen  Leistungen 
geneigte,  ebenso  wie  der  noch  gänzlich  freie  und  unbefangene 
Wille  des  „Kunden"  nicht  durch  ein  Ausschlussrecht  ge- 
schützt ist,  so  dass  die  Einwirkungen  Dritter  auf  ihn  ausge- 
schlossen werden,*)  etwa  wie  beim  Kredit,  ist  eine  andre  Frage. 
Doch  auch  wenn  man  insoweit  ein  Ausschlussrecht  an  diesem 
immateriellen  Rechtsgut  anerkennt,  ein  Recht,  das  übrigens  im 
Gesetze  keine  Stütze  findet,  so  wird  damit  bei  weitem  noch  nicht 
der  unlautre  Wettbewerb  in  allen  seinen  Erscheinungen  getroffen. 
Denn  es  würden  hierunter  nur  die  Einwirkungen  auf  den  Willen 
der  Abnehmer  fallen,  Handlungen,  die  deren  Neigung,  vom 
Konkurrenten  abzunehmen,  in  Abneigung  verwandelten.  Alle  die 
Handlungen  aber,  die  Einwirkungen  auf  den  Konkurrenten 
selbst  enthalten,  um  seine  gewerbliche  Tätigkeit  zu  erschweren, 
würden  nicht  getroffen  werden.  In  der  Abwehrmöglichkeit  von 
Einwirkungen  auf  den  Willen  der  Abnehmer  kann  also  das  Wesen 
des  Rechtschutzes  des  Wettbewerbs  nicht  liegen.*) 

Pf  äff,  Gutachten  1895,  Bd.  II,  S.  465,  und  damit  ein  Recht  auf  Kund- 
schaft begründen.  Binding,  Lehrb.  des  gemeinen  deutsch.  Strafrechts. 
Besondrer  Teil,  S.  506. 

*)  S.  24  vgl.  M.  M.  Köhler,  Verbrechen  des  unlaatom  Wettbewerbs 
S.  12.     Paul  Schmid,  Das  Warenzeichenrecht  S.  1  ff. 

*)  Ich  muss  mich  entgegen  der  immer  wieder  auftretenden  Behaup- 
tung ausdrücklich  dagegen  verwahren,  dass  ich  dies  je  gesagt  habe,  wie 
z.  B.  auch  Pinner,  Komm.  z.  ÜW.  S.  8  angibt.  Ich  habe  imnfer  nur 
von  einem  Recht  auf  Ausübung  einer  Tätigkeit  zum  Erwerb  von  Kund- 
schaft gesprochen  (vgl.  I.Auflage  meiner  System.  Darst,  S.  18  and  ganz 
deutlich  S.  10. 

*)  Sofern  sie  nicht  Ausübungen  einer  eignen  Reohtsmacht  sind-, 
siehe  unten. 

*)  So  auch  Herzfeld,  Absol.  Recht  am  Gewerbebetrieb  S.  31,32. 
Herzfeld  hat  mich  vollständig  missverstanden,    wenn  er  sagt,   dass  ich 
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5.  Noch  mehr  gilt  dies  von  den  Beziehungen  des  Ge- 
werbetreibenden zu  seinen  Kunden  (achalandage). ^)  Die 
Unbestimmtheit  dieses  Begriffes  lässt  es  überhaupt  untunlich  er- 
scheinen, sie  als  ein  selbständiges  immaterielles  Gut  aufzufassen, 
das  sich  durch  Ausschlussrechte,  geschweige  denn  durch  Ein- 
schlussrechte, schützen  Hesse.*)  Was  hieran  von  Bestand  ist,  das 
erweist  sich  als  das  organisierte  Betriebsunternehmen,  als  das 
Geschäft  als  Zusammenfassung  von  Rechten  und  Pflichten  und 
Beziehungen,  möglicherweise  als  blosser  Betriebsort,  und  ist  inso- 
weit als  immaterielles  Gut  anzusehen.  Vielfach  wird  dieser  Kunden- 
kreis sogar  als  Gegenstand  eines  Individualrechts  angesehen.*) 
Es  handelt  sich  aber  beim  Wettbewerb  ja  auch  nicht  nur  um  Be- 
ziehung zu  alten  Kunden  und  um  deren  Erhaltung,*)  sondern 
ebenso  sehr  um  Erwerbung  neuer  Kunden,  zu  denen  irgend- 
welche Beziehungen  noch  gar  nicht  vorhanden  sind.')  Beim 
Beginn  und  der  ersten  Errichtung  eines  neuen  Betriebs  nament- 
lich sind  überhaupt  noch  keine  Kunden  da,  sondern  sollen  immer 
erst  gewonnen  werden. 

6.  Aber  auch  so  weit  man  annimmt,  dass  durch  den  un- 
lautem Wettbewerb  ein  Persönlichkeitrecht  verletzt  werde, 
wird   nicht  allenthalben  der  Inhalt  dieses  Rechts  richtig  erfasst. 


an  der  Kundschaft  ein  Immaterialgüterrecht  annehme,  S.  7  der  1.  Aufl. 
Die  „Kundschaft"  ist  nicht  das  Angriffobjekt  des  UW.,  wie  z.  B.Daniel, 
DarstoUang  usw.  S.  61  annimmt. 

0  Diese  sind  von  dem  eingerichteten  Gewerbebetrieb  im  Sinne  von 
2a  wohl  zu  unterscheiden.    Missverständlich  Lau  a.  a.  0.,  S.  502. 

*)  Wie  Mittler,  Illoyale  Concorrenz  1896,  S.  2  annimmt.  —  Da- 
gegen richtig  Weiss,  Oonc.  d6L  S.  24. 

*)  Vgl.  Leonhard,  Der  unl.  Wettbewerb  S.  17.  v.  Liszt,  Lehrb. 
des  Strafr.  S.432. 

*)  So  Mittler  a.a.O.,  Veracius,  111.  Oonc.  S.  237.  Von  „ge- 
schäftlichen Beziehungen**  als  Angriffobjekt  spricht  auch  RGZ.  55,  S.  199. 
Vgl.  auch  O  um  bei,  Der  Betrugsparagraph  etc  S.  18.  Zutreffend  OLG.  Kiel 
in  Scfaleswig-Holst.  Anz.  1905,  S.  17  n.  19  ff. 

»)  RGZ.  6,  8.  75. 
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Es  wird  gesagt,  dieses  Persönlichkeitrecht  umfasse  das  Recht, 
als  die  Person  zu  gelten,  die  man  sei,  sich  von  jeder  andern 
zu  unterscheiden.^)  Darum  gebe  es  den  Anspruch,  Verwechse- 
lungen mit  seiner  Person  zu  verhindern,  die  Vorteile,  die  man 
fär  seine  Person  erlangt  habe,  für  sich  allein  auszunutzen  usw. 
Das  alles  sind  Aufstellungen  allgemeiner  Postulate  ohne  festen 
Inhalt,  zum  Teil  wohl  sogar  veranlasst  durch  die  Bezeichnung 
des  Rechts  als  Individualrecht.  Nicht  um  die  Reinhaltung 
und  Klarstellung  der  Erscheinung  der  besondem,  individuellen 
Persönlichkeit  handelt  es  sich  beim  Gewerbebetrieb,  sondern  allein 
um  ungestörte  Ausübung  einer  Tätigkeit.  Sie  kann  zwar  be- 
einträchtigt werden  durch  Verwechselung  mit  andern  Gewerbe- 
treibenden; diese  ist  aber  dann  nur  eines  der  Mittel  unlautern 
Wettbewerbs,  nicht  sein  Wesen.  Auch  ohne  dass  eine  solche  Ver- 
wechselung in  Frage  kommt  und  ohne  dass  die  Individualstellung 
des  Einzelnen  angetastet  wird,  kann  sein  Gewerbebetrieb  beein- 
trächtigt werden;  es  sei  nur  an  falsche  Reklame  erinnert.*) 

7.  Anderseits  wird  der  Schutzgegenstand  richtig  als  die  Aus- 
übung gewerblicher  Tätigkeit,  als  der  Gewerbebetrieb  erkannt 
und  der  unlautre  Wettbewerb  als  Missbrauch  der  Gewerbe- 
freiheit angesehen.*)  Indem  diese  Gewerbefreiheit  aber  als 
Betätigung  der  allgemeinen  Handlungsfreiheit  betrachtet 
wird,  die  nur  durch  öffentliche  Verbotgesetze  geregelt  wird,  ver- 
mag man  dem  unlautern  Wettbewerb  auch  nur  dort  zu  begegnen, 
wo  solche  ausdrücklichen  Verbotgesetze  bestehen,*)  die 
dann  als  Schutzgesetze  im  Sinne  von  BGB.  §  823  Abs.  2  ange- 


^)  So  ao  yielen  Stellen  Köhler,  auch  Kent,  Das  RGes.  z.  Schatz 
der  Warenbez.  S.  12.  Rosenthal,  Handbuch  der  StaatswisseDschaft  von 
Conrad  VII,  S.  771.    Schmitz,  Uni.  Wettbew.  Bd.  I,  S.86. 

')  Gegen  diese  Auffassung  schon  gut  Q  um  bei,  Der  Betrugspara- 
graph und  seine  Ergänzung  durch  Ges.  z.  Bek.  d.  UW.  S.  18  ff. 

»)  So  z.  B.  Creme,  System  d.  deutsch,  bürgerl.  Rechts  III,  S.  1030. 
Finger,  Komm.  S.  6. 

*)  So  Stenglein,   Die  strafrechtl.  Nebengesetze  des  d.  R.,  S.  942. 
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sehen  werden.     Damit  ist  aber  der  Weg  zu  einem  allgemeinen 
Schutze  verschränkt. 

8.  Umgekehrt  darf  auch  nicht  aus  der  Gewerbefreiheit  ein 
besondres  privates  Recht  der  freien  Mitbewerbung, ^) 
gleichsam  ein  Recht  auf  Wettbewerb  herauskonstruiert  werden, 
das  fiele  inhaltlich  völlig  zusammen  mit  der  Qewerbefreiheit 
selbst 

9.  Über  ein  durch  die  Gewerbeordnung  etwa  begründetes 
(öffentliches)  subjektives  Recht  auf  Ausübung  des  Gewerbe- 
betriebs siehe  den  folgenden  Paragraphen. 

§  16. 

Die  i^e werbliche  Betätlgrungr  als  Persönlleh- 

keltrecht. 

Nachdem  das  Unzureichende  der  Auffassungen  über  den 
Rechtschutz  gegen  unlautern  Wettbewerb  im  Vorausgegangenen 
dargelegt  worden  ist,  gilt  es  nunmehr  zu  prüfen,  ob  dasjenige, 
was  als  alleiniger  Angriffgegenstand  des  unlautern  Wettbewerbs 
erkannt  wurde,  das  gewerbliche  Tätigsein,  sich  als  Inhalt  eines 
besonderen  Persönlichkeitrechts  ausgebildet  hat.  Dass  es  an  und 
für  sich,  wie  jedes  menschliche  Tun,  Inhalt  eines  solchen  Persön- 
lichkeitrechts sein  kann,  wurde  bei  der  Erörterung  über  den 
Begriff  dieses  Rechts  gezeigt.^ 

1.  Die  Erwerbtätigkeit  wird  zunächst  von  dem  allgemeinen 
Betätigungsrecht,   das  die  Freiheit  des  menschlichen  Tuns 


^)  So  O.  Mayer,  Die  Conc.  (161.  Ztschr.  f.  gesetzl.  Handelsrecht 
Bd.  26,  S.  868. 

^)  VgU  S.  165.  Wer  die  PersOnlichkeitrechte  überhaupt  leugnet,  wie 
z.B.  Daniel,  DarstelluDg  des  Verbr.  des  unl.  Wettb.,  für  den  erhebt 
sich  diese  Frage  natürlich  nicht.  Riezler,  Archiv  für  bürgerl.  Recht 
Bd.  27,  S.  219  S.  nimmt  ein  noch  weitres  besondres  PersOnlichkeitrecht 
für  die  Arbeitkraft  und  Arbeitfreiheit  an.  Vgl.  ferner  Lehmann,  Die 
Unterlassungspflicht  S.  122. 
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schlechthin  schützt,  gedeckt.  Dieser  Schutz  reicht  jedoch  nicht 
aus,  sofern  es  sich  um  unlautere  Tätigkeit  handelt,  die  durch 
anderweite  Vorschriften  nicht  getroffen  wird,  insbesondre  nicht 
gegen  Normvorschriften  verstösst.  Denn  da  hierunter  alle  Be- 
tätigungen fallen,  die  nicht  verboten  oder  sonst  durch  ein  ent- 
gegenstehendes Recht  behindert  sind,  so  werden  auch  diese  nicht 
an  sich  durch  besondre  Gesetze  verbotnen  Handlungen,^)  die 
dennoch  den  Wettbewerb  unlauter  machen  können,  mitumfasst. 
Di^  Störung  und  Hemmung  der  Erwerbtätigkeit,  die  durch  sie 
erfolgt,  kann  daher  ebensowenig  auf  Grund  dieses  allgemeinen 
Ausschlussrechts  zurückgewiesen  werden,  wie  die  Störung  und 
Hemmung,  die  auch  ein  lautrer  Wettbewerb  bereitet.  Die  eine 
wie  die  andre  Betätigung  ist  im  Sinne  dieses  allgemeinen  Aus- 
schlussrechts geschützt.  Soweit  nicht  das  Gesetz  hier  zwischen 
den  einzelnen  Betätigungen  unterscheidet,  kann  auch  eine  Ab- 
grenzung und  ein  Schutz  der  Erwerbtätigkeit  gegenüber  der 
übrigen  menschlichen  Betätigung  innerhalb  dieses  Kreises  nicht 
getroffen  werden. 

2.  Es  bedarf  daher  der  Entwickelung  der  Erwerb- 
tätigkeit zu  einem  besondern  Betätigungsrecht.*)  Dieses 
besondre  Betätigungsrecht  aber  hat  sich  in  der  Tat  entwickelt, 
wennschon  nicht  für  die  blosse  Erwerbtätigkeit  an  sich,*)  so 
doch  für  die  gewerbliche  Tätigkeit  in  dem  früher  dargelegten 
Sinne. 

A.  Dass  die  gewerbliche.  Tätigkeit  vom  Gesetzgeber  von 
jeher  besonders  herausgehoben  worden  ist  vor  allen  andern 
menschlichen  Betätigungen,   kann  bei  der  Fülle  gesetzlicher  Be- 


^)  Vgl.  die  AnsfühniDgen  in  §2. 

*)  Vgl.  auch  Riezler,  Arbeitskraft  und  Arbeitefreiheit,  Archiv  für 
bürg.  Recht  27,  S.  220.  —  Lau,  Der  UnterlassungsaDspruch  in  Grachote 
Beitr.  47,  S.  500,  601. 

')  Nach  Riezler  ist  schon  jede  Arbeitstätigkeit  Ansübang  eines 
Persönlichkeitrechts.  Unklar  ist  die  neaerdings  von  Kohl  er  in  seiner 
Enzyklopädie  I,  S.  589  u.  593  gemachte  Unterscbeidang. 
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Stimmungen,  die  sich  ausschliesslich  mit  ihr  befassen  und  von 
denen  in  Abschnitt  B  ein  Oberblick  gegeben  wurde,  nicht  wohl 
bestritten  werden  und  zeigt  die  ganze  geschichtliche  Entwicklung, 
a)  Vor  allem  sind  es  das  Gesetz  über  die  Freizügig- 
keit vom  1.  November  1867,  die  Verfassung  des  Deutschen 
Reichs  vom  16.  April  1871  und  die  Gewerbeordnung,  die 
die  gewerbliche  Tätigkeit  herausheben,  mag  man  nun  annehmen, 
dass  sie  die  bisherigen  Einschränkungen  der  öffentlichen  Gewalt 
bloss  beseitigen,^)  sonach  die  Erwerbtätigkeit  als  Ausfluss  der 
allgemeinen  Handlungsfähigkeit  bloss  zulassen,  freigeben,  oder 
dass  sie  sogar  ein  subjektives  öffentliches  Recht  auf  gewerbliche 
Tätigkeit  begründen  wollten.^  Auch  aus  einem  solchen  sub- 
jektiven öffentlichen  Recht  könnte  allerdings  ein  Rechtschutz 
des  privaten  Persönlichkeitrechts  nicht  ohne  weitres  entnommen 
werden,*)  da  dort  die  Rechtsmacht  sich  richtet  gegen  Beein- 
trächtigungen der  öffentlichen  Gewalt,  gegen  Angriffe  des  Staates, 
und  nicht  zur  Abwehr  privater  Störungen  gegeben  ist*)  Immer- 
hin aber  bleibt  ebenso  wie  bei  der  Annahme  der  Schaffung 
einer  blossen  Freiheitsphäre  die  Heraushebung  der  Erwerb- 
tätigkeit durch  das  öffentliche  Recht  übrig,  und  schon  dies  er- 


^)  So  Laband,  Staatsrecht  Bd.  III,  S.  196.  Landmann,  Gewerbe- 
ordnuDg,  Komment.  Bd.  I,  S.  41  No.  2.  Otto  Mayer,  Deutsches  Ver- 
waltaogsrecht  I,  S.288.  Jeilinek,  Begriff  der  Off.  subj*  Rechte  S.  110. 
R6Z.  42,  S.  68.  Daniel,  DarstellaDg  usw.  S.  28.  Isay,  Patentgesetz 
Seite  164. 

*)  So  iosbes.  Eehm,  Die  rechtliche  Natur  der  Gewerbekonzess. 
S..17.  Kohler,  Enzykl.  I,  S.  595.  Gewallig,  Die  gesetzl.  Bestrebungen 
z.  Bek.  usw.  S.  6.  Auch  Sftch?.  Kompetenzgerichtshof  vom  6.  Mai  1897. 
Ann.  des  OLG.  Dresden  18,  S.  422.  Ferner  bei  Patentanmassung  nach 
§  40  Patentgesetz,  auch  RGZ.  JW.  94,  S.  520  ».  RGZ.4Ö,  S.  50.  JW.  96, 
S.  709". 

»)  Wie  RGZ.  45,  S.  62  tut,  so  auch  von  Liazt,  Deliktsobiig.  S.  26. 
Dagegen  Herzfeld,  Das  absolute  Recht  am  Gewerbebetrieb  S.  8,  9. 

*)  Vgl.  auch  Riezler,  Archiv  för  bürgerl.  Recht  Bd.  27,  S.  227. 
Dr.  Giese,  Grundrechte  S.  61, 115. 
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bringt  eine  gewisse  Wahrscheinlichkeit  dafür/  dass  auch  für  das 
Privatrecht  eine  solche  Heraushebung  erfolgt  ist.  Wenn  der 
Gesetzgeber  für  das  öffentliche  Recht  die  gewerbliche  Tätigkeit 
nicht  als  rechtlich  gleichgültig  eraclitet,  sondern  sie  gesetzlicher 
Regelung  unterzieht,  so  ist  anzunehmen,  dass  das  gleiche  auch 
für  das  Privatrecht  gilt.  Abgesehen  hiervon  hat  aber  jedenfalls 
die  Vorschrift  in  §  1  der  Gewerbeordnung  die  wichtige  Bedeutung, 
dass  es  die  Entstehung  eines  Persönlichkeitrechts  in  der  Richtung 
der  Erwerbtätigkeit  ermöglicht,  und  insofern  bildet  sie  allerdings 
für  dieses  zwar  nicht  die  einzige  Grundlage,  aber  doch  eine  wichtige 
Voraussetzung.  Denn  selbstverständlich  kann  sich  ein  besondres 
Betätigungsrecht  nur  bilden  für  die  Betätigungen,  die  überhaupt 
zugelassen  sind,  freistehen.  Durch  den  Gesetzgeber  verbotne  oder 
durch  die  Staatsmacht  sonst  gehinderte  Betätigungen  können  niemals 
sich  zu  Rechten  entwickeln  und  hören  auf  Rechte  zu  sein,  wenn 
sie  vom  Gesetz  und  der  Staatsmacht  untersagt  und  gehindert 
werden.  Indem  also  die  Gewerbeordnung  mindestens  eine  Frei- 
heit Sphäre  für  die  Erwerbtätigkeit  für  jedermann  schuf,  ermög- 
lichte sie  auch  dem  Privatrecht  die  Ausbildung  von  Persönlich- 
keitrechten für  diese  freien  Betätigungen.  Das  zeigt  sich  auch 
darin,  dass  umgekehrt  dort,  wo  die  Gewerbeordnung  der  freien 
Erwerbtätigkeit  nicht  nur  in  der  Ausübung,  sondern  von  vorn- 
herein in  ihrer  Zulassung  Schranken  auferlegt  oder  die  erfolgte 
Zulassung  zurücknimmt,  auch  von  einem  solchen  Persönlichkeit- 
recht keine  Rede  sein  kann.  So  kann  z.  B.  nur  die  Betätigung  in 
gewissen  Gewerben  oder  eine  gewisse  Art  der  Erwerbbetätigung*) 
durch  das  öffentliche  Recht  verschränkt  sein  und  damit  erleidet 
dann  notwendig  zugleich  der  Inhalt  des  Persönlichkeitrechts  eine 
Beschränkung. 

Der    Heraushebung   dient    namentlich    auch   GewO.  §  152, 
der  die  Freiheit  der  Arbeit  sichern  will.^)    Ausländische  Gesetz- 


*;  Etwa  das  Wandergewerbe. 

^)   Cuny,  Der  Schutz  der  Arbeite  willigen  S.  1. 
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durch  einzelne  gewerbliche  Sondergesetze, 

gebungen  schützen  aber  auch  die  Freiheit  der  Arbeitwilligen/) 
die  Ausübung  der  gewerblichen  Freiheit. 

b)  Einzelne  Erwerbsarten  sind  in  ihrer  Ausübung  ge- 
radezu vor  gewissen  Beeinträchtigungen  in  den  gewerb- 
lichen Sondergesetzen  geschützt.  Es  wird  ihnen  so  durch 
öffentlich-rechtliche  Normen  der  Schutz  zuteil,  den  auch  ein 
subjektives  Privatrecht  gewähren  würde.  Es  kann  aber  gleich- 
wohl nicht  angenommen  werden,  dass  damit  ein  solches  Privat- 
recht hat  begründet  werden  sollen,  denn  die  Vorschriften  sind 
erlassen,  nicht  um  den  einzelnen  Gewerbetreibenden  private 
Rechte  zu  gewähren,  sondern  um  aus  öffenttichem  Interesse  mit 
öffentlicher  Macht  andre  von  einzelnen  Ausübungsformen  des 
Verkehrs  abzuhalten.  Es  handelt  sich  um  Normenschutz,  nicht 
um  Schutz  durch  Ausschlussrechte.  Immerhin  wird  dadurch  zu- 
gleich der  lautre  Wettbewerb  in  jenen  Betrieben  insoweit  aufrecht 
erhalten.     Es  genügt,  auf  folgende  Beispiele  hinzuweisen: 

Nach  §  5  des  Gesetzes  betr.  den  Verkehr  mit  Nahrungs- 
mitteln usw.  vom  14.  Mai  1879  kann  das  Verkaufen  und  Feil- 
halten von  Nahrungs-  und  Genussmitteln  unter  einer  der  wirk- 
lichen Beschaffenheit  nicht  entsprechenden  Bezeichnung  verboten 
werden. 

Nach  §  6  des  Gesetzes  betr.  Verwendung  gesundheitschäd- 
licher Farben  usw.  vom  S.Juli  1887  dürfen  unter  der  Bezeichnung 
giftfrei  nur  Farben  verkauft  werden,  die  den  Anforderungen  des 
Gesetzes  eVitsprechen. 

Das  Gesetz  betr.  den  Verkehr  mit  Butter,  Käse,  Schmalz  usw. 
vom  15.  Juni  1897  ordnet  in  §  1  an,  dass  im  Laden  die  deut- 
liche Inschrift  „Verkauf  von  Margarine",  „Verkauf  von  Kunst- 
speisefett'' angebracht  wird,  dass  dieselbe  Bezeichnung  die  Gefässe 

^)  z.  B.  schweizer  Recht  (ZOrich):  Wer  während  eines  Streiks 
darauf  ausgeht,  durch  Wachestehen  oder  sonstwie  Arbeitswillige  zu  be- 
lästigen, den  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  in  der  Ausübung  des  Berufs 
zu  verhindern  oder  durch  Drohungen  einzuschüchtern,  ist  in  Arrest  zu 
setzen.     Cuny  a.  a.  0.,  8.  30. 
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durch  das  StOB.,  durch  das  HGB., 

tragen  (§  2),    dass  in   öffentlichen   Angeboten   usw.  diese  vorge- 
schriebenen Warenbezeichnungen  gebraucht  werden  (§  5)  usw. 

Das  Gesetz  betr.  die  Schlachtvieh-  und  Fleischbeschau  vom 
3.  Juni  1900  lässt  in  §  11  den  Vertrieb  des  zum  Genüsse  für 
Menschen  erst  brauchbar  gemachten  Fleisches  nur  unter  einer 
dieser  Bezeichnungen  zu  und  schreibt  in  §  18  vor,  dass  der  Ver- 
trieb von  Pferdefleisch  nur  unter  einer  Bezeichnung  erfolgen 
darf,  die  in  deutscher  Sprache  das  Fleisch  als  Pferdefleisch  er- 
kennbar macht 

Das  Gesetz  betr.  den  Verkehr  mit  Wein  usw.  vom  24.  Mai 
1901  verbietet  in  §§  4  u.  5  die  Bezeichnung  von  Naturwein  und 
Schaumwein  zu  Täuschungszwecken.  Die  Bekanntmachung  zur 
Ausführung  vom  2.  Juli  1901  fügt  hinzu  die  Vorschrift  der  An- 
gabe des  Orts,  wo  der  Schaumwein  auf  Flaschen  gefüllt  sei,  und 
den  Gebrauch  des  Worts  Obstschaumwein  usw. 

Das  Gesetz  zum  Schutz  des  Genfer  Neutralitätzeichens  vom 
22.  März  1902  steuert  der  missbräuchlichen  Benutzung  dieses 
Zeichens. 

Das  Süssstoffgesetz  vom  7.  Juli  1902  lässt  Verkauf  von 
Waren,  die  mit  künstlichem  Süssstoff  hergestellt  sind,  nur  unter 
bestimmten  Bezeichnungen  zu  (§  5). 

c)  Das  Strafgesetzbuch  sieht  den  Betrieb  eines  Gewerbes 
ebenfalls  als  eine  besonders  geeigenschaftete  Tätigkeit  an  in  §§.187, 
188,  222,  230,  Abs.  2,  §  300,  369.  Hierher  gehört  auch  die  Vor- 
schrift in  PatGes.  §  40  über  Patentanmassung.     Dasselbe  tut 

d)  das  Handelsgesetzbuch,  das  gleich  in  §  1  verschiedene 
Gewerbebetriebe  aufzählt,  ebenso  in  §§  2  u.  3,  das  in  §  17  vom 
Betreiben  eines  Geschäfts  spricht.  Und  vor  allem  ist  hier  auf 
die  gesetzlichen  Regelungen  zu  verweisen,  die  die  sogenannten 
Konkurrenzklauseln,  die  Strafversprechen  für  bestimmte  ver- 
tragswidrige Erwerbausübungen  gefunden  haben.  Diese  Bestim- 
mungen bezwecken  geradezu,  die  Erwerbtätigkeit  nicht  über  ein 
bestimmtes  Mass  hinaus  durch  Verträge  beschränken  zu  lassen, 
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durch  ZPO.,  KO.,  BOB. 

dienen  also   in   hervorragender  Weise   dem  Schutz  der  Erwerb- 
tätigkeit. ^) 

e)  Hierher  gehören  ferner  auch  die  Vorschriften  der  Zivil- 
prozessordnung, die  die  Ausübung  der  Erwerbtätigkeit  gegen 
andrängende  Gläubiger  sicher  stellen  wollen,  wie  ZPO.  §  811 
No.  4,  5,  7  u.  9,  der  Konkursordnung  in  §  129  über  die  Fort- 
führung des  Geschäfts. 

f)  Auch  das  DBGB.  hebt  die  Erwerbtätigkeit  als  eine  be- 
sondre Betätigungsweise  mehrfach  heraus;  §  98  betont  den  gewerb- 
lichen Betrieb,  §  112  spricht  vom  selbständigen  Betrieb  eines 
Erwerbgeschäfts,  §  269  von  Verbindlichkeiten  im  Gewerbebetriebe, 
§  310  will  die  Freiheit  künftigen  Vermögenerwerbs  sichern,*) 
§  1367  spricht  vom  Betrieb  eines  Erwerbgeschäfts  der  Ehefrau, 
ebenso  §§  1405,  1414,  1427,  1452,  1462,  1524,  1533,  1537,  1585, 
1645,  1651,  1655,  1822,  1823,  1827,  1841.  Dass  unter  Betrieb 
eines  Geschäfts  eben  die  für  dessen  Ausübung  erforderliche 
Tätigkeit  des  Geschäftinhabers  zu  verstehen  ist,  hat  auch  das 
RG.  ausdrücklich  anerkannt.*)  In  ganz  besondrer  Weise  wird 
die  Erwerbtätigkeit  herausgehoben  in  §  842,  wo  von  den  „Nach- 
teilen für  den  Erwerb  und  das  Fortkommen"*)  gesprochen 
wird,  und  in  §  843,  wo  die  Aufhebung  der  Erwerbfähigkeit  als 
Folge  der  Körperverletzung  erwähnt  wird. 

B.  Die  Erwerbtätigkeit  ist  aber  nicht  nur  vielfach  in  den 
verschiedensten  gesetzlichen  Vorschriften  besonders  herausgehoben 
und  zum  Teil  sogar  durch  Normen  des  öffentlichen  Rechts  ge- 
schützt, sie  hat  ausserdem  auch  unmittelbar  einen  reichen  privat- 
rechtlichen Schutz  erfahren,  so  dass  hieraus  zu  entnehmen  ist, 


^)  Hierauf  hat  mit  Recht  schon  Riezler  a.a.O.  aafmerksam  ge- 
macht.    V^.  auch  KGZ.  58,  S.  166. 

•)  fti^Elor,  a.  a.  O.,  S.  280. 

«)  RGZ.  15.  ni.  Ol.  Jur.  Wochenschrift  1901,  S.  810^«.  Vgl.  hierzu 
auch  Lau,  Grnchots  Beitr.  47,  S.  501. 

^)  Vgl.  hierzu  Übrigens  den  fast  gleichlautenden  Art.  201  des  Krimi- 
nalgesctzb.  för  Sachsen  vom  80  Mai  1838. 
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Privatrechtlicher  Schutz  durch  BGB.  §  824.     Firma. 

dass  auch  für  das  Privat  recht  die  Erwerbtätigkeit  als  geschütztes 
Rechtsgut  anerkannt  wird. 

Dieser  privatrechtliche  Schutz  ist  ein  doppelter:  einmal  be- 
gründet er  bei  bestimmten  Verletzungen  des  Gutes  durch  uner- 
laubte Handlungen  Schadenersatz,  das  andremal  gibt  er  einen 
Unterlassungsanspruch  auch  bei  schuldlosen  Verletzungen, 
setzt  in  diesen  Fällen  also  einen  absoluten  Rechtschutz  fest 

a)  In  BGB.  §  824  wird  die  Erwerbtätigkeit  dadurch  als 
Rechtsgut  anerkannt,  dass  ihre  Beeinträchtigung  durch  die  uner- 
laubte Handlung  der  Behauptung  einer  wahrheitwidrigen  Tat- 
sache zum  Schadenersatz  verpflichtet.*)  Denn  unter  „Erwerb" 
kann  eben   nur  das  gewerbliche  Tätigsein  verstanden  werden. 

b).  Bedeutungsvoller  sind  die  gesetzlichen  Bestimmungen,  die 
unmittelbar  einen  Unterlassungsanspruch  fetzsetzen. 

a)  Mittelbar  geniesst  die  Erwerbtätigkeit  einen  solchen  Schutz 
durch  den  vom  Gesetz  der  Firma,  dem  Warenzeichen  und 
der  Ausstattung  gewährten  Schutz  (HOB.  §  37,  Warenzeichen- 
gesetz §§  12,  15,  16).  Diese  immateriellen  Güter  haben,  wie 
schon  früher  ausgeführt  wurde,  keinen  selbständigen  Qutswert, 
sondern  gewinnen  Quteigenschaft  erst  durch  ihre  Verwendung 
als  Unterscheidungsmittel  für  die  Ausübung  der  Erwerbtätigkeit*) 
Indem  daher  ihnen  Rechtschutz  zuteil  wird,  wird  zugleich 
der  Erwerbtätigkeit  Schutz  gewährt,  ja  auf  den  Schutz  dieser  zielt 
der  ganze  diesen  Zeichen  gewährte  Schutz  recht  eigentlich  ab.') 
Dieser  also  mittelbar  der  Erwerbtätigkeit  geltende  Schutz  ist 
jedoch  von  der  gerichtlichen  Praxis  von  jeher  als  der  eines  abso- 
luten Rechts  ausgestaltet  und  gegen  seine  Verletzung  die  Unter- 
lassungsklage  als  Negatorienklage   für  zulässig  erachtet  worden, 


^)  Vgl.  auch  RGZ.  60,  S.  6.  JW.  1905,  S.  140  >".  Dahiiigestellt 
kann  hier  bloiben,  ob  schon  aus  dieser  Bestimmung  allein  das  Zogninde- 
liegen  eiqes  Ausschlossrechts  za  entnehmen  sei. 

•)  Vgl.  auch  Herzfeld  a.  a.  0.,  S.  26 ff. 

3)  Kont,  Reichsgesetz  zum  Schutz  der  Warenbezejiohnung  S.12. — 
RGZ.  47,  S.  101. 

-      190      — 


Eigene  Anschlussrechte  fQr  besondre  geverbliche  Tätigkeiten, 

nicht  nur  bei   der  Firma  und   dem  eingetragnen  Warenzeichen, 
sondern  auch  bei  der  Ausstattung.^) 

ß)  Einzelne  Arten  von  gewerblicher  Tätigkeit  sind 
geradezu  durch  allgemeine  eigene  Ausschlussrechte  ge- 
schützt, und  zwar  gegen  alle  Verletzungen,  also  als  besondre 
absolute  Betätigungsrechte  im  Sinne  von  Persönlichkeitrecbten 
anerkannt.*)  So  bestimmt  §  4  des  Patentgesetzes  v.  7.  April 
1891,  dass  der  Patentinhaber  „ausschliesslich  befugt  ist,  gewerbs- 
mässig den  Gegenstand  der  Erfindung  herzustellen,  in  Verkehr 
zu  bringen  und  feilzuhalten".  Dasselbe  Recht  gewährt  §  1  des 
Photographiegesetzes  vom  10.  Januar  1876,  §  1  des  Gesetzes 
betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen  vom 
II.  Januar  1876,  §  4  des  Gesetzes  betreffend  deii  Schutz  von 
Gebrauchsmustern  vom  I.Juni  1891,  §  II  des  Gesetzes  bietr. 
das  Urheberrecht  an  Werken  der  -Literatur  und  Ton- 
kunst und  §  I  des  Gesetzes  über  das  Verlagsrecht.  Dass  hier 
dem  Berechtigten  die  Befugnis  zur  Ausübung  der  gewerblichen 
Tätigkeit  mit  Hilfe  des  geschützten  immateriellen,  ihm  als  Ur- 
heber zukommenden  Guts  ausschliesslich  zusteht,  ändert  nichts 
daran,  dass  es  neben  der  Urheberschaft  die  gewerbliche  Tätigkeit 
ist,  die  geschützt  wird.*)  Bei  jeder  Verletzung  dieser  sämtlichen 
Ausschlussrechte  durch  verbotnen  gewerbmässigen  Vertrieb  wird 
die  Unterlassungsklage  als  Negatorienklage  gegeben.*) 


1)  Jur.  WochenBchrift  1898,  8.  515.  ROHG.  24,  No.  59.  RGZ.  18, 
No.  7;  25,  No.85;  38,  Mo.  29  u.a.  Vgl.  auch  Finger,  Gesetz  z.  Schatz 
der  Warenz.  1906,  S.  253  u.  855. 

*)  RGZ.  40,  S.  64^  Vgl.  auch  Eltzbacher,  Die  Unterlassnugs- 
klage  1906,  S.68. 

')  Daher  trefTen  die  Einwendangen  Daniels  a.  a.  O^^S.  28  fliegen 
diese  schon  in  der  1.  Auflage  vertretene  Auffassung  nicht  zu.  —  Über  die 
Doppelnatur  des  Schutzes  vgl.  auch  Mittelstaedt  in  Peutsch.  Jur.-Z. 
1906,  S.  1128  über  Preisschleuderei  und  Urheberrechtverletzuno:  und  die 
Urteile  des  RGZ.  ebenda  S.  1025  u.  1096  und  ÜW.  VI,  S.  14. 

*)  Vgl.  Eltzbacher,  Die  ünterlassungsklage  S.68  ff. 
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gegen  besondre  Verletzungen  der  gewerblichen  Tätigkeit. 

y)  Nicht  nur  einzelne  Arten  gewerblicher  Tätigkeit,  sondern 
jedes  gewerbliche  Tätigwerden  schlechthin  wird  endlich 
gegen  einzelne  bestimmte  Beeinträchtigungen  in  einer 
Weise  geschützt,  wie  dies  dem  Schutz  eines  absoluten  Rechts 
entspricht,  indem  bei  jenen  herausgehobenen  Beeinträchtigungen 
ein  Unterlassungsanspruch  gegen  jedermann  gegeben  wird. 

Dieser  Unterlassungsanspruch  wird  vor  allem  in  §§  1,6 
und  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wett- 
bewerbs gegen  unlautre  Reklame,  Herabsetzung  fremden  Ge- 
werbebetriebs und  Herbeiführen  von  Verwechselungen  mit  ihm 
gegeben.  Es  hat  damit  nicht  etwa  ein  eigenartiger  neuer  Unter- 
lassungsanspruch geschaffen  werden  sollen,  der  Gesetzgeber  hat 
bei  ihm  vielmehr  lediglich  den  der  actio  negatoria  im  Auge  ge- 
habt Dies  lässt  die  Begründung  des  Gesetzentwurfs  unschwer 
erkennen  und  es  ist  dabei  auf  die  Verschiedenheit  des  Ausdrucks 
mit  den  Unterlassungsansprüchen  bei  den  absoluten  Rechten  des 
BGB.  um  so  weniger  Gewicht  zu  legen,  als  dieses  bei  Erlass 
des  Wettbewerbgesetzes  noch  nicht  in  Geltung  war.  Der  vom 
Wettbewerbgesetz  erwähnte  Unterlassungsanspruch  ist  im  übrigen 
aber  dem  negatorischen  Anspruch  ähnlich  wie  ein  Ei  dem  andern. 
Er  setzt  einen  „Verletzten"  ^)  voraus  und  richtet  sich  gegen 
weitre  künftige  Drohungen,*)  er  lässt  die  objektive  Verletzung 
genügen,  unabhängig  von  irgendwelcher  Verschuldung.')  Sehr 
bezeichnend  ist  auch  die  bei  den  Beratungen  wiederholt  betonte 
Klimax:  Unterlassungsanspruch  bei  schuldloser  Verletzung  — 
Schadenahspruch  bei  absichtlicher  oder  fahrlässiger  Verletzung  — 
Strafe  bei  absichtlicher  Verletzung.*)  Jedenfalls  ergibt  sich  hier- 
aus, dass  der  Unterlassungsanspruch  nicht  etwa  nur  eine  Unterart 
des  Schadenanspruchs  im  Sinne  von   BGB.  §  249  ist,  oder  der 


»)  Band  III,  S.  27. 

*)  Dio  Auffassang  Laus,  Gruchot  47,  S.  606,  zu  äiesem  Punkio  ist 
durch  nichts  geboten. 
')  Band  in,  S.  64. 
*)  Band  m,  S.  81. 
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Das  gewerbliche  Betätigungsrecht. 

vom  Reichsgericht  entdeckten  Art  von  Unterlassungsansprüchen 
zugehört,  wonach  aus  einer  verwirkten  unerlaubten  (also  schuld- 
haften) Handlung  dem  Verletzten  stets  ein  Unterlassungsanspruch 
zukommen  soll,  wenn  eine  Wiederholungsgefahr  bestehe.^) 

Oberblickt  man  diese  sämtlichen  gesetzlichen  Vorschriften, 
so  kann  man  sich  der  Erkenntnis  kaum  noch  verschliessen,  dass 
das  Recht  die  Erwerbtätigkeit  als  ein  besondres  Betätigungsrecht 
aus  dem  allgemeinen  Persönlichkeitrecht  herausgebildet  hat,*)  und 
zwar  nicht  nur  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  durch 
Begründung  eines  besondern  Freiheitrechts,  sondern  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechts  durch  Anerkennung  eines  sie  schützenden 
besondern  Ausschlussrechts.  Dass  das  Gesetz  zur  Bekämpfung 
des  unlautern  Wettbewerbs  nur  gegen  einzelne  bestimmte  Störungen 
die  Unterlassungsklage  gewährt,  beweist  um  deswillen  nichts,  weil 
es  eben  von  vornherein  nicht  alle  unlautern  Wettbewerbhand- 
lungen, sondern  nur  die  gefährlichsten  treffen  wollte.  Diese  aber 
wollte  es  treffen,  weil  es  den  Gewerbebetrieb  als  solchen  schützen 
wollte  unter  ausdrücklicher  Betonung,  dass  es  ihn  auch  gegen 
andre  Verletzungen  für  schutzwürdig  erachte  und  nur  aus  rechts- 
politischen Gesichtspunkten  einzelne  besonders  schwere  Fälle 
heraushebe.  Erkannte  es  für  diese  aber  eine  Reaktion  an,  wie  sie 
ein  absolutes  Recht,  ein  Persönlichkeitrecht  ausübt,  so  erkannte  es 
damit  überhaupt  an,  dass  ein  einheitliches  Persönlichkeitrecht  den 
Verletzungen  zugrunde  liegt.  Ein  solches  Recht  besteht  entweder 
oder  es  besteht  nicht;  es  besteht  aber  nicht  nur  insoweit,  als  es  gilt, 
Schutz  gegen  einzelne  Verletzungen  zu  gewähren.  Will  der  Gesetz- 
geber ein  Gut  nur  gegen  einzelne  Handlungen  schützen,  so  greift  er 
zum  Mittel  des  Gebots  oder  Verbots  von  sich  und  seiner  Herrscher- 
macht  aus.  Gewährt  er  dem  Einzelnen  aber  zum  Schutz  des 
Guts  eine  eigne  Abwehrmacht  durch   Begründung  eines  subjek- 


»)  Hierüber  später.     Vgl.   RGZ.  48,  S.  120;    56,  S.  268;   57,  S.  242. 
JW.  1906,  S.174>^ 

«)  Gicrke,  Deutsch.  Privatrecht  I,  S.  705,  713. 
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Die  Arbeitskraft 

tiven  Ausschlussrechts  gegen  jedermann,  so  umfasst  es  das  Gut  in 
seiner  Gesamtheit.  Jedenfalls  aber  muss,  wenn  als  Rechtsgrund  der 
gegebenen  Unterlassungsansprüche  ein  Ausschlussrecht  erkannt 
worden  ist,  dieses  wenigstens  im  Wege  der  Analogie  so  weit 
ausgedehnt  werden,  dass  es  dem  Bedürfnisse  nach  Schutz  des 
ganzen  Rechtsguts,  dem  es  dienen  soll,  gerecht  wird.^)  Es  wird 
damit  nur  ans  Licht  gebracht,  was  verborgen  schon  vorhanden 
war.  Und  diese  Ausdehnung  ist  umsomehr  geboten,  wenn  sich 
aus  andern  gesetzlichen  Bestimmungen  erkennen  lässt,  dass  die 
Erwerbtätigkeit  von  ihnen  gleichfalls  als  Rechtsgut  betrachtet  wird, 
damit  also  zutage  tritt,  dass  eine  Einschränkung  auf  die  einzelnen 
bestimmten  Fälle  nicht  der  Absicht  des  Gesetzes  entspricht  Wird 
in  BGB.  §  824  die  Erwerbtätigkeit  im  vollen  Umfange  als  Rechts- 
gut insofern  anerkannt,  als  ihre  vorsätzliche  und  fahrlässige  Ver- 
letzung durch  schädigende  Nachrede  zum  Schadenersatz  ver- 
pflichtet, so  ist  auch  die  Ausdehnung  des  in  einzelnen  Fällen 
anerkannten  Ausschlussrechts  zum  Schutz  dieses  Rechtsguts,  das 
dann  den  Schutz  des  Persönlichkeitguts  durch  ein  Persönlichkeit- 
recht begründet,  in  vollem  Umfange  zulässig. 

Der  Auffassung  des  BGB.  steht  dies  nirgends  entgegen. 
Dieses  lässt  die  Annahme  von  Persönlichkeitrechten  als  Ausschluss- 
rechte für  Zustände  des  Daseins  der  Person  zu.*)  Nun  ist  zwar 
die  in  der  Reichstagskommission  beantragte  Heraushebung  der 
Arbeitskraft  als  besonderen  Schutzgegenstand  der  Person  in 
gleicher  Weise  wie  dies  mit  dem  Leben,  dem  Körper,  der  Ge- 
sundheit und  der  Freiheit  geschehen  ist,  abgelehnt  worden,  aber 
nicht  um  deswillen,  weil  sie  nicht  für  schutzwürdig  befunden 
wurde,  sondern  weil  „die  Verletzung  der  Arbeitskraft  stets  eine 
Verletzung  der  Gesundheit   voraussetzt"    und   diese  bereits  in 


')  Vgl.  Lehmann,  Die  Unterlassungspflicht  S.  129.  Bfilow,  Über 
Verhältnis  der  Kechtspr.  sum  Gesetzesrecht  im  „Recht"  1906,  S.  770. 

«)  Vgl.  Motive  Bd.  11,  S.  762  (Magdan  JI,  S.  420).  Protokolle  IT, 
S.  2711   (Miigdan  IT,  S.  1078). 
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Wesen  des  gewerblichen  Betätigungsrechts. 

§  807  des  Entwurfs  (=  §  823  des  Gesetzes)  erwähnt  sei.*)  In 
gleicher  Weise  darf  man  annehmen,  dass  die  Betätigung  der 
Arbeitskraft  im  allgemeinen  ebenfalls  unter  die  im  Gesetz 
bereits  hervorgehobene  Freiheit'*)  fällt,  die  besonders  geartete 
Betätigung  der  Arbeitskraft  aber,  wie  sie  sich  in  der  Er- 
werbtätigkeit zeigt  und  als  Besonderheit  von  jener  allgemeinen 
Betätigung  herausgehoben  hat,  auch  durch  ein  besonderes  Be- 
tatigungsrecht  geschützt  und  aus  dem  allgemeinen  Persönlichkeit- 
recht der  Freiheit  herausgehoben  werden  kann.  Die  Vermutung 
darf  ausgesprochen  werden,  dass  die  Antragsteller  unter  ihrer 
„Arbeitskraft"  in  der  Tat  vornehmlich  an  deren  Betätigung  gedacht 
und  nicht  sowohl  einen  Schutz  der  Kraft,  als  einen  Schutz  der 
Arbeit  haben  schaffen  wollen,  und  dass  die  gesetzgeberische 
Ausführung  dieses  Gedankens  nur  an  der  ungeschickten  Fassung 
des  Antrags  gescheitert  ist. 

Die  Behauptung,  es  sei  die  Erwerbtätigkeit  lediglich  ein 
Ausfluss  der  allgemeinen  Fähigkeit,  die  zufolge  der  Freiheit  des 
Handelns  jedermann  zukomme ,  beweist  deshalb  nichts.  Es 
wurde  schon  früher  dargelegt,  dass  es  sich  hier  ja  nicht  handelt 
um  die  Schaffung  einer  besondern  Fähigkeit,  sondern  darum, 
eine  auf  Grund  der  allen  zukommenden  Fähigkeit  nach  bestimmter 
Richtung  hin  vorgenommene  Tätigkeit  zu  schützen.  Die  Er- 
werbtätigkeit ist  nicht  Ausübung  einer  besondern  Rechtsmacht, 
sondern  Schutzgegenstan^l  eines  besondern  Ausschlussrechts.  Nicht 
die  besondre  Befugnis  zur  Ausübung  eines  Gewerbes  soll 
geschaffen  werden,  sondern,  wenn  die  Erwerbtätigkeit  ausgeübt 
wird  und  werden  darf  —  was  das  öffentliche  Recht  entscheidet 
—  für  sie  ein  besondrer  privatrechtlicher  Schutz  durch  ein  ab- 
solutes Recht  Ebensowenig  bedeutet  natürlich  der  ihr  gewährte 
Rechtschutz  die  Begründung  eines  „Rechts  auf  Arbeit",  d.  h.  das 
Recht  auf  Verschaffung  von  Arbeitgelegenheit  oder  eines  „Rechts 


1)  EommissioDsbericht  S.  103  (Magdan  II,  8.  1297). 
^)  Insoweit  zafreffend  RGZ.  51,  S.  378. 


—      195     — 

in* 


Wesen  des  gcwerbliclien  Betälitjungsrechts. 

auf  Kundschaft",  wie  so  vielfach  das  Wesen  dieses  Rechts  miss- 
verstanden wird.  Nicht  um  ein  Einschluss(Herrschaft)recht  über 
Erwerb-  und  Arbeitgelegenheit,  sondern  um  den  Schutz  der  allen 
zustehenden  Betätigungsfreiheit  handelt  es  sich,  nicht  um  die 
Fähigkeit,  Erwerbtätigkeit  ausüben  zu  dürfen  (die  die  Gewerbe- 
ordnung allen  gibt),  sondern  darum,  dass  die  Ausübung,  wenn 
sie  erfolgt,  ungehindert  stattfinde.  Die  Verhinderung,  über- 
haupt tätig  zu  werden,  enthält  daher  auch  nur  eine  Verletzung 
der  allgemeinen  Freiheit.  Solange  noch  kein  Tätigwerden  vor- 
liegt, fehlt  es  ebenso  an  dem  Schutzgegenstand  für  das  besondre 
Ausschlussrecht,  wie  es  an  einem  Schutzgegenstand  für  das  Per- 
sönlichkeitrecht fehlt,  wenn  kein  Mensch  da  ist.  Das  ist  der 
richtige  Gedanke  der  Ansicht  des  Reichsgerichts,  dass  ein  Ge- 
werbebetrieb ausgeübt  werden  müsse,  um  daran  ein  Recht  anzu- 
erkennen.^) Nur  verkennt  das  Reichsgericht  den  dahinter  liegenden 
wirklichen  Schutzgegenstand,  die  Erwerblätigkeit  als  solche, 
und  bleibt  an  der  zu  seiner  Ausübung  getroffenen  Organisation, 
an  seiner  gegenständlichen  Verkörperung  in  einem  eingerich- 
teten Gewerbebetriebe,  somit  an  dem  immateriellen  Gut  des 
Unternehmens  ausserhalb  des  Menschen  haften  und  sieht  vor 
diesem  dem  Urheberrecht  ähnlichen  Recht  nicht  das  es  durch- 
dringende Persönlichkeitrecht. 

Warum  aber  nur  der  „eingerichtete*  Gewerbebetrieb  als 
immaterielles  Reclitsgut  ähnlich  dem  Eigentum  einen  Schutz  durch 
ein  Ausschlussrecht  geniessen  soll  und  nicht  überhaupt  jede  ge- 
werbliche Tätigkeit,  auch  wenn  sie  sich  nicht  in  einem  einge- 
richteten Unternehmen  äusserlich  verkörpert  hat,  ist  nicht  einzu- 
sehen. Und  wie  sehr  das  praktische  Bedürfnis  zur  Gewährung 
dieses  absoluten  Rechtschutzes  drängt,  zeigt  der  Umstand,  dass 
das  Reichsgericht  nicht  nur  bei  dem  eingerichteten  Gewerbebetrieb 
dtn  Schutz  des  absoluten  Rechts  in  entsprechender  Anwendung 
von  BGB.  g  1004  anerkennt,  sondern  auch  dort,  wo  es  das  Vor- 

')  KGZ.  ()0,  S.  nA4.    .TW.  1905,  s.  4m. 
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handensein  dieses  absoluten  Rechts  bestreitet,  wie  bei  dem  „Erwerb 
und  Fortkommen*'  des  BGB.  §  824,  das  es  nur  als  Rechtsgut  auf- 
fasst;  dass  es  nicht  nur  dann,  wenn  jenes  Rechtsgut  durch  eine  (schuld- 
hafte) unerlaubte  Handlung,  sondern  auch,  wenn  es  durch  eine 
schuldlose  Handlung  verletzt  wird,^)  die  Unterlassungsklage  gibt 
und  diese  schliesslich  bei  allen  schuldhaften  unerlaubten  Hand- 
lungen, auch  ohne  Annahme  eines  bestimmten  Rechtsguts,  wie 
bei  BGB.  §  826,  zulässt.  Weder  ist  die  Einschränkung  auf  ein 
immaterielles,  ausserhalb  des  Menschen  liegendes  Rechtsgut  dort 
bei  dem  absoluten  Recht,  noch  die  Ausdehnung  der  Unterlassungs- 
klage auf  ein  nicht  durch  absolutes  Recht  geschütztes  Rechtsgut 
hier  geboten,^)  und  beides  wird  unnötig,  wenn  die  Erwerbtätig- 
keit selbst  als  Schutzgegenstand  des  absoluten  Persönlichkeitrechts 
anerkannt  wird.*^) 

§  17. 

Inhaber  des  grewerblicben  Be tätige ung^s- 
rechts. 

I.  Wenn    die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  Inhalt   und 
Gegenstand   eines   besondern    Persönlichkeitrechts    ist,   so   kann 


0  R6Z.  60,  S.  6.  —  Auch  OLG.  Karlsruhe  in  Bad.  Rochtspr.  1906, 
Seito  51. 

'}  Lässt  man,  wie  das  RG.,  auch  bei  blosseo  nicht  durch  Ausschluss- 
rechte ^geschützten  Rechtsgütern  die  Unterlassnngsklago  zu,  so  entfällt 
tatBäcblich  jeder  Unterschied  mit  einem  absoluten  Rechtschntz. 

')  Ein  besonderes  Betätigungsrecht  als  Ausfluss  des  all- 
gemeinen PersOnlichkeitrechts  erkennen  in  ähnlicher  Weise  im 
wesentlichen  an: 

Dernburg,  Das  bürgerl.  Recht  des  Deutsch.  Reichs  II,  S.  734  ff. 

Gar  eis,  Lehrbuch  des  Handelsrechts  S.  103.  —  Blätter  für  Rechts- 
anw.  in  Bayern  LXI,  8.  323  u.  344,  Das  Recht  am  menschl.  Körper  S.  28. 

Gierke,  Deutsch.  Privatrecbt  I,  S.  718  und  Ztschr.  f.  gewerblichen 
Rechtscb.  1895,  BJ.  4,  S.  109. 

J.  Kohl  er,  Autorrecht,  Jherings  Jahrb.  18,  S.  199.  —    Lehrbuch 
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Subjekt  dieses  Rechts  auch  jede  Persönlichkeit  sein,  die  gewerb- 
lich tätig  zu  werden  vermag,  also  jedes  rechtsfähige  Rechts- 
gebilde.^) 

1.  Zunächst  die  natürliche  Persönlichkeit,  der  Mensch, 
und  zwar  grundsätzlich  ohne  Rücksicht  auf  Geschlecht,  Alter, 
Handlungsfähigkeit,  Beruf,  Stand, ^)  Staatsangehörigkeit,  Bürger- 
recht. Religion  und  Konfession.*) 

Immerhin  erleidet  diese  Regel  insoweit  Ausnahmen,  als 
öffentliche  oder  privatrechtliche  Vorschriften  gewissen  Personen 
das  Betreiben  eines  Gewerbes  schlechthin  oder  nach  einzelnen 
Richtungen  verbieten.  Denn  wenn  das  Recht  die  Ausübung 
einer  gewerblichen  Tätigkeit  diesen  Personen  untersagt,  so  kann 
es  nicht  auf  der  andern  Seite  das  verbotwidrige  Betreiben  durch 
ein  privates  Ausschlussrecht  schützen  wollen.  Da  es  die  Freiheit- 
sphäre des  Einzelnen  insoweit  durch  Normen  einschränkt,  ist  für 


rles  bürgerK  Rechts  II,  8.520  im  Archiv  f.  ziv.  Praxis  88,  8.251.  Doch 
lässt  E.  an  andern  Stellen  auch  eine  etwas  andre  Aoffassang  erkennen, 
wennschon  er  immer  am  PersOnlichkeitrecht  fesih&lt.  Ähnlich  auch 
Schaler  im  Gewerbl.  Rochtsohatz  1901,  S.  98ff. 

Marcus  in  der  Deutsch.  Jurist.  Ztg.  1903,  S.  172  und  im  Unlautern 
Wettbewerb  III,  S.  87.  Die  Bezeichnung  als  Immaterialgut  ist  nur  ein 
Vergreifen  im  Ausdruck,  der  Autor  meint  das  Betätigungsrecht. 

Müller,  Kommentar  z.  Ges.  UW.,  4.  Aufl.,  S.  22. 

Oertmann,  Recht  der  Schuldyerhftltnisse  8.  656  und  Deutsche 
Jur.  Ztg.  Bd.  IV,  S.  98  und  IXc  7  1904,  S.  G21. 

Rausnitz,  Kritik  zum  G«8etzoDtw.  usw.  S.  20,  doch  nicht  ganz 
klar  spricht  er  im  Sinne  Kohlers  vom  „erweiterten  Personenrecht  snf 
Geltendmachung  der  Persönlichkeit  im  Erwerblebcn". 

Pinner,  Komment,  z.  UW.  S.d. 

Nicht  ganz  deutlich  Kuhlenbeck,  Das  BGB.,  2.  Aufl.  I,  S.674. 

Die  Auffassungen  der  einzelnen  Schriftsteller  gibt  des  nftheren  der 
Anhang  wieder. 

>)  Staubs  Komm.  z.  HGB.,  8.  Aufl.,  S.  29. 

*)  Auch  Mitglieder  des  hohen  Adels.    RJA.,  Bd.  2,  S.  227. 

»)  Vgl.  GewO.  §§  1,  2,  11,  11»,  13;  RGes.  vom  1.  November  1867,  §  1, 
Abs.  8,  Reichs- Verf.  Art.  8. 
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einen  Schutz  der  ausserhalb  dieser  Sphäre  entwickelten  Tätigkeit 
kein  Raum.  Aus  HOB.  §  7  ist  etwas  Gegenteiliges  nicht  zu  ent- 
nehmen. Diese  Vorschrift  besagt  nur,  dass  derjenige,  der  gegen 
Normen  des  öffentlichen  Rechts  handelsgewerWiche  Tätigkeit  aus- 
übt —  und  dass  dies  möglich  ist,  ist  natürlich  nicht  zu  be- 
zweifeln —  auch  den  Vorschriften  des  HOB.  über  Kaufleute 
unterstellt  werden  soll.  Sie  bezweckt,  nicht  dem  Ungehorsamen 
mehr  Rechte,  sondern  Pflichten  aufzuerlegen.  Zur  rechtmässigen 
Ausübung  wird  die  gewerbliche  Tätigkeit  aber  dadurch  nicht.  ^) 
Solche  Untersagungen  der  gewerblichen  Tätigkeit  schlechthin  oder 
in  einzelnen  Richtungen  finden  z.B.  statt 

a)  gegen  Militärpersonen,*^)  Beamte'*)  und  Lehrer, 

b)  gegen  alle,  die  die  erforderliche  besondere  Genehmi- 
gung zu  einem  Betrieb  nicht  haben,*) 

c)  gegen  diejenigen,  die  durch  Ausschlussrechte  Dritter 
(Monopole,  Regalien,  ausschliessliche  Gewerberechte)  am 
Betriebe  gehindert  sind.  Denn  auch  insoweit  wird  ihre 
allgemeine  Handlungsfreiheit,  die  Voraussetzung  der  be- 
sondern gewerblichen  Betätigung,  beschränkt. 

Lediglich  persönliche  Verpflichtungen  auf  Grund  eines 
Schuldverhältnisses  des  Inhalts,  eine  gewerbliche  Tätigkeit  nicht 
auszuüben,  vermögen  dagegen  nicht  unfähig  zu  machen,  das 
Ausschlussrecht  für  die  vertragswidrig  dennoch  ausgeübte  gewerb- 


1)  Vgl.  Wolff ,  Arch.  f.  bürg.  Recht,  Bd.  13.  S.  44,  46. 

>)  ReichsmUitftrges.  vom  2.  Mai  1874,  §  48,  §41. 

')  Qe«.  betr.  UechtsverhftltiiiBse  der  Reichsbeamten  vom  31.  März 
1873,  §  16.  —  Die  einzelnen  Lsndesgesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung 
noch  besondre  Vorschrifben ,  z.  B.  in  Sachsen  bez.  der  Mitglieder  des 
Stadtrats  Rev.  Stftdte-Ord.  §87,  der  Geistlichen  VO.  vom  8.  Jnli  1898, 
der  Lehrer,  Scbulges.  vom  22.  Angast  1876,  §§22,  29  asw. 

*)  GewO.  §§29,  35,  42  a,  42  b,  43,  44a;  wegen  genehmigungsbedürf- 
tiger Anlagen  GewO.  §  16,  wegen  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen 
GewO.  §  58  ff,  wegen  des  Marktverkehrs  GewO.  §  64  ff.  Vgl.  auch  Hypo- 
thekenbankgesetz vom  18.  Juli  1899,  §  2,  §  5. 
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liehe  Tätigkeit  zu  erwerben.^)  Denn  diese  verletzt  dann  nur 
persönliche  Rechte  des  einen  Berechtigten,  ist  allen  andern  gegen- 
über aber  zulässig  und  rechtmässig.  In  Frage  kann  also  nur 
kommen,  ob  der  Verpflichtete  dem  persönlich  Berechtigten  g^en- 
über  sich  wegen  dieser  Verpflichtung  auf  sein  Ausschlussrecht 
berufen  kann. 

Ebensowenig  ist  der  Gemeinschuldner  unfähig,  eine  ge- 
werbliche Tätigkeit  auszuüben,  da  er  nur  über  das  zur  Konkurs- 
masse gehörige  Vermögen  nicht  verfügen  darf,  im  übrigen  aber 
seine  Handlungsfreiheit  nicht  beschränkt  ist.*) 

2.  Üben  mehrere  natürliche  Personen  gemeinsam 
eine  gewerbliche  Tätigkeit  aus,  so  kann  dies  zunächst  in  der 
Weise  geschehen,  dass  sie  einen  nicht  rechtsfähigen  Verein, 
BGB.  §  54,*)  oder  eine  Gesellschaft  bürgerlichen  Rechts 
bilden,  BGB.  §  705.  Erfolgt  die  Ausübung  dieses  gemeinschaft- 
lichen Gewerbebetriebs  nicht  unter  einer  gemeinschaftlichen 
Firma,  so  tritt  nach  aussen  hin  überhaupt  kein  einheitlicher  und 
selbständiger  Gewerbebetrieb  hervor.  Es  ist  lediglich  das  gewerb- 
liche Tätigwerden  der  einzelnen  Gesellschafter*)  —  sei  es  aller, 
sei  es  bestimmter  beauftragter  —  wennschon  möglicherweise  in 
gemeinsamem  Handeln  vorhanden,  und  es  fehlt  somit  schon  an 
einem  einheitlichen  Schutzgegenstand  für  das  Persönlich- 
keitrecht, einer  gewerbetreibenden  Persönlichkeit  und  einem  ein- 


^)  So  bei  vertragdmässigen  Konkorrenzverboten ,  sei  es  zufolge  be- 
sondern  Vertrags,  sei  es  zufolge  eines  Anstellangsyertrags  wie  HGB.  §§  60, 
112,  236,  bei  dem  das  Konkurrenzverbot  zum  gesetzlichen  Vertragsio halt 
erhoben  ist.  Ober  den  Begriff  des  „Betreibens*'  in'§  60  vgl.  übrigens  noch 
Hartmann  in  Holdheims  M.-Schr.  1905,  S.  44  einerseits,  Staub  I,  S.  290, 
Goldmann  l,  8.293  anderseits. 

*)  Vgl.  Jäger,  KO.  S.  2,  Anm.  B.  Staubs  Komm.  z.  HGB,  S.Aufl., 
I,  S.  29.  RGZ.  29,  S.  74.  Vgl.  auch  Leipziger-  Ztschr.  I,  S.  71.  Urt 
OLG.  Köln  vom  11.  Oktober  1906. 

>)  Das  gleiche  gilt  für  einen  Verein,  der  durch  KonkurserOffoung 
seine  Rechtsfähigkeit  verloren  hat,  BGB.  §  42. 

*)  Vgl.  auch  Staub  I,  S.  29. 
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heillichen  Betrieb.^)  Subjekt  des  gewerblichen  Betätigungsrechts 
.kann  daher  auch  nur  der  Einzelne  sein  und  nur  seine  eigne 
gewerbliche  Tätigkeit  wird,  insoweit  er  sie  in  der  Gesellschaft 
übt,  durch  dieses  Recht  geschützt.  Steht  aber  dem  nicht  rechts- 
fähigen Verein  und  der  Gesellschaft  des  bürgerlichen  Rechts  kein 
die  gewerbliche  Tätigkeit  schützendes  einheitliches  Ausschluss- 
recht zu  und  fehlt  ihnen  mit  der  Persönlichkeit  auch  das  Per- 
sönlichkeitrecht, so  können  sie  auch  nicht  wegen  Verletzung  eines 
solchen  Gesamtrechls  klagen,  noch  kann  durch  sie  in  ihrer  Ge- 
samtheit ein  derartiges  Recht  durch  unlautern  Wettbewerb  ver- 
letzt werden.  Vielmehr  sind  Verlelzer  und  Verletzte  immer  nur 
die  einzelnen  Mitglieder,  die  für  sich  gewerbliche  Tätigkeit 
ausüben.*) 

3.  Oben  dagegen  mehrere  natürliche  Personen  gemein- 
schaftlich die  gewerbliche  Tätigkeit  unter  einer  gemeinschaft- 
lichen Firma  aus,  so  wird  sie  dadurch  zu  einer  einheitlichen 
zusammengefasst  und  als  individuelle  herausgehoben;  sie  erscheint 
dann  als  von  den  einzelnen  Tätigkeiten  unterschiedne  neue  selb- 
ständige Tätigkeit  nicht  der  Gesellschafter,  sondern  der  Gesell- 
schaft. Im  Gegensatz  zu  dem  gemeinsamen  gewerblichen  Tätig- 
werden der  Gesellschafter  im  Falle  zu  2  tritt  hier  in  den 
Verkehr  die  Gesellschaft  und  der  nicht  rechtsfähige  Verein^) 
als  ein  neues  selbständiges  Rechtsgebilde  ein  mit  eigner, 
ihm  zukommender,  von  der  Tätigkeit  der  Gesellschafter  unter- 
schiedenen selbständigen,  individuellen,  gewerblichen  Betäti- 
gung.*)    Die   Aufgabe   des    Namens   ist   es   eben,    die    Person 

^)  Gemein Bchafi lieber  Abschluss  von  Rechtsgeschäften  ist  nicht  immer 
gleichbedeutend  mit  gemeinschaftlichem  Betiiob  eines  Gewerbes.  Buschs 
Archiv  94,  S.  287. 

«)  Daran  ändert  die  Vorschrift  in  ZPO.  §  50,  Abs.  2  ebensowenig, 
wie  der  Umstand,  dass  die  übrigen  Gesellschafter  zivilistisch  für  die  Ge- 
scbftflsfdhrang  der  einzelnen  zu  haften  haben. 

')  Vgl.  S ach  an,  Der  nichtrechtsfllhige  Verein  als  Unternehmer 
eines  Handelsgewerbes,  Ztschr.  f.  d.  gesamte  Hdlfir.  56,  S.  444  ff. 

*)  Vg.  Staub,  Komm.  I,  S.  418. 
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und  ihre  Tätigkeit  zu  kennzeichnen  und  von  andern  zu  unter- 
scheiden; wo  eine  solche  Unterscheidung  vorliegt,  muss  daher 
auch  ein  individuelles  Gebilde  angenommen  werden.^)  Hier- 
bei macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  unter  einer  gemein- 
schaftlichen Firma  ausgeübte  gemeinschaftliche  Tätigkeit  das 
Betreiben  eines  Handelsgewerbes  darstellt,  die  Gesellschaft  also 
eine  Handelsgesellschaft  im  Sinne  von  HGB.  §  150  oder  Kom- 
manditgesellschaft nach  HGB.  §  161  u.  §  164  ist  oder  nicht,  denn 
es  kommt  hier  jede  gewerbliche  Tätigkeit  in  Frage.  Was  diese 
und  das  Wesen  ihrer  Vereinigung  anlangt,  so  muss  das,  was  für 
die  Handelsgesellschaft  gilt,  entsprechend  für  jede  Gesellschaft 
gelten,  die  unter  einer  gemeinschaftlichen  Firma  gewerbliche 
Tätigkeit  ausübt.  Eine  solche  Gesellschaft  —  auch  nicht  die 
offene  Handelsgesellschaft  —  hat  das  Gesetz  zwar  nicht  als  eigne 
juristische  Persönlichkeit  ausgestattet  und  diese  damit  völlig  von 
ihren  Gesellschaftern  losgelöst,  aber  nichtsdestoweniger  stellt  sie 
sich  dem  Verkehrsleben  als  ein  selbständiges  Rechtsgebilde  dar, 
das  als  eine  unentwickelte  juristische  Person  bezeichnet  werden 
darf,  insofern  ihr  die  Substanz  einer  solchen  eigen  ist  und  tat- 
sächlich nur  die  rechtliche  Anerkennung  als  Persönlichkeit  mangelt. 
Träger  dieses  Rechtsgebildes  sind  daher  zwar  noch  die  Gesell- 
schafter, aber  lediglich  in  ihrer  Zusammenfassung*),  und  diese 
Zusammenfassung  ist  doch  schon  mehr  als  die  blosse  Summierung 
der  Einzelnen.  Diese  kommen  als  solche  nur  noch  nach  innen 
zur  Erscheinung,  nach  aussen  hat  sich  ein  selbständiges  Ver- 
kehrsubjekt gebildet.  Hier  fehlt  es  dann  aber  für  das  Persön- 
lichkeitrecht weder  an  einem  besondern  Schutzgegenstand,  noch 
an  einem  besondern  Träger.  Die  einheitliche  gewerbliche  Tätig- 
keit wird  durch  ein  einziges  Ausschlussrecht  geschützt,  und  dieses 
steht  zu  dem  durch  die  Zusammenfassung  der  Gesellschafter  in 
der  Gesellschaft   geschaffenen    Rechtsgebilde.*)     Da  es  sich  bei 

1)  RGZ.  13,  S.  146. 

*)  Souff,  Archiv  61,  S.  71,  480. 

=*)  Der  stille   Gesellschafter   nimmt  am  Betrieb    der  Handelsgesell- 

—     202     - 


Juristische  Personen. 

der  Annahme  eines  solchen  Ausschlussrechts  nicht  um  neuen 
Erwerb  von  Rechten  handelt,  vielmehr  um  Zuerkennung  einer 
Rechtsmacht,  die  dem  Träger  originaliter  als  solchem  zusteht,  so 
ist  auch  kein  Grund  vorhanden,  wegen  der  Bestimmung  im 
HOB.  §  124  nur  der  Handelsgesellschaft  ein  solches  Ausschluss- 
recht zuzugestehen. 

4.  Endlich  vermögen  auch  juristische  Personen  gewerb- 
liche Tätigkeit  auszuüben,  gleichgültig,  ob  sie  privatrechtliche 
Körperschaften,  BOB.  §  22,  §  80,  HOB.  §  210,  ij  33,  oder  öffent- 
lich-rechtliche, wie  Staat,  Gemeinde,  geistliche  Orden  (Klöster, 
Chartreuse),  HGB.  §  36,  sind.  Doch  gibt  es  auch  hier  Aus- 
nahmen. Juristischen  Personen  des  Auslandes  kann  z.B.  nach  den 
Landesgesetzen  der  Gewerbebetrieb  untersagt  werden,  GewO.  §  12. 
Freie  Innungen  können  in  irgendwelcher  Form  gemeinschaftlichen 
Gewerbebetrieb  einrichten,  GewO.  §  81b  Nr.  5,  dagegen  dürfen 
gemeinsame  Geschäftsbetriebe  von  den  Zwangsinnungen  der 
Handwerker  nicht  mehr  errichtet  und  weiter  aufrecht  erhalten 
nur  dann  werden,  wenn  dies  aus  öffentlichem  Interesse  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  gestattet  worden  ist.  Hypotheken- 
banken bedürfen  zur  Ausübung  ihres  Geschäftbetriebs  der  Ge- 
nehmigung des  Bundesrats  oder  ihrer  Zentralbehörde.^) 

Es  könnte  in  Frage  kommen,  ob  für  juristische  Personen 
überhaupt  ein  Persönlichkeitrecht  in  dem  hier  erörterten  Sinne 
anzuerkennen  sei.  Diese  Frage  muss  bejaht  werden.  Sofern 
das  Recht  überhaupt  nicht  nur  den  Menschen,  sondern  auch 
andre  Gebilde  in  entsprechender  Weise  als  Persönlichkeiten  an- 
erkennt, liegt  gar  kein  Grund  vor,  ihnen  zu  ihrem  Schutze  dieses 
Ausschlussrecht  zu  versagen.*^)    Wie  bei  der  natürlichen  Persön- 


sohaft  nicht  teil,  HOB.  §885,  ist  also  aach  nicht  mit  Subjekt  des  Bc- 
tfttigungsrecbts. 

')  Hyp.  Bankges.  §  1. 

•)  Ebenso  wie  für  sie  der  Normenschntz  tatig  wird,  z.  B.  in  den 
Verboten  gegen  Hochverrat. 
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lichheit  ihr  Leben,  ihre  Gesundheit,  ihr  Körper,  ihre  Fre  heit  den 
Gegenstand  des  Schutzes  bildet,  den  das  Ausschlussrecht  gewährt, 
so  ist  bei  der  juristischen  Person  entsprechend  ihr  Dasein,  ihr 
Bestand,  ihre  Verfassung  und  Satzung,  Verwaltungsorganisation 
der  Gegenstand  des  Schutzes.^)  Wie  ihre  allgemeine  Handlungs- 
freiheit durch  das  allgemeine  Ausschlussrecht  der  Freiheit  ge- 
währleistet wird,  so  steht  dann  auch  nichts  entgegen,  die  besondre 
Betätigung  dieser  Handlungsfreiheit  im  Gewerbebetriebe  durch 
ein  besondres  Persönlichheitrecht  zu  schützen.^)  Dies  nius  um 
so  mehr  angenommen  werden,  als  die  im  §  16  angestellten  Er- 
wägungen und  Bezugnahmen  auf  das  geltende  Recht  in  gleicher 
Weise  auch  für  juristische  Personen  zutreffen.  Überall,  wo  durch 
das  Gesetz  eine  besondre  Heraushebung  der  gewerblichen  Tätig- 
keit erfolgt,  ist  damit  auch  die  gewerbliche  Tätigkeit  umfasst,  die 
von  juristischen  Personen  ausgeübt  wird.  Insbesondre  haben  die 
ausschliessliche  Befugnis  zur  gewerbmässigen  Herstellung  nach 
den  Urhebergesetzen  auch  juristische  Personen,  stehen  die  im 
unlautern  Wettbewerbgesetz  gegebnen  Unterlassungsklagen  auch 
jenen  zu.*) 

Während  also  bei  den  Gesellschaften  zu  2  die  einzelnen 
Gesellschafter  die  Inhaber  einzelner  Persönlichkeitrechte  sind,  zu 
3  die  Gesellschaft  als  Zusammenfassung  der  einzelnen  Gesell- 
schafter ein  einziges  Persönlichkeitrecht  hat,  dessen  Träger  zur 
gesamten  Hand  aber  doch  noch  die  Gesellschafter,  wennschon 
nur  in  ihrer  Zusammenfassung  als  besondres  Rechtsgebilde  sind, 
ist  hier  ein  von    den   Einzelnen   völlig  losgelöstes  selbständiges. 


^)  Es  wäre  reisvoll,  von  diesem  Gesichtspunkt  aus  einmal  zu  unter- 
suchen, wie  die  juristische  Person  gegen  Angriffe  hierauf  «u  reagiercD 
vermag,  würde  hier  aber  zu  weit  führen. 

^)  Wer  Firma,  Warenzeichen  usw.  als  PersODÜchkeitrccht  auffasst, 
ist  geradezu  gezwungen,  das  Persönlichkeitrecht  auch  bei  der  juristischen 
Person  anzuerkennen,  da  jene  unbestritten  dieser  Euatehen  können.  Vgl. 
auch  BGB.  §  57,  Abs.  2,  §  64. 

»)  Vgl.  Dernburg,  Das  bürgert.  Recht,  8.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  187. 
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der  juristischen  Person  als  solcher  zustehendes  Person lichkeH- 
recht  vorhanden.  Es  kommen  daher  auch  nicht  ihre  verfassungs- 
mässigen physischen  Organe^)  als  Inhaber  dieses  Rechts  in 
Frage.  Denn  diese  üben  nicht  eigne,  sondern  die  Tätigkeit  der 
juristischen  Person  aus,  ihre  Handlungen  sind  unmittelbare  Hand- 
lungen jener.  ^ 

II.  Der  Umstand,  dass  auch  juristische  Personen  Träger  des 
gewerblichen  Betätigungsrechts  sein  können  und  dieses  die  Tätig- 
keit ihrer  Organe  mitumfasst,  leitet  zu  der  Frage  über,  ob  das 
gewerbliche  Betätigungsrecht  auch  die  Tätigkeit  andrer  Personen 
mit  einschliessen  kann,  durch  die  jemand  in  eignem  Namen 
gewerblich  tätig  wird. 

1.  Eine  derartige  gewerbliche  Betätigung  durch  andre  oder  mit 
andern  findet  in  den  verschiedensten  Formen  statt,  teils  wird  die 
gewerbliche  Tätigkeit  völlig  durch  andr«  ausgeübt,  teils  nur  ein 
bestimmter  Teil  davon,  sei  es  durch  Arbeiter  (Fabrikarbeiter), 
Qewerbegehilfen,  Handlungsgehilfen,  teils  bezieht  sich  die  Ausübung 
auf  eine  technische,  produzierende,  gestaltende  und  anordnende 
Tätigkeit,  auf  etwas  rein  Tatsächliches,  wie  bei  den  Fabrikarbeitern, 
Gesellen,  technischen  Leitern,  teils  auf  Eingehung  und  Abwickelung 
von  Rechtsgeschäften,  wie  z.B.  beiden  Handlungsbevollmächtigten, 
den  Prokuristen.  Je  mehr  die  gewerbliche  Betätigung  sich  zu 
einem  organisierten  Unternehmen  auswächst  und  in  diesem  statt- 
findet, desto  mehr  Hilfskräfte  werden  darin  für  den  Inhaber  des 
gewerblichen  Unternehmens  arbeiten.  All  dieses  gewerbliche 
Tätigwerden  bildet  aber  nur  einen  Bestandteil  des  gewerb- 
lichen Betriebs  des  Unternehmers,  unterdessen  Namen  dieser 
ausgeübt    wird,   es    mangelt   ihm    die   Selbständigkeit.     Als  Be- 


^)  Wann  eine  solche  Organschaft  vorliegt,  darüber  eingebend  —  im 
Gegensatz  zum  blossen  Angestellten  —  RG-Z.  62,  S.  31  S.  Vgl.  ferner 
Krager,  Die  Haftung  der  juristischen  Personen  ans  unerlaubten  Hand- 
lungen 1901,  8.  21«. 

*)  BGB.  §§26,  86,  31.  Vgl.  Preuss  in  Jlierings  Jalirb.  44,  S.  42<^, 
Stellvertretung»  oder  Organ  schart.    Gicrke,  Gonossenschaflstheorio,  S.  617. 
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siandteil  seines  Gewerbebetriebs  gilt  es  als  dessen  gewerbliche 
Betätigung/)  und  deshalb  muss  sich  das  Ausschlussrecht,  das  zu 
seinem  Schutze  dient,  auch  auf  es  mitbeziehen,  mag  es  sich  nun 
um  tatsächliches  oder  rechtliches  Tun  für  den  Unternehmer  handeln, 
BOB  §  278,  §  831.  Sobald  die  Tätigkeit  als  eine  der  gewerblichen 
Betätigung  eines  Dritten  zugehörige  im  Verkehrsleben  aufgefasst 
wird,  geniesst  auch  der  Dritte  für  sie  den  Schutz  des  besondern 
gewerblichen  Betätigungsrechts,  er  ist  Subjekt  dieses  Rechts  auch 
in  Hinblick  auf  die  Tätigkeit  derjenigen,  die  er  zur  Verrichtung 
seiner  Erwerbausübung  bestellt  hat. 

2.  Dies  gilt  namentlich  auch  für  den  Stellvertreter  im 
Sinne  des  bürgerlichen  Rechts.  Die  Stellvertretung  bedeutet  eine 
Erweiterung  der  Betätigungsmöglichkeit  des  Individuums  über  die 
natürlichen  Schranken  seiner  Persönlichkeit  hinaus'^  in  gleicher 
Weise,  wie  die  Werkzeuge  eine  Erweiterung  der  einzelnen  mensch- 
lichen Organe  darstellen.  Sie  ist  daher  gerade  dort  am  Platze, 
wo  es  sich  vornehmlich  um  Betätigungen  handelt,  bei  dem  ge- 
werblichen Tätigsein.  Deshalb  ist  sie  auch  geschichtlich  bei 
diesem  am  frühesten  hervorgetreten  und  hat  sich  von  der  in- 
direkten Stellvertretung  des  Magister  navis  und  Institor  der  Römer 
bis  zur  direkten  Stellvertretung  des  heutigen  Rechts  entwickelt, 
die  bei  den  Handelsgeschäften  ihre  strengste  Ausbildung  erfahren 
hat^)  Bei  der  direkten  Stellvertretung  im  Oewerbebetrieb  han- 
delt aber  nun  der  Vertreter  vollständig  an  Stelle  des  Inhabers  des 
Betriebs,    übt   dessen    gewerbliche  Tätigkeit,    nicht  eigene  aus/) 


^)  ÄhDlich  gilt  auch  das  Habca  des  Besitzdienera  nach  BGB.  §  855 
als  ein  Tätigwerden  seines  Herrn,  vgl.  Abs  mann,  Die  Hechtstellnng  des 
Boten  1906,  S.96,  FOrtsch,  Gruchots  Beitr.  1899,  S.  545  ff. 

*)  „qai  facit  per  aliam,  est  perinde  ac  si  faciat  per  se  ipsum'^. 
Reg.  72  u.  VIo  de  regul.  ior.  5,  12. 

')  Vgl.  die  Beiitimmangen  über  die  Prokura  und  Handelsvollmacht 
des  HGB.,  über  Stellvertretung  in  gewerblichen  Betrioben  GewO.  §  45. 

*)  Vgl.  Kohler,  Enzykl.  I,  S.  596.  Kahler,  Stellvertretung  im 
Gewerbebetrieb  S.  3. 
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Dies  tritt  im  Verkehr  dadurch  hervor,  dass  er  im  Namen  jenes 
handelt.  Die  gewerbliche  Tätigkeit  wird  damit  als  diejenige  des 
Namenträgers,  des  Betriebinhabers  gekennzeichnet  und  indivi- 
dualisiert. Gilt  aber  rechtlich  und  im  Verkehr  der  Inhaber  des 
Gewerbebetriebs  als  Handelnder,  auch  wenn  diesen  ein  Dritter 
als  Stellvertreter  ausübt,  so  muss  auch  das  dem  Inhaber  zu- 
stehende Persönlichkeitrecht  sich  auf  das  Tätigsein  des  Stellver- 
treters erstrecken,  das  Ausschlussrecht  auch  dieses  decken.  Da 
anderseits  der  Stellvertreter  keine  eigne  gewerbliche  Tätigkeit 
ausübt,  kann  sich  auch  für  ihn  daneben  kein  besondres  Betäti- 
gungsrecht bilden.  Es  ist  sonach  nicht  der  Stellvertreter,  sondern 
der  Inhaber  des  Gewerbebetriebs,  auf  und  in  dessen  Namen  die 
gewerbliche  Tätigkeit  ausgeübt  wird,  das  alleinige  Subjekt  des 
gewerblichen  Betätigungsrechts.^) 

Der  Stellvertreter  nimmt  aber  dem  blossen  gewerblichen 
Gehilfen  und  Mitarbeiter  gegenüber  eine  besondre  Stellung  inso- 
fern ein,  als  es  im  Rahmen  seiner  Vertretungsmacht  liegen  kann, 
wie  im  Gewerbebetrieb,  so  auch  in  dem  ihn  schützenden  ge- 
werblichen Betätigungsrechte  den  Inhaber  dieses  Rechts  zu  ver- 
treten. Dies  ist  stets  dann  anzunehmen,  wenn  die  Stellvertretung 
den  gesamten  gewerblichen  Betrieb  umfasst,  wie  z.  B.  bei  dem 
Prokuristen.^)  Ob  sich  bei  dem  blossen  Handlungsbevollmäch- 
tigten oder  Bevollmächtigten  zu  sonstigem  Gewerbebetrieb  die 
Vollmacht  auch  auf  die  Vertretung  im  Betätigungsrecht  mit  er- 
streckt, ist  Tatfrage.'')  Es  wird  z.  B.  im  Zweifel  anzunehmen  sein, 
wenn  ein  Ehemann  für  seine  Ehefrau  den  Gewerbebetrieb  aus- 
übt, wenn  für  einen  Geschäftsunfähigen  ein  Vertreter  im  Gewerbe- 
betrieb bestellt  ist.  Die  Natur  des  Betätigungsrechts  als  Aus- 
fluss  eines  Persönlichkeitrechts  schliesst  die  Möglichkeit  der 
Stellvertretung  auch  in  diesem  Recht  nicht  aus.*) 

»)  Vgl.  aach  Landmann-Rohmer,     GewO.  Bd.  I,  S.  394. 

«)  HGB.  §  49. 

»)  Vgl.  z.  B.  HGB.  §  54. 

*)   Vgl.  Dernburg  Ji.  a.  0.  I,  S.  528. 
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3.  Lediglich  die  Betätigung  und  Vertretung  in  dem  ge- 
werblichen Betrieb  eines  Dritten  ist  massgebend.  Diese  liegt 
immer  vor,  wenn  die  Betätigung  mit  dem  Namen  des  Dritten 
gekennzeichnet  wird.  Auf  das  innere  Verhältnis  zwischen  Ver- 
tretenen und  Vertreter  oder  Gehilfen  im  übrigen  aber  kommt  es 
nicht  an,  dieses  kann  die  verschiedenste  zivilistische  Grundlage 
haben.  Es  ist  auch  gleichgültig,  ob  der  Betrieb  auf  Rechnung 
des  Dritten  geht  oder  nicht,^)  ob  er  mit  eignen  oder  fremden 
Betriebsmitteln  und  Betriebanlagen  ausgeübt  wird,*)  wie  z.  B. 
häufig  beim  Gastwirtschaftbetriebe.  Auch  der  Pächter,  der 
Nutzniesser  üben  im  eignen  Namen,  also  eigenen  Gewerbebetrieb 
aus  und  sind  deshalb  selbst  Subjekte  des  gewerblichen  Betäti- 
gungsrechts. 

4.  Nur  Stellvertreter  sind  die  Liquidatoren  eines  Ge- 
schäfts,*) ebenso  der  Konkursverwalter,  wenn  er  den  Gewerbe- 
betrieb für  den  Gemeinschuldner  gemäss  KO.  §§  129  und  132 
fortführt.  Der  Konkursverwalter  will  nicht  eigne  gewerbliche 
Tätigkeit  ausüben,  sondern,  wie  schon  der  Wortlaut  der  ange- 
zogenen Gesetzesbestimmungen  erkennen  lässt,  die  des  Gemein- 
schuldners.*)   Inwieweit  dies  nach  den  Vorschriften  der  Gewerbe- 


»)  RGZ.  19,  S.  197;  37,  S.  61.  Jahrb.  f.  KG.  26  A,  S.  214.  Rspr. 
OLG.  3,  S.  406.    Entsch.  FG.  2.  S.  234. 

«)  Kahler,  S.  17. 

')  Sio  sind  dagegen  selbständige  Gewerbetreibende,  wenn  sie  s.  ß. 
eine  eigne  Handelsgesellschaft  zum  Erwerb  und  der  Liquidierung  eines 
fremden  Handelsgeschäfts  bilden,  ROHG.  3,  S.  367.  —  A.  M.  RG.  in 
Holdheims  M.-Schr.  1902,  S.  138. 

*)  Von  einigen,  z.  B.  von  Staub,  wird  die  Natur  der  Tätigkeit  der 
Liquidatoren  und  des  Konkursverwalters  als  einer  gewerblichen  über- 
haupt geleugnet,  aber  mit  Unrecht  und  von  der  falschen  Annahme  aus, 
dass  eine  besondere  Gewinnabsicht  vorhanden  sein  müsse,  vgl.  S.  17. 
Wenn  der  KV.  freilich  den  Gewerbebetrieb  nicht  fortführt,  sondern 
nur  die  Masse  versilbert,  liegt  natürlich  nur  ein  Zwangsverkauf  einer 
beschlagnahmten  Vermögensmasse  vor.  —  §  46  des  Entw.  eines  Osterr. 
Ges.  zur  Abänderung  der  GewO.  erkennt  dies  ebonfells  an.  —  Vgl.  auch 

—      208      — 


Stellvertretung. 

Ordnung  zulässig  ist.  richtet  sich  nach  dieser.  Dass  die  Fortführung 
des  Gewerbebetriebs  geschieht  mit  dem  schliesslichen  Endzwecke, 
das  Geschäft  einmal  für  die  Masse  zu  versilbern,  hindert  nicht, 
dass  bis  dahin  eine  wirkliche  gewerbliche  Tätigkeit  vorhanden 
ist,  die  sich  übrigens  sehr  oft  auf  ziemlich  lange  Zeit  er- 
strecken kann.  Denn  während  der  Dauer  der  Fortführung  ist 
auch  noch  vollständige  Erwerbabsicht  vorhanden.  Nicht  selten 
soll  auch  einmal  das  Geschäft  als  Ganzes  verkauft  werden. 

5.  Nicht  als  Stellvertreter  sind  die  Vereine  zum  Schutze 
gewerblicher  Interessen,  wie  sie  etwa  §  1  des  Gesetzes  zur  Be- 
kämpfung des  unlautern  Wettbewerbs  im  Auge  hat,  oder  ärztliche 
Bezirksvereine,  die  Handelskammern  für  ihre  Mitglieder^)  anzu- 
sehen. 

6.  Inwieweit  jemand  fähig  ist,  durch  einen  andern  ge- 
werbliche Tätigkeit  auszuüben,  richtet  sich  danach,  wie  das  öffent- 
liche Recht  seine  allgemeine  Handlungsfreiheit  begrenzt,  denn 
nur  innerhalb  dieser  Freiheitsphäre  kann  sich  eine  besondre 
Betätigungsart  als  besonders  geschützt  herausheben.  Wenn  daher 
für  jemanden  die  Zulassung  zum  Gewerbebetrieb  als  Ausnahme 
von  GewO.  §  1  überhaupt  verschränkt  ist,  für  den  kann  auch 
ein  Dritter  keine  gewerbliche  Betätigung  ausüben,  eine  Vertre- 
tung ist  hier  nicht  möglich.*)  Innerhalb  dieser  freien  Hand- 
lungsphäre  ist  aber  das  Betreiben  eines  Gewerbes  durch  andre 
gestattet  und,  sofern  jemand  wegen  völliger  oder  beschränkter 
zivilrechtlicher  Handlungsunfähigkeit  nicht  selbst  tätig  sein  kann, 
sogar  notwendig.*) 

7.  Inwieweit  jemand  fähig  ist,  für  einen  andern  dessen 
gewerbliche    Tätigkeit   auszuüben,   ist   nicht    allgemein    zu   ent- 


WTolff,  Archiv  f.  bflrg.  Recht  13,8.44,  K&hler,  Die  Stellvertretung  im 
Gewerbebetrieb  8.17.  —  OLG.  Königsberg  vom  21.  Oktober  1886,  Reger, 
Bd.  Vni,  S.  368.    Abweichend  RGZ.  65,  S.  206. 

M  OLG.  Dresden  vom  24.  Januar  1906  (8.  O.  209/05). 

«)  Vgl.  Preuss.  OVG.  Enlsch.  4,  S.  333. 

»)  Vgl.  Staub,  Komm.  z.  HGB.  Bd.L  S.  33.    RGZ.  51,  S.  288. 
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scheiden,  sondern  richtet  sich  nach  der  Art  der  ihm  obliegenden 
gewerblichen  Betätigung.  Es  ist  mögh'ch,  dass  auch  völlig  Ge- 
schäftunfähige, Geisteskranke  und  Kinder  unter  sieben  Jahren 
solche  gewerbliche  Tätigkeit  ausüben,  sofern  es  sich  nicht  um 
Abschluss  von  Rechtsgeschäften,  sondern  um  irgendwelche  Hand- 
oder Fabrikarbeit  handelt.^)  Als  Bestandteil  eines  grösseren  ge- 
werblichen Unternehmens  gilt  auch  sie  als  Betätigung  des  Unter- 
nehmers. Die  Gewerbeordnung  selbst  ^eht  von  dieser  Auffassung 
aus,  wenn  sie  die  Kinderarbeit,  Lehrlingsarbeit  regelt.  Kommt 
dagegen  eine  wirkliche  Stellvertretung  bei  Abschluss  von  Rechts- 
geschäften in  Betracht,  so  sind  zwar  nicht  beschränkt  Geschäft- 
fähige, wohl  aber  gänzlich  Geschäftunfähige  ungeeignet,  für  einen 
andern  tätig  zu  werden.*^) 

Bedarf  es  weiter  für  die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit, 
nicht  bloss  für  die  Zulassung,  noch  besondrer  persönlicher 
Eigenschaften,  so  müssen  diese  bei  dem  Stellvertreter  oder  dem 
sonst  mit  der  Ausübung  Beschäftigten  vorhanden  sein,  während 
sie  unter  Umständen  bei  dem  Gewerbebetriebinhaber,  wenn  er 
nicht  persönlich  tätig  wird,  fehlen  können.*) 

III.  Das  Subjekt  eines  gewerblichen  Betätigungsrechts  kann 
endlich  auch  in  der  Weise  bestimmt  sein,  dass  es  der  jedesmalige 
Inhaber  eines  Grundstücks  sein  soll,  wie  es  bei- der  Real- 
gewerbeberechtigung der  Fall  ist.*) 


^)  Auch  für  das  bürgerliche  Recht  ist  anerkannt,  daas  ein  Gesch&ft- 
anfäliigcr  Boto  sein  kann.     Assmann  a.a.O.  S.  97. 

«;  Dernburg,  Burg.  Recht  I,  S.  528. 

>)  RGSt.  1,  S.  434.  Landmann-Rohmer,  GewO.  I,  S.  395,  396. 
Kahler  a.  ».  O.,  S.  29.  GewO.  §§  45,  47,  29.  Ober  den  Unterschied 
zwischen  Konzess.onscrteilunfi:  an  den  Betnebanternehmer  und  der  £r- 
teilnnfif  der  Erlaubnis  zur  tatsächlichen  persönlichen  Ausübung  der  ge- 
werblichen Tätigkeit  auf  dem  G«  biet*  d«s  Druschkenfnhrwesens  vgl.  die 
interessante  Entscheidung  RGZ  46,  S.  105. 

*)  GewO.  §  10,  Abs.  2. 
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§  18. 

Bntstehungr  und  Bnde  des  Rechts. 

1.  Das  gewerbliche  Betätigungsrecht  als  Ausfluss  des  allge- 
meinen Persönlich keitrechts  hat  zwar  als  Grundlage  und  Voraus- 
setzung die  Persönlichkeit,  ist  damit  aber  nicht  notwendig  schon 
mit  dieser  selbst  gegeben.  Vorhanden  ist  nur  die  tatsächliche 
und  rechtliche  Möglichkeit  der  Entstehung  jenes  Rechts  wegen 
der  allgemeinen  Freiheit,  eine  gewerbliche  Tätigkeit  zu  ergreifen.^) 
Da  es  seiner  Natur  nach  ein  Ausschlussrecht  ist,  muss  vor  allem 
auch  der  Schutzgegenstand,  von  dem  die  unberufnen  Einwir- 
kungen abgehalten  werden  sollen,  vorhanden  sein.  Andernfalls 
würde  ja  das  Ausschlussrecht  gegenstandlos  sein.  Es  entsteht  und 
entfaltet  sich  daher  nur,  insoweit  sich  auch  bei  der  Persönlich- 
keit aus  ihren  allgemeinen  Freiheitbetätigungen  die  der  gewerb- 
lichen Tätigkeit  heraushebt,  und  geht  unter,  wenn  diese  aufhört. 
Hat  sich  die  Betätigung  der  Persönlichkeit  nicht  zur  gewerblichen 
Tätigkeit  entwickelt,  so  kann  der  einzelnen  gelegentlichen  Erwerb- 
tätigkeit, die  nicht  ist  gewerbliche  Tätigkeit,  auch  nicht  der  be- 
sondre Schutz  dieses  Ausschlussrechts  zugesprochen  werden, 
solange  nicht  auch  für  jene  im  Gesetz  ein  Ausschlussrecht  aner- 
kannt ist  oder  gewohnheitrechtlich  sich  entwickelt  hat.^)  Es  ist 
vielleicht  zu  erwarten,  dass  dies  geschieht,  kann  aber  für  die 
Gegenwart  und  für  den  Stand  der  jetzigen  Gesetzgebung  poch 
nicht  zugegeben  werden.*) 


>)  Vgl.  Gicrke,  Dcutschos  Privatrecht  Bd.  I,  S.  707.  Kohler, 
Eozyklop.  Bd.  I,  S.  593.  Dessen  Gewcrbcrccht  ist  niclUs  undros  als  unser 
gewcrbhchcs  Betätigungsrecht  und  die  von  ilim  S.  589  hervorgehobene 
„8u41ung  im  Gewerbe". 

*)  Das  ist  der  richtige  Gedanke  in  der  Entscheidung  des  RG.  vom 
29.  Mai  1902.     HGZ.  51,  8.  373. 

»)  Wio  z.  B    Kiezlor  will. 
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2.  Es  ist  möglich,  dass  jemand  verschiedene  gewerb- 
liche Betätigungen  gleichzeitig  ausübt.^)  Dann  entsteht  für 
jede  dieser  gewerblichen  Tätigkeiten  ein  selbständiges  und 
vom  andern  unabhängiges  Ausschlussrecht,  gleich  als  ob  ver- 
schiedene Persönlichkeiten  seine  Inhaber  wären,  nicht  umfasst  ein 
einziges  die  sämtlichen  gewerblichen  Betätigungen.  Voraussetzung 
ist  aber,  dass  wirklich  mehrere  getrennte  Gewerbebetriebe  vor- 
handen, nicht  mehrere  in  einem  grösseren  Gesamtbetriebe  vereint 
sind.^)  Es  ist  also  jedes  dieser  Ausschlussrechte  hinsichtlich 
Entstehung,  Fortsetzung  und  Beendigung  selbständig  zu  be- 
urteilen. 

3.  Das  gewerbliche  Betätigungsrecht  gelangt,  wie  gesagt, 
erst  dann  zur  Entstehung,  wenn  gewerbliche  Tätigkeit  wirklich 
ausgeübt  wird.  Wann  mit  dieser  begonnen  wird,  ist  im  wesent- 
lichen Tatfrage, ^)  auch  sogen.  Vorbereitungsgeschäfte  können 
schon  den  Beginn  des  Betriebs  bedeuten.  Doch  ist  hierbei 
folgendes  zu  beachten. 

a)  Nur  vom  Recht  anerkannte  Betätigung  kann  als  besondre 
Heraushebung  aus  den  Handlungen  kraft  allgemeiner  Freiheit 
auch  als  besondres  gewerbliches  Betätigungsrecht  anerkannt  wer- 
den. Die  gewerbliche  Tätigkeit  muss  also,  wenn  sie  das  Schutz- 
objekt eines  Ausschlussrechts  bilden  soll,  rechtsgültig  sein.*) 

a)  Geschäftunfähige,  wie  Geisteskranke,  Kinder  unter 
7  Jahren,  können  deshalb  als  rechtfähige  Personen  wohl  Inhaber 
eines  Gewerbes  und  des  subjektiven  Betätigungsrechts  sein,  in 
eigner  Person  können  sie  aber  nur  einzelne  gewerbliche  Be- 
tätigungen ausüben,  die  sich  nicht  als  Rechtsgeschäfte  darstellen, 


1)  Auch  von  GewO.  §  3,  HGB.  §  112,  §  166  u.  a.  anerkannt. 

«)  ROHG.  11,  S.  887. 

•)  Vgl.  hierzu  RGSt.  27,  S.  227;  RGZ.  10,  S.  102;  ROHG.  1,S.182; 
JW.  1899,  S.  872*^.  Die  Auffassung  von  Sondergesetzen  ist  nicht  immer 
massgebend,  z.  B.  für  den  Bergwerksbetrieb  nicht  das  Reicl)sstempe)ge8etz. 
RGZ.  52,  S.  191. 

*)  Staub,  Komm.  I,  S.  33. 
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die  gewerbliche  Tätigkeit  in  ihrer  Gesamtheit  vermögen 
sie  nicht  auszuüben,  da  hierzu  Rechtshandlungen  unumgänglich 
sind.  Infolgedessen  können  sie  überhaupt  nur  durch  Stellver- 
treter, die  ihre  mangelnde  Handlungsfähigkeit  ersetzen,  gewerblich 
tätig  werden.  Der  Beginn  der  in  ihrem  Namen  vom  Stellver- 
treter ausgeübten  gewerblichen  Tätigkeit  bedeutet  somit  für  sie 
die  Entstehung  ihres  Betätigungsrechts. 

ß)  Beschränkt  Geschäftfähige  können  mit  Genehmigung 
des  Vaters  und  Vormundes  sowie  des  Vormundschaftgerichts 
allgemein  zum  Betrieb  eines  Erwerbgeschäfts ^)  ermächtigt  werden, 
BOB.  §  112.  Damit  wird  ihre  Geschäftfähigkeit  erweitert,  nicht 
nur  ein  Generalkonsens  erteilt,^  so  dass  nun  innerhalb  dieser 
erweiterten  Geschäftfähigkeit  auch  das  besondre  gewerbliche  Be- 
tätigungsrecht entstehen  kann.  Erst  mit  Beginn  ihrer  so  geneh- 
migten gewerblichen  Betätigung  kommt  also  das  Betätigungsrecht 
zur  Entstehung. 

y)  Für  Geschäftunfähige  und  beschränkt  Geschäftfähige 
kann  der  gesetzliche  Vertreter  (Vormund,  Vater,  Mutter)  das 
Gewerbe  auch  selbst  im  Namen  des  Vertretenen  betreiben.  Der 
Vertretene  erwirbt  dann  das  Betätigungsrecht  von  dem  Augen- 
blick an,  wo  sein  gesetzlicher  Vertreter  für  ihn  und  unter  seinem 
Namen  den  Gewerbebetrieb  beginnt,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
der  Vormund  oder  Vater  die  in  BGB.  §  1823  und  §  1645  vor- 
geschriebene Genehmigung  des  Vormundschaftgerichts  nicht  ein- 
geholt hat,  da  diese  nur  eine  Ordnungsvorschrift  ist  und  die 
Rechtswirksamkeit  des  Betriebs  selbst  nicht  in  Frage  stellt*) 

d)  Vom  Recht  nicht  anerkannte  oder  gar  verbotne  Tätigkeit 
wird,  wenn  sie  gewerbliche  wird,  niemals  geschützt.  Hierher 
gehören:  Mädchenhandel,  Spielen,  Heiratvermittelung. 

^)  Hierunter  ist  die  gewerbliche  T&ügkeit  io  dem  hier  yerstandenon 
allgemeinen  Sinne  za  verstehen,  nicht  nur  im  Sinne  der  GewO.  So  aach 
RGZ.  28,  S.  278.    Frankenbarger  in  Holdheims  M.-Schr.  8,  S.91. 

*)  Planck,  Komm,  za  §  112  BGB. 

•)  Kspr.  OLG.  1,  S.  286;  KGJ.20A,  S.  160. 
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b)  Nicht  immer  macht  das  Fehlen  gewisser  Formalerforder- 
nisse die  Entstehung  eines  Gewerbebetriebs  und  damit  die  Ent- 
stehung des  subjektiven  Betätigungsrechts  unmöglich.  So  kann 
nach  HOB.  §  123  Abs.  2  eine  Handelsgesellschaft  den  Gewerbe- 
betrieb wirksam  schon  vor  der  Eintragung  in  das  Handelsregister 
beginnen,  es  ist  also  auch  dann  schon  ihr  Betätigungsrecht  ent- 
standen. Dies  gilt  auch  von  einem  nicht  rechtfähigen  gewerbe- 
treibenden Verein,  der  an  sich  Handelsgesellschaft  ist,  aber  die 
Eintragung  herbeizuführen  unterlassen  hat.^) 

4.  Das  Persönlichkeitrecht  ist  als  höchstpersönliches 
Recht  nicht  übertragbar.*)  Da  jede  Persönlichkeit  von  der 
andern  verschieden  ist  und  die  eine  Persönlichkeit  nicht  in  die 
andre  übergehen  kann,  so  würde  das  das  Persönlichkeitrecht 
bildende  Ausschlussrecht  notwendig  einen  andern  Inhalt  bekommen, 
wenn  es  von  einer  auf  die  andre  Persönlichkeit  übergehen  könnte. 
Hiernach  sind  auch  die  einzelnen  Persönlichkeitrechte,  die  sich 
als  Ausfluss  aus  dem  einheitlichen  Persönlichkeitrecht  herausge- 
bildet haben,  unübertragbar.  Dies  muss  in  gleicher  Wei§e  von 
dem  besondern  Recht  auf  gewerbliche  Betätigung  gelten.  Wie 
jede  Betätigung  in  der  Persönlichkeit  ruht  und  durch  diese  indi- 
vidualisiert wird,  so  ist  auch  jede  gewerbliche  Betätigung  der 
einen  Persönlichkeit  verschieden  von  der  der  andern.  Wie  die 
Betätigung  des  Einen  immer  nur  eben  diese  individuelle  ist  und 
niemals  eine  Betätigung  eines  Andern  wird,  so  kann  auch  das 
jene  schützende  Ausschlussrecht  nicht  auf  eine  andre  Betätigung 
übertragen  werden,  ohne  dass  sein  Inhalt  geändert  würde.  Es 
findet  daher  eine  Übertragung  dieses  Betätigungsrechts  weder 
durch  Rechtsgeschäft  noch  durch  Vererbung  statt. 

Eine  Ausnahme  tritt  auch  dann  nicht  ein,  wenn  ein  be- 
stehendes Handelsgeschäft  mit  dem  Recht,  die  frühere  Firma  fort- 
zuführen, erworben  wird,  HGB.  §  22.     Der  Obergang  des  Qe- 


1)  Vgl.  Sachau  in  Ztschr.  f.  ges.  Handelsrecht  56,  S.  444 ff. 
s)  Gierke,  Dentocfa.  Frivairecht  I,  S.  707.    Inkonsequent  S.  708. 
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Schafts  als  eines  blossen  Erwerbniittels  ist  nicht  gleichbedeutend 
mit  dem  Obergang  einer  gewerblichen  Betätigung  selbst. 
Die  Fortführung  des  Geschäfts  schliesst  nicht  den  Beginn  einer 
neuen  selbständigen  gewerblichen  Betätigung  aus.  ^)  Deshalb 
bedeutet  die  Übernahme  eines  Geschäfts  an  und  für  sich  auch 
noch  nicht  die  Berechtigung,  unter  der  früheren  Firma  die  neue 
gewerbliche  Tätigkeit  auszuüben,  es  bedarf  dazu  vielmehr  der 
besondern  Erlaubnis  des  früheren  Inhabers.^  Und  bei  deren 
Erteilung  wird  dann  nicht  der  neue  Gewerbebetrieb  als  identisch 
mit  dem  früheren  erachtet,  es  wird  vielmehr  nur  entgegen  der 
allgemeinen  Regel  der  Firmenwahrheit  ausnahmsweise  die  Führung 
der  alten  Firma  gestattet,  um  auf  den  Zusammenhang  mit  dieser 
hinzuweisen.  An  der  Tatsache,  dass  der  neue  Inhaber  ein  eignes 
und  neues  gewerbliches  Betätigungsrecht  hat,  das  alte  nicht  auf 
ihn  übertragen  worden  ist,  ändert  dieser  Umstand  nichts.  Ins- 
besondre ist  auch  HGB.  §  25  hier  nicht  anwendbar,*)  da  dieses 
Recht  überhaupt  kein  Aktivum  des  Geschäfts  ist,  wie  es  ja  auch 
nicht  unter  die  Konkursmasse  fällt.*)  Aus  diesem  Grunde  wird 
auch  mit  Recht  nach  HGB.  §  39  in  diesen  Fällen  die  Aufstellung 
einer  Eröffnungsbilanz  verlangt.**) 

Anders  verhält  es  sich  jedoch  unter  Umständen  dann,  wenn 
eine  offene  Handelsgesellschaft,  eine  Gesellschaft  bürgerlichen 
Rechts  oder  ein  nichtrechtsfähiger  Verein,  sofern  sie  unter  einer 
gemeinschaftlichen  Firma  gewerblich  tätig  werden,  in  ihrem  Mit- 
gliederbestand einen  Wechsel  erleiden.  Dann  kann  nämlich,  sei 
es  zufolge  gesetzlicher  Bestimmung,  sei  es  nach  den  Satzungen, 
die   Identität    des    Rechtsgebildes    bestehen    bleiben    trotz    einer 


^)  Makower,  Komm,  za  HGB.  I,  S.  168. 

>)  Makower  a.  a.  O.  I,  S.  113. 

»)  a.  M.  Pinner,  Komm.  z.  UWGes.  S.  47.  Wolff ,  Arcb.  f.  bürg 
Recht  13,  S.  17.,  ferner  Eltzbachor,  Die  Unterlassungsklage  S.  178. 

*)  Jager,  Komm.  z.  KO.  S.  2  u.  3.  Krewel,  Buschs  Archiv  für 
Handelsrecht  Bd.  15,  S.  257. 

*)  RGSt.  16,  S.  55;  26,  S.  223;  28,  S.428.    RGZ.  37,  S.  178. 
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werberecht. 


Formvc 


\ber  der    Fall,    so  i 
b)  Nicht  immer  j^^en.      Um    ein 

nisse  die  Entstehur  j^aupt  nicht 

stehung  des  sub^  igkeit   der 

nach  HOB.  §  V  id    de^ 

betrieb  wirksp  ha- 

beginnen,  e^ 

standen.  um  Oberga. 

treibend«  i  reiheiten. **)     Es   ist   u.. 

Eintra*^  .cm  Inhaber  eines  Grundstücks  eru. 

.1  Besitznachfolger  übergeht.    Die  auf  Grund 
R^  von  dem  Grundstückinhaber  alsdann  ausgeübte 

?  lätigkeit  ist  seine  eigne,    und  das  diese  schützende 

Ausschlussrecht  ein  originäres. 
Wohl  zu  unterscheiden  vom  Obergang  des  gewerblichen 
ßetätigungsrechts,  der  abzulehnen  ist,  ist  jedoch  die  Übertragung 
des  Rechts  an  den  verschiedenen  Immaterialgütern,  die  namentlich 
auch  als  Erwerbmittel  in  Betracht  kommen.  Bei  ihnen  ist  selbst- 
verständlich diese  Obertragungsmöglichkeit  anzuerkennen.  Das 
Geschäft  und  die  Firma  wurden  bereits  erwähnt.  Es  ist  noch 
auf  die  Warenzeichen,  die  Bezeichnung  eines  Erwerbgeschäfts, 
den  Ruf  einer  Firma,  die  Urheberrechte,  die  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnisse  hinzuweisen.  Insoweit  an  diesen  immateriellen 
Gütern  besondre  Einschluss-  oder  Ausschlussrechte  anerkannt 
sind,  steht  deren  Übertragung  meist  nichts  entgegen.*)  Näheres  §  20. 
5.  Das  gewerbliche  Betätigungsrecht  endet  als  Persönlich- 
keitrecht 

a)  mit  dem  Wegfalle  der  Person. 


*)  Vgl.  Staub,  Komm.  z.  HGB.  Bd.  I,  S.  218,  428.    Vgl.  auch  HGH. 
§  24.    Rspr.  OLG.  9,  S.  256. 

')  GewO.  §48  vgl.  Landmann-Kohmer  I,  S.  404. 

»)  a.  M.  Kohler,  Enzyklop.  Bd.  I,  S.  597. 

^)  Insoweit  ist  Eltzbacher  a.  a.  O.  S.  178  znzastimmen. 
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^^^  des  Re  ^igkeit. 

Es  ist  daher   m'  ^utlicher  zum  Ausdruck 

eit  untergegan  .n  zum  Zwecke   der 

"h  aus  Qe-  ^en,   fehlt  es    dann 

wird  le  ^s  ist  deshalb  bis 

•'on  die  aber  nicht 

11'  i'on  selbst  zu- 

,    ^  rblichen  Be- 

uns  bestimmt.  ^wecke  der 

•^^^^  nicht  einmal  notwenu.^  -istischen 

l'^'  namentlich  bei  Oberschuldu..  imen.«) 

"3oen.2^  -  zeit- 

^ird  dagegen  das  Recht  an  den  Erwei* 
jjj^^    ;    dies    möglich  ist,   wenn  es  sich    um  matti 
^Äj^/^'^ne  Vermögensgüter    handelt,    an   denen    Einsci.. 
Ll  .    ^n,   so   können  die  Erben   ihrerseits  auch  den   Ge\^^ 
^^v\^\)   fortfuhren.    Sie  üben  damit  aber  auch  dann  eigne  Tätig- 
Vfe\\  aus.«) 

Haben  mehrere  die  gewerbliche  Tätigkeit  gemeinsam  und 
zur  gesamten  Hand  betrieben,  so  kann,  soweit  es  sich  um 
diesen  Betrieb  handelt,  diese  Gemeinsamkeit  fortbestehen, 
unbeschadet  der  Auflösung  der  Gesellschaft  im  übrigen.  Denn 
die  Träger  des  Persönlichkeitrechts  sind  noch  vor- 
handen, es  ist  insoweit  das  Fortbestehen  ihrer  Gemeinschaft 
möglich.  Daher  ist  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  als.  für  die 
Gesellschafter  einer  offnen  Handelsgesellschaft  und  Kommandit- 
gesellschaft fortbestehend  anzusehen,  auch  wenn  die  Gesellschaft 
in  Liquidation   ist,    und  zwar  besteht  es  bis  zur  Beendigung 


^)  £tf  gibt  überhaupt  keine  vei erblichen  Persönlichkeitrechte.  Wu 
eine  Yererblicbkeit  vorliegt,  handelt  es  sieh  um  missverst&ndlich  als 
PersöDlichkeitrechte  bezeichnete  Immatorialrechte. 

')  Vgl.  Schulzenstein,  Persönl.  gewerbl«  Konzession  usw.  Yer- 
walt  Arcb.  10,  8.  113 ff.    Kahler  a.  a.  0.  8.  34 ff. 

>)  RGSt.  28,  S.  428. 
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Gesellschaft.     Realgewerberecht. 

Änderung  der  Personen.^)  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  ist  auch 
noch  das  alte  Betätigungsrecht  vorhanden.  Um  eine  Ober- 
tragung  handelt  es  sich  also  hier  überhaupt  nicht 

Keine  Ausnahme  macht  die  Zulässigkeit  der  Übertragung 
der  Realgewerbeberechtigungen ^)  und  der  Übergang  auf 
einen  neuen  Realberechtigten.  Denn  hier  handelt  es  sich  nicht 
um  Übergang  des  Persönlichkeitrechts,  des  privatrechtlichen  ge- 
werblichen Betätigungsrechts,  sondern  um  Übergang  öffentlicher 
subjektiver  Berechtigungen  oder  Freiheiten.*)  Es  ist  die  staat- 
liche Erlaubnis,  die  jedem  Inhaber  eines  Grundstücks  erteilt 
worden  ist,  die  auf  den  Besitznachfolger  übergeht.  Die  auf  Grund 
dieser  Erlaubnis  von  dem  Grundstückinhaber  alsdann  au^eüble 
gewerbliche  Tätigkeit  ist  seine  eigne,  und  das  diese  schützende 
private  Ausschlussrecht  ein  originäres. 

Wohl  zu  unterscheiden  vom  Übergang  des  gewerblichen 
Betätigungsrechts,  der  abzulehnen  ist,  ist  jedoch  die  Übertragung 
des  Rechts  an  den  verschiedenen  Immaterialgütern,  die  namentlich 
auch  als  Erwerbmittel  in  Betracht  kommen.  Bei  ihnen  ist  selbst- 
verständlich diese  Übertragungsmöglichkeit  anzuerkennen.  Das 
Geschäft  und  die  Firma  wurden  bereits  erwähnt.  Es  ist  noch 
auf  die  Warenzeichen,  die  Bezeichnung  eines  Erwerbgeschäfts, 
den  Ruf  einer  Firma,  die  Urheberrechte,  die  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnisse  hinzuweisen.  Insoweit  an  diesen  immateriellen 
Gütern  besondre  Einschluss-  oder  Ausschlussrechte  anerkannt 
sind,  steht  deren  Übertragung  meist  nichts  entgegen.*)  Näheres  §20. 

5.  Das  gewerbliche  Betätigungsrecht  endet  als  Persönlich- 
keitrecht 

a)  mit  dem  Wegfalle  der  Person. 


')  Vgl.  Staub,  Komm.  2. HOB.  Bd.  I,  8.213,423.    YgLaachEGIl. 
§  24.    Rspr.  OLG.  9,  S.  256. 

^)  GewO.  §48  vgl.  Landmann-Rohmer  I,  S.  404. 

»)  a.  M.  Kohler,  Enzyklop.  Bd.  I,  S.  597. 

*)  Insoweit  ist  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  178  zuzustimmen. 
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Ende  des  Rechts.     Erwerbsmittel.     Liquidation. 

Es  ist  daher  mit  dem  Tode  der  natürlichen  Persön- 
lichkeit untergegangen  und  nicht  vererblich  ^) 

Auch  aus  GewO.  §  46  ist  etwas  andres  nicht  zu  folgern, 
denn  hier  wird  lediglich  der  Übergang  der  Konzession  —  als 
Ausnahme  von  der  höchstpersönlichen  Natur  der  Konzession- 
erteilung —  auf  die  Witwe  und  die  minderjährigen  Erben  zuge- 
lassen, darüber,  ob  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  vererbt  wird, 
aber  nichts  bestimmt.  Das  ergibt  sich  schon  daraus,  dass  die 
Witwe  nicht  einmal  notwendig  Erbin  zu  sein  braucht,  sie  kann 
z.  B.  namentlich  bei  Oberschuldung  den  Nachlass  ausgeschlagen 
haben.*) 

Wird  dagegen  das  Recht  an  den  Erwerbsmitteln  vererbt, 
soweit  dies  möglich  ist,  wenn  es  sich  um  materielle  und  im- 
materielle Vermögensguter  handelt,  an  denen  Einschlussrechte 
zustehen,  so  können  die  Erben  ihrerseits  auch  den  Gewerbe- 
betrieb fortführen.  Sie  üben  damit  aber  auch  dann  eigne  Tätig- 
keit aus.^) 

Haben  mehrere  die  gewerbliche  Tätigkeit  gemeinsam  und 
zur  gesamten  Hand  betrieben,  so  kann,  soweit  es  sich  um 
diesen  Betrieb  handelt,  diese  Gemeinsamkeit  fortbestehen, 
unbeschadet  der  Auflösung  der  Gesellschaft  im  übrigen.  Denn 
die  Träger  des  Persönlichkeitrechts  sind  noch  vor- 
handen, es  ist  insoweit  das  Fortbestehen  ihrer  Gemeinschaft 
möglich.  Daher  ist  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  als.  für  die 
Gesellschafter  einer  offnen  Handelsgesellschaft  und  Kommandit- 
gesellschaft fortbestehend  anzusehen,  auch  wenn  die  Gesellschaft 
in  Liquidation  ist,    und  zwar  besteht  es  bis  zur  Beendigung 


^)  Eä  gibt  überhaupt  keine  vei  erblichen  Persönlichkeitrechte.  Wo 
eine  Vererblichkeit  vorliegt,  handelt  es  sieh  um  missverstftndlich  als 
PersGnIichkeiirechte  bezeichnete  Immatorialrechte. 

«)  Vgl.  Schulzenstein,  Persönl.  gewerbl*  Eonzession  usw.  Ver- 
wali  Arcb.  10,  8.  113 ff.    Kahler  a.  a.  0.  8.  34 ff. 

•)  RGSt.  28,  S.  428. 
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Konkurs. 

der  Liquidation.^)  Dasselbe  gilt  vom  Konkurs,  falls  der  Ge- 
werbebetrieb vom  Konkursverwalter  fortgeführt  wird.^  Bis 
zur  Beendigung  des  Betriebs  steht  den  Gesellschaftern  das  Be- 
tätigungsrecht zu.^  Mit  der  Aufhebung  des  gemeinschaftlichen 
Betriebs  endet  aber  auch  das  Recht.  Es  fällt  nun  nicht  etwa  den 
einzelnen  Gesellschaftern  zu,  denn  die  gewerbliche  Betätigung 
dieser  einzelnen  würde  eine  andre  Betätigung  sein,  als  die 
bisher  von  ihnen  gemeinsam  ausgeübte.  Die  juristische  Per- 
sönlichkeit endet,  wenn  sie  ihre  Rechtfähigkeit  verliert,  wenn 
die  sie  bildende  Gesellschaft  und  Vereinigung  aufgelöst  wird. 
Da  hier  Träger  des  Persönlichkeitrechts  nicht  die  Gesellschafter 
sind,  sondern  die  von  ihnen  unterschiedene  juristische  Persön- 
lichkeit, so  muss  hier,  anders  als  bei  den  Gesellschaften  und 
Vereinen,  die  nicht  eigne  Rechtfähigkeit  besitzen,  mit  dem  Unter- 
gang der  Persönlichkeit  das  Persönlichkeitrecht  ebenso  unter- 
gehen, wie  mit  dem  Tode  der  natürlichen  Persönlichkeit.  Alle 
Gründe,  die  den  Untergang  der  juristischen  Persönlichkeit  bringen, 
bedingen  daher  mit  dem  Wegfall  des  Rechtsubjekts  auch  den 
Untergang  des  Rechts  selbst.  Dieses  Erlöschen  der  Rechtspersön- 
lichkeit findet  aber  auch  hier  nicht  immer  sofort  und  vollständig 
statt,  wird  vielmehr  bis  zur  Erreichung  bestimmter  Zwecke  für  die 
hierzu  erforderlichen  Verhältnisse  aufrecht  erhalten.  Dies  gilt  für 
den  Fall  der  Liquidation  sowohl  als  den  des  Konkurses. 
Die  Aktiengesellschaft  wandelt  sich  bei  der  Liquidation  in  eine 
Liquidationsgesellschaft  um,  in  der  die  alte  Rechtspersönlichkeit 
für  die  Zwecke  der  Liquidation  als  fortbestehend  angesehen  wird, 
wie  schon  aus  der  Beibehaltung  der  Firma,  der  nur  der  Liqui- 
dationszusatz beigesetzt  wird,  erhellt.^)  Für  die  Liquidation  der 
aufgelösten   Vereine    mit    eigner    Rechtspersönlichkeit   ist    dieses 

1)  Vgl.  HGB.  §  158,  §  131.     ROHG.  23,  S.  144;  19,  S.  37 ;  22.  S.829. 
«)  Vgl.  KO.  §  209,  §  129. 
»)  Vgl.  HGB.  §  136.    KO.  §  129. 

*)  HGB.  §  294.     Vgl.  Lehmann  und  Ring,   Komm.  z.  HGB.  I, 
S.  588,  16.    RGZ.  15,  S.  105;  29,  S.  68.    ROHG.  22,  S.  828. 
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Aufhören  gewerblicher  Tätigkeit. 

Fortbestehen  in  BOB.  §  49  Abs.  2  noch  deutlicher  zum  Ausdruck 
gekommen.  Insoweit  daher  die  Liquidatoren  zum  Zwecke  der 
Liquidation  noch  gewerbliche  Tätigkeit  ausüben,  fehlt  es  dann 
auch  noch  nicht  an  einem  Rechtsubjekt,  und  es  ist  deshalb  bis 
zur  Beendigung  dieser  gewerblichen  Tätigkeit,  die  aber  nicht 
notwendig  auch  mit  der  Beendigung  der  Liquidation  selbst  zu- 
sammenzufallen braucht,  das  Fortbestehen  des  gewerblichen  Be- 
tätigungsrechts anzunehmen.  Ebenso  wird  für  die  Zwecke  der 
Durchführung  des  Konkurses  das  Fortbestehen  der  juristischen 
Persönlichkeit,  die  im  übrigen  untergegangen  ist,^)  angenommen.*) 
Da  nun  zur  Erfüllung  der  Zwecke  des  Konkurses  auch  eine  zeit- 
weilige Fortsetzung  des  Gewerbebetriebs  gehören  kann,*)  so  fehlt 
es  auch  hier  für  ein  Bestehenbleiben  des  gewerblichen  Betätigungs- 
rechts noch  nicht  an  einem  Rechtsubjekt. 

b)  Das  gewerbliche  Betätigungsrecht  kann  aber  auch  schon 
vor  dem  Wegfall  der  Person  enden,  und  zwar 

a)  wenn  die  gewerbliche  Betätigung  selbst  aufgegeben 
wird,  vollständig  und  endgültig,*)  eine  vorübergehende  Unter- 
brechung genügt  nicht.*)  Ob  die  gewerbliche  Tätigkeit  aufge- 
geben worden  ist  oder  nicht,  ist  Tatfrage  und  an  sich  unab- 
hängig davon,  ob  etwa  noch  ein  Geschäft  vorhanden  und  eine 
Firma  eingetragen  ist.*)  Diese  Umstände  können  jedoch  als 
Indize  in  Betracht  kommen. 

Ebensowenig  wie  die  Liquidation')  bringt  der  Konkurs 
bei  dem  einzelnen  Gewerbetreibenden  als  solcher  die  Been- 
digung des  Rechts.    Wohl  aber  findet  —  als  Folge  der  Beschlag- 


^)  Unter  Umst&nden    aber  nach  Beendigung  des  Konkurses    sogar 
wieder  ins  Leben  zarüokgemfen  werden  kano,  HOB.  §  307. 
«)  RGZ.  50,  S.  130.    Jäger,  Komm,  zu  KO.  S.  203. 
«)  KO.  §  129,  §  132. 
*)  ROHG.  10,  S.  292.    RGZ.  29,  S.  69. 
*)  ROHG.  8,  S.  47. 
•)  RGZ.  18,  S.  162. 
')  ROHG.  22,  S.  329;  23,  S.  144. 
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Neubeginn  gewerblicher  Tätigkeit. 

nähme  der  Betriebsmittel  —  tatsächlich  zumeist  ein  Aufgeben 
der  gewerblichen  Tätigkeit  statt.  Der  Gemeinschuldner  kann 
jedoch,  da  er  durch  die  Konkurseröffnung  nicht  handlungsunfähig 
wird,  auch  nach  dieser  fortfahren,  gewerbliche  Tätigkeit  auszu- 
üben,^) ebenso  wie  er  nach  Beendigung  des  Konkurses  von  neuem 
dies  tun  kann. 

Ob  die  Fortsetzung  der  gewerblichen  Betätigung  nach  der 
Konkurseröffnung  einfach  Fortführung  der  bisherigen  gewerb- 
lichen Tätigkeit  ist,  ohne  dass  diese  beendigt  und  das  sie 
schützende  Ausschlussrecht  untergegangen  war,  oder  ob  sie  Begmn 
einer  neuen  gewerblichen  Tätigkeit  und  Entstehung  eines  neuen 
selbständigen  Rechts  darstellt,  ist  in  jedem  einzelnen  Fall  zu 
untersuchen.  Cs  ist  beides  möglich.  Hat  sich  die  gewerbliche 
Tätigkeit  nicht  so  ausgebildet,  dass  Sie  in  einem  bestimmt  orga- 
nisierten Geschäft  und  Unternehmen  geführt  wird  —  wie  nament- 
lich bei  den  gewerblichen  Leistungen  wissenschaftlicher  Natur, 
z.  B.  des  Arztes,  oder  künstlerischer,  des  Malers,  des  Musikers  — 
so  wird  die  weitere  Ausübung  nur  die  ununterbrochene  Forl- 
führung der  früheren  bedeuten  und  es  ist  hier  insbesondre  schon 
wegen  der  Natur  der  Leistungen  die  Fortführung  etwa  durch  den 
Konkursverwalter  nach  KG.  §  1 29  von  selbst  ausgeschlossen. 
Erfolgte  die  gewerbliche  Tätigkeit  aber  im  Rahmen  eines  Geschäfts 
und  organisierten  Unternehmens,  mit  bestimmten  körperlichen 
Hilfsmitteln  derart,  dass  diese  der  Leistung  ihr  charakteristisches 
Gepräge  gaben,  so  ist  eine  Fortführung  dieser  gewerblichen 
Tätigkeit  dem  Gemeinschuldner  um  deswillen  verschränkt,  weil 
diese  Erwerbsmittel  nunmehr  der  Verwaltung  und  Verfügung  des 
Konkursverwalters  unterstehen.  Wie  daher  hier  der  Konkurs- 
verwalter die  Fähigkeit  hat,  seinerseits  nach  KO.  §  129  für  den 
Gemeinschuldner  als  dessen  Stellvertreter  und  in  dessen  Namen  *) 
die  gewerbliche   Tätigkeit  fortzuführen    und   für  diese   das  be- 


0  RGZ.  13,  S.  152.    ROHG.  19,  S.  38. 

<)  Kräwel,  Baschs  Arch.  f.  Handelsrecht  15,  S.  260. 
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Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts. 

gründete  Betätigungsrecht  solange  bestehen  bleibt,  so  bedeutet 
dann,  wenn  der  Gemeinschuldner  auch  seinerseits  nach  der  Kon- 
kurseröffnung wieder  seine  gewerbliche  Tätigkeit  ausübt,  dies 
den  Beginn  einer  neuen  gewerblichen  Tätigkeit  und  die  Be- 
gründung eines  neuen  Ausschlussrechts  für  diese,  sie  könnte  nicht 
als  Fortsetzung  der  früheren  —  möglicherweise  ja  durch  den 
Konkursverwalter  fortgesetzten  —  gelten. 

ß)  Wenn  die  Freiheit  der  weiteren  gewerblichen  Betätigung 
durch  das  öffentliche  oder  private  Recht  entzogen  wird;  vgl. 
z.  B.  QewO.  §  35,  §  53,  §  58.  Im  allgemeinen  ist  hier  auf  die 
früheren  Ausführungen  zu  verweisen:  gesetzlich  verbotene  ge- 
werbliche Tätigkeit  kann  nicht  des  gesetzlichen  Schutzes  teil- 
haftig werden. 

§19. 

Die  Vepletzungr  des  grewerbllchen  Be- 
tatlgrungrsrechts. 

1.  Da  durch  das  besondre  Persönlichkeitrecht  die  freie  Aus- 
übung gewerblicher  Tätigkeit  geschützt  wird,  so  stellt  jede  Beein- 
trächtigung und  Beschränkung  dieser  Ausübung  eine  Verletzung 
des  Betätigungsrechts  dar.^)  Die  Freiheit  der  gewerblichen  Aus- 
übung wird  aber  schon  beeinträchtigt,  wenn  die  Möglichkeit,  vor 
dem  Mitbewerber  das  gemeinsam  erstrebte  Ziel,  die  Erwerbung 
der  Kundschaft,  zu  erreichen,  verringert  wird,^)  wenn  also  eine 
Gefährdung  der  gewerblichen  Tätigkeit  vorliegt.  Diese  Gefähr- 
dung als  Erschwerung  der  gewerblichen  Tätigkeit  enthält  dann 
eine  vollendete  Verletzung  des  Ausschlussrechts  selbst.*)     Da 


^)  Vgl.  hierzu  Oppenheim,  Die  Objekte  des  Verbrechens,  S.  197. 
Dörr,  Ober  das  Objekt  bei  strafbaren  Angriffen,  S.  48,  49. 

*)  Vgl  S.  3. 

')  Dies  wird  wohl  trotz  der  nicht  ganz  denüichen  Fassung  auch 
von  R6Z.  60,  S.  4  nicht  geleugnet. 
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Gegenüberstehende  Ausschlussrechte. 

nicht  das  Vermögen  als  solches  das  Rechtsgut  ist,  bedarf  es  zur 
Rechtverletzung  auch  keiner  Vermögensbeschädigung.  Diese 
kommt  erst  bei  der  Frage  des  Schadenersatzes  in  Betracht.  Für 
die  Rechtverletzung  genügt  die  Beeinträchtigung  einer  bloss  tat- 
sächlichen Erwerbsaussicht.  ^)  Ebensowenig  ist  die  Verletzung 
eines  andern  Rechtsguts  des  Gewerbetreibenden,  insbesondre  eines 
Erwerbmittels,  wie  Qeschäftsehre,  Kredit  usw.  erforderlich.  Der 
Mangel  eines  besondern  Schutzes  gewisser  Erwerbmittel  oder 
die  Verneinung  ihrer  Verletzung  ist  deshalb  auch  nicht  gleich- 
bedeutend mit  dem  Mangel  des  Schutzes  der  Erwerbtätigkeit 
selbst  oder  der  Verneinung  ihrer  Verletzung.*) 

2.  Es  ist  früher  gezeigt  worden,  dass  schon  die  blosse 
Tatsache  des  Bestehens  eines  Wettbewerbs,  selbst  eines  lautern, 
eine  gegenseitige  Beeinträchtigung  der  freien  Ausübung  gewerb- 
licher Tätigkeit  enthält.^)  Gegen  eine  Beeinträchtigung  durch 
lautern  Wettbewerb  versagt  aber  notwendig  das  Ausschlussrecht, 
da  ihm  ein  gleichstarkes  gegenübersteht,  so  dass  sich  beide  im 
Verhältnis  zueinander  aufheben.  Denn  das  gewerbliche 
Betätigungsrecht  ist  zwar  ein  Ausschlussrecht,  aber  kein  aus- 
schliessliches Recht.  Dieselbe  Handlung  kann  der  Eine  nicht 
abwehren  dürfen,  wenn  gegen  die  Abwehrung  selbst  eine  Ab- 
wehr dem  Andern  gestattet  ist.  Es  haben  eben  dann  beide 
gegenseitig  ihre  Handlungen  zu  dulden.  Derartige  Konflikte  von 
Ausschlussrechten  kommen  auch  sonst  im  Rechtleben  vor.*)    Das 


')  RGZ.  48,  S.  115. 

*)  DuhiT  reicht  auch  die  Begründung,  da8B  keine  Kroditgofähr- 
dang  nach  BGB.  §824  vorliege,  >^'eil  es  an  dem  Nachweise  der  Wahr- 
heitwidrigkeit fehle ^  nicht  aus,  damit  zugleich  auch  eine  Störung  der 
Erwerbtatigkeit  zu  verneinen,  was  RGzj.  60,  S.  6  geschieht,  wo  beides 
nicht  genügend  auseinandergehalten  wird. 

»)  S.  69,  70. 

*)  Es  sei  nur  an  die  gleiche  Namenfuhrung  mehrerer  Berechtigter 
erinnert,  BGB.  §  12.  El^enso  wird  in  BGB.  §  POS,  §  1004  Ab«.  2  von 
vornherein  das  AusschluBsrecht  entsprechend  cinj^eschiänkt.  Vgl.  aacli 
Motive  z.  BGB.  II,  S.  726. 

—     222     — 


Unlautrer  Wettbewerb  ist  Rechtsverletzung. 

Ausschlussrecht  des  Einen  reicht  eben  immer  nur  soweit,  als  das 
Ausschlussrecht  des  Andern  und  findet  an  diesem  seine  Grenze. 
Diesen  Konflikt  schuf  das  Recht  selbst,  indem  es  die  gewerbliche 
Tätigkeit  jedem  freigab  und  den  Wettbewerb  zuliess.^) 

3.  Eine  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  ist 
aber  in  der  Regel  nur  insoweit  nicht  vorhanden,  als  die  Beein- 
trächtigung der  gewerblichen  Tätigkeit  herbeigeführt  wird  mit 
einer  durch  ein  gleiches  Ausschlussrecht  geschützten 
Handlung.  Erfolgt  sie  durch  eine  Handlung,  der  ein  solches 
Ausschlussrecht  nicht  zur  Seite  steht,  so  wird  die  Beeinträchtigung 
zur  Verletzung  des  gewerblichen  Betatigungsrechts.  Welches  nun 
der  Inhalt  dieses  Ausschlussrechts  ist,  was  unter  gewerblicher 
Tätigkeit  zu  verstehen  ist,  deren  Ausübung  allein  den  Wettbewerb 
lauter  erhält,  ist  im  ersten  Abschnitt  erörtert  worden.  Jede  dar- 
über hinausgehende  Wettbewerbshandlung  ist  nicht  mehr  Aus- 
übung eigner  gewerblicher  Tätigkeit  und  macht  den  Wettbewerb 
unlauter.  Da  sie  als  solche  nicht  mehr  des  rechtlichen  Schutzes 
des  Ausschlussrechts  teilhaftig  ist,  so  stellt  sie  dann  auch  eine 
Rechtsverletzung  des  gegnerischen  im  Wettbewerb  befindlichen 
gewerblichen  Betätigungsrechts  dar.^) 

Ein  besondres  Recht  zum  Wettbewerb  gibt  es  jedoch 
nicht,  wie  vielfach  angenommen  wird.*)  Das  sogen.  Recht  der 
freien  Mitbewerbung  ist  nichts  anderes  als  das  Freiheitrecht  zur 
Ausübung  einer  gewerblichen  Tätigkeit  überhaupt  in  dem  früher 
(S.  149)  erörterten  Sinne.    Dass  diese  zugelassene  Tätigkeit  Mit- 


1)  So  auch  HGZ.  28,  S.  248.  Allart,  Trait^  etc.  8.  2:  „La  libcrt^ 
de  chacun  finit  lä  ou  le  droit  des  autres  commence",  "was  auch  für  die 
durch  besondre  Ansschliusrechte  gcschützteo  Freiheiten  gilt. 

*)  Laurent,  Principe  du  droit  fran^ais  1.  XX.  No.  494:  „on  peut 
abuser  de  la  liberte  et  Tabus  d'nn  droit  n^est  plus  un  droit.  La  con- 
currenco  n^est  plus  un  droit,  mnis  Tabus  d'un  droit  qaand  eile  est  de- 
loyale". RGZ.  28,  S.  248;  22,  S.  93.  RG.  vom  6.  März  1902,  ßep.  »»»/oi- 
RGZ.  56,  S.  275;  KGZ.  58,  S.  30.    Schramm  a.  a.  0.,  S.  45. 

s)  z.  B.  auch  0.  Mayer,  Ztschr.  f.  ges.  Handelsrecht  26,  S.  368. 
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Verletzung  durch  Gebrauch  von  Erwerbsmitteln. 

bewerbung  und  damit  Wettbewerbung  wird,  ist  das  Ergebnis 
eines  natürlichen  Zustandes,  des  Vorhandenseins  noch  andrer 
Gewerbetreibender,  denen  die  gleiche  Befugnis  zur  Ausübung 
eines  Gewerbebetriebs  zusteht,  nicht  der  Ausfluss  eines  besondern 
Rechts  auf  Wettbewerb.  Nur  soweit  sie  als  unlautrer  Wettbewerb 
das  besondre  Persönlichkeitrecht  eines  bestimmten  im  Wett- 
bewerb stehenden  Subjekts  verletzt,  liegt  widerrechtlicher  Wett- 
bewerb vor.  Inwieweit  abgesehen  von  einem  Wettbewerbverhält- 
nisse durch  eine  Handlung  verbotwidrige  gewerbliche  Tätigkeit 
ausgeübt  wird  oder  durch  diese  andre  Rechtsgüter  als  das  der 
freien  gewerblichen  Betätigung  allein  oder  mitverletzt  werden,  ist 
eine  Frage  für  sich. 

4.  Dass  an  einzelnen  Erwerbsmitteln  besondre  abso- 
lute Rechte  bestehen,  schafft  noch  nicht  solche  Ausschluss- 
rechte, die  jede  Beeinträchtigung  der  gewerblichen  Tätigkeit  des 
Wettbewerbers  decken.  Diese  Rechte  sind,  wie  jedes  absolute  Recht 
an  einem  Gut,  dazu  bestimmt,  den  Genuss  des  Guts  zu  sichern, 
soweit  dieser  nicht  an  entgegenstehenden  Rechten  Dritter  seine 
Grenzen  findet.^)  Der  Genuss  eines  Guts  bedeutet  nicht  schranken- 
lose Gebrauchsmöglichkeit  und  der  Schutz  seines  Genusses  nicht 
Schutz  eines  schrankenlosen  Genusses  auf  Kosten  bestehender 
Rechte  Dritter.  Der  Umstand  nun,  dass  der  Genuss  an  jenen 
immateriellen  Gütern  darin  beruht,  dass  sie  als  Mittel  zum  Erwerb 
verwendet  werden,  erweitert  ihre  Gebrauchsmöglichkeit  jedenfalls 
an  sich  noch  nicht  Der  Gebrauch  wird  vielmehr  nur  ein  Be- 
standteil der  gewerblichen  Betätigung  und  damit  ausser  durch 
sein  eigenes  absolutes  Recht  auch  noch  durch  das  die  gewerb- 
liche Betätigung  schützende  Persönlichkeitrecht  gedeckt,  aber  eben 
in  den  für  dieses  geltenden  Grenzen.  Wenn  daher  die  Erwerbs- 
mittel zur  Begehung  unlautern  Wettbewerbs  verwendet  werden, 
so  deckt  diesen  Gebrauch  weder  ihr  eignes  absolutes  Recht  noch 
das  der  gewerblichen  Tätigkeit,  dessen  Bestandteil  sie  sind. 


*)  Ebenso  wie  beim  Eigentam  an  Sachen,  BGB.  §  908. 
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Unterscheidungszeichen. 

a)  Am  dentlichsten  zeigt  sich  dies  an  den  immateriellen 
Gütern  der  Unterscheidungszeichen,  soweit  an  ihnen  ein 
solches  absolutes  Ausschlussrecht  besteht,  wie  beim  Namen,^) 
der  Firm^,  der  Qeschäftbezeichnung,  der  Ausstattung^ 
einer  Ware.  Da  ihr  Qutwert  lediglich  darin  beruht,  eine  Per- 
sönlichkeit und  deren  Tun  und  Haben  zu  bezeichnen  und  zu 
unterscheiden,  so  folgt  schon  hieraus,  dass  er  verloren  geht,  wenn 
die  Bezeichnungs-  und  Unterscheidungsfähigkeit  versagt.  Das 
Recht  an  diesem  Gut  hört  deshalb  ganz  auf,  wenn  die  Unter- 
scheidungskraft völlig  nachlässt,  wie  z.  B.  beim  Freizeichen,  wenn 
das  geschützte  Gut  also  untergeht,  und  hat  dort  seine  Grenze, 
wo  diese  Unterscheidungskraft  aufhört,  das  geschätzte  Gut  also 
endet.  Die  Grenze  ist  dort,  wo  die  Verwechselungsfähigkeit 
mit  andern  Unterscheidungszeichen  beginnt.  Diesen 
gegenüber  ist  das  Ausschlussrecht  relativ  unwirksam.  Natur  und 
Wesen  des  Guts  bestimmen  notwendig  auch  den  Umfang  .seines 
Gebrauchs,  seines  Genusses  und  seines  Schutzes.  Der  Gebranch 
eines  Unterscheidungszeichens  bei  gewerblicher  Betätigung  in  einer 
Weise,  dass  mit  ihm  eine  Verwechselung  mit  andern  Unter- 
scheidungszeichen des  Mitbewerbers  eintreten  kann,  wird  daher 
weder  durch  das  eigne  absolute  Recht  am  Zeichen  noch  durch 
das  Betätigungsrecht  gedeckt  und  ist,  da  er  die  gegnerische  ge- 
werbliche Betätigung  beeinträchtigt,  rechtwidrig.     Dies  zeigt  sich 


^)  Auch  an  ihm  besteht  nur  das  gewöhnliche  Ansschliissrecht,  kein 
aosschliessliches  Recht.  Nicht  ganz  zutreffend  Planck,  Komm.  z.  BQB.  I, 
S.  76  and  RGZ.  56,  S.  190.  Man  kann  wohl  bei  den  vielen  Maliers  and 
Schnitzes  nicht  von  einem  ausschliesslichen  Recht  auf  den  Namen  reden. 
Und  BGB.  §  12  gibt  zndem  auch  gegen  den,  der  anbefogt  den  gleichen 
Namen  führt,  nur  dann  ein  Untersagungsrecht ,  wenn  das  Interesse  des 
Namentrftgers  verletzt  wird,  also  nicht  schlechthin  ein  Verbietungsrecht, 
wie  bei  den  ausschliesslichen  Gebrauchsrechten. 

•)  Finger,  Komm,  zum  Warenzeichengesetz  nimmt  S.  855  mit 
Unrecht  ein  aupschliessliches  Recht  an.  Über  die  Verschiedenheit  vom 
Warenzeichen  Ephraim,  UW.  V,  S.  65. 
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Warenzeichen. 

namenllich  beim  Gebrauch  gleicher  Namen/)  gleicher  Firmen,-) 
gleicher  Geschäftsbezeichnungen  *)  und  Ausstattungen.*) 

b)  Anders  könnte  die  Frage  stehen  bei  den  ausschliess- 
lichen Gebrauchsrechten  an  gewissen  als  Erwerbsmittel  ver- 
wendeten immateriellen  Gütern.  Es  liegt  die  Antwort  nahe,  dass 
diese  eben  zufolge  ihrer  Ausschliesslichkeit  stärker  sind  als  das 
entgegenstehende  gewerbliche  Betätigungsrecht  des  Konkurrenten 
und  deshalb  auch  eine  Verletzung  dieses  Rechts  gedeckt  wird. 
Bei  ihnen  besteht  nicht  nur  ein  Ausschlussrecht  gegen  Störungen 
des  eignen  Genusses  des  Guts,  sondern  darüber  hinaus  noch 
ein  die  allgemeine  Freiheit  der  übrigen  weiter  beschränkendes, 
ihren  Mitgenuss  ausschliessendes  Recht.*) 

Gleichwohl  erweist  sich  auch  dieses  ausschliessliche  Recht 
nicht  stärker,  als  ein  entgegenstehendes  gewerbliches  Betäti- 
gungsrecht 

a)  Von  den  Unterscheidungszeichen  gibt  es  ein  solches  aus- 
schliessliches Recht  nur  am  eingetragenen  Warenzeichen  nach 
§  12  des  Warenzeichengesetzes.  Das  Bestehen  eines  ausschliess- 
sichen  Rechts  vermag  aber  Natur  und  Wesen  dieses  Guts  nicht 
zu  ändern,  und  deshalb  gilt  für  die  Grenzen  auch  dieses  Rechts 
notwendig  ganz  dasselbe,  was  unter  a  ausgeführt  wurde.  Bei 
dem  Freizeichen  und  der  Beschaffenheitangabe  erkennt  dies  das 


1)  Jqf.  Ztschr.  f.  Elsass-Lothr.  27,  S.  372. 

>)  Daher  die  Vorschrift  in  HGB.  §60  and  §87  Abs.  2.  Darüber 
hinaus  UWGes.  §  8.  Vgl.  JW.  1898,  S.  82  und  88.  Recht  1902,  S.  28. 
.  JW.  1901,  S.  266".     ü  W.  V,  S.  27, 

•)  JW.  1900.  S.  76  K 

«)  UW.  IV,  S.  5.  Aas  UWQes.  §  8  ist  freilich  hier  nicht  entgegeD- 
zutreten,  soodern  aus  der  Verletsuu^  des  BetätigangsrechtB  nach  BüB. 
§  1004  und  §823  Ahs.  1.    So  mit  Recht  PiDuer,  Komm.  S.  116. 

^)  Damme,  Patentrecht  S.  868.  Der  Streit  über  das  Wesen  dieses 
aasschliesslichen  Rechts  ist  recht  müssig,  YgL  Isaj,  Patentrecht  S.  128 
und  die  Literatnrangahen  dort.  Dass  mit  der  Zarückdrängang  der  Andern 
zugleich  die  eigne  Gebraachsmöglichkeit  erweitert  wird,  insoweit  das 
Recht  also  auch  einen  positiven  Inhalt  hat,  ist  klar. 
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Ausstattung:. 

Gesetz  selbst  in  §  4  ausdrücklich  an,  wennschon  es  dort  nur  den 
Fall  der  Erwerbung  des  Rechts  ins  Auge  fasst.  Dass  er  aber, 
ebenso  für  den  Fall  des  Vcrlusts  der  Unterscheidungskraft,  also 
der  Outeigenschaft  selbst,  gelten  muss,  hat  schon  Kohler  über- 
zeugend nachgewiessen.^)  Derselbe  Grundsatz  wirkt  auch  für 
die  Begrenzung  des  Rechts,  und  deshalb  geht  dieses  nicht  weiter 
als  bis  dahin,  wo  noch  ei|ie  Unterscheidungskraft  besteht,  und 
es  versagt  in  den  Fällen,  wo  die  Verwechselungsmöglichkeit  mit 
andern  bereits  vorhandnen  Zeichen  vorliegt.  Gegen  diese  älteren 
Zeichen  wirkt  es  nicht.  In  Ausserachtlassung  dieses  Grundsatzes 
und  des  Wesens  des  Warenzeichens  hat  das  Reichsgericht  in 
ständiger  Rechtsprechung  dem  altern  Ausstattungsrecht  den 
Schutz  gegen  das  spätere  verwechselungsfähJge  Warenzeichen 
versagt*)  Damit  wird  die  Grenze  des  Zeichenrechts  *)  bei  der 
Verwechselungsmöglichkeit  überschritten,  gleichgültig,  ob  man 
daneben  an  der  Ausstattung  ein  eigenes  absolutes  Recht  aner- 
kennt oder  nicht  Im  übrigen  wird  auch  vom  Reichsgericht 
anerkannt,  dass  das  Warenzeichenrecht  an  entgegenstehenden 
Rechten  andrer  seine  Grenze  findet*)  Da  auch  das  gewerbliche 
Betatigungsrecht  ein  solches  Recht  ist,  so  darf  auch  dieses  durch 
das  Warenzeichen  nicht  verletzt  werden. 

ß)  Ferner  bestehen  ausschliessliche  Verwertungsrechte  an 
gewerblichen  Erfindungen  nach  §  4  des  Patentgesetzes,  §4 
des  Gebrauchsmustergesetzes  und  §  1  des  Geschmacksmuster- 
gesetzes, sowie  an  Geisteserzeugnissen  nach  §  11  des  Gesetzes 

^)  Leipziger  Zeitschrift  1907,  S.  103. 

»)  RGZ.  10.  IL  1899  in  Bl.  f.  Pat  V,  S.  161  und  vom  selben.  Tage 
in  JW.  18W,  S-  186.  Ferner  RÖZ.  vom  2.  lÜ.  1900  in  Gew.  Rochtr 
schntz  1902,  8.98. 

*)  Iq  AGZ.  50,  S.  231  i^ird  richtig  betont,  dass  das  Zoiehcn  nur 
ZOT  UnterscheiduDg  da  sei.  Vgl.  auch  den  Übergang  in  Ausstattung 
RGZ.  64,  S.  96. 

*)  Vgl.  Finger,  Komm.  z.  Warenzeichengesetz  S.  288.  RGZ.  48, 
S.238,  64,  S.  42,  44.  Osterrieth,  ÜW.  I,  8.  00.  Wassermann, 
UW.  J,  8.  102.    Axstor,  UW.  I,  S.  122. 
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Erfindungs-  und  Urheberrechte. 

Über  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Tonkunst 
und  §  15  des  Gesetzes  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
bildenden  Künste  und  der  Photographie.  Auch  hier  vermag  der 
Inhaber  eines  solchen  Rechts  jedem  Dritten  die  gewerbliche  Ver- 
wertung des  geschützten  immateriellen  Guts  zu  untersägen,  sein 
allgemeines  Betätigungsrecht'  also  insoweit  einzuschränken.  Würde 
diese  Befugnis  ihm  ausnahmlos  zustehen,  so  würde  er  auch  dem- 
jenigen, der  bereits  früher  selbständig  die  gleiche  Erfindung  ge- 
macht und  in  seinem  Gewerbebetrieb  verwendet,  die  Erlangung  des 
Patent-  und  Musterschutzrechts  aber  aus  irgend  welchem  Qrundfe 
nicht  nachgesucht  hat,  kraft  seines  ausschliesslichen  Rechts  di^ 
Weiterbenutzung  verbieten  können.  Ja  er  wäre  hierzu  sogar  dann 
in  der  Lage,  wenn  er  die  Erfindung  erst  dem  Dritten,  in  dessen 
Besitz  sie  bisher  war,  widerrechtlich  entwendet  hätte.  All  dieses 
aber  würde  unlautern  Wettbewerb  darstellen.  Der  Dritte  würde 
dort  bei  der  Ausübung  seiner  gewerblichen  Betätigung  in  der 
Benutzung  ihm  gehöriger  Erwerbsmittel  gehindert,  und  es  würde 
hier  mit  Hilfe  seiner  Arbeitkraft  zu  seinem  Nachteil  der  Ge- 
werbebetrieb des  Konkurrenten  gefördert.  Deckte  diese  Hand- 
lungen aber  das  erlangte  gewerbliche  ausschliessliche  Recht,  so 
würden  die  Beeinträchtigungen  der  gegnerischen  Erwerbtätigkeit 
keine  Verletzung  des  sie  schützenden  Ausschlussrechts  bilden. 
Diese  Tragweite  hat  jedoch  das  formell  erlangte  ausschliessliche 
Recht  nicht. 

Auch  an  der  nicht  durch  Patent  oder  Musterschutz  besonders 
geschützten  Erfindung  als  einem  immateriellen  Gut" besteht  für 
den  Besitzer  —  gleichgültig,  ob  er  auch  der  Erfinder  ist  oder 
nicht  — ^)  ein  dem  Eigentum  und  dem  Besitz  ähnliches  absolutes 
Recht,  das  dem  Besitzer  zwar  nicht  das  ausschliessliche,  aber 
doch  ein  durch  Eingriffe  Dritter  ungestörtes  Haben  ge- 
währleistet^    Die  Wirkung  dieses  absoluten  Rechts  zeigt  sich  in 


»)  Bl.  f.  Pst  1883,  S.  41. 

«)  Vgl.  Isay,  Patentges.  S.  98.    RGZ.  87,  41.    JW.  96,  S.  359». 
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Vorbenutzung. 

folgender  Weise.  Geschieht  der  Eingriff  dadurch,  dass  die  Er* 
findung  dem  Erfin^i^igsbesitzer  wider  seinen  Willen  eAtwendet 
wird,  so  wirkt  das  für  die  entwendete;  Erfindung  dann  erlangte 
Patent-  oder-Musterschutzrecht  dem  ursprünglichen  Besitzer  gegen- 
über überhaupt  nicht/)  gleichg^iltig,  ob  dieser  bereits  die  Erfin- 
dung für  seinen  Gewerbebetrieb  in  Benutzung  genommen  hatte 
oder  nicbt.^)  In.  §  4  Abs.  3  des  Gebrauchsmusterschutzgesetzes 
ist  dies  zum  klareji  Ausdruck  gekommen«.  Und  wenn  in  §  6 
Abs.  2  sogar  die  Löschungsklage  g^eben  ist,  so  entspricht  auch 
dies  dem  aus  dem  Besitzrecht  fliessenden  Anspruch  auf  Herausgabe 
der  entwendeten  Erfindung  und  der  durch  sie  erlangten  Vorteile.*) 
Es  versagt  also  hier  das  formell  erlangte  Patent-  und  Muster* 
schutzrecht  schlechthin,  die  ßenutzung.der  entwendeten  Erfindung 
des  gegnerischen  Wettbewerbers  iür  den  eignen  Gewerbebetrieb 
bleibt  daher  neben  der  Verletzung  des  abfluten  Rechts  an  der 
Erfindung  rechtswidrige  Verletzung  des  jenem  zustehenden  ge- 
yerblichen Betätigungsrechts. 

Ist  die  gewerbliche  Erfindung  jedoch  nicht  dem  Gegner  ent- 
wendet worden,  sondern  ihr  Besitz  und  der  für  sie  erlangte 
Patent-  oder  Musterschutz  rechtmässig,  so  ist  zu  unterscheiden, 
ob  derjenige,  der  (die  gleiche  Erfindung  bereits  früher  in  Besitz 
hatte,  sie  schon  als  Erwerbsmittel  verwendet  und  in  seinem  ge- 
verblichen Betriebe  vorbenut^t  hatte  oder  nicht  Hatte  er  die 
Erfindung  .zu  diesem  Zwecke  in. Benutzung  genommen,  war 
sie  also  ein  Hilfsmittel  für  seine  gewerbliche  Tätigkeit  geworden,  so 
tritt  ihm  gegenüber  das  ausschliessliche  Recht  des  Patentinhabers 


^)  Nach  §  8  Abs.  2  Fstentges.  kann  der  Verletzte  aaBdrückllch  Ein- 
sprach -gej^n  die  FatenterteilaDg  crhebea.  Aber  aach  wenn  es  zur  Patent- 
erteilong  gekommen  ist,  wirkt. -das  Recht  nicht  gegen  den  Verletzten. 

^)  Isay  a.  a.  0.,  S.  95/96.  ROZ.  29,  S.  49.  JW.  92,  S.  816". 
Bl.  f.  Fat  1882/ S.  27.  Kohler,  Handbach  des  deatschen  Patentrechts 
Seite  268. 

'  ')  Vgl.  Yorstehendo  Anmerkung.    Entsprechend  die  Grundsitze  in 
BGB.  §§  858,  8isi. 
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Vorbenutzung. 

nach  §  5  des  Patentgesetzes  nicht  ein ,  das  Patentrecht  entsteht 
ihm  gegenüber  gar  nicht  erst.^)  Als  Bestandteil  der  gewerblichen 
Tätigkeit  wird  die  Benutzung  eben  durch  das  gewerbliche  B^ 
tätigungsrecht  geschützt  Gerade  aus  der  Natur  des  Vorbenutzungs- 
rechts lässt  sich  wieder  erkennen,  dass  das  gewerbliche  Betäti- 
gungsrecht, das  bei  dem  Erfindungschutz  ausdrücklich  gesetzliche 
Anerkennung  gefunden  hat,  nur  ein  besondrer  Fäll  des  allge- 
meinern gewerblichen  Betätigungsrechts  in  dem  hier  vertretnen 
Sinne  ist.*)  Dasselbe  gilt  entsprechend  für  die  Vorbenutzung 
eines  Gebrauchsmusters')  und  auch  eines  Geschmacksmusters. 
Wenn  freilich  die  Erfindung  von  ihrem  Inhaber  noch  gar  nicht 
für  gewerbliche  Betätigung  in  Benutzung  genommen  worden  ist, 
noch  nicht  Bestandteil  seiner  gewerblichen  Betätigung  und  Gegen- 
stand des  ihr  zuteil  werdenden  Rechtschutzes  war,  so  ver- 
schränkt das  ausschliessliche  Recht  des  Patent-  und  Musterschutzes 
für  die  Zukunft  den  Weg,  die  Erfindung  als  Erwerbsmittel  zu 
benutzen  und  ihr  damit  den  Schutz  des  gewerblichen  Betätigungs- 
rechts zu  verschaffen.  Es  bleibt  zwar  das  Besitzrecht  an  der 
Erfindung  bestehen,*)  die  Fähigkeit,  mit  ihr  gewerbliche  Tätig- 
keit auszuüben,  ist  aber  durch  das  erlangte  ausschliessende  Recht 
des  Gegners  verloren  gegangen.  Daher  wird  die  Verhinderung 
des  Mitbewerbers,  die  rechtmässig  besessene  Erfindung  künftig 
gewerblich  zu  benutzen,  in  diesem  Falle  keine  unlautre  Wett* 
bewerbshandlung,  denn  der  Berechtigte  macht  nur  von  einer  ihm 
zustehenden    gewerblichen     Betätigungsbefugnis    Gebrauch.     Es 


^)  Damme,  Das  deutsche  Patentrecht  S.  856. 
•   «)  Vgl  a  191. 

*)  Dies  ist  allerdings  sehr  bestritten.  Vgl.  aber  auch  Bl.  f.  Pat  1^, 
S.  2Ö2.    Auck  Ifiay  a.  a.  0  ,  S.  100  u.  365. 

*)  Dass  die  Voräasserufig  verboten  ist,  da  diese  nur  im  FaJIe  der 
Vorbenatzang  mit  dem  Betriebe  zugelassen  ist,  ist  eine  Bcsdiränbiog, 
die  §  5  Patentges.  lediglich  aus  praktischen  Grfindcn  aufstellt,  um  das 
ausschliessliche  Recht  des  Patentinhabers  nicht  durch  mehrfache  Vcr- 
äusserung  illusoriach  zu  machen. 
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Keine  dingliche  Wirkung  der  ausschliesslichen  Rechte. 

würde  vielmehr  umgekehrt  unlautern  Wettbewerbs  derjenige  sich 
schuldig  machen,  der  die  Erfindung  benutzeji  würde,  obwohl  ihm 
ein  gewerbliches  Betätigungsrecht  für  sie  nicht  zustände. 

5.  Das  ausschliessliche  Recht  zur  gewerblichen  Verwertung 
der  Erfindungen  und  Qeisteserzeugnisse  gibt  nur  die  Befugnis,, 
die  Erfindung  und  das  Werk  zuerst  in  den  Verkehr  zu 
bringen.  Ist  dies  geschehen,  so  ist  diese  ausschliessliche  Be- 
fugnis gewerbmässiger  Betätigung  ^)  erschöpft  Ein  darüber  hinaus- 
gehendes dingliches  Recht  auf  die  in  den  Verkehr  gebrachten 
Produkte  und  ein  Einfluss  auf  die  gewerblichen  Betätigungsrechte 
Dritter  mit  diesen  rechtmässig  erworbenen  Produkten  wird  nicht 
erteilt.  Deshalb  kann  der  Patcnünhaber  wohl  bestimmen,  ob  seine 
Erfindung  in  den  Verkehr  gelangen  soll,  nicht  aber  die  Art  des 
Verkehrs 'dann  nach  seiner  Willkür  regeln.  Er  kann  wohl  für 
das  erstmalige  in  Verkehr  bringen  die  Preise  bestimmen,  zu  welchen 
Preisen  aber  ein  Dritter  die  in  Verkehr  gebrachten  und  zu  Eigen- 
tum erworbenen  Produkte  seinerseits  zu  gewerblichen  Zwecken 
verwenden  will,  ist  seine  Sache  und  wird  nicht  mehr  von  dem 
ausschliesslichen  Rechte  beeinflusst  Eine  dingliche,  jedem  Er- 
zeugnisse anhaftende  Wirkung  über  das  erstmalige  Inverkehr- 
bringen hinaus  hat  solche  eine  Preisbestimmung  nicht  Das  gilt 
in  gleichem  Masse  wie  für  die  ausschliesslichen  Rechte  des  Patent- 
inhabers^ auch  für  andere  gewerblichen  Erfindungsrechte,  für 
die  Rechte  aus  dem  Warenzeichen")  und  das  Urheberrecht.  Auch, 
der  Urheber  oder  Verleger  kann  keinen  Ladenpreis  mit  Wirkung 
g^n  jeden  Dritten  für  sein  Buch  festsetzen,*)  der  Verkauf  vjon 

')  Nicht  auch  das  HpcLt  am  immatertcllen  Gut  und  seiner  Dar- 
stellangsform. 

»)  Vgl,  RGZ.  61,  8, 140. 

»)RGZ.5I,  S.268flf. 

*)  Vgl.  die  nberzcogenden  Aasfuhrungen  von  Mitteis  im  Recht 
1900,  S.  533  E  und  RGZ.  vom  16.  Juli  1906  DJZ.,  S.  1025,  RQ St  vom 
16.:  Juni  1906  DJZ^  8. 1006.  Mit  Recht  vird  auch  verneint,  dasB  darin 
schlechthin  ein  Verstose  gegen  die  guten  Sitten  nach  BGB.  §  82G  z\fi 
erblicken  sei,  ohne  dass  noch  andre  Momente  hinzutreten.. 
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Uliieberrecht. 

Büchern  unter  dem  Ladenpreis,  wie  es  z.  B.  vielfach  durch 
Warenhäuser  geschieht,  enthält  somit  einen  erlaubten  Gewerbe- 
betrieb, dem  kein  ausschliessendes  Recht  entgegensteht  Auch 
wenn  daher  der  Sortimenter  ein  Buch  mit  der  Auflage  verkauft, 
es  nur  zu  einem  bestimmten  Preise  weiter  zu  verkaufen,  so  würde 
das  lediglich  eine  vertragmässige  Bindung  enthalten, 

6.  Von  diesem  ausschliesslichen'  gewerblichen  Vertriebrecht 
ist  das  eigentliche  Urheberrecht  an  den  Erfindungen  und  Geistes- 
erzeugnissen zu  unterscheiden.  Das  tritt  namentlich  bei  letzteren 
zu  Tage. 

Das  Urheberrecht  an  den  in  §  1  des  Gesetzes,  betreffend 
das  Urheberrecht  an  Werken  der  Literatur  und  Tonkunst  auf« 
geführten  Gegenständen  begreift  ein  Doppeltes  in  sich^):  einmal 
das  Ausschlussrecht  an  dem  immateriellen  Gute,  an  jenen 
geistigen  Erzeugnissen  (Werken)  und  den  ihnen  dienenden 
adäquaten  Darstellungsmitteln,  das  andre  Mal  die  ausschliess- 
liche Befugnis,  das  Werk,  d.  h.  das  zur  Sinnfäll igmachung  des 
geistigen  Erzeugnisses  dienende  adäquate  Darstellungsmittel,  als 
Erwerbsmittel  zu  gebrauchen,  es  zu  vervielfältigen  und  ge- 
werbmässig  zu  vertreiben.  Das  Recht  am  immateriellen  Oeistes- 
erzeugnis  ist  das  eigentliche  Urheberrecht,  beruhend  auf  der 
schöpferischen  Tätigkeit*)  Das  Recht  der  ausschliesslichen  ge- 
werbmässigen  Verbreitung  ist  das  hier  besonders  anerkannte 
gewerbliche  Betätigungsrecht,  ausgeübt  mit  diesem  besonderen 
Erwerbsmittel.  Jenes  wird  im  Gesetz  nicht  weiter  erwähnt  Und 
nur  mittelbar  in  seiner  Konsequenz  in  §  9  anerkannt,  dieses  wird 
in  §  11  ff.  ausdrücklich  geregelt  Insoweit  es  sich  nun  um  die 
Sinnfälligmachung,  um  die  Darstellung  des  Werkes  im  Sinne  von 
§  1  No.  1 — 3  handelt,  so  berührt  dies  zunächst  die  gewerbliche 
Betätigung  überhaupt  nicht,   diese  beginnt  erst  bei  dem  bereits 


1)  Hierauf  macht  auch  Mittelstftdt  in  der  DJZ.  1906,  8.  U2S 
mit  Recht  aufmerksam.  >  . 

«)  S.  170. 
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dargestellten  Werke.  Das  Recht  an  der  materiellen  Darstellungs* 
form  aber  als  adäquaten  Ausdrucks  des  immateriellen  Erzeug- 
nisses ist  ein  wesentlicher  Inhalt  des  Rechts  an  jenem  Erzeugnisse 
selbst  und  notwendig  gegeben  durch  die  Natur  des  Verhältnisses 
zwischen  Ausdrucksmittel  und  Ausdrucksinhalt.  Hieraus  folgt, 
dass  die  Herstellung  eines  Darstellungsmittels,  das  nicht  ent- 
spricht dem  Willen  des  Schöpfers  des  geistigen  Erzeugnisses, 
dessen  Urheberrecht  am  immateriellen  Out  und  seiner  Verwirk- 
lichungsweise widerstreitet,  ganz  gleich,  zu  welchem  Zwecke  dies 
geschieht  und  von  wem  es  geschieht.  Niemand  darf  den  Inhalt, 
den  Titel,*  die  äussere  Form  der  Erscheinung  eines  Werices  wider 
den  Willen  des  Urhebers  verändern,*)  mag  er  im  übrigen  zur 
gewerbmässigen  Verbreitung  der  einzelnen  körperlichen  Exemplare 
des  dargestellten  Werks  berechtigt  sein  oder  nicht.  Insoweit  wird 
also  auch  einer  gewerblichen  Betätigung  mit  einem  sokhen  Werke 
eine  Schranke  gezogen,  und  zwar  schlechthin  für  jeden,  kraft  der 
absoluten  Natur  dieses  Rechts. 

Das  gilt  in  entsprechender  Weise  für  die  gewerblichen  Er- 
findungen, namentlich  aber  auch  für  die  Werke  der  darstellen- 
den Kunst 

7,  In  den  bisher  behandelten  Fällen  standen  konkurrierende 
gewerbliche  Betätigungen  gegenüber  und  es  kam  in  Frage,  wie 
dann  beider  Ausschlussrechte  sich  verhalten,  wenn  die  eine  die 
andre  gewerbliche  Tätigkeit  beeinträchtigt  Es  gibt  aber  noch 
andre  Befugnisse  zur  Vornahme  beeinträchtigender  Handlungen, 
solche,  die  auch  sonst  nach  dem  geltenden  Rechte  die  Verletzung 
von  Rechtsgütem  zulassen.  Wenn  beispielsweise  jemand  durch 
Ankleben  von  Reklamezetteln  ein  Gebäude  zu  verunstalten  sucht, 
durch  Verübung  ungebührlichen  Lärms  beim  Ausrufen  und  An- 
preisen von  Verkaufgegenständen  die  Rühe  stört,  so  kann  der 
Verletzte  die  Reklamezettel  abreissen  und  das  Lärmen  verhindern. 


*)  Auch   nicht  doijenigo,    dorn  die  Befugnis   aas  §  11    übertragen 
worden  ist,  §  9. 
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Notwehr.    Notstand.     Notrechte. 

Wenn  damit  zugleich  die  geverbliche  Betätigung  beeinträchtigt 
wird,  so  ist  dies  doch  vom  Gesichtspunkte  der  Notwehr  nach 
BGB.  §  227  nicht  rechtwidrig.  Wer  einem  Geschäftreisenden  den 
Musterkoffer  wegnimmt,  kann  den  Gewerbebetrieb  des  Geschäft- 
herrii  sehr  empfindlich  schädigen;  trotzdem  ist  di^  nicht  recht- 
widrig, wenn  es  unter-  der  Voraussetzung  der  erlaubten  Selbst- 
hilfe nach  BGB.  §  229  geschieht  Hat  ein  Bauer,  dem  wiederholt 
durch  die  Jagdhunde  seines  Nachbarn,  der  mit  ihnen  einen 
Handel  treibt,  seine  Hühner  getötet  worden  sind,  diese  Hunde 
erlegt,  so  beeinträchtigt  er  dadurch  zweifellos  dessen  Gewerbe- 
betrieb, Handelte  aber  im  Notstand  nach  BGB.  §  228-.*)  Zum 
Schutze  gewisser  Rechtsgüter  gibt  das  Gesetz  ferner  sogar  einzelne 
bestimmte  Not  rechte.*)  Hier  kommt  namentlich  in  Betracht  das 
Recht,  zur  Wahrnehmung  eines  berechtigten  Interesses*)  . —  sei 
es  seiner  selbst,  sei  es  eines  Dritten  —  diesem  Dritten  Mitteilung 
von  einer  Tafsache  zu  machen,  selbst  wenn  diese  objektiv  unwahr 
ist  und  dadurch  der  Kredit  oder  der  Betrieb  eines  Geschäfts  oder 
sonst  dessen  Erwerb  und  Fortkommen  geschädigt  werden. 

8.  In  BGB.  §  824  Abs.  2  und  UWGes.  §  6  Abs.  2*)  wird  diese 


0  Vgl.  deo  fthnlichen  Fall,  der  der  Entschoidang  dod  RQ.  Yom 
7.  Oktober  1901,  DJZ.  1901,  S.  162,  ingrundo  lag. 

*)  Besondre  Fälle  isiDd  n.  a.  die  Havaiie,  HGB.  §  700  ff.,  die  znlfissige 
Requirierong  naeh  MSiGS.  §  130,  (las  Preisgeben  von  Gcscb&ftsgeb^m- 
niesen  unter  dem  Zengniszwang,  SlPO.  §  52,  vgl.  hic^rzu  Bin  ding,  Grand- 
rißs  de«  StPO.  S.  117. 

')  Dass  diises  Interesse  nicht  das.  blosse  Konkarrenzintercsso  sein 
darf,  wurde  früher  schon  betont    Vgl.  auch  JW.  1904,  S.  185. 

^  StGB.  §  198  kommt  hier  nicht  in  Frage,  da  diese  Vorschrirt  nur 
die  Kechtwidrigkcit  deir  Beleidigung  im  Sinno  von  StGB.  §  185  und 
§  186,  nicht  aber  die  einer  Boeinträohtignng;  gowerbliobor  Be* 
tätigung'  ausschliesst  Die  absichtliche  Kreditgeffthrdung  in  g  187 
entfaftlt  «Q  sich  keine  Beleidijgung  und  kann  schon  deshalb  durch  §  19ä 
niemals  ausgeschlossen  werden.  Vgl.  hierzu  auch  RGSt.  31,  S.  65  und 
RGZ.  51,  S.  376.  Im  abrigen  wegen  der  verschiedenen 'JLnsTdgüng^n 
Olshausen,  .Komm,  zu  §193  StGB.,  Bindirig,  Lehrbuch  des  Straf- 
rechts 1,  S.  155. 
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Interessen  vahrnehmung. 

Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  auf  Kosten  der  Erwerb- 
tätigkeit eines  Andern  erwähnt  Damit  tritt  das  Gesetz  in  ähn- 
licher Weise,  wie  dies  in  StGB.  §  193  fQr  die  Beleidigung  ge- 
schehen ist,  in  eine  Abwägung  gegenüberstehender  Interessen  ein. 
Es  erkennt  gleichsam  einen  Notstand  an  zwischen  der  gewerblichen 
Betätigui^  und  andern  wichtigen  Interessen  des  Menschen.  Treten 
beide  in  ein  derartiges  Verhältnis  zueinander,  dass  eins  dem 
andern  weichen  muss,  beide  uneingeschränkt  nebeneinander  nicht 
bestehen  können,  so  kann  es  sich  für  das  Recht  dann  nur  fragen, 
welches  Interesse  von  seinem  die  Allgemeinheit  berücksichtigenden, 
über  den  kollidierenden  Interessen  stehenden  Standpunkte  aus 
das  wichtigere  ist.^)  Dem  ihm  wichtiger  erscheinenden  wird  es 
dann  seinen  Schutz  gewähren,  und  insoweit  dieser  Schutz  ge<- 
währt  wird,  wird  damit  von  selbst  der  Schutz  des  schwächeren 
Recht^[uts  eingeschränkt.  So  zeigt  sich  denn  hier,  dass  die  ge- 
werbliche Betätigung  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  sich  dann 
eine  Beschränkung  gefallen  lassen  muss,  wenn  es  „das  berechtigte 
Interesse  eines  Andern  erfordert."  Das  Persönlichkeitrecht  findet 
also  bei  dem  Schutz,  den  es  der  gewerblichen  Betätigung  ge^ 
währt,  an  dem  anerkannten  berechtigten  Interesse  eines  Dritten^ 
seine  Schranke.  Diese  Schranke  wird  freilich  in  BGB.  §  824 
Abs.  2  und  UWGes.  §  6  Abs.  2  nicht  schlechthin  gegenüber  jeder 
Wahrnehmung  von  berechtigten  Interessen  eines  Dritten  gezogen, 
sondern  nur  insoweit  anerkannt,  als  die  Wahrnehmung  dieser 
Interessen  erfolgt  durch  gutgläubige  Mitteilungen  von  un- 
wahren Tatsachen. 

Gleichwohl  muss  diese  Vorschrift  entsprechend  auch  auf 
andre  Arten  von  Interessenwahrnehmungen  angewendet 
werden.   Dabei  wird  nid^  verkannt,  dass  die  bezeichneten  Vor- 


^)  Bis  ding,  Lehrbuch  1,  S.  152.     RGSt.  26,  8.  19. 

*)  Welobea  solche  za  billigeode  Intercsaen  nad,  wird  der  EoUcli^ir 
duDg  des  Richters  überlassen.  So  ist  z.  B.  unbestritten  das  kaufmännische 
Interesse  an  einer  Auskunft  über  die  goschäftlicho  Lage  eines  Kunden  usw. 
anerkannt 
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Berechtigte  Interessen. 

Schriften  Ausnahmen  sind.  Aber  sovt^eit  der  Grund  der.  Ausnahme 
reicht,  ist  auch  die  entsprechende  Anwendung  zulässig.  Der 
Grundgedanke  ist  jedenfalls,  eine  Abwägung  zwischen  dem  biter- 
Qss^  :4n  ungehinderter  gewerblicher  Betätigung  und  ah  Wahr- 
ijehmung  andrer  :: —  nicht  näher  bezeichneten ,  aber  als  schutz- 
würdig anerkannten  —  wichtigen  Interessen  vorzunehmen  und  bei 
einem  Konflikt  (Jas  gewerbliche  Betätigungsrecht  nicht  weiter 
anzuerkennen^  a)s  es  die  Wahrnehmung  dieser  andern  Interessen 
gestattet  Diese  Erwägungen  gelten  aber  nicht  nur,  wenn  die 
Wahrnehmung  der  Interes$en  gerade  durch  MitteHungen  von 
Tatsachen  geschieht,  und  es  ist  nur  die  zufällige  Anlehnung  an 
StGB.  §  187  und  193  und  der  Irrtum:,  als  handle  es  sich  auch 
bei  BGB.  §  824  um  Ehrverletzung,  der  die  Hervorhebung  dieses 
Mittels  bewirkt  hat.  Inwieweit  eine  solche  entsprechende  An- 
wendung zulässig  ist,  wird  allerdings  Entscheidung  des  einzelnen 
Falls  sein.  Voraussetzung  i^t  freilich,  dass  die  zur  Wahrung  be- 
rechtigter Interessen  entfaltete  Tätigkeit  sonst  an  sich  zulässig  und 
unverboten  ist  und  andre  Rechtsgüter  als  die  gewerbliche  Tätigkeit 
nicht  verletzt  So  kann  z.  B.  der  Streik  und  die  Boykottier ung 
von  Gewerbetreibenden  durch  Arbeiter  eine  solche  Handlung  zur 
Wahrnehmung .  berechtigter  Interessen  bedeuten.  .  Dass  sie  eine 
unter  Umständen  sogar  sehr  schwere  Beeinträchtigung,  gewerb- 
licher Tätigkeit  enthält,  ist  zweifdlos,.  jene  verhindert  die  Pro- 
duktion, diese  den  Absatz  der  Waren.  -.  Geschieht  sie  aber  zur 
Durchführung  der  Koalitionsfreiheit  nach  GewO.  §  152  und  zur 
Erlangung  besserer  Arbeitbedingungen,  also  zur  Wahrnehmung 
von  Interessen  der  Arbeiter,  die  als  berechtigt.. anerkannt  werden, 
so  tritt  das  Betätigungsrecht  insoweit  nicht  hindernd  entgegen.^) 
Dass  ein  Wettbewerb  unlauter  wird,  wenn  in  andrer  Weise  als 
durch  eigne  gewerbliche  Leistungen  auf  den  Abnehmerwillen 
vom  Konkurrenten  eingewirkt  wird,  wurde  Seite  56 ff.  ausgeführt. 
So  begeht  i.  B.  unlautern  Wettbewiirb,  wer  die  religiösen,  kon- 


0  Vgl.  RGZ.  64.  S.  53. 
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fessionellen  oder  Rassen-  und  Nationalitätenneigungen  oder  Ab- 
neigungen bei  den  in  Betracht  kommenden  Kunden  erregt  und 
für  sich  und  zum  Nachteil  des  Konkurrenten  zu  Zwecken  di^ 
Wettbewerbs  auszunutzen  versucht.  Dann  sollen  diese  Neigungen 
nur  das  Mittel  für  seinen  Erwerb  bilden  und  das  Interesse,  das 
er  verfolgt,  ist  allein  das  im  Konkurrenzkampf  befindliche  Er- 
werbinteresse, das  zwar  berechtigt  ist,  aber  einen  dem  gleichen 
Interesse  des  G^;ners  vorgehenden  Schutz  natürlich  nicht  ver- 
dient^) Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  abgesehen  von  einem 
Wettbewerbverhältnis  —  das  nebenbei  gleichwohl  bestehen 
kann  —  in  der  Anrufung  jener  Neigungen,  in  der  Aufforderung, 
statt  von  grossen  Warenhäusern  von  kleinen  Handwerkern  zu 
kaufen,  als  berechtigt  anzuerkennende  Interessen  verfolgt  werden^ 
so  vielleicht  die  Schonung  religiöser  Gefühle,  die  Selbsterhaltung 
der  Rasse  und  Nationalität,  der  Bestand  eines  für  die  Volkswirt- 
schaft für  notwendig  erachteten  kleinen  Handwerkerstands  durch- 
gesetzt werden  sollen.*)  Ob  diese  Zwecke  verfolgt  werden,  oder 
lediglich  Konkurrenzzwecke,  wird  im  einzelnen  Fall  möglicherweise 
schwer  festzustellen  sein,  ist  aber  für  die  Frage  der  Rechtmässig- 
keit von  Bedeutung. 

§20. 

Das  Verhältnis  deip  einzelnen  greAverbliehen 
Sehutzgresetze  zueinander. 

I.  Die  früher  wiedergegebene  Übersicht  über  die  zahlreichen 
gesetzlichen  Bestimmungen,  die  dem  Schutze  der  gewerblichen 
Tätigkeit  dienen,  lässt  erkennen,  dass  dieser  in  folgender  Weise 
gewährt  wird: 

1.  durch  Anerkennung  von  Freiheitrechten,  von  Freiheit- 
sphären, innerhalb  deren  die  gewerbliche  Tätigkeit  ausgeübt  wer- 
den kann; 

')  Vgl.  RGZ.  im  Recht  1902,  S.  593.    Bad.  Rochtepr.  1904,  S.  24K 
«)  Vgl,  RGZ.  vom  12.  Dezember  1906  in  DJZ.  S.  1038. 
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2.  durch  Gewährung  des  Normenschutzes; 

3.  durch  Anerkennung  eines  absoluten  gewerblichen  Be- 
tätigungsrechts, a)  gegen  dessen  Verletzungen  jeder  Art  allgemein 
die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs»  b)  gegen  dessen 
Verletzungen  bestimmter  Art  das  Sondergesetz  zur  Bekämpfung 
des  unlautem  Wettbewerbs  reagiert; 

4.  Durch  Schutz  einzelner  Erwerbsmittel,  insbesondre  dabei 
durch  Anerkennung  einzelner  herausgehobenen  ausschliesslichen 
jgewerblichen  Betätigungsrechte. 

Aus  der  verschiedenen  Natur  dieser  Schutzrechte  ergibt  sich 
ihr  verschiedenes  Verhältnis  zueinander  und  namentlich  zu  dem 
hier  in  Betracht  kommenden  absoluten  gewerblichen  Betätigungs- 
recht als  dem  Ausfluss  des  Persönlichkeitrechts. 

IL  Die  gewerblichen  Freiheitrechte,  wie  sie  im  Gesetz 
über  die  Freizügigkeit  vom  1.  November  1867,  der  Reichsver- 
fassung vom  16.  April  1871  und  der  Gewerbeordnung  in  §  1 
gewährt  werden,  bedeuten  eine  Selbstbeschränkung  der  über^ 
geordneten  Staatsgewalt  zugunsten  der.  Freiheit  des  Staatsbürgers 
als  Untertanen.  Diese  Freiheiten  können  daher  nur  durch 
die  Staatsgewalt  und  deren  Organe  rechtswidrig  einge- 
schränkt, nur  der  Staatsgewalt  gegenüber  vom  Gewerbe- 
treibenden rechtswidrig  überschritten  werden.  So  wenn  je- 
mandem die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  zu  Unrecht  unter- 
sagt wird,^)  wenn  jemand  unzulässigerweise  einen  ihm  verbotnen 
Gewerbebetrieb. ausübt.^  Wird  jemandem  die- Ausübung  rechts- 
widrig verschränkt,  so  hat  er  deshalb  die  gegen  die  Verfügungen 
der  Staatsorgane  zulässigen  Rechtsmittel,  gegebenenfalls  je  nach 
dem    öffentlichen   Recht   der   einzelnen   Bundesstaaten   Schaden- 


^)  2.  B.  Verbot  von  Automaten,  \7oil  sie  die  Naschsaoht  der  Kinder 
reizen;  Hans.  Ger. -Ztg.  1902,  S.  117.  Bei  örtlicher  Behindemng  des 
Gewerbebetriebs  durch  ein  Landesgesetz  vgl.  RGZ.  61,  S.  18. 

*)  Hierin  kann  natürlich  ausserdem  noch  eine  Verletzung  der 
Betätigungsrechte  Dritter  liegen. 
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anspruch  an  den  Staat  oder  die  Beamten.^)  Dies  jedoch 
nur  dann,  wenn  seine  Freiheitsphäre  unmittelbar  durch  die  Staats- 
gewalt eingeschränkt,  ihm  durch  die  Staatsgewalt  die  gewerb^ 
liehe  Tätigkeit  unterbunden  wind.*)  Mittelbar  kann  ein  Gewerbe- 
treibender ja  auch  dadurch  in  ihr  gehindert  werden,  dass  einem 
Dritten  gesetzwidrig  die  ihm  an  sich  zu  versagende  gewerbliche 
Tätigkeit  von  der  Staatsgewalt  gestattet  wird  und  nun  dieser  in- 
folgedessen sie  ausübt  und  sein  Konkurrent  wird.  Seine  Frei- 
heitsphäre  wird  dadurch  nicht  verletzt,  Rechtsanspruche  gegen 
die  Staatsgewalt  erwachsen  ihm  daher  nicht,  er  kann  höchstens, 
wie  jeder  Staatsbürger,  Vorstellungen  erheben.  Die  Beschränkung 
seiner  gewerblichen  Tätigkeit  innerhalb  der  ihm  gelassenen 
Freiheitsphäre  aber  erfolgt  nur  durch  die  gewerblicheTätigkeit 
des  Konkurrenten.  Gegen  diesen  jedoch  steht  ihm  ein  Anspruch 
nicht  aus  seinem  Freiheitrechte,  sondern  nur  aus  seinem  absoluten 
gewerblichen  Betätigungsrechte  zu.  Aus  GewO.  §  1  kann  daher 
kein  Unterlassungs-  oder  Schädenanspruch  gegen  den  Wettbe- 
werber hergeleifet  werden.') 

Wie  früher  gezeigt  wurde,  kann  das  gewerbliche  Betätigungs- 
recht allerdings  auch  dadurch  verletzt  werden,  dass  mit  gesetz- 
lich verbotner  Tätigkeit  Konkurrenz  verübt  wird.  Der  die 
Verletzung  behauptende  Kläger  muss  dann  nachweisen,  dass 
eine  solche  gesetzlich  verbotene  Konkurrenztätigkeit  vorliegt  Es 
■fragt  sich  nun,  inwieweit  sich  der  Beklagte  demgegenüber 
darauf  berufen  kann,  dass  ihm  von  Staats  wegen  der  Gewerbe- 
betrieb erlaubt  sei.  Hier  ist  zu  unterscheiden  zwischen  solcher 
Erlaubnis,    die   in  das  Ermessen   der  zuständigen  Verwaltungs- 


0  Vgl.  EG.  2.  BGB.  Art.  771  Vgl.  hierzu  von  Liset,  Deliktsobli- 
giüonen  8.26.    Derabui-g,  Barg.  Recht  Bd.  II,  S.  700. 

*)  Hieryon  ist  eu  nnterscheiden,  wenn  durch  dio  öffentliche  Gewalt 
nnr  dio  konkrete  Betätiprang  der  im  übrigen  zugelassenen  Gewerbefreiheit 
Ycrbindcrt  wird,  RGZ.  55,  S.  171.     JW.  1906,  S.  164. 

•)  ö.  M.  RG.  in  wiederholten  Entscheidungen  und  Dernburg 
a.  a.  O.  S.  700. 
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behörden  gestellt  ist,  und  solcher,  die  nur  auf  Auslegung  und 
Anwendung  gesetzlicher  Vorschriften  beruht  Das  Ermessen 
haben  möglicherweise  die  vorgesetzten  Verwaltungsbehörden,  nie- 
mals die  Gerichte  nachzuprüfen.  War  das  Ermessen  zulässig 
und  ist  es  in  dem  Sinne  ausgeübt  worden,  dass  dem  Beklagten 
der  Betrieb  gestattet  wurde,  so  ist  diese  Entscheidung  für  die 
Gerichte  bindend  und  die  Behauptung,  der  Gegner  übe  unlautem 
Wettbewerb  aus,  kann  nicht  darauf  gestützt  werden,  es  hätte  ihm 
nach  richtigem  Ermessen  der  Betrieb  versagt  werden  sollen. 
Handelt  es  sich  dagegen  nicht  um  Ermessensfragen,  sondern 
lediglich  um  rechtliche  Auslegungsfragen  bestimmter  gesetzlicher 
Vorschriften ,  besteht  also  das  gesetzliche  Verbot  einer  gewerb- 
lichen Tätigkeit  an  sich,  ist  es  keine  Blankettvorschrift,  die  erst 
durch  die  weitere  Ermessenstätigkeit  des  Verwaltungsbeamten  aus- 
gefällt wird,  so  sind  auch  die  Gerichte  befugt,  selbständig  zu 
prüfen,  ob  der  Gewerbebetrieb  des  Beklagten  gesetzlich  zulässig 
ist  oder  nicht.  Die  Entscheidung  dieser  Frage  bildet  dann  nur 
einen  Entscheidungsgrund  für  die  Feststellung,  ob  unlautrer  Wett- 
bewerb vorliegt  oder  nicht. ^) 

Zu  unterscheiden  von  der  Zulassung  der  gewerblichen  Tätig- 
keit selbst  ist  nötigenfalls  eine  auch  nur  für  das  Gebiet  des  öffent- 
lichen Rechts  wirksame  Genehmigung  oder  Versagung  der  Aus- 
übungsform. So  stellt  z.  B.  die  durch  eine  bundesstaatliche 
Verwaltungsbehörde  zugelassene  Führung  des  Titels  dodor  chirur- 
giae  dentariae  eines  amerikanischen  Zahnarztes  eben  nur  ein 
Nichtverbieten  im  öffentlichen  Interesse,  keinen  Akt  der  Staats- 
hoheit in  dem  Sinne  dar,  dass  nunmehr  dem  ausländischen  Titel 
ein  dem  inländischen  gleichkommender  Charakter  beigelegt 
werden  soll.  Durch  diese  Beschränkung  auf  das  öffentliche 
Recht  wird  daher  in  das  geschützte  Privatrecht  der  gewerblkdien 
Betätigung  nicht  eingegriffen  und  unlautrer  Wettbewerb  etwa  durch 


^)  Ffir  die  Schuld  frage   kann   die    Qenehmignng   natfirlioh  Yon 
Bedeatnng  sein,  vgl.  Recht  1906,  S.  560. 
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unlautre  Reklame  im  Gebrauch  dieses  Titels  nicht  ausgeschlossen/) 
Nicht  nur  eine  Zulassung  kraft  öffentlichen  Rechts,  ein  Nicht 
beschränken,  sondern  eine  Beilegung,  eine  Erteilung  bedeutet  da- 
gegen die  Genehmigung  zur  Namenänderung,  wie  sie  der 
Staatsgewalt^  zusteht  Damit  kann  allerdings  durch  die  Staats- 
gewalt unmittelbar  in  erworbene  Rechte  eingegriffen  werden, 
ohne  dass  ein  gerichtlicher  Schutz  zur  Seite  steht.*)  Insbesondre 
kann  nicht  aus  BGB.  §  12  gegen  die  Staatsgewalt  vorgegangen 
werden. 

III.  Der  Normenschutz  wird  der  gewerblichen  Tätigkeit 
durch  Gebote  und  Verbote  der  Staatsgewalt  an  Andre  vielfach 
zuteil.*)  Wie  aus  der  Natur  der  Freiheitrechte  die  Art  der  Reak- 
tion gegen  ihre  Verletzung  folgt,  so  auch  hier.  Im  Gegensatz 
zum  subjektiven  Recht,  bei  dem  Inhaber  der  Rechtsmacht  und 
des  Rechtsgehots  der  Träger  des  Rechtsgutes  selbst  ist,  ist  bei 
der  Norm  Inhaber  der  Rechtsmacht  und  des  Rechtsgebots  die 
Staatsgewalt,  nicht  der  Träger  des  Rechtsguts.  Alle  Normen,  alle 
rechtlichen  Gebote  und  Verbote  sind  des  Staates.^)  Daraus  folgt 
mit  Notwendigkeit,  dass  gegen  die  Normenübertretungen  des 
Staats  die  Staatsgewalt  reagiert,  ihr  ein  Anspruch  auf  Unterlassung 
bei  Übertretung  erwächst,  sowie*  sie,  wenn  die  Norm  durch  eine 
Strafdrohung  gesichert  war,  einen  Strafanspruch  hat.  Dem  Träger 
des  durch  Normen  geschützten  Rechtsguts  entsteht  gegen  den 
Übertreter  des  staatlichen  Gebots  oder  Verbots  zunächst 
überhaupt  kein  Anspruch;  ob  ihm  wegen  Beschädigung  seines 
Rechtsguts  ein  Schadenanspruch  gegen  ihn  als  den  Beschädiger 


>j  So  auch  RQZ.  vom  26.  Jaouar  1904  in  ÜW.  III,  S.  64.  RGZ. 
vom  24.  April  1900  JW.  1900,  S.  447. 

')  In  Prenssen  z.  B.  dem  Regierangspräsidenten,  in  Sachsen  dem 
Ministerium  des  Innern. 

»)  Vgl.  Olshausen  in  DJZ.  1905,  S.  740. 

*)  Vgl.  Paul  Schmid  in  Gew.  Rechtechutz  1903,  8.  103 ff. 

^)  Binding,  Normen  8.  54,  63,  100. 

—     241      — 

Lobe,  Die  Bek&mpfang  des  unl.  Wettbewerbs.  I.  16 


Normenschutz  gibt  keinen  Unterlassungsanspruch. 

zusteht,    hängt    von   anderweiten  .  positiven     gesetzlichen    Vor- 
schriften ab.^) 

1.  Hieraus  ergibt  sich  zunächst,  dass  wegen  solcher  Norra- 
übertretungen  dem  Träger  des  Rechtsguts  niemals  ein  nega- 
torischer Unterlassungsanspruch*)  gegen  den  Übertreter 
zusteht.*)  Den  kann  nur  haben,  wer  Subjekt  des  Rechtsgebots 
ist,  aus  dem  er  fliesst.  Dies  ist  beim  subjektiven  Recht  der  Fall, 
bei  dessen  Verletzung  sonach  auch  der  Inhaber  des  Rechts  den 
Unterlassungsanspruch  hat.  Eine  Zuteilung  auch  dieses  Unter- 
lassungsanspruchs an  den  Träger  des  Rechtsguts  bedeutet  daher 
notwendig  zugleich  Anerkennung  des  Bestehens  eines  subjektiven 
Rechts*)  für  ihn,  nicht  nur  das  Verhandensein  eines  durch  Normen 
geschützten  Rechtsguts.*)  Alle  Bestimmungen  des  Strafgesetz- 
buchs, des  bürgerlichen  Gesetzbuchs  und  andrer  Nebengesetze, 
die  für  die  gewerbliche  Betätigung  lediglich  einen  Normenschutz 
anerkennen,  in  ihr  nicht  die  Ausübung  eines  Persönlichkeitrechts 
sehen,  vermögen  daher  keinen  Grund  für  eine  Unterlassungs- 
klage abzugeben.  Bei  der  grundsätzlichen  Verschiedenheit  zwischen 
subjektivem  Recht  und  Rechtsgut  ist  auch  eine  analoge  Anwen- 
dung ausgeschlossen.*)  Dass  der  vom  Reichsgericht  aufgestellte 
Grundsatz,   aus  jeder  verwirklichten   unerlaubten  Handlung  er- 


*)  Binding,  Normen  S,  437. 

')  Inwieweifc  er  als  besondre  Form  des  Schadenersatzanspruchs  denk- 
bar istf  darüber  sp&ter. 

')  Dies  gilt  sonach  für  sämtliche  unten  erwähnte  Fälle  des  BGB. 
§  823  Abs.  2. 

*)  In  der  Anerkennung  solcher  Rechte  geht  zu  weit  Eltzbacber, 
Die  Unterlassungsklage,  S.  96. 

^)  a.  M.  das  Reichsgericht  Dessen  2.  Senat  hat  übrigens  seine 
Unterlassungsklage  bei  der  unerlaubten  Handlung  erstmalig  aus  Art  1382 
und  Art  1388  des  Code  civil  hergeleitet,  nicht  aus  dem  BGB.,  und  die 
übrigen  Senate  haben  sie  erst  dann  auch  f&r  das  deutsche  Recht  über- 
nommen.   Vgl.  Bl.  f.  Pat  1905,  S.  226. 

«)  Siehe  S.  153,  164.  —  Recht  und  Rechtsgut  werden  so  unmittelbar 
identifiziert  in  RGZ.  60,  S.  1,  8. 
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wachse  dem  Verletzten  stets  bei  Wiederholungsgefahr  ein  Unter- 
lassungsanspruch, nicht  die  Meinung  des  BGB.  ist,  erhellt  nicht 
nur  daraus,  dass  nirgends  einer  derartigen  Unterlassungsklage 
Erwähnung  getan  wird,  sondern  auch  aus  den  Motiven  zum  BOB. 
Bd.  III,  S.  426,  wo  eine  solche  ausdrückliche  Vorschrift  zur 
Begründung  eines  Unterlassungsanspruchs  stets  für  notwendig 
erklärt  wird:  „das  Zuwiderhandeln  gegen  die  aus  dem  Inhalt  des 
Eigentums  für  die  andern  Personen  sich  ergebende  Unterlassungs- 
pflicht lässt  nicht  schlechthin,  sondern  nur  wenn  die  Voraus- 
setzungen für  die  Annahme  eines  Delikts  vorliegen,  eine  Ver- 
bindlichkeit zum  Schadenersatz  entstehen.  WeitereWirkungen 
hat  das  einzelne  Zuwiderhandeln  an  sich  nicht  Der 
Anspruch  auf  künftige  Unterlassung  kann  ohne  besondre 
Bestimmung  nicht  klagend  geltend  gemacht  werden .. ." 
Für  den  Schutz  der  gewerblichen  Tätigkeit  bedarf  es  einer  solchen 
Neuschöpfung  von  Unterlassungsansprüchen  auch  nicht,  wenn  es 
richtig  ist,  dass  sie  durch  ein  Persönlichkeitrecht  geschützt  ist. 
2.  Für  Ansprüche  auf  Schadenersatz  aber  findet 
A.  zunächst  bei  schädigenden  Übertretungen  der  Schutz- 
normen BGB.  §823  Abs.  2  Anwendung.^)  Ober  die  Erforder- 
nisse der  dort  bezeichneten  Schutzgesetze  herrscht  Streit.*) 
Das  Gesetz  verlangt  den  Verstoss  gegen  ein  Gesetz,  das  den 
Schutz  eines  Andern  bezweckt.  Darin  liegt,  dass  es  nicht  allein 
auf  den  tatsächlich  gewährten  Schutz,  sondern  auf  den  beabsich- 
tigten Schutz  ankommt.  Ausschlaggebend  ist  aber  nicht  die  Ten- 
denz des '  ganzen  Gesetzes,  sondern  der  Zweck  der  der  einzelnen 
Bestimmung  zugrunde  liegenden  Norm.  Diese  muss  an  Dritte 
gerichtet  sein  in  der  Absicht,  für  ein  bestimmtes  Rechtsgut  eines 


*)  RGZ.  in  ÜW.  IV,  S.  66. 

*)  Vgl.  die  Literatur  n.  Rechtsprechung  hierüber  bei  Standinger, 
Komm.  Bd.  II,  S.  866.  —  Ferner  Goldmann  und  Lilienthal,  Das 
BGB.  Bd.  I,  S.  889.  Träger,  Der  Eansiilbegriff  in  Straf-  und  Zivilrecht, 
S.  378.    Hervorzuheben  ist  Beling,  Erl.  des  §  823  Abs.  2.    Jena,  1904. 
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Andern  durch  Untersagung  oder  Qebietung  von  Handlungen 
Dritter  einen  Schutz  herbeizuführen.  Nicht  erforderlich  ist,  dass 
dies  die  alleinige  Absicht  der  Norm  ist,  es  kann  sehr  wohl 
damit  zugleich  der  Schutz  andrer  Güter  beabsichtigt  werden.^) 
Dagegen  ist  erforderlich,  dass  der  Andre  nicht  nur  deshalb  ge- 
schützt ist,  weil  er  ein  Teil  einer  grösseren  Gesamtheit  ist,  auf 
deren  Schutz  es  abgesehen  ist.*)  Er  muss  ausserdem  und  neben 
ihr  noch  besonders  geschützt  sein  sollen,*)  sonst  bezweckt  das 
Gesetz  nicht  seinen  Schutz,  sondern  den  «(es  Ganzen,  in  dem 
er  sich  nur  ununterschieden  befindet.  Ein  Schutz  aller  Einzelnen 
bedeutet  aber  anderseits  noch  nicht  den  Schutz  der  Gesamtheit 
als  solcher.*)  Dass  der  Schutz  des  Einzelnen  vorwiege,  ist  nicht 
nötig.*)  In  der  Praxis  freilich  kann  die  Entscheidung  hierüber 
sehr  schwer  sein.*)  Darüber,  dass  die  Schutzgesetze  dem  Gebiete 
des  Strafrechts,  Verwaltungsrechts,  bürgerlichen  Rechts  in  gleicher 
Weise  entstammen  können,  ist  kein  Streit.')  Auch  disziplinar- 
rechtliche Normen,  wie  sie  die  Rechtsanwaltordnung,  die  ver- 
schiedenen Arzteordnungen  und  Apothekerordnungen  aufstellen, 
gehören  hierher. 

Dieser  Normenschutz  wird  nun  der  gewerblichen  Tätigkeit 
in  der  Weise  gewährt,  dass  einmal  Erwerb  und  Fortkommen 

>)  So  in  ÜWGes.  §  5. 

')  So  z.  B.  bei  den  landesgesetzlichen  Vorschriften  aber  das  Flak at- 
wesen. 

»)  So  richtig  RGZ.  vom  6.  Oktober  1904  in  Jur.  Wochenschr.  1904. 
S.  554  und  23.  Mai  1906  in  Jor.  Wochenschr.  1906,  S.  464.  RGZ.  63, 
S.  827.    Zu  weit  dagegen  KGZ.  69,  S.  49,  237. 

*)  Goldmann  und  Lilienthal  a.  a.  O.  S.  886. 

s)  Franko  Rdsch.  1905,  S.  191.    a.  M.  Staadinger  a.  a«  0.  S.  866. 

^)  So  z.  B.  bei  T&uschnngen  über  Nahmngsmittel.  Ihr  Verbot  fördert 
sowohl  die  Gesundheit  der  Allgemeinheit  als  den  redlichen  Gewerbe- 
betrieb gegen  unlautre  Konkurrenz.  Welchen  Schutz  die  eincelne  Vor- 
schrift bezweckt,  kann  nur  in  jedem  FaUe  besonders  untersucht 
werden. 

')  Prot,  der  IL  Komm.  Bd.  II,  S.  572.  RGZ.  38,  S.  183;  51,  S.  179; 
63,  S.  327. 
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im  allgemeinen,  darunter  also  auch  die  ge\trerbiiche  Tätigkeit^  in 
BGB.  §  824  als  zu  schützendes  Rechtsgut  anerkannt  wird,  dass 
weiter  die  gewerbliche  Betätigung  als  solche  in  UWGes.  §  4, 
§  5,  §  7  ^)  z.  T.  in  §§  9  u.  10  geschützt  wird,  dass  drittens  eine  gewisse 
gewerbliche  Betätigung,  nämlich  der  Warenhandel,  geschützt 
wird  in  Warenzeichengesetz  §§  15  u.  16,  und  dass  endlich  viertens 
einzelne  Güter,  die  entweder  schon  ihrer  Natur  nach  Erwerbs-: 
mittel  sind  oder  doch  als  solche  gebraucht  werden  können,  im 
Hinblick  auf  den  Nachteil,  den  ihre  Verletzung  für  das  Fort- 
icomraen  oder  die  gewerbliche  Betätigung  bringt,  besonders  ge- 
schützt werden,  wie  die  Ehre  durch  StGB.  §  185,  §  186,  §  187, 
§  188,  Kredit  durch  BGB.  §  824  und  StGB.  §  187,  §  188,  guter 
Ruf,  Geschäfts-  und  Fabrikgeheimnisse  durch  UWGes.  §§  9  u.  1.0, 
Marken,  Ausstattungen,  Erfindungen  usw.  Auf  den  Schutz  der 
Erwerbsmittel  wird  unten  noch  eingegangen  werden;  hier  ist  der 
Schutz  des  Erwerbs  und  Fortkommens  und  der  gewerblichen 
Tätigkeit  in  Frage,  wie  er  durch  BGB.  §  824  und  das  UWGes. 
§§4,  Sund  7,  sowie  das  Warenzeichengesetz  §§  15  und  16  ge- 
bracht wird*), .  und  welche  Bedeutung  diese  Schutzgesetze  für 
BGB.  §  823  Abs.  2  haben. 

Zunächst  ist  zu  betonen,  dass  die  Haftung  für  Schaden- 
zufügung  gemäss  BGB.  §  823  Abs.  2  wegen  Oberttetung  eines 
Schutzgesetzes  nur  dann  eintritt,  wenn  dieses  Schutzgesetz 
nicht  selbst  an  seine  Übertretung  eine  Schädenhaftung 
knüpft*)  Tut  es  dies,  so  kommt  diese  primäre  Vorschrift,  nicht 
die  subsidäre  .Blankettvorschrift  des  BOB.  §  823  Abs.  2  in  An^ 
Wendung.   Andernfalls  müsste  man  z.  B.  auch  BGB.  §.823  Abs.  t 


>)  Dies  ist  nnter  „Betrieb  des  Geschäfts^'  su  begreifen.  Hierilber 
im  besondern  Teil.    Vgl.  auch  Pinner,  Komm,  za  §  7. 

')  §  6  UWOes.  gew&hrt  keinen  Normenschatz,  sondern  erkennt  die 
gewerbliche  Bet&tigang  als  durch  subjektives  Recht  geschützt  «n,  da  es 
einen  UnterlassungsanFpruch  gew&hrt.  Ebenso  §  1  desselben  Gesetzes.  — 
Dies  wird  von  Marcus  ÜW.  V,  S.  114  nicht  beachtet. 

*)  Anch  dies  wird  voin  Marcus  a.  a.  O.  verkannt. 
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als  Schutzgesetz  des  Abs.  2  ansehen.  Das  hiesse  Fangball  spielen 
mit  Gesetzen.  Da  nun  BGB.  §  824  selbst  für  die  Schädigung 
des  Erwerbs  und  Fortkommens  eine  Schädenhaftung  anordnet, 
so  scheidet  also  diese  gesetzliche  Bestimmung  für  die  Anwendung 
von  BGB.  §  823  Abs.  2  aus.  Dasselbe  gilt  vom  Warenzeichen- 
gesetz §  15,  insbesondre  ist  aus  BGB.  §  823  Abs.  2  auch  keine 
Haftung  für  Fahrlässigkeit  abzuleiten.  Dagegen  bleiben  die  Über- 
tretungen gegen  UWGes.  §  4,  §  5  und  §  7,  Warenzeichengesetz 
§  16  übrig,  die  sämtlich  zum  Schutzgegenstand  die  gewerbliche 
Tätigkeit  haben.  Bei  §§  4  und  7  steht  nicht  entgegen,  dass  in 
den  entsprechenden  §§  1  und  6  eine  Schadenersatzpflicht  geordnet 
ist,  denn  diese  folgt  nicht  aus  der  deliktischen  Übertretung  der 
im  Strafgesetz  enthaltenen  schützenden  Norm,  sondern  aus  der 
Verletzung  des  subjektiven  Betätigungsrechts,  das  eben  dort 
durch  die  Zulassung  der  Unterlassungsklage  anerkannt  ist.^)  Und 
für  Übertretungen  nach  §  5  UWGes.  und  §  16  Warenzeichen- 
gesetz fehlt  überhaupt  eine  Bestimmung  über  Schadenersatz.  Auch 
diese  müssen  aber  zugleich  als  Schutzgesetze  für  die  gewerbliche 
Tätigkeit,  nicht  nur  für  das  kaufende  Publikum*)  angesehen 
werden. 

Aus  dem  Umstand,  dass  die  Schadenersatzpflicht  des  BGB. 
§  823  Abs.  2  auf  der  Übertretung  des  Schutzgesetzes  beruht,  folgt 
nun,  dass  dessen  Tatbestandsmerkmale  gegeben  sein  müssen. 
Voraussehbarkeit  des  eingetretenen  Schadens  ist  nicht  erforderlich.*) 
Absicht  und  Fahrlässigkeit  braucht  nur  in  Beziehung  auf  das 
Schutzgesetz  nachgewiesen  zu  werden.*)  Gerade  bei  gewerberecht- 


1)  §  1  and  §  6  UWGes.  sind  keine  Schutzgesetze  im  Sinne  von  BOB. 
§  823  Abs.  2,  sondern  Sonderfälle  der  RechtsverletsQDgen  des  BOB.  §823 
Abs.  1,  der  auch  nicht  ein  Schatzgesetz  des  Abs.  2  ist. 

>)  Vgl.  Begründung  zum  UWGes.  in  Band  III,  8.  62.  —  SGZ.  40, 
S.65.    ÜW.IV,  S.  6. 

«)  JW.  1904,  S.  407. 

^)  Planck,  Komm,  zu  §  823  Abs*.  2  Bern.  4  a.  RGZ.  Jnr.  Wochen- 
schrift 1902,  S.  11.     Senff.  Archiv  69,  Nr.  204. 
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liehen  Gesetzen  ist  ausserdem  auch  eine  schuldlose  Übertretung 
möglich.  Solchenfalls  muss  ein  Verschulden  besonders  nachge^ 
wiesen  werden.^) 

a)  Demnach  kann  bei  unlautrer  Reklame,  wenn  sie 
Schaden  gebracht  hat,^)  aus  BOB.  §  823  Abs.  2  verbunden  mit 
UWOes.  §  4  ein  Schadenanspruch  nur  bei  vorsätzlichem  Handeln 
hergeleitet  werden,  nicht  auch  bei  Fahrlässigkeit;*)  er  fällt  weg, 
wenn  etwa  nach  StBG.  §59  Abs.  1  ein  das  Delikt  ausschliessender 
Tatsachenirrtum*)  vorliegt.*)  Ist  nur  eine  strafbare  Handlung 
anzunehmen,  so  können  dennoch  mehrere  Schädenansprüche  gel- 
tend gemacht  werden,  wenn  mehrere  Konkurrenten  Schaden  erlitten 
haben.  Ebenso  bleiben  Umstände,  die  nur  betreffen  die  Straf- 
verfolgung, wie  mangelnder  Strafantrag,  Verjährung,*)  oder  die 
Strafauswerfung,  wie  Idealkonkurrenz  mit  Betrug, ')  oder  die  Straf- 
vollstreckung, oder  persönliche  Strafausschliessungsgründe,  wie 
Straflosigkeit  der  Abgeordneten,*)  ohne  Einfluss  auf  die  Haftpflicht 
für  Schadenzufügung. 


»)  Motive  z.  BGB.  U,  S.  2720. 

*)  Was  zur  Vollendang  dea  Delikts  nach  §  4  UWOes.  nicht  nötig 
ist,  Bin  ding,  Lehrbach  I,  S.  516. 

*)  So  anchGoldraann  und  Liiienthal,  Das  BGB.  Bd.  I,  S.  886. 

*)  z.  B.  Aber  die  Berechtigang  zur  Fahrung  einer  Auszeichnung. 

^)  Unrichtig  bez.  Irrtums  über  Ortsnamen  und  Gattungsnamen  KGSt. 
in  DJZ.  1899,  S.  66.  Vgl.  auch  C alker,  Die  Delikte  gegen  daa  Ur- 
heberrecht 1894,  S.  200. 

•)  RGSt.  b5,  S.  270. 

^)  Ea  kann  das  Vergehen  nach  UWGes.  §  4  mit  Betrag  nach  StGB. 
§  263  ideell  zusammentreffen  und  es  wird  dann  gemäss  StGB.  §  73  nar 
aus  stGB.  §  263  die  Strafe  ausgeworfen,  vgl.  auch  Gambel,  Der  Betrugs- 
paxagraph  nnd  seine  Erg&nznng  durch  UWGes.  S.  29.  ^  RGSt  2ö,  S.  149; 
11,  3.357;  32,  S.  138.  Gleichwohl  kann  der  Schildenanspruch  auf  BGB. 
§  823  Abs.  2  in  Verbindung  mit  UWGes.  §  4  gestützt  werden. 

*)  Die  Bedeutung  der  Vorschrift  in  Art.  30  der  Rcichsverfassung  und 
StGB.  §  11  ist  sehr  bestritten.  Auch  die  zivilrechtliche  Haftung  wird  ab- 
gelehnt von  Binding,   Handbuch  I,  S.  676.     Dass  dies  in  den  Worten 
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A!s  besonders  geregelter  Fall  unlautrer  Reklame  kann  nicht 
die  unbefugte  Führung  von  Wappen  in  StGB.  §  360  Nr.  7,  von 
Ehrenzeichen  in  StGB.  §  367  Nr.  8  angesehen  werden,  da  dort 
nur  der  Eingriff  in  die  staatlichen  Hoheitrechte  bestraft  wird, 
wohl  aber  die  Führung  des  Meistertitels,  GewO.  §  133,  §  148 
Nr.' 9c,  einer  akademischen  Würde,  vergleiche  die  landesrecht- 
lichen Vorschriften;  es  ist  daher  auch  hier  BGB.  §  823  Abs.  2  an- 
wendbar» 

b)  Zuwiderhandlungen  gegen  §  5  UWGes.  sind  eben- 
falls nicht  nur  Gefährdungen  der  Interessen  des  Publikums,  sondern 
zugleich  der  redlichen  Konkurrenz.^)  Sie  sind  auch  fahrlässiger- 
weise möglich.  Ist  einem  Konkurrenten  daher  durch  Ausseracht- 
lassen  der  Bestimmungen  des  Bundesrats  Schaden  erwachsen,  so 
kann  er  ihn  nach  BGB.  §  823  Abs.  2  geltend  machen.  Hinsichtlich 
des  Teilnehmers  ist  zu  beachten,  dass  §  5  eine  Übertretung  im 
Sinne  des  StGB.  §  1  darstellt,  Beihilfe  demnach  gemäss  StGB. 
§  49  —  im  Gegensatz  zu  Anstiftung  und  Mittäterschaft  —  straf- 
los bleibt.  Gleichwohl  haftet  der  straflose  Gehilfe  gemäss  BGB. 
§  830  Abs.  2. 

c)  Für  die  Schadenzufügungen  nach  UWGes.  §7  gilt 
im  wesentlichen  dasselbe,  was  oben  zu  §  4  ausgeführt  wurde, 
insbesondre  macht  auch  hier  nur  vorsätzliches*)  Handeln  aus  BGB. 


des  Art  8Ö  „ganz  zweifellos*'  liege,  kann  nicht  zugegeben  werden.  Aus- 
drücke, wie  „gerichtlich  verfolj^en'*  und  „zur  Verantwortung  ziehen ** 
worden  gebraucht,  wenn  eine  übergeordnete  Stelle  wid  die  Straf-  oder 
Disziplinarbehörde  vorgeht,  nicht,  wenn  ein  Privater  zivilrechtliche  An- 
sprüche erbebt!  Wie  Binding  auch  Staudinger,  Komm.  II,  S.  774 o.s- 
—  Dagegen  mit  Recht  Biberfeld  a.  a.  0.  S.  890,  Oppenhoff,  Komm, 
zu  StGB.  §  11  (14.  Aufl.)  u.  a.  —  Hier  stehen  natürlich  nur  vorsätzliche 
Schadenzufügungen  in  Frage.  Inwieweit  bei  blosser  Fahrlässigkeit  die 
Wahrnehmung  bere<ihtigter  Interessen  die  Haftung  ausschliesst  (StGB. 
§  198,  BGB.  §  824  Abs.  2)  ist  eine  andere  Frage. 

»)  M.M.  Kohler  a.  a.  0.  S.  141. 

*)  RGZ.  56,  S.  277. 
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§  823  Abs.  2  haftbar.^)  Ober  die  Frage,  ob  die  Handlung  zu 
Zwecken  des  Wettbewerbs  erfolgt  sein  müsse,  wird  im  besondern 
Teile  näher  zu  handeln  sein.*)  Eine  Anwendung  von  StGB. 
§  193  kommt  schon  deshalb  nicht  in  Frage,  weil  das  Delikt  des 
§  7  UWGes.  seiner  Natur  nach  gar  keine  Ehrverletzung  enthält.') 
Die  Schädigung  des  Betriebs  kann  sogar  durch  Behauptungen 
von  Tatsachen  geschehen,  die  sehr  ehrenvoll  für  den  Gewerbe- 
treibenden sein  können.*)  Ebenso  ist  eine  entsprechende  An- 
wendung von  StGB.  §  199  ausgeschlossen.*) 

Für  die  Schädenansprüche  aus  BGB.  §  823  Abs.  2,  die  aus 
den  vorerwähnten  Schutznormen  des  Reichsgesetzes  zur  Be- 
kämpfung des  unlautern  Wettbewerbs  hergeholt  werden,  ist  hin- 
sichtlich der  Ausländer  folgendes  zu  beachten.  Während  im 
allgemeinen  das  DBGB.  bei  Gewährung  seines  Schutzes  zwischen 
Inländern  und  Ausländern  nicht  unterscheidet  und  auch  das  Ein- 
führungsgesetz in  seinen  Vorschriften  über  das  internationale 
Privatrecht  dies  für  die  hier  in  Betracht  kommenden  Handlungen 
nicht  tut,  wird  hier  der  Unterschied  von  Bedeutung,  weil  BGB. 
§  823  Abs.  2  nur  eine  Blankettvorsclirift  ist,  die  erst  auf  ein 
andres  Schutzgesetz  verweist.  Macht  dieses  aber,  wie  das  UWGes. 
in  §  16,  einen  Unterschied  in  der  Gewährung  des  Schutzes 
zwischen  Inländer  und  Ausländer,  so  ist  dieses  auch  für  die  Frage 
der  Schadenansprüche  aus  BGB.  §  823  Abs.  2  von  Bedeutung. 
Insoweit  die  Ausländer  daher  nicht  zu  den  in  Art.  10b*)  der 
Pariser   Obereinkunft   vom  20.  März   1883   genannten  Personen 


*)  Wider  besseres  Wissen  handelt  schon,  wer  etwas  als  bestimmt 
behauptet  im  Bewnsstsein,  dass  er  nur  unbestimmte  Kenntnis  hat.  HG. 
in  Recht  1^5,  S.  44. 

*)  Von  mir  in  der  1.  Aoflage  bejaht,  beistimmend  z.B.  Binding, 
Lebrbach  1,  S.  510.    A.  M.  RGSt.  81,  S.  87. 

»)  Binding  a.  a.  O.  S.  511.    RGSt,  81,  S.  66. 

«)  Vgl.  auch  Biber  fei  d  in  Grachots  Beitr.  Bd.  42,  S.  374. 

•)  M.  M.  Kohler  a.  a.  O.  S.  165. 

«)  Band  IV.  S.  249. 
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gehören,  können  die  Ausländer  Schadenansprüche  aus  BGB. 
§  823  Abs.  2  in  Verbindung  mit  UWOes.  §  4,  §  5,  §  7  nur 
unter  den  in  §  16  daselbst  aufgestrilten  Voraussetzungen  her- 
leiten. 

d)  Lediglich  dem  Schutze  gewerblicher  Tätigkeit,  aber  nur 
soweit  der  WarenhandeP)  in  Betracht  kommt,  dient  §  16 
des  Warenzeichengesetzes.^  Er  bezweckt  nicht  etwa  den 
Schutz  fremder  Immaterialgüterrechte  an  örtlichen  Herkünftbe- 
zeichnungen,  sondern  den  des  lautern  Wettbewerbs  gegen  Miss- 
brauch von  Orts-  und  Herkunflbezeichnungen  bestimmter  Art,') 
auch  wenn  an  diesen  selbst  der  einzelne  Gewerbetreibende  kein 
Recht  hat.*)  Die  Vorschrift  gehörte  somit  recht  eigentlich  in  das 
Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs.  An  Orts- 
namen und  Wappen  kann  natürlich  ausserdem  den  betreffenden 
Gemeinden  als  Gewerbetreibenden  ein  besondres  subjektives  Recht 
zustehen  ^)  und  dieses  möglicherweise  gleichzeitig  verletzt  werden. 
Der  Verstoss  gegen  die  Norm  des  §  16  erfordert  vorsätzliches 
Handeln,  bei  fahrlässigem  Handeln  wäre  sein  Tatbestand  nicht 
erfüllt  und  demnach  auch  ein  Verstoss  gegen  das  Schutzgesetz 
nach  BGB.  §  823  Abs.  2  nicht  vorhanden.*)  Dieser  fehlt  insbe- 
sondre auch  im  Falle  des  §  16  Abs.  2.  Sofern  also  auch  mit 
den  unter  §  16  Abs.  2  fallenden  Namen  unlautrer  Wettbewerb 
verübt  wird,  was  namentlich  bei  der  Reklame  möglich  ist,')  kann 


*)  Wozu  natürlich  auch  Natorprodakte ,  wie  Wein,  Mineralwftsscr 
gehören. 

2)  Vgl.  Wassermann  in  Gew.  RecbtscfaDtz  1904^,  S.  ß3. 

»)  Nicht  z.  B.  von  Ländernamen,  Finger  in  ÜW.  I,  S.  183. 

*)  So  auch  Finger,  Komm,  zum  Gesetz  der  Warenbez.  S.  878. — 
M.  M.  Kohler  a.  a.  O.  S.  128.  Vgl.  auch  RGZ.  47,  S.  101.  Was 
dort  für  §  15  gesagt  ist,  gilt  noch  vielmehr  A&r  §  16.  Bl.  f.  Fat  IX, 
Seite  238. 

«)  RGSt  31,  S.  292. 

^)  So  anoh  Finger,  Komm,  zum  Warenzeichengeietz  S.  409. 

')  Finger  a.  a.  O.  S.  381. 
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jedenfalls   der  Schutz  aus   BGB.  §  823  Abs.  2    verbunden   mit 
Warenzeichengesetz  §  16  nicht  eintreten.^) 

e)  Eine  nähere  Ausgestaltung  und  Erweiterung  (auch  für  die 
Ländernamen)  hat  die  Vorschrift  des  §  16  des  Warenzeichen- 
gesetzes durch  das  Gesetz,  betr.  den  Verkehr  mit  Wein  usw. 
vom  24^  Mai  1901/)  insbesondre  in  §§  4  und  6  und  die  Be- 
kanntmachung, betr.  die  Bestimmungen  für  Ausführung  dieses 
Gesetzes  vom  2.  Juli  1901,*)  erfahren.*)  Dieses  Gesetz  bietet  für 
die  Frage  des  Schadenersatzes  aber  insofern  ein  besondres  Interesse, 
als  in  ihm  Norm  und  Strafdrohung  voneinander  völlig  getrennt 
erscheinen.  §  4  des  Gesetzes  lautet:  „es  ist  verboten,  Wein  ...  als 
Naturwejn  oder  unter  andern  Bezeichnungen  feilzuhalten",  §  6 
„Schaumwein  .  .  .  muss  eine  Bezeichnung  tragen",  und  erst  später 
sind  in  §  13  für  die  vorsätzliche  Übertretung  jenes  Verbots  und 
in  §  15  für  die  Übertretung  dieses  Gebots  schlechthin  (also,  wie  bei 
jeder  Polizeiübertretung,  auch  für  fahrlässige)  Strafen  angedroht 
Es  entsteht  daher  für  das  Verbot  des  §  4,  für  dessen  Verletzung 
nur  bei  Vorsatz  im  Gesetz  Strafe  angedroht  ist,  die  Frage,  ob 
der  Schutzwille  des  Gesetzes,  die  Tragweite  seines  Schutzes,  über- 
haupt nur  gegen  vorsätzliches  Handeln  gerichtet  ist  und  daher 
nur  bei  solchem  BGB.  §  823  Abs.  2  Anwendung  finden  kann, 
nicht  aber  bei  fahrlässiger  Übertretung  des  Verbots  aus  §  4  des 
Weingesetzes.  Mit  Rücksicht  auf  die  Trennung  der  Norm  und 
der  Strafdrohung  und  auf  die  allgemeine  Fassung  der  Norm  muss 
angenommen  werden,  dass  sie  sich  gegen  jede  Verletzung,  nicht 
nur  die  vorsätzliche,  richten  will  und  auch  die  fahrlässige  Ver- 
letzung mit  umfasst.  Dann  würden  also  sowohl  §  4  als  §  6  des 
Weingesetzes  eine  Erweiterung  des  §  16  des  Warenzeichengesetzes 


^)  Es  fiodet  dann  eben  der  gewöhnliche  Schütz  gegen  die  Verletzung 
des  Betätigangsrechts  ans  BGB.  §  1004,  §  828  Abs.  1  oder  §  1  UWGes.  statt 

«)  Band  IV,  S.  110. 

»)  Band  IV,  8.116. 

*)  Vgl.  noch  Finger  im  UW.  I,  S,  117  über  das  Verhältnis  des 
Weingesetzes  zam  UWGes.  und  Warenzeichengesotz. 
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auch  insoweit  bringen,  als  in  Verbindung  mit  ßGB..§  823  Abs.  2 
wegen  fahrlässiger  Verletzung  Schadenänsprfiche  geltend  geiftacht 
Verden  können.^) 

f)  Die  Patentberühmung  nach  Patentgesetz  §40  Nr.  I  ü.2 
enthält  nicht  nur  eine  Störung  der  öffentlichen  Ordnung,  wie  sie 
durch  das  Gesetz  für  die  Erteilung  und  das  Verfahren  mit  Patenten 
geregelt  worden  ist,  und  will  nicht  nur  dem  Schütze  des  kaufenden 
Publikums  dienen,  sondern  bedeutet  zugleich  eine  Beeinträchtigung 
der  gewerblichen  Tätigkeit*)  des  Konkurrenten.  Ihr  Verbot  schützt 
daher  auch  diese  und  damit  wird  die  Vorschrift  des  §  40  zu 
einem  Schutzgesetz  nach  BGB.  §  823  Abs.  2.  Zur  Anwendung 
dieser  Bestimmung  ist  aber  ebenfalls  der  volle  Tatbestand  des 
§  40  Patentgesetzes  erforderlich.  Die  Berühmung  muss  daher  vor 
allem  vorsätzlich  oder  fahrlässig')  durch  Anbringung  einer  ent- 
sprechenden Bezeichnung  auf  der  Ware  selbst  oder  deren  Ver- 
packung, oder  in  den  unter  Nr.  2  bezeichneten  Kundgebungen 
erfolgen.  Wer  die  Bezeichnung  also  nicht  selbst  angebracht  hat 
und  die  Ware  mit  der  Bezeichnung  z.  B.  nur  ins  Schaufenster 
legt,  so  dass  auch  eine  Kundgebung  im  Sinne  von  Nr.  2  nicht 
vorliegt,  wer  sich  nur  mündlich  eines  Patents  berühmt,  verstösst 
nicht  gegen  §  40  Patentgesetz.*)  Ebensowenig,  wer  ankündigt, 
dass  ein  Patent  angemeldet  sei,  dass  ein  ausländisches  Patent 
bestehe,  da  sich  das  Patentgesetz  nur  auf  deutsche  Patente  be- 
zieht.*)    In  diesen  Fällen  kann  also  die  dadurch-  verübte  Beein- 

^)  Auch  unlautre  Reklame  kann  trotz  ErfQllang  der  Vorschriften 
des  WeingesetssW  noch  vorliegen.     RGZ.  ÜW.  III,  S.  26. 

«)  JW.  1894,  S.  520".  Bl.  f.  Pat  VII,  S.  117;  Vm,  S.  177.  RGZ.  28. 
S.  238.  RGSt.  24,  S.  399.  Vgl.  noch  Oppenheim,  Die  Objekte  des  Ver- 
brechens S.  276  ff. 

»)  M.  M.  Kohler  a.  a.  0.  S.  139.  RGSt.  24,  S.  399;  26,  S.  192.  JW. 
1894,  S.  642^ 

*)  JW.  1894,  S.  112".  RGSt.  25,  S.  78.  Die  Fringe  ist  sehr  be- 
stritten; vgl.  noch  Magnus,  Gew.  Rechtschatz  1905,  S.'2d3. 

')  Damme,  Gew.  Reohtschatz  BJ.  II,  S.  282.  Kohler,  Handb. 
Seite  293.  i 
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trächtigung  gewerblicher  Tätigkeit  nicht  nach  BOB.  §  823  Abs..  2 
schadenersatzpflichtig  machen.  Soweit  darin  unlautrer  Wettbewerb 
liegt,  ist  dieser  vielmehr  nach  den  Vorschriften  des  Sondergesetzes 
und  des  BOB.  §  1004,  §  823  Abs.  1  zurückzuweisen.^)  Die  un- 
wahre Patentberühmung  kann  sich  unter  Umständen  .auch  als 
unlautre  Reklame^  darstellen  und  würde,  als  solche  auch  unter 
§1  und  §4  UWOes.  fallen. 

B.  a)  Als  Schutzgesetz  mit  selbständiger  Regelung  der  Schaden* 
haftung  —  also  nicht  mit  BOB.  §  823  Abs.  2  in  Verbindung  zu 
setzen  —  wurde  bereits  BOB.  §  824  erwähnt.*)  Oegenüber  dem 
durch  BOB.  §  823  Abs.  2  mit  §  7  UWOes.  gewährten  Schutz 
greift  der  des  §  824  insofern  weiter,  als  er  Erwerb  und  Fort- 
kommen im  allgemeinen,  betrifft.  Da  hierunter  aber  selbstver- 
ständlich das  gewerbliche  Tätigwerden  zu  begreifen  ist,  so  wird 
sein  Schutz  auch .  diesem  zuteil.  Ferner  genügt,  dass  jemand  nur 
fahrlässig  die  Unwahrheit  der  behaupteten  Tatsache  zur  Zeit  der 
Behauptung  nicht  kennt ^)  Der  Schadenersatz  beanspruchende 
Kläger  muss  aber  sowohl  die  Unwahrheit  der  behaupteten  Tat- 
sache als  die  Kenntnis  oder  fahrlässige  Unkenntnis  der  Unwahr- 
heit nachweisen,  im  Oegensatz  zu  UWOes.  §  6.*)  Im  Oegensatz 
zu  UWOes.  §  7  kann  bei  §  824,  wie  schon  früher  hervorge- 
hoben wurde,  die  Schadenzufügung  durch  Beeinträchtigung  des 


')  Ejicfl  wird  vom  RG.  in  vielen  Entscheidnngeu  anerkannt  and  hier 
namentlich  das  Recht  ans  QewO.  §  1  hergeleitet,  KGZ.  28,  S.  238.  UW. 
IV.  S.  66. 

«)  Vgl.  Damme,  Das  deutsche  Patentrecht  IW,  S.  438.  Isay, 
Komm.  z.  Patges.  S.  848.  RGZ.  45,  S.  62.  Biberfeld,  Gew.  Recht- 
schntz  I,  8.  278;  YI,  8.  170.  Kohler,  Handbuch  S.  930.  M.M.  Kohler 
a.  a.  O.  3.  186. 

s)  Biberfeld  a.  a.  0.  S.  867.  RGZ.  60,  S.  6.  Näheres  gehört  in 
den  besonderen  Teil. 

*)  U.  a.  auch  der  Redakteur,  wenn  ihm  nicht  Abs.  2  zur  Seite  steht; 
Recht  1906,  S.  166.  —  Anders  bei  §6  ÜWGes.,  wo  Verschulden  nicht 
gefordert  wird,  JW.  1901,  S.  809". 

»)  Biberfeld  a.  a.  O.  S.  377.    RGZ.  61,.  S.  880;  56,  S.  285. 
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Fortkommens  und  Erwerbs  zulässig  sein,  wenn  die  schädigende 
Mitteilung  der  Wahrung  eines  ausserhalb  des  Erwerbs  und  Fort- 
kommens liegenden  Interesses  dient,  das  der  Mitteilende  oder 
derjenigen,  dem  die  Mitteilung  zugeht,  an  ihr  hat.  Diese  dem 
§  6  UWGes.  nachgebildete  Vorschrift  wollte  in  erster  Linie  die 
Tätigkeit  der  Auskunftbureaus  sichern,  ist  aber  auf  jedes  schutz- 
würdige Interesse  anwendbar.  Dieses  Interesse  muss  objektiv 
vorhanden  sein,  blosse  irrtümliche  (auch  unverschuldete)  Annahme 
eines  solchen  genügt  nicht. ^)  Die  Unwahrheit  muss  ferner  dem 
Mitteilenden  unbekannt  sein.  Fehlt  die  Annahme  der  Wahrheit, 
wird  der  Sachverhalt  vorsätzlich  entstellt  wiedergegeben,  so  ist 
für  BGB.  §  824  Abs.  2  kein  Raum.*)  Der  Anspruch  aus  BGB. 
§  824  steht  dem  Ausländer  und  dem  Inländer  in  gleicher  Weise 
zu,  ein  Unterschied  wie  zu  a  dargelegt,  besteht  nicht. 

b)  §  15  des  Warenzeichengesetzes,  insoweit  er  verbietet, 
Waren,  die  widerrechtlich  mit  der  Ausstattung  eines  andern  ver- 
sehen sind,  zum  Zwecke  der  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr 
in  Verkehr  zu  bringen  und  feilzuhalten.*)  In  Betracht  kommt 
hier  nur  eine  Ausstattung,  die  zur  Kennzeichnung  der  Ware  eines 
andern  geworden  ist.  Es  wird  also  die  absichtliche  Begehung 
unlautem  Wettbewerbs  durch  das  Mittel  der  Anmassung  von 
Unterscheidungszeichen  getroffen,  geschützt  soll  die  gewerbliche 
Betätigung  des  Konkurrenten  werden,  nicht  die  Ausstattung  als 
solche.     Die  Vorschrift  ist  sonach  ein  Schutzgesetz  im  Sinne  von 


1)  RQZ.  51,  S.  378;  56,  S.  285.  Anden  bei  StGB.  §  US.  DasScbold- 
moment  ist  also  insoweit  gleichgültig. 

<)  RGZ.  57,  S.  157.  ÜGZ.  Sachs.  Arcb.  15,  S.611.  Die  in  RGZ.  60, 
S.  6  behandelte  Frage,  ob  die  Klage  auf  Unterlassang  auch  im  Falle  des 
BGB.  §  824  Abs.  2  zul&ssig  sei,  erübrigt  sich  für  uns,  da  wir  ans  BGB. 
§  824  überhaupt  keine  Untorlassungsklage  anerkennen.  Ob  eine  solche 
aus  BGB.  §  1004  auch  im  Falle  des  §  824  Abs.  2  besteht,  wird  zu  er- 
örtern sein. 

')  Wegen  der  gleichfalls  dort  behandelten  Anmassung  einer  Waren- 
ausstattung, siehe  unter  V. 
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BOB.  §  826  Abs.  2.  Es  kann  aber  gleichwohl ,  wie  bei  BOB. 
§  824,  auf  diese  Vorschrift  nicht  zugekommen  werden,  da  in  §  15 
des  Warenzeichengesetzes  bereits  selbst  die  Entschädigungsfolge 
angeordnet  worden  ist  und  die  fahrlässige  Begehung  nicht  den 
Tatbestand  des  §  15  erfüllt. 

C  Dem  Verstösse  gegen  eine  die  gewerbliche  Tätigkeit 
schützende  Norm  eines  Schutzgesetzes  im  Sinne  von  BGB. 
§  823  Abs.  2  steht  der  Verstoss  gegen  ein  sie  schützendes  Gebot 
der  guten  Sitte  zur  Seite.  Erfolgt  unter  Verletzung  eines  solchen 
Gebots  vorsätzlich  eine  Schädigung  durch  Beeinh-ächtigung  ge- 
werblicher Tätigkeit,  so  entsteht  ein  Schädenanspruch  nach  BGB. 
§  826.  Diese  Vorschrift  ist  weiter  als  die  in  BGB.  §  824,  insofern 
sie  den  ganzen  Vermögenskreis  und  die  Verletzung  eines  jeden 
in  ihm  befindlichen  Rechts  oder  Rechtsguts  umfasst,  wodurch  ein 
Vermögensschaden  erwachsen  kann.  Damit  wird  aber  auch  selbst- 
verständlich der  in  BGB.  §  824  als^  besondres  Rechtsgut  aner- 
kannte Erwerb  und  das  Fortkommen  und  die  wieder  hierunter 
fallende  gewerbliche  Betätigung  getroffen.  Sie  ist  enger  als  BGB. 
§  824,  da  dort- Fahrlässigkeit  genügt,  hier  Vorsatz,  d.  h.  das  Be- 
wusstsein  vom  schädigenden  Erfolg,^)  erfordert  wird.  Der  Vorsatz 
bezieht  sich  nur  auf  die  Schadenzufügung,  nicht  darauf,  in  einer 
gegen  die  guten  Sitten  verstossenden  Weise  handeln  zu  wollen.^ 
Die  Handlung  kann  Ausübung  eines  Rechts  sein,  auch  bloss  kraft 
der  allgemeinen  Freiheit  erfolgen.  Wahrnehmung  berechtigter 
Interessen  kann  aber  auch  hier  ein  Handeln  zum  Nachteil  des 
andern  zulässig  machen  und  den  Verstoss  gegen  die  guten  Sitten 
ausschliessen.*)  Ob  ein  solcher  Verstoss  vorliegt,  ist  objektiv  zu 
betrachten  nach  den  jeweiligen  Anschauungen  des  besondern 
sozialen  Kreises,*  in   dem  gehandelt  wird,   die  jedoch  nicht  mit 


»)  RGZ.  67,  8.241.  Pacholts  Ztechr.  19)5,  S.  13.  JW.  1906,  S.352. 
DJZ.  1900,  S.  1095. 

«)  Woyl,  System  dor  Verschuldensbegriffe  im  BGB.  1905,  8.  228. 
Dernbarg  a.  a.  O.  §  898,  Anm.  5. 

»)  Bad.  Kspr.  1904,  8.  241. 
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den  allgemeinen  sittlichen  Anschauungen  des  gesamten  Volks  in 
Widerspruch  stehen  dürfen.  Unsitten  sind  nicht  massgebend/) 
es  müssen  immer  gute  Sitten  bleiben.  Von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  können  Beeinträchtigungen  der  gewerblichen  Tätigkeit,  ins- 
besondre auch  solche,  die  durch  unlautem  Wettbewerb  im  Ge- 
werbebetriebe vorgenommen  werden,  nach  BGB..§  826  Schaden- 
anspruch erzeugen,  wenn  sie  zugleich  gegen  die  guten  Sitten 
des  Erwerbslebens  Verstössen.*)  Dass  begrifflich  unlautrer 
Wettbewerb  und  ein  Handeln  gegen  die  guten  Sitten  nicht  zu- 
sammenfallen, wurde  bereits  früher  nachgewiesen.  Es  folgtauch 
schon  daraus,  dass  unlautrer  Wettbewerb  fahrlässig,  ja  selbst 
schuldlos  möglich  ist,  BGB.  §  826  aber  lediglich  vorsätzliches 
Handeln  betrifft.  Schon  aus  diesem  Grunde  kann  dieser  Vor- 
schrift nicht  die  Bedeutung  für  die  Bekämpfung  des  unlautem 
Wettbewerbs  zuerkannt  werden,*)  wie  es  allgemein  geschieht*) 


»)  RGZ.48,  S.  125. 

*)  Nacli  der  festen  Praxis  des  RG.  wird  §  826  allgemeiD  org&nzcnd 
angewendet.  RGZ.  48,  S.  119;  66,  S.  276.  Oertmann,  DJZ.  1903» 
S.  328.  —  Marcus,  ÜW.  V,  S.  26.  Finger,  ÜW.  IV,  S.87ff.  RGZ. 
in  ÜW.  IV,  S.  73.    Bachern  in  UW.  VI,  S.  66. 

*)  Vgl.  hiensa  die  treffenden  Ausfabmngen  Kohlers,  Das  Eigen- 
bild  im  Recht,  S.  20—23  über  PersOnlichkeitrecht  and  BGB.  §  826. 

*■)  Folgende  Fälle  von  Beeinträchtigung  gewerblicher  Tätigkeit,  sei 
es  durch  unlautern  Wettbewerb,  sei  es  durch  andre  Handlungen,  wurden 
als  unter  BGB  §  826  fallend  angesehen: 

RGZ.  48,  S.  127  (Ausnahmetarife  eines  Traosportantemehmens  gegen 
unbequeme  Konkurrenz).  RGZ.  56,  8.  27JL  (Lahmlegen  des  gesamten  Ge- 
schäftbetriebs). JW.  1908  Beil.  S.  11  (Warnung  des  Publikums  yor  Kon- 
kurrenzwaren unter  dem  Schein  der  Anpreisung).  JW.  1905,  S.  20  (ab- 
fällige öffentliche  Kritik  gewerblicher  (icistungen  eines  Konkurrenten 
zwecks  Kundscbaftentziehung).  Soufferts  Bl.  f.  R.  69,  S.  482  (Mitteilung 
wahrer  Tatsachen  ohne  berechtigtes  Interesse,  um  zu  schaden).  Rspr. 
OLG.  4,  S.  242  (Abschreiben  von  Renntelegrammen  zur  Publikation  unter 
Abonnemcntnmgehnng).  Recht  1905,  S.  472  (Auslegung  von  Waren  im 
Schaufenster  unter  Ankündigung  billigerer  Preise,  als  beim  Verkauf  ge- 
währt werden).  Recht  1903,  S.  361  (wissentliche  Anmeldung  eines  alten 
Gebrauchsmusters   zum  Register).    Recht  1905,  S.  107  (unrichtige  An- 
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3.  Eine  Beeinträchtigung  gewerblicher  Tätigkeit  durch  un- 
lautem  Wettbewerb  kann  unter  Umständen  den  Tatbestand  sämt- 
licher unter  2  genannten  Gesetzesbestimmungen  erfüllen.  Dann: 
liegt  Oesetzeskonkurrenz*)  vor.  Die  Vorschriften  stehen  zu- 
einander im  Verhältnisse  der  Alternativität,  nicht  der  Sub- 
sidiarität. Keine  kann  der  andern  gegenüber  als  Sondervorschrift 
bezeichnet  werden  in  dem  Sinne,  dass  sie  vor  ihr  den  Vorrang 
beanspruchte  und  ihre  Anwendung  ausschlösse.  Für  die  Klag- 
begründung ist  es  daher  gleichgültig,   auf  welche   Bestimmung 


kfindigang  des  Erlöschens  einer  Konkarrenzfirma).  Recht  1905,  S.  107 
(Nachbildung  einer  gesetzlich  nicht  geschützten  Zeichnung  zu  Erwerbs- 
zwecken). Recht  1905,  S.  601  (ßenützung  ei^es  Namens  zu  Reklame- 
zwecken). RGZ.  53,  S.  171  (Anmeldung  von  Namen  bei  der  Post,  um 
einem  andern  den  Postbetrieb  seiner  Zeitung  unter  diesem  Namen  ab- 
zuschneiden). RGZ.  62,  S.  266  (Missbrauch  eines  tatsächlich  zustehenden 
Monopols  und  eines  Ausschlusses  einer  KonkurrenzmOglichkeit,  um  dem 
allgemeinen  Verkehr  unbillige  Opfer  aufzuerlegen).  RGZ.  57,  S.  724 
(Aussperrung  eines  Arbeiters  durch  einen  Arbeiterverband).  JW.  1906 
(Abspenstigmachen  von  Kunden). 

Dagegen  nicht  unter  §  826  fallend: 

RGZ.  54,  S.  255  (Koalitionsfreiheit  gilt  fär  die  Arbeitgeber  in  gleichem 
Masse  wie  fELr  die  Arbeiter;  Sympathiestreiks,  Verweigerung  von  Streik- 
brecherarbeit ebensowenig  unsittlich,  wie  Entlassung  von  Arbeitern). 
Rspr.  OLG.  4,  S.  54  (Annahme  kontraktbrüchiger  Arbeiter).  RGZ.  56, 
S.  271;  60,  S.  94  (Kartelle  an  sich).  RGZ.  60,  S.  1  (Warnung  und  Be- 
lehrung des  Publikums  im  allgemeinen  Interesse).  JW.  1908  Beil.,  S.  40 
(Ärzteverein  verpflichtet  seine  Mitglieder,  zu  bestibamtcn  Preisen  der 
Krankenkasse  Dienste  zu  leisten).  JW.  1803  Beil.,  S.  60  (Verwendung 
gemachter  Erfahrungen  im  Dienstverhältnisse  zum  eignen  Vorteil  nach 
dessen  Beendigung).  DJZ.  1904,  S.  69  (NichtÜbung  kaufmännischer  Ku- 
lanz). Senfferts  Anh.  60,  8.  828.  UW.  IV,  S.  57  (Preisunterbietungen). 
ÜW.  IV,  S.  97  (Lockmittel  durch  Verkauf  von  Waren  unter  Einkaufe- 
preis). ÜW.  V,  S.  68  (Eintragung  einer  fremden  Ausstattung  als  Waren- 
zeichen ohne  Täuschungsabsicht).  UW.  III,  S.  115  (Zweck  ist,  unreelle 
Tätigkeit  zu  rflgen,  nicht  völlige  Entfernung  ans  dem  Betriebe).  JW. 
1906,  S.  595  (Boykottierung  Gewerbetreibender  durch  Arbeiterkoalitionen). 

*)  Über  Gesetzeskonkurrenz  Binding,  Strafrecht  I,  S.  349.  Der 
Begriff  gilt  fOr  das  Zivilrecht  ebenso  wie  für  das  Strafrecht. 
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bezug  genommen  wird,  und  ein  Wechsel  darin  bedeutet  keine 
Klagänderung,  da  nur  Gesetzesanwendung  auf  einen  gegebenen 
Tatbestand  in  Frage  kommt  Ebensa  hat  aber  auch  das  Gericht 
die  Freiheit,  den  Anspruch  auf  Grund  dieses  oder  jenes  Gesetzes 
abzusprechen  oder  festzustellen  und  es  ist  damit  über  den  An- 
spruch entschieden  und  eine  neue  Klage  wegen  der  andern  kon- 
kurrierenden Vorschrift  ausgeschlossen. 

IV.  Dass  die  gewerbliche  Betätigung  nicht  nur  ein  durch 
Normen,  sondern  auch  ein  durch  besondres  Persönlichkeit- 
recht geschütztes  Rechtsgut  ist,  wurde  in  §  16  dargelegt.  Beein- 
trächtigungen der  gewerblichen  Betätigungen  bedeuten  somit  Ver- 
letzungen dieses  absoluten  Rechts.^)  Ihnen  begegnet  das  Recht 
auf  zwiefache  Weise.  Einmal,  indem  es  einzelne  solcher  Ver- 
letzungen durch  Reichsgesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautere 
Wettbewerbs  vom  27.  Mai  1896  heraushebt,  weil  sie  besonders 
häufig  und  wichtig  sind,  vornehmlich  aber  auch,  weil  bei  diesen 
Handlungen  zuerst  die  Natur  des  Rechtswidrigen  und  Schädigenden 
erkannt  wurde;  sodann,  indem  es  die  allgemeinen  Rechtsbehelfe 
gegen  Verletzungen  absoluter  Rechte  gibt.  Das  deutsche  Recht 
hat  im  Gegensatz  zum  französischen  mit  der  Bekämpfung  der 
einzelnen  Rechtsverletzungen  begonnen,  ja  es  ist  gesetzgeberisch 
erst  hierbei  durch  Gewährung  von  Unterlassungsansprüchen  ge- 
nügend zum  Ausdruck  gekommen,  dass  es  sich  bei  den  Beein- 
trächtigungen überhaupt  um  Verletzungen  eines  Rechts,  nicht  eines 
blossen  Rechtsguts  handle.  Schon  der  Umstand,  dass  nur  ein- 
zelne Erscheinungsformen  des  unlautern  Wettbewerbs 
geregelt  wurden,  lässt  erkennen,  dass  nicht  die  Absicht  bestand, 
die  Materie  ausschliesslich  zu  regeln  und  für  alle  nicht  vom 
Gesetz  erwähnten  unlautem  Wettbewerbshandlungen  einen  Frei- 
brief zu  erteilen.^)     Das  ist  vom  Regierungsvertreter  und  auch 


»)  Vgl.  noch  RGZ.  vom    18.  Januar  1905  in  UW.  IV,  S.  66.    Ab- 
lehnend Paul  Schmid  im  Gew.  Recht  1903,  S.  107. 

2)  So  auch  Gierke  in  Ztochr.  f.  gew.  llcchtsch.  1895,  S.  112. 
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sonst  in  den  Kommissions-  und  Reichstagsverhandlungen  bei  Be- 
ratung des  Sondergesetzes  wiederholt  ausdrucklich  erklärt  worden/) 
wird  auch  allgemein  anerkannt."®) 
Daraus  ergibt  sich  folgendes: 

1.  Vor  dem  DBGB.  blieb  das  allgemeine  Landesprivatrecht 
auf  die  vom  Sondergesetz  nicht  betroffenen  Fälle  anwendbar, 
ebenso  blieb  es  dem  Landesrecht  unbenommen,  insoweit  selb- 
ständig mit  Sondervorschriften  jeder  Art  gegen  den  unlautern 
Wettbewerb  vorzugehen.  Soweit  aber  das  Gesetz  vom  27.  Mai 
1896  die  einzelnen  Fälle  geregelt  hatte,  konnte  nicht  etwa  daneben 
auch  das  Landesprivatrecht  gelten,  da  Reichsrecht  Landesrecht 
bricht^) 

2.  Der  Erlass  des  DBGB.  hat  mit  seinen  allgemeinen  und 
besondem  Bestimmungen,  die  den  unlautern  Wettbewerb  zu  treffen 
geeignet  sind,  das  frühere  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  nicht  auf- 
gehoben. Nach  EG.  zum  BGB.  Art.  32  sind  beide  Gesetze  so 
zu  behandeln,  als  wenn  sie  gleichzeitig  erlassen  wären,  ihre  Vor- 
schriften sich  in  einem  Gesetze  befänden.*)  Dass  das  BGB.  aber 
das  Sondergesetz  hätte  aufheben  wollen,  ist  aus  seinen  Bestim- 
mungen nicht  zu  entnehmen  und  nach  der  Rechtsregel  lex  posterior 
generalis  non  derogat  legi  priori  speciali  auch  nicht  zu  vermuten. 
Für  §  6  des  UWGes.  ist  sogar  dessen  Fortdauer  neben  dem 
DBGB.  in  der  Begründung  bezeugt.*) 

3.  Für  das  Landesrecht  bleibt  nach  dem  DBGB.  für  die 
Regelung  des  Wettbewerbs  nun  nur  noch  soviel  Raum,  als  ausser 


>)  z.  B.  Band  III,  S.  163. 

«)  RGZ.  48,  S.  lU;  65,  S.  241.  Bl.  f.  Pat.  1902,  S.  267.  Planck, 
Komm,  zu  §  826.  Dernbarg,  Lehrb.  II,  S.  2.  Bibcrfeld  a.  a.  0.  S.  367. 
Fnld,  UW.  I,  S.  48.  Azster,  UW.  I,  S.  119.  Der  Verf.  schon  Sachs. 
Arch.  1897,  S.  19.    Wassermann,  UW.  II,  S.  49  u.  a. 

»)  Reichsverf.  Art.  2. 

*)  JW.  1906,  8.  464. 

'^)  Band  III,  S.  66.  Vgl.  hierza  zatreffend  Finger,  Komm,  zum 
ÜWGes.  §  6. 
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dem  Wettbewerbgesetz  selbst  das  BGB.  lässt.  Sonach  zunächst 
ebenso  wie  früher  für  strafrechtliche  Vorschriften.  Nun 
hat  zwar  auch  im  DBQB.  eine  zivilrechtliche  Regelung  der 
Materie  des  unlautern  Wettbewerbs  als  solchem  nicht  stattgefunden. 
Indem  aber  an  Stelle  des  früheren  Landesrechts  jenes  mit  seinen 
allgemeinen  Bestimmungen  über  Rechtsverletzungen  eingeh-eten 
und  unlautrer  Wettbewerb  als  Verletzung  eines  absoluten  Be- 
tätigungsrechts aufzufassen  ist,  hat  es,  da  Reichsrecht  dem  Landes- 
recht vorgeht,  diesem  den  Weg  verschränkt,  für,  solche  Rechts- 
verletzungen  auch  auf  dem  Gebiete  des  unlautern  Wettbewerbs 
Sondervorschriften  zu  geben.  Denn  welche  Folgen  Verletzungen 
absoluter  Persönlichkeitrechte  haben  sollen,  ist  im  DBQB.  aus- 
schliesslich geregelt.  Soweit  dagegen  die  gewerbliche  Tätigkeit 
nicht  als  durch  ein  Persönlichkeitrecht,  sondern  nur  als  ein  durch 
Normen  geschütztes  Rechtsgut  in  Betracht  kommt,  wie  in 
BGB.  §  824,  §  826  und  den  in  §  823  Abs.  2  in  bezog  genom- 
menen Schutzgesetzen,  ist  dessen  Verletzung  im  DBGB.  nicht 
allgemein,  wie  die  Verletzung  von  Rechten,  sondern  nur  hin- 
sichtlich bestimmter  Handlungen,  also  nicht  ausschliess- 
lich, geregelt,  und  es  steht  deshalb  das  DBGB.  dem  Landes- 
rechte nicht  entgegen,  auch  andre  jenes  Rechtsgut  verletzende 
Handlungen  durch  Normvorschriften  zu  regeln. 

4.  Die  Sondervorschriften  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des 
unlautern  Wettbewerbs  betreffen  zwar  sämtlich  einzelne  Verletzungen 
des  gewerblichen  Betatigungsrechts,  die  schon  unter  die  allge- 
meinen Vorschriften  des  BGB.  über  Verletzungen  absoluter  Rechte 
fallen,  nämlich  §  1004  bei  schuldlosen,  und  §  823  Abs.  1  bei 
schuldhaften  Verletzungen,^)  sie  stellen  also  dem  BGB.  g^enüber 
eine  lex  specialis  dar.  Gleichwohl  hat  das  Sondergesetz  nicht 
die  Bedeutung,  die  in  der  Regel  Spezialvorschriften  haben,  dass 
es  die  allgemeinen  Vorschriften  für  die  auch  von  ihm  geregelten 


>)  RGZ.  64,  S.  155,  weDn  dort  auch  za  Unrecht  die  Ausübung  fint- 
liclier  Praxis  als  PersOnlichkeitrechtsbetfttigung  vernoint  wird* 
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Tatbestände  ausschliessen  will.^)  Beide  gelten  vielmehr  neben- 
einander. Wenn  ein  Tatbestand  sowohl  den  des  Sondergesetzes 
als  den  des  BOB.  erfüllt,  besteht  zwischen  beiden  dieselbe  Alter- 
nativität von  Gesetzen,  wie  zu  III,  3.  Dieses  den  Sondergesetzen 
sonst  nicht  eigne  Verhältnis  muss  um  deswillen  hier  angenommen 
werden,  weil,  das  Sondergesetz  nicht  etwa  geschaffen  wurde,  um 
bereits  vorhandne  allgemeine  Vorschriften  zu  spezialisieren  uad 
für  diese  Sonderfälle  abweichende  Bestimmungen  zu  treffen, 
sondern  weil  es  gleichsam  ein  Notgesetz  war,  man  aushilfs- 
weise und  von  dem  Unvermögen  heraus,  die  allgemeinen  Be- 
stimmungen des  bürgerlichen  Rechts  anzuwenden,  wenigstens  gegen 
die  schlimmsten  Fälle  einschreiten  wollte,  ohne  die  Anwendung 
allgemeiner  Bestimmungen  auszuschliessen,  wenn  eine  neue  Gesetz- 
gebung oder  eine  vorgeschrittenere  Rechtsauffassung  diese  ennögf 
lichte.  Keinesfalls  wollte  man  die  im  Sondergesetz  geregelten 
schwereren  Fälle  gegen  die  nichtgeregelten,  dem  allgemeiaen 
bürgerlichen  Recht  unterstehenden  privilegieren.  Von  diesen  Er- 
wägungen heraus  ist  auch  abzulehnen,  dass  die  kürzeren  Ver- 
jährungsfristen des  Sondergesetzes  die  längeren  des  DBGB.  be- 
einflussen, dass  die  Beschränkungen  der  Ausländer  im  Sonder- 
gesetz   für    die    Rechtsverfolgung    nach     DBGB.    gilt*)      Eine 


1)  So  auch  Axster  im  ÜW.  I,  S.  120  und  Pinner,  Komm.  S.  170. 
Wohl  auch  RG.  im  Recht  1906,  S.  869.  —  A.M.Dernborg,  Lehrbach 
des  borg.  RechU  II,  S.  644.  Ztscbr.  £  Rechtspfl.  in  Bayern  1906,  S.  276. 
UW.  IV,  S.  1.  Müller,  Komm.  S.  20.  v.  Liszt,  DeliktsobligationeQ 
S.  46,  der  den  Satz  auiBtellt:  „Die  Konkurrenz  des  Ersatzanspracha  ans 
§  823  ff.  BGB.  mit  dem  Ersatzanspruch  aus  den  deliktdschen  Tatbeständen 
der  übrigen  Reich sgeseize,  ist  ausgeschlosseo.  Diese  gehen  als  die  engeren 
Tatbestände  den  allgemeineren  des  BGB«  Yor.  In  diesem  Falle  bestimmt 
sich  aber  nicht  nur  Voraussetzung,  sondern  auch  Inhalt  und  Umfang  des 
Ersatzanspruchs  lediglich  nach  den  besondem  Vorschriften  der  besondern 
Reichsgesetze.'' 

*)  So  richtig  P inner,  Kommentar  zum  UWGes.  und  RGZ.  60, 
S.  216,  UW.  IV,  S.  73;  dagegen  Osterrieth,  Die  Pariser  Konvention 
Seite  218. 
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alleinige  Ausnahme  ist  nur  bei  §  6  Abs.  2  anzuerkennen.    Hier- 
über später. 

5.  Nur  wo  eine  Regelung  durch  das  Sondergesetz  nicht  vor- 
liegt, tritt  das  DBQB.  insoweit  als  subsidiäres  Gesetz  ein.^) 

Dagegen  stehen  wiederum  die  Vorschriften  des  Sonderge- 
setzes und  des  DBGB.  über  Verletzungen  von  Rechten  in  §  823 
Abs.  1  einerseits  mit  den  sämtlichen  Vorschriften,  des  BGB.  über 
Verletzung  von  Rechtsgütern  in  §  823  Abs.  2,  §  824,  §  826, 
anderseits  in  alternativem  Verhältnisse,  es  findet  zwischen  ihnen 
Gesetzeskonkurrenz  statt  und  es  gilt  deshalb  auch  für  sie  das 
unter  III  3  bereits  Gesagte,  soweit  es  sich  um  denselben  Tat- 
bestand handelt  Soweit  entweder  die  Normvorschriften  oder  die 
über  Verletzungen  des  subjektiven  gewerblichen  Beiätigungsrechts 
den  weiteren  Tatbestand  enthalten,  sind  diese  Vorschriften  ein- 
ander subsidiär.*)  Aus  diesem  Grunde  kann  namentlich  bei 
jeder  Beeinträchtigung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts,  auch 
wenn  sie  nur  objektiv  widerrechtlich  ist,  die  Unterlassungsklage 
nach  BGB.  §  1004  stattfinden  und  die  Schädenklage  aus  BBG. 
§  823  Abs.  1  auch  dort,  wo  sie  nach  BGB.  §  823  Abs.  2  in  Ver- 
bindung mit  den  Schutzgesetzen  oder  aus  andern  Schutzgesetzen 
nicht  gegeben  ist,  etwa  wenn  diese  nur  bei  vorsätzlicher,  nicht 
auch  bei  fahrlässiger  Schadenzufügung  Schadenersatz  gewähren. 

V.  Während  es  bisher  bei  dem  Verhältnis  der  verschiednen 
gesetzlichen  Vorschriften  zueinander  sich  nur  um  Gesetzeskon- 
kurrenz handelte,  da  das  Rechtsgut,  die  gewerbliche  Tätigkeit, 
immer  ein  und  dasselbe  blieb  und  nur  der  Schutz  durch 
mehrere  Gesetzesbestimmungen  gewährt  wurde,  kommen  nunmehr 
bei  dem  Verhältnis  zu  den  Vorschriften  über  die  Erwerbs- 
mittel neben  der  gewerblichen  Tätigkeit  selbst  auch  noch  andre 
Rechtsgüter  in  Frage.  Findet  eine  Beeinträchtigung  der  gewerb- 
lichen Tätigkeit  dadurch  statt,  dass  eine  Verletzung  eines  besonders 


^)  RGZ.  im  Recht  1906,  S.  859. 

«)  So  auch  Paul  Schmitl,  Gow.  Rechtsch.  1903,  S.  111. 
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geschützten  Erwerbsmittels  erfolgt,  so  werden  dann  zwei  Rechts- 
güter durch  eine  Handlung  verletzt,  und  es  liegt  daher  für  die 
jene  beiden  Rechtsgüter  schützenden  gesetzlichen  Vorschriften 
nicht  mehr  Qesetzeskonkurrenz,  sondern  —  strafrechtlich  ge- 
sprochen —  Idealkonkurrenz  vor.^)  Die  aus  den  Verletzungen 
des  Erwerbsmittels  und  den  Verletzungen  des  gewerblichen  Be- 
tätigungsrechts (durch  ein  und  dieselbe  Handlung)  sich  ergebenden 
selbständigen  Ansprüche  laufen  nebeneinander  her  mit  den  je  aus 
dem  verletzten  Recht  folgenden  eigentümlichen  Wirkungen,  ins- 
besondre kann  hier  von  Subsidiarität  keine  Rede  sein.  Da  dies 
namentlich  bei  Ansprüchen  auf  Schadenersatz  bedeutungsvoll  wird, 
so  ist  es  wichtig,  festzustellen,  welche  Erwerbsmittel  als  Gegen- 
stände besondrer  absoluter  Rechte  anzusehen  sind.  Soweit  das 
Erwerbsmittel  eben  nur  als  Mittel  zum  Zweck  in  Betracht  kommt 
und  seine  Verletzung  Schaden  verursacht,  weil  der  Erwerb  ge- 
schmälert wird,  weil  durch  es  zugleich  die  Erwerbtätigkeit  beein- 
trächtigt wird,  fällt  der  Schaden  der  Erwerbsmittelverletzung  mit 
dem  der  Erwerbtätigkeitverletzung  zusammen.  Die  Ausgleichung 
dieses  Schadens  enthält  dann  auch  zugleich  den  Ausgleich  jenes. 
Es  findet  ein  Concursus  duarum  causarum  lucrativarum  statt.*) 
Begrifflich  notwendig  ist  es  jedoch  nicht,  dass  er  sich  deckt.  So 
kann  eine  .  unwahre  Mitteilung  nicht  bloss  die  gewerbliche  Be- 
tätigung, Beschränkung  und  Schaden  durch  Entziehung  von  ge- 
werblichem Gewinn  verursachen,  sie  kann  auch  weiter  wirken  und 
darüber  hinaus  auch  das  Fortkommen  im  allgemeinen  erschweren 
und  damit  noch  grösseren  Schaden  herbeiführen,  vgl.  BGB. 
§§  824,  842.  Und  eine  Verletzung  der  Freiheit  z.  B.  kann  nicht 
bloss  den  Erwerb  stören  und  neben  den  Ansprüchen  auf  Schädi- 
gung des  Erwerbs  auch  Ansprüche  auf  Ersatz  des  immateriellen 
Schadens  erzeugen,  BGB.  §  847. 

Auch  hier  hat  der  Kläger  die  Wahl,  ob  er  seine  Ansprüche 


'}  M.M.  Kohler,  Das  Verbrechen  des  UW.,  S.  73. 
*)  Windschoid-Eipp,  8.  Aufl.  II,  S.  401. 
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auf  die  Verletzung  des  einen  oder  des  andern  Rechts  oder  Rechts- 
guts oder  auf  die  Verletzung  beider  stützen  will.  Da  aber  selb- 
ständige Ansprüche  vorliegen,  hat  der  Richter  nicht  die  Wahl, 
ob  er  den  Schaden  aus  dem  einen  oder  dem  andern  Ansprüche 
zubilligen  will,  denn  er  hat  über  die  erhobenen  Ansprüche  zu 
entscheiden.  Und  ebenso  würde  Klagänderung  vorliegen,  wenn 
der  Kläger  zunächst  lediglich  wegen  Verlet;pung  eines  Erwerbs- 
mittels geklagt  und  später  Ansprüche  wegen  Verletzung  des  ge- 
werblichen Betätigungsrechts  erheben  will.^) 

Es  ist  nun  das  Verhältnis  zu  folgenden  einzelnen  Erwerb- 
mitteln ins  Auge  zu  fassen: 

1.  Geschäft,  eingerichteterGewerbebetrieb  als  orga- 
nisiertes Unternehmen.  Sie  sind  das  Erzeugnis  gewerblicher 
Arbeit  und  ein  immaterielles  Gut,  an  dem  ein  absolutes  Ein-  und 
Ausschlussrecht  besteht,  wie  bereits  früher  dargelegt  wurde.*)  O^en 
Störungen  und  Schädigungen  dieses  Organismus  ist  also  ebenfalls 
die  Unterlassungsklage  nach  BGB.  §  1004  und  die  Schädenklage 
nach  BGB.  §  823  Abs.  1  gegeben.  Eine  derartige  Störung  liegt 
schon  vor,  wenn  die  Einrichtungen  des  Geschäfts,  die  Ordnung 
des  Verfahrens,  kurz  das  geregelte  Funktionieren  und  Ineinander- 
greifen aller  Teile  und  Glieder  gestört  wird,  wenn  etwa  Geschäfts- 
bücher und  Geschäftspapiere  in  Unordnung  gebracht  oder  ver- 
steckt werden,  der  Zugang  zu  den  Geschäfträumen  den  Ange- 
stellten verwehrt,  die  Aufgabe  des  Geschäftlokals  herbeigeführt 
wird  usw.  Auch  Störungen  des  guten  Verhältnisses  zwischen 
Betriebunternehmer,  Arbeitern  und  Gehilfen  durch  gegenseitige 
Verhetzungen,  Herbeiführung  von  Streiks  und  Aussperrungen, 
Abspenstigmachen  von  Arbeitern,  Kundgabe  von  Vorgängen  und 
Einrichtungen  des  Geschäfts,  der  Produktion  und  des  Vertriebs, 


^)  Wenn  jedocli,  wie  es  in  der  Regel  geschieht,  der  för  beide  An- 
sprüche ausreichende  Tatbestand  vorgebracht  and  nur  ein  Antrag  auf 
Verurteilung  gestellt  wurde,  ist  im  Zweifel  anzonehmen,  dass  der  Antrag 
auch  auf  beide  Ansprüche  gestützt  werden  soll. 

«)  S.  30  u.  176. 
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der  Chancen  und  Verkehrsbeziehungen  ^)  u.  dergl.  können  eine 
Störung  des  Betriebs  als  eines  eingerichteten  organisierten  Untere 
nehmens  enthalten  und  schon  deshalb,  selbst  ohne  Beeinträch- 
tigung des  gewerblichen  Tätigwerdens  (das  vielleicht  trotzdem 
aufrecht  erhalten  werden  kann)  einen  Anspruch  auf  Unterlassung 
und  Schadenersatz  erzeugen.  Dass  umgekehrt,  das  gewerbliche 
Betätigungsrecht  etwa  durch  Reklame ,  durch  Herabsetzung  der 
gewerblichen  Leistungen,  verletzt  werden  kann,  ohne  dass  zugleich 
eine  Störung  des  Geschäfts  selbst  vorliegt,  wurde  schon  früher 
betont.  Es  fällt  also  nicht  notwendig  der  Anspruch  auf  Unter- 
lassung und  Schadenersatz  wegen  der  Verletzung  dieses  Guts  mit 
dem  aus  der  Verletzung  jenes  zusammen. 

2.  Kredit.  Das  Wesen  dieses  immateriellen  Guts  wurde 
bereits  S.  32,  163  dargelegt.  Es  ist  gleichfalls  ein  Erzeugnis  ge- 
werblicher und  persönlicher  Tätigkeit,  eine  Wirkung  der  ganzen 
Persönlichkeit  im  privaten  und  gewerblichen  Leben  und  ein  sehr 
wirksames  und  bedeutungsvolles  Erwerbsmittel.  Der  Schutz  dieses 
Rechtsguts  erfolgt  zunächst  durch  Normen  des  Straf-  und  Zivil- 
rechts. In  StGB.  §  187  wird  die  vorsätzliche  Kredilschädigung 
durch  Behauptung  bewusst  unwahrer  Tatsachen  verboten.  Belei- 
digungen brauchen  diese  keineswegs  zu  sein,  trotz  der  Bezeichnung 
<les  Gesetzes  als  verleumderische  Beleidigung.*)  Der  Schutz  des 
StGB.  §  193  ist  hier  seiner  Natur  nach  ausgeschlossen,  da  das 
Delikt  keine  Ehrverletzung  enthält,  überdies  das  Bewusstscin  der 
Unwahrheit  schon  das  Überschreiten  der  zulässigen  Wahrung  von 
Interessen  bedeutet.*)  Da  sich  nun  StGB.  §  187  als  Schutzgesetz 
im  Sinne  von  BGB.  §  823  Abs.  2  darstellt,  so  kann  danach  wegen 
vorsätzlicher  Kreditschädigung  Schadenersatz  verlangt  werden. 
StGB.  §  186  bezieht  sich  nicht  auf  Kreditgefährdung,  sondern 
allein    auf  Ehrverletzung.     Ausserdem  bringt  aber   auch  wegen 


0  RGZ.  55,  8. 124. 

>)  Binding,  Lehrbuch  L  S.  leO.    Biberfeld  a.  a.  0.  S.  383. 

»)  Binding  a.  a.  O.  S.  162.    a.  M.  RGSt.  5,  S.  56.. 
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fahrlässiger  Kreditschädigung  durch  Behauptung  unwahrer  Tat- 
sachen BOB.  §  824  einen  Schutz,  denn  dort  wird  ebenso  wie 
Erwerb  und  Fortkommen  der  Kredit  als  ein  Rechtsgut  anerkannt.^) 
Mit  StGB.  §  187  hat  diese  Bestimmung  gemein,  dass  gleichfalls 
die  behauptete  Tatsache  keine  Beleidigung  zu  enthalten  braucht*) 
Eben  deshalb  ist  der  Schutz  auch  nicht  auf  physische  Personen 
beschränkt,  denn  auch  Handelsgesellschaften,  juristische  Personen 
können  Kredit  geniessen.  Im  übrigen  gilt  hier  alles  das,  was 
bereits  früher  in  bezug  auf  das  Fortkommen  angeführt  wurde. 
Insbesondre  hebt  das  in  §  824  Abs.  2  erwähnte  berechtigte  Interesse 
die  Normwidrigkeit  auf  und  befreit  daher  von  der  Schadenersatz- 
pflicht. Da  in  §  824  aber  der  Kredit  nur  als  Recht^ut  Normen- 
schütz  geniesst,  darin  ebensowenig  wie  das  Fortkommen  durch 
ein  subjektives  Recht  geschützt  wird,  so  wird  hier  die  Folge, 
welche  etwa  eine. objektive  Rechtsverletzung  durch  eine  Handlung 
im  Sinne  von  BOB.  §  824  Abs.  2  haben  könnte,  nicht  berührt. 
Die  Unterlassungsklage,  die  §  824  Abs.  1  nicht  gewährt,  wird 
daher  selbstverständlich  auch  durch  §  824  Abs.  2  nicht  au^e- 
schlossen.^)  Ob  eine  solche  gegeben  ist,  hängt  daher'allein  davon 
ab,  ob  der  Kredit  etwa  nicht  nur  ein  durch  Normen  geschütztes 
Rechtsgut  sei,  sondern  ausserdem  auch  durch  ein  absolutes  Aus- 
schlussrecht geschützt  werde.  Dass  dies  aus  BGB.  §  824  nicht 
zu  entnehmen  ist,  wurde  bereits  erwähnt.*)  Damit  ist  jedoch 
noch  nicht  schlechthin  die  Möglichkeit  verneint,  dass  ein  solches 

1)  RGZ.  60,  S.  6. 

')  Biborfeld  a.  a.  0.  Sa  eothält  die  Behaupiang,  jemand  habo 
Bankrott  gemacht,  seine  Wechsel  nicht  bezahlt,  keine  Beleidigung,  aber 
eine  Kreditgefährdang. 

s)  Vgl.  RGZ.  60,  S.  7;  61,  S.  369,  870,  \?enn  aach  mit  uncullssiger 
Gleicbstellong  von  Recht  und  Rccbtsgat,  die  in  derselben  Bedeutung  ge- 
braucht werden.  Das  RG.  will  in  der  Tat  aber  wohl  den  Kredit  nicht 
als  Recht,  sondern  nur  als  Rechtsgut  anerkennen.  Hier  zeigt  sich  aber 
der  Widerspruch  in  den  es  mit  der  Gleichstellung  gorftt.  Denn  objektiv 
rechtswidrig  kunn  nur  eine  Verletzung  eines  absoluten  Rechts  sein. 

*)  Vgl.  auch  Oertmann,  DJZ.  1904,  S.  616. 
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besteht  Erwägt  man,  wo  immer  das  Vorhandensein  eines  solchen 
Rechts  angenommen  wird,  so  wird  man  dieses  auch  dem  Kredit 
zugestehen  können.  Überall,  wo  ein  in  der  Aussenwelt  ruhendes 
Gut  das  Erzeugnis  menschlicher  Betätigung  ist,  in  ihm  sich 
menschliche  Arbeit  verwirklicht,  also  gleichsam  ein  Stück  mensch- 
licher Persönlichkeit  noch  steckt,^)  hat  man  zur  Ermöglichung 
des  Genusses  subjektive  Ein-  und  Ausschlussrechte  anerkannt  wie 
bei  der  Persönlichkeit  selbst.  So  gut,  wie  man  solches  beim 
eingerichteten  Gewerbebetrieb,  bei  den  andern  Erwerbsmitteln  wie 
Unterscheidungszeichen,  Erfindungen  annimmt,  muss  man  daher 
auch  hier  ein  Ausschtussrecht  annehmen,  zumal  durch  das  Gesetz 
selbst  eine  Heraushebung  des  Kredits  als  besondres  Rechtsgut 
erfolgt  ist.  Geradezu  anerkannt  aber  wird  der  Kredit  als  ein 
durch  Ausschlussrecht  geschütztes  Rechtsgut  in  §  6  UWGes.,  da 
dort  ebenso  wie  gegen  Betriebstörungen  eine  Unterlassungs- 
klage gewährt  wird.  Dann  aber  wird  der  von  einem  solchen 
Ausschlussrecht  umgebene  Kredit  nicht  nur  gemäss  BGB.  §  824 
gegen  Verletzungen  durch  Behauptung  und  Verbreitung  unwahrer 
Tatsachen,  sondern,  wie  jedes  absolute  Recht,  nach  BGB.  §  1004 
und  §  823  Abs.  1  gegen  Störungen  und  Verletzungen  jeder  Art 
und  auch  gegen  schuldlose  Verletzungen  geschützt.*)  Dass  der 
Kredit  auch  durch  andre  Handlungen  als  Behaupten  und  Ver- 
breiten von  Tatsachen  gefährdet  werden  kann,  leuchtet  ein.  Das 
laute  Vorlesen  einer  Schrift  für  sich  z.  B.  ohne  Vorsatz,  den 
Inhalt  zu  verbreiten,  kann  dennoch  von  andern  gehört  werden. 
Es  liegt  dann  kein  Verbreiten  im  Sinne  des  Gesetzes  vor,*)  gleich- 
wohl aber  wird  der  Kredit  durch  den  Inhalt  möglicherweise 
gefährdet.  Ebenso  kann  grundloses  und  ostentatives  Abbrechen 
von  Geschäftsbeziehungen,  plötzliches  Verweigern  bisher  gewährten 
Kredits,  namentlich  durch  Banken,  Ausbieten  von  Forderungen, 


1)  S.  162,  170,  172. 

«)  Wie  anoh  RGZ.  60,  S.  7;  61,  S.  870  wiU. 

«)  Rspr.  des  RG.  in  Str.  IV,  S.  291. 
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ohne  dass  dabei  Tatsachen  behauptet  und  verbreitet  werden, 
abfällige  Urteile  über  den  Charakter  usw.,  den  Kredit  schwer 
schädigen.  All  diesem  kann  nicht  mit  BGB.  §  824,  aber  möglicher- 
weise mit  BGB.  §  823  Abs.  1  und  §  1004  begegnet  werden. 

Dass  die  gewerbliche  Tätigkeit  gestört  werden  kann,  ohne 
den  Kredit  zu  schädigen,  ist  unbestritten.  Äusserungen,  wie  eine 
Fabrik  sei  durch  Feuer  zerstört,  in  einer  bestimmten  Gegend  sei 
eine  Viehseuche  ausgebrochen  usw.,  können  den  Betrieb  beein- 
trächtigen,  den  Kredit  aber  unangetastet  lassen.  Umgekehrt 
braucht  aber  auch  nicht  notwendig  eine  Kredi^efährdung  eine 
Betriebstörung  zu  enthalten,  wennschon  das  meist  der  Fall  sein 
wird.  Es  ist  aber  möglich,  dass  jemand  gar  keines  Kredits  bedarf 
und  auch  ohne  diesen  völlig  in  der  Lage  ist,  gewerblich  tätig 
zu  werden.  Erfolgt  also  durch  Kreditgefährdung  zugleich  mittelbar 
eine  Beeinträchtigung  der  gewerblichen  Tätigkeit,  so  werden  zwei 
Rechtsgüter  durch  ein  und  dieselbe  Handlung  verletzt^)  und  es 
reagiert  neben  dem  Recht  und  Rechtsgut  des  Kredits  nach  §  824 
oder  §  823  und  §  1004  auch  das  gewerbliche  Betätigungsrecht 
gegen  die  Verletzung. 

Die  Voraussetzungen  für  die  Verletzungen  sind  bei  jedem 
Rechtsgut  selbständig  zu  prüfen.  Es  ist  möglich,  dass  eine  Kredit- 
gefährdung nach  BGB.  §  824  nicht  vorhanden  ist  und  dennoch 
eine  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  vorliegt*) 

3.  Ehre.  Gleich  dem  Kredit  ist  die  Ehre  ein  Rechtsgut, 
das  zunächst  durch  Normen  geschützt  ist  und  dessen  Verletzung 
danach  gemäss  BGB.  §  823  Abs.  2  nur  Anspruch  auf  Schaden- 
ersatz, nicht  auf  Unterlassung  bringt.  In  Betracht  kommen  als 
Schutzgesetze  StGB.  §  185,  §  186  und  §  187.  Deren  Tatbestands- 
merkmale müssen  also  vorliegen.  Diese  fehlen  für  StGB.  §  185 
und  §  186  —  nicht  auch  §  187  —  bei  der  Anwendbarkeit  des 


')  RGSt.  31,  S.  84  e.    ROZ.  60,  S.  6. 

<)  Vgl.  die  von  Biberfeld  a.  a.  O.  S.  386  mitgeteilte  Entscheidung 
des  schweizerischen  Bundesgerichts. 
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StGB.  §  193.  Denn  diese  Bestimmung  setzt  nicht  nur  einen  Straf- 
auschliessungsgrund,  sondern  verneint  den  Tatbestand  der  Be- 
leidigung selbst.^)  Im  Gegensatz  zu  BGB.  §  824  Abs.  2  genügt 
daher  schon  die  Wahrnehmung  vermeintlicher  Interessen,  um 
eine  Haftung  nach  BOB.  §  823  Abs.  2  auszuschiiessen.^  Ander- 
seits reicht  nach  StGB.  §  186  ebenso  wie  nach  UWQes.  §  6  die 
Behauptung  schon  nicht  erweislich  wahrer  Tatsachen  hin,  während 
nach  BOB.  §  824  der  Kläger  die  Unwahrheit  beweisen  muss. 

Kein  Schutzgesetz  für  die  Ehre  ist,  was  fast  allgemein 
verkannt  wird,*)  BGB.  §  824  und  §  6  UWGes.  Diese  Vorschriften 
schützen  lediglich  den  Kredit,  den  Betrieb  eines  Geschäfts,  den 
Erwerb  und  das  Fortkommen  gegen  Handlungen,  die  zwar  an 
sich  auch  Beleidigungen  sein  können,  es  aber  nicht  brauchen; 
ihr  Zweck  ist  jedenfalls  nicht,  das  Gut  der  Ehre  hochzuhalten, 
wie  umgekehrt  StGB.  §  186  nicht  den  Erwerb  und  das  Fort- 
kommen, sondern  allein  die  Ehre  schützen  will,  trotz  der  Vor- 
schrift von  StGB.  §  188.  Hier  wird  der  Wirkung  der  Verletzung 
der  Ehre  nicht  anders  gedacht  als  wie  in  BGB.  §  843.  Sie  ist 
nur  eine  Folgeerscheinung  der  Verletzung  jener  Rechtsgüter,  wie 
in  BGB.  §  824  die  Ehrverletzung  nur  ein  Mittel  zur  Verletzung 
des  Kredits  und  Erwerbs  ist 

Namentlich  dieses  Missverstehen  der  Vorschrift  des  BGB. 
§  824,  in  der  man  die  Verletzung  der  Ehre  ausschliesslich  ge- 
regelt wähnte;  während  sie  nur  dort  als  Mittel  für  andre  Ver- 
letzungen in  Betracht  kommen  kann,  hat  dazu  geführt,  zu  leugnen, 
dass  die  Ehre  ausser  durch  Schutzgesetze  im  Sinne  von  BGB. 
§  823  Abs.  2  auch  noch  durch  ein  absolutes  Ausschlussrecht  im 
Sinne  von  BGB.  §  823  Abs.  1  geschützt  sei.     G^en  diese  An- 


»)  RGZ.  51,  S.  377.    UW.  lU,  S.  71. 

«)  RGZ.  61,  S.  879. 

<)  Aoch  Dernburg,  Bürg.  Recht  II,  S.  701  Dinnnt  an,  §824  stelle 
be«ondre  Fftlle  der  Ehrverletziing  unter  seinen  Schute.  Ferner  RGZ.  61, 
S.  375;  60,  S.  4.  Ganc  abwegig  Liszt,  Deliktsobligationen,  wenn  er  gnr 
die  Ehre  ausschliesslich  in  BGB.  §  824  geschfitzt  erblickt  wissen  will. 
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nähme  ist  das  Vorhandensein  des  Schutzes  nach  BGB.  §  823 
Abs.  2  natürlich  nicht  anzuführen,  dann  sämtliche  in  Abs.  l 
genannten  Güter  sind  ausserdem  auch  noch  durch  Schutzgesetze 
nach  Abs.  2  geschützt.  Ebensowenig  kann  die  Ansicht  des  Gesetz- 
gebers, es  widerstrebe  dem  Gefühl  des  Deutschen,  sich  Belei- 
digungen abkaufen  zu  lassen,  vorgebracht  werden.  Denn  danach 
kann  nach  BGB.  §  847  nur  der  immaterielle  Schaden  nicht  mit 
Geld  ausgeglichen  werden.  Gegen  den  Ausgleich  des  durch  die 
Ehrverletzung  zugefügten  materiellen  Schadens,  der  ja  schon  nach 
BGB.  §  823  Abs.  2  statthaft  ist,  spricht  das  nicht,  vollends  nicht 
gegen  das  Bedürfnis  nach  einer  Unterlassungsklage.  Aus  den 
gleichen  Erwägungen  wie  bei  dem  Rechtsgute  des  Kredits  muss 
aber  auch  bei  der  Ehre  ein  besondres  Ausschlussrecht  ange- 
nommen werden.  Auch  hier  ist  eine  Wirkung  der  Persönlichkeit, 
ein  wichtiges  durch  sie  geschaffnes  Gut  ^)  da  und  sein  Genuss  daher 
wie  andre  immaterielle,  von  der  Persönlichkeit  erzeugte  Güter 
ihr  durch  ein  Ausschlussrecht  zu  schützen.*^  Nur  so  kann  ein 
ausreichender  Schutz  auch  nach  BGB.  §  1004  und  §  823  Abs.  1 
zuteil  werden. 

Wird  durch  die  Ehrverletzung  zugleich  das  gewerbliche 
Betätigungsrecht  verletzt,  so  entsteht  auch  hier  aus  dieser  Ver- 
letzung ein  selbständiger  Anspruch.  Dies  wird  von  Bedeutung, 
wenn  etwa  gemäss  StGB.  §  193  kein  Delikt  der  Ehrverletzung 
anzunehmen  wäre,  wie  bei  Verfolgung  nur  vermeintlicher  berech- 
tigter Interessen.  Es  würde  dann  gleichwohl  eine  Verletzung 
dieses  Betätigungsrechts  vorliegen.  Der  Mangel  der  Rechtswidrig- 
keit bei  Verletzung  des  Erwerbsmittels  bringt  noch  nicht  auch 
die  Erlaubtheit  zur  Verletzung  des  Erwerbrechts.  Ehre  im  Sinne 
des  Strafrechts  und  dem  hier  genommenen  Sinne  kommt  nur 
einem  Menschen  als  Individuum  zu,  nicht  einer  Personenmehrheit 


*)  Zum  Teil  als  „wohlerworbnes  Gut**  auch  von  Binding,  Lehr- 
buch I,  S.  136  anerkannt. 

*)  So  auch  Dernburg  a.  a.  0.  S.  700,  722  und  in  JW.  1905,  S.  161ff. 
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oder  einer  juristischen  Persönlichkeit.^)  Denn  sie  ist  die  Wirkung 
der  sittlichen  Persönlichkeit  des  Menschen.  Der  Schutz,  der  der 
Ehre  zuteil  wird,  ist  also  für  geschäftliche  Unternehmungen  von 
Gesellschaften,  Vereinen  und  juristischen  Personen  nicht  anwend- 
bar. Bei  diesen  ist  jedoch  ein  entsprechendes  Rechtsgut  anzu- 
nehmen, nämlich 

4.  die  Oeschäftsehre  als  guter  Ruf.  Wiesich  bei  dem 
einzelnen  Menschen  der  gute  Name,  der  Leumund  bildet  als 
Bestandteil  der  Ehre,  so  bildet  sich  für  jeden  Gewerbetreibenden, 
und  zwar  ganz  gleich,  ob  er  eine  natürliche  oder  eine  juristische 
Persönlichkeit  oder  sonst  ein  selbständiges  Rechtsgebilde  ist,  ein 
geschäftlicher  Ruf,  ein  geschäftlicher  Leumund  als  Widerschein 
der  gewerblichen  Tätigkeit  aus.  Dieser  braucht  keineswegs  immer 
mit  der  Ehre  zusammenzufallen,  kann  im  Gegenteil  sehr  ver- 
schieden sein.  Er  braucht  auch  nicht  verdient  zu  sein,  weder 
wenn  er  gut,  noch  wenn  er  schlecht  ist.  Hat  sich  aber  einmal 
über  einen  sich  gewerblich  Betätigenden  in  bezug  auf  diese  ge- 
werbliche Tätigkeit  ein  guter  Ruf,  ein  guter  Leumund  gebildet, 
so  ist  dieser  ein  ebenso  hohes  wirtschaftliches  Gut  wie  der  Kredit, 
mit  dem  er  viel  Verwandtes  hat,  ohne  dass  er  mit  ihm  schlechthin 
zu  identifizieren  wäre.  Deshalb  bedarf  er  wie  die  Ehre  und  wie 
der  Kredit  des  Rechtschutzes,  muss  als  Rechtsgut  anerkannt 
werden,*)  und  zwar  ist  er,  wie  Kredit  und  Ehre,  sowohl  durch 
Normen  als  durch  ein  Ausschlussrecht  geschützt  zu  erachten.  Der 
in  BGB.  §  824  und  in  UWGes.  §  6  sowie  BGB.  §  823  Abs.  1  u.  2 
und  BGB.  §  1004  dem  Kredit  gewährte  Normenschutz  und  Schutz 
durch  das  Ausschlussrecht  muss  in  entsprechender  Weise  auch 
auf  den  geschäftlichen  Ruf,  den  geschäftlichen  Leumund  ausge- 
dehnt werden,  wenn  man  nicht  eine  klaffende  Lücke  im  Schutz 
gewerblicher  Unternehmungen  offenhalten  will.  — 

Erkennt  man  an,   dass  zum   Schutz  der  gewerblichen  Be- 


»)  RGZ.  60,  S.  6.    RGSt.  1,  S.  178;  4,  S.  75. 

<)  Im  Gegensatz  zu  Blöding,  Lelirbuch  I,  8.  138. 
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tätigung  (umfasst  vom  Erwerb  und  Fortkommen),  des  Kredits, 
der  Ehre,  des  geschäftlichen  Rufs  einerseits  der  Normenschutz 
des  BGB.  §  824  und  §  823  Abs.  2  in  Verbindung  mit  StGB.  §  186, 
anderseits  der  Schutz  gemäss  UWGes.  §  6  und  BGB.  §  1004, 
§  823  Abs.  1  durch  ein  absolutes  Ausschlussrecht  besteht, 
so  fragt  sich,  wie  das  VerhäHnis  zwischen  beiden  Schutzarten 
sich  gestaltet  in  den  Fällen  des  StGB.  §  186,  §  193,  BGB.  §  824 
Abs.  2  und  UWGes.  §  6  Abs.  2. 

Da  sowohl  StGB.  §  186  und  §  193  als  BGB,  §  824  Abs.  2 
lediglich  Normenschutz  gewähren,  dagegen  Bestimmungen  darüber, 
wie  es  sich  bei  Verletzung  eines  absoluten  Rechts  verhält, 
nicht  treffen,  so  folgt  zunächst,  wie  bereits  früher  betont  wurde, 
für  die  Unterlassungsklage,  die  auch  bei  objektiv  widerrecht- 
lichen Eingriffen  in  ein  absolutes  Recht  gegeben  ist,  dass  diese 
durch  jene  Gesetzesvorschriften  nicht  ausgeschlossen  ist.^)  Da- 
gegen ordnet  UWGes.  §  6  Abs.  2  an,  dass  die  Bestimmungen  des 
Abs.  1  keine  Anwendung  finden  sollen.  Zu  diesen  Bestimmungen 
gehören  aber  die  Schädenklage  und  die  Unterlassungsklage*)  bei 
Verletzungen  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  in  den  dort  ge- 
nannten Fällen,")  denn  nur  diese  beiden  Bestimmungen  enthält 
überhaupt  Abs.  1.  Damit  entsteht  die  Frage,  ob  auch  dieser 
Bestimmung  gegenüber  noch  die  Vorschriften  des  BGB.  §  1004 
in  Kraft  stehen,  wenn  es  sich  um  einen  Wettbewerbsfall 
handelt  Nur  dieser  kommt  in  Betracht,  da  andernfalls  UWGes. 
§  6  überhaupt  nicht  Anwendung  findet.  Liegt  kein  Wettbewerb 
vor,  kann  nur  das  BGB.  in  Frage  kommen,  das  für  §  1004  eine 
dem  UWGes.  §  6  Abs.  2  entsprechende  Vorschrift   nicht  kennt. 


1)  So  auch  RGZ.  60.  S.  7;  61,  S.  369  und  ferner  RGZ.  61,  S.  376. 
Aber  nicht  ist  die  Unterlassangsklago  auf  BGB.  §  824  selbst  zu  stfttzen, 
wie  RGZ.  56,  S.  286.    a.  M.  Malier,  Komm,  zu  UW.  S.  137. 

«)  So  auch  JW,  1898,  S.  579",  1899,  S.  53««. 

«)  Dies  wird  von  RGZ.  61,  S.  371  nicht  beachtet  in  seiner  Bezug- 
nahme auf  UWGes.  §  6  Abs.  2. 
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Daher  ist  die  Entscheidung  in  RQZ.  61,  S.  369,  die  keinen  unr 
lautern  Wettbewerb  betrifft,  auch  zutreffend. 

Fs  ist  von  der  Regel  auszugehen,  dass  die  schädigende 
Behauptung  unwahr  ist  Die  Behauptung  und  Verbreitung  einer 
wahren  Tatsache  kann  an  und  für  sich  niemals  eine  unerlaubte 
Handlung  sein  und  nur  durch  hinzutretende  Momente,  etwa 
die  Art  und  Weise  der  Behauptung  und  die  daran  geknüpften 
Schlussfolgerungen  usw.,  unerlaubt  und  rechtswidrig  werden.  Wer 
eine  Tatsache,  die  geeignet  ist  den  Konkurrenten  zu  schädigen, 
falls  sie  wahr  ist,  behauptet  und  verbreitet,  tut  nichts,  als  dass  er 
eine  Bedingung,  die  die  gewerbliche  Tätigkeit  jenes  fördert,  ohne 
dass  ihm  hierauf  ein  Anspruch  zukommt,  wegräumt,  nämlich  die 
Unkenntnis  der  Kunden  von  der  Tatsache.  Er  führt  damit  nicht 
eine  den  Wettbewerber  hindernde  Bedingung  in  den  Wettkampf 
ein,  sondern  beseitigt  eine  den  Wettbewerber  unzulässig  fördernde 
Bedingung.  Der  Wille  des  Gesetzes  kann  also  nicht  dahin  gehen, 
eine  wahre  Behauptung  von  Tatsachen  zu  verbieten,  er  setzt  viel- 
mehr immer  die  Unwahrheit  voraus.  Dies  auch  in  §  6  Abs.  1 
UWQes ,  und  nur  darin  besteht  hier  —  im  Gegensatz  zu  einem 
Anspruch  aus  BGB.  §  1004  (und  §  824)  —  der  Unterschied,  dass 
eine  rechtliche  Vermutung  der  Unwahrheit  zugunsten  des 
Klägers  aufgestellt  wird,  die  der  Behauptende  entkräften  muss,^) 
während  dort  der  Kläger  noch  die  Unwahrheit  zu  beweisen  hat. 
Die  Unwahrheit  wird  aber  auch  in  Abs.  1  unterstellt  und  nicht 
etwa  dahingestellt  gelassen.  Das  Gesetz  nimmt  an,  dass  eine 
nicht  erweisliche  Behauptung  eben  unwahr  sei.  Insoweit  ist  also 
der  objektive  Tatbestand  für  die  Ansprüche  aus  dem  BGB.  und 
dem  UWGes.  (beim  Vorliegen  eines  Wettbewerbs)  nach  der  Auf- 
fassung des  Gesetzgebers  der  gleiche.  Die  Verschiedenheit  trifft 
lediglich  die  prozessuale  Beweisfrage.  Wenn  dann  nun  UWGes. 
§  6  Abs.  2  für  diesen  gleichen  Tatbestand  bei  dem  Hinzutreten 
des  weitern  Tatbestandmerkmals  der  Wahrung  berechtigter  Inter- 


»)  Band  111,  S.  65. 
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BGB.  §  823  Abs.  1  und  BGB.  §  824  Abs.  2  ausserhalb  des  Wettbewerbs. 

essen  die  Ansprüche  auf  Unterlassung  und  Schadenersatz  aus- 
schliesst,  so  muss  diese  Vorschrift  auch  für  das  BOB.  gelten,  für 
das  sie  insoweit  eine  Ergänzung  bringt.  Doch  reicht,  wie  betont, 
die  Tragweite  dieser  Bestimmung  nicht  über  die  „zu  Zwecken 
des  Wettbewerbs"  erfolgte  Behauptung  hinaus  und  ist  auf  andre 
nicht  im  Wettbewerb  erfolgende  Verletzungen  des  gewerblichen 
Betätigungsrechts  nicht  auszudehnen.  Für  diese  bleibt  ein  Unter- 
lassungsanspruch auch  bei  Wahrung  berechtigter  Interessen  be- 
stehen. Für  die  Schädenansprüche  aus  einer  solchen  im 
Wettbewerb  getanen  Behauptung  nach  BGB.  §  823  Abs.  1  gilt 
dann  selbstverständlich  dasselbe. 

Anders  gestaltet  sich  jedoch  die  Frage  für  die  Beeinträch- 
tigung des  gewerblichen  Betätigungsrechts  ausserhalb  des  Wett- 
bewerbs hinsichtlich  der  Schädenansprüche  des  BGB.  §823 
Abs.  1  bei  dem  Vorliegen  des  in  §  824  Abs.  2  erwähnten  Tat- 
bestands.^) An  sich  stossen  sich  diese  beiden  Bestimmungen: 
nach  BGB.  §  823  Abs.  1  ist  bei  fahrlässiger  Beeinträchtigung  der 
gewerblichen  Betätigung,  diese  als  durch  ein  Persönlichkeit- 
recht geschützt  betrachtet,  ein  Schädenanspruch  auch  dann  ge- 
geben, wenn  die  Verletzung  des  Rechts  zur  Wahrung  berechtigter 
Interessen  erfolgt;  nach  BGB.  §  824  Abs.  2,  der  nur  Unbekannt- 
schaft schlechthin  von  der  Unwahrheit  voraussetzt,  gleichgültig, 
ob  diese  auf  der  gröbsten  Fahrlässigkeit  beruht  und  ob  man  die 
Wahrheit  nicht  hätte  kennen  müssen,  ist  solchenfalls  die  gewerb- 
liche Betätigung  nur  als  ein  normengeschütztes  Rechtsgut  an- 
gesehen, bei  Wahrung  berechtigter  Interessen  die  Schadenersatz- 
pflicht ausgeschlossen.  Der  Zwiespalt  rührt  eben  daher,  dass 
dem  gleichen  Rechtsgut,  wie  auch  sonst  im  BGB.,  ein  verschieden- 
artiger Schutz  zuteil  wird  und  dieser  nicht  von  einheitlichen 
Gesichtspunkten  aus  gegeben,  sondern  ziemlich  planlos  einzelne 
unerlaubte  Handlungen  hervorgehoben  werden.^    Dieser  Oegen- 

^)  Die  gleichartigo  Frage  ist  in  KGZ.  51,  S.  376  aufgeworfen  worden, 
aber  nicht  zar  Entscheidung  gelangt. 

*)  Gegen  die  Auffassung  der  gewerblichen  Tätigkeit    als  Ausfluss 
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salz  ist  nicht  anders  zu  lösen,  als  indem  man  die  Bestimmung 
des  BOB.  §  824  Abs.  2,  die  für  den  Fall  der  Normenöbertretung 
gegeben  ist,  auch  auf  den  Fall  der  schuldhaft  fahrlässigen  Ver- 
letzung des  absoluten  Persönlichkeitrechts  nach  BGB.  §  823  Abs.  1 
entsprechend  anwendet  BGB.  §  824  Abs.  2  lässt  den  allgemeinen 
Gedanken  des  Gesetzgebers  erkennen,  dass  eben  in  den  dort  be- 
zeichneten Fällen  keine  Schadenhaftung  eintreten  soll.  Diese 
entsprechende  Anwendung  ist  um  so  eher  geboten,  als  er  selbst 
in  UWGes.  §  6  Abs.  2  trotz  der  dort  anerkannten  Auffassung 
der  gewerblichen  Betätigung  als  eines  (durch  Gewährung  von 
Unterlassungsansprüchen  geschützten)  absoluten  Rechts  auch  bei 
Verletzung  eines  solchen  Rechts  die  Schadenklage  ausschliesst 

5.  Bezeichnungsmittel.  Das  Bezeichnungsmittel  ist  seinem 
Wesen  nach  etwas  Un  kör  per  lieh  es,  eine  Idee.  Die  körperliche 
Darstellungsform  dient  nur  zu  ihrer  Vermittel ung,  Offenbarung, 
erschöpft  sie  nicht.  Diese  Darstellungsform  kann  ein  Wort  oder 
ein  Bild  sein.  Dem  Zweclce  nach  dient  es  zur  Kenntlich- 
machung. Darin  liegt  seine  zwiefache  Beziehung  ausgedrückt 
zu  dem,  dem  kenntlich  gemacht  werden  soll  —  das  ist  immer 
der  Mensch  —  und  dem,  das  kenntlich  gemacht  werden  soll  — 
das  ist  die  Persönlichkeit,  deren  Umwelt  und  die  Beziehung  der 
Persönlichkeit  zur  Umwelt.  Durch  die  Gleichartigkeit  dessen, 
das  kenntlich  gemacht  werden  soll,  wird  der  weitere  Zweck  der 
Unterscheidung  dieses  Gleichartigen  voneinander  hervorgerufen. 
Somit  ergibt  sich,  dass  objektiv  das  Bezeichnungsmittel  Kenn- 
zeichnungs-  und  Unterscheidungskraft  besitzen  muss,  Bezeich- 
nungsmittel also  nur  ist,  soweit  und  solange  es  diese  hat.  Diese 
Kraft  kann  aber  auch  eine  relative  sem,  für  einen  bestimmten 
Kreis,  für  einen  bestimmten  Gegenstand  da  sein,  für  einen  andern 


eines  Porsönliclikeitrechts  ist  dies  natürlich  Dicht  zu  verwerten.  Der 
Zwiespalt  liegt  genau  so  vor  bei  dem  „eingerichteten  Gewerbebetrieb^, 
an  dem  auch  das  RG.  ein  absolates  Recht  anerkennt,  das  dnrch  BGB. 
§  1004  und  §  823  Abs.  1  geschätzt  wird. 
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fehlen.  Es  muss  weiter  immer  etwas  bezeichnen  und  unter- 
scheiden, d.h.  zu. dem,  das  es  unterscheiden  soll,  in  einer  be- 
zeichnenden Beziehung  stehen,  im  Verkehr  als  dessen 
Bezeichnungsmittel  gebraucht  werden.  Ohne  diese  Beziehung  ist 
es  kein  Kennzeichnungs-  und  Unterscheidung$mittel,  es  wird  zu 
diesem  erst  durch  die  Verknüpfung  mit  dem  zu  bezeichnenden 
Etwas  und  hört  auf,  es  zu  sein,  wenn  di^  Beziehung  gelöst  ist. 
Dann  bleibt  das  blosse  Wort  oder  Bild  übrig  vom  Wort-  und 
Bildzeichen.  Es  muss  dem  zu  Bezeichnenden  also  zunächst 
beigelegt  werden.  Diese  Beilegung  muss  solange  dauern, 
als  die  Bezeichnungsbedürftigkeit  währt,  also  erhalten  bleiben. 
Als  ein  solches  Bezeichnungsmittel  ist  es  dann  aber,  gleichgültig 
von  wem  es  beigelegt  wurde,  ein  privates  Oenussgut  für  den 
Bezeichneten  geworden,  der  es  zur  Kennzeichnung  und  Unter- 
scheidung gebraucht.  Wer  die  Beilegung  vornimmt,  verfügt  damit 
über  das  Bezeichnungsmittel,  indem  er  es  mit  dem  zu  Bezeich- 
nenden verknüpft.  Nicht  minder,  wer  diese  Beilegung  aufrecht 
erhält,  das  Bezeichnungsmittel  als  Bezeichnung  eben  dieses  be- 
stimmten Etwas  bei  ihm  festhält  und  sich  dann  des  Bezeichnungs- 
mittels bedient. 

Die  Macht  zur  Beilegung  und  die  Macht  zur  Aufrechter- 
haltung der  Beilegung  wird  zur  Rechtsmacht,  wenn  sie  einer 
bestimmten  Persönlichkeit  vom  Recht  zuteil  wird,  und  damit  ent- 
steht ein  subjektives  Einschluss-  und  Ausschlussrecht  für  den  also 
am  Bezeichnungsmittel  Berechtigten  und  zum  Schutz  der  Ver- 
bindung mit  dem  Bezeichneten.  Das  Bezeichnungsmittel  wird  zu 
einem  durch  ein  absolutes  Recht  geschützten  immate- 
riellen Qut^)  Die  Beilegung  und  Erhaltung  eines  solchen  Be- 
zeichnungsmittels kann  erfolgen  bei  Bezeichnungen  von  Personen 
sowohl  von  dritter  Seite  als  von  der  zu  bezeichnenden  Person 
selbst;  bei  Bezeichnungen  von  Gegenständen  und  ihren  Beziehungen 


0  Vgl.  die  für  jedes  Bezeichnungsmittcl  zutreffenden  AasfübrongCD 
von  Richard  Alexander-Katz  im  Gow.  Rechtsch.  1001,  S.  103. 
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zur  Umwelt  von  den  über  die  Gegenstände  Verfügungsberechtigten 
und  gleichfalls  von  dritten  Personen.  Welche  Beilegungsmacht 
und  Erhaltungsmacht  zur  Rechtsmacht  ausgestaltet  worden  ist, 
wird  die  folgende  Darstellung  erkennen  lassen. 
A.  Die  Personenbezeichnungen, 
a)  Als  allgemeinen  bürgerlichen  Namen  zur  Wortbe- 
zeichnung der  Individualität  im  sozialen  Verkehr  gibt  es  in 
Deutschland  den  Familiennamen  und  den  Vornamen.^)  Ur- 
sprünglich waren  beide  von  den  Volksgenossen  beigelegte  Be- 
zeichnungen, von  denen  sich  dann  jene  dauernd  mit  der  Familie 
verknüpfte  und  nunmehr  ohne  weitres  mit  der  Zugehörigkeit  zur 
Familie  erworben  wird.^)  Fehlt  der  Nachweis  einer  solchen, 
wird  aber  auch  heute  noch  vom  Staat  der  Familienname  verliehen.^ 
Nicht  minder  wird  der  Vorname  durch  den  Inhaber  der  elter- 
lichen Gewalt  oder  Vormundschaft  beigelegt.  Der  Umstand,  dass 
die  Bezeichnung  zur  Kenntlichmachung  und  Unterscheidung  einer 
Person  dient,  macht  das  Bezeichnungsmittel  natürlich  noch  nicht 
zu  einem  Persönlichkeitgut  und  das  Recht  daran  zu  einem  Per- 
sönlichkeitrecht. Auch  der  Familien-  und  Vorname  bilden  ein 
immaterielles  Gut.*)  Das  Recht  zur  Beilegung  kommt  aber  dem 
Bezeichneten  nicht  zu.*^)  Ebenso  sorgt  das  öffentliche  Recht  dafür, 
dass  der  Familien-  und  Vorname  bei  der  bezeichneten  Person 
bleibe,  erzwingt  sogar  deren  Führung  durch  den  Namenträger.®) 


^)  Die  ROmer  hatten  regelmässig  drei  Namen,  das  nomen  zur  Be- 
zeichnung der  gens,  das  cognomen  zar  Bezeichnung  der  Familie,  das  prae- 
nomen  zar  Bezeichnung  des  Individuums. 

«)  BGB.  §  1616,  §  1706. 

')  Bei  Findelkindern,  Personenstandges.  §  24. 

^)  Olsbausen,  Das  Verhältnis  des  Namenrechts  zum  Firmenrecht 
S.  94,  104  ff. 

^)  Auch  die  Beilegung  eines  neuen  Namefas  erfolgt  nur  auf  Antrag, 
aber  durch  die  Staatsgewalt  in  Gemässheit  öffentlich  rechtlicher  Vor- 
schriften. 

^  StGB.  §  360  Nr.  8.     GewO.  §  15a.    HGB.  §  17,  §  18. 
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Ein  Herrschaftrecht  über  den  Familien-  und  Vornamen,  eine 
Verfügungsmacht  über  ihn  ist  für  den  Bezeichneten  also  nicht 
anerkannt,  soweit  sie  die  Beilegung  und  Loslösung  des  Namens 
vom  Benannten  betrifft.  Der  Erwerb  geschieht  ausschliesslich 
nach  öffentlichrechtlichen  und  familienrechtlichen  Vorschriften.^) 
Diese  Namen  sind  daher  weder  unter  Lebenden  noch  von  Todes 
wegen  übertragbar  und  veräusserlich.*)  Eine  Namensübertragung 
auch  für  geschäftliche  Zwecke  derart,  dass  man  sich  seines  Familien- 
und  Vornamens  entäusserte  und  ihn  auf  einen  andern  übertrüge, 
ist  nichtig.*)  Eine  Ersitzung  ist  ausgeschlossen.*)  Die  Erwerbung 
eines  Rechts  am  Namen  wird  auch  dadurch  von  einem  Dritten 
nicht  herbeigeführt,  dass  er  den  Namen  zum  Bestandteil  seiner 
Firma  oder  seines  Warenzeichens  macht,  selbst  wenn  er  an  Firma 
und  Warenzeichen  ein  formelles  Recht  erlangt.^) 

Besteht  hiernach  zwar  keine  Verfügungsmacht  in  der  vor- 
bezeichneten Richtung  über  den  Familien-  und  Vornamen,  so 
kommt  seinem  Träger  doch  einmal  der  Gebrauch  des  Namens, 
wie  die  Pflicht,  so  die  Macht  ihn  zu  führen  zu,  sodann  die  Macht, 
seine  Zugehörigkeit,  seine  Beilegung  aufrecht  zu  erhalten, 
und  zwar  ist  diese  Macht  eine  als  eigne  rechtlich  anerkannte,  ein 
subjektives  Recht,  geschützt  durch  ein  jede  Beeinträchtigung  des 
Gebrauchs    und    jede   Störung    des   Zugehörigkeitzustandes   des 


^)  Leider  besteht  auch  der  Staatsgewalt  gegenüber  kein  Schutz, 
wenn  sie  zum  Nachteil  eines  Namenträgers  die  Namcnändemng  gestattet. 
DJZ.  1906,  S.  740. 

^)  RGZ.  29,  S.  133.  Es  kann  uiemand  seinen  Namen  testamentarisch 
vermachen.  Auch  der  gesetzliche  Erbe  erwirbt  seinen  Namen  nicht  krafc 
Erbrechts,  sondern  originär  kraft  Familienrechts.  Ebensowenig  kann 
daher  jemand  dem  Erben  seinen  Namen  testamentarisch  entziehen.  RGZ. 
42,  S.  147. 

»)  Olshausen  a.  a.  0.  S.  56.  Rspr.  OLG.  IV,  S.  188.  Jor.  Ztochr. 
f.  Elsass-Lothr.  30,  S.  69.    Bl.  f.  Fat  11,  S.  143. 

*)  Bl.  f.  Fat.  IX,  S.  104. 

ö)  RGZ.  48,  S.  285,  240;  54,  S.  44;  66,  S.  190;  59,  S.  285.  UW.  IV, 
Seite  39. 
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Namens  zum  Namenträger  ausschliessendes  absolutes  Privat- 
recht.^)  Als  solches  Privatrecht  ist  das  Recht  auf  den  Namen 
längst  vor  dem  BGB.  anerkannt  gewesen.^)  Die  Frage,  ob  ein 
solches  Recht  am  Namen  besteht,  wird  auch  nicht  im  BOB.  §  12 
und  UWQes.  §  8  ger^elt,  sondern  vielmehr  dort  schon  als  ent- 
schieden angenommen.  Diese  Bestimmungen  schaffen  nicht  erst 
ein  solches  Recht,  sondern  setzen  es  vielmehr  voraus,  wie  aus 
der  Fassung  deutlich  erhellt,  und  treffen  'nur  für  den  Fall  der 
Verletzung  des  Rechts  oder  des  missbräuchlichen  sonstigen  Ge- 
brauchs Anordnungen.  Deshalb  ist  BGB.  §  12  auch  überall  dort 
unmittelbar,  nicht  nur  entsprechend,  anzuwenden,  wo  ein  Recht 
auf  den  Namen  und  seine  Führung  besteht  Ob  dies  der  Fall 
ist,  ist  aber  nicht  aus  BGB.  §  12,  sondern  anderweit  zu  ent- 
nehmen. Für  den  Familien-  und  Vornamen  ist  das  Recht  jeden- 
falls unbestritten.*) 

Ist  die  Bestimmung  des  Namens,  eine  Persönlichkeit  zu  kenn- 
zeichnen, so  muss  dies  in  ihrer  Totalität  geschehen  können,  in 
ihrem  Sein,  ihrem  Tun  und  Haben.  Der  Inhalt  des  Gebrauchs 
geht  deshalb  dahin,  sich  selbst  als  Persönlichkeit  mit  dem  Namen 
zu  bezeichnen,  sodann  sein  Tun  als  das  von  ihm  ausgehende, 
sein  Haben  als  das  ihm  zukommende  mit  dem  Namen  zu  kenn- 
zeichnen. Die  Befugnis  zur  Namenführung  gibt  also  das  Recht, 
sein  Geschäft,  seine  gewerblichen  Leistungen,  seine  Waren  mit 
seinem  Namen*)  zu  belegen,  aus  seinem  Namen  eine  Firma,  ein 
Warenzeichen   zu    bilden.*)     Immer  muss  aber   der  Name  eine 

^)  Nur  Störangen  durch  Private,  nicht  durch  die  übergeordnete 
Staalsgowalt,  schliesst  das  Privatrecht  ans, 

>)  R6Z.  2,  S.  147;  5,  S.  171;  89,  S.  803.  Motive  zum  BGB.  IV, 
S.  1005.    Dagegen  RGZ.  69,  S.  285. 

»)  Vgl.  auch  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I,  S.  721.  Dernburg, 
Das  borg.  Rocht  I,  S.  151.    RGZ.  59,  S.  286. 

*)  RQSt.  82,  8.  313. 

«)  VgL  auch  Wareuzeichengesetz  §  13.  RGZ.  54,  S.  44.  Das  Recht 
zur  Bildung  eines  Warenzeichens  besteht  auch,  wenn  der  Name  nicht 
als  Firma  geführt  wird.     Gew.  Rcchtsch.  1901,  S.  337. 
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Beeinträchtigung  des  Namenrechts. 

Personenbezeichnung  bleiben,  auch  in  Verbindung  mit  einem 
Geschah  oder  einer  Ware  die  Zugehörigkeit,  den  Ursprung  zu 
einer  Persönlichkeit  kennzeichnen. 

Das  Bezeichnungsverhältnis  des  Namens  zum  Bezeich- 
neten und  seinem  Tun  und  Haben,  das  gleichfalls  durch  das  Aus- 
schlussrecht am  Namen  geschützt  ist,  wird  gestört  einmal  dadurch, 
dass  der  Namenträger  in  seiner  Namenführung  und  Verwendung 
beeinträchtigt  wird,  was  auch  durch  Bestreiten  geschehen  kann/)  so- 
dann durch  Anmassung  des  Namens  durch  einen  Nichtnamenfräger, 
nicht  mit  dem  Namen  Bezeichneten,  zum  Zwecke  des  Gebrauchs 
und  der  Bezeichnung  für  seine  Person,  sein  Tun  und  sein  Haben. 
Die  Verwendung  des  Namens  durch  einen  Dritten  zum  Zwecke  der 
Bezeichnung  des  Bezeichneten  enthält  nur  den  bestimmungs- 
gemässeri  Gebrauch  und  steht  selbstverständlich  jedem  offen,*)  ein 
Gebrauch  aber,  der  den  Namen  zur  Bezeichnung  andrer  Personen 
und  Verhältnisse  verwendet,  löst  ihn  aus  der  ihm  vom  Gesetz  ge- 
gebenen Zugehörigkeit  und'schwächt  seineUnterscheidungs- 
kraft,  die  naturgemäss  nachlässt,  je  mehr  das  Bezeichnungs- 
mittel zur  Bezeichnung  Gleichartiger  verwendet  wird.  Diese  Ver- 
schlechterung des  Unterscheidungsmittels  gefährdet  aber  zugleich 
die  Gebrauchsmöglichköit  für  den  Namenträger.  Wenn  sich  daher 
jemand  der  Wahrheit  gemäss  als  Schüler,  Angestellter,  Nachfolger, 
wenn  er  sein  Qeschäftslokal  als  das  früher  von  einem  Andern 
innegehabtes  bezeichnet,  so  verwendet  er  den  Namen  eines  Andern 
nicht  zur  Bezeichnung  seiner  Person  und  seiner  Beziehungen, 
sondern  zur  Bezeichnung  der  Person  des  Namenträgers  und  dessen 
Beziehungen,'*)  verletzt  damit  also  weder  den  Gebrauch  des  Be- 
rechtigten noch  das  Zugehörigkeitverhältnis  des  Namens  zu  ihm.*) 


*)  Staudinger,  Komm.  I,  S.  87. 

«)  RGZ.  51,  8.271;  55,  S.  123. 

*)  Za  weit  geht  Rausnitz  im  Gew.  Hechtschntz  1807,  S.  86 ff., 
wenn  er  auch  diese  Bezeichnung  nur  mit  Genehmigung  des  Namenträgers 
zulässt. 

*)  Jur.  Wochenechr.  1898,  S.  174,  250. 
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Namenanmassung. 

Dieser  Gebrauch  seinerseits  bedeutet  keine  Namenfuhrung  und 
ist  natürlich  auch  nicht  durch  ein  absolutes  Recht  geschützt.^) 
Wer  sich  berechtigt  als  Schüler,  Nachfolger  eines  Andern  be- 
zeichnet, kann  daher  nicht  gegen  den,  der  sich  unberechtigt  so 
nennt,  aus  dem  Namenrecht  des  Namenträgers  vorgehen.  Sofern 
ihm  aber  damit  unlautrer  Wettbewerb  gemacht  wird,  kann  er 
aus  dem  gewerblichen  Betatigungsrecht  klagen.  So  kann  z.  B. 
die  Bezugnahme  eines  völlig  untüchtigen  Schülers  auf  seinen 
iMeister  als  seinen  Ausbildner  sowohl  diesen  schädigen  als  un- 
lautre Reklame  für  sich  selbst  bedeuten.  Es  wird  dann  wahrheit- 
widrig eine  erfolgte  Ausbildung  behauptet,  während  nur  ein 
Schülerverhältnis  vorlag,  das  ohne  das  Ergebnis  einer  Ausbil- 
dung geblieben  ist.  Dagegen  kanrt  es  über  den  zulässigen  Ge- 
brauch des  Namens  eines  Andern  hinausgehen  und  in  das  diesem 
vorbehaltene  Gebrauchsrecht  eingreifen,  wenn  eine  solche  Be- 
ziehungsangabe, wie  „vormals",  „Nachfolger  von"  usw.  dazu  ver- 
wendet wird,  ein  Warenzeichen,*)  eine  Firma  für  sich  zu  bilden.') 
Denn  diese  Bildungsmöglichkeit  ist  eine  Verwendungsart  des 
Namens  und  dem  Berechtigten  vorbehalten.  Und  es  wird  das 
Zugehörigkeitverhältnis  zwischen  Bezeichnungsmittel  und  bezeich- 
neten Objekt  gestört,  wenn  Personen  und  Gegenstände,  die  nicht 
von  ihm  bezeichnet  werden,  mit  ihm  benannt,  also  in  ein  schein- 
bares Zugehörigkeitverhältnis  mit  dem  Namen  gebracht  werden. 
Dies  geschieht  durch  Namenanmassung.*)  Ausser  dem  Namen- 
recht kann  dadurch  zugleich  auch  dem  gewerblichen  Betätigungs- 
recht durch  unlautern  Wettbewerb  eine  Verletzung  zugefügt  werden.*) 
Eine   besondre  Form   solcher  Namenanmassung   trifft  §  14  des 


0  Nur  der  Namenträger  kann  aas  BGB.  §  12  klagen.  R6Z.  59, 
Seite  286. 

s)  RGSt.  82,  S.  818.    RGZ.  54,  S.  44. 

«)  RGZ.  66,  S.  190;  Ztschr.  f.  Handelsrecht  56,  S.  563.  ÜW.IV,  S.39. 

*)  Olsh aasen  a.  a.  0.  S.  80.  Gierke,  Deatschcs  Privatrecht  1, 
Seite  728. 

»)  RGZ.  60,  S.  190. 
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Warenzeichengesetz  §  14.     Lizenz  am  Nainen. 

Warenzeichengesetzes:  das  gegen  das  Namenrecht  verstossende 
Anbringen  eines  Namens  auf  den  Waren,  und  §  18  Kunstgesetzes. 
Verschieden  von  der  Übertragung  des  Namens  selbst,  die 
unstatthaft  ist,  ist  die  Überlassung  des  Gebrauchs^)  eines 
Namens  an  einen  Andern  zu  bestimmten  gewerblichen  Zwecken, 
z.  B.  der  Qeschäftbezeichnung,  Warenbezeichnung*)  und  andrer 
gewerblichen  Leistungen.  Damit  verzichtet  der  Namenträger  nicht 
nur  auf  sein  Verbietungsrecht  dem  Andern  gegenüber,')  sondern 
es  hat  die  Übertragung  die  dingliche  Wirkung,  dass  der  Andre 
innerhalb  seiner  Gebrauchsbefugnis  auch  die  Ausschlussrechte 
des  absoluten  Namenrechts  erwirbt  und  selbständig  gegen  die 
Störungen  seines  Gebrauchsrechts  vorgehen  kann.*)  Es  besteht 
ein  Lizenzrecht  am  Namen.  Diese  Übertragung  kann  auch 
stillschweigend  erfolgen,  namentlich  wenn  jemand  ein  Unternehmen, 
eine  gewerbliche  Leistung,  eine  Ware,  ein  Rezept,  eine  Verfahrens- 
art kraft  des  zustehenden  Namenrechts  und  als  dessen  Ausfluss 
mit  seinem  Namen  versehen  hat  und  nun  diese  Gegenstände 
weiter  veräussert,  z.  B.  ein  Pensionat,*)  eine  Wirtschaft^  Dagegen 
liegt  eine  solche  Überlassung  des  Gebrauchs  am  Namen  nicht 
schon  dann  vor,  wenn  aus  dem  Namen  ein  eignes  Bezeich- 
nungsmittel anderer  Art,  wie  ein  Warenzeichen,  eine  Firma 
gebildet  wurde  und  die  Übertragung  dieser  Bezeichnungsmittel 
erfolgte.  Dann  geht  auch  nur  das  Recht  aus  dem  Warenzeichen, 
aus  der  Firma  über  und  es  kann  nicht  aus  dem  Recht  am  Namen 
von  jenen  Nichtnamenträgern  geklagt  werden.^)  Nicht  Gegenstand 
des  Namenrechts  ist  ein  Name,  dem  die  Bezeichnungs-  und  Unter- 
scheidungskraft verloren  gegangen  ist,  weil  er  Gattungsbezeich- 


1)  Fin  ger  im  ÜW.  V,  S.  4  und  §  13  des  Kuostgesetaes  v.  9. 1. 1907 

«)  Bl.  f.  Pat.  1897,  S.  83. 

3j  RGZ.  42,  S.  147.    Bl.  f.  Pat.  VI,  S.  213. 

*)  RGZ.  40,  S.  61;  67,  S.  39.     Sachs. .  Archiv  I,  S.  400. 

*)  GrachoU  Beitr.  45,  S.  74. 

•)  JW.  1900,  S.  829»o. 

')  RGZ.  59,  S.  286. 
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Beschaffenheitangabe.  —  Anwendbarkeit  von  BOB.  §  823  Abs.  1. 

nung,  Beschaffenheitangabe  geworden  ist.^)  Das  tritt  nament- 
lich häufig  bei  Erfindernamen  und  infolge  der  Erteilung  von 
Lizenzen  ein.^)  Gegen  die  missbräuchliche  Verwendung  solcher 
Namen  kann  der  Verletzte  dann  nicht  aus  seinem  Namenrecht 
vorgehen,  sondern  nur,  wenn  unlautrer  Wettbewerb  darin  liegt, 
aus  seinem  Betätigungsrecht. ")  Eine  derartige  Beschaffenheit- 
bezeichnung liegt  auch  vor,  wenn  der  Name  in  einer  Art  ge- 
braucht wird,  um  gewerbliche  Leistungen  mit  denen  des  Namen- 
trägers als  gleich  zu  bezeichnen,  z.  B.  „ä  la  Qilka"*),  „System 
Kneipp",  „nach  Kneipp",  „Ersatz  für  .  ;  .",  „sogenannte  Auer- 
brenner"  usw.*) 

Ist  das  Recht  am  Namen  ein  absolutes,  so  hat  dessen  Ver- 
letzung die  Rechtsfolgen  eines  absoluten  Rechts.  Einer  ent- 
sprechenden Anwendung  von  BOB.  §  1004  bedarf  es  aber  nicht, 
da  BGB.  §  12  gegen  die  objektive  Rechtverletzung  eine  eigene 
Unterlassungsklage  gegeben  hat.  Die  Ansprüche  auf  Schaden- 
ersatz wegen  fahrlässiger  und  vorsätzlicher  Verletzung  sind  auf 
BOB.  §  823  Abs.  1  zu  gründen.®)  Hierbei  ist. aber  zu  beachten, 
dass  das  Bezeichnungsmittel  keinen  selbständigen  Vermögenswert 
hat,  der  durch  die  Rechtverletzung  zugefügte  Schaden  also  mit 
der  Verletzung  der  bezeichneten  Person  und  ihrer  Betätigungs- 
freiheit, ihrem  Vermögen  zusammenfällt. 

In  Frage  kommt,  ob  der  in  §  14  des  Warenzeichengesetzes 


^)  BJ.  f.  Pat.  1896,  S.  143.    Gew.  RecUtach.  19(>4,  8.  275. 

«)  Bei  Likör  Haftmann,  BI.  f.  Pat  II,  S.  1^;  bei  Fleiscbextraktcn 
Liebig,  KGZ.  40,  8.  61.  Dagegen  nicht  bei  Wollwaren  Lahmann,  RGSt. 
29,  8.  853,  bei  Nfthmascbincn  8inger  RGZ.  56,  S.  160  ff.  Der  Umstand, 
dass  Leistungen  schon  vielfach  mit  der  Angabe  „878tem  von  .  .  ."  z.  B. 
Remington  bei  Schreibmaschinen,  in  Verkehr  kommen,  macht  noch  nicht 
notwendig  den  Namen  zum  Gattungsnamen.    Gtew.  Kochtsch.  1900,  8. 101. 

»)  So  auch  Finger,  Komm.  z.  Warenzeichenrecht  8.  279. 

*)  ÜW.  ir,  8.  108. 

»)  Bl.  f.  Pat  I,  8.  318;  X,  8.  177.  Puchelts  Zeitschrift  31,  S.  315. 
Köhler  im  Gew.  Rechtsch.  1898,  8.  200.    RGSt.  31,  8.  30. 

•)  Dernburg  a.  a.  0.  8.  152. 
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Warenzeichengesetz  §  14.  —  Wappen. 

besonders  geregelte  Fall  der  Namenanmassung,  für  den  dort 
Schadenhaftung  nur  bei  grober  Fahrlässigkeit  verordnet  wird,  die 
Anwendung  von  BGB.  §  823  Abs.  1  bei  leichter  Fahrlässigkeit 
ausschliesst.^)  Erwägt  man,  däss  im  allgemeinen  Alternativität  und 
Subsidiarität  zwi^hen  dem  BOB.  tind  den  früheren  Reichsgesetzen 
besteht,  die  Absicht  des  Warenzeichengesetzes  gleich  dem  Reichs- 
gesetz dahin  ging,  einen  Rechtschutz  zu  schaffen,  wo  er  fehlte, 
nicht  einen  vorhandnen  oder  künftig  gewährten  zu  beschränken,  so 
ergibt  sich,  dass  der  erweiterte  Schutz  des  BGB.  §  823  Abs.  1  für 
leichte  Fahrlässigkeit  trotz  dem  §  14  des  Warenzeichengesetzes  gilt. 
§§  1 3  u.  1 8  des  Kunstges.  sind  Schutzgesetze  nach  BGB.  §  823  Abs. 2. 

Wird  der  Name  als  Erwerbsmittel  gebraucht,  damit  also  ein 
Bestandteil  der  gewerblichen  Betätigung  selbst,  so  deckt  das  der 
gewerblichen  Betätigung  gewährte  Ausschlussrecht  den  Gebrauch 
des  Namens  und  seine  Zugehörigkeit  zum  Bezeichneten  selbst 
dann,  wenn  das  besondre  Namenrecht  versagt.  So  kann  bei 
Gleichnamigkeit  keine  Verletzung  des  Namenrechts,  wohl  aber 
eine  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  vorliegen  und 
wegen  unlautern  Wettbewerbs  zwar  nicht  nach  BGB.  §  12,  wohl 
aber  nach  BGB.  §  1004  oder  UWGes.  §  8  vorgegangen  werden. 
Das  Namenrecht  reagiert  überhaupt  nur  gegen  eine  Namenan- 
massung des  völlig  gleichen  Namens,  nicht  schon  gegen  den 
Gebrauch  eines  ähnlichen  Namens.  Gegen  diesen  schützt  nur 
das  dadurch  verletzte  gewerbliche  Betätigungsrecht. 

b)  Der  Wortbezeichnung  durch  den  Familiennamen  steht  recht- 
lich gleich  die  Bildbezeichnung  durch  das  Geschlechts-  und 
Familien  Wappen.  An  diesem  besteht  wie  am  Namen  ein  ab- 
solutes Recht,^)  gegen  dessen  Verletzung  BGB.  §  1004  oder  ent- 
sprechend BGB.  §  12  und  BGB.  §823  Abs.  1  anwendbar  ist. 
Alles,  was  vom  Familiennamen  gesagt  wurde,  ist  daher  ohne 
weitres  entsprechend  auf  das  Wappen  anzuwenden,  es  kann  nicht 


*)  So  Finger,  Warenzeichengosetz  S.  221. 
^)  RGZ.  2,  S.  148. 
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Pseudonyme. 

Übertragen^  wohl  aber  an  ihm  eine  Lizenz  bestellt  werden,  es 
kann  namentlich  auch  zur  Bezeichnung  gewerblicher  Leistungen 
und  Waren  als  deren  Ausstattung  verwendet  und  geradezu  als 
Warenzeichen  eingetragen  werden.^)  Gebraucht  ein  Dritter  un- 
befugt das  Wappen,  benutzt  er  es  beispielsweise  als  Warenzeichen 
und  lässt  es  für  sich  eintragen,  so  kann  dem  aus  dem  absoluten 
Recht  am  Wappen  entgegengetreten  werden,^)  ebenso  gegen  eine 
sonstige  Verwendung,  etwa  zur  Reklame  usw.  Es  konkurriert 
dann  hier  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  und  das  Recht  auf 
das  Wappen. 

c)  Angenommene  Namen  (Pseudonyme).*)  Es  ist  Sitte, 
bei  bestimmten  Arten  des  Verkehrs  mit  dem  Publikum,  sei  es  in 
gewerblichem,  sei  es  rein  literarischem  und  künstlerischem,  nicht 
unter  dem  Familiennamen,  sondern  unter  einem  angenommenen 
Namen  aufzutreten  und  seine  Leistungen  mit  diesem  zu  bezeichnen. 
Von  echten  Pseudonynier,  die  wirkliche  Namen  sind  und  nicht 
nur  der  Verdeckung,^)  sondern  auch  der  Kennzeichnung  und 
Unterscheidung  dienen  sollen,  ist  scharf  zu  unterscheiden  das 
Kryptonym  und  Anonym,  wie  „judex",  „medicus"  oder  gar  ein 
blosses  Zeichen,  wie  oft  bei  Reportern  und  Kritikern.^)  Ob  jene 
Pseudonyme  nun  durch  ein  selbständiges  absolutes  Recht  ge- 
schützt oder  als  besondre  Verkehrsnamen  nur  soweit  geschützt 
sind,  wie  der  Verkehr  selbst,  ist  lebhaft  umstritten.**)  Gewiss  ist, 
da  sie  nur  ein  Bezeichnungsmittel  für  die  bestimmte  Art  des 
Verkehrs  sein  wollen,  wie  z.  B.  bei  Theaternamen,  Künstlernamen, 

*)  §  4  UDd  §  16  Waronzeichengcsetz  findet  für  dicso  Wappen  keine 
Anwendung. 

«)  Finger  im  UW.  III,  S.  38. 

>)  Vgl.  Gierko,  Deutsches  Prlvatrecht  I,  S.  723. 

*)  Unrichtig  daher  La n sei,  Le  nom  en  droit  civil  S.  232:  „1o 
Pseudonyme  a  pour  but  ossentiel  de  voiler  l'identite  de  la  personne". 

ö)  Für  diese  trifft  auch  nur  zq,  was  Planck,  Komm,  zu  BGB.  I, 
S.  78  sagt. 

*)  Literatur  über  die  vorschiedncn  Meinungen  bei  Mannes,  Recht 
des  Pseudonyms.    Ferner  Staudingor,  Komm.  z.  BGB.  I,  S.  75. 
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Schriftstellernamen y  dass  sie  auch  nur  innerhalb  dieses  be- 
stimmten Verkehrs.  Bezeichnungs-  und  Unterscheidungsmittel 
sein  können,  gegenüber  dem  Familiennamen  also  einen  enger 
begrenzten  Wirkungskreis  haben.  Innerhalb  dieses  Kreises  aber 
wirken  sie  mit  gleicher  Unterscheidungskraft,  wie  die  Familien- 
namen, nicht  selten  verdrängen  sie  diese  geradezu,  so  dass  ein 
Künstler,  Schauspieler  nur  unter  seinem  Künstlernamen,  nicht 
unter  seinem  Familiennamen  bekannt  ist  Es  tritt  also  eine  voll- 
ständige Wesensgleichheit  mit  dem  Familiennamen  zutage,  das 
Bezeichnungsmittel  des  Pseudonyms  hat  denselben  Qutwert  wie 
der  Familienname,  ist  des  gleichen  Schutzes  würdig  und  es  muss 
deshalb  an  ihm  genau  wie  am  Familiennamen  ein  absolutes  Recht 
anerkannt  werden. 0  Erworben  wird  dieses  Recht,  sobald  der 
Name  als  beigelegt  zu  erachten  ist.  Dies  ist  Tatfrage.  Erforderlich 
ist  sein  Gebrauch  innerhalb  des  bestimmten  Verkehrskreises,  und 
es  genügt  erstmaliger  und  einmaliger  Gebrauch,  wenn  er  in  der 
Absicht  erfolgt,  eine  die  Verkehrszeit  durchdauemde  Bezeichnungs- 
zugehörigkeit herzustellen.  Bei  Gebrauch  verschiedner  und  wech- 
selnder Pseudonyme  wird  dies  nicht  leicht  angenommen  werden 
können.  Dagegen  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  auch  dann  der 
Gebrauch  durch  Dritte  zu  Zwecken  unlautern  Wettbewerbs  ge- 
schieht und  mit  dem  gewerblichen  Betätigungsrecht  ihm  entgegen- 
getreten werden  kann.  Ist  dagegen  ein  wirkliches  absolutes  Recht 
am  Pseudonym  entstanden,  so  ist  BGB.  §  12  nicht  entsprechend, 
sondern  unmittelbar  anzuwenden. 

Auch  sonst  gilt  von  diesem  Namen  alles,  was  vom  Familien- 
namen gesagt  worden  ist. 

Fraglich  könnte  sein,  ob  er  nicht  im  Gegensatz  zum  Familien- 
namen frei  übertragbar  wäre.  Da  er  nicht  kraft  öffentlichen 
Rechts  erworben  worden  ist  und  über  seine  Führung  nicht  dieses  be- 
findet, sondern  er  durch  einen  freien  Akt  der  Willkür  vom  Namen- 


»)  Vgl.  auch  KGSt.  vom  28.  November  1904  und  DJZ.  1905,  S.  173 
und  LG.  Bremen  DJZ.  1905,  S.  752. 
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Obertragbarkcit  und  Lizenz.  —  Beiname. 

träger  sich  selber  beigelegt  worden  ist,  so  steht  seiner  Veräusser- 
lichiceit  selbstverständlich  das  öffentliche  Recht  nicht  entgegen. 
Aber  seine  innere  Natur  verbietet  eine  solche  Veräusserung.  Liegt 
es  im  Wesen  des  Bezeichnungsmittels,  etwas  zu  bezeichnen  und 
wird  ein  Wort  eben  erst  durch  dieses  Bezeichnen  zum  Bezeich- 
nungsmittel, so  hört  es  auf  Mittel  der  Bezeichnung  zu  sein,  wenn 
dieses  Bezeichnungsverhältnis  gelöst  wird.  Es  wird  zum  blossen 
Wort,  das  ins  Freie  fällt.  Jede  Übertragung  und  Veräusserung 
setzt  aber  eine  solche  Trennung  voraus  und  im  Moment  der 
Trennung  verliert  das  Wort  die  Eigenschaft  als  Bezeichnungs- 
mittel und  damit  endet  durch  Untergang  des  Rechtschutzgegen- 
standes auch  notwendig  das  absolute  Recht  an  ihm.  Die  An- 
nahme desselben  Zeichens  durch  einen  Andern  schafft  ihm  dann 
erst  wieder  die  Eigenschaft  eines  Bezeichnungsmittels  und  stellt 
insoweit  einen  originären  Erwerb  dar.  Es  kann  daher  wohl  zu- 
gunsten eines  Dritten  Aufgabe  des  erworbenen  Bezeichnungsmittels 
zum  Zwecte  der  Aufnahme  Seiten  eines  Dritten,  aber  keine  wirk- 
liche Übertragung  erfolgen.  Diese  Aufgabe  aber  ist  im  Gegensatz 
zum  Familiennamen  bei  dem  Pseudonym  allerdings  möglich,  kann 
auch  natürlich  zur  Erfüllung  einer  vertragsmässig  übernommenen 
Verpflichtung  erfolgen.  Von  dieser  Aufgabe  des  angenommenen 
Namens,  wonach  die  Weiterführung  für  den  ursprünglichen  Namen- 
träger dann  ausgeschlossen  ist,  ist  die  Lizenzerteilung  scharf  zu 
unterscheiden. 

Insofern  mit  dem  aufgegebnen  und  von  dritter  Seite  auf- 
genommenen Pseudonym  unlautrer  Wettbewerb  verübt  wird,  kann 
diesem  ebenso  begegnet  werden,  wie  bei  Verübung  durch  den 
Gebrauch  eines  sonst  zuständigen  Namens. 

d)  Beinamen,  die  von  dritter  Seite  beigelegt  werden,  er- 
langen gleichfalls  häufig  eine  Unterscheidungskraft  und  dauernde 
Verbindung  mit  dem  Bezeichneten,^)  erfüllen  also  vollständig  die 

^)  Sowohl  bei  blossen  Spitznamen  als  bei  Übertragung  des  Namens 
eine»  Yorgftngers  auf  den  Nachfolger,  wie  dies  nicht  selten  bei  Bauer- 
gätern,  Gastwirtschaften  und  andern  Unternehmungen  vorlcomrat. 
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Juristische  Personen.    Gesellschaften.     Handelsnamen. 

Aufgabe  des  Namens.  Ein  absolutes  Recht  des  Namenträgers  an 
ihnen  kann  jedoch  erst  dann  anerkannt  werden,  wenn  dieser  den 
Beinamen  selbst  aufgreift  und  annimmt  und  für  sich  als  Be- 
zeichnungsmittel ständig  gebraucht.^) 

e)  Juristische  Personen  vermögen  in  gleicher  Weise  wie 
natürliche  Personen  einen  Namen  zu  führen,  der  ihre  Persönlich- 
keit kennzeichnet  und  keineswegs  immer  eine  Firma  ist^)  Nicht 
selten  ist  diese  Namenführung  unmittelbar  vorgeschrieben.')  Dass 
an  einem  solchen  Namen  ein  absolutes  Recht  wie  am  Familien- 
namen besteht,  ist  unbestritten.*) 

f)  Gesellschaften  und  Vereine  können  ebenfalls  Träger 
von  Personennamen  sein,  wenn  die  Mitglieder  in  ihrer  Verbin- 
dung ganz  oder  zum  Teil  aufgeführt  werden,*)  z.  B.  Müller 
&  Schulze. 

g)  Handelsnamen  und  Qewerbenamen.  Diese  sind 
ihrer  Natur  nach  dem  Pseudonym  wesensgleich:  sie  bezeichnen 
eine  Persönlichkeit  innerhalb  eines  bestimmten  Verkehrskreises, 
hier  bei  ihrer  Betätigung  im  Gewerbebetrieb:  sie  sind  die  Namen, 
unter  denen  jemand  gewerblich  tätig  ist  An  ihnen  besteht  gleich- 
falls ein  absolutes  Recht  und  es  gilt  für  sie  alles  das,  was  von 
den  Pseudonymen  gesagt  wurde.  Insbesondre  sind  sie  für  sich 
selbst  nicht  übertragbar,  wohl  aber  kann  zugunsten  eines  Dritten 
auf  ihre  Führung  verzichtet  werden.*)  Dagegen  wird  die  Über- 
tragbarkeit mit  dem  gewerblichen  Unternehmen,  dessen  Bezeich- 
nung sie  dienen  sollen,  möglich,  weil  dann  keine  völlige  Loslösung 


1)  Vgl.  auch  Fuld,  Gow.  Rechtsch.  1898,  S.  204. 

<)  Vgl.  Gierko,  Deutsch.  Priv&trecht  I,  S.  516  u.  72d. 

s)  Heichsbankgcsctz  vom  14.  M&rz  1875  §  12,  BGB.  §  57  und  ver- 
schiedne  Landesgesctzc. 

*)  Planck,  Komm.  z.  BGB.  I,  S.  79.  Staudinger,  Komm.  z. 
BGB.  T,  S.  84. 

*)  Gow.  Rechtechutz  1900,  S.  132. 

•)  Vgl.  hierzu  Makowor,  Komm.  z.  HGB.  I,  S.  95,  der  ObQrtrag- 
barkeit  annimmt.     Ferner  RGZ.  55,  S,  85.     Gierko  a.  a.  0.  S.  724. 
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der  Bezeichnungsmittel  von  dem  bezeichneten  Gegenstand  erfolgt, 
der  Name  also  noch  Bezeichnungsmittel  bleibt. 

h)  Lediglich  eine  besondre  Art  der  Handelsnamen  ist  die 
Firma  als  der  Name,  unter  dem  ein  Vollkaufmann  Handels- 
geschäfte betreibt,  HOB.  §  17.^)  Sie  ist  also  wie  der  Name  eine 
Bezeichnung  der  Person,  nicht  etwa  des  Handelsgeschäfts.  Dieser 
Grundsalz  wird  nur  insofern  durchbrochen,  als  bei  ursprung- 
lichen Firmen^),  nach  HOB.  §  18  ausnahmsweise  auch  Zusätze 
über  die  Art  und  den  Umfang  des  Geschäftbetriebs  oder  die 
Verhältnisse  des  Qeschäftinhabers  sowie  zur  Unterscheidung  nicht 
nur  der  Person,  sondern  auch  des  Geschäfts  gestattet  sind.  Diese 
an  sich  Qeschäftbezeichnungen  darstellenden  Zusätze  können 
also  zu  Bestandteilen  der  Firma  gemacht  werden,*)  müssen  es 
aber  nicht.  Geschieht  es,  so  folgen  sie  als  Bestandteile  der  Firma 
dem  besondem  Firmenrecht.  Geschieht  es  nicht,  so  dürfen  sie 
als  Zusätze  nicht  in  einer  Weise  verwendet  werden,  dass  dadurch 
die  wahre  Firma  unkenntlich  gemacht  wird.*)  Das  Handels- 
gesetzbuch hat  nun  über  Firmenannahme,  Firmenbestandteile, 
Firmenarten,  Führung,  Fortführung,  Veräusserung*)  und  Verlust 

^)  Betreibt  er  mehrere  Handelsgeschäfte,  kann  er  deshalb  auch 
mehrere  Firmen  fuhren,  R6Z.  16,  S.  17;  ja  sogar  dasselbe  Handelsgeschäft 
kann  unter  mehreren  Firmen,  z.  B.  deutschsprachlichen  und  fremdsprach- 
lichön,  geführt  werden;  vgl.  Opet,  Beitr.  z.  Firmenrecht  in  Ztschr.  fOr 
ges.  Handelsrecht  Bd.  49,  S.  62.  .  .  ^ 

s)  Ztschr.  f.  ges.  Handelsrecht  56,  S.  283. 

•)  Wie  „Cafe  Bauer**,  „Dicterichsche  Verlagsbuchhandlung  Theodor 
Weicher". 

*)  RGZ.  66,  S.  419.    Ztschr.  f.  ges.  Handelsrecht  56,  S.  563. 

^)  Die  Vorschriften  über  die  VeräusscrungsmOglichkeit  der  Firma 
widersprechen  der  grundsätzlichen  Unveräusserlichkeit  von  Bezeich nungs- 
mitteln  sieht.  Geht  ein  vorhandnes  Objekt  der  Bezeichnung  mit  über, 
so  Ist  diese  möglich.  Dass  die  Firma  aber  auch  da  nicht  Geschäftbe- 
Zeichnung,  sondern  Personenbezeichnung  ist,  zeigt  der  Umstand,  dass  die 
Yeräassernng  nur  unter  der  Voraussetzung  zulässig  ist,  dass  der  Gewerbe- 
betrieb mit  dem  veräusserten  Geschäft  fortgeführt  wird.  Gew.  Recht- 
schutz 1905,  8.  96.    ZBl.  f.  FG.  V,  S.  322. 
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der  Firma  Sondervorschriften  getroffen,  die  in  erster  Linie  An- 
wendung finden.  Wo  solche  fehlen,  treten  aber  die  allgemeinen 
Vorschriften  ein,  die  bei  dem  absoluten  Recht  am  Namen,  das 
auch  die  Firma  trifft,  gelten.^)  Hierher  gehört  vor  allem  auch 
die  Befugnis,  die  Firma  gleichwie  den  Personennamen  zur  Be- 
zeichnung von  gewerblichen  Leistungen  zu  benutzen,  insbesondre 
zur  Bildung  eines  Warenzeichens.^)  Diese  Sondervorschriften 
finden  ausschliesslich  nur  für  die  Firma  Anwendung  und  sind 
nicht  entsprechend  auf  andre  Handels-  und  Qewerbenamen,  etwa 
auch  der  Minderkaufleute,  auszudehnen.  Sie  bezwecken  zum  Teil 
geradezu,  die  Irrtumerregung  und  damit  unlautern  Wettbewerb 
zu  verhüten,  wie  HOB.  §  18  ff.  u.  §  30  ff.,  zum  Teil  wollen  sie  den 
Zusammenhang  des  gewerblichen  Unternehmens  nach  aussenhin 
auch  dann  wahren,  wenn  der  Inhaber  wechselt  oder  seinen 
bürgerlichen  Namen  ändert.*)  Nur  im  ersten  Falle,  soweit  die 
Vorschriften  dazu  bestimmt  sind,  eine  richtige  Firmenbezeich- 
nung aufrecht  zu  erhalten,  dienen  sie  zugleich  dem  lautern 
Wettbewerb.  Alle  Vorschriften  über  die  Firmierung  sind  aber 
Schutzgesetze  für  die  Firma  im  Sinne  von  BGB.  §  823  Abs.  2. 
Diese  wird  ausser  BGB.  §  823  Abs.  2  noch  durch  öffentliche 
Gewalt  und  durch  das  an  ihr  anerkannte  absolute  Recht  geschützt. 
Indem  das  Recht  nämlich  zugleich  das  allgemeine  öffentliche 
Interesse  schützen  will,  das  das  Publikum  an  der  richtigen  Firmen- 
führung hat,  gibt  es  in  HOB.  §  37  Abs.  1  der  öffentlichen  Gewalt, 
dem  Registerrichter  die  Befugnis,  den  vorschriftmässigen  Gebrauch 
der  Firma  von  sich  aus  zu  erzwingen,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  im  einzelnen  Falle  gerade  Rechte  Dritter  verletzt  werden  oder 
nicht.     Dabei  wird  aber  nur  der  nach  den   handelsgesetzlichen 


^)  Gicrke  a.  a.  O.  S.  725.  Dieses  absolute  Recht  an  der  Firma  wird 
aber  lediglich  ans  BGB.  §  1004  geschützt.  Auf  BGB.  §  12  kaun  es  nicht 
gestützt  werden,  insbesondre  auch  dann  nicht,  wenn  ein  fremder  Käme 
als  Firma  geführt  wird,  RGZ.  59,  S.  285. 

^)  RGZ.  55,  S.  241. 

*)  Opet  a.  a.  0.  S.  103. 
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Bestimmungen  vorgeschriebene  Gebrauch  ins  Auge  gefasst.  Wird 
etwa  unter  ihrer  Beachtung  unlautrer  Wettbewerb  getrieben, 
so  kann  hiergegen  der  Registerrichter  nicht  angerufen  werden 
oder  selbständig  einschreiten.  Daneben  wird  aber  noch  in  HOB. 
§  37  Abs.  2  das  absolute  Recht  an  der  Firma  anerkanat  und 
gegen  die  Verletzung  dieses  Rechts  die  Unterlassungsklage  ge- 
währt. Und  diese  wird  zugleich  erweiternd  dahin  ausgedehnt, 
dass  nicht  nur  die  Verletzung  des  Rechts  an  der  Firma,  sondern 
die  Verletzung  jedes  andern  Rechts^)  mit  der  Firma,  z.  B.  des 
Namenrechts ,^  des  Warenzeichenrechts,  des  Patentrechts  usw., 
also  auch  des  gewerblichen  Betätigungsrechts*)  aus  HOB.  §  37 
Abs.  2  zurückgewiesen  werden  kann.  Immer  ist  aber  auch  hier 
Voraussetzung,  dass  die  Verletzung  geschieht  durch  den  Gebrauch 
einer  den  handelsgesetzlichen  Vorschriften  widerstreitenden 
Firma.*)  Gegen  Verletzungen  mit  solchen  diesen  Bestimmungen 
sowohl  widerstreitenden  als  gemässen  Firmen*)  hilft  bei  unlauterm 
Wettbewerb  jeder  Art  im  übrigen  das  gewerbliche  Betätigungs- 
recht nach  BGB.  §  1004  und  BGB.  §  823  Abs.  1  oder  UWGes. 
§  7  u.  8.*)  Ober  Schädenansprüche  trifft  das  HGB.  überhaupt 
keine  Bestimmungen,  es  ist  deshalb  hier  stets  auf  das  BGB.  er- 
gänzend zurückzugreifen.') 


0  R0Z.8,  S.  166;  29,  S.  71. 

«)  RGZ.  56,  S.  190. 

')  RGZ.  22,  S.  60.  Vgl.  hierza  ancli  Dernburg,  Das  bQrgerliche 
Recht  I,  S.  337. 

*)  Olshauseii  a.  a.  0.  S.  84.  Staub,  Komm.  z.  HGB.  I,  S.200.  — 
A.  M.  Makower  a.  a.  0.  S.  147.  RGZ.  3,  S.  165;  56,  S,  189;  58,  S.  24. 
Gew.  Rechtsch.  1905,  S.  96. 

^)  Hierher  gehört  z.  B.  auch  die  Wiederaofnahmo  einer  eben  ge- 
löschten Firma  durch  Dritte,  um  dadurch  unlautern  Wettbewerb  zu 
verüben. 

•)  RGZ.  54,  S.  186;  58,  S.  188,  139;  63,  S.  188.  Recht  1902,  S.  23»\ 
JW.  1898,  S.  484.  DJZ.  1898,  S.  24.  ÜW.  T,  S.  80;  HI,  S.  48,  70.  JW. 
1901,8.256".    Gew.  Rechtsch.  1903,  S.  322.    Rauter  in  Ü\V.  VI,  S.  41. 

7)  üernburg  a.  a.  0. 1,  S.  338. 
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Oeschäftsbezcichnung.     Ladenschild. 

B.  Die  Sachbezeichnungen. ^) 
a)  Die  Qescbäftsbezeichnung.  Während  die  Firmaden 
Namen  des  Gewerbetreibenden  darstellt  und  lediglich  zu 
dessen  Kennzeichnung  dient,  will  die  Geschäfts-  und  Etabiisse- 
mentbezeichnung  nur  das  gewerbliche  Unternehmen  als 
solches,  das  Geschäft  als  ein  Erwerbsmittel  im  Sinne  zu  1  kenn- 
zeichnen,^) gleichgültig,  wer  der  Inhaber  sei.  Es  kommt  hier 
natürlich  jedes  gewerbliche  Unternehmen,  nicht  nur  ein  Handels- 
geschäft in  Betracht,  z.  B.  auch  ein  Theaterunternehmen,  ein  buch- 
händlerisches Unternehmen.  Dies  kann  auch  durch  Büchertitel 
bezeichnet  werden,  wie  es  bei  Konversationslexika,  Adressbüchern 
geschieht  Es  ist  daher  kein  zutreffender  Vergleich,  wenn  sie 
mit  der  Marke  verglichen  wird,*)  denn  dieser  wohnt  gerade  die 
Beziehung  auf  den  Produzenten  inne,  die  der  Geschäftsbezeichnung 
fehlt  Da  es  sich  ferner  hier  nicht  um  eine  Person  handelt,  die 
ihr  Tun  und  Haben  mit  ihrem  Namen  bezeichnen  kann,  darf  die 
Geschäftsbezeichnung  auch  nicht  weiter  zur  Bezeichnung  von 
Waren  verwendet  werden,*)  wie  z.  B.  bei  der  Firma.  Die  Be- 
zeichnung kann  eine  wörtliche  („Zum  Adler",  „Zurgoldnen  110") 
und  eine  bildliche  (dargestellt  durch  die  Abbildung  eines  Adlers) 
sein  und  sie  kann  aus  beiden  Bestandteilen  gemischt  sein.  Ihre 
Anbringung  kann,  wie  die  Firma,  in  verschiedener  Weise  erfolgen. 
Geschieht  sie  unmittelbar  am  Geschäft  selbst,  so  wird  sie  zum 
Geschäftschild,  zum  Ladenschild,  Enseigne.*^)  Dass  auf 
solche  Etablissementnamen  das  Recht  des  HGB,  über  die  Firmen 
nicht  Anwendung  leidet,   ist  unbestritten.*)     Diesem  unterliegen 


»)  Giorke,  Deutechea  Privatrecht  I,  S.  745.  —  BGB.  §  12  ist  hier 
nicht  aDwendbar. 

')  Die  Franzosen  nnteracbeiden  in  gleicher  Weise  zwischon  raison 
social  =>  Firma  und  raison  commercial  =  Geschäftsbezeichnung. 

»)  So  Schuler,  Conc.  del.  S.  137. 

*)  JW.  1906,  S.439» 

B)  „Le  drapeau  de  retablissement**,  Rendn,  Trait6  No.  478. 

«)  Staab,  Komm,  zu  HGB.  I,  S.118. 
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sie  nur,  wenn  sie  Bestandteile  einer  Firma  geworden  sind.  Da- 
gegen besteht  auch  an  ihnen  als  an  immateriellen  Gütern  ein 
eignes  absolutes  Recht,  nicht  werden  sie  bloss  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Erwerbsmittel  und  als  Bestandteil  gewerblicher  Tätigkeit 
von  dem  dieser  zukommenden  Persönlichkeitrecht  gedeckt.^)  Es 
liegt  nicht  der  mindeste  Grund  vor,  der  Oeschäftsbezeichnung 
einen  andern  Schutz  angedeihen  zu  lassen,  als  dem  Namen  und 
der  Firma.  Erworben  wird  sie  wie  andre  beigelegte  Namen  mit 
der  Beilegung  in  der  Absicht,  damit  eine  dauernde  Bezeichnung 
und  Verbindung  herbeizuführen.  Ob  sie  erfolgt  ist,  ist  ebenso 
wie  bei  dem  Pseudonym  Tatfrage,  es  kann  der  erstmalige  Ge- 
brauch hinreichen.^)  Selbstverständlich  muss  der  Gebrauch  im 
Gewerbebetrieb  erfolgt  sein,  da  das  Geschäft  nur  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Erwerbsmittel  in  Betracht  kommt,  und  die  Bezeichnung 
muss  sich  auch  tatsächlich  auf  das  Geschäft,  nicht  etwa  nur  auf 
das  Gebäude,  in  dem  sich  das  Geschäft  befindet,  beziehen. 
Wird  die  Beilegung  von  dritter  Seite  vorgenommen,  bürgert  sich 
z.  B.  ein  abgekürzter  Gebrauch  des  Namens  durch  das  Publikum 
ein,  so  entsteht  ein  absolutes  Recht  an  ihm  ebenfalls  erst  dann, 
wenn  der  Name  durch  den  Geschäftinhaber  aufgegriffen  und  be- 
nutzt wird.*) 

Bestritten  ist,  ob  die  selbständige  Veräusserung  einer  Ge- 
schäftsbezeichnung ohne  Geschäft  möglich  ist.^)  Auch  hier  gilt, 
was  von  der  Veräusserung  des  Pseudonyms  und  des  Namens 
juristischer  Personen  gesagt  wurde.     Sie  ist  unmöglich,  weil  mit 


0  So  Schuler  a.  a.  0.  S.  142. 

*)  Schaler  a.  a.  O.  S.  142.  Pinner,  Komm.  S.  111.  JW.  1900, 
S.  76»*. 

«)  Fuld,  Gew.  Rechtsch.  1898,  S.  204. 

*)  Verneint  von  Schuler  a.  a.  0.  S.  144.  Pinner  a.  a.  0.  S.  112. 
Die  französische  Literatur  nimmt  dagegen  die  freie  Obertragbarkeit  und 
Ver&oBserlichkeit  auch  ohne  Gesch&ft  durchgängig  an,  Pouillet,  Traite  etc. 
No.  712;  Allart,  Traitö  etc.  No.  102.  Ebenso  für  den  Zeitungstitel  ohne 
Geschäft  RGSt.  28,  S.  279. 
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der  Loslösung  vorn  Geschäft  der  Name  aufhört  Bezeich nungs- 
niittel  zu  sein  und  ins  Freie  fällt,  damit  aber  das  Recht  an  ihm 
ebenso  untergeht,  wie  wenn  er  etwa  zur  Qattungsbezeichnung 
würde.  Es  ist  also  nur  Aufgabe  der  Bezeichnung  und  originäre 
Wiederaufnahme  durch  Dritte  möglich.  Dagegen  fehlt  es  an 
einem  Objekt  der  Bezeichnung  nicht,  wenn  mit  dem  Namen  das 
Geschäft  übertragen  wird. 

Der  Schutz,  den  das  besondre  absolute  Recht  an  der  Qe- 
schäftsbezeichnung  schafft,  ist  enger,  als  der  der  gewerblichen 
Betätigung  gewährte.  Es  kann  selbstverständlich  nur  die  be- 
stimmte konkrete  Bezeichnung  zum  Gegenstand  haben.  So 
begreift  das  Recht  an  einem  Geschäftschild,  auf  dem  sich  das 
Bild  eines  Adlers  befindet,  eben  nur  das  Bild  in  sich,  und  das 
Recht  an  einem  Geschäftschild,  das  die  Worte  trägt  „Zum  Adler**, 
eben  nur  die  Wortbezeichnung,  und  es  kann  deshalb  nicht 
aus  jenem  Recht  am  Bilde  die  Benutzung  jener  Wortbezeichnung 
untersagt  werden.^)  Selbstverständlich  kann  aber  auch  durch  die 
Wortbezeichnung  eine  Verwechselung  mit  der  Bildbezeichnung 
im  gewerblichen  Verkehr  stattfinden  und  es  ist  diese  missbräuch- 
liche  Benutzung  alsdann  als  unlautrer  Wettbewerb  nach  BOB 
und  UWGes.  §  8  zurückzuweisen.^) 

Ebenso  wie  beim  Namen  können  Bezeichnungen,  die  als 
Freizeichen  im  Allgemeingebrauch  stehen,  hierzu  gehören  nament- 
lich auch  Ortsnamen,  oder  die  Artbezeichnungen  geworden*)  sind, 
deshalb  also  der  Unterscheidungskraft  entbehren,  nicht  Gegen- 
stand eines  besondern  Rechts  sein. 


1)  Ähnlich  beim  Rocht  am  Warenzeichen.  RGSfe.  32,  S.  868.  — 
Gew.  Rechtsch.  1904,  S.  20. 

«)  Finger  in  U\V.  IV,  S.  9  ff.  Paul  Schmid,  Gew.  Kechtechulz 
1902,  S.  11. 

»)  Hötcl,  Restaurant,  Cafö,  Kurhaus,  Grand  Hotel  usw.  Vgl. 
Schuler  a.  a.  0.  S.  148.  JW.  1906,  S.  397.  Patentburean,  RQZ.  60, 
Seite  81. 
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b)  Zeitungstitel  und  Titel  von  Druckschriften.^) 
a)  Der  Zeitungstitel  hat  Ähnlichkeit  mit  der  Geschäfts- 
bezeichnung. Er  ist  der  Name  für  ein  bestimmt  geartetes  Unter- 
nehmen, das  Zeitungsunternehmen,^)  zugleich  aber  auch  Bezeich- 
nung der  unkörperlichen  Erzeugnisse  dieses  Unternehmens,  der 
Zeitung,  aber  nicht  als  eines  Schriftwerks  im  Sinne  des  Urheber- 
rechtgesetzes als  immateriellen  Qeisteserzeugnisses,  nicht  als  einer 
Ware.')  Früher  wurde  an  dem  Titel  geradezu  ein  Urheberrecht 
angenommen.  Der  Titel  kann,  wie  der  Name,  das  Erzeugnis 
eigener  geistiger  Tätigkeit  sein  und  es  besteht  dann  allerdings 
zwischen  ihm  und  dem  Erzeuger  ein  Urheberverhältnis.*)  Aber 
der  Schutz,  den  das  Urhebergesetz  gewährt,  ist  nicht  auf  den  Titel 
eines  Zeitungsunternehmens  anzuwenden,*^)  da  dieses  nur  für 
Schriftwerke  gilt.  Vielmehr  ist  an  ihm,  wie  an  den  andern  im- 
materiellen Gütern,  die  Unterscheidungsmittel  sind,  ein  absolutes 
Recht  als  an  einem  immateriellen  Gut  anzunehmen.®)  Dem  Haupt- 
titel sind  charakteristische  Untertitel  der  Zeitung  für  einzelne 
Abschnitte,  wie  „Müller  und  Schulze",  „Aus  dem  Eulenloch  der 


»)  Taech,  Gew.  Kechtech.  1902,  S.  272.  Landsberg,  Gewerbl. 
Rechtsch.  1906,  S.  185. 

«)  Köhler  im  ÜW.  III,  S.  107.  Deshalb  ist  Berechtigter  auch  der 
ZeitangsaDtcrnehmer,  nicht  der  Redakteur. 

s)  RGZ.  28,  S.  280;  44,  S.  101.  Daher  kann  auch  die  Eintragung 
des  Zeitnngstitels  als  Warenzeichen  nicht  das  Recht  am  Titel  und  den 
Gebrauch  des  Titels  verhindcrD. 

*)  So  richtig  Schüler  a.  a.  0.  S.  152  gegen  Kohler,  Recht  am 
Zeitangstitcl  S.  13. 

**)  §  9  des  Gesetzes  über  Urheberrecht  unterscheidet  zwischen  „dem 
Werk  selbst'',  dessen  Titel  und  der  Bezeichnung  des  Urhebers. 

^)  Klostermann,  Das  geistige  Eigentum  an  Schriften  Bd.  I,  S.  147. 
Wächter,  Verlagsrecht  S.  493.  Kohler,  Markenschutz  S.  213.  Ross- 
hirt, Das  sogen.  Eigentum  an  Zeitungen  in  Goldschmids  Ztschr.  IV,  S.  65. 
Kohlor,  Über  das  Recht  an  Zeitungstiteln.  ROHG.  3,  S.  315.  Von 
Kohler  wird  es  als  Persönlichkeitrecht  aufgefasst,  UW.  IIF,  S.  107,  ebenso 
Paeoh  a.  a.  0.  S.  278;  es  ist  aber  wie  Name,  Firma  und  Warenzeichen 
als  Imroaterialrccht  anzusehen. 
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Zeit"  usw.  gleichzustellen.^)  An  Titeln,  die  der  ünterscheidungs- 
kraft  mangeln,  blosse  Artbezeichnungen  sind,  wie  Tageblatt, 
Morgenblatt,  kann  -ein  R^cht  daher  nicht  entstehen.*)  Dasselbe 
gilt  für  blosse  Herkunftbezeichnungen.  Dagegen  ist  es  sehr  wohl 
möglich,  dass  die  Kombination  eine  solche  Unterscheidungs- 
kraft gewinnt  und  daher  Gegenstand  emes  Rechts  sein  kann,*) 
z.  B.  „Kölnische  Zeitung",  „Dresdner  Journal"  usw. 

Auch  hier  gilt  für  die  Erwerbung  des  absoluten  Rechts  am 
Zeitungstitel  grundsätzlich  dasselbe,  was  für  die  Qeschäftsbezeich- 
nung  gesagt  wurde;  Die  Erwerbung  des  Rechts  auf  die  Be- 
zeichnung tritt  mit  dem  Zeitpunkt  der  Benutzung  ein/)  Ja  es 
ist  sogar  möglich,  dass  das  Zeitungsunternehmen  durch  seinen 
Titel  bereits,  gekennzeichnet  wird,  bevor  noch  eine  Nummer  er- 
schienen ist,  sofern  eine  öffentliche  Ankündigung  von  dem  bevor- 
stehenden Erscheinen  der  Zeitung  erfolgte.  Auch  darin  muss 
eine  Benutzung  erblickt  werden.  Das  Unternehmen  muss  aber 
jedenfalls  wenn  nicht  schon  fertig  bestehen,  so  doch  in  der  Ent- 
stehung begriffen  sein,  es  muss  bereits  der  Grund  für  seine 
Errichtung  gelegt  sein.  Eine  blosse  Ankündigung,  unter  einem 
bestimmten  Titel  künftig  einmal  eine  Zeitung  herausgeben  zu 
wollen,  verschafft  noch  kein  Recht  am  Titel  und  hindert  einen 
Dritten  nicht,  vorher  unter  ihm  ein  Zeitungsunternehmen  zu  er- 
richten.   

Das  Recht  am  Zeitungstitel  hört  auf,  wenn  der  Titel  aufhört 
ein  Bezeichnungsmittel  für  ein  Zeitungsunternehmen  zu  sein.  Dies 
kann  eintreten,  wenn  die  Zeitung  zu  erscheinen  aufhört,  sei  es 
freiwillig,  sei  es  zufolge  staatlichen  Verbots,*)  oder  wenn  sie  unter 
einem  andern  Titel  forterscheint.     Dann  kann  jeder.  Dritte  den 


1)  Kohler  im  ÜW.  IV,  S.  108. 
*)  Rspr.  OLG.  li  S.  471. 

«)  Schuler  a.  a.  0.  S.  155.     Ztschr.  för  gewerb.  Rechtschutz  1895, 
Seite  364. 

*)  RGZ.  41,  S.  88. 

•'^)  Allart  a.  a.  O.  No.  153. 
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Titel  aufgreifen.  Die  Verwendung  in  einer  Art,  dass  dadurch 
Verwechselungen  mit  dem  früheren  Unternehmen  und  damit  un- 
lautrer Wettbewerb  herbeigeführt  wird,  kann  freilich  auch  dann 
kraft  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  verhindert  werden.  Für 
die  Übertragung  und  Veräusserung  des  Titels  auf  einen  Dritten 
ohne  das  Zeitungsunternehmen  selbst,  gilt  ganz  dasselbe,  wie  bei 
der  Oeschäftsbezeichnung.^) 

Auch  für  die  Beeinträchtigungen  in  dem  Gebrauch  des  Zei- 
tungstitels und  der  Titelanmassung  ist  dasselbe  zu  sagen,  was  bei 
dem  Namenrecht  bereits  ausgeführt  wurde.  Keine  Störung  der 
Titelführung,  sondern  lediglich  Beeinträchtigung  gewerblicher 
Tätigkeit  enthält  es,  wenn  der  Name  einer  Zeitung  bei  der  Post 
zum  Postbetrieb  angemeldet  wird,  um  diesen  Postbelrieb  dem 
Berechtigten  zu  verschränken.^) 

ß)  Bezeichnungen  von  Druckschriften,  Titel.  Diese 
können  gleichfalls  Worte  und  Bildzeichen  sein.  Ob  sie  einen 
urheberrechtlichen  Schutz  geniessen,  ist  bestritten.*)  Der  Titel  ist 
nur  Bezeichnung  eines  Schriftwerks,  kein  Schriftwerk  selbst.  Damit 
ist  ausgesprochen,  dass  er  eines  selbständigen  urhebergesetzlichen 
Schutzes  nicht  fähig  ist.  Er  ist  insoweit  auch  kein  selbständiger 
Teil  eines  Schriftwerks,  ebensowenig  wie  der  Name  ein  Teil  der 
Person  ist.  Seine  Entnahme  bedeutet  daher  keinen  Nachdruck, 
kann  auch  nicht  als  Verletzung  des  Urheberrechts  angesehen 
werden.  Gleichwohl  bleibt  er  auch  für  das  Urheberrecht  am 
Schriftwerk  nicht  ohne  Bedeutung.  Er  muss  als  Bestandteil  der 
Formgebung  des  Schriftwerks  angesehen  werden  derart,  dass  das 
Urheberrecht  verhindert,  dem  Schriftwerk  einen  andern  Titel  zu 


0  Die  AofTassuDg  des  RQSt.  28,  S.  279  geht  also  za  weit.  —  Vgl. 
auch  Schaler  a.  a.  0.  S.  160. 

«)  RQZ.  53,  S.  171. 

*)  Bejaht  von  Sch&fer,  Gew.  Rechtsch.  1903,  S,  9fir.  schlechthin, 
fär  möglich  erachtet  Yon  Fischer  in  der  Festgabe  für  Wilke,  1900, 
S.  91  ff.  Dagegen  Gierke  a.  a.  0.  S.  785,  Allfeld,  Komm.  S.  45.  RGZ. 
12,  S.  116.    RGSt.  17,  S.  199. 
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geben.  Dies  erhellt  aus  §  9  und  §  38  Abs.  2  des  Gesetzes  betr. 
das  Urheberrecht.  Es  kann  daher  zwar  aus  dem  Urheberrecht 
nicht  der  Gebrauch  desselben  Titels  für  ein  andres,  nicht  vom 
Autor  stammendes  Schriftwerk  verboten,  wohl  aber  die  Änderung 
des  Titels  des  Schriftwerks  verhütet  werden.  Und  insofern  dient 
allerdings  auch  das  Urheberrecht  zugleich  dazu,  die  Bezeichnung 
am  Werke  festzuhalten.  Die  Verletzung  bedeutet  nicht  die  Ver- 
letzung eines  Schutzgesetzes,  sondern  eines  absoluten  Rechts  und 
ist  aus  BGB  §  1004  und  §  823  Abs.  1  (nicht  §  823  Abs.  2)  zu 
beurteilen.  Hier  besteht  überdies  der  wichtige  Unterschied,  dass 
jeder  Titel  nach  §  9  des  Gesetzes  geschützt  ist,  auch  der  nicht 
besonders  charakteristische  und  individuell  eigenartige.  Daneben 
ist  aber  für  den  Titel  von  Druckschriften  als  selbständiges  indi- 
viduell eigenartiges  Bezeichnungsmittel  genau  so  ein  absolutes 
Recht  anzuerkennen,  wie  bei  dem  Namen  und  andern  Bezeich- 
nungsmitteln, und  es  ist  sein  Gebrauch  und  Benutzungsrecht  in 
derselben  Weise  durch  BGB.  §  1004  und  §  823  Abs,  1  geschützt.^) 
Es  gilt  auch  von  dem  Erwerb^)  und  der  Veräusserlichkeit,  der 
Erforderlichkeit  der  Unterscheidungskraft*)  ganz  dasselbe,  wie  bei 
diesen.  Insbesondre  findet  eine  Übertragung  auf  den  Verleger 
mit  der  Überlassung  des  Vervielfältigungsrechts  des  Werkes  statt.*) 
Es  ist  ferner  selbstverständlich,  dass  das  Recht  sich  eben  nur  auf 
das  Bezeichnungsmittel  einer  Druckschrift  bezieht  und  die  Ver- 
wendung desselben  Namens  als  Bezeichnungsmittel  von  andern 
Gegenständen  nicht  hindert. 

Auch  beim  Zeitungs-  und  Büchertitel  bezieht  sich  das  abso- 
lute Recht  nur  auf  die  konkrete  Titelgestalt.  Wenn  durch  Gebrauch 
gleicher  berechtigter  oder  ähnlicher  Titel  unlautrer  Wettbewerb 
ausgeübt  wird,  so  ist  dem  nicht  aus  dem  Recht  am  Titel,  sondern 


i)  Sachs.  Arch.  VIII,  S.  352. 

«)  RGZ.  41,  S.  83. 

»)  JW.  1900,  S.  76  ^S  1903,  S.  63«".     RGZ.  40,  S.  22. 

*)  Sachs.  Arch.  a.  a.  0. 
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wegen  Verletzung  des  gewerblichen  Belätigungsrechts  nach  dem 
BGB.  oder  nach  UWGes.  §  8  zu  begegnen.^) 

C.   Beziehungsbezeichnungen. 

Die  Bezeichnungen  können  weiter  dazu  dienen,  ein  Verhältnis 
eines  Gegenstands  zu  einer  Person  oder  zu  seiner  unpersönlichen 
Umwelt  zu  kennzeichnen.  Das  eine  Mittel,  die  Beziehung  des 
Gegenstands  zur  Person  durch  deren  Personennamen  zu  kenn- 
zeichnen, ergab  sich  schon  aus  dem  Umfange  des  Gebrauchs 
des  Personennamens.  Hier  kommen  noch  anderweite  Bezeich- 
nungsmittel in  Betracht. 

a)  Signaturen,  Marken  und  andre  Zeichen  der  Ur- 
heber, wie  sie  nicht  selten  Künstler,  Gewerke,  Ingenieure,  Tech- 
niker usw.  gebrauchen,  sind  Gegenstand  eines  absoluten  Rechts, 
sofern  sie  hinreichende  Individualisierungskraft  besitzen,  um  auf 
die  bestimmte  Person  hinzuweisen.^)  Aus  ihnen  hat  sich  das 
spätere  Warenzeichen  der  Gewerbetreibenden  entwickelt.  Allgemein 
gebräuchliche  Gewerkzeichen,  wie  sie  von  gewissen  Handwerks- 
betrieben verwendet  werden,  sind  natürlich  als  Freizeichen  keines 
besondern  Rechtschutzes  teilhaftig.^)  Zu  den  hier  in  Betracht 
kommenden  Urheberzeichen  gehören  auch  die  Bucheigner- 
zeichen (Exlibris),  wie  sie  neuerdings  gebräuchlich  werden.*) 

b)  Das  Warenzeichen  dient  einmal  zur  Unterscheidung 
der  einen  Warenart  von  der  andern,  sodann  zur  Bezeichnung 
der  Zugehörigkeit  und  des  Ursprungs  zu  einem  gewerb- 
lichen Betrieb.  Es  ist  also  Unterscheidungszeichen  und  Ur- 
sprungszeichen, beschränkt  aber  in  zwiefacher  Richtung:  es  unter- 
scheidet nur  Waren,  nicht  andre  gewerbliche  Leistungen,  und 

^)  unlautrer  Wettbewerb  kann  auch  bei  ähnlichen  Titeln  ausge- 
schlossen sein,  wenn  bei  einem  Work  der  Antornamo  ffir  dessen  Bc- 
zeichnuDg  überwiegt,  z.  B.  bei  „Bocks  Buch  vom  gesunden  und  kranken 
Menschen".    Sachs.  Archiv  X,  S.  617. 

«)  Giorke,  Deutsch.  Privatrecht  I,  S.  727.  Vgl.  auch  §  13  u.  §  18 
Abs.  8  des  Kunstgesetzes  vom  9.  Januar  1907. 

»)  RGZ.  3,  S.  78;  24,  S.  80. 

*)  Frommhold  in  DJZ.  1906,  S.  679. 
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es  bezeichnet  nicht  den  Ursprung  und  die  Zugehörigkeit  zu 
einer  Person  schlechthin,  sondern  zu  einer  Person  lediglich  in 
ihrer  gewerblichen  Betätigung,  zu  einem  gewerblichen 
Betriebe,  und  zwar  im  weitesten  Sinne,  nicht  nur  im  Sinne  der 
Gewerbeordnung,^)  sei  es  eines  Herstellungsbetriebs  (Fabrikmarke), 
sei  es  eines  Handelsbetriebs  (Handelsmarke).  Hierbei  wird  der 
gewerbliche  Betrieb  als  Ursprung  so  sehr  in  den  Vordergrund 
gestellt,  dass  der  Inhaber  dieses  Betriebs  völlig  verschwindet.  Das 
Warenzeichen  ist  insoweit  eine  Pseudonyme  Beziehungsbezeichnung 
allein  zum  Geschäftsbetrieb,  gleichgültig,  wer  dessen  Inhaber  ist, 
und  steht  insofern  im  Gegensatz  zu  den  unter  a  genannten 
Zeichen.  Das  Recht  an  einem  solchen  Warenzeichen  ist  ein 
absolutes  Recht  an  einem  Immaterialgut^)  wie  bei  den  übrigen 
Bezeichnungsmitteln.  Der  Gesetzgeber  hat  nun  aber  ebenso  wie 
bei  der  Firma  sich  der  besondern  Regelung  dieses  absoluten 
Rechts  am  Warenzeichen*)  unterzogen  und  insoweit  gelten  diese 
Sondervorschriften,  und  zwar,  wie  nach  dem  Willen  des  Gesetz- 
gebers angenommen  werden  muss,  ausschliesslich,  nicht  alternativ 
mit  den  Vorschriften  des  BGB.  Soweit  dagegen  eine  Regelung 
nicht  stattgefunden  hat,  steht  der  subsidiären  Anwendung  des  BOB. 
nichts  entgegen,^)  insbesondre  sind  gegen  objektiv  widerrechtliche 
Verletzungen  die  Ansprüche  aus  BGB.  §  1004  gegeben.*^)  Wie 
bei  dem  Personennamen  kann  daher  auch  hier  das  Recht  aus 
§  12  des  Warenzeichengesetzes  verletzt  werden,  wenn  dem  Be- 
rechtigten das  Recht  auf  das  Warenzeichen  bestritten  wird.*)  Das 
Gesetz  zum  Schutze  der  Warenbezeichnungen  vom  12.  Mai  1894 
erweitert    nun  zunächst    den   Inhalt  des   absoluten   Rechts  am 


*)  Vgl.  Finger,  Komm,  zam  Warenzeichengesetz  S.  5  u.  8. 
*)  Vgl.  die  zutreffenden  Ausführungen  von  Rieh.  Alezander-Katz 
im  Gew.  Rechtach.  1901,  S,  103,  105  ff. 
*)  RGZ.  54,  S.  415. 
*)  a.  M.  RGZ.  36,  S.  14. 
^)  Gew.  Rechtsch.  1902,  S.  170. 
«)  RGZ.  54,  S.  415. 
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Warenzeichen  nach  zwiefacher  Richtung:  es  schafft  einmal  ein 
nach  §  13  beschränkt-ausschliessliches  Bezeichnungs-  und 
Ausstattungsrecht  am  Zeichen,  so  dass  also  jede  Benutzung  des 
Zeichens  durch  einen  Dritten  für  die  in  Betracht  kommende 
Warenart  ausgeschlossen  ist  und  schon  eine  Verletzung  des  Ge- 
brauchsrechts bedeutet,  §  12  Warenzeichengesetz;  sodann  dehnt 
es  diesen  Ausschluss  aus^)  auch  auf  Warenzeichen,  die  nicht  gleich, 
sondern  nur  ähnlich  und  verwechselungsfähig  sind,  §20  des 
Gesetzes.*)  Diese  Ausdehnung  liegt  an  sich  im  absoluten  Zeichen- 
recht nicht  begriffen,  wie  früher  schon  betont  wurde,  und  beruht 
allein  auf  der  besondern  gesetzlichen  Vorschrift  Sie  enthält  einen 
Obergriff  zum  Schutze  der  gewerblichen  Betätigung  selbst.  Auf 
der  andern  Seite  beschränkt  es  das  von  ihm  geschützte  Zeichen, 
indem  es  dieses  nur  für  bestimmte  Warengattungen  zulässt,  §  2  des 
Gesetzes,  gewisse  Zeichen  überhaupt  vom  Schutze  ausschliesst,  §  4, 
die  Gewährung  dieses  absoluten  Rechts  von  einer  Vorprüfung, 
§  5  und  §  6,  und  der  Eintragung  in  die  patentamtliche  Zeichen- 
rolle gegen  Erhebung  einer  Gebühr  abhängig  macht,  §  12,  und 
endlich  den  Schutz  nur  auf  eine  gewisse  Zeitdauer  gewährt,  §  8. 
Es  ist  also  deutlich  ersichtlich,  dass  das  nach  dem  Sondergesetz 
dem  Warenzeichen  geschaffene  absolute  Recht  nicht  unwesentlich 
abgewandelt  worden  ist.  Dass  die  Übertragung  und  Vererbung 
mit  dem  Geschäftsbetrieb  zulässig  ist,  §  7  des  Gesetzes,  entspricht 
seiner  Natur  als  Beziehungsbezeichnung  nicht  für  die  Person, 
sondern  für  den  Betrieb.  Gleichwie  an  andern  absoluten  Rechten 
muss  auch  beim  Recht  am  Warenzeichen  die  Möglichkeit  einer 


1)  Vgl.  Rauter  im  Gew.  Rechtsch.  1905,  S.  193.  Paul  Schmid, 
Gew.  Rechtsch.  1902,  S.  8. 

^)  Diese  Ausdehnung  wird  häufig  noch  dadurch  erweitert,  dass 
ähnliche  Zeichen  als  Defensivzeichen  eingetragen  werden,  für  die  dann 
wiederum  §  20  Warenzeichengesetz  gilt.  Ihre  Zulässigkeit  wird  vom 
Patentamt  gewährt,  ist  freilich  nicht  unbestritten.  Dafür  z.  B.  Heine- 
mann,  Gew.  Rechtoch.  1905,  S.  258,  Finger  im  UW.  IV,  S.  61;  dagegen 
Rauter  ebenda  S.  193. 
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Lizenzerteilung  anerkannt  werden.^)  Ob  diese  Lizenz  als 
Übertragung  eines  dinglichen  Nutzungsrechts  am  Warenzeichen 
oder  nur  als  ein  obligatorischer  Verzicht  des  ausschliesslichen 
Verbotrechts  aufzufassen  ist,*)  wenn  einem  Dritten  für  einen  be- 
stimmten Bezirk  als  Monopolisten  der  ausschliessliche  Vertrieb 
der  durch  das  Zeichen  geschützten  Waren  übertragen  wird,  ist 
Tatfrage.  Ist  das  dingliche  Nutzungsrecht  übertragen  worden,  so 
kann  dei»  Monopolist  in  eignem  Namen  aus  dem  Warenzeichen- 
recht gegen  dessen  Verletzungen  klagen,  andernfalls  nur  der  ein- 
getragene Inhaber  des  Zeichens.  Es  darf  aber  selbstverständlich 
die  Lizenzerteilung  nicht  zu  Zwecken  unlautern  Wettbewerbs 
erfolgen,^)  dann  ist  der  Benutzung  einer  solchen  Marke  aus  BGB. 
und  UWGes.  entgegenzutreten. 

Den  im  Warenzeichengesetz  geordneten  Beschränkungen  im 
Gebrauch  von  Warenzeichen  hat  das  Gesetz  zum  Schutze  des 
Genfer  Neutralitätzeichens  vom  22.  März  1902  eine  weitre  hinzu- 
gefügt.*) Nach  dessen  Obergangsbestimmungen  darf  vom  I.Juli 
1906  ab  das  Rote  Kreuz  in  Warenzeichen,  Firmen  und  Namen 
von  Vereinen  ohne  Erlaubnis  der  Landeszentralbehörde,  selbst 
wenn  es  vorher  eingetragen  war,  nicht  weiter  geführt  werden. 
Die  Zuwiderhandlung  wird  mit  Übertretungsstrafe  belegt.  Es 
kann  in  Frage  kommen,  ob  die  Vorschrift  als  Schutzgesetz  für 
die  Führungsberechtigten  gtgtn  die  Konkurrenz,  die  das  Zeichen 
nicht  führen  darf,  anzusehen  ist  und  daher  Schädenansprüche  von 
ihnen  aus  BGB.  §  823  Abs.  2  geltend  gemacht  werden  können. 
Dies  dürfte  zu  verneinen  sein,  der  „Schutz  des  Neutralitätzeichens" 
wird  vielmehr  im  öffentlichen  Interesse   gewährt,  nicht  in  Hin- 


0  So  auch  Köhler,  Das  Recht  des  Markenschatzes  S.  332.  Finger, 
Komm,  zum  WarenzeichengeAetz  §  14,  Anm.  6. 

*)  So  gegen  die  Vorgenannten  RGZ.  vom  20.  November  1906  in 
Leipz.  Ztschr.  I,  S.  141. 

*)  Vgl.  den  von  Wassermann  berichteten  Fall  im  Gew.  Rechtscli. 
1904,  S.  65. 

*)  Vgl.  hierzu  Finger,  Komm.  z.  Warenzeichengcs.  S.  139 ff. 
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blick  auf  die  Interessen  einzelner  am  Zeichen  als  einem  Waren- 
zeichen. 

Das  absolute  Recht  am  Warenzeichen  unterliegt  nun  aber 
ausser  diesen  zeichenrechtlichen  Beschränkungen  noch  wie  jedes 
andre  absolute  Recht  in  zwiefacher  Hinsicht  Beschränkungen: 
der,  die  die  Natur  seines  Gegenstands  von  selbst  mit  sich  bringt, 
und  der,  die  anderweit  bestehende  absolute  Rechte  dem  Gebrauch 
entgegenstellen. 

a)  Die  Natur  des  Gegenstands. 

Das  Warenzeichen  kann,  wie  jede  andre  Bezeichnung,  sowohl 
Wortzeichen  als  Bildzeichen  sein.  Der  Schutz  des  Zeichen- 
rechts bezieht  sich  aber  trotz  der  Vorschrift  von  §  20  des  Waren- 
zeichengesetzes nur  auf  das  eine  oder  das  andre,  so  dass  zeichen- 
rechtlich Wort  und  Bild  nicht  miteinander  verwechselt  werden 
können,^)  auch  wenn  das  eine  Schutzrecht  z.  B.  als  Wortzeichen: 
„Königin  von  Holland",  das  andre  als  Bildzeichen  dieser  Königin 
besteht.  Wer  also  seine  Ware  mit  diesem  Bilde  versieht,  verletzt  das 
Wortzeichen  „Königin  von  Holland"  nicht.  Selbstverständlich  kann 
aber  ein  derartiger  Gebrauch  unlautern  Wettbewerb  bedeuten, 
und  wenn  nicht  das  Warenzeichenrecht,  so  doch  das  gewerbliche 
Betätigungsrecht  des  Konkurrenten  verletzen  und  deshalb  nach 
BGB.  §  1004  und  §  823  Abs.  1  zurückgewiesen  werden.*^  Das 
Sondergesetz  über  die  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs 
jässt  hier  in  §  8  ebenfalls  im  Stich. 

Das  Warenzeichen  geht  unter,  wenn  es  aufhört  Unter- 
scheidungskraft zu  haben.  Das  Warenzeichengesetz  behandelt 
nur  den  Fall,  dass  das  Zeichen  bei  diesem  Mangel  nicht  einge- 


^)  Das  Patentamt  ist  andrer  Ansicht,  es  ist  aber  der  wiederholt 
ausgesprochenen  BechtaufTossung  des  Reichsgerichts  der  Vorzog  zu  geben. 
RGSt  32,  S.  368,  ßl.  f.  Pat.  VI,  S.  255.  Vgl.  auch  Finger  im  UW.IV, 
Seite  9  ff. 

'^)  Von  Finger  geleugnet  unter  Berufung  auf  dio  aaschliesslichc 
Regelang  des  Warenzeichengesetzes.  —  Vgl.  übrigens  auch  RGZ.  iu 
UW.  IV,  S.  78. 
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tragen  werden  soll  Es  wird  aber  auch  ein  eingetragenes  Zeichen 
kraftlos,  wenn  es  sich  während  des  Eingetragenseins  in  ein  Frei- 
zeichen oder  eine  Qattungsbezeichnung,  .  einen  Waren- 
namen umwandelt.  ^)  Dann  kann  seine  Benutzung  durch  einen 
Dritten  trotz  der  noch  bestehenden  Eintragung  nicht  aus  dem 
Zeichenrecht  verboten  werden.  Enthält  die  Verwendung  aber 
unrichtige  Angaben  über  Beschaffenheit  und  Art  der  Ware  zum 
Zwecke  unlautrer  Reklame,  so  ist  dem  entweder  aus  dem  UWOes. 
oder  dem  BGB.  wegen  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungs- 
rechts zu  begegnen.  Dem  völligen  Kraftloswerden  des  Zeichens 
steht  die  relative  Kraftlosigkeit  insofern  gleich,  als  das  Recht 
dann  gegen  den  Inhaber  des  Zeichens,  das  dieser  berechtigt  führt 
und  mit  dem  es  verwechselungsfähig  ist,  nicht  wirkt.  Dieser  Fall 
kann  insbesondre  vorliegen,  wenn  ein  Andrer  dasselbe  Zeichen, 
sei  es  unmittelbar  als  Warenzeichen,  sei  es  innerhalb  einer  zum 
Warenzeichen  gewordnen  Ausstattunjg^)  in  Vorbenutzung  gehabt 
hat,  ohne  das  besondre  Zeichenrecht  dafür  durch  Eintragung  er- 
langt zu  haben.  Hat  dieses  Zeichen  bei  dem  Publikum  bereits 
die  Kraft  gewonnen,  seine  Waren  kenntlich  zu  machen,  so  mangeh 
demselben  Zeichen,  das  ein  Dritter  für  sich  als  Warenzeichen 
hat  eintragen  lassen,  diesen  Waren  und  diesem  Produzenten 
gegenüber  die  unterscheidende  Kraft.  Das  Zeichenrecht  ist  des- 
halb in  bezug  auf  ihn  —  ebenso  wie  bei  einem  Vorbenutzungs- 
recht dem  Patent  gegenüber  —  gar  nicht  zur  Entstehung  ge- 
kommen, es  ist  ihm  gegenüber  unwirksam.  Es  ist  daher  zwar 
richtig,  dass  das  Bestehen  einer  solchen  Vorbenutzung  und  das 
Vorhandensein  eines  solchen  Ausstattungsrechts  am  selben  Zeichen 
nicht   hindert,    das  Warenzeichen    zu    erwerben*)    und  andern 


^)  Hierauf  weist  Ruthen  an  im  Gew.  Rcchtsch«  1906,  S.  195  und 
Kohler  in  der  Leipz.  Ztschr.  I,  S.  102  mit  Recht  hin.  Vgl.  ferner 
RGZ.  56,  S.  160 ff.  und  Finger  in  DJZ.  1906,  S.  585. 

>)  Siehe  unten  S.  806. 

»)  RGZ.  in  Gew.  Rechtsch.  1903,  S.  93;  Bl.  f.  Pat.  V,  S.  151.  JW. 
1899,  S.  186;  1900,  S.  301. 
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gegenüber  dadurch  ein  ausschliessliches  Benutzungsrecht  zu 
erlangen,  zu  weit  aber  geht  die  Folgerung,  dass  damit  auch  dem 
bisherigen  Vorbenutzer  des  Warenzeichens  gegenüber  ein  Ver- 
bietungsrecht  erworben  werde.  Dies  nimmt  freilich  in  ständiger 
Rechtsprechung  das  Reichsgericht  an.^)  Wenn  deshalb  der  Vor- 
benutzer des  eingebürgerten  Warenzeichens  sein  Zeichen  weiter 
benutzt,  kann  ihm  aus  dem  Zeichenrecht  nicht  entgegengetreten 
werden,  sofern  er  nur  nicht  es  als  eingetragenes  Warenzeichen 
hinstellt.  Solchenfalls  würde  allerdings  ein  Eingriff  in  das  Zeichen- 
recht vorliegen.  Ebenso  wenig  darf  der  Vorbenutzer  die  Be- 
hauptung aufstellen,  der  Konkurrent  dürfe  sich  des  eingetragenen 
Zeichens  überhaupt  nicht  bedienen.^) 

Das  Warenzeichenrecht  schützt  nur  gegen  die  Benutzung 
eines  Zeichens  als  Warenzeichen.  Wird  das  zeichenrechtlich 
geschützte  Wort  oder  Bild  zu  andern  Zwecken  verwendet,  so 
kann  ihm  aus  dem  Zeichenrecht  nicht  entgegengetreten  werden, 
z.  B.  zur  Verwendung  als  Sachbezeichnung,*)  als  Bezeichnung 
eines  Geschäfts,  als  Handelsname,  als  blosse  Ausstattung,  als  Ge- 
schmacksmuster.*) Name  und  Firma  geben  wohl  die  Befugnis, 
auch  seine  Erzeugnisse  mit  dem  Namen  und  der  Firma  zu  be- 
zeichnen, da  sie  das  umfassendeste  Recht  sind,  nicht  aber  gibt 
umgekehrt  eine  blosse  Beziehungsbezeichnung  die  Befugnis,  das 
bezogene  Objekt,  die  Person  oder  das  Geschäft  selbst  zu  be- 
zeichnen.^) Es  ist  jedoch  wohl  möglich,  dass  ein  Warenzeichen 
als  Geschäftsbezeichnung,  als  Etablissementausstattung  in  einer 
Weise  benutzt  wird,  dass  dadurch  Verwechselungen  mit  dem  In- 
haber des  Warenzeichens  und  Inhaber  des  Etablissements  herbei- 


1)  z.  B.  JW.  1907,  S.  27  «s.     RGZ.  in  D.  Jur.  Ztg.  1907,  S.  185,  vgl. 
dagegen  auch  Finger  a.  a.  O.  S.  352.     Ephraim,  UW.  V,  S.  55. 

2)  UW.  IV,  S.  28. 

*)  Bez.   des   Worta   „Rosen"    vgL  RGZ.   ia    Gewerbl.  Rechtschutz 
1902,  S.  167. 

*)  JW,  1906,  S.  72325. 
*)  Vgl.  RGZ.  56,  S.417. 
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geführt  werden,  und  dem  kann  dann  zwar  nicht  aus  dem  Waren- 
zeichehrecht,  wohl  aber  aus  dem  gewerblichen  Betätigungsrecht 
als  unlautrer  Wettbewerb  begegnet  werden.^)  Handelt  es  sich  um 
die  Ausstattung  eines  Geschäfts,  so  kann  zwar  UWQes.  §  8  nicht 
Anwendung  finden,  da  dort  nur  von  (Wort-  und  Bild-)Be2eich- 
nungen  die  Rede  ist,^)  wohl  aber  BOB.  §  1004  u.  §  823  Abs.  1.«) 

ß)  Entgegenstehende  Rechte. 

Auch  das  ausschliessliche  Gebrauchsrecht  des  Warenzeichens 
hat  dort  seine  Grenze,  wo  andre  Rechte  entgegenstehen.  Sein 
Gebrauch  darf  nicht  in  einer  Weise  erfolgen,  dass  diese  verletzt 
werden.  Der  Bestand  des  Rechts  als  solcher  wird  dadurch  nicht 
in  Frage  gestellt,  lediglich  die  Form  seiner  Ausübung.  Aus  diesem 
Grunde  wird  sein  Gebrauch  daher  durch  den  ebenfalls  berech- 
tigten Gebrauch  einer  vorbenutzten  Ausstattung  beschränkt,*)  wenn 
diese  zugleich  Warenbezeichnung  geworden  ist,*^)  nicht  minder 
durch  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  Dritter,  in  das  durch  einen 
Gebrauch  des  Zeichens,  der  unlautern  Wettbewerb  bedeuten 
würde,  auch  auf  Grund  des  Zeichenrechts  nicht  eingegriffen 
werden  darf.*) 

c)  Die  Ausstattung. 

Die  Ausstattung  ist  entweder  Geschäftausstattung  oder 
Warenausstattung,  worunter  auch  die  Ausstattung  von  Druck- 
schriften   in  ihrer  Eigenschaft  als  Waren,   wie  z.  B.  Buchein- 


M  z.  B.  die  Verweodang  des  Waronzeichem  einet  KonknrreDten  zam 
arcbitektoniBchen  Schmack  eines  HauaeB,  vgl.  UW.  I,  S.  135. 

«)  So  richtig  Pinner,  Komm.  z.  Wettbew.  S.  118. 

>)  Kohler,  Markenschatz  S.  92,  94.  Träger  in  Grachots  Beitr. 
1892,  S.  220.     Simon,  Conc  d^L  S.  14. 

*•)  Dagegen  RGSt  34,  S.  275.     Gew.  Rechtsoh.  1905.  S.  343. 

^)  Siehe  unten  S.  308. 

•)  Vgl.  Finger  a.  a.  0.  Komm.  S.  288  in  UW.  IV,  S.  89.  Oster- 
rieth  UW.  I,  S.  69.  Wassermann  UW.  I,  S.  102.  Axster,  UW.  I, 
S.  122.  RGZ.  48,  S.  233.  RQZ.  in  UW.  I,  S.  10.  Nicht  «utreflfend 
RGZ.  22,  S.  1. 
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bände  usw.  zu  rechnen  sind.^)  An  sich  ist  sie  ebenso  eine  äussere 
Zutat  zum  Geschäft  und  zur  Ware,  wie  die  Geschäftsbezeichnung 
(Geschäftschild)  und  die  Warenbezeichnung.  Ihr  Zweck  ist  aber 
zunächst  von  diesen  verschieden:  die  Warenausstattung  will  durch 
die  Formgebung  der  Ware  selbst,*)  ihrer  Aufmachung,  ihrer  Ver- 
packung diese  zieren,  wendet  sich  an  das  ästhetische  Gefühl 
des  Kunden,  um  dadurch  dessen  Kauflust  anzuregen.  Sie  ist 
insoweit  also  dem  Geschmacksmuster  verwandt  und  kann  in-  dieses 
übergehen.  Das  gleiche  gilt  von  der  Geschäftausstattung.  Auch 
diese  will  zunächst  nur  anlocken,  ästhetisches  Wohlbefinden  bei 
Besichtigung  und  Betretung  des  Geschäftlokals  hervorrufen.  Als 
solche  ist  sie  aber  ein  geistiges  Arbeiterzeugnis  und  als  immaterielles 
Gut  von  erheblicher  Bedeutung,  insofern  sie  die  Kauflust  des 
Publikums,  die  Kaufkraft  der  angebotnen  gewerblichen  Leistungen 
erhöht.  Es  ist  unbestreitbar,  dass  eine  Ware  in  schöner  Auf- 
machung mehr  Kaufkraft  besitzt,  als  eine  von  gleicher  Gute  in 
schlechter  Aufmachung,  dass  man  sich  lieber  in  ein  schön  aus- 
gestattetes als  in  ein  hässlich  eingerichtetes  Geschäft  begibt,  selbst 
wenn  die  Leistungen  ganz  gleich  sind.  Stellt  sich  eine  derartige 
Geschäft-  und  Warenausstattung  als  besonders  individuell  und 
charakteristisch  dar,  so  muss  sie  auch  als  eine  eigenartige 
Geistesschöpfung  schon  wegen  ihrer  Bedeutung  für  die  Kauf- 
kraft der  gewerblichen  Leistungen  zufolge  Anregung  des  ästhe- 
tischen Gefühls  den  Schutz  wie  andre  immaterielle  Güter  durch 
ein  absolutes  Rechts  geniessen,  und  zwar  lediglich  als  ästhetisches 
immaterielles  Gut.  Diese  seine  Natur  wird  freilich  regelmässig 
verkannt  und  zurückgestellt  hinter  die  sekundäre  Wirkung, 
die  eine  solche  Ausstattung  ausserdem  noch  im  Verkehr  erlangen 
kann,  den  der  Unterscheidung  von  den  Geschäften  und  gewerb- 
lichen Leistungen  andrer.')     Sie  hat  aber  ihren  eigenen  Qutwert 

0  UW.  I,  S.  60. 

*)  Vgl.  Finger,  Warenzeichengesotz  S.  349. 

')  Dies  wird  auch  tod  Richard  Aloxandor-Katz  in  BfiDon  an- 
gezogenen Ausfahrungen  Gew.  Recbtsch.  1901,  S.  102  ff.  nicht  gewürdigt. 
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auch  ohne  diese,  wie  der  nächste  Zweck  auch  nicht  auf  eine 
solche  Unterscheidung  gerichtet  ist  Wann  eine  solche  eigenartige 
Ausstattung  vorliegt,  also  ein  eigenes  schutzfähiges  immaterielles 
Gut  vorhanden  ist,  ist  selbstverständlich  Tatfrage  und  nicht  schwerer 
zu  beurteilen  als  etwa  die  Frage,  ob  ein  neues  Qeschmacics- 
muster  vorliegt.  Es  gibt  auch  hier  allgemeine  und  im  freien 
Verkehr  befindliche  Ausstattungen.  Zu  beachten  ist  aber  im 
Gegensatz  zum  blossen  Geschmacksmuster,  dass  es  sich  hier  immer 
nur  darum  handeln  kann,  ob  die  ästhetische  Geistesschöpfung 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Ausstattung  neu  and  eigenartig 
ist,  und  es  kann  deshalb  recht  wohl  eine  sonst  bekannte  Schmuck* 
form,  wenn  sie  als  Ausstattung  verwendet  wird,  neu  sein,  eine 
sonst  bekannte  Darstellungsform,  wenn  sie  zur  Formgebung  einer 
Ware  benutzt  wird,  als  Ausstattung  eigenartig  wirken.  Ebenso 
kommt  nur  die  Ausstattung  für  eine  bestimmte  Waren-  und  Ge- 
schäftsgattung als  ein  für  diese  eigenartiger  Schutzgegenstand  in 
Betracht.  Verletzt  wird  dieses  an  der  Ausstattung  als  solcher  be- 
stehende Recht  nur,  wenn  für  dieselbe  Warengattung  und  dieselbe 
Qeschäftart  die  Ausstattung  von  einem  Dritten  verwendet  wird, 
da  eben  nur-  für  diese  die  besondre  Eigenart  und  daher  das 
besondre  Rechtsgut  bestellt.  Ein  ausschliessliches  Recht  auf  die 
Form  der  Ausstattung  an  sich,  ohne  Beziehung  auf  eine  bestimmte 
Geschäfts-  und  Warenart,  besteht  nicht.  Ebenso  wird  dieses 
Recht  an  der  Ausstattung  nur  verletzt,  wenn  sie  oder  Teile  von 
ihr  wiederum  zur  Ausstattung  in  dem  hier  betonten  Sinne  ver- 
wendet werden.  Die  Verwendung  zu  andern  Zwecken,  etwa  zur 
Kennzeichnung  und  Unterscheidung  von  Geschäft  und  Waren, 
also  die  Benutzung  als  blosses  Oeschäftzeichen  und  Warenzeichen 
würde  einen  Eingriff  in  das  Ausstattungsrecht  nicht  enthalten. 

Die  Ausstattung  kann  aber  mit  der  Zeit  zu  ihrer  ursprünglichen 
Ausschmückungskraft  noch  eine  weitere  Kraft  hinzugewinnen: 
die  Unterscheidungskraft  und  Beziehungsbezeichnungs- 
kraft,  und  dies  kann  geschehen  sowohl  bei  der  Geschäftaus- 
stattung als  bei  der  Warenausstattung.  Je  eigenartiger  und  charak- 
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teristischer  eine  Ausstattung  ist,  desto  schneller  wird  dies  geschehen 
und  sie  wird  alsdann  „innerhalb  der  beteiligten  Verkehrskreise 
als  Kennzeichen  gleichartiger  Waren"  ^)  und  gleichartiger  Geschäfte 
gelten.  Es  ist  dies  eine  Bedeutung,  die  ihr  erst  von  aussen,  vom 
Publikum  beigelegt  wird,*)  ist  dies  aber  geschehen,  ist  die  Aus- 
stattung für  den  Kunden  zugleich  zum  Unterscheidungs-  und 
Herkunftzeichen  in  bezug  auf  einen  bestimmten  gewerblichen 
Betrieb  geworden,  so  hat  sie  damit,  soweit  dies  geschehen  ist,') 
auch  die  Eigenschaft  eines  Warenzeichens  oder  einer  Ge- 
scbäftsbezeichnung  erlangt^)  und  besitzt  nunmehr  für  den 
Berechtigten  doppelte  Guteigenschaft.  Damit  ist  aber  auch  die 
Entstehung  eines  weiteren  Rechtschutzes  geboten :  soweit  die  Aus- 
stattung zum  Warenzeichen  oder  Geschäftzeichen  geworden  ist, 
besteht  an  ihr  als  einem  solchen  immateriellen  Gute  wie  an  jedem 
andern  Bezeichnungsmittel  ein  absolutes  Recht.  Dieses  Recht  ist 
unabhängig  von  dem  Recht  an  der  Ausstattung  als  solcher  und 
deckt  sich  auch  nicht  notwendig  mit  ihm.*^)  Vor  allem  entsteht 
es  erst,  wenn  die  Ausstattung  im  gewerblichen  Verkehr  zum 
Kennzeichnungsmittel  geworden  ist,  während  das  Recht  an  der 
Ausstattung  als  solcher  mit  ihrer  Schaffung  und  Gebrauchnahme 
entsteht. .  Es  kann  auch  unabhängig  von  jenem  fortbestehen  und 
enden.  Eine  Ausstattung  kann  die  Eigenschaft  als  Ausstattung 
verlieren  und  Gemeingut  werden  und  dennoch  als  Unterschei- 
dungszeichen Geltung  besitzen  und  umgekehrt. 

Das  absolute  Recht  an  der  Ausstattung  als  Warenzeichen 
wird  nicht  erst  im  Warenzeichengesetz  §  15  geschaffen,  sondern 
dort  nur  als  bestehend  vorausgesetzt.  Dass  es  aber  in  der  Tat 
ein  Recht  an  der  Ausstattung  als  Warenzeichen  als  vorhanden 
anerkennt,  folgt  mit  Notwendigkeit  daraus,  dass  es  dort  die  Mög- 


*)  So  §  15  Warenzeichengesctz. 

«)  Bl.  f.  Pat.  V,  S.  40. 

»)  RGZ.  64,  S.  175. 

*)  RGZ.  in  Seufferts  Archiv  N.  F.,  S.  198. 

6)  Vgl.  auch  Ephraim  in  ÜW.  V,  S.  56. 
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lichkeit  einer  Genehmigung  zur  Benutzung  vorsieht;  von 
einer  solchen  kann  aber  nur  die  Rede  sein,  wenn  auch  ein  Recht 
zur  Verweigerung,  also  ein  subjektives  Recht  an  der  Ausstattung 
da  ist.^)  Dagegen  trifft  §  15  des  Warenzeichengesetzes  allerdings 
auch  Bestimmungen  über  bestimmte  Arten  von  Verletzungen  des 
Benutzungsrechts  durch  widerrechtliche  Anwendung  der  Waren- 
ausstattung zum  Zwecke  der  Täuschung  in  Handel  und  Verkehr, 
also  über  Ausstattungsanmassungen,  und  es  ist  charakte- 
ristisch, dass  es  auch  hier  das  Gebrauchsrecht  der  Warenaus- 
stattung völlig  dem  Gebrauchsrecht  des  eingetragnen  Warenzeichens 
gleichsetzt.  Ebenso  muss  für  diese  besondre  Verwendungsart  die 
Vorschrift  in  §  20  des  Warenzeichengesetzes  Anwendung  finden 
und  danach  die  Täuschungsmöglichkeit  bestimmt  werden.  Die 
Hervorhebung  dieser  besondern  Verletzungsformen  hat  aber  nicht 
die  Bedeutung,  dass  das  Recht  nur  gegen  sie  reagiere.  Es  ist 
auch  hier  in  erster  Linie  von  dem  Wesen  des  Rechts  als  einem 
absoluten  auszugehen  und  es  erzeugt  demnach  die  objektiv  wider- 
rechtliche Verletzung  einen  Unterlassungsanspruch*)  nach  BGB. 
§  1004,  die  fahrlässige  und  absichtliche  Verletzung  einen  Schäden- 
anspruch nach  BGB.  §  823  Abs.  1.  Liegt  der  besondere  Fall  von 
§  15  des  Wärenzeichengesetzes  vor,  so  erzeugt  diese  in  Täuschungs- 
absicht vorgenommene  Verletzung  den  dort  vorgesehenen  Ent- 
schädigungsanspruch und  geg:ebenen falls  sogar  Straffolgen.'')  Die 
Anwendung  von  BGB.  §  823  Abs.  2  ist  nach  den  früher  darge- 
legten Grundsätzen  um  deswillen  ausgeschlossen,  weil  die  Gesetzes- 
vorschrift selbst  eine  Schäden haftung  anordnet. 

6.  Auszeichnungen. 

Während  die  Bezeichnungen  dazu  dienen,  eine  Person  oder 


0  Vgl.  Seligsohn  in  Gew.  Rechtech.  1906,  S.  232.  Fingera.a.0. 
S.  355,  369.  RGZ.  in  Bl.  f.  Pat.  IV,  S.  22  8t)richt  selbst  von  einem  „er- 
worbenen Recht". 

«)  So  auch  OLG.  Hamburg.     Gew.  Rechtscb.  1902,  S.  199. 

*)  Das  RGZ.  53,  S.  400  bescbrftnkt  auch  den  Unterlässungsanspruch 
auf  diesen  Fall.    Ebenso  Finger  a.  a.  O.  S.  371. 
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eine  gewerbliche  Leistung  in  der  Menge  des  Gleichartigen  kennt- 
lich zu  machen  und  zu  unterscheiden,  wollen  die  Auszeichnungen 
sie  ans  der  Menge  des  Gleichartigen  als  etwas  Besondres  heraus- 
hebep.  Ähnlich  wie  bei  den  Kennzeichnungsmitteln  lassen  sich 
auch  hier  die  Mittel  für  die  Auszeichnungen  in  Wortzeichen 
und  symbolische  (B.ild)zeichen  scheiden. 

Wortauszeichnungsmittel  sind  die  Titel  und  Würden  und 
Anerkennungen,  mit  und  ohne  Beurkundung  in  Diplomen. 
Symbolische  Auszeichnungsmittel  sind  die  Orden  und  Ehren- 
zeichen, wie  Medaillen  usw.,  und  zwar  sind  sie  körperliche 
Symbole. 

a)  Titel  undWürden  sind  als  Aüszeichnungsmittel  ebenso 
imniaterieHe  Güter,  wie  die  Namen  als  Bezeichnungsmittel,  sofern 
sie  von  einer  zur  Auszeichnung  zuständigen  Stelle  verliehen 
werden.  Je  nach  der  öffentlichen  oder  privaten  Natur  dieser 
Stelle  ist  dann  der  Titel  oder  die  Wurde  eine  öffentlich-rechtliche 
oder  eine  privatrechtliche.  Gewisse  Titel  und  Würden  zu  ver- 
leihen sind  in  Deutschland  Vorrechte  der  Kronen,  der  Staaten 
oder  bestimmter  Korporationen,  wie  z.  B.  der  Akademien,  der 
Universitäten,^)  und  können  von  Andern  nicht'  verliehen  werden. 
Sind  sie  von  einer  zuständigen  Stelle  kraft  öffentlichen  oder 
privaten  Rechts  verliehen  worden,  so  hat  der  Verliehene  damit 
auch  die  Befugnis  erlangt,  sie  zu  gebrauchen;  sie  sind  damit  auch 
ein  privates  Genussgut  für  ihn  geworden  und  es  ist  zum  Schutz 
dieses  Genusses  gleichfalls  ein  absolutes  Recht  für  ihn  anzuer- 
kennen. 

Der  im  öffentlichen  Recht  ruhende  Verleihungsgrund  vermag 
daran  ebensowenig  etwas  zu  ändern,  wie  bei  dem  Personen- 
namen, dessen  Erwerbung  sich  ebenfalls  nach  öffentlichen  Rechts- 


^)  Inwieweit  VerleihuDgen  von  ausl&ndiBchen  UniveraitlLten  aner« 
kaont  wetrdon,('bo84imiht  ebönfalU  das  Lsfideercchtr  Vgl  preUM.  YO.  vom 
T.April  1807,  barr.  VO.  vom  12.  Juli  1901,  sÄch».  VOv  vom  14.  J^ll 
1897  u.  a.  .r  '-   '  ;      '      .  .   :   / 
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Vorschriften  richtet.  Es  besteht  zwar  kein  Einschlussrecht,  kein 
Verfügungsrecht  an  diesen  Auszeichnungen,  sie  können  daher 
auch  vom  Beliehenen  nicht  veräussert  werden,  noch  sind  sie  ver- 
erblich, aber  es  besteht  ein  Ausschlussrecht  gegen  jeden  Dritten, 
der  den  berechtigten  Gebrauch  an  ihnen  stört.  Hiernach  sind 
zunächst  alle  Beeinträchtigungen  in  diesem  Gebrauch,  zu  denen, 
wie  beim  Namen,  unter  Umständen  auch  das  Bestreiten  der  Be- 
fugnis gehören  kann,  aus  BGB.  §  1004  zurückzuweisen  und  nach 
BGB.  §  823  Abs.  1  als  Verletzungen  eines  absoluten  Rechts  haftbar 
zu  machen. 

Zweifelhafter  ist,  ob  auch  Titel-  und  Würdenanmassung  dieses 
Ausschlussrecht  verletzt.^)  Von  einem  ausschliesslichen  Gebrauchs- 
recht kann  ja  keine  Rede  sein,  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
liegt  daher  ebensowenig  wie  bei  dem  Namen  (anders  als  bei  dem 
Warenzeichen)  eine  Verletzung  vor.  Gleichwohl  kann  gegebenen- 
falls eine  Verletzung  des  absoluten  Rechts  dann  vorhanden  sein, 
wenn  die  Anmassung  die  Wirkung  hat,  dem  Titel  und  der  Würde 
das  Wesen  einer  Auszeichnung  zu  schmälern  oder  zu  nehmen, 
ähnlich  wie  die  Anmassung  eines  Unterscheidungsmittels  dessen 
Unterscheidungskraft  gefährdet.  Ob  und  wann  eine  solche  Ver- 
letzung durch  Titelanmassung  vorliegt,  ist  jedoch  nach  dem  ein- 
zelnen Falle  zu  beurteilen. 

Völlig  selbständig  hiervon  ist  die  Beeinträchtigung  des  ge- 
werblichen Betätigungsrechts,  die  in  dem  unbefugten  Gebrauch 
einer  solchen  Auszeichnung  zu  gewerblichen  Zwecken  liegen  kann 
und  die  als  unlautre  Reklame  nach  BOB.  §  1004  und  UWGes.§  1 
zurückzuweisen  ist.  Inwieweit  nach  UWGes.  §  1  nur  die  hier  in 
Betracht  kommenden  verliehenen  Auszeichnungen  zu  verstehen 
sind,  wird  im  besondern  Teile  zu  erörtern  sein.  Nach  BGB. 
§  1004  sind  jedenfalls  alle  Arten  von  Auszeichnungen  im  weitesten 
Sinne  zu  fassen. 


^)  StGB.  §  360  Nr.  8  kommt  als  Schutzgesetz  för  den  Titeltr&ger 
nicht  in  Frage,  da  dort  die  anbefogte  Anmassung  nur  als  Eingriff  in  die 
Würde  des  Staats  oder  der  Körperschaft  verboten  ist. 
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b)  Orden  und  Medaillen.   Als  köperliche  Symbole  besteht 
an  ihnen    zunächst  ein  Eigentumsrecht  in  ihrer  Eigenschaft  als 
körperliche  Sachen.    Hinter  diesem  steht  aber  das  Recht  an  dem 
immateriellen  Auszeichnungsmittel.   Das  Eigentumrecht  gibt  ledig- 
lich  die  faktische  und  rechtlich  geschützte  Möglichkeit  des  Ge- 
brauchs des  Ordens  oder  der  Medaille;  die  Befugnis,  diese  Gegen- 
stände als  Auszeichnungsmittel  zu  gebrauchen  durch  Tragen 
der  stofflichen  Verkörperung,    durch  Anbringen  ihres  Bildes  an 
Waren,  Rechnungen  usw.,  durch  Erklärungen  und  Mitteilungen 
über  ihren  Besitz  ist  Inhalt  des  Gebrauchs  an  diesem  immateriellen 
Auszeichnungssymbol,  dessen  Verkörperung  nur  im  Orden  und 
der  Medaille  vorliegt.     Dieser  Unterschied  zwischen  beiden  tritt 
auch  darin  zutage,  dass  sie  sich  keineswegs  zu  decken  brauchen. 
Es  gibt  Staaten,   die  Orden  verleihen  lediglich  in  der  Befugnis- 
erteilung, sie  zu  tragen,  die  Anschaffung  des  körperlichen  Symbols 
aber  dem  Verliehenen   gütigst  selbst  überlassen.     Und  es  kann 
die  verliehene  Medaille,  der  verliehene  Orden  gegebenenfalls  in 
das  Eigentum  Dritter  übergehen,  ohne  dass  diese  damit  berechtigt 
werden,  diese  Gegenstände  als  Auszeichnungen,  als  Dekora- 
tionen zu  tragen  und  zu  gebrauchen.   Auch  für  Orden  gilt,  was 
für  Titel   gesagt  wurde.     Ihre  Verleihung   ist  den  Kronen    und 
Staatsrepräsentanten  vorbehalten,  sie  sind  als  immaterielle  Güter 
nicht  veräusserlich  und  vererblich. 

Im  Gegensatz  zu  Titeln  und  Orden  fehlen  für  die  nicht  zu 
den  Orden  zu  zählenden  Ausstellungsmedaillen  und  die 
Berechtigung  zu  ihrer  Verleihung  in  Deutschland  gesetzliche  Vor- 
schriften.^) Es  muss  als  gewohnheitrechtliche  Entwickelung  an- 
erkannt werden,  dass  Ausstellungen  auf  den  Gebieten  des  ge- 
werblichen Lebens,  der  Wissenschaft  und  Kunst  als  Auszeichnungs- 


1)  Die  Medaille  nach  der  hessischen  Bekanntmachnnfr,  die  Schaffung 
einer  Staatamodaille  fBr  Aasstellangen  betreffend,  vom  8.  Aagast  1908  ist, 
obwohl  sie  nicht  tragbar  ist,  doch  den  Orden  beizaz&hlen,  da  sie  aaf 
Vorschlag  des  Ausstellangsgerichts  nar  vom  Grossherzog  verliehen  wird. 
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Symbole  Medaillen  verleihen.  An  einer  derart  verliehenen  Medaille 
bestehen  dann  die  gleichen  Rechte  wie  am  Orden  ^)  und  es  ist 
insbesondre  ebenso  zwischen  der  körperlichen  Medaille  und  dem 
immateriellen  Auszeichnungssymbol  zu  unterscheiden.  Insoweit 
die  Medaille  für  gewerbliche  Auszeichnungen  verliehen  worden 
ist,  kann  sie  der  Person  als  solcher,  sie  kann  aber  auch  dem 
gewerblichen  Unternehmen,  dem  Geschäft  verliehen  werden.  Die 
der  Person  verliehene  Auszeichnung  ist  nicht  übertragbar  und 
vererblich,  die  dem  Geschäft  verliehene  teilt  als  Bestandteil  des 
Geschäfts  dessen  Schicksale.  Sie  ist  zwar  nicht  ohne  das  Ge- 
schäft, aber  mit  ihm  übertragbar  und  das  Recht  an  ihr  endet  mit 
der  Auflösung  des  Geschäfts,  geht  also  nicht  etwa  auf  den  Inhaber 
des  Geschäfts  als  Person  über.  Auch  an  der  Medaille  muss  ein 
absolutes  Ausschlussrecht  anerkannt  werden,  das  die  Beeinträch- 
tigungen im  befugten  Gebrauch  zurückweist.  Auch  hier  kann  in 
der  Medaillenanmassung  unter  Umständen  dann  eine  Beeinträch- 
tigung dieses  Rechts  liegen,  wenn  durch  die  Anmassung  der  Aus- 
zeichnungswert geschmälert  wird.  Ausserdem  Hegt  in  der  Medaillen- 
anmassung immer  eine  unlautre  Reklame  und  Beeinträchtigung 
des  gewerblichen  Betätigungsrechts. 

Das  Benutzungsrecht  an  der  Medaille  beschränkt  sich  eng 
auf  die  ausgezeichneten  gewerblichen  oder  künstlerischen  oder 
wissenschaftlichen  Leistungen  und  ist  aus  der  Verleihungsurkunde 
zu  entnehmen,^) 

Auch  der  Gebrauch  rechtmässig  erworbener  Medaillen  darf 
nicht  in  einer  Weise  erfolgen,  dass  damit  unlautrer  Wettbewerb 
getrieben  wird.  Dies  gilt  namentlich  auch  von  Medaillen  von 
Schwindelausstellungen. ^)   Wie  diese  Schwindelausstellungen 


^)  Mit  Ausnahme  der  Befugnis,  sie  am  Körper  wie  einen  Orden 
zu  tragen. 

:.    *)  B(3^Z..in  Gew.  Rechtsclu  1906,  9- 322.    JW.  Ip06,  S..403. 

*) 'Vgl.  die  intor^i^anten  Mitteilangen  bl^rpber  von  Li^nau  im 
Ge;w.  Ke<$ht8cli.  1906,  8.  328  ttnd  ;w-ürttembe;*giBolH)  Bokaontnaehung  vom 
36.:Oktober  1904,  Bd.  IV,  S.  58ß.      : 
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nur  Scheinausstellungen  sind  und  nur  den  Schein  eines  gegen- 
seitigen Wettbewerbs  der  ausgestellten  Leistungen  bringen,  so 
sind  die  von  ihnen  verliehenen,  meist  einfach  käuflichen  Aus- 
stellungsmedaillen  nur  Scheinauszeichnungen  und  Schwindel- 
medaillen.  Ihre  Verwendung  im  gewerblichen  Wettbewerb  beein- 
trächtigt daher  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  und  kann  als 
unlautrer  Wettbewerb  bekämpft  werden.  Ob  eine  solche  Schwindel- 
ausstellung vorliegt  oder  nicht,  ist  Tatfrage  und  unterliegt  der 
richterlichen  Beurteilung.  Den  Beweis  muss  erbringen,  wer  durch 
den  Gebrauch  solcher  Medaillen  in  seinen  Rechten  verletzt  zu 
sein  behauptet. 

7.  Geistige  Erzeugnisse. 

a)  Diese  können  für  die  gewerbliche  Tätigkeit  von  Bedeu- 
tung werden,  indem  sie  die  Herstellung  gewerblicher  Leistungen 
fördern,  wie  die  gewerblichen  Erfindungen,  oder'neue  gewerb- 
liche Absatzgüter  schaffen,  wie  die  Werke  der  Literatur  und 
Kunst,  oder  den  Vertrieb  gewerblicher  Leistungen  fördern,  wie 
Erschliessung  neuer  Absatzgebiete,  Schaffung  neuer  Vertriebs- 
methöden  und  Hilfsmittel  (doppelte  Buchführung)  usw.  —  Soweit 
der  Mensch  Herr  über  seine  eigene  Tätigkeit  ist  und  über  seine 
körperliche  und  geistige  Arbeitkraft  verfügen  kann,  soweit  steht 
fhm  auch  die  Herrschaft  über  das  Erzeugnis  seiner  Arbeit  zu, 
gleichviel  ob  diese  sich  stofflich  verkörpert  oder  geistiger  Natur 
ist.  Die  Arbeit  wurde  bereits  früher  als  Rechtsgrund  des  Eigen- 
tums am  Erzeugnisse  hingestellt  (S.  170  ff.).  Er  hat  bei  körper- 
lichen Sachen  von  jeher  darin  Anerkennung  gefunden,  dass  die 
Verarbeitung  sogar  an  fremden  Sachen  dem  Arbeiter  Eigentum 
verschaffen  känn.^)  Das  entsprechende  Herrschaftrecht  an  den 
erzeugten  immateriellen  Gütern  ist  in  gleicher  Weise  anzuerkennen 
und  wird  zum  Teil  in  den  Erfinder-  und  Urheberschutzgesetzen 
verwirklicht  Die  Schwierigkeit  in  der  Anerkennung  eines  sub- 
jektiven Rechts  am  geistigen  Erzeugnisse  liegt  also  nicht  auf  der 


*;  BÜB.  §  950. 
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rechtlichen,  sondern  auf  der  tatsächlichen  Seite.  Sie  besteht  ein- 
mal darin,  zu  bestimmen,  ob  und  wann  ein  Erzeugnis  aus- 
schliesslich auf  der  eigenen  Arbeittätigkeit  des  Erzeugers  be- 
ruht. Denn  das  ist  klar,  nur  eben  ein  solches  Erzeugnis  darf 
als  eine  dem  Arbeiter  zugehörige  Frucht  betrachtet  werden.  Ist 
es  zugleich  das  Erzeugnis  der  Arbeit  andrer,  so  haben  diese  an 
ihm  naturgemäss  einen  ihrer  Arbeit  entsprechenden  Anteil,  und 
ist  diese  Arbeit  bereits  Gemeingut  geworden,  so  hat  die  Gemein- 
schaft daran  Anteil.  Nicht  jedes  Erzeugnis  unserer  Tätigkeit  ist 
ja  immer  das  Ergebnis  ausschliesslich  unseres  Schaffens,  meist 
besteht  sie  nur  im  Gebrauchen  fremder  Arbeitkraft  und  fremder 
Arbeiterzeugnisse.  Berthold  Schwarz  ist's,  der  mit  uns  kämpft 
und  die  Geschosse  gegen  den  Feind  schleudert,  James  Watt  be- 
fördert die  Frachten  über  Land  und  Meer,  wenn  wir  uns  des 
Ergebnisses  seiner  Beobachtungen  über  die  Wirkungen  des  Dampfes 
bedienen.  Gutenberg  lass  ich  für  mich  arbeiten,  wenn  ich  dieses 
Buch  herausgebe,  und  die  Kunst  und  Erfahrung  vieler  alter  KuHur- 
völker  verwerte  ich,  indem  ich  jetzt  dies  schreibe.  So  steht  es 
um  unser  Wissen  und  Können,  es  ist  nur  zum  geringen  Teil 
Ureignes.  Ist  aber  wirklich  eine  ureigne  Tätigkeit  da,  das  Er- 
zeugnis originell  und  neu,  so  fällt  es  in  die  Verfügungsgewalt 
des  Erzeugers.^)  Dann  liegt  echte  schöpferische  Tätigkeit  vor 
und  das  immaterielle  Geschöpf  ist  des  Schöpfers.  Zu  diesen 
Schöpfungen  gehören  natürlich  nicht  nur  die  patentfähigen  Er- 
findungen, sondern  alle  neuen  und  eigenartigen  Methoden,  Hand- 
griffe, Rezepte,^)  Bestimmungen  über  Temperaturgrade  usw.  Dass 
Werke  der  Kunst  und  Wissenschaft  solche  Schöpfungen  sind,  ist 
unbestritten.  Aber  auch  Schöpfungen  zur  Förderung  des  blossen 
Vertriebs  gewerblicher  Leistungen  kann  es  geben;   dies  wird  mit 


»)  Gierke,  Deatecb.  Privatr.  I,  S.  856. 

*)  z.  B.  für  chemische  Herstellung  von  Farben,  Mustern,  Mischungen 
von  Bier,  Sud  usw.  vgl.  hierzu  RQSt  15,  S.  141;  82,  S.  136;  38,  S.  385. 
JW.  1901,  S.  284». 
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Neues  Absatzgebiet.     Kundenlisten. 

Unrecht  geleugnet.^)  Als  solche  ureigne  Tätigkeit  kann  unter 
Umständen  die  Ausfindigmachung  eines  besondern  Absatzgebiets 
für  gewisse  Waren  angesehen  werden,  wenn  es  sich  dabei  um 
Erkundung  besondrer  Bedürfnisse  oder  gar  erst  um  Erweckung 
und  Erschliessung  neuer  Bedürfnisse  für  gewerbliche  Leistungen 
handelt.  Dann  kann  die  Aufstellung  einer  Liste  dieser  bestimmten 
Kunden  das  neue  Erzeugnis  eigner  Tätigkeit  sein.  Das  ist  natürlich 
keineswegs  bei  allen  Kundenlisten  der  Fall.  Liegt  z.  B.  die  Eigen- 
schaft der  verzeichneten  Personen  als  Kunden  für  jeden  offen 
zutage,  so  ist  nicht  die  Kenntnis  dieser  Kundeneigenschaft  das 
Erzeugnis  ureigner  Tätigkeit,  sondern  nur  die  Erwerbung  dieser 
Personen  als  seine  Kunden.  Das  gleiche  gilt  von  Geschäfts^ 
planen,  Kalkulationen,  Eigentümlichkeiten  der  Geschäftführung. 
Wäre  z.  B.  die  doppelte  Buchführung  noch  nicht  Gemeingut 
geworden,  so  würde  sicherlich  ihr  Erfinder,  sofern  er  sie  in  seinem 
kaufmännischen  Geschäft  anwendete,  mit  Recht  Schutz  gegen  ihre 
widerrechtliche  Anmassung  beanspruchen  können.  Dass  alles 
dies,  auch  wenn  es  nicht  als  ein  eigenartiges  geistiges  Erzeugnis 
anzusehen  ist,  überdies  dennoch  geheimgehalten  werden  kann 
und  Gegenstand  eines  Geschäftsgeheimnisses  sein  kann,  ist  selbst- 
verständlich.    . 

Die  andre  Schwierigkeit  besteht  darin,  festzustellen,  wann  ein 
bestimmtes  und  bestimmbares  Geisteserzeugnis  vorliegt, 
wann  sich  der  flüchtige  Gedanke  zu  einer  festumgrenzten  imma- 
teriellen Geschlossenheit  verdichtet  hat.  Nicht  jede  Idee,  nicht 
jeder  Gedankenblitz,  nicht  jeder  vage  Plan  ist  bereits  ein  fass- 
bares neues  Geisteserzeugnis  und  ein  geeignetes  Rechtsobjekt. 
Die  Verhältnisse  liegen  hier  auf  den  verschiedenen  Gebieten  auch 
keineswegs  gleich.  Entscheidend  ist,  ob  der  ausgereifte  Gedanke 
als  solcher  selbständig  auch  ausserhalb  des  Gegenstands,  in 
dem  er  zum  Ausdruck  kommt,  besteht  oder  ob  er  lediglich  in 


*)  z.  B.  von  Reuling,  Der  nnl.  Wettbewerb,  S.  97.    Dagegen  auch 
Schuler  a.  a.  0.  S.  186. 
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Erfindungen.     Werke  der  Literatur  und  Tonkunst. 

der  Verkörperung  des  Gegenstands,  den  er  gebildet  hat, 
begriffen  ist  und  in  ihm  erst  ausreift.  So  besteht  bei  allen 
Erfindungen  auf  dem  gewerblichen  Gebiete  im  weitesten 
Sinne  der  Erfindungsgedanke  zweifellos  ausserhalb  des  Gegen- 
standes, in  dem  er  dann  erscheint,^)  auch  unabhängig  davon,  ob 
die  Erfindung  schoii  in  Zeichnungen,  Beschreibungen,  Abbil- 
dungen usw.  fixiert  ist*)  Das  gilt  für  Erfindungen,  die  sich  zum 
Patentschutz  eignen,  genau  so  wie  die  für  Gebrauchsmusterschutz, 
Geschmacksmusterschutz,  ja  auch  für  die,  die  sich  auf  ein  Waren- 
zeichen, eine  Ausstattung  beziehen.  Hier  ist  überall  der  ausge- 
reifte Gedanke  die  Hauptsache  und  alles  andre  nur  seine  Aus- 
führung in  der  Welt  der  Erscheinungen.  Der  Erfindungsgedanke 
kann  daher  als  selbständiger  immaterieller  Gegenstand  durchaus 
Objekt  eines  subjektiven  Rechts  sein,  noch  bevor  er  ausgeführt 
worden  ist;  er  kann  durch  mündliche  Mitteilungen  Dritten  an- 
vertraut werden,*)  z.  B.  durch  mündliche  Anweisungen  des  Er- 
finders an  den  Fabrikanten,  Ingenieur,  Zeichner,  den  er  mit 
Herstellung  eines  Modells,  von  Plänen  usw.  beauftragt,  er  kann 
veräussert  werden.  Zweifelhafter  ist  die  Entscheidung  bei  Werken 
der  Literatur  und  Tonkunst.  Auch  hier  besteht  der  wissen- 
schaftliche, künstlerische,  musikalische  Gedanke  sicherlich  ausser- 
halb des  Manuskripts  und  der  Notenschrift.  Es  fragt  sich  nur, 
ob  er  schon  vor  der  Niederschrift,  die  ihn  ja  lediglich  fixieren 
und  andern  vermitteln  soll,  aber  nicht  Selbstzweck  ist,  abgeschlossen 
und  ausgereift  vorhanden  war,  oder  ob  erst  mit  der  Niederschrift 
diese  Vollendung  erfolgte.  Denn  zwischen  Gedankenkonzeption 
und  Gedankenausführung  ist  oft  ein  weiter  Weg,  und  der  Plan 
zu  einem  Drama  ist  noch  kein  Drama,  der  Stoff  zu  einem  Roman 
noch  kein  Roman,  ein  melodisches  Motiv  noch  kein  Lied,  eine 
wissenschaftliche    Erkenntnis    noch   kein    Lehrbuch.     Wird  man 


^)  Damme,  Das  Deutsche  Patentrecht,  S.  133. 
«)  Fuld  in  Gew.  Rechtsch.  1904,  S.  137.    Ferner  Gew.  Rechtsch. 
1905,  8.  27. 

»)  Marcus  im  UW.  I,  S.  85. 
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Werke  der  Malerei,  Bildhauerei  und  Baukunst. 

daher  im  Zweifel  anzunehmen  haben,  dass  vor  der  Niederschrift 
in  abgeschlossenem  Manuskript  oder  Manuskriptteil  noch  kein 
ausgereifter  selbständiger  Gedanke  vorliegt,  so  ist  doch  das  Gegen- 
teil als  Ausnahme  anzuerkennen.  Es  kann  ein  Musiker  eine  fertige 
Ouvertüre,  ein  fertiges  Lied  im  Kopf  haben,  ein  Gelehrter  eine 
fertige  Abhandlung,  ein  Dichter  ein  fertiges  Gedicht,  und  sie 
können  dies  Andern  ohne  Vermittelung  der  Schrift,  also  ohne 
ein  Werk  zu  schaffen,  kundgeben  durch  Wort  und  Ton. 

Ausgeschlossen  aber  ist  die  Selbständigkeit  des  Gedankens 
dort,  wo  die  schöpferische  Geistestätigkeit  eben  darin  besteht, 
der  Materie  neue  Form  zu  geben  und  kein  immaterielles,  sondern 
ein  bestimmt  geformtes  materielles  Gebilde  zu  schaffen,  wie  bei 
den  Kunstwerken  der  Malerei  (und  Photographie),  Bild- 
hauerei und  Baukunst.  Nicht  dass  hier  der  Gedanke  und 
geistige  Inhalt  nebensächlich  oder  gar  bedeutungslos  wäre,  aber 
er  ist  dem  Ausdrucksmittel  gegenüber  nicht  selbständig.  Dieses 
ist  nicht  bloss  ein  Symbol  und  ein  Gedankenubertragungsmittel, 
wie  Schriftzeichen  und  Note,  sondern  selbständiges  Schöpfungs- 
werk und  um  seiner  selbst  willen  da.  Es  repräsentiert  nicht  nur 
den  Gedanken,  sondern  es  verkörpert  ihn.^)  Hier  fällt  das  Geistes- 
erzeugnis unscheidbar  mit  dem  technischen  Arbeiterzeugnis  zu- 
sammen und  es  ist  ausser  ihm  ein  solches  als  ein  mögliches 
Rechtsobjekt  nicht  vorhanden. 

Soweit  nun  aber  nach  dem  Ausgeführten  ein  selbständiges 
geistiges  Erzeugnis  vorhanden  sein  kann,  ist  wie  an  den 
andern  bereits  besprochenen  immateriellen  Gütern  auch  hier  ein 
absolutes  Recht  anzuerkennen,^)  und  zwar  schon  vor  den  durch 
die  gewerblichen  Schutzgesetze  und  Urhebergesetze  geschaffenen 
Rechten,  ein  Recht,  das  veräusserlich  und  vererblich  ist*)  und 
gegen   dessen   Beeinträchtigungen   in  entsprechender  Anwendung 

1)  Vgl.  aooh  Fuld  a.  a.  0.  8.  187  flF. 
«)  Reuling  a.  a.  O.  S.  77. 

»)  Kohler,  Handbuch,  S.  262.  RGZ.  87,  S.4I.  JW.  1896,  S.  192"; 
S.  359«». 
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Allgemeine  Benutzungsinöglichkeit  dieser  Güter. 

von  BGB.  §  1004  die  Abwehrklage  gegeben,  bei  dessen  schädigender 
Verletzung  nach  BOB.  §  823  Abs.  1  die  Schädenklage  mög- 
lich ist.^) 

Die  Eigenart  dieser  immateriellen  Rechtsgüter  bringt  aber 
folgende  Besonderheiten  mit  sich. 

In  der  Natur  der  gleichfalls  mit  absoluten  Rechten  ausge- 
statteten Bezeichnungsmittel  lag  es,  dass  ihre  Anmassung,  ihre 
Benutzung  durch  Dritte  als  ihre  Bezeichnungsmittel  das  Be- 
zeichnungsmittel selbst  schwächte  und  zerstörte,  indem  es 
ihm  seine  Bezeichnungskraft  nahm.  Deshalb  richtete  sich  das 
ihren  Genuss  schützende  Ausschlussrecht  notwendig  auch  gegen 
solche  —  aber  auch  nur  gegen  solche  —  Anmassung,  die  jene 
Bezeichnungkraft  zu  schwächen  und  dadurch  den  Genuss  selbst 
zu  verkümmern  drohte.  Allein  dadurch  gewann  das  blosse  Aus- 
schlussrecht beinahe  den  Charakter  eines  ausschliesslichen  Rechts, 
ohne  dies  doch  von  sich  aus  in  dem  Sinne  zu  sein,  wie  etwa 
das  Warenzeichenrecht  nach  §  12  des  Warenzeichengesetzes,  das 
Patentrecht  u.  a.^)  Die  Natur  der  nun  in  Betracht  kommenden 
immateriellen  Güter  dagegen  bedingt  eine  solche  Ausschliess- 
lichkeit, wie  bei  den  Bezeichnungsmitteln,  nicht.')  Auch  ihr 
Genuss  wird  durch  das  Ausschlussrecht  geschützt,  dass  verhindert, 
dass  der  Berechtigte  in  ihm  gestört  werde.  Aber  dieser  Genuss 
wird  hier  nicht  dadurch  gestört,  dass  andre  dasselbe  immaterielle 
Gut,  dieselbe  Erfindung  für  sich  benutzen,  und  ebensowenig 
wird  es  dadurch  der  Herrschaft  des  Berechtigten  ganz  entzogen. 
Denn  es  ist  das  Wesen  dieser  geistigen  Güter,  an  die  Schranken 
der  Körperlichkeit,  die  von  selbst  eine  allgemeine  Benutzung 
ausschliesst  und  jede  Mitbenutzung  zur  Einschränkung  des  andern 


1)  Isay,  Patentgesetz  S.  93. 

^)  Deshalb  spricht  auch  BGB.  g  12  nicht  von  einem  ausschliesslichen 
Rechte.  Nor  soweit  eine  derartige  Verkümmerung  durch  Anmassong 
Dritter  zu  besorgen  ist,  kann  das  Namenrecht  daher  als  ausschliessliches 
bezeichnet  wercjen,  wie  Planck  a.a..O.  tut. 

«)  RGZ.  37,  S.  41.    JW.  1896,  S.  859*». 
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Alleinbesitz  bei  immateriellen  Gütern. 

Mitbenutzers  macht,  die  ferner  eine  ausschliessliche  Verfügungs- 
gewalt und  Herrschaft  im  Besitz  ermöglicht,  nicht  gebunden  zu 
sein.  Ohne  das  Genussrecht  des  Einen  zu  beeinträchtigen,  ist 
es  allen  zugänglich,  ohne  sich  dem  Besitz  des  Einen  zu  ent- 
ziehen, kann  es  dem  Besitze  des  Andern  unterworfen  sein.  Ja 
es  hat  geradezu  das  Streben  und  die  Neigung,  in  Allgemein- 
besitz zu  kommen.  Man  denke  nur  an  Dichtungen  und  Ton- 
werke. Eine  Ausschliesslichkeit  aber  liegt  im  Wesen  des  abso- 
luten Rechts  als  Ausschlussrecht  noch  nicht.^)  Bringt  sie  nicht 
die  Natur  des  geschätzten  Quts  mit  sich,  so  kann  diese  Ausschliess- 
lichkeit eben  nur  durch  besondre  positive  Rechtsatzung,  die  immer 
eine  Monopolisierung  enthält,  erfolgen.  Und  auch  das  Einschluss- 
recht geht  nur  soweit,  als  es  die  Natur  des  beherrschten  Gegen- 
stands zulässt 

Dass  dem  so  ist,  gereicht  der  Menschheit  jedoch  nur  zum 
Seesen.  Wäre  Sonderbesitz  und  Sondereigentum  an  den  geistigen 
Gütern  in  gleichem  Masse  möglich  und  zu  wahren  gewesen,  wie 
an  den  Schöpfungen  körperlicher  Natur,  wäre  etwa  die  Erfindung 
der  Schrift  dem  Erfinder  und  seinen  Erben  auf  Ewigkeit  vorbe- 
halten, so  wäre  ein  Kulturfortschritt,  der  gerade  darauf  beruht, 
dass  recht  viele  geistige  Güter  Gemeingut  werden,  unmöglich. 

b)  Dem  Wesen  der  geistigen  Schöpfung  und  ihrem  Streben 
entgegen,  Allgemeingut  zu  werden,*)  steht  nun  der  berechtigte 
Egoismus  des  Schöpfers,  der  dahin  geht,  sie  diesem  Allgemein- 
besitz zu  entziehen  und  sich  zur  ausschliesslichen  Verwertung 
vorzubehalten.  Wie  ist  dies  möglich?  Dem  Besitz  an  körper- 
lichen Sachen  entspricht  hier  die  Kenntnis,  das  Wissen  und  Wahr- 
nehmen der  geistigen  Erzeugnisse.  Ist  das  Wissen  hiervon  noch 
ausschliesslich  bei  dem  Schöpfer  des  immateriellen  Guts,  so  be- 
findet es  sich  auch  noch  in  dessen  ausschliesslichem  Besitz.     Ist 


^)  Ziteimann,  Recht  des  BGB.  Bd.  I,  S.  22,  scheidet  nach  diesen 
Gesicfatapankteii  zwischen  vollkommenen  and  nn vollkommenen  absoluten 
Hechten. 

«)  Schüler  a.  a.  0.  S.  186. 
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Die  Geheimhaltung  als  Mittel  des  Alleinbesitzes. 

das  Wissen  und  Wahrnehmen  dagegen  bei  allen,  so  hat  er  den 
ausschliesslichen  Besitz  verloren  und  nur  noch  Mitbesitz  an  ihm. 
Solchen  ausschliesslichen  Besitz  am  immateriellen  Gute,  solche 
ausschliessliche  Kenntnis  des  geistigen  Erzeugnisses,  diesen  Zu- 
stand, wo  dieses  sich  noch  gleichsam  im  Heim  und  alleinigen 
Gewahrsam  seines  Erzeugers  befindet,  bezeichnet  man  aber  als 
sein  Geheimnis.*)  Die  Geheimhaltung  also  ist  das  Mittel, 
den  Alleinbesitz  am  immateriellen  Gute  zu  bewahren, 
sie  hat  possessorische  Bedeutung.*) 

Will  also  der  Erzeuger  seine  geistige  Schöpfung  zu  seiner 
ausschliesslichen  eigenen  Ausnutzung  und  Verwertung  sich 
vorbehalten,  so  muss  er  sie  geheimhalten.  Nur  solange  die  Ge- 
heimhaltung währt,  dauert  seine  ausschliessliche  Ausnutzungs- 
möglichkeit,") vorausgesetzt,  dass  eine  solche  überhaupt  bei  Ge- 
heimhaltung möglich  ist,  was  natürlich  bei  neuen  Absatzgütem 
ausgeschlossen  ist,  da  deren  gewerbliche  Verwertung  die  Offen- 
barung bedingt. 

Nun  hat  aber  diese  Geheimhaltung  von  Erfindungen  —  und 
um  solche  handelt  es  sich  nur  noch  —  zwei  Schwächen.  Sie  ist 
einmal  für  den  Erzeuger  nicht  immer  leicht  durchzuführen,  sein 
Interesse  an  der  Ausschliesslichkeit  des  Genusses  ist  also  immer- 
fort gefährdet.  Sodann  wirkt  die  unverhältnismässig  lang  dauernde 
Geheimhaltung  und  Ausschliessung  der  Allgemeinheit  von  der 
Verwertung  der  geistigen  Erzeugnisse  kulturwidrig  und  fortschritt- 
hemmend. Die  Hilfe  bringt  nach  beiden  Richtungen  die  Ge- 
währung eines  zeitlichen  ausschliesslichen  Rechts  zur  Aus- 
nutzung des  immateriellen  Guts  gegen  Preisgabe  aller  Rechte  nach 
Ablauf   der   Schutzfrist.     Das  ist    das  Wesen    der  gewerblichen 


^)  Was  Geheimnis  ist,  ist  also  niemals  gegenstftndlich  zu  bestimmen. 
Es  ist  eben  das,  was  jeweilig  geheimgehalten  wird  und  noch  nicht  bekanot 
ist.    RGSt.  25,  S.  48;  28,  S.  160. 

«)  So  auch  Reuling  a.  a.  0.  S.  71,  87.  Holtzendorfs  Bnzyklop. 
S.  50ff. 

')  Vgl.  auch  Isay,  Patentgesetz  S.  98. 
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Rechtliche  Natur  des  Geheimnisses. 

Erfindungs-  und  Urheberrechte.^)  Der  Schöpfer  des  geistigen 
Guts  wird  dadurch  der  Last  der  immer  gefährdeten  Geheimhal- 
haltung  überhoben,  die  Gemeinschaft  aber  erwirbt  nach  Ablauf 
der  Frist  das  Recht  zum  Gebrauch.  Dieser  besondre  Schutz 
wird  freilich  nicht  allen  geistigen  Erzeugnissen  in  gleicher  Weise 
zuteil,  sondern  nur  in  Gemässheit  der  einzelnen  Sondergesetze. 
Wo  diese  nicht  einschlagen  oder  noch  nicht  Schutz  gewähren, 
also  vor  erfolgter  Anmeldung,  ist  der  Erzeuger  auf  die  Geheim- 
haltung angewiesen,^  will  er  das  Erzeugnis  sich  ausschliesslich 
vorbehalten.  Dass  er  dies  auch  bei  den  des  staatlichen  Sonder- 
schutzes Würdigen  kann,  ist  selbstverständlich,  und  es  ist  seinem 
Ermessen  überlassen,  ob  er  glaubt,  wirtschaftlich  besser  zu  fahren, 
wenn  er  die  sichere  Gewährleistung  auf  beschränkte  Zeit  gegen 
Preisgabe  des  immateriellen  Guts  wählt,  oder  den  unsicheren 
Schutz  durch  Bewahrung  des  Geheimnisses  für  unbeschränkte 
Zeit  vorzieht 

c)  Für  die  rechtliche  Natur  des  Geheimnisses  gilt  folgendes. 

a)  Zunächst  gilt  es,  scharf  die  Geheimhaltung  vom  ge- 
heimgehaltenen Gegenstand  zu  unterscheiden.*)  Objekt  der 
Geheimhaltung  kann  mancherlei  sein.*)  Bisher  wurde  nur  der 
geistigen  Erzeugnisse  als  geheimzuhaltender  Gegenstände  gedacht 
Es  können  aber  ebensogut  äussere  Ereignisse  und  Vorgänge, 
irgendwelche  Zustände,  Verhältnisse  usw.  namentlich  des  Geschäft- 
lebens  geheimgehalten  werden.*)     Es  ist  klar,    dass  dies  einen 

1)  Vgl.  aach  Kenling  a.  a.  0.  S.  72,  76.  £.  Katz  in  Ztschr.  f.  gew. 
Rechtsch.  1892,  S.  7. 

•)  RGSt.  31,  S.  90.    JW.  1901,  S.  284.     ÜW.  I,  S.  6,  86. 

»)  Reuling  a.  a.  0.  S.  71. 

*)  Die  verschiedensten  Gegenstände  sind  nach  den  Vorschriften  der 
Reichsgesetze  geheim  zu  halten,  vgl.  StGB.  §§  92,  553  K  —  RGes.  vom 
3.  Juli  1893,  Müit.StGß.  §  56.  —  SlGB.  §  299,  §  800  j  ferner  die  ünfall- 
yersicherungagesetze ,  Margarinegesetz,  Weingesetz  asw. 

^)  Die  Unterscheidung  von  Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnissen 
offensiver  Katar  und  defensiver  Natur,  wie  sie  M.  M.  Kohler  a.  a.  0. 
S.  182  ff.  macht,  fördert  die  Erkenntnis  nicht. 
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wesentlichen  Unterschied  macht.  Dort  liegt  möglicherweise  ausser 
dem  Bruch  der  Geheimhaltung  in  dessen  Folge  noch  eine  Ver- 
letzung eines  absoluten  Rechts  am  geheimgehaltenen  Gegenstand 
vor,  hier  handelt  es  sich  vielleicht  nur  um  den  Bruch  des 
Geheimnisses  oder  in  dessen  Folge  doch  um  Verletzung  eines 
ganz  andern  Rechts,  als  das  an  einem  geheimgehaltenen  Gegen- 
stand, möglicherweise  um  Verletzung  des  gewerblichen  Betä- 
tigungsrechts. In  beiden  Fällen  ist  das  Eindringen  in  die  Ge- 
heimhaltung also  nur  das  Mittel,  um  sich  in  den  Besitz  der 
Kenntnis  des  geheimgehaltenen  Gegenstands  zu  setzen  und  dann 
erst  mit  diesem  Besitz  entweder  das  allgemeine  Betätigungsrecht 
oder  ausserdem  das  besondre  absolute  Recht  an  dem  geistigen 
Erzeugnis  oder  andere  Rechtsgüter  zu  verletzen.  Das  Ein- 
dringen in  fremdes  Geheimnis  für  sich  allein  enthält  noch  keine 
Beeinträchtigung  weder  des  Genusses  an  dem  geheimgehaltenen 
Gegenstand,  noch  der  freien  gewerblichen  Betätigung.  Wer  unter 
Bruch  der  Geheimhaltung  sich  von  einem  geheimgehaltenen  Re- 
zept Kenntnis  verschafft,  stört  dadurch  noch  nicht  das  absolute 
Recht  des  Erzeugers  an  diesem  geistigen  Erzeugnis.  Erst  wenn 
er  infolge  der  erlangten  Kenntnis  nunmehr  dessen  Gebrauchs- 
möglichkeit und  Verwendung  zu  beeinträchtigen  sucht,  verletzt 
er  jenes  Recht,  und  erst  durch  Verwendung  in  seiner  eigenen 
gewerblichen  Tätigkeit  macht  er  jenem  Konkurrenz  und  verletzt 
nun  auch  sein  gewerbliches  Betätigungsrecht.  Und  wer  ebenfalls 
unter  Bruch  der  Geheimhaltung  von  einem  geheimgehaltenen 
Geschäftsverlust  Kenntnis  erlangt,  diese  aber  still  für  sich  behält, 
ohne  seine  Handlungen  dadurch  beeinflussen  zu  lassen,  beein- 
trächtigt damit  die  gewerbliche  Tätigkeit  des  Geschäftmanns  noch 
nicht.  Erst  wenn  er  selbst  nun  infolge  der  Kenntnis  seine  Ge- 
schäftsbeziehung abbricht,  oder  die  gewonnene  Kenntnis  andern 
mitteilt,  schädigt  er  dessen  Kredit,  stört  er  dessen  gewerbliche 
Betätigung,  so  dass  nunmehr  aus  dieser  neuen  Verletzung  von 
Rechten  und  Rechtsgütern  Ansprüche  erwachsen.  Besteht  die 
Geheimhaltung  darin,  dass  man  in  der  ausschliesslichen  Kenntnis 
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von  dem  Geheimzuhaltenden  bleibt  und  die  Kenntniserlangung 
Dritter  verhindert,  so  wird  die  Geheimhaltung  aufgehoben,  sobald 
andre  die  Kenntrris  erlangen,^)  sei  es,  dass  man  ihnen  selbst  die 
Kenntnisnahme  vermittelt,  sei  es,  dass  sie  ohne  Zutun  durch  Zu- 
fall oder  durch  Dritte  die  Kenntnis  erlangen.  Diese  Aufgabe 
kann  aber  auch  nur  relativ  gegenüber  bestimmten  andern  erfolgen,*) 
der  Wille  zur  Geheimhaltung  und  die  Geheimhaltung  selbst  allen 
übrigen  gegenüber  fortbestehen.  Der  geheimgehaltene  Gegenstand 
verliert  durch  Mitteilung  an  Einzelne  deshalb  noch  nicht  ohne 
weiteres  die  Eigenschaft  eines  geheimgehaltenen,  eines  Geheimnisses. 
Solchenfalls  ist  freilich  eine  weitere  Geheimhaltung  jenen  Dritten 
gegenüber  nur  dann  durchführbar,  wenn  auch  die  zur  Kenntnis 
gekommenen  Anderen  ihrerseits  diese  weitere  Kenntnisnahme  ver- 
hindern und  die  erlangte  Kenntnis  nunmehr  selbst  geheimhalten. 
Dann  tritt  ihr  Qeheimhaltungswille  gleichsam  vor  die  Lücke,  die 
ihre  eigne  Kenntnisnahme  der  Geheimhaltung  geschlagen  hat 

Hieraus  folgt,  dass  sie,  die  in  gleicher  Weise  Kenntnis  von 
dem  Geheimgehaltenen  besitzen,  niemals  mehr  jene  erste  Geheim- 
haltung ihres  Kundgebers  verletzen  können,  da  eine  solche  ihnen 
gegenüber  nicht  mehr  besteht.  Was  sie  verletzen  können,  ist 
lediglich  eine  möglicherweise  für  sie  begründete  Pflicht,  ihrer- 
seits die  erlangte  Kenntnis  geheimzuhalten.  Es  versteht 
sich  von  selber,  dass  diese  Pflicht  nicht  für  länger  bestehen  kann, 
als  der  Mitteilende  die  Geheimhaltung  selbst  aufrecht  erhält  oder 
diese  nicht  anderweit  hinfällig  geworden  ist.  Die  Pflicht  kann 
für  sie  vertragsmässig  begründet  werden,  wenn  ihnen  das 
Geheimnis  nur  unter  der  Verpflichtung  zur  Geheimhaltung  zu- 
l(änglich  gemacht  wird,  oder  durch  positive  gesetzliche  Vor- 
schrift, wenn  sie  kraft  amtlicher  oder  gewerblicher  Stellung  sich 
vom  Geheimgehaltenen  Kenntnis  verschaffen  dürfen.^)  Immer  aber 
muss    eine    solche    Geheimhaltungspflicht    besonders    begründet 

0  RGSt.  28,  S.  160. 

*)  RGSt.  29,  S.  480.     UW.  I,  S.  6. 

»)  Vgl.  die  Anm.  *  S.  323. 
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worden  sein.  An  und  für  sich  besteht  vielleicht  eine  Anstands- 
pflicht,  aber  keine  rechtliche  Verpflichtung  zur  Wahrung  der 
Geheimnisse  andrer. 

Der  Mangel  einer  Geheimhaltung  gilt  aber  nur  im  Ver- 
hältnis zwischen  dem  Betrauten  und  Vertrauenden.  Allen 
Dritteh  gegenüber  bildet  die  Geheimhaltung  des  Betrauten 
und  die  Geheimhaltung  des  am  Geheimgehaltenen  Interessierten 
eine  einzige  Geheimhaltung,  jene  ist  nur  ein  Bestandteil  dieser. 
Denn  das  Geheimhalten  geschieht  auch  vom  Betrauten  nicht  in 
seinem,  sondern  in  des  Andern  Interesse,  er  will  nicht  sein,  son- 
dern dessen  Geheimnis  wahren,  seine  Geheimhaltung  will  gleich- 
falls die  Dritten  von  der  Kenntnis  des  Geheimgehaltenen  abwehren 
und  ist  insoweit  ihnen  gegenüber  an  Stelle  der  eigenen  Geheim- 
haltung des  an  ihr  Interessierten  getreten.  Wer  die  Geheim- 
haltung des  betrauten  Stellvertreters  bricht,  bricht  daher  auch  dem 
Interessenten  selbst  gegenüber  die  Geheimhaltung,  verletzt  dessen 
in  der  Person  des  betrauten  Vertreters  ausgeübte  Geheimhaltung. 
Die  Voraussetzungen  hierfür  sind  natürlich  die  gleichen  wie  bei 
einer  Geheimnisverletzung  jenes.  Die  Kenntnis  des  Geheimge- 
haltenen muss  wider  den  Geheimhaltungswillen  des  be- 
trauten Vertreters  erlangt  werderi.  Bricht  dieser  selbst  seine 
Geheimhahung,  teilt  er  selbst  einem  Dritten  das  Geheimgehaltene 
freiwillig  mit,  so  verletzt  er  wohl  seine  Treupflicht  und  der  Dritte 
nimmt  möglicherweise  an  dieser  Treulosigkeit  teil,  aber  eine  Ver- 
letzung der  Geheimhaltung,  ein  Zuwiderhandel  gegen  dessen  — 
nicht  mehr  vorhandnen  —  Geheimhaltungswillen  liegt  nicht  vor. 
Und  ebensowenig  eine  Verletzung  der  Geheimhaltung  des  Inter- 
essierten, denn  dieser  hatte  mit  der  Überlassung  der  Kenntnis  an 
den  Betrauten  über  dessen  Kenntnis  die  Verfügungsmöglichkeit 
aufgegeben.  Erfolgt  freilich  die  Mitteilung  durch  den  betrauten 
Vertreter  nicht  freiwillig,  sondern  infolge  Zwangs  oder  eines 
hervorgerufenen  Irrtums  über  die  Natur  der  Mitteilung/)  also  bei 

*)  Derart,  dass  man  diese  nicht  für  eine  Preisgabe  dca  Gcheimnissfs 
hält,  dass  also  der  Wille  zur  Geheimhaltung  bestehen  bleibt, 
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Fortbestehen  des  Qeheimhaltungswillens,  so  liegt  in  der  Herbei- 
führung dieser  Mitteilung  seitens  des  Dritten  auch  eine  Verletzung 
des  Oeheimhaltungswillens  vor.     Eine  blosse  Verleitung  zur  be- 
wussten  und  freiwilligen  Aufgabe  der  Geheimhaltung  aber,  auch 
wenn  sie  durch  verwerfliche  Mittel,  wie  Bestechung,  erfolgt,  ent- 
hält einen  solchen    eigenen  Geheimhaltungsbruch    nicht     Noch 
weniger  bedeutet  schon  das  blosse  Ausmieten  von  Arbeitern 
(detournement  des  ouvriers)  einen  Angriff  und  eine  Verletzung 
auf  die  Geheimhaltung  des  Andern  an  und  für  sich.^)    Sie  kann 
höchstens  die  Vorbereitung  und  das  Mittel   dazu  werden,  nach- 
mals an  dem  ausgemieteten  Arbeiter,   sofern  für  ihn  überhaupt 
dann  noch  eine  Geheimhaltungspflicht  und  ein  Geheimhaltungs- 
wille besteht,  in  der  vorbezeichneten  Weise  den  Geheimhaltungs- 
bruch  zu    begehen.     Das  scheinbar   Unbefriedigte   hieran    liegt 
eben  in  dem  Umstände,  dass  die  Geheimhaltung  nicht  mehr  von 
der  eigenen  Geheimhaltung  des  Interessenten  allein  abhängt,  son- 
dern er  auf  die  Geheimhaltung  dessen  angewiesen   ist,    dem  er 
das  Geheimnis  anvertraut  hat  oder  anzuvertrauen  durch  die  Ver- 
hältnisse gezwungen  war^)  und  dass  diese  Schranke  sich  als  zu 
schwach  erwiesen  hat. 

Eine  ganz  andre  Frage  als  die,  ob  eine  Verletzung  und  ein 
Bruch  der  Geheimhaltung  auf  der  Seite  des  Dritten  vorliegt, 
ist  aber  die,  ob  er  durch  Benutzung  der  zwar  ohne  Geheimnis- 
verletzung aber  durch  Teilnahme  an  fremder  Untreue  er- 
langten Kenntnis  zu  Zwecken  des  Wettbewerbs  unlautern  Wett- 
bewerb verübt  und  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  des  Andern 
verletzt.  Dies  ist  zu  bejahen.  Macht  er  von  eiher  so  erlangten 
Kenntnis  zum  Schaden  des  Konkurrenten  und  zum  Vorteil  seiner 


etwa,  indem  man  über  die  Person  des  Mitteilongsempfängers  getftnscht 
wird  oder  über  die  Art  und  Bedeatung  des  Mitgeteilten. 

*)  a.  M.  Pinner,  Müller,  Finger  und  Fnld  in  ihren. Kommen- 
taren zum  ÜW. 

')  In  der  Regel  auch  nur  im  eignen  Interesse,  um  dessen  Arbeits- 
kraft für  sich  dienstbar  zu  machen. 
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eigenen  Tätigkeit  Gebrauch,  so  ist  er  wie  ein  Hehler,  der  zwar 
auch  nicht  den  Besitz  des  Dritten  verletzt  hat,  aber  die  erfolgte 
Besitzentziehung  aufrecht  erhält.  Er  wendet  nicht  mehr  eigene 
Arbeit  auf,  sondern  benutzt  fremde  und  macht  damit  den  Wett- 
bewerb unlauter. 

ß)  Die  Verletzung  der  Geheimhaltung  eines  Andern  bedeutet 
immer  einen  Angriff  auf  die  Persönlichkeit  des  Geheimhal- 
tenden. Die  Person  in  ihrem  auf  Geheimhaltung  gerichteten  Tun 
wird  verletzt  und  angegriffen,  wenn  das  Geheimgehaltene  dem 
Heim  der  Person  entrissen  wird.^)  Wie  der  Besitz  kein  be- 
sondres Recht  ist,  sondern  das  Besitzen  als  Betätigung  der  Per- 
sönlichkeit durch  das  allgemeine  absolute  Persönlichkeit- 
recht gedeckt  wird,*)  so  ist  auch  das  Geheimhalten  durch  kein 
besondres  Ausschlussrecht  geschützt,  sondern  wird  ebenfalls  durch 
dais  allgemeine  Persönlichkeitrecht,  durch  das  allgemeine  die  Person 
als  Ganzes  schützende  Ausschlussrecht  gedeckt.') 

d)  Hiernach  ist  der  Genuss  der  eigenartigen  geistigen  Er- 
zeugnisse in  dem  vorbesprochenen  Sinne  geschützt  schlechthin 
durch  das  an  ihnen  bestehende  absolute  Recht  und  gege- 
benenfalls ausserdem  entweder  durch  die  erweiterten  und 
ausschliesslichen  Rechte,  wie  sie  Patent-,  Musterschutz-, 
Urheberrechte  geben,  oder  durch  das  die  Geheimhaltung 
schützende  Persönlichkeitrecht.  Die  Verletzungen  dieser 
sämtlichen    absoluten    Rechte  ist  nach  BGB.  §  1004  und  §  823 


')  Binding^  Lehrbuch  des  gem.  deutsch.  Strafr.  I,  S.  127:  „Her 
Wille  der  Geheimnisbewahrung  wird  geschützt.*^ 

')  Deshalb  begegnet  das  Recht  seiner  Störung  und  Verletzung  such 
so  wie  der  eines  absoluten  Rechts,  ohne  ihn  als  eigenes  Recht  ausgebildet 
SU  haben. 

')  Dies  nimmt  ähnlich  auch  Paul  Schmidt  in  G^ew.  Rechtsch.  1906, 
S.  360  an,  der  aber  gegen  diese  Verletzung  des  Persönlichkeitrechts  nur 
nach  BGB.  §  826  reagieren  lässt.  —  Als  Angriff  auf  die  Persönlichkeit 
fassten  es  auch  die  Römer  auf,  wenn  sie  die  actio  iniuriarum  gaben, 
1.  1  §  88  D.  de  iniur.  47,  10. 
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Abs.  1  zurückzuweisen.  Insbesondre  genügt  auch  der  objektiv 
widerrechtliche  Eingriff,  und  es  ist  daher  insoweit  das  BGB.  der 
Vorschrift  des  UWQes.§  9  subsidiär,  das  in  Abs.  2  für  den  Dritten 
den  Eingriff  in  die  Geheimhaltung  durch  eine  gegen  das  Gesetz 
oder  die  guten  Sitten  verstossende  (eigene)  Handlung  erfordert 
Das  BGB.  ist  aber  auch  nicht  an  die  Voraussetzungen  gebunden, 
an  die  bei  Besitzstörungen  das  Patentgesetz  §  3  und  §  10;  §  4 
Abs.  3  des  Gebrauchsmustergesetzes  seine  Vorschriften  knüpft. 
Versagt  der  Schutz  des  Persönlichkeitrechts,  weil  die  Geheim- 
haltung einem  bestimmten  Dritten  gegenüber  aufgegeben  worden 
ist,  und  beruht  die  weitere  Geheimhaltung  nun  auch  noch  auf 
der  Geheimhaltung  dieses  Dritten,  so  sucht  das  Recht  diese  in 
gewissen  Fällen  durch  Gebote  unter  Strafdrohungen  aufrecht 
zu  erhalten  und  diese  Fälle  von  Geheimnisverletzungen  infolge 
Treubruchs  sind  es,  die  zuerst  der  Gesetzgeber  beachtet  hat.^) 
Sie  sind  also  sämtlich  zugleich  Schutzgesetze  für  das  Geheim- 
gehaltene, bezwecken,  den  ausschliesslichen  Besitz  an  ihnen  dem 
zu  gewährleisten,  der  sie  geheimhalten  will.  Ihre  Übertretung 
kann  sonach  für  den  durch  Bruch  des  Geheimnisses  Verletzten 
Schädenansprüche  nach  BGB.  §  823  Abs.  2  begründen.  Für  die 
Vorschriften  des  Sondergesetzes  über  UW.  kommt  dies  jedoch 
nicht  in  Frage,  da  dieses  selber  Bestimmungen  über  die  Schäden- 
haftung trifft. 

e)  Wird  nicht  der  Schutz  durch  die  Geheimhaltung,  sondern 
der  des  Patent-  und  Musterschutzes  vorgezogen,  so  bleibt  nur 
das  absolute  Recht  am  Geisteserzeugnis  übrig,  das,  wie  bereits 
erwähnt,  nur  gegen  eine  Störung  im  eigenen  Gebrauch,  nicht 
gegen  eine  Gebrauchsanmassung  schützt,  wie  das  die  Geheim- 
haltung schützende  Persönlichkeitrecht.  Dafür  tritt  hier  das  durch 
die  Patent-  und  Musterschutzgesetze  gewährte  zeitliche  ausschliess- 
liche Benutzungsrecht  ein,  das  den  Mitgebrauch  des  Andern  aus- 
schliesst   und  insoweit  daher   auch   ihre  gewerbliche  Betätigung 


»)  M.  M.  Kohler  a.  a.  0.  S,  188.    Müller,  Komm.  z.  UW.  S.  166. 
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beschränkt  Für  die  Verletzung  dieses  besondern  ausschliess- 
lichen Benutzungsrechts  aber  haben  das  Patentgesetz  und  das 
Gebrauchsmustergesetz  —  anders  das  Qeschmacksmuster- 
gesetz  und  die  Urhebergesetze  —  hinsichtlich  der  Schädenhaftung 
abweichende  Vorschriften  getroffen,  insofern  sie  nur  bei  Vorsatz 
und  grober  Fahrlässigkeit  haften  lassen.^)  Hier  kann  dann  das 
BOB.  nicht  ergänzend  auch  für  die  Haftung  bei  geringer  Fahr- 
lässigkeit eintreten.  Dann  da  es  sich  um  ein  durch  die  Sonder- 
gesetze erst  geschaffenes  Ausnahmerecht,  eine  Monopolisierung 
handelt,  ist'anzunehmen,  dass  das  Gesetz,  wenn  es  über  die  Folgen 
dieser  Verletzung  überhaupt  Vorschriften  trifft,  insoweit  auch 
eine  ausschliessliche  Regelung  hat  treffen  wollen.  Diese  Annahme 
ist  aber  nicht  weiter  gerechtfertigt,  als  es  sich  eben  um  dieses 
Sonderrecht  handelt,  und  wie  im  übrigen  die  Ansprüche  auf  Unter- 
lassung, Bereicherung,  Rechnungslegung  ergänzend  aus  dem  BOB. 
herangezogen  werden,^)  so  bleibt  auch  die  Schädenhaftung  nach 
BGB.  wegen  gewöhnlicher  Fahrlässigkeit  aus  BGB.  §  823  Abs.  1 
bestehen,  soweit  es  sich  um  Verletzung  des  subjektiven  Rechts 
an  der  Erfindung  handeH,  das  nicht  erst  in  den  Sonderge- 
setzen seine  Grundlage  findet. 


^)  Patentges.  §  35,  Qebraachsmastcrges.  §  9, 

^)  Vgl.  Isay,  Patentgesetz  S.  328.     Dagegen  Seligsohn,   Patent- 
gesetz S.  339. 
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n.  Teil. 

D.    Die   Folgen   der  Verletzung   des 
gewerblichen  Betätigungsrechts» 

§21. 

Die  Abwehrklagre  bei  ottjektiv  widerrecht- 
licher Verletzung. 

1.  Erkennt  man  an,  dass  die  gewerbliche  Tätigkeit  durch  ein 
Ausschlussrecht  geschützt  ist  und  sonach  in  die  nicht  geschlossene 
Reihe  absoluter  Rechte  einzustellen  ist,  so  sind  die  im  BOB.  für 
einzelne  absolute  Rechte,  insbesondre  das  Eigentum  gegebenen 
Rechte  auch  auf  die  Beeinträchtigungen  der  gewerblichen  Tätig- 
keit anzuwenden.  Wie  in  dem  Eigentum  nach  BGB.  §  903  die 
Befugnis  liegt,  andre  von  jeder  Einwirkung  auszuschliessen,  und 
daher  bei  einer  beeinträchtigenden  Einwirkung  die  in  BGB.  §  1004 
genannten  Ansprüche  erwachsen,  so  begründet  auch  eine  Beein- 
trächtigung der  gewerblichen  Tätigkeit,  da  diese  von  einem  gleichen 
Ausschlussrecht  geschützt  ist,  in  entsprechender  Anwendung  von 
BGB.  §  1004  dieselben  Ansprüche.  Das  hat  für  das  absolute 
Namenrecht  BGB.  §  12  selbst  anerkannt,  auf  die  Betätigung  des 
Persönlichkeitrechts,  die  im  Besitz  liegt,  BGB.  §  862  ohne  weiteres 
ausgedehnt  und  geschieht  bei  allen  übrigen. gewerblichen  abso- 
luten Rechten  in  ständiger  Rechtsprechung.^) 

1)  Vgl.  Kohler,  Handbuch  des  deutsclicn  Patenlr.  (1900)  S.  539. 
Eltzbacher,  Die  Uuterlassungsklage  S.  152,175,  ferner  MaDohardt  in 
DJZ.  1903,  S.  416.  Lehmann,  Die  Unterlassungspflicht  S.  120  ff.  RGZ. 
12,  S.  52;  22,  S.  96;  24,  S.  394;  28,  S.  247;  46,  S.  61;  48,  S.  119,  241 ; 
60,  S.  7.    J\V.  1903,  S.  128;  1905,  S.  141.     RGSt.  4,  S.  173. 
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Anspnichberechtigte. 

2.  Anspruchberechtigt  ist  nur  der  verletzte  Inhaber  des 
gewerblichen  Betätigungsrechts.  Wer  dies  ist,  wurde  früher 
gezeigt. 

a)  Sind  mehrere  gemeinschaftliche  Inhaber  vorhanden, 
so  kann  den  Anspruch  dennoch  jeder  Einzelne  selbständig  für 
das  Ganze  geltend  machen ,  wie  er  anderseits  auch  von  allen  ge- 
meinsam erhoben  werden  kann.  Das  folgt  aus  der  entsprechenden 
Anwendung  von  §  1011.^)  Durch  Erfüllung  des  negatorischen 
Anspruchs  gegenüber  dem  Einen  wird  zugleich  derselbe  Anspruch 
gegenüber  dem  Andern  befriedigt,  BOB.  §  432.  Gleichwohl  wirkt 
die  Geltendmachung  des  Anspruchs  aus  BGB.  §  1004  wegen 
Beeinträchtigung  des  gemeinsamen  Rechts  durch  den  Einen  nicht 
Rechtshängigkeit  gegen  die  Klage  des  Andern,  und  es  schafft 
das  Urteil  nur  Rechtskraft  zwischen  den  Parteien,*)  BGB.  §  325. 
Wer  sich  daher  gegen  wiederholte  Prozesse  schützen  will,  muss 
allen  Mitberechtigten  gegenüber  Feststellungklage  erheben,  ZPO.  §59. 

Liegt  nicht  einmal  gemeinschaftliche  Inhaberschaft  des  ge- 
werblichen Betätigungsrechts  vor,  sondern  nur  eine  Mehrheit 
einzelner  Verletzter,  so  ist  gleichfalls  jeder  von  dem  andern  un- 
abhängig. So  kann  z.  B.  jeder  der  Gewerbetreibenden  eines 
bestimmten  Orts  gegen  den  Wettbewerber  klagen,  der  seine  ge- 
werblichen Leistungen  unrichtig  mit  einer  Herkunftbezeichnung 
von  jenem  Ort  versieht,  und  jeder  für  sich,  der  durch  unlautre 
Reklame  verletzt  wird.  Der  Umstand,  dass  ein  andrer  dieselbe 
Klage  auf  Unterlassung  gegen  den  Konkurrenten  erhoben  hat, 
schafft  noch  nicht  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit,  und  es  be- 
steht ebensowenig  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen 
Sache,  wenn  über  den  gleichen  Anspruch  eines  Andern  bereits 
rechtskräftig  entschieden  ist.^) 


1)  Planck,  Komm.  Anm.  Ic.  Köhler,  Deutsch.  Patentr.  (1900) 
Seite  549. 

«)  Seuff.  Archiv  31,  Nr.  74;  86,  Nr.  265. 

*)  Bei  einer  Klage  der  in  UWGcs.  §  1  genannten  Verbände  s.  den 
besondern  Teil. 
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Organe.    Vertreter.     Liquidatoren,  Konkursverwalter. 

Verbände  zur  Förderung  gewerblicher  Interessen  haben  kein 
eigenes  Betätigungsrecht,  können  also  auch  einen  negatorischen 
Anspruch  auf  Grund  des  BGB.  nicht  geltend  machen.  Sie  sind 
lediglich  auf  UWGes.  1  angewiesen. 

b)  Die  Organe  einer  juristischen  Person  und  die  Vertreter 
einer  natürlichen  können  nur  die  Ansprüche  der  vertretenen  Per- 
sonen geltend  machen,  keine  eignen,  und  zwar  selbst  dann,  wenn 
die  Verletzung,  des  jenen  zustehenden  gewerblichen  Betätigungs- 
rechts durch  das  Mittel  der  Kränkung  der  Organe  und  Vertreter, 
etwa  durch  üble  Nachrede  über  sie,  erfolgte.  Das  gilt  auch  für 
Agenten  und  Kommissionäre.  Diesen  steht  dann  nur  ein  Anspruch 
wegen  persönlicher  Beleidigung,  nicht  aber  der  Anspruch  wegen 
Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  zu.  Allerdings 
kann,  namentlich  bei  Agenten  und  Kommissionären,  unter  Um- 
ständen gleichzeitig  auch  deren  eignes  Betätigungsrecht  mit  ver- 
letzt sein,  so  dass  ihnen  dann  aus  diesem  Grunde  auch  ein  eigner 
Anspruch  zusteht. 

Wenn  Liquidatoren  und  Konkursverwalter  die  ge- 
werbliche Tätigkeit  der  Vertretenen  fortführen,  können  auch  sie 
nur  die  Ansprüche  wegen  Beeinträchtigung  der  fortgeführten 
gewerblichen  Tätigkeit  geltend  machen,  aber  nicht  als  eigne, 
sondern  als  die  des  Inhabers  des  fortgeführten  Gewerbes.^) 

c)  Dass  ein  Anspruch  wegen  Beeinträchtigung  entsteht,  setzt 
voraus,  dass  bereits  zur  Zeit  der  Begehung  der  unlautern 
Wettbewerbshandlung  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  vor- 
handen war.  Daher  kann  niemand  eine  Klage  auf  Unterlassung 
unwahrer  Reklame  usw.  erheben,  wenn  die  unlautre  Handlung 
bereits  abgeschlossen  begangen  wurde  zu  einer  Zeit,  als  er  noch 
gar  nicht  gewerblich  tätig,  noch  gar  nicht  in  den  Wettbewerb 
eingetreten  war.*)  Wenn  aber  die  Wirkung  der  unlautern  Reklame 
noch   fortdauert   und  nunmehr   auch  die  neue  gewerbliche  Be- 

1)  Vgl.  bierza  auch  Sohultzenstein  in  Ztschr.  f.  ZP.  Bd.  33,  S.447fl*. 
>)  RGZ.  vom  6.  Mai  1906  in  Grachots  Beiträgen  50,  S.  136.    Wolff 
in  Arch.  f.  bürg.  Recht  13,  S.  51,  52. 
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Zeit  der  Enstehung  und  Fortdauer  der  Ansprüche. 

tätigung  trifft,  ihn  also  beeinträchtigt,  kann  auch  dann  Beseitigung 
der  Beeinträchtigung  verlangt  werden,  etwa  durch  eine  öffentliche 
Richtigstellung  oder  dergleicher^.^) 

d)  Die  Ansprüche  bestehen  nur  solange,  als  die  gewerb- 
liche Tätigkeit,  die  sie  schützen  wollen,  ausgeübt  wird.  Hört 
diese  auf,  so  geht  das  Persönlichkeitrecht  unter  und  es  ist  eine 
Beeinträchtigung  nicht  mehr  möglich,  es  kann  daher  auch  eine 
Handlung  keinem  andern  deshalb  untersagt  werden,  weil  sie  eine 
Beeinträchtigung  enthielt.  Es  muss  also  auch  noch  zur  Zeit  des 
Urteils  die  gewerbliche  Tätigkeit  ausgeübt  werden*^)  und  die 
Untersagung  wirkt  über  das  Urteil  hinaus  von  selbst  nur  solange, 
als  sie  ausgeübt  wird.  Gibt  daher  während  des  Rechtstreits  und 
noch  vor  Schluss  der  mündlichen  Verhandlung,  auf  die  das  Urteil 
ergeht,  der  Kläger  seinen  Gewerbebetrieb  auf,  so  ist  damit  der 
Anspruch  aus  BGB.  §  1004  erledigt  und  es  bedarf  nur  noch  einer 
Entscheidung  wegen  der  Kosten.  In  der  Hauptsache  darf  weder 
eine  Verurteilung  noch  eine  Klagabweisung  mehr  ergehen.  Aus 
demselben  Grunde  kann  auch  der  Kläger,  wenn  er  seinen  Ge- 
werbebetrieb inzwischen  aufgegeben  hat,  gegen  das  Urteil  in  der 
Hauptsache  kein  Rechtsmittel  mehr  einlegen.*) 

e)  Da  es  sich  um  den  Schutz  persönlicher  Betätigung  handelt, 
sind  die  Ansprüche  aus  der  Beeinträchtigung  dieses  Betätigungs- 
rechts wie  dieses  selbst  weder  übertragbar,  noch  pfändbar, 
noch  vererblich,*)  BGB.  §  399,  ZPO.  §  851.  Ebensowenig 
gehören  sie  zur  Konkursmasse.*^)  Führt  daher  der  Gemein- 
schuldner,  woran  er  an  sich  nicht  gehindert  ist,  denselben  Ge- 


1)  Vgl.  RGZ.48,  S.  241. 

«)  JW.  1898,  S.  169";296»^  Wolffa.a.  O.  S.  17,  vgl.  auch  Kohler, 
Handb.  des  Fat.,  S.  549.  Eltzbacher,  Unterlassungsklagc,  S.  155.  Ent- 
sprochendes  gilt  für  die  Bcsitzstöraug.     Planck,  Komm.  III,  ä.  60. 

•)  Gaupp-Stein,  Komm,  zu  ZBO.  §99,  Anm.  10. 

*)  a.M.  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  178.  Pinner,  Kommentar  S.  47. 
Finger,  Komm.  S.  68. 

*)  Petersen  und  Kleinfeller,  Komm.  z.  KO.,  S.  5. 
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Werbebetrieb  fort,  so  kann  auch  er  nur  den  klageweise  anhängig 
gemachten  Anspruch  aus  BGB.  §  1004  weiter  geltend  machen. 
Hat  dagegen,  wie  in  der  Regel,  die  Konkurseröffnung  die  Wirkung 
der  Einstellung  seiner  gewerblichen  Tätigkeit  (und  wird  sie  auch 
nicht  vom  Konkursverwalter  fortgesetzt),  so  hat  dies  auf  den  Gang 
des  Prozesses  dieselbe  Wirkung  wie  unter  d  angegeben.  Mit  dem 
Untergang  des  Betätigungsrechts  kann  eine  Verurteilung  auf  Unter- 
lassung nicht  mehr  erfolgen,  ebensowenig,  wie  der  Gemein- 
schuldner wegen  einer  in  der  Vergangenheit  liegenden  unlautern 
Wettbewerbshandlung  die  Klage  auf  Unterlassung  neu  anstellen 
könnte.^)  Es  bleibt  somit  nur  noch  der  Rechtstreit  wegen  der 
noch  nicht  erledigten  Kostenfrage  anhängig,  im  übrigen  hat  er 
sich  erledigt.  In  der  Hauptsache  ist  daher  auch  der  Konkurs- 
verwalter nicht  befugt,  in  die  vorher  anhängig  gemachte  Klage 
auf  Unterlassung  seinerseits  einzutreten  oder  seinerseits  solche 
Klage  wegen  früherer  Gewerbestörungen  zu  erheben,  da  eben 
das  Betätigungsrecht  und  die  Ansprüche  aus  ihm  nicht  zur  Kon- 
kursmasse gehören  und  also  seiner  Verwaltung  nicht  unterstehen.*) 
Eine  Ausnahme  hiervon  ist  nur  in  dem  oben  erwähnten  Fall 
zuzugestehen,  dass  der  Konkursverwalter  die  alte  gewerbliche 
Tätigkeit  des  Gemeinschuldners  fortführt  Dann  gilt  die  gewerb- 
liche Tätigkeit  des  Konkursverwalters  als  die  des  Kridars  und 
mit  dem  Fortbestehen  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  kann 
er  als  gesetzlicher  Vertreter  auch  in  die  wegen  seiner  Verletzung 
erwachsenen  Ansprüche  eintreten.  Wenn  es  sich  dagegen  nur 
noch  um  Kostenansprüche  aus  dem  anhängigen,  aber  in  der  Haupt- 
sache erledigten  Prozess  handelt,  fallen  diese  als  vermögensrecht- 


i)  RGZ.  46,  S.  375. 

«)  Wolff  a.  a.  0.  S.  18.  RGZ.  45,  S.  376  eteht  dem  nicht  entgegen, 
da  es  sich  hier  nicht  am  Beeinträchtigung  der  gewerblichen  Betätigung, 
sondern  um  Beschrftnkung  in  der  Ausnützung  eines  Patents  handelt,  also 
eines  Immaterialguts,  das  als  Bestandteil  der  Konkursmasse  anzusehen  ist 
und  deshalb  der  Verwaltung  des  Konkursverwalters  unterliegt,  auch  ohne 
dass  das  Gewerbe  fortgeführt  wird. 
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Bei  Übergang  des  Geschäfts. 

liehe  unter  die  Verwaltung  des  Konkursverwalters  und  insoweit 
kann  er  daher  auch  den  Prozess  aufnehmen. 

Entsprechendes  gilt  bei  Übergang  des  Geschäfts  auf 
einen  neuen  Erwerber.^)  Da  auch  hier,  wie  früher  dargelegt 
wurde,  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  des  frühern  Inhabers 
untergeht  und  der  neue  Erwerber  eine  originäre  gewerbliche  Be- 
tätigung beginnt,  so  erledigen  sich  mit  dem  Untergang  des  Rechts 
während  eines  anhängigen  Prozesses  die  erhobenen  Ansprüche 
auf  Beseitigung  und  Unterlassung  und  gehen  nicht  nach  HGB. 
§  25  mit  auf  den  neuen  Erwerber  über.  Dieser  kann  also 
nicht  einfach  in  den  Prozess  eintreten  und  die  Unterlassungs- 
klage fortführen.  Nur  in  die  anhängig  gebliebenen  Kostenan- 
sprüche, die  gemäss  HOB.  §  25  auf  ihn  mit  übergegangen  sind, 
tritt  er  ein  und  ist  insoweit  zur  Fortführung  des  Prozesses  befugt 
Bringt  die  früher  b^angene  unlautre  Wettbewerbshandluhg  auch 
für  die  originäre  gewerbliche  Betätigung  des  neuen  Geschäft- 
inhabers noch  eine  Beeinträchtigung,  so  kann  er  selbstverständlich, 
wie  unter  c,  einen  neuen  und  eigenen  Anspruch  wegen  der  Be- 
einträchtigung geltend  machen. 

Unter  Umständen  kann  aber  mit  dem  Geschäftübergang 
der  Obergang  eines  durch  ein  selbständiges  absolutes  Recht 
geschützten  Immaterialguts  verbunden  sein,  wie  eines  Patent- 
und  Musterschutzrechts,  eines  Urheberrechts  usw.*)  Mit  diesen 
geht  dann  natürlich  ohne  weiteres  auch  der  wegen  ihrer  Stö- 
rung entstandene  Anspruch  auf  den  neuen  Erwerber  über,') 
ohne  dass  es  einer  besondern  —  ausdrücklichen  oder  still- 
schweigenden —  Übertragung  dieses  Anspruchs  bedürfte.^)  Und 
diese  Ansprüche  aus  der  Verletzung  eines  zur  Konkursmasse  ge- 


^)  a.  M.  Pinner,  Komm.  8.  47. 
«)  Vgl.  §  20  unter  6. 
')  Kohler,  Handbuch  S.  548. 

^)  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  178,  195.    a.  M.  Kont,  Waren  seichenges. 
S.  290.     Seligsohn,  Komm,  zum  Warenz.  Not  14  zu  §  12. 
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Vorbereitungshandlungen.     Drohungen. 

hörigen  Immaterialguts  kann. auch  der  Konkursverwalter  geltend 
machen.^)  • 

3.  Die  Ansprüche  setzen  eine  Beeinträchtigung  der  gewerb- 
lichen Tätigkeit  durch  Wort  oder  Tat,  also  eine  Verletzung  des 
gewerblifchen  Beiätigungsrechts  voraus,  BGB.  §  1004,  und 
zwar  genügt  die  blosse  Objektive  Verletzung,  ohne  dass  Ver- 
schulden erforderlich  ist  Natürlich  bewirkt  das  Hinzutreten  einer 
Verschuldung^  ii'lbht  die  Beseitigung  des  Abwehransprüchs.*) 
Blosse  Ankündigürtgen,  eine  Verletzung-  vornehmen  zu  wollet! 
und  blosse  Vorbereitungen')  hierzu  berühren  das  Ausschlussrecht 
noch  nicht,  greifen  noch  nicht  in  den  Rechtskreis  der  geschützten 
Persönlichkeit  ein  und  können  daher  auch  noch  keine  Reaktion 
hervorrufen.*)  Das  schliesst  natürlich  nicht  aus,  dass  die  Drohung 
mit  einer  Handlung  —  sei  es  einer  unlautern  Wettbewerbhand- 
lung, sei  es  einer  andern  —  unter  Umständen  unmittelbar  selbst 
eine  Beeinträchtigung  der  gewerblichen  Betätigung  herbeiführen 
kann,  ihdem  sie  auf  den  freien  Willen  einwirkt  und  die  freie 
>X^illensehtschliessung  behindert.  Dann  liegt  aber  keine  bevor- 
stehende, sondern  eine  vollendete  Rechtsverletzung  vor.  Erst  wenn 
schon  eine  Rechtsverletzung  verwirklicht  worden  ist,  reicht  die 
blosse  Besorgnis,  dass  es  zu  neuen  Verletzungen  kommen  werde, 
zur  Erhebung  der  Unterlassungsklage  hin.  Das  Gesetz  stellt  dies 
dann  mit  der  Fortdauer  der  Störung  und  Beeinträchtigung  auf 
gleiche  Stufe.  Solange  sich  aber  der  rechtsverletzende  Wille  über- 
haupt noch  nicht  angriffsweise  betätigt  hat,   solange  kann  auch 


1)  Jager,  Komm,  zu  KO.  S.  6. 

«)  Lehmann  a.  a.  0.  S.  220  ff. 

>)  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  162  und  163.  a.  M.  Stein,  Über  die 
Voraussetzungen  des  Rechtsschutzes  S.  117.  —  JW.  1895,  S.  485. 

*)  RGZ.  48,  S.  114,  241.  Sachs.  Arch.  13,  S.  72.  JW.  1903,  Beil., 
S.  11.  DJZ.  1906,iS.  314.  Oertmann  in  DJZ.  1904,  S.  616.  Eltzbacher 
a.  a.  O.  S.  155.  Es  kann  in  solchen  Fällen  aber  möglicherweise  eine  Fest- 
steliungsklage  gegeben  sein.     Pinner,  Komm.  S.  47. 
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Mehrheit  von  Handlungen.     Fortgesetzte  Handlung. 

gegen  ihn  nicht  der  Rechtschutzanspruch  geltend  gemacht  werden, 
solange  fehlt  actio  nata.^) 

4.  Jede  einzelne  und  selbständige  Verletzung  erzeugt  einen 
selbständigen  und  neuen  Anspruch.  Das  häufige  Wiederholen 
von  Einzelhandlungen,  deren  jede  auf  besonderem  neuen  Ent- 
schluss  beruht,  macht  die  sämtlichen  noch  nicht  zu  einer  einheit- 
lichen Handlung,^)  auch  nicht  deswegen,  weil  sie  sich  auf  den- 
selben Gegenstand  beziehen,  etwa  wiederholte  Reklame  über 
dieselbe  Ware  usw.  Für  jeden  Fall  der  Verletzung  und  den 
daraus  entspringenden  Anspruch  läuft  daher  auch  eine  besondre 
Verjährungsfrist  und  der  Ablauf  der  Verjährung  des  früheren 
Anspruchs  hindert  nicht  an  der  Geltendmachung  eines  selbstän- 
digen späteren. 

Trotz  der  verschiedenen  Zeiten,  in  denen  die  Handlungen 
liegen,  können  diese  aber  auch  derart  auf  einem  einheitlichen 
Entschluss  beruhen,  dass  ihre  Fortsetzung  sich  als  Einheit  zu- 
sammenfassen und  das  Ganze  als  eine  Handlung  ansehen  lässt.') 
Hierher  gehört  z.  B.  der  Ausverkauf.  Dies  ist  aber  nur  möglich, 
wenn  die  sich  aneinander  reihenden  Betätigungen  gleicher  Art 
sind.  Eine  fortgesetzte  Betätigung  verschiedner  Art  kann  nicht 
als  eine  einheitliche  Handlung  angesehen  werden  und  kann  auch 
nicht  auf  einem  vorausgefassten  einheitlichen  Entschlüsse  beruhen. 
Jeder  Wechsel  in  der  Handlung  erfordert  einen  neuen  Entschluss. 
So  kann  wohl  die  auf  einem  Entschluss  beruhende  nach  und  nach 
erfolgende  Versendung  einer  grösseren  Anzahl  von  Zirkularen  usw. 
als  eine  Handlung  angesehen  werden,  nicht  aber  eine  dazwischen 
tretende  oder  sich  daran  schliessende  Veröffentlichung  gleichen 
Inhahs  in  den  Zeitungen.  Erfolgt  der  unlautre  Wettbewerb  durch 
Verletzung  von  Erwerbsmitteln  des  Gegners,  so  liegt  ein  einheit- 
liche Handlung  auch  nur  dann  vor,  wenn  die  verschiedenen  Be- 


1)  KG.  vom  25.  Januar  1902.     Gew.  Rechtsch.  1903,  S.  51 . 

*)  RGZ.  49,  S.  21. 

«)  Vgl.  Fuld  iQ  Gew.  Rechtsch.  1905,  S.  213. 
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tätigungen  sich  gegen  dasselbe  Erwerbsmittel  richten  und  die 
Verletzungen  von  gleicher  Art  sind.  Herbeiführung  von  Ver- 
wechselungen mit  der  gleichen  Firma  z.  B.  können  nicht  mit 
Verwechselungen  von  Warenbezeichnungen  eine  Handlung  bilden; 
Verletzungen  der  Ehre  des  Konkurrenten  nicht  mit  andern  seinem 
Gewerbebetrieb  nachteiligen  Behauptungen,  die  keine  Ehrver- 
letzungen sind. 

Ist  jedoch  die  fortgesetzte  verletzende  Betätigung  als  eine 
Handlung  im  Rechtsinne  anzusehen,  so  entstehen  die  aus  der 
Verletzung  folgenden  Ansprüche  zwar  bereits  bei  Beginn  des  erst- 
maligen Betätigungsakts  derart,  dass  sie  auch  ohne  den  Abschluss 
der  fortgesetzten  Handlung  abzuwarten  oder  ihn  zu  kennen,  geltend 
gemacht  werden  können,  es  werden  aber  mit  den  verletzenden 
Betätigungsakten  diese  Ansprüche  selbst  gleichfalls  als  einheit- 
liche hinausgezogen  bis  zum  Abschluss  der  einheitlichen  fortge- 
setzten Handlung  derart,  dass  der  letzte  Betätigungsakt  der  fort- 
gesetzten Handlung  noch  die  Grundlage  für  den  einheitlichen 
bereits  aus  dem  ersten  Betätigungsakt  erwachsenen  Anspruch  bildet. 
Daraus  folgt,  dass  der  gleichfalls  als  einheitlich  aufzufassende 
Anspruch,  auch  wenn  er  auf  Grund  des  ersten  Betätigungsakts 
erhoben  wurde,  doch  die  nachfolgenden  zur  Einheit  zusammen- 
gefassten  Betätigungsakte  mit  umfasst  und  die  Klage  auf  diese 
ohne  weitres  erstreckt  werden  kann,  selbst  noch  in  der  zweiten 
Instanz,  und  dass  ferner  die  Verjährungsfrist  erst  vom  Abschluss 
der  einheitlichen  fortgesetzten  Handlung,  von  ihrem  letzten  Be- 
tätigungsakt und  dessen  Kenntnis  zu  rechnen  ist.^) 

Nicht  zu  verwechseln  mit  der  einheitlichen  fortgesetzten 
Handlung  ist  das  gleichzeitige  Tätigwerden  in  mehreren 
Handlungen.  Dies  kann  zwar  äusserlich  als  nur  ein  Handeln  er- 
scheinen, ist  aber  in  Wahrheit  ein  mehreres  Handeln  zu  gleicher 


»)  V^l.  ÜW.  I,  S.  154.  JW.  1901,  S.  619».  Auch  §  48  Ab8.  2  des 
Xunstscbatzgesctzcs  vom  9.  Januar  1907.  a.  M.  Sächsische  Ann.  Bd.  11, 
Seite  431. 
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Mehrfaches  Handeln  zu  gfieichier  Zeit.  -^  Beseitigung. 

Zeit.  Solches  gleichzeitige  mehrfache  Handeln  ist  dem  alitäglichen 
Leben  gamz  vertraut/)  wird  aber  meist  bei  d^r  rechtlichen  Beur- 
teilung ausser  acht  gelassen.  Es  liegt  z.B.  vor,  wenn  jemand 
durch  Versendung  eines  Zirkulars^  in  dem  er  für  seinfe  Ware 
unlautre  Reklame  macht  und  zugleich  die  gewerblichen  Leistungen 
des  Konkurrenten  herabsetzt,  unlautem  Wettbewerb  verübt  Hier 
liegen  zwei  selbständige,  nur  gleichzeitig  ausgeübte  Wettbewerbs- 
handlungen vor.  Deshalb  würde,  wenn  der  wegen  der  unlautern 
Reklame  erhobene  Unterlassungsanspruch  im  Laufe  des  Recht- 
streits auf  die  Herabsetzung  der  Konkurrenzleistungen  ausgedehnt 
werden  sollte,  mit  Recht  der  Einwand  der  Klagänderung  erhoben 
werden  können.  Aus  j€der  Handlung  erwächst  ein  selbständiger 
Anspruch. 

5.  Hat  eine  Rechtsverletzung  stattgefunden,  so  erwächst 
a)  zunächst  ein  Anspruch  auf  Beseitigung  der  Beein- 
trächtigung, also  auf  ein  Tun,^)  und  zwar  auf  Kosten  des 
Störers.  Eine  solche  Beseitigung  kann  natürlich  nur  dann  im 
Urteil  ausgesprochen  werden,  wenn  die  Beeinträchtigung  bis  zur 
Zeit  des  Urteils  noch  andauert.^)  Ist  sie  zu  dieser  Zeit  aufge- 
hoben, so  ist  nichts  mehr  vorhanden,  was  beseitigt  werden  könnte. 
Es  kann  dann  nur  noch  ein  Unterlassungsanspruch  gegen  künf- 
tige Beeinträchtigungen  und  ein  Schädenanspruch  in  Frage  kommen. 
Der  Anspruch  auf  Beseitigung  hat  Verwandtschaft  mit  dem  An- 
spruch auf  die  Wiederherstellung  des  früheren  Zustands  nach  BGB. 
§  249,  ist  von  diesem  aber  nicht  nur  dem  Grunde  nach,  sondern 
auch  dem  Ziele  nach  verschieden.  Die  dingliche  Abwehrklage  setzt 
kein  Verschulden  voraus,  sie  zielt  auf  Abwehr  yorhandner  Beein- 


^)  Im  Spazierengehen  liest  man  usw.  ^ 

«)  RGZ.  15,  S.  344. 

»)  Windscheid-Kipp,  Bd.  I,  S.  900,  so  aucli  Müller,  Komm. 
z.  ÜW.,  S.  55,  unrichtig  Eltzbacher  a.  a.  O.  S.  177,  der  den  Anspruch 
auf  Beseitigung  nicht  von  dem  auf  .Unterlassung .  genügend  so  licidet. 
Vglaucli  Motive  zum  BGB.III,  S.  424,  wo  gleichfalls  Fortbcs-tcheft 
der  Beeinträchtigung  vorausgesetzt  wird. 
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trächtigungen  als  auf  ein  Verhalten  gegenüber  dem  geschützten 
Rechtsgut,  nicht  auf  ein  Leisten  an  den  Inhaber  des  subjektiven 
Rechts,  und  der  frohere  Zustand  erscheint  dann  nur  als  dessen  nicht 
in  obligatione  befindliche  Folge. ^)  Die  Schadenersatzklage,  dagegen 
erfordert  Verschulden  und  zielt  unmittelbar  auf  die  Wiederher- 
stellung des  früheren  Zustands,  als  der  selbst  in  obligatione  be- 
findlichen Leistung,  während  die  Beseitigung  der  Beeinträchtigung 
nur  als  mögliches  Mittel  zu  seiner  Herbeiführung  in  Betracht 
kommt.  Die  Abwehrklage  setzt  daher  einen  Zustand  voraus, 
der  der  Beseitigung  fähig  ist*)  Das  bedeutet:  Die  Pflidht  zu 
beseitigen  geht  soweit,  als  die  Beseitigung  dem  beeinträchtigten 
Gut  gegenüber  möglich  ist;  der  Störer  kann  sich  nicht  nach  BOB. 
§  251  Abs,  2  mit  einer  Geldleistung  von  seiner  BeseitigungspfHcht 
befreien,  da  die  Beseitigung  nicht  die  Bedeutung  einer  Ersatz- 
leistung an  den  Verletzten  hat.^)  Die  Pflicht  zu  beseitigen  geht 
aber  auch  nicht  weiter,  als  eine- Beseitigung  möglich  ist;  der 
Beeinträchtigte  hat  nicht  die  Wahl  und  bei  Unmöglichkeit  der 
Beseitigung  nicht  das  Recht,  an  ihrer  Stelle  nach  BGB.  §251 
Abs.  1  eine  Geldleistung  zu  verlangen  *)  Er  kann  ferner  auch 
nicht  Wiederherstellung  des  früheren  Zustands  auf  andre  Weise 
als  durch  Beseitigung  der  Beeinträchtigung  beanspruchen,  etwa 
durch  Verschaffung  eines  Ersatzgegenstands.*) 

Der  in  seiner  gewerblichen  Betätigung  widerrechtlich  Beein- 
trächtigte kann  hiernach  verlangen,  dass  Kataloge,  Anzeigen  usw. 
mit  unlautern  Reklamen   vom   Konkurrenten  wieder  eingezogen 

^)  Es  ist  deshalb  nicht  ganz  zatreffend,  wenn  die  Motive  zum  BGB. 
Bd.  III,  S.  425  anch  von  Naturair estitation  sprechen. 

«)  Goldmann-Lilienthal,  Das  BGB.  ßd,  II,  8.21. 

»)  Moüve  zam  BGB.  Bd.  III,  S.  425.    RGZ.  51,  S.  408. 

*)  JW.  1902,  S.  72. 

^)  Bespiel:  Der  Eigentümer  eines  Gemäldes  kann  Entförnüng  der 
es.  beeinträchtigenden  Flecken,  nicht,  wenn  dies  unmöglich,  mit  detT Klage 
aas  BGB.  §  1004  Verschaffung  eines  gleichartigen  andern  Ersbt^g^mftldes 
verlangen. '  Dagegen  kann  er  dies  n.  U.  nach  BGB.  §  249.  a.  M,  Recht 
1902,  S.  102. 
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und  ausser  Verkehr  gesetzt  werden,  dass  .von  Maschinen,  die  als 
patentiert  bezeichnet  werden,  dieser  Vermerk  entfernt  werde,  dass 
zu  Verwechselung  geeignete  Firmenschilder  abgenommen  wer- 
den usw.  Hierher  gehört  auch  der  Anspruch  auf  Berichtigung 
einer  Äusserung,  die  unlautre  Reklame  oder  Herabsetzung  der 
gewerblichen  Tätigkeit  enthält,  da  hierdurch  die  fortdauernde 
Wirkung  dieser  beeinträchtigenden  Äusserung  beseitigt  wird. 
Die  blosse  Richtigstellung  einer  falschen  Behauptung,  die  Zu- 
rücknahme einer  die  Ehre  oder  die  gewerbliche  Betätigung 
schädigenden  Äusserung  ist  noch  keine  „Abbitte",  keine  „Ehren- 
erklärung" und  kann  in  einer  Form  erfolgen,  die  eine  eigne 
Demütigung  durchaus  nicht  zu  enthalten  braucht.  Aus  dem  Um- 
stand, dass  das  Gesetz  Abbitte  und  Ehrenerklärungen  nicht  mehr 
als  Strafen  kennt,  folgt  deshalb  noch  keineswegs,  dass  Widerruf 
und  Richtigstellung  einer  unwahren  schädigenden  Äusserung  zum 
Zwecke  der  Beseitigung  der  durch  sie  herbeigeführten  Beein- 
trächtigung unzulässig  sein  soll.^)  Der  Anspruch  geht  ganz 
allgemein  auf  Beseitigung.  Die  Ausführung  der  Beseitigung 
ist  Sache  des  Störers  und  in  dieser  Richtung  kann  ihm  der  Ver- 
letzte keine  Vorschriften  machen.  Er  ist  deshalb  auch  niemals 
auf  eine  bestimmte  Art  der  Beseitigung  zu  verurteilen,  diese  viel- 
mehr nötigenfalls  der  Zwangsvollstreckung  zu  überlassen.') 

b)  Ein  Anspruch  auf  Unterlassung  künftiger  gleicher 
Beeinträchtigungen,  wie  sie  schon  stattgefunden  haben,  wenn 
die  Gefahr  ihres  Eintritts  vorhanden  ist.  Diese  Gefahr 
wird  gleichfalls  als  eine  Beeinträchtigung  selbst  angesehen.')   Hier 


1)  Wie  RGZ.  60,  S.  13  ff.  annimmt.  Hiergegen  mit  Recht  Dern- 
burg,  Bürg.  Recht  II,  S.  722  nnd  io  JW.  1905,  S.  161  ff.:  „Privatrecht- 
licher Schatz  der  Ehre".  Sowie  Eahlenbock  im  Recht  1907,  S.  482. 
Zutreffend  Sachs.  Archiv  I,  S.  252. 

«)  RGZ.  40,  S.  182.  ÜW.  VI,  S.  88.  JW.  1900,  S.  601,  Gruchoto 
Beitr.  44,  S.  1094,  1097. 

*)  Das  Vorhandensein  einer  Wiederholangsgefahr  wird  in  BGB. 
§  1004  ausdrücklich  hervorgehoben,  folgt  aber  ohnedies  aus  der  Natur 
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geht  der  Anspruch  nicht  auf  ein  Tun,  sondern  auf  ein  Unter- 
lassen. Vorausgesetzt  wird,  dass  die  Gefahr  der  Wiederholung 
in  der  vorausgegangenen  Verletzung  objektiv  zutage  getreten  ist, 
nicht  bloss  dem  Kläger  wahrscheinlich  ist/)  und  dass  die  Wieder- 
holung einer  Verletzung  ebenderselben  Art,  wie  sie  bereits 
begangen  wurde,  zu  befürchten  ist.  Letzteres  ist  bestritten,  muss 
aber  angenommen  werden,*)  wenn  man  sich  nicht  in  haltlose 
Vermutungen  verlieren  will.  Es  darf  also  nicht  allgemein  die  Unter- 
lassung störender  Handlungen  und  auch  nicht  die  Unterlassung 
von  Handlungen  andrer  Art  als  der  bereits  begangenen  geboten 
werden.®)  Eine  Besorgnis  weiterer  Beeinträchtigungen  in  andrer 
Richtung  kann  aus  einer  Beeinträchtigung  in  einer  Richtung  nicht 
mit  Fug  entnommen  werden.  Weil  jemand  unlautre  Reklame 
macht,  braucht  er  noch  nicht  die  Besorgnis  zu  erregen,  dass  er 
den  Konkurrenten  herabsetzen  werde  usw.  Deshalb  ist  die  Ver- 
urteilung auch  allein  auf  Unterlassung  der  konkreten  bereits  be- 
gangenen Störung  zu  richten  und  nicht  auf  andre  nicht  verhangene 
Beeinträchtigungen  zu  erweitern.*)  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass 
gerade  eine  wörtliche  Wiedergabe  der  den  Anspruch  begrün- 
denden Behauptung  in  dem  zu  erlassenden  Verbote  der  Wieder- 
holung aufzunehmen  ist,  es  genügt  vielmehr  die  Angabe  des 
wesentlichen  Inhalts.*) 

des  Ansschlussrechts.  Vgl.  Eltzbachor  a.  a.  0.  S.  180.  Stein,  Voraus- 
setzungen usw.  S.  128.  Motive  zum  BGB.  Bd.  III,  S.  426.  Dass  auch 
bei  den  UnterlassuDgklagen  nach  dem  Gesetz  zur  Bek.  des  unl.  Wettbew. 
diese  Wiederliolungsgefahr  vorliegen  muss,  darüber  im  besondern  Teil. 
Femer  Wach,  Feststelluugsanspruch  S.  41. 

»)  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  179,  186. 

*)  a  M.  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  189,  200.     KG.  in  ÜW.  I,  S.  88. 

>)  Schiff  in  UW.  1906,  S.  14.  Windscheid -Kipp,  Pandekten 
Bd.  I,  S.  900. 

*)  Isay,  Patentges.  S.  162.  RGZ.  in  UW.  I,  S.  92,  181;  II,  S.  13. 
RGZ.  in  Bl.  f.  Pat.  1904,  S.  179.  UW.  1902  S.  157.  JW.  1893,  S.  429"! 
—  Sachs.  Archiv  IX,  S.  324.  JW.  1905,  S.  701;  1900,  S.  760«»;  1902, 
S.  100«. 

*)  JW.  1901,  S.  65«;  1899,  S.  168".     UW.  II,  S.  13. 
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Die  Gefahr  der  Wiederholung  niuss  noch  ?ur  Zeit  des  Urteils 
bestehen.^)  Ob  dies  der  Fall,  igt  im  wesentlichen  Tatfrage.  Eine 
blosse  Zusicherung  genügt  bei  dem  Wankelmut  menschlicher  Ent- 
schlüsse natürlich  nicht,  name;itlicb  wenn  der  Störer  weiter  mit 
dem  Verletzten  in  Wettbewerb  bleibt.  Dag^en  kann  bei  völliger 
Aufgabe  des  Geschäfts,  bei  Au5tritt  aus  ihm  im  Zweifel  ange- 
nommen werden,  dass  keine  Wiederholung  zu  befürchten  ist.-) 
Der  Anspruch  auf  Unterlassung  hat  s.ich  dann  erledigt  und  es 
bleibt  nur  noch  ein  Anspruch,  auf  Kostenerstattung  und  gegebenen- 
falls ein  Schädenanspruch  übrig.  Insbesondre  verwandelt  sich 
der.  Unterlassungsanspruch  auch  nicht  etwa  in  einen  Anspruch 
auf  Feststellung,  dass  ein  unlautrer  Wettbewerb  begangen  worden 
sei,*)  sofern  nicht  aus  andern  Qrjinden  deren  Voraussetzungen 
vorliegen.*) 

Dass  eine  Wiederholungsgefahr  besteht,  muss  derjenige  be- 
weisen, der  aus  ihr  Rechte  herleitet  Eine  Rechtsyermutung  für 
sie  besteht  lediglich  aus  dem  Grunde,  dass  eine  Rechtsverletzung 
vorausgegangen  ist,,  nicht.^)  Wohl  kann  aber  diese  natürlich  die 
tatsächliche  Besorgnis  begründen  und  es  ist  dann  Sache  des  Be- 
klagten, diese  Befürchtung  zu  entkräften. 

6.  Die  Ansprüche  auf  Beseitigung  vorhandner  und  Unter- 
lassung drohender  Beeinträchtigung  gehen  nicht  weiter,  als  zur 


1)  Eltzbacher  a.  n.  O.  8.  192.     RGZ.  60,  S.  8.      .  f 

«)  Nicht  ganz  richtig  Ann.  OLG.  Dresden  21,  S.  346.  Falsch  Scaff. 
Archiy  54,  S.  37.  Dagejjen  zutreffend  Ann.  OLG.  Dresden  23,  S.  485. 
Bi.  f.  Fat.  1901,  S.  148.    JW.  1397,  S.  327  ^». 

•)  Inwieweit  sich  dies  bei  einer  Klage  f^us  dem  ÜWGes.  ändert, 
wenn  ein  Anspruch  auf  Veröffenllichung  des  Urteils  besteht,  der  sich 
noch  nicht  erledigt  hat,  darüber  im  besondern  Teil.  Vgl.  Annalen  des 
OLG.  Dresden  26,  S.  340.     RGZ.  27,  S.  205. 

*)  JW.  1900,  S.  555«.    . 

*)  a.  M.  zum  Teil  Stein,  Voraussetzungen  fi.  a.  O;  S.  123,  der  zwar 
nicht  bei  BGB.  §1004,  aber  in  andern,  z.B.  den  F&Uen  des  UWGes., 
eine  ümkclirung  der  Beweislast  annimmt.  Ohne  zureichenden  Grand. 
Vsrl.  auch  Eltzbacher  a.  a.  O.  S.  182. 
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Wahrung  ungehinderter  gewerblipher  Betätigung  erforder- 
lich ist.  Das  diese  schützende  Persönlichkeitrecht  will  nur  den 
ungestörten  Gewerbebetrieb  gewäbrleisteji  und  reicht  nicht  weiter 
als  dieser  selbst,  vor  allem  ist  er  kein  ausschliessliches  Recht. 
Hieraus  folgt,  dass  immer  nur  die  unlautre  gewerbliche  Betätigung 
untersagt  werden  kann,  in  den  Besitzstajid' des  Konkurrenten  aber 
das  Recht  nicht  hitieinreicht.  Dashalb  kann  nicht  auf  Löschung 
einer  eingetragenen  Firma, ^)  eines  eingetragenen  Warenzeichens*^; 
usw.  aus  dem  gewerblichen  Betätigungsrecht  geklagt  werden, 
sondern  nur  auf  Unterlassung  eines  Gebrauchs  zu  Zwecken  un- 
lautern  Wettbewerbs.  Ob  dem  Konkurrenten  das  Recht  an  dem 
Bezeichnungsmittel  im  übrigen  zusteht  und  ob  er  an  ihm  ein 
Gebrauchsrecht  sonst  besitzt  oder  nicht,  kommt  für  den  un lautern 
Wettbewerb  und  die  durch  ihn  hervorgerufene  Beeinträchtigung 
an  sich  nicht  in  Betracht.  Inwieweit  etwa  aus  einem  besondern 
Recht  am  Bezeichnungsmittel  oder  einem  sonstigen  Erwerbsmittel 
die  Löschung  einer  Eintragung  verlangt  werden  kann,  richtet  sich 
dann  nach  diesem  besondern  Recht.  Wie  auf  der  einen  Seite 
das  gewerbliche  Betätigungsrecht  den  Gebrauch  eines  zustehenden 
Bezeichnungsmittels  in  einer  Weise,  dass  dadurch  Verwechselungen 
hervorgerufen  werden  können,  verhindern  kann,  so  kann  es  auf 
der  andern. Seite  den  Gebrauch  eines  nichtzustehenden  Bezeich- 


.  >)  So  anch  OLG.  Kolmar  in  UW.  V,  S.  30,  31. 
«)  So  auch  grundsätzlich  JW.  1905,  S.  410;  a.  M.  OLG.  Köln,  Bl.  f. 
Pat.  190G,  S.  284  und  RGZ.  48,  S.  237,  wo  Löschung  stets  zugelassen  wird. 
RGZ.  44,.  S.  17  u.  58,  S.  139  nehmen  an,  dass,  wenn  ein  Anspruch  auf 
Unterlassung  des  Gebrauchs  besteht,  folgewoise  auch  ein  Anspruch  auf 
Löschung  bestoben  müsse.  Zu  weit  auch  RGZ.  63,  S.  138.  Die  Un- 
richtigkeit dieser  Folgerung  e  minore  ad  majorem  zeigt  sich  schon  darin, 
dass  ein  Gewerbetreibender  unter  derselben  Firma  in  verschiodnen  Zweigen 
tätig  sein  kann,  über  nur  in  einem  Zweige  Konkurrenz  macht.  Wie  soll 
da  der  andre  Konkurrent  das.  Rechjb  haben,  dort,  wo  ihm  keine  Kon- 
kurrenz gemacht  wird,  die  Firmenlöschung  zu  verlangen?  Oder  die 
Löschung  eines  Warenzeichens,  das  für  verschiedne  Warengattungen  dient 
und  nur  in  einet  Konkurrenz  macht? 
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nungsmittels  in  einer  Weise,  die  die  gewerbliche  Betätigung  nicht 
beeinträchtigt,  nicht  verhindern.  Der  blosse  Umstand,  dass  das 
Zeichen  eingetragen  ist,  hindert  aber  die  gewerbliche  Betätigung 
selbst  noch  nicht,  das  tut  erst  der  Gebrauch  im  gewerblichen 
Verkehr. 

7.  Die  Ansprüche  aus  der  Verletzung  richten  sich  gegen 
jeden  Störer^)  der  gewerblichen  Betätigung,  der  nicht  auch  Kon- 
kurrent zu  sein  braucht. 

a)  Da  kein  Verschulden  erforderlich  ist,  die  Beeinträchtigung 
nicht  als  deliktische  Handlung  in  Betracht  kommt,  brauchen  die 
Voraussetzungen  der  Zurechnungsfähigkeit,  wie  sie  das  Gesetz 
für  die  Schädenhaftung  festsetzt,  nicht  vorzuliegen.  Es  entstehen 
daher  die  Ansprüche  auf  Beseitigung  und  Unterlassung  auch  gegen 
Unzurechnungsfähige,  wenn  sie  das  gewerbliche  Betätigungs- 
recht verletzt  haben.*)  Wie  sie  durch  die  Unzurechnungsfähigkeit 
nicht  ihrer  zivilrechtlichen  Befugnisse  beraubt  werden,  so  auch 
nicht  schlechthin  ihrer  zivilrechtlichen  Verpflichtungen.  Für  deren 
Erfüllung  müssen  nur  dann  selbstverständlich  ihre  Vertreter 
sorgen.  Andernfalls  würde  eine  empfindliche  Lücke  entstehen  und 
die  Beseitigung  einer  Beeinträchtigung,  etwa  die  Entfernung  eines 
den  Gewerbebetrieb  schädigenden  Plakats,  eines  die  Vewechselung 
herbeiführenden  Firmenschilds  gar  nicht  durchgesetzt  werden 
können.  Denn  die  Wiederherstellung  aus  dem  Gesichtspunkte 
des  Schadenersatzes  nach  BGB.  §  249  versagt  mit  dem  Wegfall 
der  Schadenersatzpflicht  nach  BGB.  §  827,  §  828,  und  es  bleibt 
daher  nur  die  Beseitigungsmöglichkeit  nach  BGB.  §  1004  übrig. 

b)  Bei  Störungen  des  Rechtsvorgängers' hat  der  Verletzte 
nicht  ohne  weiteres   gegen   den  Nachfolger    (sei  es  auf  Grund 


*)  RGSt.  35,  S.  417. 

*)  So  auch  Eltzbacher  a.  a.  O.  S.  175.  Schaltzenstein  inZtschr. 
f.  ZP.  35,  S.  475  ff.  RGZ.  43,  S.  405.  J\V.  1899,  S.  95.  a.  M.  Kohler, 
Handbuch  S.  544.  —  Es  muss  aber  eignes  Hnodeln  vorliegen,  der  Unzn* 
rcchnungsfUhige  darf  nicht  als  Werkzeug  eines  andern  gehandelt  haben. 
Vgl.  auch  Heinsheimer  im  Archiv  f.  ziv.  Praxis  95,  S.  234. 
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Beseitigungs-  und  Unterlassungsanspruch  gegen  den  Nachfolger. 

Erbrechts,  sei  es  auf  Grund  Vertrags)  die  Ansprüche  aus  BGB. 
§  1004.  Hier  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  Ansprüchen  auf 
Beseitigung  und  denen  auf  Unterlassung.  Der  Anspruch  auf 
Beseitigung  ist  ein  Anspruch  auf  ein  Tun  und  geht  auch 
gegen  die  Rechtsnachfolger  und  Erben.  Diese  Verpflichtung  bildet 
eine  Schuld  des  Erblassers  und  eine  Nachlassverbindlichkeit, 
wie  jede  andre,  BGB.  §  1967,  sofern  nur  der  zu  beseitigende 
Zustand  noch  fortbesteht.  Der  Anspruch  auf  Unterlassung 
dagegen  ist  ein  Anspruch  auf  eine  höchstpersönliche  Leistung. 
Aus  dem  Umstände,  dass  der  Rechtsvorgänger  und  Erblasser  eine 
Beeinträchtigung  vornahm,  ist  noch  keineswegs  zu  besorgen,  dass 
auch  der  Rechtsnachfolger  die  gleiche  Rechtsverletzung  vornehmen 
werde. ^)  Die  Besorgnis  der  Wiederholung  liegt  immer  nur  in 
der  Natur  der  Persönlichkeit  des  Verletzenden,  bleibt  also  bei 
diesem  bestehen  oder  geht  mit  diesem  unter.  Hat  ein  Kauf- 
mann schwindelhafte  Reklame  betrieben  und  sein  Geschäft  ver- 
kauft, so  folgt  aus  der  Übernahme  des  Geschäfts  noch  nicht,  dass 
auch  der  neue  Inhaber  unlautre  Reklame  betreiben  werde.  Ob 
dagegen  die  Besorgnis  bei  dem  Rechtsvorgänger  fortbesteht^ 
hängt  vom  einzelnen  Fall  ab.  Möglicherweise  kann  auch  bei 
ihm  mit  der  Aufgabe  des  Geschäfts  diese  Besorgnis  wegfallen^ 
und  es  hat  sich  dann  der  Anspruch  auf  Unterlassung  überhaupt 
erledigt.  Dasselbe  gilt  erst  recht  bei  seinem  Tode  und  für  die 
Erben. 

Eine  Fortsetzung  der  Störung  im  eigentlichen  Sinne  ist  auch 
bei  den  Rechtsnachfolgern  und  Erben  nicht  denkbar,  sofern  es 
sich  um  die  Beeinträchtigung  durch  Wiederholungsgefahr  handelt 
Beeinträchtigen  auch  sie  die  gewerbliche  Tätigkeit,  so  liegt  in  ihrer 
Person  eine  neue  Verletzung  vor,  die  einen  neuen  Unterlassungs- 
anspruch erzeugt. 


1)  Vgl.  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  166 ff.  Finger,  Komm.  z.  ÜWGes. 
S.  86  (2.  Aufl.).  Dagegen  Gicrke  im  deutschen  Privatrecht  II,  S.  258» 
Müller,  Komm,  zu  ÜWGcs.  S.  60.    Pinner,  S.  68. 
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Konkurs.     Gehilfe,  Mittäter,  Anstifter. 

c)  Da  die  Ansprüche  wegen  Verletzung  des  absoluten  ge- 
werblichen Betätigungsrechts  nicht  gegen  das  Vermögen,  sondern 
gegen  die  Person  des  Störers  gerichtet  sind,  so  gehört  der  gegen 
«inen  Qemeinschuldner  gehende  derartige  Anspruch  auch  nichi 
zu  den  Konkursforderungen.  Der  Ausbruch  des  Konkurses  hat 
auf  eine  anhängige  Klage  wegen  Beseitigung  und  Unterlassung 
von  Beeinträchtigungen  keinen  Einfluss  und  kann  nicht  vom 
Konkursverwalter  aufgeommen  werden.^) 

d)  Die  Ansprüche  aus  der  Rechtsverletzung  auf  Beseitigung 
und  künftige  Unterlassung  gehen  gegen  jeden,  der  an  der  Rechts- 
verletzung beteiligt  ist,  sei  es  als  Gehilfe  oder  Mittäter,  sei 
es  als  Anstifter.^)  Als  solche  Mitwirkende  können  auch  der 
Redakteur,  Drucker,  Verleger,  Verbreiter  der  Druckschrift  in  Be- 
tracht kommen.')  Der  Anspruch  beruht  auf  der  eignen  Rechts- 
verletzung, die  vorliegen  muss.  BGB.  §  420  und  §  830  ist  nicht  an- 
wendbar, es  liegt  auch  keine  notwendige  Streitgenossenschaft  vor.*) 
Die  Beauftragung  zur  Vornahme  einer  rechtverletzenden  Hand- 
lung ist  nur  als  besondre  Erscheinungsform  der  Anstiftung  von 
Bedeutung,'^)  da  es  sich  hier  nicht  um  Vornahme  von  Rechts- 
geschäften und  Haftung  aus  solchen  handelt.  Die  Verpflichtung 
zur  Beseitigung  der  Beschränkung  geht  ebensowenig  wie  der 
Anspruch  auf  Unterlassung  auf  eine  Gesamtleistung,  die  Mehreren 
sind  nicht  als  Gesamtschuldner  anzusehen.  Denn  wenn  auch  die 
Verpflichtung  zur  Beseitigung  die  Verpflichtung  zu  einem  Tun  ist. 


1)  Ebenso  Pinnor,  S.  53.  KG.  vom  3.  Oktober  1900  in  Bl.f.Pat, 
1900,  S.  394.  KGZ.  45,  S.  374.  Jäger,  KO.  S.  94.  a.  M.  Müller. 
Komm.  S.  G7. 

«)  Eitzbachor  a.  a.  O.  S.  166,  171.  Kohlor.*  Recht  d.  Markenscb. 
S.  343,  344.  Kent,  Waronz.  S.  280.  RGZ.  18,  S.  38j  22,  S.  167;  33, 
S.  138.  Gow.  Rechtsch.  1905,  S.  60,  94.  Kohler,  Handb.  S.  552,  556. 
Wulff  im  Arch.  f.  bürg.  R.  13,  S.  53. 

»)  RGZ.  50,  S.  1 10. 

*)  DJZ.  1901,  S.  340. 

»)  Bayr.  OberstLG.  VII,  S.  61.  J\V.  1898,  S.  620  betonen  die  Haf- 
tung dc8  Auftraggehors  Über  Gebühr. 
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Oeschäftherr  und  Angestellter. 

SO  ist  dieses  Tun  doch  lediglich  der  Ausfluss  der  Verpflichtung 
des  Dritten  zu  einem  bestimmten  Verhalten  gegenüber  dem  ge- 
schützten Rechtsgut,  nicht  einer. Leistungspflicht  an  den  Inhaber. 
Das  persönliche  Verhalten  zw  dem  Rechtsgut  in  einer  Weise,  dass 
dieses  unbeeinträchtigt  bleibt,  ist  aber  immer  ein  eignes  und 
kann  nicht  auch  die  Leistung  eines  Andern  in  sich  enthalten^ 
erzeugt  daher  auch  nur  die  (zwar  auf  den  Rechtsnachfolger  über- 
gehenxie)  Beseitigungspflicht,  soweit  sein  Verhalten  Beeinträch- 
tigungen gebracht  hat,  nicht  soweit  sie  durch  Andre  hervorgerufen 
worden  sind.  Bei  Anstiftung  und  Mittäterschaft  trifft  aber  jeden 
der  ganze  Erfolg.  Hierbei  ist  namentlich  zu  beachten,  dass  die 
Besorgnis  der  Wiederholung  gleicher  Störungen  bei  dem  einen 
vorhanden,  bei  dem  andern  fehlen  kann.  So  kann  recht  wohl 
diese  nur  bei  deim  Qeschäftherrn  als  Anstifter,  keineswegs  auch 
bei  dem  Geschäftsgehilfen  als  Täter  vorhanden  sein,  etwa  wenn 
der  Handlungsgehilfe,  der  von  seinem  Prinzipal  zu  unlautrer 
Reklame  angestiftet  war,  inzwischen  dessen  Dienste  verlassen  hat. 
Beteiligt  an  einer  solchen  Beeinträchtigung  durch  Dritte  ist 
auch  der,  der  sie  zulässt,  obwohl  ihni  die  Pflicht  obliegt,  sie  zu 
verhindern.  Er  wirkt  dadurch,  dass  er  die  hindernde  Bedingung 
zum  Erfolg,  die  in  seiner  Verpflichtung  entgegenzutreten  liegt, 
beseitigt,  zum  Eintritt  des  Erfolgs  mit.^)  Deshalb  geht  die  Ab- 
wehrklage auf  Beseitigung  und  Unterlassung  dann  auch  gegen 
ihn.  Diese  Verhinderungspflicht  besteht  namentlich  für  den  ge- 
setzlichen Vertreter  der  Minderjährigen  und  Geisteskranken,  BGB. 
§  832,  sie  liegt  aber  auch  vor  für  den  Qeschäftherrn  in  Be- 
ziehung auf  die  Tätigkeit  seiner  Angestelltferi  in  seinem  Betriebe. 
Indem  er  deren  Tätigkeit  zu  einem  Bestandteil  seiner  eigenen 
Qewerbeausübung  macht,  übernimmt  er  auch  die  Pflicht^  sie  zu 
regulieren.  Eine  solche  Mittäterschaft  durch  Nichthandeln  liegt 
aber  selbstverständlich  nur  dann  vot*,  wenn  der  Auf sichtpflichtige^ 
der  Geschäftherr  von  der  Tätigkeit  seines  Pflegebefohlenen  und 


»)  RGSt.  10,  S.  JOl. 
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Oeschäftherr  und  Ang^estellter. 

seines  Angestellten  Kenntnis  hatte.  Auch  auf  Fahrlässigkeit  be- 
ruhende Unkenntnis  und  in  deren  Folge  Nichthindern  wird  nicht 
zur  Mittäterschaft.  Inwieweit  für  die  fremde  Tat  des  Pflege- 
befohlenen und  Angestellten  eine  Haftung  für  den  Schaden 
eintreten  kann,  ist  eine  andre  Frage.  Nicht  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Haftung  für  fremde  objektive  Rechtverletzung 
kann  hier  gegen  den  Geschäftherrn  die  Abwehrklage  gerichtet 
werden.  Denn  es  gibt  keinen  Rechtsatz,  wie  Eltzbacher  richtig 
betont,  nach  dem  eine  Rechtverletzung,  die  von  einem  andern, 
etwa  Vertreter,  in  seinen  Angelegenheiten  verübt  wird,  als  seine 
eigne  Rechtverletzung  gilt.^)  Es  kann  wohl  eine  Schädenhaf- 
tung für  fremde  Handlung,  die  Verpflichtung,  den  von  einem 
Dritten  herbeigeführten  Schaden  auszugleichen,  aus  rechtspoli- 
tischen Gründen  vom  Gesetz  vorgeschrieben  werden,  der  Anspruch 
auf  ein  bestimmtes  persönliches  Verhalten  aber,  wie  ihn  die  Ab- 
wehrklage geltend  macht,  kann  immer  nur  bei  einem  eignen  vor- 
ausgegangenen, das  Ausschlussrecht  verletzenden  Verhalten  ent- 
stehen, niemals  infolge  des  Verhaltens  eines  Dritten.*)  Deshalb 
ist  die  Vorschrift  von  BGB.  §  278  und  §  831  auf  die  objektive 
Rechtsverletzung  eines  absoluten  Rechts,  das  die  Abwehrklage  aus- 
löst, auch  nicht  einmal  entsprechend  anwendbar.*)  Dem  steht  die 
Natur  dieses  Anspruchs  entgegen.*)  Insbesondre  kann  auch  Fahr- 
lässigkeit in  der  Auswahl  der  Angestellten  nicht  als  beeinträch- 
tigendes Verhalten  in   Betracht  kommen.     Hier  rechtfertigt  sich 


1)  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  166,  183. 

«)  Dies  wird  auch  von  RGZ.  43,  S.  407  und  in  JW.  1899,  S.  545*' 
nicht  scharf  genug  betont. 

>)  RGZ.  in  UW.  n,  S.  75. 

^}  a.  M.  inkonsequent  auch  Eltzbacher  a.  a.0.  S.  166,  ferrcr 
Pin  n  er,  S.  52;  J.  Kohl  er  in  UW/I,  S.  2.  Dagegen  mit  richtigem  Grand- 
gedanken Wassermann,  UW.  I,  S.  53.  JW.  1906,  S.  335^^  steht  nicht 
entgegen,  denn  hier  handelt  es  sich  um  eine  vertragemässig  über- 
nommene Verpflichtung  zur  Unterlassung  einer  Konkurrenz  und  zur  Er- 
fallung  dieser  Vertragspflicht  bediente  sich  der  Schuldner  des  Angestclltco. 
Es  ist  deshalb  BGB.  §  278  mit  Recht  angewendet  worden. 
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Oeschäftherr  und  Angestellter. 

aber  die  Abwehrklage  aus  dem  eignen  rechtsverletzenden  Ver- 
halten des  Geschäftsherrn.  Hat  der  Angestellte,  obgleich  es  der 
Geschäftherr  hindern  konnte,  unlautern  Wettbewerb  begangen 
und  lässt  der  Geschäftherr  die  hierdurch  hervorgerufene  Beein- 
trächtigung des  Konkurrenten  nicht  nur  bestehen,  sondern  nutzt 
sie  sogar  noch  für  sich  aus,  so  wirkt  er  selbst  an  der  Beein- 
trächtigung mit  und  erzeugt  gegen  sich  die  Abwehrklage.  ^)  Hat 
der  Geschäftherr  sie  dagegen  nicht  hindern  können  und  zieht 
er  aus  der  begangenen  Beeinträchtigung  keinen  Nutzen,  so  liegt 
auch  kein  rechtlicher  Grund  vor,  aus  dem  wegen  der  Rechtsver- 
letzung des  Angestellten  gegen  ihn  die  Abwehrklage  begründet 
würde. 

e)  Wird  die  Störung  und  rechtsverletzende  Handlung  von 
einem  Angestellten  eines  Geschäfts  nicht  nach  eigener  Selbstbe- 
stimmung und  als  eigene  Willensbetätigung  ausgeübt,  wenn  schon 
auf  Veranlassung  und  im  Auftrage  des  Geschäftherrn,  sondern 
ist  er  lediglich  als  dessen  Werkzeug  anzusehen,  so  begeht  er 
überhaupt  keine  Beeinträchtigung,  sondern  allein  derjenige,  der 
sich  seiner  als  Werkzeug  bedient.  Wer  nur  als  Austräger,  Ge- 
schäftsbote tätig  ist,  kann  nicht  als  eigentätig  Störender  angesehen 
werden,  auch  nicht  als  Gehilfe,  selbst  wenn  er  den  Inhalt  des 
übermittelnden  Schriftstücks  etwa  mit  herabsetzendem  Inhalt  kennt. 
Wer  lediglich  eine  Urschrift  abzuschreiben,  einen  Brief  zu  kopieren 
hat,  handelt  nur  als  Werkzeug.  Wer  als  Fabrikarbeiter  eine 
Maschine  herstellen  hilft,  die  ein  Patent  verletzt,  kommt  bei  seiner 
Arbeit  gleichfalls  nur  als  Werkzeug  des  Geschäftherrn  in  Betracht, 
selbst  wenn  er  sich  der  Patentverletzung  bewusst  ist  Es  kommt 
eben  hier  auf  die  verständige  Beurteilung  der  Stellung  und  Be- 
deutung des  Angestellten  und  seiner  Arbeit  innerhalb  des  ganzen 
Geschäft-  und  Gewerbebetriebs  an.  Es  ist  ein  Unterschied,  ob 
ein  Korrespondent,  Handlungsreisender,  Prokurist  auf  Anweisung 
seines  Prinzipals   unlautre  Reklamebriefe  schreibt,   oder  ob  der 


^)  JW.  1903,  S.  128»«;  1899,  S,  545«.  a.  M.  Eltzbachor  S.  184. 
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Oesellscfaaft.    Juristische  Person. 

Kopist  den  Abklatsch  .solcher  fertigt  und  der  Austräger  si^  dem 
Kunden  zuträgt.  Nicht  darauf  also  ist  abzustellen,  ob  das  Ab- 
hängigkeitsverhältnis.  vom  Prinzipal  mehr  oder-weniger  gross  ist 
denn,  dieses  entschuldigt  allerdings- noch  nicht  «ine  begangene 
Rechtsverletzung,  sondern  darauf,  ob  der  Angestellte  bei  der  natür- 
hchen  Auffassung  des  Verlcchrs  von  seiner  Stellung  allein  als 
Werkzeug  des  Prinzipals  oder  als  selbständiger  Gehilfe  anzusehen 
ist»^)  Das  aber  ist  tatsächliche  Feststellung. 

f)  Wenn  von  einem  geschäftführenden  Gesellschafter  eirier 
offenen  Handelsgesellschaft  in  Ausübung'  <kr  dieser  zu- 
stehenden gewerblichen  Tätigkeit  das  gewerbliche  Belätigungsrecht 
eines  andern  verletzt  wird,  so  handelt  zunächst  nicht  der  Gesell- 
schafter Für  seine  Person,  sondern  durch  ihn  die  als  selbständiges 
Rechtsgebilde  im  gewerblichen  Verkehr  dastehende  Gesellschaft*) 
Es  richtet  sich  daher  auch  die  Abwehrklage  gegen  die  Gesell- 
schaft, in  deren  Gewerbebetrieb  er  handelt.  Als  Störer  erscheint 
die  Gesellschaft,  d.  h.  die  Gesellschafter  in  ihrer  Zusammen- 
fassung in  bezug  auf  das  Gesellschaftverhältnis.')  Dasselbe  gilt 
vom  nichtrechtsfähigen  Verein,  wenn  er  unter  gemeinschaftlicher 
Firma  handelt. 

g)  juristische  Personen  handeln  durch  ihre  Organe» 
Diese  sind  nicht  Stellvertreter  für  die  juristische  Person  als  einer 
von  ihr  vertretenen  andern  Person,  sondern  ihre  Handlungen 
sind   unmittelbar   Handlungen   der   juristischen    Person    selbst*) 


')  Von  diesem  Gesichtspan kto  aus  vereinigen  sich  im  Grande  ge- 
nommen die  hier  weit  aaßeinandergchenden  Ansichten.  Vgl..  Pin n er,. 
Komm.  S.  52.  fJltzbacher  a.  a.  0.  S.  173  einerseits  and  Finger,  Komm. 
S,  lÖ,  Fuld,  KomAi.  S.  77,  Buchem-Rberen  S.  8f2,  Müller  8.62- 
anderseits. 

*)S.  201.  .... 

»)  KÜZ.  15,  S.  128,  129,  Bl.  für  Fat.  V,  S.  292.  Pinncr,  S.  53, 
Müller,  S.  65.     Finger,  S.  62.     a.  M.  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  184. 

*)  Krüger,  Haftung  der  juristischen  Personen  S.22.  Kariowa 
in  Grünhuts  Ztschr.  IV,  S.  420.  Schultzenstein  in  Ztschr.  f.  ZP.  35,. 
S.'472ff.  •  .'  .*  i  ' 
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Tätigkeit  des  Organs  einer  juristischen  Person. 

Daraus  folgt  mit  Notwendigkeit,  dass  auch  die  Abwehrklage  gegen 
die  juristische  Person  zu  richten  ist.^)  Denn  diese  haftet  nicht 
etwa  für  die  Handlungen  ihrer  Organe  wie  für  Handlungen  eines 
Dritten,  sondern  handelt  selbst.  Voraussetzung  ist  natürlich,  dass 
die  Handlung  innerhalb  des  dem  Organ  zugewiesenen  Geschäfts- 
kreises liegt,  nicht  als  eigene  Handlung  von  ihm  in  Betracht 
kommt.^) 

h)  Es  erhebt  sich  hier  aber  nun  die  weitere  Frage,  ob  die 
natürliche  Person  des  Gesellschafters  oder  des  Organs  der  juris- 
tischen Person  so  völlig  bei  dem  Handeln  als  Gesellschafter  und 
als  Organ  zurücktritt,  dass  eine  eigne  Tätigkeit  von  ihnen  über- 
haupt nicht  mehr  vorliegt.  Ist  dies  der  Fall  und  ist  ihr  Handeln 
lediglich  Handeln  der  Gesellschaft  und  der  juristischen  Person,  so 
ist  für  eine  auch  gegen  sie  selbst  gerichtete  Abwehrklage  neben 
einer  solchen  gegen  die  Gesellschaft  und  gegen  die  juristische 
Person  begrifflich  kein  Raum.  Dies  ist  lebhaft  umstritten.  Gewiss 
ist,  dass  der  Gesellschafter  und  das  Organ  einer  juristischen 
Person  nebenbei  noch  eine  individuelle  Persönlichkeit  bleibt  und 
in  ihrem  gesellschaftlichen  und  Organhandeln  noch  eigene  und 
individuelle  Betätigung  verborgen  ist.^)  Diese  besteht  in  der 
Bildung  des  Gesellschaft-  und  Organwillens.  Wille  und  Willens- 
betätigung ist  Wille  und  Willensbetätigung  der  juristischen  Gesell- 
schaft. Aber  die  vorausgehende  Bildung  dieses  Willens,  die  zu 
seiner  Herbeiführung  aufgewendete  psychische  Tätigkeit  ist  eigne 
und  individuelle.  Diese  Willensbildung  ist  jedoch  lediglich  ein 
interner  Vorgang  des  Individuums  und  liegt  vor  dem  Moment, 
in  dem  der  Organwille  zum  Willen  der  juristischen  Person  wird. 
Sie  tritt  nicht  nach  aussen  hervor;  was  hervortritt,  ist  der  fertige 
Wille  und  seine  Betätigung,  diese  aber  gilt  schon  für  den  Willen 
der  juristischen   Person.     Deshalb  geht  es  nicht  wohl  an,   diese 


»)  Pinner,  S.  53.    Müller,  S.  65.     Bltzbacher  a.  a.  0.  S.  183. 

«)  RGZ.  31,  S.  249.    JW.  1900,  S.  21«'. 

*)  So  auch  Gierke,  Genoseenscbaftstheorie  S.  775. 
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ZPO.  §  77.  —  Zwangsvollstreckung. 

innere  Willensbildung  als  ein  hervortretendes  Mitwirken  des  Or- 
gans und  als  eine  Teilnahme  an  der  rechtsverletzenden  Handlung 
der  juristischen  Person  zu  betrachten.  Die  Abwehrklage  ist  daher 
immer  nur  gegen  die  juristische  Person  selbst,  nicht  zugleich 
gegen  ihre  Organe  zu  richten.^) 

i)  Der  Angestellte  eines  Geschäfts  kann  unter  Umständen 
gegen  die  Abwehrklage  einwenden,  dass  er  die  Beeinträchtigung 
in  Ausübung  des  Rechts  seines  Qeschäftherrn  vorgenommen  habe. 
Voraussetzung  dafür  ist,  dass  dann  diesem  selbst  ein  Recht  zur 
Vornahme  der  Handlung  zustehen  würde.  Dann  findet  ZPO. 
§  77  Anwendung.^ 

8.  a)  Die  Verpflichtung  zur  Beseitigung  einer  Beeinträch- 
tigung wird  nach  ZPO.  §  887  erzwungen.*)  Die  Beseitigung  der 
Beeinträchtigung  kann  aber  nicht  immer  durch  einen  Dritten  vor- 
genommen werden,  sondern  bedarf  häufig  der  eignen  Tätigkeit, 
mindestens  der  Mitwirkung  des  Verpfichteten,  z.  B.  bei  Einziehung 
von  Zirkularen,  Beseitigung  von  Vermerken  auf  Waren  usw., 
wenn  der  Verpflichtete  allein  davon  Kenntnis  hat,  wo  sie  sich 
befinden.  Für  die  Vollstreckung  gelten  dann  die  Vorschriften 
der  ZPO.  §  888.  für  die  Vollstreckung  des  Urteils  auf  Unter- 
lassung der  Störung  aber  ZPO.  §  890.  Der  Zwang  ist  solchen- 
falls nur  ein  psychischer  und  erfolgt  durch  Androhung  einer 
Geld-  oder  Haftstrafe.  Die  Androhung  ist  auf  Antrag  schon 
im  Urteil  auszusprechen,  kann  aber  auch  nach  Erlass  des  Urteils 
noch  auf  besondern  Antrag  hin  erfolgen.  Ohne  Antrag  ist  weder 
vor  noch  nach  dem  Urteil  die  Strafandrohung  zulässig.*) 


^)  So  auch  Schul  tzeDstein  a.a.O.  —  a.  M.  Eltzbacher  a.  a.  0. 
S.  173. 

«)  Recht  1901.  S.  284. 

»)  RGZ.  15,  S.  844. 

*)  a.  M.  Marcus  im  UW.  IV,  S.  47.  Dies  ist  unrichtig.  Allerdings 
nicht  deshalb,  weil  damit  der  Partei  etwas  zugesprochen  würde,  was  über 
ihren  Antrag  hinausgeht,  wie  Gaupp-Stein  meint,  da  es  sich  um  Zwangs- 
Verwirklichung  durch  das  Gericht  handelt  und  die  Strafe  nicht  der  Partei 
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b)  Da  die  Strafandrohung  einen  psychischen  Zwang  ausüben 
soll,  muss  dieser  Erfolg  auch  möglich  sein.  Das  ist  nicht  der 
Fall,  wenn  die  Abwehrklage  gegen  Unzurechnungsfähige  ge- 
richtet ist  und  es  versagt  daher  eben  insoweit  die  Vollstreckung.*^) 
Dagegen  wirkt  das  Urteilgebot  fort  und  es  kann  auf  seinem 
Grunde  die  Strafandrohung  nach  ZPO.  §  890  Abs.  2  nachgeholt 
werden,  wenn  sich  der  Zustand  der  Unzurechnungsfähigkeit  hebt, 
das  Kind  heranwächst,  der  Geisteskranke  gesund  wird.®)  Ist,  wie 
bei  einem  Minderjährigen  von  zwanzig  Jahren,  die  psychische 
Einwirkungsmöglichkeit  vorhanden,  so  steht  auch  der  Anwendung 
des  Zwangs  gegen  ihn  nichts  entgegen.')  Soweit  in  dem  Ver- 
halten des  gesetzlichen  Vertreters  eine  Mitwirkung  und  daher 
eine  eigne  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  zu 
finden  ist,  ist  wie  die  Unterlassungsklage  so  auch  die  Strafdrohung 
gegen  ihn  sofort  zulässig,  dagegen  nicht  aus  seiner  Vertreter- 
eigenschaft allein. 

Auch  hier  ist  bestritten,  ob  gegen  eine  juristische  Person 
eine  Strafdrohung  und  Strafverhängung  möglich  ist.  Soweit  die 
juristische  Person  Träger  von  Rechtsgütern  ist,  können  ihr  diese 
auch  sicher  zwangsweise  entzogen  werden,  es  kann  daher  eine 
Geldstrafe   in  ihr  Vermögen  vollstreckt  werden.')     Da  sie  aber 

zufällt.  Aber  die  Strafandrohung,  auch  wenn  sie  schon  im  Urleil  aus- 
gesprochen wird,  enthält  eine  antizipierte  Zwangsvollstreckungshandlung, 
RQZ.  42,  S.  419fF.,  und  die  Zwangsvollstreckung  erfolgt  immer  nur  auf 
Antrag.     ZPO.  §  888  erwähnt  den  Antrag  auch  ausdrücklich. 

*)  Was  auch  bei  andern  Verurteilungen  vorkommt,  z.  B.  zur  Her- 
stellung des  ehelichen  Lebens. 

•)  Ahnlich  auch  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  209. 

')  Schultzenstein  a.  a.  0.  S.  475 ff. 

'')  Giorke,  Genossonschaftstheorie  S.  771  ff.  von  Liszt,  Lehrbuch 
des  Strafr.  S.  115.  Krüger,  Haftung  Jurist.  Personen  S.  55.  Kohler, 
Lehrbuch  des  bürg.  R.  S.  329.  Vgl.  auch  RGZ.  43,  S.  408.  a.  M.  Eltz- 
bacher a.a.O.  S.  206.  Gaupp-Stein,  Komm.  z.  ZB.  Bd.  II,  S.  705. 
Binding,  Handbuch  I,  S.  810.  Kleinfeller,  Krit.  Viorteljahrschr.  45, 
S.  595.  Schwabe,  Die  Körperschaft  mit  und  ohne  Persönlichkeit  (1904) 
Seite  81. 
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auch  willensfähig  ist,  insofern  der  Wille  ihrer  Organe  als  ihr 
eigner  Wille  gilt,  so  ist  auch  die  Möglichkeit  des  psychischen 
Zwangs  durch  Androhung  der  Strafe  nicht  ausgeschlossen.  Die 
der  juristischen  Persönlichkeit  angedrohte  Strafe  wirkt  von  selbst 
auf  die  zur  Willensbildung  der  juristischen  Person  berufenen 
physischen  Organe,  die  natürlichen  Personen,  insoweit  es  sich 
eben  bei  ihnen  um  Bildung  des  Körperschaftwillens  handelt.  Da- 
her ist  die  Androhung  und  Verhängung  einer  Geldstrafe  für 
zulässig  zu  erachten.  Dies  gilt  nicht  nur  für  juristische  Personen, 
sondern  auch  für  die  andern  selbständigen  gewerblichen  Rechts- 
gebilde der  offenen  Handelsgesellschaft  und  des  Vereins  unter 
einer  eignen  Firma.  Dagegen  ist  selbstverständlich  die  Verhängung 
einer  Haftstrafe  gegen  eine  juristische  Person  oder  eine  Han- 
delsgesellschaft nicht  möglich.  Nach  dem  unter  7  h  Ausgeführten 
auch  nicht  gegen  die  Organe.^) 

c)  Die  Vollstreckung  der  angedrohten  Strafe,  ZPO.  §  890, 
setzt  nachgewiesenes^)  schuldhaftes  Zuwiderhandeln  gegen  das 
im  Urteil  ausgesprochene  Gebot  voraus.*)  Das  Verbot  muss 
also  für  vollstreckbar  erklärt  und  dem  Zuwiderhandelnden  vorher 
zur  Kenntnis  gebracht  worden  sein.^)  Da  das  Gebot  sich  gegen 
eine  bestimmte  Person  richtet,  kann  es  auch  nur  von  dieser  selbst 
übertreten  werden.  Das  gegen  einen  Geschäftherrn  gerichtete 
Gebot  auf  Unterlassung  eines  bestimmten  unlautern  Wettbewerbs 
wird  also  nicht  schon  dadurch  übertreten  und  der  Geschäftherr 
straffällig,  dass  ohne  seine  Mitwirkung*)  seine  Angestellten  die 
verbotne  Handlung  ausüben.     Die  Grundsätze  der  Haftung   für 


^)  Scliultzenstein  a.a.O. 

«)  JW.  1899,  S.  180»».     U\V.  I,  S.  79. 

«)  Kitzbacher  a.  a.  0.  S.  208.    RGZ.  36,  S.  417;  38,  S.  424. 

*)  Ann.  d.  OLG.  DrqsdeD  15,  IS.  188;  inkonsequent  mit  seinen  eignen 
voransgehenden  Aosfuhrungen  KGZ.  86,  S.  419. 

^)  Wenn  er  dabei  mitwirkt,  bandelt  er  natürlich  selbst  gegen  das 
Gebot  und  ist  für  seine  eigne  Handlung  straffällig.  Gew.  Rechtschuts 
1901,  S.  242. 
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Schädenzufügungen  durch  Dritte  nach  BGB.  §278  und  §  831 
sind  hier,  wo  es  sich  um  Straftaten  handelt,  nicht  entsprechend 
anzuwenden.^) 

Es  fehlt  aber  trotz  dem  Vorhandensein  subjektiver  Verschul- 
dung an  einer  objektiven  Widerrechtlichkeit,  wenn  die  Übertretung 
des  Gebots  von  demjenigen,  zu  dessen  Schutz  es  erlassen  ist, 
selbst  veranlasst  worden  ist.  Das  ist  der  Fall  des  sog.  agent 
provocateur.  Fs  kommt  häufig  vor,  dass  ein  Konkurrent  aus- 
kundschaften lässt,  ob  der  Verurteilte  etwa  gegen  das  ihm  auf- 
erlegte Gebot  verstösst.  Das  geht  nicht  gegen  die  guten  Sitten, 
aber  er  kann  auch  nicht  Handlungen,  zu  denen  er  selber  durch 
seine  Angestellten  angestiftet  hat,  hinterher  diese  als  gegen  ihn 
gerichtete  Rechtsverletzungen  behandeln.*) 

9.  Während  bei  den  Ansprüchen  auf  ein  Tun  die  Erfüllung 
in  der  Regel  auch  nach  der  Fälligkeit  noch  nachgeholt  werden 
kann,  ist  eine  solche  Nachholung  bei  Ansprüchen  auf  Unter- 
lassung schlechthin  ausgeschlossen.  Die  gegen  das  Gebot  auf 
Unterlassung  verübte  Handlung  ist  niemals  wieder  ungeschehen 
zu  machen.  Das  gilt  nicht  nur  für  den  einzelnen  konkreten 
Anspruch  auf  Unterlassung,  der  gegen  den  Verletzer  eines  abso- 
luten Rechts  aus  der  vorausgegangenen  Verletzung  nach  BGB. 
§  1004  erwachsen  ist,  sondern  das  gilt  auch  für  das  absolute 
Ausschlussrecht  selbst  im  Verhältnis  zu  seiner  erstmaligen  Ver- 
letzung. Da  der  Inhalt  des  Ausschlussrechts  dahin  geht,  „andre 
von  jeder  Einwirkung  auszuschliessen",  BGB.  §  903,  also  auf  ein 
Unterlassen  in  bezug  auf  das  durch  das  Ausschlussrecht  geschützte 
Rechtsgut,  so  enthält  jede  dieses  Ausschlussrecht  verletzende  Ein- 
wirkung die  Herbeiführung  eines  Zustands,   der  zwar  vielleicht 


1)  KG.  in  Boschs  Ztschr.  Bd.  17 ,  S.  167.  RG.  im  Rhein.  Arch.  90, 
S.  2.  RGZ.  36,  S.  419  lässt  es  dahingestellt,  J.  Köhler  im  Archiv  für 
ziv.  Praxis  80,  S.  265  ist  a.  M. 

2)  a.  M.  RGZ.  im  Beschl.  vom  80.  Juli  1901.  Dagegen  bereits  der 
Verf.  im  ÜW.  I,  S.  163.  Ebenso  LG.  Hamburg  K.  f.  H.,  im  Gew.  Recht- 
schutz 1902,  S.  169.     Vgl.  ferner  hierza  Schrödter  in  ÜW.  If,  S.  21. 
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ZU  beseitigen,  aber  nicht  ungeschehen  zu  machen  ist.  Hieraus 
folgt,  dass  ein  solches  gegen  die  Unterlassungspflicht  gerichtetes 
Handeln  die  Verwirklichung  des  Rechts  auf  Unterlassung  stets 
vereitelt.  Dann  sind  aber  auch  hier  schon  mit  der  drohenden 
Gefahr  der  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts,  etwa 
wenn  vom  konkurrierenden  Gewerbetreibenden  unlautre  Reklame, 
Herbeiführungen  von  Verwechselungen,  Errichtung  eines  verbotnen 
Konkurrenzgeschäfts,  überhaupt  unlautrer  Wettbewerb  zu  befürchten 
ist,  ohne  weiteres  die  Voraussetzung  für  den  Erlass  einer  einst- 
weiligen Verfügung  nach  ZPO.  §  935  gegeben.^)  Es  kommt 
also,  soweit  es  sich  um  blosse  Abwehransprüche  auf  Unterlassungen 
handelt,  die.  im  UWGes.  §  3  geschaffene  Begünstigung  schon  nach 
ZPO.  §  935  auch  den  Ansprüchen  zu,  die  sich  auf  die  Vor- 
schriften des  BGB.  stützen. 

Da  die  einstweilige  Verfügung  gegen  noch  nicht  eingetretne 
und  nur  drohende  Verletzungen  möglich  ist,  auch  ohne  dass  be- 
reits eine  Verletzung  vorausgegangen  zu  sein  braucht,  so  kann 
die  Verfügung  auch  jede  Art  der  Beeinträchtigung  verbieten, 
wenn  diese  nur  begründetermassen  zu  befürchten  ist.*)  Die  Ein- 
schränkung, wie  bei  dem  Unterlassungsanspruch,  fällt  hier  von 
selbst  weg.  Es  kann  daher  insoweit  die  einstweilige  Verfügung 
der  Abwehrklage  ergänzend  an  die  Seite  treten. 

10.  Der  Anspruch  auf  Abwehr  bei  erfolgter  objektiver  Rechts- 
verletzung steht  einem  möglicherweise  ausserdem  noch  vorhandnen 
Anspruch  auf  Schadenersatz  bei  Hinzutritt  subjektiver  Verschul- 
dung selbständig  gegenüber,  er  ist  nicht  etwa  die  Voraussetzung 
für  diesen.  Es  haben  vielmehr  nur  beide  Ansprüche  dieselbe 
Voraussetzung.  Hieraus  folgt,  dass  das  Urteil  über  den  einen 
Anspruch  die  Feststellung,  dass  eine  Rechtsverletzung  vorliege, 
nur  als  Entscheidungsgrund  verwertet,  aber  nicht  Rechtskraft 


*)  So  auch  Eltzbacher  a.  a.  0.  S.  245  fttr  die  Ansprüche  auf  ünter- 
lassuDg.    Es  ist  aber  weiter  zu  geben  bis  zum  absoluten  Recht  selbst. 
.  «)  JW.  1900,  S.301". 
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UnterlassungS'  und  Schädenanspruchs.     Bereicherung. 

für  5ie  schafft  Deshalb  steht  bei  der  Zuerkennung  eines  An- 
spruchs auf  Unterlassung  die  Rechtsverletzung  für  einen  Anspruch 
auf  Entschädigung  noch  nicht  rechtskräftig  fest,  bedarf  vielmehr 
selbständiger  Prüfung.^) 

§22. 

Der  Bepelehepungrsansppuch. 

1.  Die  sehr  bestrittene  Frage,  ob  der  durch  unlautern  Wett- 
bewerb auch  nur  bei  objektiv  widerrechtlicher  Beeinträchtigung 
des  Konkurrenten  erzielte  Erwerb  als  ungerechtfertigte  Bereiche- 
rung von  diesem  herausverlangt  werden  kann,  hängt  davon  ab, 
ob  sich  sagen  lässt,  der  Störer  habe  im  Sinne  von  BOB.  §  812 
„auf  Kosten*'  des  andern  Konkurrenten  etwas  ohne  rechtlichen 
Grund  erhalten.  Bei  Beantwortung  der  Frage  ist  nicht  immer 
scharf  die  andre  Frage  nach  der  Herausgabe  des  gezogenen  Ge- 
winns im  Falle  des  BGB.  §  687  Abs.  2,  die  auf  ganz  anderer 
Grundlage  ruht,  geschieden  worden.  Sowohl  die  Entstehungs- 
geschichte von  BGB.  §  812  als  die  Gleichstellung  des  entgangenen 
Gewinns  mit  dem  damnum  emergens  in  BGB.  §  252  lässt  er- 
kennen, dass  der  Gesetzgeber  den  Begriff  „auf  Kosten'*  im  weitesten 
Sinne  gefasst  haben  will  und  hier  zum  Vermögen  rechnet  nicht 
nur  die  unmittelbar  beherrschten  Sachwerte,  sondern  auch  die 
rechtlich  geschützten  Aussichten  auf  die  künftige  Erlangung  wirt- 
schaftlicher Leistungen.'^)     Nicht  die  blosse  Möglichkeit  eines 


1)  RGZ.  49,  S.  36. 

*)  Jung,  Dio  Bereicherangsansprüche  1902,  S.  152.  Im  Entwurf  1 
zum  BGB.  war  verlangt,  dass  die  Bereicheraog  aus  dem  Vermögen 
des  Andern  erfolge.  Die  II.  Kommission  änderte  diese  Fassung  in  dio 
„auf  Kosten''  um,  „um  auch  Fälle  zu  treffen,  in  denen  das  Objekt  der 
Bereicherang,  ohne  bereits  in  das  Vermögen  des  Kondiktions- 
berechtigten  übergegangen  zu  sein,  doch  den  Vermögensstand 
desselben    berührt^.     Diese   etwas    unklare  Erklärung    wird   verständlicli 
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Entgangner  Gewinn  bei  begründeter  Erwerbaussicht. 

Erwerbs  kann  daher  schon  einen  Vermögensbestandteil  bilden,  wohl 
aber  die  nach  den  natürlichen  Verhältnissen  und  Wirkungen  des 
Lebens  vorhandene  Erwerbaussicht  namentlich  dann,  wenn  deren 
ungestörte  Abwickelung  durch  das  Recht  garantiert  ist.  Der  Um- 
stand, dass  natürliche  Beziehungen  des  gewerblichen  Lebens 
natürliche  Wirkungen  zu  üben  pflegen  und  bestimmte  gewerb- 
liche Betätigungen  danach  auch  bestimmte  Kundschaft  und  be- 
stimmten gewerblichen  Gewinn  mit  Wahrscheinlichkeit  nach  dem 
gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge  erwarten  lassen,  schafft  eine  gewisse 
günstige  wirtschaftliche  Lage  und  diese  bildet  auch  schon 
einen  Bestandteil  des  gegenwärtigen  Vermögens.^)  Je 
sicherer  sie  ist  und  je  mehr  die  Wahrscheinlichkeit  des  Erwerbs 
des  zukünftigen  Gewinns  sich  der  Gewissheit  nähert,  desto  mehr 
kommt  der  Wert  dieser  wirtschaftlichen  Lage  dem  Wert 
des  zu  erzielenden  Gewinns  gleich.  Dies  erkennt  der  Ge- 
setzgeber bei  den  Vorschriften  über  den  Schadenersatz  in  BGB. 
§  252  ausdrücklich  an.  Auch  hier  besteht  der  Schaden  in  der 
Störung  eben  dieser  wirtschaftlichen  Lage  und  diese  wird  gleich- 
bemessen dem  Gewinn,  „der  nach  dem  gewöhnlichen  Lauf  der 
Dinge  . .  mit  Wahrscheinlichkeit  erwartet  werden  kann".  Es  wird 
also  der  entgangene  Gewinn  dem  Vermögen  bereits  zugerechnet. 
Das  ist  ungenau,  da  er  ihm  noch  nicht  zugehört,  aber  richtig 
als  Ausdruck  für  die  Wertbemessung  einer  dem  Vermögen  zuge- 
hörigen wirtschaftlichen  Lage  von  der  Art,  dass  der  Gewinn  zu 
erwarten  ist.  Wendet  man  diese  vom  Gesetz  selbst  für  den  Be- 
griff des  Vermögens  bei  der  Schädenberechnung  gegebene  Be- 
trachtungsweise auf  die  ungerechtfertigte  Bereicherung  an,  so 
ergibt  sich,  dass  durch  die  unlautre  Wettbewerbshandlung  aller- 
dings eine  Vermögensverschiebung  zwischen ,  den  beiden  Konkur- 


dorch  den  Hinweis  auf  den  Fall,  „dass  jemand  eine  ilim  angefallene  Erb- 
schaft ausgeschlagen  habe,  die  doch  niemals  zu  seinem  Vermögen  gehört 
habe".    Prot.  IL  Komm.  S.  684  flf. 

')  Vgl.  RGZ.  28,  S.  248  und  Anm.  3,  S.  29. 
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Die  günstige  wirtschaftliche  Lage  als  Bereichcrungsgcgenstand. 

renten  dadurch  stattfindet,  dass  die  der  Qewinnerzielung 
günstige  wirtschaftliche  Lage,  wie  sie  BGB.  §  252  im  Auge 
hat,  dem  Gegner  entzogen  und  in  das  Vermögen  des  un- 
lautern  Konkurrenten  übergeführt  wird.  Durch  die  unlautre 
Handlung  eines  Wettbewerbers  wird  stets  um  ebensoviel  der 
Überschuss  der  seinen  Erfolg  fördernden  Bedingungen  vermehrt, 
als  dieser  beim  Gegner  vermindert  wird,  und  umgekehrt.^)  Es 
findet  also  die  Vermögensverschiebung  unmittelbar  zwischen  den 
Konkurrenten  statt.^) 

Es  erhält  daher  in  der  Tat  der  Wettbewerber  durch  seine 
unlautre  Handlung  etwas  auf  Kosten  des  andern  Konkurrenten, 
aber  dieses  Etwas  ist  nicht  unmittelbar  der  durch  den  Absatz 
seiner  Leistung  erzielte  Gewinn,  sondern  die  günstigere  wirt- 
schaftliche Lage,  die  günstigere  Stellung  im  Wettbe- 
werb zur  Erzielung  dieses  Gewinns.  Weil  dieses  Etwas,  in 
dem  die  Bereicherung  besteht,  bisher  verkannt  wurde,  glaubte 
man  diese  selbst  leugnen  zu  müssen.  Daher  ist  es  nicht  richtig, 
wenn  Isay  bei  Behandlung  der  Frage  mit  Rücksicht  auf  Patent- 
verletzungen sagt,*)  „es  fehle  an  einer  Vermögensverschiebung  des- 
halb, weil  das  Erlangte  niemals  vorher  existiert,  geschweige  im 
Vermögen  des  Geschädigten  existiert  habe,  weil  es  vielmehr  erst 
das  Produkt  der  Arbeit  des  Bereicherten  sei,  wenn  dieser  auch 
mit  seiner  Tätigkeit  in  eine  fremde  Rechtsphäre  eingegriffen  habe''. 
Denn  eben  nicht  der  erzielte  Gewinn  selbst  unmittelbar,  sondern 
die  die  Gewinnerzielung  erleichternde  günstige  wirtschaftliche  Lage 
ist  der  übergegangene  Vermögenswert  und  lediglich  deren  Wert- 
berechnung erfolgt  in  Hinblick  auf  den  zu  erwartenden  Gewinn. 
Diese  Vermögensverschiebung  beruht  ferner,  eben  weil  sie  die 
Folge  einer  unlautern  Wettbewerbshandlung  und  daher  der  Ver- 
letzung des  gewerblichen  Betätigungsrechts  des  Konkurrenten  ist, 


0  Seite  8. 

«)  JVV.  1905,  S.  80. 

»)  Gew.  Rechtschutz  1904,  S.  30. 
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Gewinn  aus  unlautrem  Wettbewerb. 

auf  einem  rechtlich  nicht  gebilligten  Grunde,  geschah  also  „ohne 
rechtlichen  Grund"  nach  BGB.  §  812,^)  denn  nur  der  lautre 
Wettbewerb  vermag  einen  rechtlichen  Grund  zu  der  Vermögens- 
verschiebung abzugeben.^)  Sonach  muss  in  der  Tat  ein  Anspruch 
aus  BGB.  §  812  auf  Herausgabe  ungerechtfertigter  Bereicherung 
anerkannt  werden.^)  Da  natürlich  die  Herausgabe  des  erlangten 
Vermögenbestandteils,  nämlich  die  günstigere  wirtschaftliche  Lage, 
die  günstigere  Position  im  Wettbewerb  „wegen  der  Beschaffen- 
heit des  Erlangten"  nicht  möglich  ist,  so  ist  gemäss  BGB.  §  818 
Abs.  2  der  Wert  zu  ersetzen,  soweit  eine  Bereicherung  noch  vor- 
liegt.   Auf  diesen  Wert  ist  deshalb  der  Klagantrag  zu  richten. 

Der  Gewinn,  der  auf  Grund  der  durch  die  unlautre  Hand- 
lung erworbenen  besseren  Wettbewerbstellung  nachmals  erzielt 
wird,  kann  auch  nicht  wohl  als  eine  Nutzung  im  Sinne  von 
BGB.  §  818  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  100  angesehen  werden. 
Die  günstigere  Wettbewerbstellung  als  eine  wirtschaftliche  Position 
kann  nicht  als  ein  immaterieller  Gegenstand,  dessen  Gebrauch 
möglich  ist,  aufgefasst  werden.  Die  auf  der  Grundlage  dieser 
zu  Unrecht  erlangten  günstigeren  Stellung  ausgeübte  gewerbliche 
Tätigkeit  ist  kein  Gebrauch  einer  fremden  Sache  und  der  Erwerb 
aus  dieser  Tätigkeit  keine  Nutzung  dieser  Sache. 

In  Übereinstimmung  mit  dieser  Auffassung  muss  dann  auch 
angenommen  werden,  dass,  wenn  sich  die  unlautre  Weltbewerbs- 


*)  Das  wird  für  dio  Patentverletzung  von  Schmitz  im  Gewerbl. 
Rechtschutz  1903,  S.  76  aus  ganz  unhaltbaren  Erwägungen  bestritten,  wie 
auch  laay  in  seinem  Kommentar  zum  Patentges.  S.  330  zugibt. 

*)  Dass  dio  Verletzung  des  Warenzeichens  zugleich  unlautcrn  Wett- 
bewerb darstellt  und  deshalb  ein  ungorcclitfertigter  Gewinn  gemacht 
wird,  wird  in  den  Fällen  der  Entsch.  KGZ.  47,  S.  100  und  58,  S.  326 
ebenfalls  übersebon. 

»)  Dies  wird  auch  von  Marcus  in  ÜW.  I,  S.  20  und  in  UW.  III, 
S.  87  angenommen,  aber  unzutreffend  mit  der  Benutzung  eines  fremden 
Immaterialguts,  als  welches  der  Erwerb  zu  erachten  sei,  begründet.  Eine 
solche  Benutzung  liegt  nicht  vor,  wenn  jemand  für  sich  unlautre  Reklame 
macht,    a.  M.  Pinner,  S.  60.     Vgl.  auch  RGZ.  47,  S.  100. 
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Herausgabe  nach  Verjährung  der  unerlaubten  Handlung. 

handlung  nicht  nur  als  objektiv  widerrechtliche,  sondern  als 
schuldhafte,  also  als  unerlaubte  Handlung  im  Sinne  von  BGB. 
§  823  Abs.  1  darstellt,  der  Täter  durch  die  unerlaubte  Handlung 
auf  Kosten  des  Verletzten  etwas  erlangt  hat,  nämlich  die  günstigere 
Position  im  Wettbewerb.  Dann  ist  er  nach  BGB.  §  852  Abs.  2 
auch  nach  der  Verjährung  der  Ansprüche  auf  Schadenersatz  noch 
zur   Herausgabe  der  ungerechtfertigten  Bereicherung  verpfichtet. 

2.  Erfolgt  die  Begehung  unlautern  Wettbewerbs  zugleich 
unter  Verletzung  eines  absoluten  Rechts  an  einem  Bezeichnungs- 
mittel, wie  Name,  Firma,  Warenzeichen,  Ausstattung  usw.,  so 
wird  dadurch  kein  besondrer  Bereicherungsanspruch  aus  der  Ver- 
letzung dieses  Bezeichnungsrechts  erzeugt,  vielmehr  verbleibt  es 
bei  dem  aus  der  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts 
erwachsenen  Bereicherungsanspruch  unter  1.  Zwar  ist  auch  das 
Bezeichnungsmittel  ein  durch  ein  absolutes  Recht  geschütztes 
Genussgut,  aber  es  hat  keinen  selbständigen  vermögensrechtlichen 
Wert,  sondern  gewinnt  diesen  erst  in  seiner  Verbindung  mit 
andern  Genussgütern  oder  mit  gewerblicher  Betätigung.  Die 
Benutzung  eines  Bezeichnungsmittels  an  und  für  sich  bringt  des- 
halb keinen  Gewinn,  der  aus  dem  Bezeichnungsmittel  stammt, 
sondern  einen  Gewinn,  der  aus  dem  mit  ihm  bezeichneten 
Genussgute  herrührt,  dem  geschäftlichen  Unternehmen,  der  ge- 
werblichen Betätigung,  der  hergestellten  Ware  usw.^) 

3.  Wird  dagegen  unlautrer  Wettbewerb  durch  Verletzung 
des  absoluten  Rechts  an  einem  Erwerbsmittel  begangen,  das 
ein  solches  selbständiges  Genussgut  darstellt,  dass  sein  Ge- 
brauch und  seine  Benutzung  unmittelbar  Gewinn  bringt,  wie  es 
bei   den  gewerblichen  Erfindungen^)   und  den  geistigen  Erzeug- 


1)  Ähnlich  RGZ.  47,  S.  100;  68,  S.  324.  JW.  1904,  S.33.  Rspr. 
OLG.  1,  S.  151.     a.  M.  Pinner,  S.  121. 

')  Dass  sio  darch  ein  Patent  geschützt  sind,  ist  nicht  nötig.  Vgl. 
Bl.  für  Pat.  1900,  S.  197.  RGZ.  46,  S.  14.  Auch  RGZ.  49,  S.  36  sagt 
richtig,  Patent  und  Urheberrecht  enthielten  koin  blosses  VerbietuBgsrecht, 
sondern  auch  ein  absolutes  Recht  an  einem  unkörporlichen  Gut. 
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Benutzung  eines  fremden  Immaterialguts. 

nissen  der  Fall  ist,  so  erzeugt  die  ohne  rechtlichen  Grund  erfolgte 
Benutzung  dieses  fremden  Immaterialguts  und  der  dadurch  er- 
zielte Gewinn  einen  selbständigen  Bereicherungsanspruch.  ^)  All- 
gemein wird  —  namentlich  in  den  angezogenen  Rechsgerichts- 
entscheidungen  —  auch  hier  der  Gewinn  schlechthin  als  der 
zurückzuerstattende  Gegenstand,  um  den  jemand  unmittelbar  be- 
reichert ist,  angesehen.  In  Wahrheit  ist  es  aber  der  Gebrauch, 
die  Möglichkeit,  Nutzungen  aus  dem  fremden  Immaterialgut  zu 
ziehen,  die  den  Gegenstand  der  Bereicherung  bilden.  Der  mit 
ihm  erzielte  schliessliche  Erwerb  und  gemachte  Gewinn  erweist 
sich  dann  gemäss  BGB.  §  818  Abs.  1  in  Verbindung  mit  §  100 
als  Nutzung,  als  ein  Vorteil,  der  aus  dem  —  gewerblichen  — 
Gebrauch  des  Immaterialguts  erwächst.  Er  ist  deshalb  hier  heraus- 
zugeben, im  Gegensatz  zu  dem  Bereicherungsanspruch,  der  sich 
auf  blossen  Wettbewerb  stützt.^)  Hierbei  ist  aber  zu  beachten, 
dass  der  durch  die  gewerbliche  Benutzung  eines  solchen  Imma- 
terialguts erzielte  Erwerb  nicht  lediglich  eine  Frucht  und  ein 
Gewinn  aus  dem  Genussgut,  sondern  zugleich,  wie  Isay  a.a.O. 
zutreffend  bemerkt,  ein  Produkt  der  Arbeit  desjenigen  ist,  der  das 
Genussgut  —  objektiv  —  widerrechtlich  gebraucht.  Einen  Recht- 
satz dahin,  dass  aller  Gewinn  aus  einem  widerrechtlichen  Ge- 
brauch eines  fremden  Gegenstands,  selbst  der  durch  eigne  Arbeit 
mit  hervorgebrachte,  dem  Gebrauchsberechtigten  ohne  weiteres 
zufalle,  gibt  es  aber  im  deutschen  Recht  nicht.  Vielmehr  bestimmt 
sowohl  BGB.  §  988,  der  für  den  vorliegenden  Fall  durchaus 
entsprechende  Anwendung  verdient,*)  dass  die  gezogenen  Nut- 
zungen, in  denen  also  solche  eigne  Arbeit  der  Nutzziehung 
steckt,  nur  nach  den  Vorschriften  über  die  ungerechtfertigte  Be- 


i)  RGZ.  35,  S.  70  ff.;  43,  S.60;  46,  S.  17;  47,  S.  102;  58,  S.  323. 
JW.  1899,  S.  146  «ö. 

*)  a.  M.  Isay,  Komm.  z.  Patges.,  S.  329. 

<)  Auch  RGZ.  85,  S.  70  spricht  vom  Bebalten  gezogner  Frftchte  aod 
Aneignung  geistigen  Eigentums. 
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Verletzer  und  Bereicherter. 

reicherung  herauszugeben  seien.^)  Nach  BGB.  §  818  ist  aber  der 
Begriff  der  Nutzungen,  die  mit  herauszugeben  sind,  nach  BOB. 
§  100  und  §  102  zu  beurteilen.  Danach  beschränken  sie  sich 
auf  diejenigen  Vorteile,  die  lediglich  der  Gebrauch  des 
Immaterialguts  gewährt,  nicht  auch  auf  diejenigen  Vorteile, 
die  durch  Aufwendung  eigner  Arbeit  gebracht  worden  sind. 
Die  Aufwendung  eigner  Arbeit  und  eigner  Vermögenswerte  muss 
vom  Erwerb  vorher  in  Abzug  gebracht  werden,  um  den  wirk- 
lichen Gewinn  aus  dem  Immaterialgut  bemessen  zu  können.  Denn 
der  Bereicherungsanspruch  wird  von  dem  Grundsatze  beherrscht, 
dass  durch  die  Herausgabe  der  Bereicherung  der  Bereicherte 
immerhin  keinen  Schaden  erleiden  darf.^) 

4.  Bereicherter  und  Verletzer  fallen  nicht  immer  zusammen, 
sofern  es  sich  um  Bereicherung  durch  unlautern  Wettbewerb 
handelt.  Insbesondre  kann  auch  durch  die  unlautre  Wettbewerbs- 
handlung eines  Angestellten  sowohl  des  einen  als  des  andern 
Konkurrenten  die  wirtschaftliche  Stellung  im  Wettbewerb  dieses 
oder  jenes  auf  Kosten  des  andern  verbessert  werden.  Der  An- 
spruch auf  Herausgabe  der  Bereicherung  kann  hiernach  gegen 
einen  andern  gerichtet  sein,  als  der  Anspruch  auf  Beseitigung  und 
Unterlassung  unlautern  Wettbewerbs.  Sind  mehrere  bereichert, 
so  haftet  jeder,  soweit  er  bereichert  ist.  Die  Gesellschafter  eines 
gemeinsamen  gewerblichen  Unternehmens  haften  solidarisch.*) 

5.  Der  Bereicherungsanspruch  ist  andern  Ansprüchen  nicht 
subsidiär,  kann  vielmehr,  wenn  deren  Voraussetzungen  gegeben 
sind,  mit  ihnen  verbunden  werden,  insbesondre  mit  dem  Schäden- 
anspruch.-*) 

^)  Auf  diese  nimmt  auch  Bolzo  im  Archiv  für  zivile  Praxis  92, 
S.  888  ff.  Bezug.  Die  Bemerkungen  von  Schmitz  dagegen  im  Gew. 
Hechtschntz  1903,  S.  77  sind  nicht  haltbar.  Der  Anspruch  auf  die  Sache 
ist  eine  Vindikation,  die  Vindikation  auf  die  Früchte  wird  aber  abgelehnt 
and  an  dessen  Stelle  eben  der  Bereicherangsanspruch  gegeben. 

«)  Planck,  Komm.  z.  BGB.  Bd.  II,  S  593. 

»)  Recht  1906,  S.  450. 

*)  RGZ.  35,  S.  66;  48,  S.  142;  54,  S.  140. 
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Der  Anspruch  auf  Herausgabe  des  Erwerbs. 

6.  Es  kann  namentlich  bei  unlautrer  Reklame  vorkommen, 
dass  der  Konkurrent  auf  Kosten  einer  grossen  Anzahl  Gewerbe- 
treibender ungerechtfertigt  bereichert  worden  ist.  Dann  kann 
jeder  nur  den  Teil  herausverlangen,  der  aus  seinem  Vermögen 
übergegangen  ist.^) 


§  23. 

Der  Anspruch  auf  Herausg^abe  des  Erwerbs. 

1.  Ebensowenig,  wie  die  günstigere  Stellung  im  Wettbewerb- 
verhältnis, die  sich  der  eine  Konkurrent  auf  Kosten  des  andern 
durch  eine  unlautre  Wettbewerbshandlung  verschafft  hat,  als  ein 
Gegenstand  aufgefasst  werden  kann,  deren  Gebrauch  Nutzungen 
ziehen  lässt,  lässt  sich  die  auf  Grund  dieser  günstigeren  Stellung 
neu  ausgeübte  gewerbliche  Tätigkeit  als  das  Behandeln  eines 
fremden  Geschäfts  als  sein  eignes  im  Sinne  von  BGB.  §  687 
Abs.  2  auffassen,  so  dass  bei  dem  vorhandnen  Bewusstsein  der 
Nichtberechtigung  hierzu  dem  Konkurrenten  ein  Anspruch  auf 
Herausgabe  des  ganzen  Erwerbs  zustände,  ein  Anspruch,  der  von 
dem  Anspruch  auf  Herausgabe  der  Bereicherung  durchaus  zu 
unterscheiden  ist,  wie  er  ja  auch  vor  allem  im  Gegensatz  zu 
diesem  Verschuldung  erfordert.  Denn  eben  die  günstigere  Wett- 
bewerbstellung ist  kein  fremder  Vermögensgegenstand,  sondern 
die  eigne  nur  zu  Unrecht  auf  Kosten  des  Konkurrenten  erworbene 
wirtschaftliche  Position.  Der  Wettbewerber  führt  daher  auch 
nicht  einmal  objektiv  die  Geschäfte  des  andern  Konkurrenten, 
wenn  er  sie  zu  seinen  Wettbewerbzwecken  ausnützt.'^) 


^)  Pinnor,  S.  60,  hält  eine  solche  Teilang  für  untunlich.  Beachtet 
man  aber,  dass  es  sich  eben  nicht  um  Herausgabe  des  gezogenen  Gewinns 
als  solchen,  sondern  um  eine  Abschätzung  der  erlangten  ganstigern  Position 
handelt,  so  ist  das  nur  eine  Frage  der  richterliohen  Abschätzung. 

*)  Motive  zu  BGB.  Bd.  11,  S.  3061.  RGZ.  58,  S.  325.  Schwabe, 
Verträge  in  fremdem  Namen  (1904),  S.  44ff. 
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Geschäflsführung  bei  dem  Gebrauch  eines  fremden  Genussguts. 

2.  Nicht  anders  liegen  die  Verhältnisse,  wenn  die  gunstigere 
Wettbewerbstellung  auf  Kosten  des  Konkurrenten  durch  Verletzung 
eines  Bezeichnungsrechts  erlangt  ist.  Es  kann  hier  auf  die 
Ausfuhrungen  bei  Behandlung  der  Frage  der  Bereicherung  ver- 
wiesen werden.^) 

3.  Dagegen  vermag  in  den  Fällen,  wo  der  Wettbewerber 
ein  fremdes  Oenussgut,  dessen  Gebrauch  und  gewerbliche 
Verwertung  für  sich  allein  möglich  ist  und  woraus  ein  selbständiger 
Qewinii  gezogen  werden  kann,  für  seine  gewerblichen  Zwecke  in 
eigenem  Nutzen  verwertet  und  gebraucht,  allerdings  BGB.  §687 
Abs.  2  Anwendung  zu  finden.  Eine  solche  vom  Gesetz  fingierte 
Geschäftsführung  findet  aber  nur  bei  wissentlich  unrechtmässiger 
Benutzung  eines  fremden  Genussguts  statt,  nicht  bei  unwissent- 
licher. Eine  wirkliche  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  ist  dort 
um.  deswillen  ausgeschlossen,  weil  der  Gebrauchende  gar  nicht 
die  Absicht  hat,  fremde  Geschäfte  zu  führen,  sondern  lediglich 
seine  eigenen  führen  will.^  Solchenfalls  ist  die  Anwendung  von 
BOB.  §  677  bis  §  686  ausdrücklich  durch  BGB.  §  687  Abs.  1 
ausgeschlossen. 

Was  der  Gesetzgeber  unter  der  wenig  glücklich  gewählten 
Ausdrucksweise  in  BGB.  §  687  Abs.  2  „ein  fremdes  Geschäft  als 
sein  eignes  behandeln"  verstanden  wissen  will,^)  ist  nur  aus  der 
Entstehungsgeschichte  der  Vorschrift  zu  erkennen.  Entwurf  I  be- 
stimmte in  §761,  dass  wenn  jemand  ein  fremdes  Geschäft  in 
rechtwidriger  Absicht  als  eignes  behandelt  hat,  der  Geschäfts- 
führer nach  den  für  die  Haftung  aus  unerlaubten  Handlungen 
geltenden  Vorschriften  haften  soll.  In  der  I.  Kommission  wurde 
beantragt,  hierfür  zu  setzen^): 

„a)  Hat  jemand  ein  fremdes  Geschäft  in  dem  Bewusstsein, 
nicht  dazu  berechtigt  zu  sein,   als  eignes  behandelt,   so  ist  der 


»)  RGZ.  47,  S.  100;  58,  S.  325. 

^)  So  anch  Isay,  Komm.  z.  Patentgesetz  S.  829. 

»)  Prot,  der  IL  Komm.  8.  3061—8063. 
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Verwertung  fremder  Genussgüler  im  eignen  Interesse. 

Qeschäftsherr  berechtigt,  gegen  ihn  die  in  §§  749,  751  und  752 
bestimmten  Ansprüche  geltend  zu  machen. 

b)  Wer  über  Vermögen  eines  andern  widerrechtlich  in  dem 
Bewusstsein  verfügt,  dazu  nicht  berechtigt  zu  sein,  ist  dem  andern 
in  gleicher  Weise  wie  ein  Beauftragter  zur  Rechenschaftablegung 
verpflichtet." 

Der  Antrag  b  wurde  zugunsten  des  Antrags  a  zurück- 
gezogen, die  Begründung  der  Annahme  des  Antrags  a  lässt  aber 
erkennen,  dass  man  den  Fall  zu  b  augenscheinlich  unter  a 
mit  einbegriffen  sah.  Man  woUte  „gestatten ,  den  böswillig 
handelnden  Geschäftsführer  in  allen  Fällen,  wo  objektiv  eine 
Führung  fremder  Geschäfte  vorliege,  als  Geschäftsführer  zu  be- 
handeln, der  Geschäftsherr  habe  also  die  Wahl,  entweder  die 
Schadenersatzklage  oder  aber  die  Klage  aus  der  Geschäftsführung 
anzustellen".  Aus  der  Bezugnahme  auf  die  ebenfalls  mögliche 
Schädenklage  und  die  Beispiele,^)  die  man  für  die  Fälle  der  „objek- 
tiven Führung  fremder  Geschäfte"  brachte,  erhellt,  dass  man 
unter  dieser  Führung  verstand:  die  Verwertung  fremder 
Genussgüter  in  seinem  eignen  Interesse,  und  zwar  unter 
bewusster  Beiseitesetzung  des  Bedenkens,  „dass  es  nicht  wohl 
möglich  sei,  in  solchem  Falle  von  Geschäftsführung  zu  reden". 
Erfolgte  eine  solche  —  als  Geschäftsführung  behandelte  —  Ver- 
wertung fremder  Genussgüter  in  seinem  eignen  Interesse,  so  sollte 
der  widerrechtlich  Verfügende  in  gleicherweise  wie  ein  Geschäfts- 
führer seinem  Auftraggeber  haften. 

Der  hiernach  dem  Eigentümer  des  Genussguts  gegen  den 
bewusst  widerrechtlich  es  Gebrauchenden  zustehende  Anspruch 
geht  wesentlich  weiter  als  der  Anspruch  auf  Herausgabe  der 
blossen  Bereicherung  bei  nur  objektiver  Widerrechtlichkeit:  er  geht 


*)  Ein  Schuldner  unterschlägt  einen  fremden  Gegenstand  und  ver- 
kauft ihn  zu  besonders  hohem  Preise.  Er  muss  den  erzielten  Gewinn 
herausgeben,  nicht  nur  den  Wert  des  Gegenstands  ersetzen.  Der  Eigen- 
tümer erlangt  einen  Anspruch  auf  den  Kaufpreis  gegen  den  Ge- 
schäflsffihrer. 
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nach  BGB.  §  687  Abs.  2  in  Verbindung  mit  §  681  und  §  667  zu- 
nächst auf  Herausgabe  alles  dessen,  was  er  aus  der  Geschäfts- 
besorgung erlangt  hat,  also  auf  Herausgabe  des  ganzen  aus  der 
gewerblichen  Benutzung  erlangten  Erwerbs,  und  nur  der  Ge- 
schäftsherr muss  umgekehrt  nach  BGB,  §  687  Abs.  2  Satz  2  in 
Verbindung  mit  BGB.  §  684  Satz  1  dem  Geschäftsführer  wieder 
herausgeben,  soviel  er  durch  die  Erlangung  ungerechtfertigt  be- 
reichert ist.^) 

Der  Fall,  den  BGB.  §  687  Abs.  2  im  Auge  hat,  liegt  nun 
aber  vor,  wenn  ein  andrer  ein  frenrdes  immaterielles  Genussgut, 
wie  eine  Erfindung  oder  ein  sonstiges  Geisteserzeugnis,  bewusst 
widerrechtlich  für  seine  Erwerbzwecke  verwendet.  Er  muss  des- 
halb dann  auch  den  vollen  Erwerb,  den  er  damit  erlangt  hat,  an 
den  Berechtigten  herausgeben.  Es  ist  aber  wohl  im  Auge  zu 
behalten,  dass  dieser  Anspruch  auf  den  Gewinn  weder  vom  Ge- 
sichtspunkt der  Bereicherung^  noch  vom  Gesichtspunkt  der 
Schädenhaftung  (die  nach  der  ausdrücklichen  Erklärung  in  den 
Protokollen  der  II.  Kommission  ausserdem  noch  wahlweise  zulässig 
ist),  sondern  allein  vom  Gesichtspunkt  gesetzlich  angenommener 
Geschäftsführung  gerechtfertigt  ist.  Aus  diesem  Unterschied 
mit  der  Bereicherung  und  dem  Schadenersatz  ergibt  sich  u.  a. 
folgendes.  Der  Anspruch  auf  den  Gewinn  ist  zunächst  nur  gegen 
den  Geschäftsführer  selbst  geltend  zu  machen.  Da  das  durch 
das  Gesetz  begründete  Geschäftsführungsverhältnis  nicht  vom  Ge- 
sichtspunkt einer  unerlaubten  Handlung  im  Sinne  von  BGB. 
§  823  ff.  zu  beurteilen  ist,  so  haftet  für  die  Geschäftsführung  seines 
Angestellten,  falls  dieser  in  der  angegebenen  Weise  tätig  wird, 
auch  nicht  dessen  Dienstherr  nach  BGB.  §278  und  §831,  es 
kommen  ebensowenig  die  Grundsätze  der  Mithaftung  bei  der  An- 
stiftung und  Teilnahme  nach  BGB.  §  830,   der  Verjährung  nach 


^)  Ein  schönes  Beispiel  für  die  Klarheit  und  Einfachheit  des  BGB. ! 
*)  Dieser  Unterschied  wird  in  RGZ.  35,  S.  70  nicht  genügend  aus- 
einandergehalten. 
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Geschäftsführung  durch  den  Angestellten. 

BGB.  §  852  zur  Anwendung.  Wird  der  Angestellte  im  Sinne 
von  BOB.  §  687  Abs.  3  für  einen  Dritten  im  Auftrage  seines 
Dienstherrn  tätig,  so  ist  er  dessen  Stellvertreter,  und  es  gilt  dann 
nach  den  Grundsätzen  der  Vertretung  bei  Rechtsgeschäften  über- 
haupt nicht  der  Angestellte,  sondern  dessen  Dienstherr,  der 
Vertretene,  als  der  Geschäftsführer  des  Dritten  im  Sinne  von 
BGB.  §  687  Abs.  2,  so  dass  sich  die  aus  dieser  Geschäfts- 
führung gegebenen  Ansprüche  auf  Herausgabe  des  Erwerbs  un- 
mittelbar und  allein  gegen  den  Dienstherm  des  Angestellten  richten. 
Handelt  dagegen  der  Angestellte  selbständig  und  ohne  Auftrag 
seines  Dienstherrn,  so  berührt  die  Geschäftsführung  diesen  über- 
haupt nicht.  Kommt  der  daraus  erwachsene  Gewinn  ihm  zu- 
gute, so  haftet  er  gegebenenfalls  nur  aus  der  Bereicherung. 
Ist  aber  der  Angestellte  bei  dem  Tätigwerden  nach  BGB.  §  687 
Abs.  2  zugleich  als  auftragloser  Geschäftsführer  seines  Dienst- 
herrn tätig  geworden,  so  kommt  es  darauf  an,  ob  dieser  nach- 
träglich die  Geschäftsführung  genehmigt,  was  auch  stillschwei- 
gend durch  Aneignung  des  Erwerbs  aus  der  Geschäftsführung 
geschehen  kann.  Damit  wird  er  dann  selbst  zum  Geschäfts- 
führer des  Dritten  im  Sinne  von  BGB.  §  687  Abs.  2  und 
haftet  für  den  erlangten  Erwerb.  Weiter  zeigt  sich  der  Unter- 
schied von  der  Bereicherung  auch  darin,  dass  die  Herausgabe 
des  Erwerbs  nach  den  Grundsätzen  der  Vertragerfüllung  zu  er- 
folgen hat,  späterer  Wegfall  des  erzielten  Gewinns  also  nicht  von 
der  Rückzahlung  befreit,  während  die  Haftung  auf  die  Bereiche- 
rung nach  BGB.  §  818  Abs.  3  wegfällt,  wenn  der  Empfänger  nicht 
mehr  bereichert  ist.  Und  im  Gegensatze  zum  Anspruch  auf 
Schadenersatz  ist  der  Anspruch  auf  Herausgabe  des  Gewinns  nicht 
davon  abhängig,  ob  der  Verletzte  selbst  einen  Schaden  gehabt 
hat  und  den  Gewinn,  den  der  unberechtigte  Geschäftsführer  ge- 
macht hat,  selbst  hätte  ziehen  können.  Denn  die  widerrechtlich 
gezogenen  Vorteile  aus  der  unerlaubten  Geschäftsführung  sind 
scharf  zu  unterscheiden  von  dem  entgangenen  Gewinn  des  Be- 
schädigten.  Wenn  jene  auch  nach  Umständen  für  die  Beurteilung 
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des  Masses  des  entgangenen  Gewinns  verwertbar  sind,  so  ist  der 
Anspruch  auf  sie  doch  von  diesem  völlig  unabhängig.^)  Bei  der 
Verschiedenheit  der  Ansprüche  würde  der  Obergang  von  dem 
Anspruch  aus  BGB.  §  687  Abs.  2  auf  den  Bereicherungsanspruch 
und  den  Schadenanspruch  Klagänderung  bedeuten. 

Die  Ansprüche  auf  Schadenersatz,  Bereicherung  und  Heraus- 
gabe aus  der  Geschäftsführung  können  endlich  auch  nicht  mit- 
einander kumulativ  verbunden  werden,^)  sondern  stehen  dem 
Berechtigten  nur  wahlweise  zu.  Findet  ein  Ausgleich  des  Schadens 
statt,  so  ist  der  Verletzer  nicht  mehr  auf  Kosten  des  Verletzten 
bereichert.  Stellt  sich  der  Verletzte  auf  den  Standpunkt,  dass  der 
andre  seine  Geschäfte  geführt  habe,  so  kann  er  nicht  zu  gleicher 
Zeit  diese  Geschäftsführung  verneinen,  indem  er  behauptet,  dass 
er  von  ihm  geschädigt  sei  oder  dass  aus  seinem  Vermögen  etwas 
ohne  Grund  in  das  des  andern  übergegangen  sei. 


§24. 

Der  Anspruch  auf  Schadenersatz. 

1.  Die  fahrlässige  oder  vorsätzliche  Beeinträchtigung  fremder 
gewerblicher  Tätigkeit,  sei  es  durch  unlautre  Handlung  des  Wett- 
bewerbs, sei  es  ausserhalb  des  Wettbewerbs,  verpflichtet  als  Ver- 
letzung des  gewerblichen  Betätigungsrechts,  also  eines  der  „sonstigen 
Rechte"  im  Sinne  des  BGB.  §  823  Abs.  1,  nach  dieser  Gesetzes- 


^)  So  richtig  R6Z.  58,  S.  324,  w&hrend  andre  Eotscheidungen  den 
widerrechtlich  gezogenen  Gewinn  als  einen  dem  andern  zugefügten  Ver- 
mOgenschaden  anffassen,  z.  B.  RGZ.  43,  S.  59;  46,  S.  17;  35,  S.  71; 
47,  S.  102;  50,  S.  111.  JW.  1902,  8.  188»  Dieser  kann  aber  immer  nur 
im  entgangenen  Gewinn  bestehen;  korrespondieren  beide,  so  findet  n.U. 
Bereicherung  ans  fremdem  Vermögen  statt,  dann  ist  aber  die  VermOgen- 
entziehnng  dort,  nicht  der  Vermögen  Zuwachs  hier  der  Schaden. 

*)  So  auch  Seligsohn,  Patentgesetz  zu  §  35  Not.  12.  a.  M.  Isay, 
Patentgesetz  S.  337. 
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Vorschrift  zum  Schadenersatz.  Die  Verletzung  des  gewerblichen 
Betätigungsrechts  wird,  wenn  sie  schuldhaft  erfolgt,  damit  zur 
unerlaubten  Handlung.  Sie  ist  eine"  gegen  die  Person  ge- 
richtete unerlaubte  Handlung,  da  sie  deren  freie  gewerbliche 
Betätigung  beeinträchtigt  und  ihr  Personlichkeitrecht  verletzt  Die 
Haftung  für  die  dadurch  herbeigeführten  Vermögensnachteile  folgt 
aus  BOB.  §  842. 

2.  Anspruchberechtigt  ist  der  Inhaber  des  verletzten  Betäti- 
gungsrechts zur  Zeit  der  Verletzung.  Wer  der  Verletzte  sei, 
ergibt  sich  aus  den  früheren  Darlegungen. 

a)  Sind  mehrere  die  Inhaber  dieses  gewerblichen  Betätigungs- 
rechts zu  gesamter  Hand,  wie  die  Gesellschafter  einer  offenen 
Handelsgesellschaft,  also  Gesamtgläubiger,  so  findet  BGB.  §  428 
Anwendung.  Der  Umstand  aber,  dass  durch  eine  unlautre  Wett- 
bewerbshandlung gleichzeitig  mehrere  Einzelne  verletzt  werden, 
etwa  durch  unlautre  Reklame,  ändert  daran,  dass  für  jeden 
ein  besondrer  Schädenanspruch  erwächst,  nichts.  Namentlich  ist 
auch  der  Anspruch  auf  Wiederherstellung  des  frühern  Zustands 
gemäss  BGB.  §  249,  der  z.  B.  die  Verpflichtung  des  Konkurrenten 
mit  sich  bringt,  Plakate  mit  unlautrer  Reklame  zu  entfernen,  irre- 
führende Aufschriften  auf  seinen  Waren  oder  Geschäftlokalen  zu 
beseitigen,  ein  für  jeden  selbständig  erwachsener  Anspruch,  der 
je  dem  Verletzten  gegenüber  besonders  zu  erfüllen  ist.  Es  handelt 
sich  dabei  nicht  etwa  um  eine  Forderung  mehrerer  auf  eine  un- 
teilbare Leistung  im  Sinne  von  BGB.  §  432,  so  dass  der  Kon- 
kurrent nur  an  alle  gemeinschaftlich  zu  leisten  brauchte  und 
umgekehrt  jeder  Gläubiger  nur  die  Leistung  an  alle  fordern  könnte. 
Die  Erfüllung  des  Anspruchs  auf  Wiederherstellung  durch  Be- 
seitigung der  Plakate  mit  unlautrer  Reklame  an  den  Einen  ist 
keine  Erfüllung  des  gleichen  Anspruchs  der  Andern.  Deshalb 
wirkt  die  Erhebung  der  Klage  durch  den  Einen  auch  keine  Recht- 
hängigkeit  gegen  die  Andern.  Aber  diesen  gegenüber  schlägt 
der  Umstand  durch,  dass  das  von  ihnen  Begehrte  tatsächlich  ge- 
schehen, die  anderweite  Leistung  an  sie  also  nunmehr  unmöglich 
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geworden  ist.  Damit  ist  ihr  Forderungsrecht  aus  diesem  Grunde 
insoweit  erloschen.^) 

b)  Der  Anspruch  auf  Schadenersatz  ist  für  den  Verletzten 
mit  der  Verletzung  entstanden,  aber  er  ist  im  Gegensatze 
zum  Unterlassungsanspruch  weiterhin  unabhängig  davon,  ob 
jener  die  gewerbliche  Tätigkeit  ferner  ausübt  oder  nicht,  er  kann 
von  ihm  selbständig  oder  mit  dem  Gewerbebetrieb  abgetreten 
werden,  ist  vererblich*)  und  pfändbar.  Als  rein  vermögens- 
rechtlicher Anspruch  gehört  er  zum  Konkursvermögen  und  unter- 
liegt der  Verwaltung  des  Konkursverwalters.  Da  der  Schäden- 
anspruch auf  der  Beeinträchtigung  der  gewerblichen  Tätigkeit 
beruht,  so  ist  er  auch  im  Betriebe  des  Geschäfts  im  Sinne  von 
HQB.  §  25  entstanden  und  geht  mangels  besondren  Vorbehalts 
mit  diesem  auf  den  neuen  Erwerber  des  Geschäfts  über,  wenn 
die  in  HGB.  §  25  bezeichneten  Voraussetzungen  vorliegen.*)  Sonst 
bedarf  es  besondrer  Abtretung  des  Schädenanspruchs.*) 

3.  Die  schuldhafte  Herbeiführung  einer  Minderung  von 
Werten  verpflichtet  zum  Ausgleich  der  Minderung,  also  zur  Herbei- 
führung einer  Mehrung  bis  auf  den  vor  der  Minderung  vorhandnen 
Wertbestand.  Dieser  Ausgleich  kann  für  die  Wertminderung  in 
der  Zwischenzeit  von  der  Verletzung  an  bis  zum  Ausgleich  immer 
nur  im  Ersatz  von  Geld  bestehen,  da  insoweit  für  die  Vergangen- 
heit die  Wiederherstellung  des  früheren  Zustands  naturgemäss 
unmöglich  ist.*)  Die  Wertminderung  in  der  Gegenwart  kann 
durch  Wiederherstellung  des  Zustands  beseitigt  werden,  wie  er 
bestehen  würde  ohne  Eintritt  der  Verletzung,  und  es  wird  dadurch 
zugleich    dem    Fortbestehen    und    der    Weiterentwickelung    des 


0  Vgl.  Windscheid-Kipp,  Pandekten  II,  S.  497  u.  402. 

«)  R.GZ.  16,  S.  15. 

»)  ROHG.  1,  S.  38.  RGZ.  16,  S,  128.  Mackower,  Komm,  zum 
HGH.  Bd.  I,  S.  124. 

*)  Vgl.  Zohler,  Handbuch  des  Patentrechts  S.  562. 

*)  Degenkolb  im  Archiv  für  ziv.  Praxis  76,  S.  21  ff.  Planck, 
Komm,  z,  BGB.  Bd.  2,  S.  17. 
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Schadens  in  der  Zukunft  vorgebeugt.  Diese  Wertminderung  in 
der  Gegenwart  und  das  Fortwirken  des  Schadens  in  der  Zukunft 
kann  aber  auch  dadurch  ausgeglichen  werden,  dass  dafür  Ersatz 
in  Geld  gewährt  wird.  Wie  für  die  Vergangenheit,  so  ist  auch 
für  die  Gegenwart  dieser  Geldersatz  die  einzige  Ausgleichmöglich- 
keit dann,  wenn  die  Minderung  darin  besteht  dass  eine  günstige 
rechtliche  oder  rein  wirtschaftliche  Lage  mit  Gewinnaussicht  ver- 
schlechtert worden  ist  Dann  wird  mit  der  Wiederherstellung 
des  frühern  günstigen  Zustands  nur  die  Gewinnaussicht  von  da 
ab  wieder  geschaffen,  die  vorher  entgangene  Aussicht  auf  den 
zukünftigen  Gewinn  nicht  abgegolten. 

Wenn  nun  die  Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  gestört  und 
beeinträchtigt  wird,  handelt  es  sich  immer  um  Herbeiführung 
einer  zur  Gewinnziehung  ungünstigeren  Lage,  also  um  Schmäle- 
rung oder  völlige  Entziehung  eines  möglichen  künftigen  Erwerbs, 
um  entgangenen  Gewinn  im  Sinne  von  BGB.  §  252,  und  zwar 
sowohl  für  nicht  gezogenen  Gewinn  in  der  Zwischenzeit  bis  zur 
Wiederherstellung  als  für  nicht  gezogenen  Gewinn  aus  einer 
während  dieser  Zwischenzeit  auszuübenden  Tätigkeit  ^uch  wenn 
dieser  erst  nach  der  Wiederherstellung  fällig  wird.  Daher  bringt 
bei  der  Beeinträchtigung  der  gewerblichen  Tätigkeit  die  Wieder- 
herstellung des  unbeeinträchtigten  Zustands,  die  sogen.  Natural- 
restitution, allein  in  der  Regel  niemals  einen  genügenden  Aus- 
gleich, es  muss  vielmehr  immer  für  den  entgangenen  Gewinn  ein 
Ersatz  in  Geld  hinzutreten. 

a)  Die  nach  BGB.  §  249  in  erster  Linie  gebotene  Wieder- 
herstellung des  früheren  unbeeinträchtigten  Zustands  gewerb- 
licher Tätigkeit,  die  nur  für  die  Gegenwart  und  Zukunft  mög- 
lich ist,  setzt  als  selbstverständlich  voraus,  dass  der  frühere 
Zustand  noch  nicht  wieder  herbeigeführt  worden  ist,,  die  Be- 
einträchtigung noch  fortbesteht,  und  dass  die  Herstellung  des 
früheren  Zustands  überhaupt  möglich  ist  Andernfalls  handelte  es 
sich  um  eine  unmögliche  Leistung.  Die  durch  die  unerlaubte 
Handlung   hervorgerufne  Ausgleichpflicht    geht   ferner    nur  auf 
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Wiederherstellung  eben  derjenigen  Erwerblage,  die  durch  die 
vorausgegangene  Handlung  geschmälert  worden  ist,  nicht  auf 
Wiederherstellung  eines  Zustands,  der  erst  künftig  einmal  durch 
eine  künftige  Handlung  hergestellt  worden  wäre. 

Für  die  Ausführung  der  Wiederherstellung  ist  nun  folgen- 
des zu  beachten.  Von  dem  fortdauernd  beeinträchtigten  Zu- 
stand —  um  dessen  Abänderung  es  sich  handelt —  ist  zu  unter- 
scheiden der  Umstand,  der  ihn  herbeiführt:  von  dem  Beein- 
trächtigtsein das  Beeinträchtigen.  Dieses  kann  beruhen  in  einer 
einmaligen,  der  Vergangenheit  angehörigen  Handlung,  die  aber 
einen  noch  anhaltenden  Zustand  geschaffen  hat,  es  kann  aber 
auch  beruhen  in  einem  fortdauernden  Beeinträchtigen,  sei  es  durch 
eine  fortdauernd  wirkende  Einrichtung,  sei  es  durch  eine  fort- 
gesetzte Handlung.  Das  Ziel  der  Wiederherstellung  geht  auf 
Abänderung  des  beeinträchtigten  Zustands,  die  Mittel  hierfür  richten 
sich  nach  der  Verschiedenheit  der  beeinträchtigenden  Umstände. 

a)  Beruht  der  beeinträchtigte  Zustand  nur  auf  einer  ein- 
maligen, in  der  Vergangenheit  liegenden  Handlung,  so 
entzieht  sich  die  Handlung  selbst  naturgemäss  jeder  Einwirkung 
und  es  kann  die  Wiederherstellung  des  früheren  Zustands  nur 
durch  Vornahme  neuer  auf  sie  abzielender  Handlungen  erreicht 
werden,  also  durch  ein  Tun,  das  an  Stelle  der  vorausgegangenen 
zerstörenden  Wirkung  schaffende  Wirkung  hat.  Wer  auch  nur 
einmal  durch  eine  täuschende  Ankündigung  über  seine  Ware,  sei 
es  als  unlautre  Reklame,  sei  es  zur  Herbeiführung  von  Verwech- 
selungen, in  dem  kaufenden  Publikum  einen  Irrtum  erregt  hat, 
kann  dadurch  einen  fortdauernd  ungünstigen  Erwerbzustand  im 
Wettbewerb  für  den  Konkurrenten  hervorgerufen  haben,  und 
jener  braucht  nicht  immer  davon  abhängig  zu  sein,  dass  eine 
Wiederholung  der  unwahren  Behauptungen  droht.  Schon  die 
einmalige  Täuschung  kann  ihre  Wirkung  tun,  ohne  dass  es  der 
Wiederholung  bedarf.  Es  ist  also  ein  fortdauernd  beeinträchtigter 
Zustand  ohne  eine  fortdauernde  beeinträchtigende  Handlung  vor- 
handen.    In  solchem   Falle    vermag  daher  ein  Gebot,    weitere 
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Irrtumerregungen  zu  unterlassen,  keineswegs  die  Wiederher- 
stellung des  früheren  Zustands  herbeizuführen,  es  wäre  ein  Schlag 
ins  Wasser.  Der  Irrtum  bei  dem  Publikum  ist  nur  zu  beseitigen 
durch  Aufklärung,  und  zur  Aufklärung  ist  verpflichtet  derjenige, 
der  die  Täuschung  herbeigeführt  hat,  da  sie  das  angemessene 
Mittel  zur  Wiederherstellung  des  früheren  Zustands  ist.^)  Oberall, 
wo  eine  Täuschung  des  Publikums  durch  Aufstellung  einer  un- 
wahren Behauptung  zum  Zwecke  unlautern  Wettbewerbs  erfolgte 
und  dadurch  das  gewerbliche  Betätigungsrecht  des  Konkurrenten 
verletzt  wurde,  besteht  daher  ein  Anspruch  auf  Naturalrestitution, 
auf  Wiederlrerstellung  des  früheren  Zustands  durch  Richtig- 
stellung und  Aufklärung.  Hierbei  macht  eine  unwahre  Be- 
hauptung, die  die  gewerblichen  Leistungen  des  Konkurrenten 
herabzusetzen  und  dessen  persönliche  und  geschäftliche  Ehre  zu 
kränken  geeignet  ist,  keine  Ausnahme.  Es  ist  daher,  wie  früher 
bereits  betont,  zwar  keine  Abbitte  und  reumütige  Ehrenerklärung, 
wohl  aber  eine  Aufklärung  und  Richtigstellung  der  unwahren 
Behauptungen^)  das  angemessene  Mittel  zur  Ausführung  der 
Wiederherstellungspflicht  nach  BOB.  §  249.  Dessen  Zulässigkeit 
setzt  ja  übrigens  auch  §  11  des  Pressgesetzes  voraus. 

ß)  Beruht  der  beeinträchtigte  Zustand  auf  einer  fortdauernd 
wirkenden,  wennschon  durch  eine  einmalige  Handlung  errich- 
teten Einrichtung,  so  ergibt  sich  als  naturgemässes  Mittel  zur 
Wiederherstellung  des  früheren  Zustands  die  Beseitigung  der 
Einrichtung.  Wer  Plakate  mit  unlautrer  Reklame  angebracht,  ein 
Geschäftschild  mit  einer  täuschenden  Firma  an  sein  Geschäftlokal 


^)  Hiervon  wird  in  Verkennung  der  Sachlage  merkwürdigerweise 
niemals  vom  Publikam  Gebrauch  gemacht,  sondern  immer  nur  Unter- 
lassung weiterer  Störungen  begehrt. 

*)  Bei  Beschimpfungen  im  Sinne  von  StGB.  §  185  liegt  der  Fall 
allerdings  anders.  Hier  kann  die  Zurücknahme  keine  Wiederherstellung 
des  früheren  Zustands  erzeugen  und  nimmt  lediglich  die  Natur  einer  Busse 
und  Strafe  an.  Nur  hierfür  passen  daher  auch  die  Ausführungen  des 
Reichsgerichts  in  der  Anm.  1  S.  842  angezogenen  Entscheidung. 
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gehängt  hat  usw.,  hat  eine  Einrichtung  getroffen,  die  dauernd 
die  gewerbliche  Tätigkeit  des  Konkurrenten  beeinträchligt,  mit 
der  Beseitigung  aber  wird  in  der  Regel  der  frühere  Zustand 
wieder  hergestellt.  Auch  hier  also  geht  der  Anspruch  auf 
ein  Tun. 

y)  Endlich  kann  der  beeinträchtigte  Zustand  aber  auch  dar- 
auf beruhen,  dass  ein  fortgesetztes  unerlaubtes  Handeln 
(Dauerdelikt,  fortgesetzte  Handlung)  vorliegt,  das  fortdauernde 
Beeinträchtigungen  erzeugt,  wie  fortgesetzte  Veröffentlichungen, 
Ausverkauf,  Auslagen  im  Schaufenster,  Kreditentziehungen  usw.^) 
Dann  hören  selbstverständlich  mit  dem  Aufhören  des  uner- 
laubten Handelns  auch  die  beeinträchtigten  Zustände^)  auf  und 
darum  ist  hier  die  Unterlassung  des  Handelns  ein  geeig- 
netes Mittel  zur  Wiederherstellung  des  früheren  Zustands.  Dies 
aber  ist  der  einzige  Fall,  wo  auf  Unterlassung  als  Ausführungs- 
form der  Herstellung  des  früheren  Zustands  bei  Schadenersatz- 
anspruch aus  unerlaubter  Handlung  geklagt  werden  kann,*)  keines- 
wegs ist  schlechthin,  wo  weitre  unerlaubte  Handlungen  zu  besorgen 
sind,  aus  unerlaubter  Handlung  ein  solcher  Unterlassungsanspruch 
als  Schadenersatzanspruch  gegeben.*)  Der  in  der  Wieder- 
holungsgefahr besiehende  andauernd  beeinträchtigende  Um- 
stand ist  von  dem  schon  durch  einmalige  Störung  hervorgerufenen 
beeinträchtigten  Zustand,  wie  ausgeführt,  zu  unterscheiden.  Dieser 


1)  Rspr.  OLG.  2,  S.  482. 

')  Und  am  eine  Kette  fortgesetzter  fiinzelzustände  handelt  es  sich 
hier  eigentlich. 

»)  So  mit  Recht  auch  Oertmann  in  DJZ,  1904,  S.  622  und  bei- 
stimmend Staudinger,  Komm,  zum  BGB.  Bd.  11,  S.  854. 

*)  Wie  RG.  in  standiger  Rechtsprechung,  z.  B.  RGZ.  56,  S.  271; 
60,  S.  2  u.  7.  Ebenso  Mannhardt  in  DJZ.  1903,  S.  416  ff.  Marcus  im 
Recht  1901,  S.  426.  Fuld  in  Gruchots  Beitr.  1903,  8.373.  J.  Kohler 
in  Goltdammers  Archiv  47,  S.  164.  Ob  in  RGZ.  53,  S.  401  die  im  Falle 
von  UWGes.  §  7  zugelassene  Unterlassungsklage  als  negatorische  oder 
Schädenklage  aufgefasst  wird,  ist  nicht  erkennbar.  Dagegen  u.  a.  auch 
Biberfeld  in  Gruchots  Beitr.  1898,  S.  372  ff.    Lau  ebenda  1903,  S.  497  ff. 
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beeinträchtigende  Umstand  beruht  aber  nicht  auf  der  voraus- 
gegangenen unerlaubten  Handlung,  sondern  eben  auf  dem 
Drohen  einer  neuen  unerlaubten  Handlung.  Dieses  Drohen 
stellt  also  eine  selbständige  Beeinträchtigung  dar,  ist  keine 
Folge  der  vorausgegangenen  beeinträchtigenden  Handlung, 
seine  Beseitigung  bildet  daher  auch  keinen  Ausgleich  für  den 
durch  diese  verursachten  Schaden,  der  allein  bei  einem  Anspruch 
auf  Schadenersatz  aus  begangner  unerlaubter  Handlung  in  Be- 
tracht kommt.  Gegen  eine  derartige  in  blosser  Gefährdung 
bestehende  Beeinträchtigung  reagiert  aber  nur  das  absolute  Recht 
bei  vorausgegangner  wirklicher  Verletzung,  BGB.  §  1004,  eine 
unerlaubte  Handlung  im  Sinne  von  BGB.  §  823  Abs.  1  ist  nur 
bei  eingetretner  Verletzung,  nicht  schon  bei  Gefährdung  vorhanden. 
Daher  erzeugt  diese  Gefährdung  auch  keinen  selbständigen  An- 
spruch aus  BGB.  §  823  Abs.  1.^) 

Im  übrigen  kann  aber  hier  mit  einer  einstweiligen  Ver- 
fügung geholfen  werden.*)  Namentlich  vermag  auch  ZPO. 
§  890  Abs.  3  Anwendung  zu  finden,  wo  der  Schuldner  zur  Be- 
stellung einer  Sicherheit  für  den  durch  fernere  Zuwiderhand- 
lungen entstehenden  Schaden  auf  bestimmte  Zeit  verurteilt  wer- 
den kann. 

b)  Der  Anspruch  des  verletzten  Gewerbetreibenden  geht  in 
erster  Linie  auf  Wiederherstellung  in  der  unter  a — y  angegebenen 
Weise,  nicht  hat  er  von  vornherein  die  Wahl,  statt  der  Wieder- 
herstellung Ersatz  in  Geld  zu  verlangen.  Insbesondre  trifft  auch 
BGB.  §  249  Satz  2  hier  nicht  zu.  Denn  wenn  auch  die  Störung 
und  Beeinträchtigung  gewerblicher  Betätigung  ein  Angriff  gegen 
die  Person  ist  und  eine  Verletzung  eines  Persönlichkeitrechts  dar- 
stellt, so  sind  doch  in  dieser  Gesetzesvorschrift  unter  Verletzung 
einer  Person  nur  Körperverletzungen  und  Gesundheitschädigungen, 

^)  So  auch  Finger,  Komm.  S.  81. 

')  Es  ist  nicht  nach  ZPO.  §  940  erforderlich,  dass  tatsächlich  bereits 
in  das  angebliche  Recht  einer  Partei  eing^egriffen  ist.  RQZ.  II  '^/m  ^o™ 
30.  Oktober  1899. 
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nicht  Freiheitverletzungen  verstanden.^)  Im  übrigen  aber  gelten 
die  Bestimmungen  des  BGB.  §§  250  und  251  auch  hier:  soweit 
die  Wiederherstellung  nicht  möglich  ist,  ist  Geldentschädigung 
zu  gewähren.  In  der  Tat  wird  das  in  den  meisten  Fällen  bei 
unlauterm  Wettbewerb  vorliegen.  Auch  die  Aufwendungen, 
die  notwendig  waren,  um  eingetretene  Beeinträchtigungen  selbst 
zu  beseitigen  und  abzuwenden,  wie  etwa  für  Gegenerklärungen  zur 
Richtigstellung  unwahrer  Angaben  des  Konkurrenten,  Rundschreiben 
an  die  Kundschaft,^)  Nachforschungen  nach  der  Unwahrheit,  An- 
nahme eines  neuen  Bezeichnungsmittels,  weil  das  alte  durch  die 
Anmassung  seine  Bezeichnungskraft  verloren  hatte,  Einholung  von 
Gutachten,  um  die  Güte  der  Ware  gegen  Herabsetzungen  zu 
verteidigen,  Annahme  neuer  Arbeiter  und  Angestellter,  wenn  die 
alten  ausgemietet  worden  sind  usw.,  berechtigen  zur  Entschädigung. 
Im  Gegensatz  zu  dem  Anspruch  auf  Beseitigung  auf  Grund  ob- 
jektiv rechtwidriger  Verletzung  des  absoluten  Betätigungsrechts  ist 
die  auf  Grund  der  unerlaubten  Handlung  bestehende  Beseitigungs- 
pflicht durch  eine  Geldentschädigung  nach  BGB.  §  251  Abs.  2 
abzuwenden. 

c)  Der  Anspruch  auf  Ersatz  des  entgangenen  Gewinns 
nach  BGB.  §  252  besteht  neben  dem  Wiederherstellungsanspruch 
immer  für  die  Zeit,  für  die  die  Wiederherstellung  nicht  wirkt, 
er  ist  ausserdem  im  Ersatzanspruch  für  die  unmögliche  Wieder- 
herstellung oft  begriffen.  Hier  vor  allem  muss  die  freie  Schätzung 
des  Gerichts  nach  ZPO,  §  287  eintreten,  auch  wenn  Einzelheiten 
nicht  zum  Nachweise  des  Schadens  dargetan  sind,  sowohl  was 
den  ursächlichen  Zusammenhang,  als  die  Höhe  anlangt.^)  Ander- 
seits genügt  natürlich  die  blosse  Möglichkeit  eines  Gewinns  nicht, 
und  es  ist  dem  Beklagten  immer  unbenommen,  zur  Abwendung 
seiner  Schadenersatzpflicht  den  Nachweis  zu  führen,  dass  der  Beein- 


*)  Denkschrift  S.  44.    Standinger,  Komm.  z.  BGB.  Bd.  II,  S.  30. 

«)  Wolff  im  Archiv  f.  borg.  Recht  13,  S.  26. 

»)  RGZ.  21,  S,  92;  29,  S.  140.    RGZ.  8,  S.  224.    RGSt.  6,  S.  278. 
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trächtigte  trotz  der  Beeinträchtigung  auch  aus  andern  Gründen 
keinen  Gewinn  gemacht  haben  würde.  Er  beseitigt  damit  die 
auf  den  tatsächlichen  Verhältnissen  beruhende  Oberzeugung  vom 
Vorliegen  eines  ursächlichen  Zusammenhangs  zwischen  dem  ent- 
gangenen Gewinn  und  der  unerlaubten  Wettbewerbshandlung. 
Für  die  Frage  nach  dem  entgangenen  Gewinn  des  Verletzten  ist 
dies  natürlich  von  Bedeutung,  für  die  Frage  des  widerrechtlich 
gezogenen  Gewinns  des  Verletzers  nicht. 

4.  Findet  bei  dem  unlautern  Wettbewerb  oder  der  sonstigen 
Beeinträchtigung  fremder  gewerblicher  Tätigkeit  zugleich  die  Ver- 
letzung und  Schädigung  eines  fremden  als  Erwerbsmittel 
dienenden  Genussguts  statt,  so  kann  möglicherweise  darin  noch 
eine  besondre  Schädigung  liegen.  So  wenn  ein  eingerichtetes 
geschäftliches  Unternehmen  gestört  wird,  etwa  durch  Abspenstig- 
machen von  Arbeitern,  durch  Ausmieten  aus  einer  günstigen  Lage, 
wenn  eine  Erfindung,  die  geheimgehalten  wurde,  der  Öffentlich- 
keit preisgegeben  wird,  wenn  ein  Patent  durch  widerrechtliche 
Verwertung  im  eignen  Betrieb  und  durch  Anfertigung  einer  Menge 
von  Waren  entwertet  wird  usw.  Dann  muss  der  Ersatz  des  Werts 
dafür  gezahlt  werden.  Eine  besondre  Schadenzufügung  beruht 
häufig  auch  noch  darin,  dass  ein  Genussgut  gebraucht  wird, 
dessen  Gebrauch  nur  gegen  eine  Lizenzgebühr  zugestanden  zu 
werden  pflegt,  ohne  die  Lizenzgebühr  zu  entrichten.  Der 
Schaden  besteht  also  in  der  entgangenen  Lizenzgebühr.^)  Wann 
eine  solche  Lizenzerteilung  möglich  ist,  wurde  früher  dargelegt. 
Wie  der  Verletzte  seinen  Schaden  liquidieren  will,  ob  auf  Ent- 
wertung des  Genussguts,  auf  entgangenen  Gewinn,  entgangene 
Lizenzgebühr,  oder  ob  er  Herausgabe  der  Bereicherung  oder 
Herausgabe  des  durch  unerlaubte  Geschäftsführung  Erlangten  be- 
anspruchen  will,    ist  stets  seine  Sache ,^)  nicht  des  Verletzers.^) 


»)  RGZ.  43,  S.  59.     JW.  1899,  S.  146*«. 

2)  RGZ.  43,  S.  59. 

»)  n.  M.  Köhler,  Handbuch  des  Patentrechts  S.  366. 
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Die  eine  Forderung  schliesst  dann  aber  die  andre  von  selbst  aus, 
die  verschiednen  Ausgleicharten  können  nicht  nebeneinander  be- 
stehen.^) 

5.  Die  Vorschrift  des  BGB.  §  254  ist  auch  hier  anwendbar. 
Es  kann  z.  B.  das  eigene  Verhalten  des  Verletzten  zu  den  un- 
wahren Angaben  des  Konkurrenten  mitgewirkt  haben,  bei  dem 
Publikum  einen  Irrtum  über  seine  gewerblichen  Leistungen  her- 
vorzurufen, oder  er  kann  in  der  Abwendung  des  Schadens  trotz 
Kenntnis  der  unerlaubten  Handlung  nachlässig  gewesen  sein.  Er 
lässt  z.  B.  dem  Konkurrenten  ruhig  längere  Zeit  unlautre  Reklame 
machen ,  irreführende  Bezeichnungen  gebrauchen ,  Patentver- 
letzungen und  andre  Erfindungsanmassungen  zu  ohne  sich  zu 
rühren,  und  kommt  dann,  für  die  ganze  Zeit  den  Schaden  geltend 
zu  machen.*)  Oder  er  hat  den  Schaden  zum  Teil  selbst  durch 
Anstellung  eines  agent  provocateur  veranlasst.^)  Dagegen  gehört 
nicht  hierher,  wenn  der  Verletzte  selbst  seinerseits  unlautern  Wett- 
bewerb treibt.  Er  kann  aber  deshalb  gleichfalls  auf  Schaden- 
ersatz in  Anspruch  genommen  und  es  kann  mit  diesem  Schäden- 
anspruch gegen  seine  Forderung  aufgerechnet  werden.  Bei  den 
Ansprüchen  auf  Unterlassung  ist  selbstverständlich  eine  derartige 
Aufrechnung  ausgeschlossen.*) 

6.  Die  Haftung  für  den  Ausgleich  des  durch  die  unerlaubte 
Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  zugefügten  Scha- 
dens trifft 

a)  zunächst  den  unerlaubt  Handelnden  selbst.  Im 
Gegensatz  zur  Abwehrklage  aus  der  objektiv  widerrechtlichen  Ver- 
letzung des  absoluten  Rechts  haftet  hier  aber  der  Unzurech- 
nungsfähige nicht  oder  doch  nur  nach  BGB.  §  827  Satz  2  und 


1)  Vgl.  Anm.  «,  S.  371. 

'}  Ein  Becht  auf  ferneres  Tan  erlangt  natürlich  der  Konkarren t 
dadurch  nicht,  JW.  1902,  S.  101*».  Ebensowenig  durch  Verjährung  der 
Ansprüche,  RGZ.  in  Jur.  Ztschr.  f.  E.-L.  27,  S.  425. 

')  Vgl.  hierzu  noch  Heilborn,  Der  agent  provocateur  1901. 

*)  JW.  1899,  S.  446". 
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BGB.  §  829.  Auch  hierin  zeigt  sich  ein  Unterschied  zwischen 
dem  Unterlassungsanspruch  als  Folge  einer  unerlaubten  Hand- 
lung und  dem  Unterlassungsanspruch  als  negatorischen  Anspruch. 

b)  Die  Haftung  für  den  Schaden  geht  in  allen  seinen  Aus- 
gestaltungen auf  den  Rechtsnachfolger,  so  namentlich  bei 
Veräusserung  eines  Handelsgeschäfts  nach  HOB.  §  25,  und  auf 
den  Erben  über,  BGB.  §  1967. 

c).  Für  den  Konkurs  wird  man  zu  unterscheiden  haben. 
Soweit  es  sich  nicht  um  eine  aus  dem  Vermögen  des  Oe- 
meinschuldners  zu  bewirkende  Leistung  handelt,  wie  bei  dem 
Anspruch  aus  BGB.  §  249  auf  Wiederherstellung  des  früheren 
Zustands  in  den  unter  3a  a — y  angeführten  Fällen,  die  ein  per- 
sönliches Tun  oder  Unterlassen  des  Gemeinschuldners  voraus- 
setzen, so  bildet  die  Leistung  nicht  den  Gegenstand  einer  Konkurs- 
forderung.*) Sie  kann  aber  zu  einer  solchen  werden,  wenn  sie 
mit  Geldaufwendungen  verknüpft  ist  und  wegen  Mangels  an 
Mitteln  dem  Gemeinschuldner  unmöglich  wird,  BGB.  §  251  Abs.  1. 
Soweit  die  Forderungen  sich  in  einen  Anspruch  auf  Geldent- 
schädigung umwandeln  oder  von  vornherein  auf  Geld  gehen,  wie 
der  Anspruch  auf  Ersatz  des  entgangenen  Gewinns,  bilden  sie 
Konkursforderungen,  die  zur  Tabelle  anzumelden  sind.  Eine  Masse- 
schuld bildet  die  Haftung  aus  unerlaubten  Handlungen  nicht. 

d)  Mittäter,  Anstifter  und  Gehilfen  haften  nach  BGB. 
§  830  und  §  840  Abs.  1  als  Gesamtschuldner,  untereinander  nach 
Kopfteilen,  BGB.  §  426. 

e)  Der  Angestellte  eines  Geschäfts,  der  nicht  bloss  als 
Werkzeug  im  Sinne  von  §  21  unter  7  e  anzusehen  ist,  haftet  selbst 
für  seine  von  ihm  verübte  unerlaubte  Handlung,  gleichgültig,  ob 
er  die  Beeinträchtigung  fremder  gewerblicher  Tätigkeit  im  eigenen 
Interesse  oder  im  Interesse  seines  Geschäftherrn  vornahm. 

f)  Hat  der  Angestellte  eines  Gewerbebetriebs  bei  Ausübung 
der  ihm  übertragenen  Tätigkeit  innerhalb  seines  Wirkungskreises 


1)  Jäger,  Komm.  z.  KO,  S.  40. 
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das  gewerbliche  Betätigungsrecht  eines  Konkurrenten  des  Geschäft- 
herrn verletzt,  so  haftet  der  Qeschäftherr  hierfür  gemäss  BOB. 
§831.^)  Nicht  innerhalb  des  ihm  zugewiesenen  Qeschäftskreises 
vorgenommene  Handlungen  und  überhaupt  nicht  im  Gewerbe- 
betrieb erfolgte  Äusserungen  und  Handlungen  Angestellter,  Privat- 
gespräche am  Biertisch,  unter  Kollegen,  aussergeschäftliche  Re- 
nomistereien  usw.  fallen  hierunter  nicht. ^  BGB.  §  278  kommt 
hier  nicht  in  Frage.  Hierbei  ist  namentlich  zu  beachten,  dass 
dem  Geschäftherrn  auch  die  gehörige  Leitung  zukommt,  wozu 
die  Überwachung  seiner  Angestellten  gehört')  Dieselbe  Haft- 
pflicht trifft  nach  BGB.  §  832  den  Aufsichtpflichtigen  für  die 
Handlungen  seiner  Pflegebefohlenen. 

Hinsichtlich  der  Schuldfrage  ist  lediglich  ein  Verschulden 
auf  der  Seite  des  Geschäftherrn  und  Aufsichtpflichtigen  erforder- 
lich, nicht  auch  bei  dem  Angestellten  und  Pflegebefohlenen.  Bei 
diesen  wird  nur  objektive  Widerrechtlichkeit  vorausgesetzt.*)  Für 
die  Haftung  des  Geschäftherrn  eines  gewerblichen  Unternehmens 
namentlich  ist  der  Gesichtspunkt  der  Gefahrenhaftung  massgebend.^) 
Die  Haftung  nach  BGB.  §  83 1  tritt  nur  dann  in  Wirksamkeit, 
wenn  der  Angestellte  selbständig  und  ohne  eigne  Mitwirkung  des 
Qeschäftherrn  handelt.  •)  Die  Schadenhaftung  für  Handlungen 
des  Angestellten  wird  nur  durch  die  Aufsichtpflicht,  nicht  durch 
die  Erziehungspflicht  begründet.')  Für  Handlungen  eines  Lehr- 
lings haftet  daher  der  Meister  auch  nur,  soweit  ihm  gegen  jene 
ein  Verstoss  zur  Last  fällt. 

g)  Die  offene  Handelsgesellschaft  haftet  für  die  uner- 


»)  J.  Kohler  im  UW.  I,  S.  2. 

*)  JW.  1899,  S.  545«.     RGZ.  20,  8. 195;  15,  S.  125. 
»)  Seufferts  Archiv  N.  F.  24,  S.  88.    JW.  1903,  S.  128 1«. 
«)  RGZ.  50,  S.  66.   lo  der  Literatur  abweichend  nar  Cosack,  BGB. 
Bd.  I,  S.  603. 

*)  RGZ.  im  Recht  1905,  S.  472. 

«)  Recht  1906,  S.  1195. 

')  Riedel  in  DJZ.  1905,  S.  693. 
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Die  Verpflichteten. 

laubten  Handlungen  ihres  vertretungsberechtigten  Gesellschafters, 
HOB.  §  126,  und  zwar  unmittelbar,  nicht  nach  BOB.  §  831  wie 
für  die  Handlung  eines  Dritten.  Dieser  gilt  als  Organ  der  zum 
selbständigen  Verkehrsgebilde  erhobenen  Gesellschaft.  Auch  hier 
muss  die  Handlung  natürlich  innerhalb  des  Wirkungskreises  liegen, 
in  dem  der  Gesellschafter  für  die  Gesellschaft  auftritt,  hierher 
gehören  namentlich  alle  Fälle  unlautern  Wettbewerbs,  denn  bei 
Ausübung  gewerblicher  Tätigkeit  und  im  Wettkampf  mit  andern 
Konkurrenten  ist  diese  Beziehung  ohne  weiteres  gegeben.^) 

h)  Juristische  Personen  (auch  G.  m.  b.  H,)  haften  für 
die  Handlungen  ihrer  Organe  innerhalb  ihres  Wirkungskreises^ 
ebenfalls  unmittelbar,  nicht  nach  BGB.  §  831  als  für  Handlungen 
Dritter,  da  deren  Handlungen  als  Handlungen  der  juristischen 
Person  selbst  gelten.  BGB.  §  31  ist  auf  alle  juristischen  Personen 
entsprechend  anzuwenden.')  Soweit  dagegen  die  Angestellten  nicht 
Organe,  sondern  Gehilfen  sind,  findet  nur  eine  Haftung  nach  BGB. 
§  831  statt.  Ob  nur  angestellte  Gehilfenschaft  oder  Organschaft 
für  einen  grösseren  oder  geringeren  Wirkungskreis  vorliegt,  richtet 
sich  danach,  ob  die  Berufung  zur  Tätigkeit  innerhalb  des  be- 
stimmten Geschäftbereichs  durch  die  Satzung  der  Körper- 
schaft erfolgt  ist  oder  ob  von  einem  Organ  nur  ein  Dienstauf- 
trag erteilt  wurde.*)  Aus  den  früher  dargelegten  Gründen  sind 
die  Organe  als  selbständige  Persönlichkeiten  neben  der  juristischen 
Person  nicht  haftbar. 

i)  Auf  nichtrechtsfähige  Vereine  ist  BGB.  §  31  nicht 
anwendbar,*^)  BGB.  §  54. 


»)  RGZ.  15,  S.  121;  17,  S.  93;  20,  S,  190;  32,  S.  35;  46,  S.  18.  Vgl. 
aach  Denkschrift  z.  Entw.  eines  neaon  HGB.  S.  100.  Kohler  in  AnnaieD 
f.  Gewerbe-  und  Bauwesen  24,  S.  71. 

«)  Rspr.  OLG.  13,  S.  309.  Hecht  1906,  S.  369.  RGZ.  30,  S.  44; 
RGZ.  57.  S.  93.     . 

»)  JW.  1903,  Beil.  S.  39. 

*)  RGZ.  62,  S.  31.     JW.  1904,  S.  548  K 

^)  Puchelts  Ztschr.  87,  S.  224. 
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Verurteilung  zum  Schadenersatz. 

k)  Die  Ehefrau  gehört  nicht  zu  den  Personen,  über  die 
dem  Ehemann  die  Aufsicht  im  Sinne  von  BOB.  §  832  zustünde. 
Er  haftet  also  nicht  wegen  des  von  ihr  begangenen  unlautem 
Wettbewerbs.  Nach  BGB.  §  1415  Nr.  1  fällt  die  Verbindlichkeit 
dem  Vorbehaltgute  zur  Last,  gegebenenfalls  finden  §§  1463  Nr.  1, 
1536  Nr.  3,  1549  Anwendung. 

1)  Für  die  Schädenklage  —  nicht  auch  für  die  Unterlassungs- 
klage —  privilegiert  UWOes.  §  1  Abs.  2  die  Redakteure, 
Verleger,  Drucker  und  Verbreiter  von  periodischen 
Druckschriften.  Dieses  Privilegium  bleibt  als  Ausnahme  be- 
stehen, auch  wenn  der  Tatbestand  zugleich  unter  BOB  §  823 
Abs.  1  oder  BGB.  §  824  fällt,  dagegen  eben  nur,  soweit  er  den 
Tatbestand  des  UWGes.  §  1  erfüllt  Dass  man  diesen  Personen 
eine  Ausnahmestellung  einräumen  und  sie  für  die  bezeichneten 
Tatbestände  nicht  haften  lassen  wollte,  ergibt  deutlich  die  Ent- 
stehungsgeschichte der  Vorschrift.^)  Eine  Ausdehnung  der  Sonder- 
vorschrift auf  die  vom  UWGes.  nicht  getroffenen  Fälle  des  BGB. 
ist  jedoch  nicht  angängig.  Das  Nähere  hierüber  im  beson- 
dern Teil. 

7.  Die  subjektiven  Voraussetzungen  des  UWGes.  für  die 
dort  begründeten  Schädenansprüche  schränken  die  nach  dem  BGB. 
geltend  gemachten  nicht  ein,  auch  wenn  sie  den  in  jenem  Gesetz 
geforderten  Tatbestand  erfüllen.  In  objektiver  Hinsicht  muss  sich 
der  Antrag  auf  eine  bestimmte  Summe  richten  oder  doch  die 
Grundlage  für  Bemessung  der  Höhe  des  Schadens  durch  das 
Gericht  angegeben  werden.  Dagegen  darf  die  Zusprechung  des 
Schadens  nicht  grundsätzlich  vom  Nachweis  einer  bestimmten  Höhe 
abhängig  gemacht  werden,  wenn  das  Gericht  zur  Überzeugung 
kommt,  dass  überhaupt  ein  Schaden  entstanden  ist.  Dann  darf 
die  Klage  wegen  mangelnder  Substanzierung  des  Betrags  nicht 
abgewiesen  werden,  sondern  es  muss  frei  geschätzt  oder  dem 
Kläger  ein  Schätzungseid  nachgelassen  werden.*) 

1)  Vgl.  Band  in,  S.  173,  175,  244,  245,  246—255. 

«)  RGZ.  9,  S.416;  10,  S.  78;  31,  S.  88.     JW.  1904,  S.  156". 
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Der  Anspruch  auf  Rechnungslegung. 

Klagen  auf  Leistung  von  Schadenersatz  unter  Vorbehalt  der 
Feststellung  des  Betrags*  des  zu  ersetzenden  Schadens  in  einem 
besondern  Verfahren  sind  bei  der  selbständigen  Natur  des  Schäden- 
anspruchs nur  zulässig,  wenn  die  Voraussetzungen  der  Feststel- 
lungsklage nach  ZPO.  §  256  gegeben  sind.*)  Dies  ist  insbesondre 
dann  der  Fall,  wenn  bei  Erhebung  des  Unterlassungsanspruchs 
noch  nicht  übersehen  werden  kann,  wie  hoch  der  Schaden  sich 
beläuft,  denn  es  ist  hier  für  den  Kläger  von  rechtlichem  Interesse, 
dass  auch  über  den  Grund  des  Schadenanspruchs  mit  entschie- 
den wird.*) 

§  25. 

Der  Anspruch  auf  Rechnungrslegrungr. 

1.  Bei  nur  objektiv  widerrechtlicher  Verletzung  des  gewerb- 
lichen Betätigungsrechts  durch  unlautem  Wettbewerb  besteht 
kein  Anspruch  auf  Rechnungslegung.  Wie  in  §  22  nachgewiesen 
wurde,  bildet  die  hier  allein  in  Betracht  kommende  Bereicherung 
die  günstigere  wirtschaftliche  Stellung  im  Wettbewerb,  nicht  un- 
mittelbar der  erst  nachher  in  Verbindung  mit  der  eignen  Arbeit- 
tätigkeit hieraus  gezogene  Gewinn.  Diese  Gewinnziehung  ist  eine 
nachfolgende  Tätigkeit,  über  die  derjenige,  auf  dessen  Kosten  die 
Bereicherung  erfolgte,  keine  Rechenschaft  verlangen  kann.  Es 
fehlt  hiernach  schon  an  dem  Gegenstand  der  Herausgabe,  über 
den  eine  Rechnungspflicht  möglich  wäre.  Der  Umstand,  dass 
der  später  erzielte  Gewinn  als  Wertmesser  für  den  Wert  der  durch 
die  günstige  Stellung  usw.  erlangten  Bereicherung  dienen  kann, 
reicht  dafür  nicht  aus.  Auch  der  Gesichtspunkt  der  Führung 
fremder  Geschäfte  muss  ausscheiden.  Der  unlautre  Konkurrent 
und  derjenige,  der  rechtswidrig  fremdes  immaterielles  Gut  benutzt, 
handelt  lediglich  im  eignen  Interesse  und  um  für  sich  Vorteil  zu 


»)  RGZ.  21,  S.  382  (Verein.  Zivilsenate). 

«)  OLG.  Dresden  vom  23.  März  1905,  5.  0.  "Vo*. 
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Widerrechtliche  Benutzung  von  Erwerbsmitteln. 

erlangen.^)  Ebensowenig  trifft  für  den  Fall  der  nur  objektiven 
Widerrechtlichkeit  BGB.  §  687  Abs.  2  zu,  wie  früher  nachgewiesen 
wurde. 

2.  Auch  bei  einer  nur  objektiv  widerrechtlichen  Benutzung 
von  Erwerbsmitteln  ist  der  Anspruch  auf  Rechnungslegung 
abzulehnen.  Hinsichtlich  der  Bezeichnungsmittel  folgt  dies  aus 
den  unter  1  angeführten  Gründen.  Aber  auch  die  objektiv  wider- 
rechtliche Ingebrauchnahme  solcher  immaterieller  Genussgüter, 
die  aus  sich  selbst  eine  Gewinnziehung  ermöglichen,  verpflichtet 
nach  positivem  Rechte  nicht  zur  Rechnungslegung,  obwohl  nach 
BGB.  §  618  Abs.  1  die  Pflicht  auch  auf  Herausgabe  der  gezogenen 
Nutzungen  geht.^)  Auch  hier  ist  weder  der  Fall  der  Geschäfts- 
führung noch  der  des  BGB.  §  687  Abs.  2  gegeben.  Die  Nutzungen 
werden  auch  nicht,  wie  in  BGB.  §  1214  Abs.  1  kraft  eines  be- 
sondern Rechts  oder  einer  Pflicht  gezogen,  sondern  sind  das 
Ergebnis  freier  gewerblicher  Tätigkeit. 

3.  Es  bleibt  deshalb  für  die  Pflicht  zur  Rechnungslegung 
nur  der  Fall  übrig,  dass  bewusst  widerrechtlich  ein  fremdes 
Qenussgut  in  eigenem  Interesse  verwertet  wird,  also  BGB. 
§  687  Abs.  2  in  Verbindung  mit  BGB.  §  681,  §  666  Anwendung 
finden  kann.^) 

Dass  als  solche  Genussgüter  auch  Immaterialgüter  in 
Betracht  kommen,  wurde  früher  gezeigt,  ebenso,  was  unter  einem 
Immaterialgute  zu  begreifen  ist.  Die  Selbständigkeit  eines  solchen 
Immaterialguts  hängt  namentlich  nicht  davon  ab,  dass  es  eine 
patentfähige  Erfindung  darstellt.  Wie  noch  nicht  patentierte  aber 
patentfähige  Erfindungen,  so  haben  auch  nicht  patentfähige  ur- 
eigne   gewerbliche    Neuschöpfungen,    sobald   sie    nur    aus   der 


»)  So  zutreffend  RGZ.  36,  S.  67;  RGZ.  47,  S.  102;  58,  S.  325. 

«)  a.  M.  Treitel  im  Archiv  f.  bürg.  Recht  14,  S.  88.  Auch  RGZ. 
47,  S.  103  Bcheint  bei  ungerechtfertigter  Bereicherang  nach  BGB.  §  812 
einen  Ansprach  auf  Rechnungslegung  anzunehmen.  Dagegen  RGZ.  58, 
S.  325.    Ann.  OLG.  Dresden  14,  S.  638. 

»)  RGZ.  46,  S.  14. 
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Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

schöpferischen  Persönlichkeit  heraus  und  von  dieser  losgelöst  als 
besondre  selbständige  Geistesprodukte  in  die  Erscheinung  getreten 
sind,  eigne  Quteigenschaft  erwerben,  sind  nicht  mehr  bloss  Teile 
der  erzeugenden  Persönlichkeit 

§26. 

Die  Zuständigrkelt  der  Gerichte. 

1.  Die  sachliche  Zuständigkeit. 

a)  Während  nach  UWGes.  §  15  für  Rechtstreitigkeiten  im 
Werte  über  300  Mark  auf  Antrag  die  Kammern  für  Handel- 
sachen zuständig  sind,  wenn  die  Ansprüche  auf  Unterlassung  oder 
Schadenersatz  aus  §§  1 ,  6,  8  u.  9  dieses  Gesetzes  erhoben  werden, 
und  zwar  auch  ohne  dass  der  Beklagte  Kaufmann  zu  sein  braucht, 
sind  die  Zivilkammern,  auch  wenn  der  Beklagte  Kaufmann  ist, 
die  zuständigen  Gerichte,  sofern  Ansprüche  wegen  unlautera 
Wettbewerbs  oder  sonstiger  Verletzung  des  gewerblichen  Betäti- 
gungsrechts  aus  flem  BGB.  hergeleitet  werden.  Wird  die  Klage 
in  solchen  Fällen  dennoch  vor  der  Kammer  für  Handelsachen 
erhoben,  so  ist  auf  Antrag  des  Beklagten  der  Rechtstreit  an  die 
Zivilkammer  zu  verweisen,  OVO.  §  103.  Diese  Regel  bedarf 
jedoch  gewisser  Einschränkungen. 

a)  Wenn  ein  Tatbestand  vorliegt,  der  sowohl  unter  das 
Sondergesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs  als 
unter  das  BGB.  fällt,^)  so  erzeugt  diese  Gesetzeskonkurrenz  auch 
eine  Konkurrenz  von  Gerichtständen.  Die  Zivilkammern  und 
die  Kammern  für  Handelssachen  sind  alternativ  zuständig, 
gleichgültig,  ob  der  Kläger  das  eine  oder  das  andre  Gesetz  zur 
Begründung  seines  Anspruchs  heranzieht,  der  nach  diesem  wie 
nach  jenem  immer  ein  und  derselbe  Anspruch  bleibt  Es  liegt 
deshalb  auch  hier  der  Fall  der  ZPO.  §  260  nicht  vor.«)   Für  die 


1)  S.  260,  261. 

«)  RGZ.  27,  S.  335.    Gaupp -Stein  Bd.  I,  S.  551. 
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Die  sachliche  Zuständigkeit  der  Gerichte. 

Zuständigkeit  kommt  es  nur  darauf  an,  ob  sie  objektiv  vorhanden 
ist.  Sonach  ist  jedes  der  angegangenen  Gerichte  in  gleicher  Weise 
zuständig,  und  es  hat  deshalb  der  Kläger  die  Wahl,  ob  er  vor 
der  Zivilkammer  oder  der  Kammer  für  Handelsachen  klagen 
will.  Der  Beklagte  kann  nicht  die  Verweisung  an  die  eine  oder 
andre  Kammer  nach  OVO.  §  103  beantragen. 

ß)  Kommt  dagegen  das  BGB.  nicht  alternativ,  sondern  nur 
subsidiär  in  Frage,  so  liegt  ein  Tatbestand  vor,  auf  den  das 
BGB.  nur  allein  Anwendung  leidet,  für  den  das  ÜWGes.  zur 
Begründung  des  Anspruchs  nicht  ausreicht.  Es  fehlt  dann  auch 
die  Zuständigkeit  der  Kammern  für  Handelsachen. 

y)  Verschieden  von  der  Gesetzeskonkurrenz  zu  a  ist  die 
Idealkonkurrenz,  wo  durch  eine  Handlung  verschiedne  Rechts- 
güter, das  gewerbliche  Betätigungsrecht  und  das  besondre  sub- 
jektive Recht  an  einem  Erwerbsmittel,  verletzt  werden.  Dann 
erwachsen  aus  der  Verletzung  eines  jeden  Rechts  je  gesonderte 
materielle  Ansprüche  auf  Unterlassung  und  Schadenersatz  und 
folgeweise  auch  für  jeden  dieser  materiellen  Ansprüche  ein  be- 
sondrer Rechtschutzanspruch.  Dass  hier  häufig  —  nicht  immer 
—  mit  der  Befriedigung  des  einen  auch  die  Befriedigung  des 
andern  eintritt,  ist  ein  Ergebnis  des  concursus  duarum  causarum 
lucrativarum,  spricht  aber  nicht  gegen  die  Selbständigkeit  der 
materiellen  und  Rechtschutzansprüche.  Unlautrer  Wettbewerb 
durch  Verletzung  eines  Patents  kann  das  gewerbliche  Betätigungs- 
recht beeinträchtigen  und  dadurch  schaden,  zugleich  aber  ausser- 
dem noch  die  ganze  Erfindung  selbst  entwerten.  Dasselbe  gilt 
vom  Missbrauch  von  Bezeichnungsmitteln,  von  Gebrauchs-  und 
Musterschutzgegenständen  usf.  Es  ist  nun  zulässig,  jeden  dieser 
gesonderten  Ansprüche  nebeneinander  zu  verfolgen,  es  genügt 
aber  häufig  auch,  nur  den  einen  Rechtschutzanspruch  geltend  zu 
machen,  sei  es,  weil  er  der  umfänglichere  ist,  sei  es,  weil  seine 
Voraussetzungen  leichter  nachweisbar  sind  u.  a.  So  kann  lediglich 
der  Anspruch  aus  der  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungs- 
rechts erhoben  werden  und  die  Art  der  Verletzung,  die  in  der 
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Mehrheit  sachlicher  Oerichtstäncle. 

Schädigung  eines  Erwerbsmittels  besteht,  nur  als  Tatbestands- 
moment für  die  Begründung  jenes  Anspruchs  vorgebracht  werden, 
ohne  aus  ihr  selbständige  Ansprüche  herzuleiten.  Dann  ist  von 
vornherein  klar,  dass  nur  die  Zuständigkeit  des  Gerichts,  wie  sie 
für  Ansprüche  aus  den  Verletzungen  des  gewerblichen  Betätigungs- 
rechts besteht,  gegeben  ist.  Umgekehrt  kann  aber  auch  die  Ver- 
letzung des  gewerblichen  Betätigungsrechts  beiseite  gelassen  und 
der  Anspruch  nur  auf  die  Verletzung  des  besondern  Rechts  am 
Erwerbsmittel  gestützt  werden.  Dann  kommt  ebenso  selbstver- 
ständlich nur  die  Zuständigkeit  des  Gerichts  in  Frage,  die  für 
diesen  Anspruch  geordnet  ist,  also  z.  B.  für  Ansprüche  wegen 
Verletzungen  des  Warenzeichenrechts,  des  Musterschutzrechts  die 
Kammern  für  Handelsachen,  GVG.  §  101  Nr.  3  c.  Wenn  jedoch 
aus  den  Verletzungen  beider  Rechte  die  selbständigen  Ansprüche 
nebeneinander  klagweise  geltend  gemacht  werden,  so  liegt  hier 
der  Fall  der  ZPO.  §  260  vor,  und  es  hat  dann  stets,  wenn  die 
Handelsache  mit  einer  Zivilkammersache  zusammentrifft,  die  Zu- 
ständigkeit der  Zivilsache  den  Vorrang,^)  es  sei  denn,  dass  der 
Beklagte  mit  der  Verhandlung  vor  der  Kammer  für  Handelsachen 
einverstanden  ist,  GVG.  §  103  Abs.  1.  Dies  gilt  für  alle  Fälle, 
in  denen  mehrere  selbständige  Ansprüche  teils  aus  UWGes.,  teils 
aus  BGB.  nebeneinander  geltend  gemacht  werden. 

b)  Auch  der  Anspruch  auf  Unterlassung  wegen  Verletzung 
des  gewerblichen  Betätigungsrechts  ist  vermögensrechtlicher 
Natur,^)  denn  es  handelt  sich  um  Beeinträchtigung  einer  auf 
Vermögenserwerb  gerichteten  Tätigkeit.  Der  Wert  des  Streit- 
gegenstands ist  dann  gemäss  ZPO.  §  3  nach  dem  freien  Ermessen 
des  Gerichts  zu  bestimmen.  Massgebend  ist  dabei  nicht  das 
Interesse  des  Beklagten  und  der  Gewinn,  den  dieser  aus  der  ver- 


>)  Wach,  Handbuch  des  deutsch.  Zivilpr.  I,  S.  359. 

*)  Für  die  Klagen  aus  UWGes.  vom  RG.  anerkannt  in  RGZ.  im 
UW.  I,  S.  127.  KGZ.  40,  S.  413.  Jur.  Ztschr.  f.  Eh.-Lothr.  Bd.  23,  S.  80, 
470.    S Orgel,  Rechtspr.  S.  800. 

—      390      — 


Wert  des  Streitgegenstands. 

letzenden  Handlung  gezogen  hat^)  oder  ziehen  könnte,^  sondern 
allein  das  Interesse  des  Klägers,  das  dieser  an  dem  Freibleiben 
von  weiteren  Störungen  hat.*)  Dieser  Wert  deckt  sich  auch  nicht 
ohne  weitres  mit  einem  Schaden,  den  eine  begangene  Rechts- 
verletzung etwa  schon  zugefügt  hat,  er  entspricht  vielmehr  dem 
Gewinn,  den  zu  ziehen  die  bestehenbleibende  Beeinträchtigung 
verhindert.*)  Kommt  die  Beseitigung  eines  beeinträchtigenden 
Umstands  mit  in  Betracht,  wie  die  Wegnahme  von  Reklame- 
schildern, Entfernung  von  Auszeichnungen,  Einziehung  von  Kata- 
logen, Preislisten  usw.,  so  ist  ausserdem  auch  der  hierdurch  für 
den  Beklagten  entstehende  Kostenaufwand  zu  berücksichtigen.*) 
Bei  Verbindung  des  Unterlassungsanspruchs  mit  dem  Schäden- 
anspruch ist  jeder  Anspruch  selbständig  zu  schätzen  und  der  Wert 
zusammenzurechnen.  Werden  die  einzelnen  Rechtschutzansprüche 
wegen  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  und  wegen 
Verletzung  einzelner  Erwerbsmittel  geltend  gemacht,  so  unter- 
bleibt die  Zusammenrechnung,  soweit  der  wirtschaftliche  Erfolg 
beider  Ansprüche  zusammenfällt.^  So  wird  sich  z.  B.  der  An- 
spruch auf  Unterlassung  der  Verletzung  eines  Warenzeichens 
mit  dem  Anspruch  auf  Unterlassung  der  Verletzung  des  ge- 
werblichen Betätigungsrechts  seinem  wirtschaftlichen  Zwecke  nach 
decken. 

Bei  Ansprüchen  auf  Massnahmen  vorbereitender  Natur,  wie 


i)  RGZ.  24,  S.  428;  46,  S.  403;  49,  S.  34.  JW.  1896,  S.  1«;  1902, 
S.  891*. 

*)  ünzutrefifend  Pinner,  Komm.  S.  56. 

»)  Wach,  Handbuch  I,  S.  376,  876.  Vgl.  auch  RGZ.  3,  S.  394.  — 
JW.  1896,  S.  30«.  Gew.  Rechtschutz  VI,  S.  243.  Wenn  dem  Beklagten 
Handlungen  gerichtlich  verboten  worden  sind,  so  kann  für  die  von  ihm 
eingelegte  Revision  jedoch  sein  Interesse  an  Vornahme  der  Handlungen 
massgebend  werden,  z.  B.  bei  Verboten  von  Zeitungsinscraten.  JW.  1905, 
S.  113. 

*)  UW.  I,  S.  127.    JW.  1902,  S.  309^  *;  1903,  S.  8". 

^)  JW.  1896,  S.  5831;  1397,  S.  57". 

«)  Wach,  Handbuch  I,  S.  381. 
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Besondre  Gerichtstände.     Die  örtliche  Zuständigkeit. 

Rechnungslegung,^)  sowie  auf  Anordnung  einer  einstweiligen  Ver- 
fügung ist  der  Wert  des  Streitgegenstands  gleichfalls  nach  ZPO. 
§  3  frei  zu  schätzen. 

c)  Die  Gewerbegerichte  und  die  Kaufmannsgerichte 
sind  für  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  oder 
Angestellten  über  Leistungen  aus  dem  Arbeit-  und  Dienstverhält- 
nisse und  Ansprüchen  auf  Schadenersatz  wegen  Nichterfüllung 
ausschliesslich  zuständig.^  Hier  wird  von  Bedeutung,  wie  die 
Verletzung  eines  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisses  durch  den 
Arbeiter  und  Angestellten  aufzufassen  ist.  Dass  gegen  sie  sowohl 
die  Unterlassungsklage  als  die  Schädenklage  gegeben  ist,  ist  auch 
vom  Reichsgericht  anerkannt.')  Soweit  der  Anspruch  gegen  den 
Arbeiter  und  Angestellten  lediglich  aus  dem  Treubruch  hergeleitet 
wird,*)  gründet  er  auf  dem  Vertragsverhältnisse  zwischen  ihnen, 
das  zum  gesetzlichen  Inhalt  nach  UWGes.  §  9  die  Pflicht  zur 
Geheimhaltung  hat,  und  es  sind  dann  für  die  zivilrechtlichen 
Ansprüche  aus  der  Verletzung  dieser  Treupflicht  die  Gewerbe- 
und  Kaufmannsgerichte  ausschliesslich  zustandig. 

2.  Die  örtliche  Zuständigkeit. 

A.  a)  Die  Abwehrklage  wegen  objektiv  widerrechtlicher 
Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  nach  BGB.  §  1004 
hat  ihren  Grund  lediglich  in  diesem  absoluten  Recht.  Sie  wird 
auch  dadurch  nicht  zu  einer  Klage  aus  einer  unerlaubten  Hand- 
lung im  Sinne  von  ZPO.  §  32,  dass  eine  schuldhafte  Verletzung 
behauptet  wird.^)    Hier  zeigt  sich,  dass  eben  nicht  die  unerlaubte 

1)  JW.  1895,  S.  2«;  1897,  S.  227  ^  RGZ.  in  Gruchots  Beitr.  49,  S.  110. 

*)  RGes.  vom  29.  September  1901  §§  1,  3,  4  und  KGes.  vom  6.  Jali 
1904  §§  5  u.  6. 

»)  RGZ.  vom  12.  November  1901  in  UW.  I,  S.  60,  wo  aber  nicht 
zwischen  §  9  Abs.  1  u.  2  unterschieden  wird  und  nicht  deutlich  zum  Aas- 
druck kommt,  ob  die  Unterlassungsklage  als  negatorische  aufgefasst  wird. 

*)  So  auch  RGSt.  31,  S.  90. 

»)  RGZ.  2,  S.  90  j  24,  S.  394.  JW.  1890,  S.  109».  Seufferts  Archiv 
49,  S.  84.5.  Rspr.  OLG.  2,  S.  107.  Bl.  f.  Pat.  1906,  S.  326.  a.  M.  RG.  in 
Gew.  Rechtsch.  1903,  S.  51. 
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Die  örtliche  Zuständigkeit  für  die  Abwehrklage. 

Handlung  an  und  für  sich  einen  Unterlassungsanspruch  schafft. 
Es  wird  daher  für  solche  Klagen  nicht  die  Qerichtzuständigkeit 
für  Klagen  aus  unerlaubten  Handlungen,  sondern  allein  der  all- 
gemeine Gerichtstand  des  Beklagten  nach  ZPO.  §§  12  u.  13 
begründet.  Dies  gilt  für  alle  Abwehrklagen  aus  objektiv  wider- 
rechtlicher Verletzung  absoluter  Rechte,  also  auch  für  die  wegen 
Verletzung  von  Patent-,  Musterschutz-,  Warenzeichenrechten,  Namen- 
rechten,  Firmenrechten  ^)  und  andrer  mit  absoluten  Rechten  ge- 
schützten Erwerbsmittel.  Eine  entsprechende  Anwendung  von 
ZPO.  §  24  kann  nicht  in  Frage  kommen. 

b)  Neben  diesem  allgemeinen  Oerichtstand  kann  wahlweise 
gemäss  ZPO.  §  21  noch  der  besondre  Gerichtstand  der  gewerb- 
lichen Niederlassung*)  bestehen,  solange  es  sich  um  un- 
lautern  Wettbewerb  seitens  eines  Konkurrenten  handelt,  der 
eine  solche  gewerbliche  Niederlassung  besitzt.  Denn  wenn  zwei 
Gewerbetreibende  in  Wettbewerb  miteinander  stehert,  so  hat  jede 
Wettbewerbsbetätigung,  die  lautre  wie  die  unlautre,  „auf  den 
Geschäftsbetrieb  der  Niederlassung  bezug",  da  sie  die  eigene  ge- 
werbliche Tätigkeit  stets  fördert,  sei  es  unmittelbar,  sei  es  mittelbar 
durch  Zurückdrängung  des  Konkurrenten.  Daher  gehören  hierher 
nicht  nur  Ansprüche  aus  Handlungen,  die  den  eignen  Gewerbe- 
betrieb unlauter  fördern,  wie  unwahre  Reklame,  Anmassung  von 
Unterscheidungszeichen,  sondern  auch  solche  aus  Handlungen, 
die  den  Konkurrenten  unlauter  hindern,  wie  Herabsetzung  seiner 
Leistungen  usw.,  sofern  nur  eben  die  beiden  in  dem  Spannungs- 
verhältnisse des  Wettbewerbzustands  sich  befinden.    Welcher  Art 


1)  RGZ.  29,  S.  57.  unzutreffend  Gaupp-Stein  Bd.  1  nnter  II, 
S.  94  und  Rspr.  d.  OLG.  7,  S.  181. 

*)  Ober  den  Begriff  der  Niederlassung,  die  nicht  mit  dem  Wohnsitz 
zuBammenzofallen  braucht,  als  Ortlicher  Mittelpunkt  der  gewerblichen 
Tätigkeit  des  Inhabers  des  Gewerbebetriebs  RGZ.  2,  S.  388;  42,  S.  380; 
44,  S.  356.  JW.  1892,  S.  506i;  und  hierzu  noch  RGZ.  30,  S.  380.  J\V. 
1894,  S.  1121;  i897,  S.  281  ^  1899,  S.  2*  über  Fälle,  die  keine  Nieder- 
lassung bedeuten. 
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Die  örtliche  Zuständigkeit  für  Bereicherungs-  und  Schädenklage. 

die  Handlung  ist,  die  die  Klage  begründet,  ob  Vertragsverletzung 
oder  unerlaubte  Handlung,  ist  nach  ZPO.  §  21  gleichgültig.^) 
Handelt  es  sich  um  unlautre  Wettbewerbtätigkeit  einer  Zweig- 
niederlassung, so  ist  deren  Niederlassungsort  massgebend.^) 
Bei  Verletzungen  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  ausserhalb 
eines  Wettbewerbverhältnisses  braucht  keineswegs  eine  solche  Be- 
zugnahme auf  die  eigene  Niederlassung  immer  vorhanden  zu  sein. 
Es  kommt  hier  auf  den  einzelnen  Fall  an. 

B.  Für  Klagen  aus  der  Bereicherung  und  auf  Heraus- 
gabe gezogenen  Gewinns  nach  BGB.  §  687  Abs.  2  gilt  die 
gleiche  Gerichtzuständigkeit  wie  zu  A,  insbesondre  ist  auch  für 
sie  nicht  etwa  der  Gerichtstand  für  Klagen  aus  unerlaubten 
Handlungen  massgebend.  Denn  der  Anspruch  aus  BGB. 
§  812  setzt  nur  eine  objektiv  rechtswidrige  Bereicherung  voraus, 
und  der  Anspruch  aus  BGB.  §  687  Abs.  2  ist  ein  Anspruch 
aus  einem  (fingierten)  Vertragsverhältnisse,  nicht  aus  einem 
Delikt. 

C.  Soweit  dagegen  Ansprüche  auf  Schadenersatz^  wegen 
schuldhafter  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  nach 
BGB.  §  823  Abs.  1  oder  wegen  Verletzung  eines  Schutzrechts  nach 
BGB.  §  823  Abs.  2,  ferner  aus  BGB.  §  824,  §  826  geltend  g;e- 
macht  werden,  werden  Klagen  „aus  unerlaubten  Handlungen" 
erhoben  und  es  ist  für  sie  neben  den  übrigen  Gerichtständen 
auch  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirk  die  Handlung  be- 
gangen ist,  ZPO.  §  32.  Hier  ist  das  schuldhafte  Verhalten  der 
selbständige  Entstehungsgrund  für  den  Schädenanspruch,  insbe- 
sondre ist  es  gleichgültig,  ob  es  sich  dabei  um  Verletzung  eines 
Rechts  oder  eines  blossen  Rechtsguts  oder  sonst  eines  rechtlich 


»)  Gaapp-Stoin  Bd.  I,  S.  67  (7.  Auflage).  Zu  eng  Skonitzki, 
Komm.  Bd.  I,  S.  51  und  RGZ.  30,  S.  326. 

2)  RGZ.  44,  S.  361. 

^)  Soweit  UnterlossuDgsansprücho  sich  ausnahmsweise  als  SchSdon- 
ansprüchc  darstollen,  gilt  für  sie  dann  deren  Gerichtstand. 
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geschützten  Interesses  handelt.^)  Der  Gerichtstand  gilt  auch  für 
Ansprüche  gegen  Dritte,  die  für  unerlaubte  Handlungen  andrer 
zivilrechtlich  einstehen  müssen,  also  für  Schädenansprüche  gegen 
den  Geschäftherrn  wegen  unlautrer  Wettbewerbshandlung  des 
Oeschäftsgehilfen  nach  BGB.  §  831,^)  gegen  den  Aufsichtpflich- 
tigen nach  BGB.  §  832.*)  Begangen  ist  die  unerlaubte  Hand- 
lung dort,  wo  irgend  ein  wesentliches  Tatbestandsmoment  ver- 
wirklicht worden  ist.*)  Ist  dies  an  mehreren  Orten  geschehen, 
so  gibt  es  mehrere  Begehungsorte  für  die  unerlaubte  Handlung. 
So  liegt  bei  der  unlautem  Reklame  durch  Versendung  von  Preis- 
listen, Rechnungen,  Katalogen  usw.  ein  Ausführungsakt  sowohl 
am  Orte  der  Versendung  als  am  Orte  der  Empfangnahme,*^)  und 
es  ist  deshalb  auch  eine  Mehrheit  von  Gerichtständen  vorhanden.®) 
Dasselbe  gilt  bei  Veröffentlichungen  unwahrer  Angaben  in  einer 
an  verschiedenen  Orten  gelesenen  Zeitung.')  Blosse  Vorbe- 
reitungshandlungen  dagegen,  wie  Schreiben  und  Drucken 
unlautrer  Reklamen,  Herstellung  eines  das  Patent  eines  andern 
verletzenden  Werks,  das  blosse  Anbringen  einer  Bemerkung  als 
patentiert  auf  einem  noch  nicht  in  Verkehr  gebrachten  Werk, 
eines  Warenzeichens,  das  Herstellen  eines  Firmenschilds  usw. 
stellen  nicht  schon  selbst  unerlaubte  Handlungen  dar.®)    Sie  sind 


»)  RGZ.  21,  S.424;  24,  S.  394;  48,  S.  293.  JW.  1890.  S.  402'^; 
1892,  S.  150^ 

«)  Wach,  Handbuch  S.  468.     JW.  1899,  S.222«. 

•)  Wach  a.  a.0.  S.  470. 

*)  Wach  a.  a.  O.  S.  465,  vgl.  auch  Finger,  Waren  Zeichengesetz 
Seite  470. 

^)  Dies  ist  bei  Benutzung  eines  Boten  als  Werkzeug  nicht  anders. 
Dann  liegt  in  dem  Abschicken  des  Boten  eine  AusfabrnngshandluDg. 
a.  M.  RGZ.  4,  S.  881. 

•)  RGZ.  23,  S.  305.    JW.  1903,  S.  63  ^ 

')  RGZ.  27,  S.  419;  29,  S.  61 ;  60,  S.  363.  Das  Gesetz  vom  13.  Juni 
1902  (RGBl.  S.  227)  ordnet  nur  die  strafprozessuale  Zuständigkeit  und  übt 
auf  die  Frage  des  Gerichtstands  nach  ZPO.  §  32  keinen  Einflusf. 

8)  RGZ.  13,  424.     JW.  1899,  S.  222«. 
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noch  intern,  noch  nicht  in  die  Aussenwelt  und  über  den  eigenen 
Herrschaftsbereich  herausgetreten.^)  Anderseits  wird  der  Ort,  wo 
der  Vermögenschaden  eingetreten  ist,  noch  nicht  schon  aus 
diesem  Grunde  zum  Begehungsort.  Denn  die  unerlaubte  Hand- 
lung besteht  beim  Wettbewerb  und  bei  andern  Verletzungen  des 
gewerblichen  Betätigungsrechts  in  der  Beeinträchtigung  der  ge- 
werblichen Freiheit,  der  Störung  der  gewerblichen  Tätigkeit  und 
mit  dieser  Beeinträchtigung  ist  die  unerlaubte  Begehungshandlung 
vollendet.  Die  aus  dieser  Beeinträchtigung  möglicherweise,  nicht 
notwendig,  folgende  Vermögenschädigung  ist  erst  eine  weitere 
Folgeerscheinung  des  Delikts,  kein  wesentliches  Tatbestandsmerk- 
mal der  unerlaubten  Handlung  selbst.^)  Wie  bei  der  Verletzung 
des  Körpers,  der  Gesundheit,  der  Freiheit  nach  BGB.  §  823  Abs.  1 
die  unerlaubte  Handlung  mit  Schädigung  dieser  Rechtsgüter  voll- 
endet ist  und  die  hieraus  etwa  folgende  Vermögenschädigung 
zwar  den  Anspruch  auf  Schadenersatz  bedingt,  aber  nicht  mehr 
zur  Begehung  der  Handlung  selbst  gehört,  so  trifft  dies  auch  bei 
der  Verletzung  des  gewerblichen  Betätigungsrechts  zu.*)  Wenn 
mehrere  Teilnehmer  an  einer  unerlaubten  Handlung  vorhanden 
sind,  so  bestimmt  sich  für  jeden  der  Begangenschaftort  selb- 
ständig.*) 

D.  a)  Soll  mit  den  Ansprüchen  auf  Schadenersatz  eme 
Abwehrklage  verbunden  werden,  so  kann  dies  nur  dann  ge- 
schehen, wenn  beide  Klagansprüche  auch  in  dem  für  beide  gleich 
zuständigen  Gericht  unter  A  gellend  gemacht  werden.  Es  gibt 
keinen  allgemeinen  Gerichtstand  des  Sachzusammenhangs  und 
die  Klagenverbindung  vermag  nicht  den  für  die  eine  Klage  allein 
gegebenen  Gerichtstand  auf  die  andere  zu  übertragen.  Es  ist 
daher  wohl  der  Anspruch  auf  Schadensersatz  mit  der  Abwehr- 
klage im  allgemeinen  Gerichtstand,    nicht  aber  die  Abwehrklage 

1)  Wach   a.  a.  0.  S.  466. 

*)  Vgl.  auch  Bar,  Internationaleß  Privatrecht  Bd.  II,  S.  120. 

')  Vgl.  anch  Osterrieth,   Die  internatioDale  Übereinknnft  S.  22;:'. 

*)  Wach  a.  a.  O.  S.  467.     Gaupp-Stein,  Komm.  Bd.  I,  S.  90. 
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Ausschliesslicher  örtlicher  Gerichtstand. 

im  besonderen  Gerichtstand  dex  ZPO.  §  32  zu  erheben.^)  Bei 
eventueller  Klagenhäufung  kann  die  Entscheidung  über  die  even- 
tuell erhobene  Klage  zunächst  offen  bleiben.^ 

b)  Einen  ausschliesslichen  örtlichen  Gerichtstand 
begründet  UWQes.  §  2  sowohl  für  die  Ab  wehr  klage  als  für  die 
Schädenklage  (nicht  für  andre  Anträge)*)  bei  unlautrer  Re- 
klame im  Sinne  von  §  1  dieses  Sondergesetzes.  Daraus  folgt,  dass 
die  Oesetzeskonkurrenz  des  BGB.  und  UWGes.  hier  nicht  den 
Einfluss  ausübt,  wie  bei  der  Frage  der  sachlichen  Zuständigkeit 
zwischen  Zivilkammer  und  Kammer  für  Handelsachen,  dass  viel- 
mehr, gleichgültig,  ob  die  Klage  aus  BGB.  §  1004  und  §  823 
Abs.  1  hergeleitet  wird  oder  aus  UWGes.  §  1 ,  immer  der  dort 
in  §  2  geordnete  ausschliessliche  örtliche  Gerichtstand  gilt,  wenn 
nur  objektiv  ein  dem  §  1  unterfallender  Tatbestand  vorliegt.  Und 
ebenso  ist  eine  Klagenhäufung  mit  einer  Klage  aus  UWGes.  §  1 
in  dem  ausschliesslichen  Gerichtstand  des  §  2  nur  dann  mög- 
lich, wenn  das  zuständige  Gericht  des  §  2  zugleich  nach  den 
Vorschriften  der  ZPO.  zuständig  ist,*)  gleichgültig  ob  die  Klage 
wegen  andrer  unlautrer  Wettbewerbhandlungen  aus  UWGes.  oder 
BGB.  hergeleitet  wird.  Dies  kann  u.  U.  zu  wenig  erfreulichen 
Zerreissungen  führen.  Enthält  z.  B.  ein  und  dieselbe  Äusserung 
sowohl  eine  unlautere  Reklame  als  auch  eine  Herabsetzung  der 
Leistungen  des  Konkurrenten,  etwa  eine  Ankündigung  des  In- 
halts, „dass  der  Malzkaffee  des  Konkurrenten  nicht  aus  Malz  fa- 
briziert sei,  wie  der  eigene",  so  ist  für  die  unlautere  Reklame:  der 
eigene  Kaffee  sei  aus  Malz  fabriziert  (während  er  nur  aus  ge- 
brannter Gerste  hergestellt  ist),  der  ausschliessliche  Gerichtstand 
des  UWG.  §  2  massgebend,   sowohl   für  die  Klage  auf   Unter- 


>)  Skonietzky,  Komm.  z.  ZPO.  Bd.  I,  S.  30.  RGZ.  im  Recht  1905, 
S.  81.  RGZ.  27,  S.  386.  Bl.  f.  Pat.  1906,  S.  826.  a.  M.  RG.  in  Gew. 
Rechtsch.  1908,  S.  51  und  RGZ.  24,  S.  394. 

«)  Ganpp-Stein,  Komm.  Bd.  I,  S.  51. 

»)  Bez.  Arreste  und  einstweilige  Verfügungen  ZPO.  §§  919  n.  948. 

*)  a.  M.  Müller,  S.  85. 

—     397     — 


Ausländischer  Begehungsort. 

lassung  als  auf  Schadenersatz,  dagegen  der  allgemeine  Oericht- 
stand  für  die  Klage  auf  Bereicherung  oder  Herausgabe  des  ge- 
zogenen Gewinns,  und  beide  brauchen  nicht  zusammenzufallen. 
Wegen  Herabsetzung  der  Leistungen  des  Konkurrenten  aber  in 
demselben  Satze  ist  für  die  Klage  auf  Unterlassung,  mag  sie  sich 
nun  auf  UWQ.  §  6  oder  auf  BGB.  §  1004  stützen,  der  allgemeine 
Gerichtstand,  für  die  Schädenklage  aus  unerlaubter  Handlung 
ebenfalls  nach  UWGes.  §  6  oder  BGB.  823  Abs.  1  der  Begangen- 
schaftort massgebend.  Es  zeigt  sich  hier,  wie  gefährlich  es  ist, 
ohne  zwingenden  Grund  ausschliessliche  Gerichtstände  zu  schaffen. 
Ganz  verkehrt  vollends  ist  es,  einen  solchen  für  einen  einzigen 
Fall  unlautren  Wettbewerbs,  die  unlautre  Reklame,  zu  begründen. 
3.  Im  Ausland  begangene  Verletzungen  inländischen 
Betätigungsrechts. 

a)  Weder  das  BGB.  noch  das  UWG.  und  andere  Schutz- 
gesetze für  die  gewerbliche  Betätigung  unterscheiden  dahin, 
ob  ein  Inländer  oder  ein  Ausländer  ein  Rechtsverletzung 
begangen  hat.  Diese  haften  also  beide  in  gleicher  Weise  für  Ver- 
letzungen jenes  Rechts.^) 

b)  Es  ist  weiter  aber  auch  gleichgültig  für  die  zivilrechtliche 
Haftung,  ob  die  Handlung,  die  die  Verletzung  des  gewerblichen 
Betätigungsrechts  bewirkt,  im  Inlande  oder  im  Auslande  erfolgt 
ist.  Wie  schon  der  Schutz  für  manche  immaterielle  Güter  nicht 
räumlich  beschränkt  ist,^  so  erst  recht  nicht  der  Schutz  für  die 
Persönlichkeit  und  die  Persönlichkeitrechte.  Vollends  die  gewerb- 
liche Tätigkeit  greift  über  den  Heimatstaat  hinaus  und  kann  vom 
Heimatort  aus  in  alle  Weltteile  wirken.  Stets  ist  es  dann  die 
in  Deutschland  unter  Schutz  stehende  Persönlichkeit, 
die  verletzt  wird,  wenn  ihre  Betätigungsfreiheit  beschränkt  wird, 


1)  JW.  1901,  S.  851".   Sachs.  Ann.  21.  S.  41. 

8)  Für  Warenzeichen  RGZ.  18,  S.  31  j  45,  S.  145;  51,  S.  267.  Ebenso 
Kent,  Warenzeichen  S.  245.  Finger,  a.  a.  O.  S.  471.  Seligsohn, 
Warenzeichen  S.  151. 

—     398     — 


Ausländischer  Begehungsort. 

gleichgültig,  ob  dies  in  Deutschland  oder  im  Ausland  geschieht.^) 
Wo  immer  daher  die  verletzende  Handlung  erfolgte  und  von 
wem  immer,  sobald  dieser  nur  einem  deutschen  Gericht  unter- 
worfen ist,  kann  er  auch  vor  einem  deutschen  Gericht  aus  An- 
sprüchen nach  den  deutschen  Gesetzen  zum  Schutz  der  gewerb- 
lichen Tätigkeit  belangt  werden.^) 

Es  erwächst    daher   aus  einer    im  Ausland    begangenen  ob- 
jektiv  widerrechtlichen    Verletzung    des   absoluten    gewerblichen 
Betätigungsrechts  eines  in  Deutschland  den  Gewerbebetrieb  Aus- 
übenden eine  negatorische  Abwehrklage')  nach  BGB.  §  1004,  ein 
Bereicherungsanspruch    nach    BGB.  §  812    und    ein  Schädenan- 
spruch nach  BGB.  §  823  Abs.  1  und  §  826.*)    Der  Schädenklage 
steht  insbesondere  auch    nicht  Art.  12,  EG.  z.   BGB.  entgegen.*^) 
Bei  der   Natur   des   Persönlichkeitguts  als   eines  räumlich  unbe- 
schränkten, muss  der  Schutz  des  Persönlichkeitrechts  vom  Gesetz 
als    ebenso    räumlich    unbeschränkt    gewollt    angesehen    werden 
und  deshalb  ist  hier   auch   nicht  das  ausländische  Recht  für  die 
im  Ausland    begangene  unerlaubte  Verletzung   des  Rechts  mass- 
gebend.®)    Die  Anwendung   des  ausländischen  Gesetzes   würde 
hier  gegen  den  Zweck  des  deutschen  Gesetzes  Verstössen, 
Art.  30    des  EG.  z.   BGB.')     Wie  das  BGB.,   so   ist  auch   das 
Sondergesetz    zur    Bekämpfung   des  unlautern  Wettbewerbs  für 
diese  Fälle  anwendbar. 

Für    den  Schutz  derjenigen  Erwerbsmittel,    die  ebenfalls 
ein  immaterielles  Rechtsgut   bilden,   dessen  Gebrauch    und  Ver- 


1)  Vgl.  namentlich  RGZ.  18,  S.  31. 

«)  RGZ.  55,  S.  199.  JW.  1901,  S.  851".  Pinner,  Komm.  S.  13. 
Müller,  Komm.  S.  237. 

»)  RGZ.  18,  S.  37. 

*)  OLG.  Dresden  nnd  Bl.  f.  Fat.  1905,  S.  253. 

»)  Niedner,  Komm.  z.  EG.  z.  BGB.  S.  33.  Klöppel  in  Ztscbr. 
f.  internat.  Privatrecht  I,  S.  201. 

•)  RGZ.  18,  S.  31.    a.  M.  Osterrieth  und  Axster  a.  a.  O.  S.  223. 

')  Finger,  Komm.  z.  Warenzeichenrecht  S.  473. 
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Wendung  seiner  Natur  nach  nicht  auf  das  Inland  beschränkt  bleibt, 
wie  Name,  Firma,  Warenzeichen,  Ausstattung  gilt  das  gleiche^) 
Das  ist  jedoch  beim  Patent  nicht  der  Fall,  weil  dieses  nur  ein 
innerhalb  der  Grenzen  des  Staats,  in  dem  es  erteilt  ist,  verliehenes 
Privilegium  ist.^) 

Steht  demjenigen,  der  im  Ausland  eine  Verletzung  des  ge- 
werblichen Betätigungsrechts  oder  eines  absoluten  Rechts  an  einem 
Erwerbsmittel  begeht,  nach  ausländischem  Recht  ein  beson- 
deres subjektives  Recht  zur  Vornahme  der  Handlung  zu  — 
liegt  nicht  bloss  eine  Nichtbeschränkung  der  allgemeinen  Hand- 
lungsfreiheit vor  —  z.  B.  ein  ausländisches  Firmenrecht,  Waren- 
zeichenrecht, dessen  Gebrauch  sich  auch  nicht  als  unlautrer 
Wettbewerb  darstellt,')  so  nimmt  diese  Kollision  der  Rechte 
der  Verletzung  die  Rechtwidrigkeit  und  dies  ist  auch  vom  in- 
ländischen Richter  zu  beachten.*)  Fehlt  es  solchenfalls  überhaupt 
an  einer  widerrechtlichen  Handlung,  so  ist  auch  die  Teilnahme 
an  einer  solchen  seitens  eines  Dritten  nicht  widerrechtlich.  An- 
dernfalls richtet  sich  das  deutsche  Recht  auch  gegen  die  in  Deutsch- 
land begangene  Anstiftung  und  Teilnahme  an  einer  im  Ausland 
verübten  Rechtsverletzung.*) 

§27. 

Der  Rechtschutz  der  Ausländer. 

I.  Durch  Note  vom  21.  März  1903  hat  die  deutsche  Regie- 
rung der  schweizerischen  Bundesregierung  angezeigt,  dass  das 
Deutsche  Reich  mit  Wirkung  vom  1.  Mai  1903  ab  die  Pariser 


1)  RGZ.  18,  S.  31 ;  34,  S.  49;  45,  S.  145.    UW.  I,  S.  63. 
«)  RGZ.  18,  S.  35. 
')  Finger,  Warenzeichen  S.  472. 

*)  RGZ.  45,  S.  145;  64,  S.  414.     Nur  insoweit   ist  Bar,   Interoat 
Privatrecht  Bd.  II,  S.  117  beizustimmen. 
5)  RGZ.  54,  S.  414. 
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Obereinkunft  vom  20.  März  1883  mit  dem  Protokoll  vom  15.  April 
1891  und  der  Brüsseler  Zusatzakte  vom  14.  Dezember  1900  bei- 
getreten sei  und  dass  dieser  Beitritt  gegenüber  den  Staaten  gelten 
solle,  die  auch  die  Brüsseler  Zusatzakte  ratifiziert  haben.  Der 
Beitritt  ist  am  9.  April  1903  im  Reichsgesetzblatt  verkündet  worden 
und  damit  haben  die  Vorschriften  der  Vereinbarung  die  Kraft 
eines  deutschen  Reichsgesetzes  erhalten.  Hiemach  bestimmt  sich 
der  Rechtschutz  des  Ausländers  gegen  unlautern  Wettbewerb  nach 
Art.  10b  verschieden,  je  nachdem  er  Untertan  oder  Bürgereines 
der  Verbandstaaten  ist,  Art.  2,  oder  zwar  Untertan  oder  Bürger 
eines  Nichtverbandstaats,  aber  doch  in  dem  Gebiete  eines  Ver- 
bandstaats seinen  Wohnsitz  oder  seine  tatsächliche  und  wirkliche 
gewerbliche  oder  Handelsniederlassung  hat,  Art.  3,  oder  keine 
dieser  Voraussetzungen  zutrifft.  Ersternfalls  geniessen  die  in 
Artt.  2  und  3  bezeichneten  Personen  in  Deutschland  den  gleichen 
Schutz  wie  deutsche  Staatsangehörige  (nationaux),  letzternfalls  nur 
insoweit,  als  die  deutsche  Gesetzgebung  von  sich  aus  fremden 
Staatsangehörigen  ihren  Schutz  zuteil  werden  lässt.  Im  einzelnen 
gilt  folgendes. 

11.  Schutz  der  Ausländer  nach  dem  deutschen  Recht 
ohne  Berufung  auf  die  Pariser  Konvention.^)   Der  Schutz 


^)  Es  ist  zwischen  Ausländer  der  Staatsangehörigkeit  nach  und  Aus- 
länder dem  Gebiete  nach  zu  unterscheiden,  also  zwischen  Ausländer  und 
Deutschem  und  zwischen  Ausland  und  Inland.  Der  Ausländer  der  Staats- 
angehörigkeit nach  kann  Inländer  dem  Gebiete  nach  sein  und  umgekehrt, 
blanche  Kechtsätze  wollen  nur  in  ihrem  Gebiete  gelten,  andre  knüpfen 
sich  an  die  Staatsangehörigkeit  ( Personals tatut). 

Zum  Inland  gehören  folgende  Gebiete:  Die  Bundesstaaten  nach 
Art.  1  der  RV.;  Blsass-Lothringen  nach  RGes.  v.  9.  Juni  1871  und 
26.  Juni  1873;  Helgoland  nach  RGes.  v.  15.  Dezember  1890;  die  deutschen 
Küstenmeere  bis  zur  Grenze  von  sechs  Seemeilen;  der  Boden  deutscher 
Handelsschiffe  auf  hoher  See,  RGes.  vom  25.  Oktober  1867  und 
RGes.  vom  22.  Juni  1899,  vgl.  noch  Goltdammers  Arch.  Bd.  87,  S.  288. 
Die  Schutzgebiete  und  die  Konsulargerichtsbezirke  [in  China, 
Slam,    Persien,    Korea,    Sansibar,    Türkei    mit    Bulgarien  und  Ägypten. 

—     401      — 

Lobe,  Die  Bekftmpfnng  des  nnl.  Wettbe^rerbs.   I.  26 


Schutz  der  Ausländer  nach  DBGB. 

der  Ausländer  ist  nach  deutschem  Rechte  verschieden,  je  nachdem 
es  sich  um  den  Rechtschutz  der  gesamten  gewerblichen  Betätigung 
nach  dem  bürgerlichen  Recht  oder  nach  dem  Sondergesetz  zur 
Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs  und  andern  Sonderge- 
setzen handelt,  und  je  nachdem  ferner  der  besondre  Schutz  ein- 
zelner Erwerbsmittel  in  Betracht  kommt. 

A.  Schutz  der  gesamten  gewerblichen  Betätigung. 

1.  Das  DBGB.  gewährt,  wie  gezeigt  wurde,  der  gewerblichen 
Tätigkeit  in  Deutschland  wieder  selbst  einen  verschiedenartigen 
Schutz:  einmal  erblickt  es  in  ihr  die  Betätigung  eines  absoluten 
Persönlichkeitrechts  und  gibt  hiernach  den  Schutz  aus  BGB.  §  1004 
und  §  823  Abs.  1 ,  das  andre  Mal  erachtet  es  diese  gewerbliche 
Tätigkeit  für  ein  nur  durch  Normen  geschütztes  Rechtsgut,  BGB. 
§  823  Abs.  2,  §  824,  §  826.   Bestimmungen  darüber,  ob  sich  seine 


Lab  and,  Staatsrecht  Bd.  2,  S.  387.  Wassermann  in  Gew.  Rechtsch. 
1902,  S.  91]  können  nach  §26  des  RGes.  vom  7.  April  1900  in  Ver- 
bindung mit  §  3  des  Schatzgebietgesetzes  vom  25.  Juli  1900  in  der  Be- 
kanntmachung vom  10.  September  1900  „als  deutsches  Gebiet  oder  Inland 
oder  als  Ausland"  durch  Kaiserliche  Verordnung  bestimmt  werden.  Hier- 
aus folgt,  dass,  so  lange  dies  nicht  geschehen  ist,  sie  vom  deutschen 
Gesetzgeber  eben  nicht  als  Inland  betrachtet  werden.  Eine  solche 
Verordnung  ist  aber  bisher  noch  nicht  erlassen  worden.  Gleichwohl 
gelten  in  diesen  Gebieten  für  gewisse  Personen,  nämlich  Deutsche 
[hierzu  gehören  auch  Handelsgesellschaften,  deren  persönlich  haftende  Ge- 
sellschafter sämtlich  Deutsche  sind,  und  juristische  Personen,  die  ihre 
Rechtbföhigkeit  von  einem  deutschen  Bundesstaat  herleiten.  Vgl.  noch 
RGes.  vom  3.  Juni  1905  (RGBl.  S.  541)]  und  ausländische  Schutzge- 
nossen (Angehörige  von  Österreich -Ungarn,  Luxemburg,  Schweiz)  die 
Rcichsgesetze  über  bürgerliches  Recht  gemäss  §  19  des  RGes.  vom 
7.  April  1900  und  §  3  des  Schutzgebietgesetzes,  sowie  die  Vorschriften 
über  den  Schutz  von  Werken  der  Literatur  und  Kunst,  von  Photo- 
graphien, von  Erfindungen,  von  Mustern  und  Modellen,  von 
Gebrauchsmustern  und  von  Warenbezeichnungen  gemäss  §  4  der 
Verordnung  vom  9.  November  1900  in  Verbindung  mit  §  22  des  RGes. 
vom  7.  April  1900  und  §  3  des  Schutzgebietgesetzes.  Das  UWGes.  ist  in 
der  Verordnung  vom  9.  November  1900  nicht  erwähnt. 
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Rechtsvorschriften  auch  auf  die  gewerbliche  Tätigkeit  der  Aus- 
länder im  Inland  und  der  Inländer  im  Ausland  erstrecken,  ent- 
hält es  nicht.  Es  sind  daher  insoweit  die  allgemeinen  Grundsätze 
des  internationalen  Privatrechts  anzuwenden.  Hier  ist  zu  unter- 
scheiden. 

Hat  der  ausländische  Gewerbetreibende  (im  weitesten  Sinne) 
seine  gewerbliche  Niederlassung  in  Deutschland,  wird  er  von 
hier  aus  gewerblich  tätig,  so  steht  er  hinsichtlich  des  Rechtschutzes 
für  seine  gewerbliche  Tätigkeit  dem  Deutschen  völlig  gleich.  Es 
greift  das  Territorialprinap  Platz.  Diese  wird  demnach  nicht  nur 
als  ein  Rechtsgut,  sondern  als  Betätigung  eines  absoluten  Persön- 
lichkeitrechts aufgefasst,  denn  diese  Anerkennung  ist  eine  Form 
des  Schutzes,  den  in  Deutschland  die  Persönlichkeit  überhaupt 
geniesst,  gleichgültig,  ob  sie  deutscher  oder  ausländischer  Staats- 
angehörigkeit ist.^)  Die  Folge  davon  ist,  dass  mit  Anerkennung 
dieses  Persönlichkeitrechts  auch  für  einen  in  Deutschland  gewerbe- 
treibenden Ausländer  alles  das  gilt,  was  unter  3  des  vorigen 
Paragraphen  hinsichtlich  der  Verletzungen  dieses  Rechts  im  Aus- 
land gesagt  wurde,  selbst  wenn  dort  für  den  Ausländer  ein  gleiches 
Recht  nicht  anerkannt  wird. 

Hat  der  ausländische  Gewerbetreibende  dagegen  im  Aus- 
lande seinen  gewerblichen  Mittelpunkt  und  wird  er  nur  von  dort 
aus  nach  Deutschland  herein  tätig,  so  wird  seine  hier  entwickelte 
Tätigkeit  sicher  nach  BGB.  §  823  Abs.  2,  §  824  und  §  826  zu 
schützen  sein,^  aber  es  kann  bezweifelt  werden,  ob  ihm  auch  ein 
gewerbliches  absolutes  Betätigungsrecht  als  Persönlichkeitrecht  zu- 
zusprechen ist.  Nach  dem  im  internationalen  Recht  im  allge- 
meinen geltenden  Satz,  dass  für  den  Bestand  eines  Individualrechts 
auf  das  Recht   des   Heimatstaats   zurückzugehen  ist,*)    wäre  die 


*)  Gierke,  Deutsch.  Privatrecht  I,  S.  445.  Das  deutsche  Recht  lässt 
nach  Art.  31  EG.  zuni  BGB.  nur  die  Möglichkeit  eines  Vergeltungs- 
rechts  offen. 

«)  JW.  1905,  S.  238*«,  S.  744".     ÜW.  IV,  S.  72;  V,  S.  84. 

')  V.  ßar,  Theorie  und  Praxis  des  intern.  Privatrechta  II,  S.  272. 
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Frage  auf  den  ersten  Blick  zu  verneinen.  Gewiss  ist,  dass  für 
den  Begriff  des  Gewerbebetriebs  und  für  die  Frage  seiner  Zu- 
lässigkeit  das  ausländische  Recht  allein  massgebend  ist/)  ebenso 
für  die  Frage  der  Rechtsfähigkeit  ausländischer  Vereine  und 
juristischen  Personen,  der  Geschäftsfähigkeit  und  Rechtfähigkeit 
natürlicher  Personen.  Wer  im  Ausland  nach  ausländischem  Rechte 
überhaupt  nicht  gewerblich  tätig  sein  darf,  kann  für  diese  ins 
Deutsche  Reich  herübergreifende  Tätigkeit  auch  hier  keinen  Schutz 
verlangen.  Ist  die  gewerbliche  Tätigkeit  aber  nach  ausländischem 
Recht  an  sich  erlaubt,  sa  ist  ihr,  soweit  sie  nach  Deutsch- 
land herübergreift  und  sich  innerhalb  Deutschlands  entwickelt, 
hierfür  auch  der  Schutz  durch  ein  absolutes  Ausschlussrecht  zu 
gewähren,  sofern  nur  überhaupt  hier  die  Rechtsfähigkeit  als  solche 
anerkannt  wird.*)  Insoweit  unterfällt  eben  die  ausländische  Per- 
sönlichkeit deutschem  Recht,  da  sie  ihre  Persönlichkeitsphäre  nach 
Deutschland  ausdehnt.  Der  Fall  liegt  anders  als  bei  den  besondern 
ausschliesslichen  subjektiven  Rechten  an  Warenzeichen  usw. 
Diese  bringen  der  Persönlichkeit  tatsächlich  einen  Rechtzuwachs 
insofern,  als  sie  ihr  die  besondre  Befugnis  der  Ausschliesslichkeit 
geben,  also  nicht  nur  ein  vorhandnes  Genussgut  durch  ein  Aus- 
schlussrecht schützen,  sondern  eine  erweiterte  Genussfähigkeit 
begründen.  Das  die  Persönlichkeit  oder  ihre  Betätigungen 
schützende  Ausschlussrecht  fügt  aber  keine  neuen  Genussmög- 
lichkeiten und  keine  neuen  Genussgüter  hinzu,  sondern  schützt 
nur  in  seiner  besondern  Weise  die  vorhandnen,  soweit  sie  inner- 
halb deutschen  Rechtsgebiets  als  Rechtsgüter  sich  befinden.*) 

Lau  in  Gew.  Rechtschutz  1902,  S.  101  ff.,  vgl.  auch  RGZ.  in  Bl.  f.  Pat. 
1901,  S.  56.    Tribunal  de  la  Seine,   Gew.  Rechtsch.  1900,  S.  363. 

1)  Fuld  in  UW.  II,  S.  Bff. 

«)  Art.  10  EG.  z.  BGB.  Niemeyer,  Intern.  Privatrecht  im  Entw. 
S.  36.  —  Fuld  im  ÜW.  II,  S.  3ff. 

*)  Eb  entspricht  diese  Behandlung  auch  der  Beurteilung  der  Rochts- 
fühigkeit,  wie  sie  im  internationalen  Privatrecht  üblich  ist  und  im  1.  Ent- 
wurf des  EG.  z.  BGB.  in  §6  ausgesprochen  war.  Planck,  Komm.  z. 
EG.  z.  BGB.  (Bd.  VI)  S.  30. 

—     404     — 


Schutz  des  Ausländers  nach  UWOes. 

Daher  wird  anderseits  ein  ausländischer  Gewerbetreibender, 
der  vom  Ausland  her  nach  einem  andern  Lande  gewerbliche 
Tätigkeit  entfaltet,  ohne  das  deutsche  Reichsgebiet  dabei  zu  be- 
rühren, gegen  einen  Deutschen,  der  von  Deutschland  aus  ihm  im 
Auslande  unlautre  Konkurrenz  macht,  also  etwa  ein  Franzose,  der 
von  Frankreich  aus  nach  Österreich  liefert,  gegen  einen  Deutschen, 
der  ebenfalls  in  Österreich  sein  Absatzgebiet  hat  und  dort  mit 
dem  Franzosen  in  Wettbewerb  steht,  gegen  den  Deutschen  in 
Deutschland  nicht  wegen  Verletzung  seines  gewerblichen  Betäti- 
gungsrechts nach  BGB.  §  1004  oder  §  823  Abs.  1  Ansprüche 
erheben  können.  Es  finden  vielmehr  hier  die  österreichischen 
Gesetze  unter  Berücksichtigung  von  Art.  12  EG.  zum  BGB.  An- 
wendung, wobei  aber  nicht  BGB.  §  1004  und  §  823  Abs.  1,  son- 
dern nur  BGB.  §  823  Abs.  2,  §  824  und  §  826  als  Vergleich 
heranzuziehen  sind,  es  wäre  denn,  dass  nachgewiesen  würde,  dass 
auch  nach  französischem  Recht  die  gewerbliche  Betätigung  als 
Ausübung  eines  Persönlichkeitrechts  aufgefasst  würde. 

Soweit  das  BGB.  Anwendung  findet,  ist  die  Wirksamkeit 
seines  Schutzes  und  die  Dauer  nicht  den  Beschränkungen  unter- 
worfen, die  Sondergesetze  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wett- 
bewerbs aufstellen.^) 

2.  Das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wett- 
bewerbs vom  27.  Mai  1896  macht  zwar  ebenfalls  keinen  Unter- 
schied nach  der  Staatsangehörigkeit  der  Person^  des  Gewerbe- 
treibenden, wohl  aber  nach  der  Staatsangehörigkeit  der 
gewerblichen  Niederlassung,*)  indem  es  den  Schutz  des 
Gesetzes  nur  demjenigen  angedeihen  lässt,  der  entweder  im  Inland 
oder  in  einem  solchen  Staate  seine  Hauptniederlassung  hat,  in 
dem  deutschen  Gewerbetreibenden   nach  einer  Bekanntmachung 


^)  a.  M.  Osterrieth  und  Axster,  Dio  Pariser  Konvention  S.  218. 
«)  RGZ.  41,  S.  69.    RGSt.  35,  S.  415. 

»j  Müller,  Komm.  S.  226.    Fuld  in  UW.  II,  S.  3.    Lau  in  Gew. 
Rechtsch.  1903,  S.  263. 
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im  Reichsgesetzblatt  ein  entsprechender  Schutz  zuteil  wird.^)  Dem 
Deutschen,  der  seine  Hauptniederlassung  im  Auslande  und  keine 
Hauptniederlassung  im  Deutschen  Reiche  hat,  ist  also  ebenfalls 
der  Schutz  des  Sondergesetzes  versagt.^) 

a)  Hauptniederlassung  ist  im  Gegensatz  zur  Zweignieder- 
lassung der  Mittelpunkt  der  gesamten  gewerblichen  Tätigkeit.*) 
Mehr  als  dieser  Gegensatz  sollte  nicht  betont,  insbesondre  nicht 
ein  strengeres  Erfordernis  für  den  Begriff  der  gewerblichen 
Niederlassung  selbst  aufgestellt  werden.  Ob  eine  solche  Nieder- 
lassung vorhanden  ist,  ist  Tatfrage  und  je  nach  der  Art  der  ge- 
werblichen Betätigung  zu  beurteilen.  Die  Bestimmung  der  Ge- 
werbeordnung in  §  42  Abs.  2  ist  für  den  hier  in  Betracht 
kommenden  weiteren  Begriff  der  gewerblichen  Tätigkeit  nicht 
massgebend.  Die  gewerbliche  Niederlassung  kann  häufig  mit  der 
Wohnung  zusammenfallen,  namentlich  wenn  keine  besonderen 
Geschäftsräume  und  Einrichtungen  gebraucht  werden,*)  wie  etwa 
beim  Hausiergeschäft  Es  kann  auch  jemand  mehrere  Haupt- 
niederlassungen haben.  Dann  kommt  es  allein  auf  das  Recht 
des  Gebiets  an,  in  dem  die  Hauptniederlassung  liegt,  auf  deren 
Betrieb  sich  der  unlautre  Wettbewerb  bezieht  Auch  die  Frage, 
wer  Inhaber  einer  Hauptniederlassung  sein  kann,  ist  nach  dem 
Gesetz  ihres  Orts  zu  beurteilen. 

b)  Die  verbürgte  Gegenseitigkeit  ist  nicht,  wie  im 
Warenzeichengesetz  §  23  eine  vollständige,  sondern  nur  eine  ent- 
sprechende. Der  Ausländer  geniesst  den  Schutz  des  Sondergesetzes 
„nur  insoweit",  als  der  Deutsche  im  Ausland,  in  dem  jener  seine 


i)  JW.  1900,  S.  811.    Fuld  in  ÜW.  I,  S.  239  and  II,  S.  2. 

*)  JW.  1905,  S.  238«.  Ebenso  dem  Deutschen,  der  überhaupt  keine 
Hauptniederlassung  hat,  wie  z.  B.  möglicherweise  bei  dem  Wander- 
gewerbe.    So  auch  M.  M.  Kohler,  S.  266. 

»)  RGZ.  21,  S.  1 ;  über  Zweigniederlassung  vgl.  noch  RGZ.  50,  S.  428, 
396.  JW.  1900,  S.  8418,  sowie  über  blosse  „Filialen«  RGZ.  44,  S.  861. 
Sachs.  Archiv  1897,  S.  265. 

*)  So  auch  Pinner,  S.  166. 
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Hauptniederlassung  hat/)  einen  entsprechenden  Schutz  geniesst. 
Entsprechend  nach  Umfang  und  Art  ist  dieser  Schutz,  wenn 
dasselbe  Rechtsgut  (gewerbliche  Betätigung)  derselben  Personen 
(auch  die  deutschen  juristischen  Personen)  ^)  gegen  dieselben  Ver- 
letzungen (unlautre  Reklame,  Quantitätverschleierungen,  Herab- 
setzung gewerblicher  Leistungen,  Anmassung  von  Unterscheidungs- 
zeichen, Verrat  von  Fabrik-  und  Geschäftsgeheimnissen)  mindestens 
in  gleichstarker  Weise  geschützt  ist,  wie  in  dem  Sondergesetz 
(durch  Gewährung  von  Ansprüchen  auf  Unterlassung,  auf  Schaden- 
ersatz, durch  Strafen  bei  Verletzungen).  Ob  dieser  Schutz  auf 
Gewohnheitrecht  oder  Gesetzesrecht  oder  auf  blosser  Auslegung 
des  Gesetzesrechts  durch  die  Gerichtspraxis  beruht,  ist  gleich- 
gültig, entscheidend  ist  allein  der  Umstand,  dass  der  Deutsche  im 
Auslande  den  gleichwertigen  Schutz  erhält.*)  Verbürgt  ist  diese 
entsprechende  Gegenseitigkeit  dem  deutschen  Richter  aber  nur, 
wenn  eine  im  Reichsgesetzblatt  enthaltene  Bekanntmachung  bezeugt, 
dass  deutsche  Gewerbetreibende  einen  entsprechenden  Schutz  ge- 
messen. Da  sich  dieser  entsprechende  Schutz  auch  nur  auf  ein- 
zelne Arten  unlautern  Wettbewerbs  erstrecken  kann,  so  kann 
auch  nur  „insoweit"  die  Verbürgtheit  bekannt  gemacht  werden. 
Die  Prüfung  des  Verbürgtseins  ist  den  Gerichten  entzogen,*) 
nicht  aber  die  Prüfung,  ob  eine  solche  Bekanntmachung  im  Sinne 
des  §  16  ergangen  ist.  Danach  bleibt  ihnen  die  Frage  zu  ent- 
scheiden, wer  die  Bekanntmachung  zu  erlassen  hat,  in  welcher 
Form  sie  erfolgen  muss,  sowie  ob  sie  den  vom  Gesetz  gewollten 
Inhalt  und  welchen  Umfang  sie  hat.  Die  Prüfung  und  Bekannt- 
machung steht  dem  Reichskanzler  zu.^)    Die  Bekanntmachung 


1)  Senfferts  Archiv  N.  F.  22,  Nr.  258. 

«)  Fuld  in  Ztschr.  für  gew.  Rechtsch.  1897,  S.  208.  Hinsichtlich 
der  Vereine  im  Sinne  von  UWGes.  §  1  derselbe  in  UW.  II,  S.  3flf. 

')  So  aach  Köhler ,  Markenrecht  S.  426.  Doch  ist  dies  s^hr  bestritten. 

*)  RGSt.  34,  S.  277. 

»)  RGSt.  84,  S.  276,  vgl.  auch  Fuld  in  Ztschr.  f.  gew.  Rechtschutz 
1899,  S.  162. 
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von  Staatsverträgen,  in  denen  die  Gegenseitigkeit  des  Recht- 
schutzes gegen  unlautern  Wettbewerb  vereinbart  worden  ist,  ist 
an  sich  nicht  einer  Bekanntmachung  im  Sinne  des  §  16  UWOes. 
gleichzustellen.^)  Diese  Staatsverträge  wollen  die  Gegenseitigkeit 
erst  begründen,  ihre  Bekanntmachung  geht  aber  nur  auf  Kund- 
gebung von  dem  abgeschlossenen  Vertrage,  soll  nicht  ein  Zeugnis 
über  die  Wirkung  dieses  Vertrags  dafür,  dass  nun  die  Gegen- 
seitigkeit besteht,  enthalten.^)  Eine  andre  Frage  ist,  ob  schon 
durch  den  Abschluss  eines  solchen  Vertrags  etwa  die  Vorschrift 
des  UWGes.  §  16  aufgehoben  ist  Dies  ist  zu  verneinen.  Die 
Aufhebung  kann  selbstverständlich  nur  wieder  durch  ein  Reichs- 
gesetz geschehen,  und  es  muss  deshalb  das  völkerrechtlich 
zwischen  den  beiden  Regierungen  Vereinbarte  erst  noch  als  deut- 
sches Reichsgesetz  zustande  kommen  und  erlassen  werden,  um 
eine  Norm  für  die  Untertanen  zu  bilden.  Die  Verkündung  dieses 
Gesetzes  kann  dann  natürlich  auch  mit  der  Bekanntmachung 
des  Vertrags  selbst  zusammenfallen,  ein  Ersatz  für  die  in  UWGes. 
§  16  vorgeschriebene  Bekanntmachung  ist  dies  aber  nicht.  Wann 
ein  solches  die  Vorschrift  in  §  16  UWGes.  abänderndes  Reichs- 
gesetz vorliegt,  ist  Frage  des  Einzelfalls*)  und  untersteht  der 
Prüfung  des  Gerichts.  Die  vor  dem  Reichsgesetz  vom  27.  Mai 
18Q6  liegenden  Staatsverträge  und  auf  deren  Grund  erlassenen 
Gesetze  sind  durch  dieses  spätere  Gesetz  noch  nicht  schon  als 
aufgehoben  anzusehen.  Es  kann  nicht  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers gewesen  sein,  dass  die  völkerrechtlich  begründeten  Be- 
ziehungen eine  Abänderung  erfahren  sollten,  es  muss  vielmehr 
angenommen  werden,  dass  die  Vorschrift  von  UWGes.  §  16  von 


*)  Zu  weit  auch  P inner,  S.  167  und  Finger,  Komm.  z.  Waren- 
zeichengesetz  S.  494. 

*)  Abweichend  für  §  20  des  alten  Markenschutzgesetzes  vom  30.  No- 
vember 1874  auch  RGSt.  3,  S.  129. 

•)  Die  Handelsverträge  mit  England,  Gew.  Rechtsch.  1898,  S.  313, 
mit  Österreich  über  Namen-  und  Firmenschutz  tun  es  nicht.  JW.  1900, 
S.  8418. 
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vornherein  nur  dort  gelten  sollte,  wo  entgegenstehende  andre 
gesetzliche  Bestimmungen  nicht  in  Betracht  kamen.^) 

Die  Frage,  ob  es  sich  um  eine  blosse  Bekanntmachung  im 
Sinne  von  UWGes.  §  16  oder  um  die  Verkündung  eines  (auf 
Grund  von  Staatsverträgen  erlassenen)  Gesetzes  handelt,  ist  wichtig 
auch  für  den  Zeitpunkt  der  Wirksamkeit.  Denn  während  das 
Gesetz  nach  Art.  2  RV.  erst  vierzehn  Tage  nach  Ausgabe  der 
Nummer  des  Reichsgesetzblattes  wirksam  wird,  geschieht  dies  mit 
jener  Bekanntmachung  nach  UWGes.  §  16  sofort,  da  sie  nicht 
die  Bedeutung  einer  Verordnung,  sondern  nur  eines  Zeug- 
nisses hat.  ^)  Ferner  kann  der  Reichskanzler,  wenn  sich  im 
Ausland  der  Zustand  der  Gesetzgebung  oder  der  Gerichts- 
praxis ändert,  jederzeit  die  Bekanntmachung  zurücknehmen,  wie 
er  sie  von  vornherein  nur  auf  gewisse  Gebiete  beschränken 
konnte.*) 

Bisher  ist  keine  Bekanntmachung  im  Sinne  von  UWGes. 
§  16  erlassen  worden,  als  abänderndes  Gesetz  kommt  aber  der 
Beitritt  zur  Pariser  Konvention  in  Betracht.*) 

3.  Eine  besondre  Begehungsform  unlautern  Wettbewerbs  trifft 
ferner  Warenzeichengesetz  §  15  und  §  16.*)  Auf  den  Schutz 
dieses  Gesetzes  hat  der  Ausländer  aber  gleichfalls  gegen  die  darin 
erwähnten  unlautern  Wettbewerbshandlungen  nur  dann  Anspruch, 
wenn  in  dem  Staate,  in  dem  sich  seine  Niederlassung,  d.  i.  seine 
Hauptniederlassung,®)  befindet,  nach  einer  im  Reichsgesetzblatt 
enthaltenen  Bekanntmachung  deutsche  Warenbezeichnungen  in 
gleichem  Umfange  wie  inländische  Warenbezeichnungen  zum  ge- 


0  RGSt.  3,  S.  129. 

*)  Pinner,  S.  166. 

»)  Müller,  Komm.  S.  230. 

*)  JW.  1905,  S.  238". 

*)  RGZ.  in  ßl.  f.  Pat.  1905,  S.  224.  Finger,  Warenzeichengesetz 
Seite  347. 

^)  Seligsohn,  Warenzeichengesetz  S.  261,  Eont  a.  a.  0.  S.  558. 
Finger  a.  a.  0.  S.  491. 
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setzlichen  Schutz  zugelassen  werden,  Warenzeichengesetz  §  23 
Abs.  1.  Durch  die  Einfügung  der  Bestimmungen  der  §§  15  u.  16 
gegen  unlautem  Wettbewerb  in  das  Gesetz  zum  Schutz  der 
Warenbezeichnungen,  in  das  sie  ihrer  Natur  nach  gar  nicht  ge- 
hören, tritt  nun  die  Eigentümlichkeit  auf,  dass  der  Schutz  gegen 
diesen  unlautern  Wettbewerb  abhängig  gemacht  wird  von  der 
verbürgten  Gegenseitigkeit  des  Schutzes  deutscher  Warenbezeich- 
nungen. Wie  schon  erwähnt  wurde,  ist  hier  im  Gegensatz  zu 
§  16  UWGes.  die  Gegenseitigkeit  auch  nicht  eine  nur  ent- 
sprechende, sondern  sie  muss  eine  vollständige  sein.  Das  Waren- 
zeichengesetz kann  also  nicht  wie  das  Wettbewerbgesetz  nur  teil- 
weise angewendet  werden,  sondern  findet  entweder  ganz  oder 
gar  nicht  Anwendung.^)  Entscheidend  für  die  Frage  der  Gegen- 
seitigkeit ist  auch  nicht,  ob  im  Ausland  den  deutschen  Waren- 
zeichen ein  gleicher  Schutz  gewährt  wird  wie  diesen  in  Deutsch- 
land, sondern  ob  ihnen  derselbe  Schutz  im  Ausland  gewährt  wird, 
wie  den  Warenzeichen  dieses  Landes  selbst.*)  Im  übrigen  gilt 
hier  für  die  Bekanntmachung  und  den  Einfluss  der  Staatsverträge 
dasselbe,  was  unter  2  hierzu  ausgeführt  wurde. 

Während  in  bezug  auf  unlautern  Wettbewerb  keine  Bekannt- 
machung nach  §  16  UWGes.  und  nur  der  Beitritt  zur  Pariser 
Konvention  erfolgt  ist,  sind  für  den  Markenschutz  mit  verschie- 
denen Staaten  Gegenseitigkeitverträge  abgeschlossen  worden,  die 
gemäss  Art.  15  des  internationalen  Übereinkommens  auch  inso- 
weit noch,  als  sie  mit  Verbandstaaten  abgeschlossen  wurden,  selbst- 
verständlich erst  recht  mit  den  Nichtverbandstaaten  bestehen.')  Es 
sind  auch  die  hier  im  Gesetz  vorgesehenen  Bekanntmachungen 
mehrfach  erfolgt.  Dadurch  ist  den  Bestimmungen  in  §§  15u.  16 
des  Warenzeichengesetzes  gegen  unlautern  Wettbewerb  die  Geltung 


*)  Finger,  Warenzeichengesetz  S.  493. 

«)  RGSt.  6,  S.  272.   Kent,  Komm.  z.  Warenz.  S.  563.    Seligaohn, 
Seite  261. 

*)  RGZ.  II,  iw/^  80.  Oktober  1900. 
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für  Ausländer  gesichert,  ohne  dass  die  Bedingungen  in  §  23  Abs.  1 
des  Gesetzes  erfüllt  sind.^) 

Aus  den  bisherigen  Ausführungen  ist  zu  entnehmen,  dass 
mit  der  Geltung  des  DBGB.  und  seinen  weiten  Bestimmungen, 
die  gegen  unlautern  Wettbewerb  anzuwenden  sind  und  die  im 
allgemeinen  dem  Ausländer  den  gleichen  Schutz  zuteil  werden 
lassen,  wie  dem  Deutschen,  der  Ausländer  in  bezug  auf  den 
gewerblichen  Rechtschutz  ohne  jede  Rücksicht  auf  Gegenseitig- 
keit in  Deutschland  auf  das  günstigste  gestellt  ist.  Soweit  keine 
Staaten  in  Betracht  kommen,  die  der  Pariser  Konvention  bei- 
getreten sind,  wäre  es  daher  hier  sehr  am  Platze,  einmal  zu  prüfen, 


^)  Mit  folgenden  Staaten,  die  nicht  dem  Verband  angehören, 
find  Yertrügo  abgescblosson  und  entsprechende  Bekanntmachungen  er- 
lassen worden: 

1.  Bulgarien.     Vertrag  vom  18.  Juli  1878.     Bekanntmachung  vom 
27.  Januar  1894  (RGbl.  S.  112). 

2.  Costa  Kica.      Bekanntmachung    vom    1.  Oktober    1901    (RGbl. 
S.  875). 

3.  Ecuador.     Bekanntmachung  vom   27.  März  1903  (RGbl.  S.  122). 

4.  Griechenland.    Vertrag  vom  9.  Juli  1884.    Bekanntmachung  vom 
14.  September  1894  (RGbl.  S.  520). 

5.  Guatemala.     Vertrag  vom  17.  Juli  1899.     Bekanntmachung  vom 
17. 'August  1899  (RGbl.  S.  543). 

6.  Luxemburg.   Bekanntmachung  vom  U.Juli  1876  (RGbl.  S.  169) 
und  2.  August  1883  (RGbl.  S.  268). 

7.  Mexiko.    Übereinkommen  vom  16.  August  1898,  Bekanntmachung 
vom  16.  Mai  1899  (RGbl.  S.  284). 

8.  Österreich-Ungarn.  Übereinkunft  vom  6.  Dezember  1891  (RGbl. 
1892,  S.  289)  und  80.  Dezember  1899  (RGbl.  1901,  S.  131). 

9.  Rumänien.   Handelsvertrag  vom  14.  November  1877  (RGbl.  1881, 
S.  199).     Bekanntmachung  vom  27.  Januar  1882  (RGbl.  S.  7). 

10.  Russland.     Bekanntmachung  vom  18.  August  1873  (RGbl.  S.  387) 
und  13.  Juli  1878  (RGbl.  S.  307). 

11.  Serbien.     Übereinkommen  vom  7.  Juli  1886  (RGbl.  S.  281)  und 
vom  9./21.  August  1892  (RGbl.  J893,  S.  308). 

12.  Venezuela.    Bekanntmachung   vom   18.  Dezember  1883    (RGbl. 
S.  389).    . 
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WO  von  dem  in  Art.  31  EG.  z.  BGB.  zugelassenen  Vergeltungs- 
rechte Gebrauch  zu  machen  wäre. 

B.  Schutz  einzelner  Erwerbsmittel. 

Soweit  die  einzelnen  Erwerbsmittel  nur  als  Bestandteile  der 
gewerblichen  Betätigung  in  Betracht  kommen,  geniessen  sie  den 
Schutz,  der  dieser  zuteil  wird.  Es  bestehen  aber  an  ihnen,  wie 
gezeigt  wurde,  auch  einzelne  Sonderrechte,  und  es  ist  deshalb  zu 
prüfen,  wann  diese  auch  den  Ausländern  ausser  dem  allgemeinen 
gewerblichen  Rechtschutz  gewährt  werden.^)  Im  allgemeinen  ist 
hier  festzustellen,  dass  im  Gegensatze  zum  bürgerlichen  Recht 
der  Grundsalz  der  Gleichstellung  von  Inländern  und -Aus- 
ländern nicht  anerkannt,  der  besondre  Schutz  der  einzelnen 
Spezialgesetze  vielmehr  den  Deutschen  vorbehalten  wird,  und 
dass  es  erst  einer  Ausdehnung  durch  Staatsverträge  bedarf,  soll 
auch  den  Ausländern  diese  Gleichstellung  gewährt  werden. 

1.  In  erster  Linie  kommt  wieder  das  Schutzrecht  am  Waren- 
zeichen in  Betracht.  Hieristes  ein  im  internationalen  Recht  allgemein 
anerkannter  Grundsatz,  dass  über  den  Bestand  eines  Individual- 
rechts am  Warenzeichen  auf  das  Recht  des  Heimatstaats  zurück- 
zugreifen ist.  Der  dem  ausländischen  Warenzeichen  in  Deutsch- 
land gewährte  Schutz  ist  ein  akzessorischer.  Er  erteilt  nicht 
selbständig  einem  Fremden,  der  ein  Warenzeichen  in  seinem 
Gewerbebetrieb  nach  Deutschland  hinein  verwendet,  ein  aus- 
schliessliches Benutzungsrecht,  sondern  will  ihm  nur  dieses  aus- 
schliessliche Benutzungsrecht,  sofern  er  es  von  seinem  Heimat- 
staate zuvor  erlangt  hatte,  auch  in  Deutschland  unter  bestimmten 
gesetzlichen  Voraussetzungen  gewährleisten.^  Entstehung,  Be- 
stand und  Untergang  des  heimatlichen  Rechts  am  Warenzeichen 
beeinflussen  daher  auch  das  Recht  in  Deutschland.  Besteht  aber  für 
den  Ausländer  ein  solches  Recht,  so  kann  er  gemäss  Warenzeichen- 

1)  Lau  in  Gew.  ReclitBch.  1902,  S.  201  fif. 

«)  RGZ.  40,  S.  64;  46,  S.  107.  v.  Bar,  Theoiie  und  Praxis  des 
intern.  Privatr.  II,  S.  272.  —  Lau  in  Gew.  Rechtsch.  1902,  S.  201.  RGZ. 
in  Bl.  f.  Pat.  1901,  S.  56.  Ebenso  in  Frankreich,  Gew.  Rechtsch.  1900,  S.863. 
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gesetz  §  23  Abs.  2  u.  3  auch  in  Deutschland  die  Eintragung  für 
das  Warenzeichen  erreichen  und  §o  den  Schutz  des  Gesetzes  er- 
langen unter  der  in  Abs.  1  vorausgesetzten  Gegenseitigkeit  und, 
was  vor  allem  zu  beachten  ist,  wenn  das  ausländische  Warenzeichen 
allen  Anforderungen  des  deutschen  Gesetzes  entspricht  und  für 
den  Anmelder  ein  inländischer  Vertreter  bestellt  ist,  §  23  Abs.  3. 
Dieses  ausländische  Recht  darf  auch  nicht  in  einer  gegen  die 
guten  Sitten  verstossenden  Weise"  erlangt  sein,  andernfalls  würden 
aus  ihm  in  Deutschland  keine  Rechte  hergeleitet  werden  können,^) 
Art.  30  EG.  z.  BGB.  Im  übrigen  ist  auf  die  Ausführungen 
über  das  Warenzeichengesetz  unter  A  3  zu  verweisen.  Es  gilt 
also  für  ausländische  Warenzeichen  tatsächlich  der  Grundsatz  der 
Territorialität. 

2.  Wie  am  Warenzeichen,  so  kann  auch  am  Namen,  an 
der  Firma,  der  Geschäftsbezeichnung  usw.  ein  besondres 
subjektives  Recht  bestehen.  Auch  hier  ist  auf  das  ausländische  Recht 
zurückzugreifen  und  vom  Richter  zu  prüfen,  ob  dieses  ein  solches 
besondres  subjektives  Recht  anerkennt.^)  Ist  es  der  Fall,  so  geniesst 
dann  der  Ausländer,  der  sich  bei  seiner  gewerblichen  Betätigung  in 
Deutschland  dieser  Bezeichnungen  bedient,  den  allgemeinen  Schutz 
des  BGB.,  der  gegen  die  Verletzung  absoluter  Rechte  überhaupt 
gegeben  ist.')  Der  Form  des  Missbrauchs  eines  fremden  Namens 
und  einer  fremden  Firma,  die  §  14  des  Warenzeichengesetzes 
erwähnt,  kann  jedoch  auf  Grund  dieser  Sondervorschrift 
vom  Ausländer  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit 
nach  Warenzeichengesetz  §  23  Abs.  1  entgegengetreten  werden. 
Den  besonderen  Schutz,  den  das  Handelsgesetzbuch  §  37 
Abs.  1  für  die  Firmen  gewährt,  kann  der  Ausländer  ebenfalls  nicht 
anrufen,  da  hier  eine  Firma  eines  deutschen  Handelsunternehmens 
vorausgesetzt  wird.     Das  gilt  auch  für  Abs.  2,   sofern  man  an- 


^  1)  OLG.  Dresden  in  Bl.  f.  Pat.  1905,  S.  253. 
*  «)  V.  Bar  a.  a.  0.  S.  287. 
»)  JW.  1889,  S.  349*. 

—      413      — 


Kredit,  Literatur-  und  Tonwerke,  Kunstwerke,  Modelle,  Muster. 

nimmt,  dass  die  Verletzung  des  Rechts  mit  einer  den  deutschen 
handelsgesetzlichen  Vorschriften  widerstreitenden  Firma  erfolgt 
sein  muss.^) 

3;  Der  Schutz  des  Kredits  wird  dem  Ausländer  nach 
BQB.  §  824  in  gleicher  Weise  wie  dem  Deutschen  gewährt,  sofern 
die  kreditschädigende  Handlung  in  Deutschland  verübt  worden 
ist.  Das  ein  in  Deutschland  zu  geniessender  Kredit  geschädigt 
worden  ist,  wird  nicht  vorausgesetzt.  Dasselbe  gilt  für  Ansprüche, 
die  aus  StGB.  §  187  in  Verbindung  mit  BGB.  §  823  Abs.  2 
hergeleitet  werden,  StGB.  §  3  ff.  — 

4.  Das  Gesetz  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Literatur  und  Tonkunst  vom  19.  Juni  1901  gibt  seinen  be- 
sondern Schutz  nach  §  54  nnr  den  Reichsangehörigen,  den  Aus- 
ländern nur  dann,  wenn  sie  die  Werke  erstmalig  haben  in  Deutsch- 
land erscheinen  lassen,  §  55.  Entsprechende  Bestimmungen 
enthält  §  51  des  Gesetzes  betr.  das  Urheberrecht  an  Werken 
der  bildenden  Künste  und  der  Photographie.') 

5.  Auch  das  „gewerbliche  Eigentum"  wird  nur  den  inlän- 
dischen Urhebern  geschützt  oder  doch  nur  solchen  ausländischen, 
die  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  ihre  gewerbliche  Nieder- 
lassung haben  und  nur  für  die  im  Inlande  gefertigten  Erzeug- 
nisse, vgl.  Gesetz  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und 
Modellen  vom  11.  Januar  1876  §  16.  Das  Gesetz  betr.  den 
Schutz  von  Gebrauchsmustern  vom  1.  Juni  1891  verlangt 
in  §  13  einen  Wohnsitz  oder  eine  Niederlassung,  andernfalls 
wenigstens  Bestellung  eines  im  Inlande  wohnenden  Vertreters  und 
Gewährung  von   Gegenseitigkeit  für   den  Schutz  deutscher  Ge- 


*)  So  auch  Osterrieth-Axster  a.  a.  0.  S.  190.  Finger,  Waren- 
zeichenrecht S.  504.  Staab,  Komm.  z.  HGB.  Bd.  I,  S.  199.  Ztschr.  f. 
d.  ges.  Handelsrecht  46,  S.  481.     VgL  S.  291. 

*)  Hier  kommt  nur  der  besondre  Urheberschutz  des  Gesetzes  in  Frage. 
Ein  Persönlichkeitschutz,  wie  z.  B.  der  gegen  unbefugte  öffentliche  Schau- 
stellung eines  Bildnisses,  ist  von  der  Reichsangehörigkeit  unabhängig  and 
ric)Uet  sich  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  BGB. 
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brauchsmuster.  Und  ebenso  kann  ein  nicht  im  Inland  wohnender 
Ausländer  nach  §  12  des  Patentgesetzes  vom  7.  April  1891 
die  Erteilung  eines  deutschen  Reichspatents  nur  dann  erlangen, 
wenn  er  im  Inlande  einen  Vertreter  bestellt  hat. 

III.  Der  besondre  Schutz  auch  dieser  Spezialgesetze  wird 
den  Ausländern  erst  durch  Staatsverträge  zuteil,  namentlich 
durch  die  Berner  Übereinkunft  mit  der  Pariser  Zusatzakte 
und  Deklaration  und  einzelnen  Sonderabkommen.^) 

IV.  Schutz  der  Ausländer,  die  die  Vorteile  der 
Pariser  Konvention  geniessen.*) 

Die  Absicht  der  internationalen  Union  geht  dahin,  die  An- 
gehörigen der  Vertragstaaten,  gleichgültig,  ob  sie  im  Heimat- 
staat oder  einem  andern  Vertragstaate  ihren  Wohnsitz  oder  ihre 
gewerbliche  Niederlassung  haben,  den  Angehörigen  des  Staats 
gleichzustellen,  für  dessen  Bereich  der  Schutz  beansprucht  wird. 


')  Vgl.  hierzu  S.  136. 

')  Dem  Verbände  gehören  zurzeit  die  Seite  137  aufgeführten 
Staaten  an. 

Serbien  und  die  Dominikanische  Republik  haben  die  Brflsseler 
Zusatzakte  noch  nicht  ratifiziert,  kommen  daher  für  Deutschland  als 
Verbandstaaten  nicht  in  Betracht.  Ob  auch  in  den  deutseben  Kolonial- 
gerichtsbezirken und  Schutzgebieten  die  Vorschriften  der  inter- 
nationalen Union  gelten,  ist  bestritten.  Bejaht  von  Köhler,  Handbuch 
S.  69  und  dem  Patentamt  in  dessen  Mitteilungen  vom  18.  April  1903 
(Osterrieth  und  Axster  a.  a.  0.  S.  306);  verneint  von  Seligsohn  im  Gew. 
Rcchtsch.  1900,  S.  137,  Damme  im  Archiv  f.  Offentl.  Recht  1900,  S.  50 
und  Gew.  Rechtsch.  1901,  S.  249,  Osterrieth  und  Axster  a.a.  0.  S.  16, 
Finger,  Warenzeichenrecht  S.  600.  Da  nach  §19  des  RGes.  v.  7.  April 
1900  „die  dem  bürgerlichen  Recht  angehOrigen  Vorschriften  der  Reichs- 
gesetze" in  den  Schutzgebieten  und  den  Konsulargerichtsbezirken  gelten, 
die  internationale  Vereinigung  zwar  als  Reichsgesetz  veröffentlicht  ist,  in 
Art  10b  aber  keine  Vorschriften  über  unlautem  Wettbewerb  gibt,  die  dem 
bürgerlichen  Recht  angehören,  sondern  Vorschriften  des  internationalen 
Rechts,  so  gilt  damit  diese  Bestimmung  in  jenen  Gebieten  nicht.  Ebenso 
fehlt  eine  Verordnung,  die  die  Intern.  Vereinigung  in  ihrer  Totalität  in 
Kraft  setzte.     §  4  der  VO.  vom  9.  November  1900  tut  das  nicht. 
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Der  Staatsangehörige  des  einen  Vertragstaats  soll  im  andern 
Vertragstaat  schlechthin  denselben  Rechtschutz  geniessen,  wie 
dessen  eigne  Untertanen/)  aber  allerdings  auch  keinen  besseren. 
Die  Gleichstellung  ist  vollständig.  Die  Brüsseler  Zusatzakte  fügte 
in  Art.  10b*)  zur  Pariser  Konvention  die  Gleichstellung  des 
allgemeinen  Schutzes  gegen  unlautren  Wettbewerb 
hinzu,  während  hinsichtlich  einzelner  Erwerbsmittel  (Art.  2 
bez.  der  Erfindungspatente,  der  gewerblichen  Muster  oder  Mo- 
delle, der  Fabrik-  oder  Handelsmarken,  der  Handelsnamen,  vgl. 
hierzu  auch  Art.  6)  schon  in  der  Pariser  Konvention  die  Gleich- 
stellung des  Schutzes  ausgesprochen  worden  war. 

A.  Gegen  unlautren  Wettbewerb  kann  hiernach  der 
Angehörige  eines  Vertragstaats  alle  Schutzbestimmungen  geltend 
machen,  die  dem  Deutschen  zu  Gebote  stehen,  gleichgültig,  in 
welchem  Gesetz  sie  sich  befinden  und  ob  sie  ausdrücklich  als  gegen 
den  unlautren  Wettbewerb  gerichtet  bezeichnet  sind  oder  nicht.*) 
Die  Grenze  des  Schutzes  ist  dem  Ausländer  nicht  enger  gezogen, 
als  dem  Deutschen.  Er  kann  sich  daher  allenthalben  auf  das 
DBGB.  berufen*)  und  für  den  Angehörigen  eines  Verbandstaats 
ist  jedenfalls  seine  gewerbliche  Tätigkeit  ebenfalls  als  durch  ein 
absolutes  Ausschlussrecht  geschützt  zu  erachten. 

Für  das  UWGes.  hat  sich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  dieses 
die  Gewährung   seines  Schutzes  in  §  16  nicht   von  der  Staats- 


1)  Fuld  in  UW.  II.  S.  5.    RGZ.  in  Gew.  Rechtsch.  1905,  S.  129. 

2)  Les  ressortissants  de  la  Convention  (art.  2  et  3)  jouiront,  dans  tons 
les  Etats  de  TUnion,  de  la  protection  accord^e  aax  nationaux  contre  la 
concurrence  d^loyale.  Die  nnler  der  Obereinkanft  stehenden  Personen 
(Art.  2  nnd  8)  sollen  in  allen  Yerbandstaatcn  den  den  Staatsangehörigen 
gegen  den  unlautern  Wettbewerb  zugesicherten  Schutz  geniessen. 

•)  z.  B.  auch  bei  Ausstattungen  des  §  15  Waren  zeichenges.  RGZ. 
in  ÜW.  V,  S.  55.  BI.  f.  Pat.  1906,  S.  209.  JW.  1905,  S.  744".  —  a.  M.  Lau 
in  Gew.  Rechtschutz  1902,  S.  201,  der  verkennt,  dass  es  sich  in  §  15  um 
unlaut.  Wettbewerb  handelt. 

*)  RGZ,  in  Bl.  f.  Pat.  1905,  S.  223.     ÜW.  V,  S.  55. 
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angehörigkeit,  sondern  von  dem  Orte  der  Niederlassung  abhängig 
macht,  ein  Streit  erhoben,  ob  unter  nationaux  des  Art.  10b 
„Staatsangehörige"  zu  verstehen  seien,  wie  die  deutsche  Ober- 
setzung des  Obereinkommens  wiedergibt,  oder  „Inländer".^)  Die 
überwiegende  Mehrheit  und  ebenso  das  RO.  hat  mit  Recht  unter 
nationaux  ebenso  wie  der  deutsche  Text  des  Obereinkommens 
darunter  Staatsangehörige  begriffen,  zugleich  aber  auch  weiter 
angenommen,  dass  mit  dieser  Bestimmung  nun  §  16  des  UWGes. 
aufgehoben  worden  ist.  Das  RQ.  hebt  zutreffend  hervor,  dass 
die  Vorschrift  des  §  16  UWOes.  nur  aus  dem  Gesichtspunkt 
der  Reziprozität  gegen  das  Ausland  aufgestellt  wurde  und  mit 
Wegfall  dieses  Zwecks  nun  selbst  hinfällig  geworden  ist^  Es  ist 
daher  für  die  Anwendung  des  UWOes.  zum  Schutz  der  Aus- 
länder nicht  mehr  erforderlich,  dass  diese  eine  gewerbliche  Nieder- 
lassung in  Deutschland  haben.  Daher  ist  es  aber  weiter  nun  auch 
nicht  mehr  notwendig,  dass  der  Deutsche  selbst  in  Deutschland 
eine  Hauptniederlassung  hat,  und  er  kann  nunmehr  auch  den 
Schutz  des  UWOes.  beanspruchen,  wenn  er  in  einem  andern 
Verbandstaate  eine  solche  besitzt.*)  In  gleicher  Weise  ist  durch 
Art.  2  des  Unionvertrag  §23  Abs.  1  des  Warenzeichengesetzes 
ausser  Kraft  gesetzt,  so  dass  nun  auch  dessen  Vorschriften  gegen 
unlautren  Wettbewerb  in  §§  15  und  16  schlechthin  gelten.^) 

Art.  10  b  bezieht  sich  nicht  nur  auf  physische,  sondern  auch 
auf  juristische  Personen.     Die  Frage,  ob  eine  juristische  Person 


^)  Diese  Meinnog  wird  vertreten  von  Osterrieth  in  öew.  Recht- 
schntz  1904,  8.63  und  Hugo  Alezander-Katz  in  Gew.  Bechtschntz 
1908,  S.  249  ff. 

«)  RGZ.  60,  S.  217.  JW.  1905,  S.  238«  267«  RGZ.  in  ÜW.  IV,  S.  64, 
76  und.  UW.  V,  S.  30.  Fuld  in  ÜW.  II,  S.  8.  Lau  in  Gew.  Rechtsch. 
1902,  S.  201;  1903,  S.  69,  268;  1904,  S.  113.  Taillefer  in  Jahrbuch  d. 
iotern.  Vereins  f.  gew.  Rechtsch.  1904,  S.  1.  —  Wassermann,  UW.  IV, 
Seite  68. 

»)  RGZ.  60,  S.  220. 

*)  Bl.  f.  Pat.  1903,  S.  285.    Finger,  Waren  zeichenges.  S.  503. 
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vorhanden  sei,  ist  jedoch  nach  dem  Personalstatut  zu  entscheiden. 
Die  angeordnete  völlige  Gleichstellung  erfordert  weiter,  dass  auch 
die  in  UWGes.  §  1  erwähnten  Vereine,  sofern  gleichartige  im 
Ausland  bestehen  und  dort  die  Klagfähigkeit  besitzen,^)  die  Klag- 
befugnis in  Deutschland  haben,  selbst  wenn  sie  nicht  juristische 
Personen  sind.^) 

Der  Beitritt  zur  Pariser  Konvention  hat  keine  rückwirkende 
Kraft  Aber  unlautre  Wettbewerbzustände,  die  vorher  begründet 
waren,  sind  damit  nicht  für  die  Zeit  nach  dem  1.  Mai  1903 
sakrosankt  geworden.  So  ist  der  Gebrauch  einer  Firma,  die  vor 
dem  1.  Mai  1905  schon  unlautern  Wettbewerb  darstellte  und  nur 
wegen  der  Bestimmung  in  §  16  UWGes.  nicht  verfolgbar  war, 
wenn  er  über  den  1.  Mai  1903  fortgesetzt  wird,  nunmehr  nach 
dem  UWGes.  wegen  unlautren  Wettbewerbs  zu  verfolgen.') 

B.  Für  den  den  einzelnen  Erwerbsmitteln  gewährten 
besondern  Schutz  deutschen  Rechts  begründen  ebenfalls  die  Vor- 
schriften der  Pariser  Konvention  eine  weitgehende  Gegenseitigkeit 
in  Artt.  2  und  6.*) 


»)  RGZ.  6,  S.  184. 

«)  Fuld  in  UW.  II,  S.5. 

»)  RGZ.  in  UW.  V,  S.  30. 

*)  Nach  Art.  15  bleiben  Sonderabkommen  mit  einzelnen  Staaten 
in  Kraft.  Solche  hat  in  bezug  auf  das  gewerbliche  Eigentum,  namentlich 
die  Warenzeichen,  das  Dentsche  Reich  mit  den  znm  Verband  ge- 
hörigen Staaten  folgende  abgeschlossen,  die  ganz  oder  teilweise  noch 
gelten  (vom  Vertrag  vom  2.  August  1862  mit  Frankreich  gilt  jetzt  noch 
Art.  28,  was  von  amtswegen  zu  prüfen  ist,  RGZ.  64,  S.  307): 

1.  Belgien.  Bekanntmachung  vom  13.  September  1875  (RGbl.  S.  301). 
Obereinkunft  vom  30.  Mai  1881  (RGbl.  S.  172)  und  12.  Dezember 
1883  (RGbl.  S.  188). 

2.  Brasilien.    Bekanntmachung  vom  28.  Februar  1877  (RGbl.  S. 406). 

3.  Dänemark  ohne  die  Insel  St.  Thomas  (RGSt.  16,  S.  312).  Be- 
kanntmachung vom  4.  April  1879  (KGbl.  S.  123). 

4.  Frankreich.    Übereinkunft  vom  19.  April  1883  (RGW.  S.  269). 

5.  Griechenland.     Vertrag  vom  9.  Juli  1884  (RGbl.  S.  86). 

6.  Grossbritannien.    Übereinkunft  vom  2.  Juni  1886  (RGbl.  S.  237). 
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Hier  kommen  insbesondre^)  in  Betracht: 

1.  Die  Fabrik-  und  Handelsmarken.  Hierunter  versteht 
die  internationale  Vereinigung  das  Warenzeichen  des  deutschen 
Gesetzes  zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen.  Wie  sich  aus 
Art.  6  ergibt,  ist  der  den  ausländischen  Warenzeichen  gewährte 
Schutz  auch  im  Sinne  der  Union  nur  ein  akzessorischer,*)  ohne 
Bestehen  eines  in  der  Heimat  bereits  erlangten  ausschliesslichen 
Rechts  am  Warenzeichen  vermag  der  Ausländer  für  dieses  in 
einem  andern  Lande  kein  Schutzrecht  zu  erwerben.  Dag^en 
wird,  anders  als  in  §  23  des  Warenzeichengesetzes,  nunmehr  nicht 
noch  verlangt,  dass  das  Warenzeichen  den  Anforderungen  auch 
des  deutschen  Gesetzes  entspreche,  es  erlangt  vielmehr  den  Schutz 


7.  Japan.  Handels'  and  Schif&hrtsvertrag  vom  4.  April  189G  (RGbl. 
S.  715).     Bekanntmachnng  vom  7.  Jnni  1896  (RGbl.  S.  364). 

8.  Italien.  Handelsrertrag  vom  20.  April  1875  (RGb).  S.  200).  Ober- 
einkommen vom  20.  Jnni  1884  (RGb).  S.  198),  18.  Janaar  1892 
(RGbl.  S.  29d)  nnd  4.  Jnni  1902  (RGbl.  S.  178). 

9.  Nicaragua.    Vertrag  vom  4.  Februar  1896  (RGbl.  S.  171). 

10.  Niederlande.    Bekanntmachung  vom  19.  Januar  1882  (RGbl.  S.  5). 

11.  Schweden  und  Norwegen.  Bekanntmachung  vom  11.  Juli  1872 
(RGbl.  S.  293). 

12.  Schweis.  Übereinkommen  vom  23.  Mai  1881  (RGbl.  S.  171). 
13.  April  1892  (RGbl.  1894,  S.  511)  und  vom  26.  Mai  1902  (RGbl. 
S.  181>. 

13.  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Konsularkonvention 
vom  17.  Desember  1871  (RGbl.  1872,  S.  106).  Übereinkommen 
vom  15.  Januar  1892  (RGbl.  8.  478). 

14.  Vereinigte  Staaten  von  Venezuela.  Bekanntmachung  vom 
8.  Dezember  1883  (RGbl.  S.  339). 

^)  Eine  nähere  Erörterung  über  den  Schutz  der  Erfindungspate nto, 
gewerblicher  Muster  und  Modelle  liegt  ausser  dem  Rahmen  dieser  Unter- 
suchungen. 

«)  PA.  in  Bl.  f.  Pat.  1905,  S.  326.  Fuld  im  Gew.  Hechtsch.  1902, 
8.  161.  Lau  im  Gew.  Rechtwh.  1902,  S.  201,  263.  RGZ.  in  ÜW.  V, 
8.55.  Finger,  Warenzeichenges.  S.  512.  a.  M.  Osterrieth  u.  Axster 
a.  a.  O.  S.  39  ff. 
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sowie  es  ist  G,telle  quelle").^)  Dass  durch  Art.  2  auch  §  23  Abs.  1 
des  Warenzeichengesetzes  ausser  Kraft  gesetzt  worden  ist,  ward 
schon  erwähnt. 

2.  Die  Handelsnamen.  Hierunter  sind  sowohl  die  Firmen 
der  Vollkaufleute  als  die  übrigen  Namen,  unter  denen  eine  ge- 
werbliche Tätigkeit  ausgeübt  wird,  zu  verstehen,  insbesondre  auch 
die  Geschäftsbezeichnung.*)  Auch  hier  ist  der  Schutz  wie  bei 
der  Marke  ein  akzessorischer,  es  wird  nach  dem  Heimatrecht 
entschieden,  ob  ein  Recht  an  ihm  besteht  •)  oder  nicht.  Besteht 
aber  ein  solches  absolute  Recht  am  Handelsnamen,  so  erfolgt  der 
ihm  gewährte  Schutz  nach  Massgabe  des  inländischen  Rechts, 
also  der  Firmenschutz  nach  HOB.  nur  für  die  Firma  eines  Voll- 
kaufmanns,*) für  die  Qeschäftsitezeichnung  nach  BGB.  §  1004 
und  §  823  Abs.  1  sowie  UWGes.  §  8,  ferner  finden  §§  13,  14, 
17,  20,  22  des  Warenzeichengesetzes  Anwendung.  Infolge  der 
Pariser  Konvention  findet  namentlich  nun  auch  HGB.  §  37  Abs.  2 
entsprechende  Anwendung.  Die  Anwendung  von  Abs.  1  bleibt 
von  selbst  ausgeschlossen.  Immer  ist  der  Schutz  des  Handels- 
namens unabhängig  davon,  ob  er  als  Warenzeichen  einen  diesen 
zukommenden  besondern  Schutz  geniesst  oder  nicht,  Art  8  des 
internationalen  Verbands. 

3.  Herkunftbezeichnungen  nach  einem  Ort  Nach 
Art.  9  u,  10  der  Konvention  dürfen  Erzeugnisse  bei  der  Einführung 
aus  d^m  Auslande  beschlagnahmt  werden,  die  fälschlich  den  Namen 
eines  bestimmten  Orts  tragen,  wenn  diese  Herkunftbezeichnung 
beigefügt   ist   einem    erfundnen*)    oder  einem  zum  Zwecke  der 


>)  Vgl.  auch  das  Schlussprotokoll  unter  4. 

«)  Osterrieth  u.  Axster  a.  a.  O.  S.  186. 

')  Lau,  Gew.  Rechtsch.  1902,  S.  201.  Osterrieth  und  Axster 
a.  a.  0.  S.  185. 

*)  Lau  in  Gew.  Rechtscb.  1903,  S.  268. 

^)  Vgl.  hierzu  Finger,  Waren  zeichenges.  S.  519  im  Gegensat«  zu 
Osterrieth  u.  Axster  a.  a.  0.  S.  287. 

—     420     — 


Pariser  Konvention.     Einzelne  Erwerbsmittel. 

Täuschung  entlehnten  bestehenden  Handelsnamen.  Diese  Be- 
stimmung enthält  insofern  eine  Erweiterung  gegen  §  17  des  Waren- 
zeichengesetzes, als  dort  die  Einziehung  nur  angeordnet  ist,  wenn 
ausländische  Waren  mit  einer  deutschen  Firma  und  Ortsbe- 
zeichnung oder  einem  deutschen  Warenzeichen  versehen  sind, 
und  als  ferner  auch  eine  erfundene  Firma  genügt,  während  §17 
eine  wirklich  bestehende  voraussetzt 


421     - 


Anhang  I 

(zu  Seite  143) 

Begriffsbestimmungen  des  unlautern  Wettbewerbs 
in  der  Literatur. 


Anhang:  ^' 


Dr.  Bachern  und  H.  Roeren,  Gutachten  zum  österreichischen 
Entwurf. 
Unlautrer  Wettbewerb  liegt  vor,  wenn  zur  Erlangung  wirtschaft- 
licher Vorteile  im  Geschäftsbetrieb  Mittel  angewendet  werden,  die 
gegen  den  geschäftlichen  Anstand  Verstössen  oder  Treu  und 
Glauben  im  Verkehr  verletzen. 

Dr.  Bauer,  Der  unlautre  Wettbewerb  Mnd  seine  Behandlung 
im  Recht.     S.  13  ff. 

Unlautrer  Wettbewerb  ist  nicht  schon  dann  gegeben,  wenn 
ein  Individuum  verhindert  wird,  die  Früchte  seiner  Tätigkeit  zu 
geniessen,  sondern  erst  dann,  wenn  es  daran  verhindert  wird  durch 
Verletzung  seiner  Rechte.  Das  verletzte  Recht  ist  aber  nicht  der 
wirtschaftliche  Tätigkeitsbereich,  denn  an  diesem  kann  kein 
Recht  bestehen,  sondern  der  Name  und  die  Bezeichnungsmittel 
der  Person. 

S.  26.  Unlautrer  Wettbewerb  ist  diejenige  Handlung  eines  Ge- 
werbetreibenden, mit  der  derselbe,  in  der  Absicht,  für  seine  Leistungen 
und  Erzeugnisse  Absatz  vor  anderen  zu  gewinnen,  durch  Vorspiege- 
lung falscher  oder  durch  Entstellung  oder  Unterdrückung  wahrer 
Tatsachen  einen  Irrtum  erregt  oder  unterhält  oder  zu  erregen  oder 
unterhalten  sucht. 

Binding»  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen  Strafrechts.  .Be- 
sonderer Teil,  S.  506. 
Wie  es  kein  Recht  auf  Kredit  gibt,  so  kein  Recht  auf  Erwerbung 
und  Erhaltung  der  Kundschaft.  Es  handelt  sich  durchweg  um  die 
tatsächliche  wirtschaftliche  Machtstellung,  nicht  um  den 
Eingriff  in  fremde  Rechte.  Deshalb  sind  diese  Delikte  nicht 
Angriffe  wider  die  Person  als  solche,  sondern  wider  das 
Vermögen,  und  ihre  Spitze  kehrt  sich  grundsätzlich  nicht  wider 
die    Vermögensrechte    der   Abnehmer,    sondern   wider  ein    Gut   des 
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ökonomischen  Vermögens  des  Konkurrenten.  Daraus  erhellt  auch 
ihre  volle  Selbständigkeit  besonders  gegenüber  der  Kreditgefährdung, 
dem  Betrüge,  der  Verletzung  der  Urheber-  und  Erfinderrechte  und 
der  Rechte  auf  das  Warenzeichen.  —  Die  Unlauterkeit  des  Wett- 
bewerbs liegt  nach  Auffassung  unseres  Rechts  nicht  in  der  Intensität 
des  Kampfes,  auch  nicht  in  seiner  nachteiligen  Wirkung  auf  den 
Bekämpften  als  solchen,  sondern  allein  in  den  Mitteln,  die  den 
Kampf  verunreinigen  und  ihn  so  zu  einem  verwerflichen,  das 
Rechtsverbot  verdienenden  machen. 

Crome,  System  des  deutschen  bürgerlichen  Rechts.  3.  Bd., 
S.  1030. 
An  den  Gedanken  der  Kreditschädigung  schliesst  sich  der  un- 
lautre Wettbewerb  organisch  an.  Es  handelt  sich  um  Bestimmungen 
zum  Schutz  der  Lauterkeit  des  gewerblichen  Verkehrs;  um  Unter- 
drückung von  Handlungen,  die  nicht  Betrug  oder  direkt  wider  die 
guten  Sitten  verstossende  vorsätzliche  Schadenstiftungen  sind,  aber 
einen  Mißbrauch  der  Gewerbefreiheit  darstellen.  Diese  ge- 
stattet den  Gewerbetreibenden  die  freie  Konkurrenz,  aber  es  ist  un- 
zulässig, den  Konkurrenzkampf  mit  unlauteren  Mitteln  zu  führen. 
—  Als  unlautrer  Wettbewerb  lässt  sich  im  allgemeinen  jedes  Ver- 
halten bezeichnen,  welches  in  einer  wider  Treu  und  Glauben 
verstossenden  Weise  gegen  den  Geschäftsbetrieb  (Absatz)  der 
Konkurrenten  gerichtet  ist.  Doch  beschränkt  sich  das  Gesetz 
auf  das  Verbot  einzelner  Handlungen.  —  Im  heutigen  Sinne  ist 
das  Gesetz  ein  Schutzgesetz  (§  823  Abs.  2  BGBl.). 

Alfons  Daniel,  Darstellung  des  Verbrechens  des  unlautern  Wett- 
bewerbs unter  Erörterung  seiner  Stellung  im  System  des 
Straf  rechts.     S.  61  ff. 
Die    Kundschaft    ist   das   direkte   Angriffsobjekt,   gegen 
welches    sich    das    Verbrechen    des    unlautren    Wettbewerbs    richtet 
Der  Besitz  einer  Kundschaft  ist  nur  der  in  die  äussere  Erscheinung 
tretende    Ausdruck    der    tatsächlichen    wirtschaftlichen    Machtstellung 
des   Gewerbetreibenden,   nicht  ein   Inbegriff  von   Rechten,   wie  dies 
zur  Zeit  der  früheren  Bannrechte  der  Fall  war.    Jetzt  gibt  es  kein 
Recht  auf  Erwerbung  und  Erhaltung  der  Kundschaft,  wie 
früher,   ebenso   wie   es   kein   Recht   auf   Kredit  gibt.     Daraus   folgt, 
daß  der  Rechtsbegriff  des  Vermögens  hier  nicht  in  Betracht  kommt, 
nachdem    ein    Vermögensrecht    nicht    in    Frage    steht,    daß    mithin 
weder  von   einem   Rechtsgute  des  Vermögens  im  rein  juristischen 
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Sinne,  noch  von  einem  solchen  im  juristisch-ökonomischen  Sinne 
gesprochen  werden  kann.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Bedeutung 
der  Kundschaft  eine  rein  tatsächliche,  wirtschaftliche  ist 
und  folglich  das  Vermögen  in  diesem  Zusammenhange  nur  im  rein 
wirtschaftlichen  Sinne  in  Betracht  kommen  kann.  Es  erscheint  somit 
das  Vermögen  im  rein  wirtschaftlichen  Sinne  als  das  Angriffsobjekt, 
gegen  welches  sich  der  unlautre  Wettbewerb  richtet  und  das  nun- 
mehr der  Gesetzgeber  durch  dessen  strafrechtlichen  Schutz  gegen 
den  unlautern  Wettt>ewerb  zum  Rechtsgute  erhoben  hat. 

Dernburg,  Das  bürgerliche  Recht  des  Deutschen  Reichs  und 
Preußens.     3.  Aufl.,  2.  Bd.,  2.  Abt.,  S.  735  ff. 

Unlautrer  Wettbewerb  ist  Eintreten  in  den  wirtschaftlichen 
Kampf  mit  anderen,  um  wider  Treu  und  Glauben  und  geschäft- 
liche Wohlanständigkeit  den  Geschäftsbetrieb  der  Kon- 
kurrenten, insbesondre  durch  Schmälerung  ihres  Absatzes  und 
Entziehung  von  Kunden  zu  beeinträchtigen  und  unproduktiver 
zu  machen,  hierdurch  aber  dem  eignen  Geschäftsbetriebe  grössere 
Ausdehnung  und  gesteigerten  Ertrag  zu  verschaffen  oder  auch  nur 
den  bestehenden  Absatz  zu  erhalten.  —  Das  Inkrafttreten  des  BGB. 
hat  auch  für  den  UW.  Bedeutung.  Die  Vorschriften  des  Spezial- 
gesetzes bleiben  zwar  nach  dem  EG.  Art  32  bestehen.  Aber  Fälle 
von  dort  nicht  erwähnter  unlautrer  Konkurrenz  können  unter  BGB. 
§  824  und  namentlich  §  826  fallen.  Aus  dem  UWGes.  ist  der  Wille 
des  Gesetzgebers  ersichtlich,  daß  nur  besonders  schwere  Mittel  un- 
lautrer  Konkurrenz  gesetzlich   ausgeschlossen  werden  sollen. 

.  .  .  Wir  beziehen  in  BGB.  §  823  Abs.  1  den  Ausdruck  sonstiger 
Rechte  auf  Rechte  jeder  Art.  Dies  ergibt  der  Wortlaut  und  entspricht 
der  Rechtsidee.  Ist  er  auch  anwendbar  auf  Verletzungen  sogenannter 
Persönlichkeits-   oder   Individualrechte? 

Die  innere  Evidenz  dieser  Betrachtungsweise,  wonach 
die  Gewerbefreiheit  ein  subjektives  Privatrecht  sei,  wird 
sich   früher   oder  später  zur  Anerkennung  bringen. 

Finger,  Kommentar  zum  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern 
Wettbewerbs.  S.  6.  (1.  Aufl.) 
Das  deutsche  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautren  Wettbe- 
werbs beruht  ebenso  wie  die  §§  15,  16  des  Warenbezeichnungs- 
gesetzes vom  12.  Mai  1894  und  BGB.  §  826  auf  folgender  Rechts- 
anschauung: Aus  dem  Handel  und  Verkehr  beherrschenden  Grund- 
satze   der   Gewerbefreiheit    (GewO.    §  1)   folgt  das   Entstehen   und 
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Bestehen  vieler  gleicher  oder  doch  gleichartiger  Erwerbsgeschäfte, 
welche  alle  nach  möglichst  viel  Kundschaft,  möglichst  grossem  Ab- 
satz ihrer  gewerblichen  Leistungen  streben.  Durch  dieses  gleiche 
Streben  aller  nach  dem  gleichen  Ziele  muss  der  Wettbewerb 
entstehen,  nicht  als  Recht  jedes  Gewerbetreibenden,  son- 
dern als  Ausfluss  der  jedem  Menschen  kraft  der  allgemeinen 
Freiheit  zustehenden  Freiheit  des  Handelns.  Das  Gesetz 
beabsichtigt  nun  nicht,  diesen  Wettbewerb  als  solchen  einzuschränken, 
er  ist  der  Natur  der  Sache  nach  geboten  und  erlaubt,  mag  er  noch 
so  intensiv,  ja  unbequem,  lästig  und  sogar  ruinös  für  den  Erwerbs- 
genossen sein.  Voraussetzung  dieser  Freiheit  ist  jedoch,  dass  mit 
ihr  kein  Missbrauch  getrieben  wird.  Daher  sind  alle  zu  Zwecken 
des  Wettbewerbs  vorgenommenen  Handlungen,  die  gegen  die  im 
Handel  und  Verkehr  üblichen  Grundsätze  von  Treu  und  Glauben 
Verstössen  und  geeignet  sind,  den  Absatz  oder  in  manchen  Fällen 
den  Betrieb  von  Geschäften  oder  den  Kredit  von  Erwerbsgenossen 
zu  schädigen,  als  Missbrauch  der  allgemeinen  Freiheit,  als 
Verstoss  gegen  die  guten  Sitten,  als  unlauter  und  daher  als 
Delikte  anzusehen  und  verboten.  Hieraus  ergibt  sich,  dass  beide 
Konstruktionen :  unlautrer  Wettbewerb  bei  Missbrauch  eines  subjektiven 
Rechts  oder  Missbrauch  der  allgemeinen  Freiheit,  im  allgemeinen 
zum  gleichen  Ziele  führen.  Doch  ist  die  Frage,  welcher  von  beiden 
Konstruktionen  der  Vorzug  zustehe,  für  die  Praxis  im  Hinblick  auf 
das   BGB.   §   823  nicht  ohne  Bedeutung. 

[Ebenso   in   J.   Ztschr.   f.  Els.-Lothr.  21,  S.  471  ff.] 

Gareis,  Lehrbuch  des  Handelsrechts.     S.  103  ff. 

Durch  die  individuelle  Geschäftstätigkeit  eines  Kaufmanns  kann 
ein  Komplex  von  Beziehungen,  Rechten  und  Pflichten,  Aktiven  und 
Passiven  geschaffen  werden,  der  seinen  Schöpfer  zu  überleben  im- 
stande ist.  Den  Schutz  des  Rechts  an  der  eigenartigen  Be- 
triebsweise bezweckt  das  Gesetz  gegen  den  unlautern  Wettbewerb. 

—  Blätter  für  Rechtsanwendung  in  Bayern.  61.  Bd.  N.F., 
S.  323  ff. 
Wettbewerb  ist  das  Bestreben,  Kunden  anzuziehen,  zu  gewinnen 
und  festzuhalten.  —  Die  Theorie  der  Individualitätsrechte 
gibt  die  Grundlage:  es  besteht  ein  Recht  der  freien  Betätigung 
der  körperlichen  und  geistigen  Kräfte.  Diese  Betätigung  ist  ent- 
weder originell,  eigenartig,  individuell,  oder  banal,  allgemein  ge- 
bräuchlich.   Die  individuelle   Betätigung  führt  zu  einer  individuellen 
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Ausgestaltung  der  Rechtssphäre  mit  eigenartigen  Gütern.  In  diese 
so  beschaffene  eigenartige  Rechtssphäre  greifen  die  De- 
linquenten des  unlautern  Wettbewerbs  im  weitesten  Sinne 
störend  ein. 

—  Das  Recht  am  menschlichen  Körper.     S.  28. 

Dass  unter  die  in  BGB.  §  823  Abs.  1  genannten  sonstigen  Rechte 
(Privatrechte)  vor  allem  das  Recht  auf  körperliche  und  geistige  Inte* 
grität  und  Betätigung  gehört,  kann  niemand  bezweifeln.  ...  So  stellt 
auch  Ortmann  ganz  zutreffend  hierher:  „überhaupt  alle  Persönlich- 
keitsrechte,  die  von  der  Rechtsordnung  als  besondre  subjektive  Rechte 
ausgestattet  sind."  Beistimmen  muss  man  örtmann  auch,  wenn  er 
das  Recht  der  Ausübung  des  Gewerbebetriebes  ausdrück- 
lich hierher  rechnet,  nur  ist  systematisch  Gewicht  darauf  zu 
legen,  dass  dieses  Recht  nichts  anders  ist,  als  das  „Recht  der 
körperlichen  und  geistigen  Betätigung"  und  zwar  in  ihrer 
Beziehung  auf  das  Gewerbewesen,  wie  es  in  Hinsicht  auf 
den  Handel  anerkannt  und  auch  begrenzt  ist  als  „das  Recht  der  kauf- 
männischen Betätigung  im  allgemeinen"  und  als  „das  Recht  auf 
einen   individuell  gestalteten   Gewerbebetrieb  und  an  diesem". 

Gewalligy  Die  gesetzlichen  Bestrebungen  des  Deutschen  Reiches 
zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbes.     S.  6. 

Wie  demnach  die  Freiheit  des  Wettbewerbs  ein  in  seiner 
jetzigen  Allgemeinheit  der  Gewerbeordnung  zu  verdankendes  kost- 
bares Recht  des  einzelnen  Individuums  ist,  so  ist  der  un- 
lautre Wettbewerb  ein  Missbrauch  dieses  Rechts,  also  ein 
Unrecht,  für  dessen  Zufügung  eine  Verantwortlichkeit,  sei  es  nun 
gegenüber  dem  Geschädigten  oder  dem  Staate  oder  gegenüber  beiden, 
entstehen  kann. 

Gierke,  Deutsches  Privatrecht.     1.  Bd.,  S.  713  ff. 

In  dem  Recht  der  Persönlichkeit  ist  das  Recht  freier  Betätigung 
der  eignen  geistigen  und  leiblichen  Kräfte  innerhalb  der  von  der 
Rechtsordnung  gezogenen  Schranken  enthalten.  Besondre  Privatrechte 
auf  einzelne  Bereiche  menschlicher  Tätigkeit  sind  im  allgemeinen 
auch  da  nicht  ausgebildet,  wo  das  öffentliche  Recht  die  Freiheit  der 
Betätigung  der  Persönlichkeit  in  bestimmter  Richtung  besonders  ge- 
währleistet Nur  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen  Er- 
werbstätigkeit    treten      besondre      Persönlichkeitsrechte 
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privatrechtlicher  Prägung  aus  dem  allgemeinen  Rechte 
der  Persönlichkeit  heraus.  Grundsätzlich  gilt  freilich  auch  das 
Recht  zu  beliebiger  Erwerbstätigkeit  heute  als  unmittelbarer  Aus- 
fluss  des  Rechts  der  Persönlichkeit,  das  somit  an  sich  jeder 
Einzelperson  und  jeder  Verbandsperson  zusteht  und  nur,  gleich  andern 
Freiheiten,  einer  Fülle  öffentlichrechtlicher  Einschränkungen  unterliegt. 
Allein  schon  dieses  allgemeine  Recht  der  Oewerbefreiheit 
stellt  sich  als  ein  besondres  Privatrecht  dar.  Es  ist  unver- 
zichtbar, kann  aber  durch  Rechtsgeschäfte  in  der  Ausübung  beschränkt 
werden,  sofern  nur  die  Selbstbindung  sich  innerhalb  der  Grenzen 
hält,  jenseits  deren  sie  in  Vernichtung  der  wirtschaftlichen  Freiheit 
ausartet.  Sodann  entsteht  durch  den  Erfolg  einer  Er>\'erbstätigkeit 
in  gewissen  Grenzen  ein  Privatrecht  auf  einen  besondern  wirt- 
schaftlichen Tätigkeitsbereichv  Indem  vermöge  der  tatsäch- 
lichen Verknüpfung  von  geschäftlichen  Beziehungen,  Kundschaft,  Ruf 
und  Vertrauen  mit  einem  bestimmten  Betriebe  und  seinen  materiellen 
Unterlagen  ein  gewerbliches  Unternehmen  sich  zu  einem  individuali- 
sierten Inbegriff  ständiger  Lebensverhältnisse  verfestigt,  besitzt  darin 
sein  Schöpfer  oder  dessen  Rechtsnachfolger  eine  ökonomisch  wert- 
volle Grundlage  fernerer  Erwerbstätigkeit.  Im  Besitze  dieses  indi- 
viduell erworbenen  Persönlichkeitsguts  wird  er  in  weitem  Umfange 
gegen  Eingriffe  der  öffentlichen  Gewalt  geschützt.  Dagegen  ist  er 
darin  gegen  Eingriffe  dritter  insoweit  ungeschützt,  als  nach  dem 
Grundsatze  der  Gewerbefreiheit  jeder  andre  mit  ihm  in  Wettbewerb 
treten  kann  und  durch  Ausübung  seiner  eignen  wirtschaftlichen  Frei- 
heit auch  dann  kein  Recht  verletzt,  wenn  er  dadurch  einen  mit  Arbeit 
und  Kosten  errungenen  fremden  Tätigkeitsbereich  schädigt  oder  zer- 
stört. Allein  das  Recht  des  Wettbewerbs  hat  seine  Schranken.  Es 
gewährt  die  Befugnis  zu  beliebiger  Ausnützung  der  eignen  Freiheit, 
verleiht  aber  keinen  Freibrief  zur  Unterdrückung  oder  Anmassung 
der  einem  andern  Persönlichkeitsbereiche  angehörigen  Kräfte  und 
Mittel.  Darum  gilt  der  modernen  Rechtsanschauung  der 
unlautre  Wettbewerb,  der  ein  nach  den  Anforderungen  des  red- 
lichen Verkehrs  als  Bestandteil  einer  fremden  wirtschaftlichen  Sphäre 
anzuerkennendes  Persönlichkeitsgut  antastet,  als  Rechtsverletzung. 
Die  neuere  Gesetzgebung  hat  einzelne  Persönlichkeitsrechte  zu  eigen-* 
artigen  gewerblichen  Rechten  ausgestaltet,  deren  besondrer  Schutz 
zugleich  der  Abwehr  von  unlautrem  Wettbewerbe  dient.  Darüber 
hinaus  aber  gebührt  jedem  Gewerbetreibenden  ein  allge- 
meiner Anspruch  auf  Privatrechtsschutz  gegen  unlautern 
Wettbewerb.    Insoweit  ein  erworbener  wirtschaftlicher  Tätigkeits- 
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bereich  die  Merkmale  eines  individualisierten  Persönlichkeitsbereiches 
an  sich  trägt,  lässt  sich  schon  aus  dem  allgemeinen  Rechte  der 
Persönlichkeit  ein  absolutes  Recht  auf  Achtung  desselben  und 
somit  auf  Untersagung  von  unbefugten  Eingriffen  und  auf  Schadens- 
ersatz aus  arglistiger  Verletzung  herleiten.  .  Dieses  Persönlichkeits- 
recht hat  Vermögenswert  und  kann  zwar  nicht  für  sich,  wohl  aber 
zusammen  mit  dem  Geschäftsvermögen  vererbt  und  veräussert  werden. 

—  Zeltschrift  für  gewerblichen  Rechtsschutz.  1895, 
S.   109  ff. 

...  In  wachsendem  Masse  ist  vom  öffentlichen  Recht  her  das 
Recht  zum  Gewerbebetrieb  wieder  an  besondre  Voraussetzungen 
und  an  eine  gesetzliche  Regelung  seiner  Ausübung  gebunden»  .  .  . 
Schon  hat  ja  bei  uns  eine  umfassende  Gesetzgebung  einzelne  wohl- 
erworbene Bestandteile  der  gewerblichen  Betriebe,  indem  sie  aus 
ihnen  besonders  geschützte  Rechte  formte,  dem  freien  Wettbewerbe 
entzogen.    Allein   das   Bedürfnis  reicht  weiter. 

Wohl  lässt  sich  ^er  Begriff  des  Eigentums  als  der  vollständigen 
Sachherrschaft  auf  unkörperliche  Sachen  ausdehnen.  Immer  aber  setzt 
er  eine  selbständige  Gegenständlichkeit  des  Rechtsobjekts  voraus,  die 
den  von  unlautern  Wettbewerb  angetasteten  Gütern  fehlt.  Diese  Güter 
haften,  soweit  sie  der  Herrschaftssphäre  eines  Gewerbetreibenden  an- 
gehören, an  der  Person  und  entziehen  sich  insoweit,  als  sie  von 
der  Person  gelöst  werden,  zugleich  ihrer  Herrschaft.  —  Der  Schutz 
der  Gewerbetreibenden  gegeneinander  wurzelt  im  Privat- 
recht. Er  soll  jedem  Gewerbetreibenden  eine  bestimmte  geschäft- 
liche Sphäre  in  irgend  einem  Umfange  als  die  seine  gegen  fremde 
Eingriffe  sichern.  Darum  muss  er  ohne  Rücksicht  darauf  eintreten, 
ob  ein  solcher  Eingriff  den  Konsumenten  schadet  oder  nutzt.  Gleich 
andern  Privatrechten  muss  das  Recht  des  Gewerbetreibenden  nicht 
bloss  gegen  arglistige,  sondern  auch  gegen  gutgläubige  Eingriffe 
geschützt  werden.  ...  In  einem  Rechte  des  Gewerbetreiben- 
den haben  wir  den  Rechtsgrund  des  Schutzes  gegen  un- 
lautern Wettbewerb  zu  suchen.  Um  ihn  zu  finden,  müssen  wir 
uns  klar  machen,  dass  der  Begriff  des  unlautern  Wettbewerbs  enger 
ist  als  der  des  verbotnen  Wettbewerbs  überhaupt  Unlautrer  Wett- 
bewerb ist  Wettbewerb,  der  im  Bereiche  der  Gewerbefreiheit  un- 
zulässig ist.  Alle  Schranken  der  Gewerbefreiheit  sind  Schranken 
der  freien  Konkurrenz.  Ein  Wettbewerb,  der  sie  missachtet,  ist 
verboten.  Er  fällt  jedoch  nicht  unter  den  technischen  Begriff  des 
unlautern    Wettbewerbs.     Der   Schutz   gegen   ihn   beruht   auf   einem 
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andern  besondern  Rechtsgrunde  und  hat  eine  andre  rechtliche  Natur. 
Gegen  die  Verletzung  der  öffentlich  rechtlichen  Schranken  der  Ge- 
werbefreiheit reagiert  das  öffentliche  Recht  Wo  eine  Erwerbstatig- 
keit  überhaupt  nicht  als  Ausfluss  der  privatrechtlichen  Freiheit,  son- 
dern als  Ausübung  eines  anvertrauten  öffentlichen  Berufs  erscheint, 
wird  durch  das  öffentliche  Recht  die  Konkurrenz  von  Unberufnen 
überhaupt  abgewehrt,  unter  den  Berufsgenossen  aber  eine  bindende 
Berufsordnung  errichtet.  Ganz  ähnlich  verhielt  es  sich  einst  mit 
dem  Handwerk,  so  lange  dieses  als  öffentliches  Amt  galt,  das  vom 
Gemeinw.esen  der  Zunft  übertragen  war  und  von  dem  einzelnen 
Meister  kraft  seines  Anteils  am  Rechte  der  Genossenschaft  in  ge- 
nossenschaftlicher Gebundenheit  verwaltet  wurde.  —  Die  Gewerbe- 
freiheit bedeutet,  dass  das  Recht  des  Gewerbebetriebs 
als  ein  Ausfluss  des  allgemeinen  Rechts  der  Persönlichkeit 
anerkannt  ist.  Es  gilt  als  Bestandteil  des  Rechts  auf  freie 
Betätigung  der  eignen  Kraft  und  ist  gleich  dem  Rechte  auf 
das  Leben  oder  auf  die  persönliche  Freiheit  mit  der  Persönlich- 
keit selbst  gegeben.  Als  eia  dem  einzelnen  um  seiner  selbst 
willen  gebührendes  Recht  ist  es  ein  Privatrecht;  es  braucht  aber 
nicht  erst  erworl>en  zu  werden,  sondern  wü^  dem  Menschen  an- 
geboren. Von  diesem  Privatrecht  darf  jedermann  zu  seinem  eignen 
Vorteil  Gebrauch  machen.  Er  hat  daher  das  Recht  des  freien  Wett- 
bewerbs mit  jedem  andern  Gewerbetreibenden.  Aber  das  System 
der  Gewerbefreiheit  gewährt  nur  die  Befugnis  zu  beliebiger  Aus- 
nutzung der  eignen  wirtschaftlichen  Freiheit,  verleiht  dagegen  keinen 
Kaperbrief,  keinen  Freibrief  zu  Eingriffen  in  fremde  Rechtssphären. 
Welches  Privatrecht  ist  es  aber,  das  der  unlautre  Wettbewerb  an- 
tastet? Der  gewerbliche  Besitzstand  als  solcher  steht  dem  Angriff 
offen,  ein  Eigentum  an  ihm  ist  nicht  anerkannt.  Seine  Quelle  ist 
das  Recht  der  Persönlichkeit  selbst.  Fliesst  das  Recht  des 
Wettbewerbs  aus  dem  allgemeinen  Recht  der  Persönlichkeit,  das 
dem  Menschen  angeboren  ist,  so  ist  das  Recht,  das  sich  ihm 
entgegenstellt,  ein  besonderes  Persönlichkeitsrecht,  das  der 
einzelne  Gewerbetreibende  für  sich  erworben  hat  Das  Wesen 
aller  Persönlichkeitsrechte  erblicke  ich  darin,  dass  sie  der  Person 
die  ausschliessliche  Herrschaft  über  einen  bestimmten  Bestandteil 
der  eignen  Persönlichkeitssphäre  gewährleisten.  Ihr  Gegenstand  lässt 
sich  kurz  als  Persönlichkeitsgut  bezeichnen.  Persönlichkeitsgüter  von 
sehr  verschiedenem  Range  und  sehr  verschiedener  Natur  sind  es, 
auf  die  sich  die  einzelnen  im  heutigen  Recht  ausgebildeten  Persön- 
lichkeitsrechte beziehen :  bald  die  höchsten  äusseren  Güter  der  Person, 
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wie   Leben,    Freiheit,   Ehre,   bald  blosse   Namen  und   Zeichen,   bald 
die   Bedingungen,   bald  die  Erfolge  einer  besondern  Tätigkeit,  bald 
von  aussen  empfangene  Vergünstigungen,  bald  die  durch  eigne  Kraft 
geschaffnen   Oeisteswerke   und   Erfindungen.   —  So  erscheinen  auch 
die   dem   Geschäft   eigentümlichen   Kräfte   und   Mittel   in   demselben 
Umfange,   in   dem   sich   in   ihnen   der   Niederschlag   tätiger   Persön- 
lichkeit als  eine  besondere  geschäftliche  Individualität  offenbart,  fort 
und  fort  als  Persönlichkeitsgüter.    An  ihnen  besteht  ein  ausschliess- 
liches Recht.    Es  ist  an  die  Person  des  Geschäftsinhabers  gebunden, 
geht  aber  mit  der  Geschäftsinhaberschaft  auf  die   Erben   über  und 
kann   mit   ihr   auch   durch   Rechtsgeschäft   übertragen   werden.     Die 
Rechte  an  Namen  und  Zeichen  sind  als  selbständige  Persönlich- 
keitsrechte  ausgestaltet  und   mit  besondrem   Schutze   versehen.  .  .  . 
Dahinter  steht  das   Persönlichkeitsrecht  an  der  Individuali- 
tät   des  Geschäftsbetriebs    überhaupt.     In    ihm    liegt    der 
Rechtsgrund   des   Schutzes  gegen   unlautern  Wettbewerb. 
Denn   dieses   Persönlichkeitsrecht  muss  gleich  allen   andern  als   ein 
absolutes   Privatrecht  anerkannt  werden.    Als  unlautrer  Wettbewerb 
kann  also  nur  jede  Handlung  verboten  werden,  die  ein  einer  frem- 
den Sphäre  angehöriges  Persönlichkeitsgut  antastet.  Jede 
andre   Konkurrenzhandlung,   mag   sie   auch   sittlich  verwerflich   sein, 
bleibt  als  Ausfluss  des  angebornen  Rechts  der  wirtschaftlichen  Frei- 
heit erlaubt.   —  Ein  Recht  zu  lügen  gibt  auch  die  Gewerbefreiheit 
nicht    Schwindelhafte   Reklame  ist  also  unlautre  Handlung.    Sie  ist 
aber  auch   Privatrechtsverletzung  gegen  alle  Mitbewerber. 
Das,   was   der   unlautre   Wettbewerb  hier  antastet,   ist  freilich   nicht 
ein  konkreter  Bestandteil  einer  fremden  Persönlichkeitssphäre.    Viel- 
mehr   masst    sich    der    Reklameschwindler    Persönlichkeitsrechte    an, 
die  er  im   Fafle  der  Wahrheit  der  behaupteten  Tatsachen  hätte  er- 
werben können.    Allein,  solange  sie  nicht  erworben  sind,  fallen  sie 
in  die  für  alle  Mitbewerber  freie  Gemeinsphäre,  deren  Aus- 
dehnung zugleich  die  Grenzen  der  von  den  einzelnen  Mitbewerbern 
errungenen   Sonderbereiche  gewerblicher  Tätigkeit  bestimmen.    Wer 
sich  Vorzüge  erarbeitet,  die  ihm  ein  besonders  günstiges  Angebot 
ermöglichen,  verschiebt  diese  Grenzen  in  zulässiger  Weise  zum  Nach- 
teile  seiner  Mitbewerber.    Wer  sich  aber  solche   Vorzüge   anmasst, 
vergreift   sich    am   gewerblichen   Gemeingut  und   hierdurch   zugleich 
an   allen  gewerblichen   Sondersphären,  deren  Grenzen   er  zu  seinen 
Gunsten  verrückt.    Er  eignet  sich  also  mittelbar  durch  rechtswidrige 
Herüberziehung  der  den  konkurrierenden  Betrieben  angehörigen  Kräfte 
fremde   Persönlichkeitsgüter  an. 
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Gumbel»    Der  Betrugsparagraph   und    seine  Ergänzung   durch 
das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbes. 

S.  18  ff. 

Die  Annahme  eines  Eigentums  (an  der  achalandage)  kann  nur 
als  künstliches  Konstruktionsmitte]  betrachtet  werden,  als  ein  Mittel, 
dem  mit  Recht  die  deutsche  Jurisprudenz  widerstrebt.  Nicht  um 
Eigentumsverletzung  handelt  es  sich,  sondern  um  einen  Eingriff 
in  persönliche  Beziehungen;  das  gilt  für  §  15  und  16  des 
Warenbezeichnungsgesetzes,  das  gilt  ebenso  für  das  Delikt  der  trüge- 
rischen Reklame,  das  gilt  für  die  Auffassung  des  unlautern  Wett- 
bewerbs überhaupt.  Grössere  Schwierigkeiten  macht  die  Frage,  ob 
die  Schädigung  des  Konkurrenten  als  Eingriff  in  ein  Individualrecht 
oder  als  Eingriff  in  die  Vermögenssphäre  in  Betracht  kommt  Die 
Theorie  des  Individualrechts  (Kohler)  erklärt:  „Jede  Person  könne 
auch  in  ihrem  Geschä^sbetrieb  verlangen,  als  die  Person  zu  gelten, 
die  sie  wirklich  ist,  und  in  ihrer  Besonderheit,  insbesondere  auch 
als  Erzeugerin  ihrer  Waren  anerkannt  zu  werden.*-  Wenn  man  sich 
dieser  Ansicht  anschJiessen  will,  so  trifft  man  augenscheinlich  nur 
bestimmte  einzelne  Fälle  des  unlautern  Wettbewerbs.  Und  zwar 
sind  das  die  Fälle,  in  denen  ein^  Verwechselung  zwischen  dem 
eignen  und  fremden  Geschäft  oder  zwischen  den  eignen  und  fremden 
Waren  herbeigeführt  wird,  weiter  die  Fälle,  in  denen  über  ein  Kon- 
kurrenzgeschäft oder  dessen  Waren  falsche  Angaben  gemacht  werden, 
so  dass  das  Publikum  über  die  wirkliche  Leistungsfähigkeit  des 
fremdien  Geschäfts,  über  die  tatsächliche  Beschaffenheit  der  Waren 
des  Konkurrenten  usw  getäuscht  wird,  und  endlich  die  Fälle,  in 
denen  der  Konkurrent  für  sich  oder  seine  Waren  unbefugt  eine  Aus- 
zeichnung in  Anspruch  nimmt  und  dadurch  bewirkt,  dass  die  gleich- 
artigen Waren  der  Konkurrenzgeschäfte,  ob  diese  nun  tatsächlich  aus- 
gezeichnet sind  oder  nicht,  in  der  Wertschätzung  des  Publikums 
eine  falsche  Stellung  einnehmen.  Wer  den  Begriff  des  unlautern 
Wettbewerbs  auf  solche  und  ähnliche  Fälle  beschränken  will,  der 
kann  mit  der  Theorie  des  Persönlichkeitsrechts  auskommen. 
.  .  ,  Anders  aber  unser  Gesetz.  Danach  wird  gestraft  auch  der- 
jenige, der  über  die  Beschaffenheit,  die  Herstellungsart,  die  Preis- 
bemessung, über  den  Zweck  des  Verkaufs  usw.  falsche  Angaben 
macht.  Es  sind  also  auch  Lügen  unter  Strafe  gestellt,  welche  mit 
der  Konkurrenz  direkt  ganz  und  gar  nichts  zu  schaffen  haben.  Wenn 
jemand  einen  Ausverkauf  wegen  Todesfalls  ausschreibt,  ohne  dass 
dieser  Todesfall  eingetreten  ist,  so  wird  doch  damit  offenbar  nicht 
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in  das  Recht  der  Konkurrenten  eingegriffen,  „als  die  Personen  in 
ihrem  Geschäftsbetriebe  zu  gelten,  die  sie  wirklich  sind''.  Die 
trügerische  Reklame  ist  also  nicht  strafbar  vom  Gesichts- 
punkt der  Verletzung  eines  Individualrechts.  .  .  .  Danach 
bleibt  nur  die  Annahme  übrig,  dass  die  trügerische  Reklame 
einen  Eingriff  in  die  Vermögenssphäre  des  Wettbewerbers 
bildet.  Wenn  auch  Angaben  unter  Strafe  gestellt  sind,  denen  jede 
direkte  Beziehung  zum  Konkurrenten  fehlt  .  .  so  vermag  wenigstens 
indirekt  die  trügerische  Reklame  einen  erheblichen  Einfluss  auf  das 
Interessengebiet  des  Konkurrenten  zu  äussern.  .  .  .  Der  Absatz  leidet 
darunter,  die  Kundschaft  wird  ihm  abspenstig  gemacht.  Die  Kund- 
schaft ist  aber  ein  Vermögenswert.  Der  Konkurrent  hat  zwar  kein 
festes  Recht  auf  die  Kundschaft,  diese  ist  vielmehr  eine  Position, 
die  täglich  von  neuem  verteidigt  sein  will,  ein  Siegespreis,  der  in 
erneutem  Kampfe  verloren  gehen  kann.  Aber  so  wenig  wie  im 
Kriege  der  Völker  sind  in  diesem  Kampfe  vergiftete  Waffen  erlaubt. 
Jeder  hat  ein  Recht,  in  den  Konkurrenzkampf  einzutreten,  aber  die 
Art  und  Weise,  wie  er  das  Rtcht  ausübt,  kann  ihn  strafbar  machen. 
Die  trügerische  Reklame  gilt  unserem  Gesetzgeber  als  strafbare 
Gefährdung  vermögensrechtlicher  Interessen,  dies  ist  der 
Gesichtspunkt,  von  dem  er  den  unlautern  Wettbewerb  überhaupt 
ansieht.  Auch  das  Delikt  aus  §  7  des  Gesetzes  ist  als  strafbare 
Gefährdung  vermögensrechtlicher  Interessen  konstruiert.  Wenn  es 
also  ein  Vermögensdelikt  ist,  den  Konkurrenten  herabzusetzen,  so 
kann  auch  das  Sichselbstheraufsetzen  ein  solches  Vermögensdelikt 
sein.  .  .  .  Die  trügerische  Reklame  und  der  Betrug  stehen  sich 
also  dadurch  nahe,  dass  beide  zum  Schutz  desselben  Rechtsguts, 
des  Vermögens,  bestimmt  sind.  Aber  der  Betrug  des  Verkäufers 
richtet  sich  gegen  das  Vermögen  des  Abnehmers,  die  trügerische 
Reklame  gegen  das  Vermögen  des  Mitbewerbers. 

Kent,  Das  Reichsgesetz  zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen. 
S.  12. 
Der  Rechtsgrund  des  Schutzes  der  W.  beruht  darauf,  dass  durch 
eine  derartige  widerrechtliche  Aneignung  einer  fremden  Personen- 
bezeichnung ein  Eingriff  in  die  Persönlichkeit  des  Berech- 
tigten begangen  wird  (RG.  18,  S.  35).  Es  erfolgt  ein  Eingriff  in 
die  Individualität  des  Berechtigten  in  bezug  auf  dessen  gewerb- 
liche Beziehungen. 
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J.  Kohler,  Das  Autorrecht,  Iherings  Jahrbücher.    18.  Bd,^ 
S.  199. 

Bei  Monopolrechten  handelt  es  sich  nicht  nur  um  Verbietungs- 
rechte,  sondern  überall  um  Güter,  in  deren  Genuss  der  Berechtigte 
geschützt  ist  und  geschützt  sein  will  z.  B.  beim  Salzmonopol  usw. 
So  haben  auch  sie  ein  ihr  eigentümliches  Gut,  zu  dessen  Genuss- 
schütze  die  Verbotsgesetze  dienen:  es  ist  der  Vorteil,  welchen  der 
Betrieb  eines  Gewerbes  innerhalb  eines  bestimmten  Gewerbskreises 
gewährt:  dieser  Vorteil,  dieses  wirtschaftliche  Erwerbselement,  dieses 
unkörperliche  Gut  ist  dem  Privilegierten  zum  Genuss  überlassen 
(vergl.  Hermann,  staatsw.  Unters.  S.  121;  Röscher,  Gutachten 
in  Ansichten  der  Volkswirtschaft  Bd.  H  S.  297  ffg) :  Die  Ausübung 
dieses  Erwerbselements,  der  Betrieb  dieses  Gewerbes  ist  daher 
Ausübung  des  Rechts,  gerade  so  wie  die  Benutzung  meiner 
körperlichen  Sache  Ausübung  des  Eigentums  ist;  es  ist 
nicht  etwa  so,  als  ob  der  Gewerbebetrieb  etwas  rechtlich  Irrelevantes 
und  nur  die  Störung  durch  dritte  etwas  rechtlich  Bedeutsames  wäre. 
So  erklärt  es  sich  denn  auch,  dass  es  vfelfach  Pflicht  des  Privilegierten 
ist,  das  Gewerbe  in  einer  bestimmt  vorgeschriebenen  Weise  zu  be- 
treiben; hier  steht  neben  dem  Kechte  der  Gutsausbeutung  die  Pflicht 
der  Gutsausbeutung  wegen  der  mitberührten  Interessen  dritter.  Und 
so  erklärt  es  sich  ferner,  dass  diese  Privilegien  oder  vielmehr  die 
in  ihnen  enthaltenen  Güter,  Gegenstände  der  Veräusserung,  der  Ver- 
pfändung, überhaupt  Objekte  des  Verkehrs  sein  können.  Diese  Mono- 
pole haben  daher  mit  den  Immaterialrechten  das  gemeinsam,  dass 
sie  Rechte  an  unkörperlichen  Gütern  sind. 

S.  257.  An  sich  ist  das  Individualrecht  nur  eins:  das  Recht  an 
der  Gesamtheit  der  persönlichen  Güter  (der  Körper-  und  Geistes- 
kräfte), welches  Recht  die  integre  Benutzung  dieser  Güter  und 
den  integren  Genuss  derselben  garantiert;  wohl  aber  gibt  es  neben 
diesen  Gütern  genossenschafth'che  Einrichtungen  und  Schutzanstalten, 
wie  Namen,  Firma,  Marke,  welche  zur  Ausscheidung  und  Indivi- 
dualisierung dem  jeweiligen  Funktionär  gegeben  sind.  Sodann  haben 
die  persönlichen  Güter  verschiedene  Angriffspunkte^ 
welchen  ebenso  verschiedene  Schutzmittel  entsprechen.  Daher  kommt 
es,  dass  man  das  Individualrecht  nach  verschiednen  Rich- 
tungen zu  spalten  hat.  So  gehört  hierher  einmal  der  Schutz  der 
Freiheit  der  körperlichen  und  geistigen  Funktionen  nach  allen  Rich- 
tungen hin,  für  welchen  die  Römer  das  weitgehende  Recht  der 
actio   iniuriarum   gebildet  haben.  ...     Ich   kann    ebenso   verlangen^ 
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dass  im  gegenseitigen  Kampfe  des  Verkehrs  nicht  solche  Waffen 
gebraucht  werden,  welche,  wie  wissentliche  Lüge  und  Verleumdung, 
wie  falsche  Vorspiegelung  und  Erregung  falschen  Scheins  den  Ver- 
kehr vergiften  und  dem  Schwindel  und  Betrug  anstatt  der  reellen 
Leistung  den  Vorteil  gewähren:  jede  derartige  trügerische  Mani- 
pulation gibt  einen  Anspruch  auf  Ersatz:  dies  ist  das  Gebiet  der 
actio  doli  und  speziell  in  Ansehung  des  Konkurrenzverkehrs  das 
Gebiet  der  actio  wegen  concurrence  deloyale.  Wer  das  tut, .  wirft 
in  die  Wagschale  des  Verkehrs  ein  falsches  Gewicht  und  übervorteilt 
damit  diejenigen,  welche  nur  reelle,  gewichtige  Leistungen  als  Gegen- 
gewicht auflegen. 

—  Das  Recht  des  Markenschutzes.     S.  5  f. 

Zu  den  Individualrechten  eines  jeden  subjektiven  Rechtswesens 
gehört  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  das  Individuum  als 
solches  in  seiner  Besonderheit  und  Individualität  aner- 
kannt und  jede  Vermischung  mit  andern  Individuen  fern- 
gehalten wird.  Ein  Mittel,  solche  Verwechselung  fernzuhalten, 
ist  der  Name.  Von  Immaterialrecht  am  Namen  kann  keine  Rede  sein, 
da  der  Name  kein  selbständiges  Gut  repräsentiert,  sondern  nur  die 
Bezeichnungsqualität  und  Bezeichnungsfunktion  hat,  also  nicht  durch 
seinen  internen  Gehalt,  sondern  nur  durch  die  Person  des  Bezeich- 
neten seinen  Wert  hat.  Individualrecht  ist  die  Charakteristik  des 
Namensrechts. 

Die  einmal  instituierte  Organisation  des  Etablissements  zeigt  eine 
gewisse  Stetigkeit  und  bietet  damit  einigermassen  die  Garantie,  dass 
die  Geschäftsverhältnisse,  wie  sie  seither  bestanden,  fortdauern. 

Das  Recht,  zu  verlangen,  dass  das  Arbeitsgut  als  das  seines 
Urhebers  und  nur  als  solches  figuriere,  dass  niemand  sich  ein  fremdes 
Arbeitsverdienst  für  seine  Waren  imputieren  dürfe,  dass  niemand 
berechtigt  sei,  to  put  off  his  goods  for  sale  as  the  goods  of  a  rival 
trader,  das  ist  ja  der  unmittelbare  Ausfluss  des  Individualrechts  als 
des  Rechts  der  eignen  ausschliesslichen  Betätigung  der  persönlichen 
Kräfte  und  Anlagen. 

Statt  illoyaler  Konkurrenz  sollte  man  sagen:  rechts- 
widrige, rechtsverletzende  Konkurrenz,  welche  in  das  In- 
dividualrecht eingreift.  Dagegen  ist  ein  negatorischer  Anspruch 
auf  Unterlassung  gegeben. 

Es  besteht  ein  allgemeines  Individualrecht  darauf,  dass  niemand 
sich  durch  täuschende  Massnahmen  an  die  Stelle  der  Persönlichkeit 
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setzt,  dass  niemand  die  Kluft  überschreitet,  welche  Person  von  Per- 
son scheiden  muss;  es  besteht  das  allgemeine  Individualrecht,  dass 
sich  niemand  in  die  Sphäre  der  Persönlichkeit  einschieben  darf. 

—  Einführung  in  die  Rechtswissenschaft.    S.  29. 

Das  Personenrecht  ist  zunächst  Recht  an  der  eignen  Person. 
Das  Recht  der  Persönlichkeit  an  sich  selbst  wird  Persönlichkeits- 
recht oder  Individualrecht  genannt;  es  äussert  sich  als  Recht  in 
bezug  auf  Leben,  Gesundheit,  Freiheit,  Ehre,  überhaupt  alles,  was 
die  Persönlichkeit  an  Gütern  bietet;  es  äussert  sich  auch  im  Recht 
in  bezug  auf  die  freie  Betätigung  der  Person,  insbesondere  auch 
darin,  dass  niemand  in  das  Heiligtum  der  Person  eingreifen 
und  ihre  Geheimnisse  hervorziehen  darf,  auch  darin,  dass  niemand 
den  Schein  einer  andern  Person  annehmen  und  sich  damit  Vorteüe 
anmassen  darf,  die  die  andre  Person  durch  ihren  Ruf,  ihren  Namen, 
ihr  Vertrauen  geniesst.  Aus  dieser  letzteren  Berechtigung  sind  ver- 
schiedne  wichtige  Rechtsinstitute  hervorgegangen,  so  der  Schutz 
gegen  unlautern  Wettbewerb,  so  der  Schutz  gegen  die  Störung 
durch  täuschende  Nachahmung  fremder  Persönlichkeit:  so  beruhen 
insbesondere  hierauf  das  Institut  des  Personennamens,  der  Marke  und 
des  Warenzeichens:  dies  sind  Institute,  geschaffen,  um  den  einzelnen 
und  sein  Verdienst  vor  fremder  Anmassung  zu  schützen:  wer  hier 
verletzend  dazwischen  tritt,  der  verletzt  die  Persönlichkeit. 

—  Deutsches  Patentrecht.     S.  409. 

Die  Beeinträchtigung  des  Gutsgenusses  oder  gar  der 
Geniesslichkeit  der  idealen  Erwerbsgüter  gehört  zur  con- 
currence  deloyale.  Denn  alle  idealen  Güter,  die  im  Verkehr 
einen  realen  Wert  haben,  seien  sie  nun  höchst  persönlich,  wie  Kunst- 
fertigkeit, Kredit,  Oeschäftsvertrauen,  seien  sie  von  der  Person  ab- 
lösbar, wie  das  Realgewerberecht,  der  Zeitungstitel  usw.,  stehen  unter 
dem  Schutz  der  bona  fides,  so  dass  die  bewusst  rechtswidrigen  An- 
griffe dritter  der  zivilrechtlichen,  wenn  nicht  gar  der  strafrechtlichen 
Repression  unterHegen.  Die  Hauptmittel  der  concurrence  deloyale  sind: 

1.  Unredliche   Herabsetzung  der   Produkte   des   Gewerbetreibenden; 

2.  Täuschung  des  Publikums  über  die  Herkunft  der  eignen  Ware, 
indem  man  ihr  durch  täuschende  Mittel  den  Schein  verleiht,  als 
stamme  sie  von  einem  andern  Produzenten;  3.  Täuschung  des  Publi- 
kums über  die  Eigenschaften  der  eignen  Ware,  über  Auszeichnungen, 
welche  derselben  zuteil  geworden  sein  sollen;  worin  eine  betrü- 
gerische Überhebung  gegenüber  andern  Produzenten  enthalten  sein 
kann. 
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S.  503.  Auf  dem  Gebiete  des  Immaterialrechts,  überhaupt  des 
Qewerberechts,  besteht  nur  ein  leiser  Anfang  des  Schutzes  gegen 
die  Qutsbeschädigung  (StGB.  §  187).  Die  Ausdehnung  dieses  Straf- 
schutzes auf  anderweite  illoyale  Eingriffe  in  den  Gutsgenuss  wäre 
ein  dringendes  Bedürfnis. 

—  Das  Autorrecht.     1880,  S,  131  ähnlich. 

—  Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechts.  2.  Bd.,  S.  520. 
Eine  Reihe  von  Persönlichkeitsrechten  hängt  mit  der  vermögens- 
rechtlichen Betätigung  der  Person  zusammen.  Dahin  gehört 
das  Gewerberecht,  nicht  in  dem  Sinne,  dass  jeder  ein  Gewerbe 
errichten  kann,  sondern  in  dem  Sinne,  dass  der  Betrieb  des  Ge- 
werbes ein  Anrecht  gibt  auf  Schutz  gegen  Störung.  Ein 
Eingriff  in  diese  Art  des  Persönlichkeitsrechts  liegt 

a)  im  unlautern  Wettbewerb,  denn  jeder  Gewerbetreibende 
muss  sich  zwar  einen  Wettbewerb  gefallen  lassen,  aber  er  kann 
verlangen,  dass  sich  der  Wettbewerb  in  den  Schranken  der  Ehrlich- 
keit bewegt  und  sich  von  Massnahmen  fernhält,  welcher  der  an- 
ständige Betrieb  verwirft. 

M.  M.  Kohler,  Das  Verbrechen  des  unlautern  Wett- 
bewerbes. S.  12  f. 
Das  Interesse  des  redlichen  Mitbewerbers,  das  durch  das  Verbot 
des  unlautern  Wettbewerbs  gesichert  werden  soll,  ist  das  an  seinen 
geschäftlichen  und  gewerblichen  Erfolgen,  der  Genuss  der  Früchte 
seiner  Gewerbstätigkeit,  wobei  nicht  an  das  im  einzelnen  Geschäft 
erworbene  Tauschgut,  sondern  vielmehr  an  die  neben  diesen  einzelnen 
Leistungsäquivalenten  durch  die  fortgesetzte  Gewerbstätigkeit  er- 
worbeneu immateriellen  Güter  gedacht  ist.  Als  solche  imma- 
teriellen Güter  des  Gewerbetreibenden  kommen  zwei  in 
Betracht:  Die  Kundschaft  und  die  Geschäftsehre.  Dieses 
Interesse  des  redlichen  Geschäftsmanns  am  Genuss  seiner 
Arbeitserfolge  wird  vom  Wettbewerber  gefährdet.  Aber 
gegen  diese  Schädigung  deckt  das  Recht  den  redlichen  Geschäftsmann 
seinem  redlichen  Mitbewerber  gegenüber  nicht,  denn  letztrer  übt  nur 
sein  Recht  aus.  Anders  jedoch,  wenn  der  Wettbewerber  sich  un- 
lautrer Mittel  bedient.  Dann  ist  er  nicht  geschützt  durch  ein  ihm 
zur  Seite  stehendes  Recht  des  freien  Wettbewerbs.  —  Verletzt  wird 
das  Rechtsgut  der  Geschäftsehre,  zugleich  in  seiner  vermögensrecht- 
lichen Bedeutung,  das  Rechtsgut  der  Kundschaft.  Das  Rechtsgut, 
das  durch  den  unlautern  Wettbewerb  angegriffen  wird,  hat  meistens, 
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doch  nicht  immer,  Vermögenswert;  keineswegs  und  niemals  aber  geht 
es  im  Vermögensbegriffe  auf.  Das  Rechtsgut  der  Geschäftsehre,  resp. 
Kundschaft  ist  ein  Ausfluss  der  Persönlichkeit,  es  ist  der  Ge- 
nuss  an  der  eignen  Schöpfung  und  gehört  deshalb  mit  dem  Gegen- 
stand der  Urheberrechte  unter  dieselbe  Kategorie.  Dieses  Rechts- 
gut ist  nicht  bloss  ein  von  der  Rechtsordnung  geschätztes  Gut, 
sondern  auch  ein  Gegenstand  eines  subjektiven  Rechts.  Es 
ist  nicht  einzusehen,  weshalb  wir  dem  durch  die  Gewerbe- 
ordnung geschaffenen  Recht  des  freien  Gewerbebetriebs 
den  Charakter  des  subjektiven  Rechts  absprechen  sollen. 
Dieses  Recht  des  freien  Gewerbebetriebs  erscheint  uns 
nun  als  ein  Individualrecht  im  Sinne  Kohlers,  als  eines  von 
den  Rechten  der  Persönlichkeit  an  ihren  leiblichen  und  geistigen 
Gütern,  die  zwar  direkte  Genussgüter,  aber  kraft  ihres  organischen 
Zusammenhangs  mit  der  berechtigten  Persönlichkeit  verbunden  und 
einer  direkten  Veräusserung  nach  unserer  fortgeschrittnen  Kultur- 
anschauung nicht  fähig  sind.  Aber  gerade  deswegen  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  Tatsache,  dass  der  Geschäftsbetrieb  mit  Firma  und 
Gewerbsnamen  veräusserlich  ist,  ist  auch  hier,  wie  beim  Urheber- 
recht, das  unveräusserliche  Individualrecht  von  seinem 
Ausfluss,  dem  veräusserlichen  Immaterialrecht,  streng  zu 
trennen. 

Kuhlenbecky  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche 
Reich.  2.  Aufl.,  1.  Bd.,  S.  674. 
„Recht  eines  andern"  ist  jedes  rechtlich  geschützte  Interesse.  Es 
gehören  hierher  die  sogenannten  absoluten  Persönlichkeits- 
rechte, die  durch  Klage  geltend  gemacht  werden  können,  insbe- 
sondere die  Urheber-  und  Erfinderrechte  mit  Einschluss  des  Patent- 
rechts, des  Firmen-  und  Markenrechts  und  des  Rechts  auf  Waren- 
bezeichnungen, sowie  des  durch  das  Gesetz  über  den  unlautern 
Wettbewerb  geschätzten  Rechts  —  unbeschadet  des  Fortbe- 
stehens dieser  Spezialgesetze. 

Leonhard»  Der  unlautre  Wettbewerb  und  seine  Bekämpfung. 
1903,  S.  17. 
Vom  Standpunkte  der  Individualrechtstheorie  können  wir  den  un- 
lautern Wettbewerb  definieren  als  die  absichtliche,  gewinn- 
süchtige Verletzung  des  dem  Inhaber  eines  Unternehmens 
zustehenden  Rechts  auf  Erhaltung  der  zwischen  diesem 
Unternehmen   und   seinem   Absatzkreise   bestehenden   Be- 
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Ziehungen  durch  Aneignung  der  dem  Unternehmen  eigentümlichen, 
dasselbe  im  Konkurrenzkampf  fördernden  Vorteile  oder  durch  direkte 
oder  indirekte  Herabsetzung  dieses  Unternehmens  gegenüber  dem 
Publikum. 

V.  Liszt,  Die  Deliktsobligationen.    S.  21  f. 

•  Alle  durch  das  Privatrecht  anerkannten  und  geschützten  Rechte 
fallen  unter  §  823  Abs.  1.  Hierher  gehören  auch  die  Okkupations- 
rechte, auch  die  Urheber-  und  Erfinderrechte  mit  Einschluss  des 
Patentrechts,  des  Firmen-  und  Markenrechts  und  des  Rechts  auf 
Warenbezeichnung,  sowie  dasjenige  Recht,  welches  den  An- 
griffsgegenstand in  Fällen  des  unlautern  Wettbewerbs 
bildet.  Denn  wenn  auch  das  Wesen  dieser  Rechte  sich  nicht  in 
ihrem  Vermögenswert  erschöpft,  so  fallen  sie  doch  wenigstens  teil- 
weise in  das  Gebiet  der  Vermögenswerte  hinein. 

—  Lehrbuch  des  Strafrechts.    S.  432f. 

Unlautrer  Wettbewerb  ist  die  mit  unlautern  Mitteln  unternommene 
Bewerbung  um  Abnahme  für  selbsterzeugte  oder  vertriebene  Ware, 
Kundenfang.  Das  Gesetz  gewährt  Schutz  nicht  fürs  Vermögen  allein, 
der  Name,  den  der  Gewerbetreibende  durch  körperliche  und  geistige 
Tätigkeit  sich  erworben,  der  Kundenkreis,  den  er  durch  geschickte 
Sorgfalt  und  Redlichkeit  an  sein  Geschäft  geknüpft  hat,  stellt  nicht 
nur  Vermögenswert,  sondern  als  Schöpfung  individueller  Leistungs- 
kraft ein  den  Urheberrechten  gleichwertiges  Individualrecht  dar. 
Gegen  dieses,  nicht  bloss  gegen  das  Vermögen,  richtet 
sich  der  unlautre  Wettbewerb. 

Marcus  in  der  deutschen  Juristenzeitung.  1903,  S.  172. 
Die  auf  Grund  des  Wettbewerbsgesetzes  zivilrechtlich  verfolg- 
baren Ansprüche  entspringen  dem  im  Reichsrecht  und  vielen  Einzel- 
gesetzen, so  auch  im  Urheberrechtsgesetz  und  im  BGB.  anerkannten 
Persönlichkeitsrecht  auf  Schutz  des  einzelnen  hinsichtlich  der 
Güter  der  Ehre,  Freiheit  und  Integrität  in  Entfaltung  seiner 
geistigen  und  wirtschaftlichen  Kräfte.  Deren  letztrer  Be- 
tätigung im  Wettbewerb  der  freien  Konkurrenz  nach  besonderen 
Richtungen  zu  schützen,  ist  Aufgabe  des  Spezialgesetzes.  Beschränkt 
sich  dieses  zwar  nur  auf  einige  besonders  markante  Fälle,  so  ist 
es  doch  durch  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts  zu  ergänzen. 
Den  durch  jenes  Gesetz  geschaffenen  Schutz  wird  man 
aus  dem  hier  wie  in  §  12  BGB.  anerkannten  Rechte  der  Persön- 
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lichkeit  ableiten  müssen.  Daraus  entfliesst  der  Schutz  gegen 
Beeinträchtigungen  unmittelbar  und  der  Deliktschutz  auf  Schaden- 
ersatz nach  Analogie  der  §§  823,  826  BGB. 

—  im  „Unlautern  Wettbewerb",  III.     S.  87. 

Das  Genussgut  der  gewerblichen  Integrität  ist  ein  Recht  jedes 
Gewerbetreibenden.  Dies  kränkt  der  Konkurrent,  der  unwahre, 
schwindelhafte  Reklame  macht.  Soweit  er  damit  in  den  ungestörten 
Betrieb  des  andern  eingreift,  auf  Kosten  desseltven  zufolge  seiner 
Anpreisungen  vermehrte  Geschäfte  erzielt,  erlangt  er  ohne  rechtlichen 
Grund  einen  Erwerb,  der  kondizierbar  ist  zugunsten  des  Verletzten. 
Man  scheue  sich  nicht,  das  Recht  auf  ungestörten  Erwerb 
als  Immaterialgut  gelten  zu  lassen. 

0.  Mayer»  Die  concurrence  deloyale  in  der  Zeitschrift  für  das 
gesamte  Handelsrecht     26.  Bd.,  S   308  f. 

Das,  was  gegen  die"  concurrence  deloyale  geschützt 
wird,  ist  weder  ein  Monopol  noch  ein  neues  eigen  tum  artiges  Recht, 
es  ist  somit  überhaupt  kein  Recht.  Es  ist  das  Vermögen, 
der  Inbegriff  der  Rechte  mit  Rücksicht  auf  ihre  Nützlichkeit  für 
das  Rechtssubjekt.  —  Als  Vermögensinteresse  wird  der  Absatz  ge- 
schützt gegen  Schädigung,  und  um  seinetwillen  der  entsprechende 
wirtschaftliche  Besitzstand,  das  achalandage.  Dieser  Satz  bildet  die 
Grundlage;  die  Eigentümlichkeit  aber  des  Rechtsgebiets  liegt  in  den 
besondern  Beschränkungen,  welche  jener  Satz  erfährt.  Der  Schutz, 
welcher  dem  Absatz  gewährt  wird,  richtet  sich  wie  überall  nur 
gegen  die  zurechenbare  rechtlose  Handlung;  hier  aber  besteht  ein 
grosses  allgemeines  Recht,  welches  den  Handelnden  deckt:  das  Recht, 
die  eigne  Kraft,  das  eigne  Vermögen  zum  Erwerbe  geltend  zu  machen, 
zum  Absätze  der  eignen  Leistungen  auf  dem  nämlichen  Gebiete, 
das  auch  von  den  andern  in  Anspruch  genommen  wird,  das  Recht 
der  freien  Mitbewerbung.  Hat  man  einmal  den  Begriff  eines 
solchen  besondern  Rechts  der  Mitbewerbung  angenommen, 
so  ergibt  sich  daraus  alles  weitere.  Denn  damit  ist  gesagt,  dass 
dieses  ganze  Gebiet  für  die  privatrechtliche  Ordnung  nicht  verloren 
und  der  Absatz  nicht  schutzlos  geworden  sei.  Im  Grundsatze  bleibt 
vielmehr  der  Schutz  bestehen;  er  weicht  nur  zurück  vor  dem  Rechte 
der  Mitbewerbung.  Nur  soweit  dieses  Recht  reicht,  ist  die 
Schädigung  frei,  jenseits  dieser  Grenze  beginnt  wieder  das 
allgemeine  Recht  der  Schadensersatzpflicht,  beginnt  das 
Privatdelikt.  Dieses  Privatdelikt,  welches  demnach  besteht 
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in  der  Überschreitung  der  Grenze  des  Rechts  der  Mitbe- 
werbung, ist  die  concurrence  deloyale.  —  Da  es  sich  um 
Überschreitung  eines  Rechts  handelt,  so  kommt  es  darauf  an,  was 
der  Inhalt  dieses  Rechts  sei.  Wir  haben  also  hier  nach  dem  Wesen 
der  Mitbewerbung  zu  fragen:  Danebensetzen  der  eignen  Kraft 
zur  Überwindung  derjenigen  des  andern  macht  das  Wesen 
der  Mitbewerbung  aus.  Solange  mein  Handeln  noch  diese  Merk- 
male trägt,  ist  es  durch  das  Recht  der  Mitbewerbung  gedeckt.  Inner- 
halb dieser  Grenze  herrscht  —  privatrechtlich  wenigstens  —  diejenige 
volle  Freiheit,  welche  der  Gebrauch  der  Rechte  überhaupt  geniesst. 
Alle  Mittel  sind  erlaubt,  die  darauf  ausgehen,  den  Abnehmern  billiger 
oder  besser  zu  liefern  als  die  andern.  Die  schwindelhafteste 
Anpreisung,  die  betrügerischsten  Vorspiegelungen  an  das  Publikum 
sind  privatrechtlich  erlaubte  Mitbewerbung.  —  Nicht  jede 
Schädigung  des  Absatzes,  die  nicht  gedeckt  ist  durch  das  Recht  der 
Mitbewerbung  ist  concurrence  deloyale.  Diese  unterscheidet  sich  von 
der  Masse  der  übrigen  Privatdelikte  dadurch,  dass  sie  das  besondre 
Element  der  Mitbewerbung  enthält  .  .  .  Die  Masse  des  Stoffs  zerfällt 
in  drei  Gruppen:  1.  Unterdrückung  des  Mitbewerbers,  2.  Anmassung 
fremder  Unterscheidungszeichen,  3.  Missbrauch  besondrer  Aus- 
zeichnungen. 

Die  deutsche  Auffassung  ist  anders.  Danach  ist  die  Gewerbe- 
freiheit in  erster  Linie  eine  soziale  Einrichtung,  ein  gewisser  sozialer 
Zustand  soll  dadurch  hergestellt  werden  zum  Wohle  aller.  Es  ist 
dufchaus  nicht  selbstverständlich,  dass  ihre  ganze  Bedeutung  schliess- 
lich aufgehe  in  einem  besondern  Rechte,  welches  wie  ein  andres 
Privatrecht  formuliert  wird.  Im  Gegenteil  könnte  man  darin  vielmehr 
das  Überwuchern  einer  einseitigen  privatrechtlichen  Auffassung  sehen. 
Der  deutsche  Standpunkt  ist  der  entgegengesetzte.  Das  Gebiet  des 
Gewerbebetriebs  ist  uns  ein  Gebiet  wirklicher  Freiheit,  auf  welchem 
jede  einzelne  Handlung  nach  ihrem  Rechtstitel  nicht  erst  gefragt 
wird.  Dem  Mitbewerber  ist  von  vornherein  alles  erlaubt,  was  nicht 
besonders  und  ausdrücklich  verboten  ist.  So  wird  bei  uns  das  Straf- 
gesetzbuch zum  Hauptregulator  der  Mitbewerbung.  Die  Schranken 
werden  eher  im  öffentlichen  Interesse  gesetzt,  als  in  dem  des  ein- 
zelnen. .  .  .  Das  geistige  Eigentum  ist  auf  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechts etwas  ähnliches,  wie  im  Staatsrechte  die  sogenannten  Frei- 
heiten, von  denen  Laband  sagt:  „Die  Freiheits rechte  oder  Grund- 
rechte sind  Normen  für  die  Staatsgewalt,  welche  diese  sich  selbst 
gibt,  sie  sichern  dem  einzelnen  seine  natürliche  Handlungsfreiheit  in 
bestimmtem   Umfange,  aber  begründen  nicht  subjektive   Rechte   der 
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Staatsbürger.  Sie  sind  keine  Rechte,  denn  sie  haben  kein  Objekt." 
Wie  dort  der  einzelne  Staatsbürger  den  Behörden,  so  steht  hier  der 
einzelne  Gewerbetreibende  der  Masse  der  übrigen  gegenüber.  Seine 
natürliche  Erwerbskraft  wird  in  bestimmtem  Umfange  gesichert  vor 
den  Machtbefugnissen  der  Masse  der  andern,  abgegrenzt  von  dem 
domaine  de  la  concurrence.  Die  Lehre  von  der  concurrence  deloyale 
bezeichnet  die  Linie  der  Schranken;  einzelne  Pfeiler  aus  dieser  Linie 
sind  die  Schutzgesetze  für  Marken  usw.   Rechte  sind  diese  Dinge  nicht. 

Mittler,  Illoyale  Konkurrenz  und  Markenschutz.  1896, 
S.  2. 

Man  darf  kaum  Anstand  nehmen,  in  der  Summe  der  Ver- 
hältnisse eines  Gewerbetreibenden  zu  seiner  Kundschaft 
ein  subjektives  Vermögensrecht  zu  erblicken,  welchem  das 
objektive  Recht  Schutz  zu  gewährleisten  hat.  — 

S.  16.  Wird  das  Recht  auf  Erhaltung  des  erworbenen  Absatz- 
gebiets als  subjektives  Vermögensrecht  anerkannt,  so  muss  eine 
selbst  unverschuldete  Verletzung  desselben,  wenn  auch  keine  Er- 
satzpflicht, so  doch  den  negatorischen  Effekt  hervorrufen. 

S.  19.  Behufs  Unterdrückung  des  illoyalen  Wettbewerbs 
bedarf  es  weniger  neuer  Gesetze  als  vielmehr  der  ziel- 
bewussten  Anwendung  des  bestehenden  Zivilrechts. 

Müller,  Kommentar  zum  Gesetz.     4.  Auf.,  S.  22. 

Der  rechtliche  Charakter  der  concurrence  deloyale  kann 
zusammenfassend  bezeichne  werden  als  die  Verletzung  des  na- 
türlichen Rechts  der  Entfaltung  der  individuellen  Kraft 
im  Geschäftsleben  durch  den  Gebrauch  unlautrer  Mittel, 
sohin  als  Verletzung  eines  höchst  persönlichen  Rechts  mit 
vermögensrechtlicher  Bedeutung,  die  in  der  Schädigung  des  Erfolgs 
jener  Kraftentwicklung,  welcher  in  der  Kundschaft  verkörpert  ist, 
besteht. 

Oertmann,  Recht  der  Schuldverhältnisse.     S.  566. 

Zu  den  absoluten  Rechten  des  §  823  Abs.  1  BGB.  gehört 
auch  die  Ausübung  des  Gewerbebetriebs. 

—  Deutsche  Juristenzeitung.     4.  Bd.,  S.  93f. 

Auch  wenn  der  besondre  Erwerbsgrund  (wie  Aneignung, 
Schöpfungen  des  Urheberrechts)  kein  Rechtsgeschäft  ist,  kann  er 
als  faktische  Veranstaltung  doch  zur  Entstehung  eines  wohlerworbnen 
Rechts   führen.  .  .  .    Mit  dem   besondern   Erwerbsgrund   ist   freilich 
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noch  nicht  erwiesen,  dass  das  dadurch  Erworbene  gerade  ein  wahres 
subjektives  Recht  darstelle.  .  .  .  Dass  Kundschaft  und  Gewerbebetrieb 
wirtschaftliche  Güter  seien,  kann  niemand  bestreiten,  sie  kom- 
men fast  täglich  als  Gegenstände  des  Rechtsverkehrs,  namentlich  des 
Kaufs,  in  Betracht.  .  .  .  Wenn  durch  das  Gesetz  vom  27.  Mai  1896 
der  Gewerbebetrieb  zwar  nicht  gegen  die  Konkurrenz  als  solche, 
aber  gegen  gewisse  Auswüchse  durch  strafrechtliche  Verbote  und 
Gewährung  von  Schadenersatzansprüchen  geschützt  wird,  so  ist  darin 
offenbar  ein  rechtlich  geschütztes  Gut  anerkannt.  Und  damit  ist 
im  Sinne  aller  derer  ohne  weitres  auch  ein  wahres  Recht  gegeben, 
die  mii  Ihering  Recht  und  rechtlich  geschütztes  Interesse  gleich- 
stellen. Aber  auch  wer  nicht  so  weit  geht,  braucht  darum  einem 
subjektiven  Recht  auf  den  Gewerbebetrieb  nicht  ablehnend  gegenüber 
zu  stehen.  Dass  unter  der  Herrschaft  des  Zunftzwangs  und  Privilegien- 
wesens ein  solches  vorhanden  gewesen  sei,  ist  nicht  zu  bestreiten, 
und  es  lässt  sich  schwer  einreden,  wieso  der  Gewerbebetrieb  mit 
Einführung  der  Gewerbefreiheit  sein  ganzes  Wesen  soll  geändert 
haben.  Mochte  man  damals  gegen  den  „Bönhasen''  auf  Unterlassung 
des  Betriebs  und  Ersatz  klagen  können,  so  stehen  dem  Gewerbe- 
treibenden heute  gegen  den  unlautre  Mittel  anwendenden  Konkur- 
renten ganz  die  entsprechenden  Mittel  zur  Verfügung.  —  Die 
Klage  auf  Unterlassung  des  unlauteren  Wettbewerbs  dürfte  sich 
vom  Standpunkt  des  reinen  Normenschutzes  schwerlich  erklären 
lassen. 

—  Deutsche  Juristenzeitung.     1904,  S.  621. 

Es  bleibt  nur  übrig,  im  UWGes.  ein  subjektives  Recht 
auf  den  Gewerbebetrieb  anerkannt  zu  finden. 

Osterrieth   und  Axster»   Die  Pariser  Konvention.    S.  212. 

Den  Gegenstand  des  Schutzes  gegen  unlautern  Wettbewerb  bilden 
die  Gesamtbeziehungen  eines  Geschäftsmanns  zu  seinen 
Kunden.  Diese  Beziehungen  sind  ein  Rechtsgut,  welches 
ein  Geschäftsmann  durch  seine  Arbeit  und  durch  die  Güte  seiner 
Leistungen  erwirbt.  Unlautrer  Wettbewerb  ist  ein  unbefugter 
Eingriff  in  dieses  Rechtsgut.  Der  Wettbewerb  als  solcher  ist 
etwas  durchaus  Natürliches  und  Erlaubtes.  Unlauter  wird  der  Wett- 
bewerb dadurch,  dass  er  mit  solchen  Mitteln  betrieben  wird,  welche 
in  einer  den  guten  Sitten  widersprechenden  Art  die  natürlichen  Vor- 
aussetzungen des  Wettbewerbs  verschieben. 
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Pinner,  Kommentar  zum  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern 
Wettbewerbs,  S.  2. 
Das  Recht  des  einzelnen  Individuums,  seine  Tätigkeit  nach  Maß- 
gabe seiner  Kräfte  auszuüben,  ein  Recht,  dass  sich  im  Gebiete  des 
Handels  und  Gewerbes  im  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  verkörpert, 
hat  seinen  tatsächlichen  Charakter  in  dem  Rechte  der  andern  Staats- 
burger, in  gleicher  Weise  ihre  Tätigkeit  auszunutzen,  also  in  der 
Konkurrenz  der  andern.  .  .  .  Jeder  Wettbewerb  ...  ist  gestattet. 
Nur  darf  dieser  Wettbewerb  nicht  durch  unrechtmässige  Mittel,  durch 
Antastung  der  Persönlichkeit  des  andern,  geschehen.  Unrechtmässig 
ist  aber  nicht  nur  der  Wettbewerb,  der  gegen  bestimmte  Rechtsvor- 
schriften verstösst,  sondern  auch  derjenige,  der  unlauter  ist  .  .  ., 
gegen  die  guten  Sitten  verstösst.  .  .  .  Der  Staat  hat  daher 
das  Persönlichkeitsrecht  des  einzelnen  so  weit  zu  schützen,  dass  der 
Gebrauch  des  Rechts  des  einzelnen  kein  Missbrauch  wird,  dass  die 
Schranke,  die  der  eine  im  Wettbewerb  des  andern  findet,  nicht 
durch  Anwendung  unlautrer  Mittel  erhöht  wird.  .  .  .  Das  BGB.  gibt 
den  Schutz  jedem,  dem  in  einer  gegen  die  guten  Sitten  verstossenden 
Weise  von  andern  vorsätzlich  Schaden  zugefügt  wird.  ...  Es  ab- 
strahiert von  allen  Erfordernissen  und  statuiert  den  Schutz  gegen 
unlautre  Machenschaften  lediglich  als  Ausfluss  des  Rechts  auf 
Geltendmachung  der  eignen  Persönlichkeit. 

RausnitZy  Zum  Gesetzentwurf  etc.     Eine  Kritik.     S.  20. 

In  Deutschland  hat  das  Recht  auf  Verbot  des  unlautern  Wettbewerbs 
durch  Kohler  eine  völlig  genügende  juristische  Konstruktion  erhalten. 
Kohler  sieht  in  diesem  Recht  ein  sogenanntes  Individualrecht,  d.  h. 
ein  erweitertes  Personenrecht.  Ebenso  wie  jedermann  ein  Privatrecht 
auf  Schutz  seiner  leiblichen  Persönlichkeit,  auf  Schutz  seiner  Ehre, 
seines  Namens  gegen  jedwede  Angriffe  dritter  hat,  hat  er  auch  ein 
privates  Schutzrecht  aller  Eigenschaften,  auf  denen  die  Geltendmachung 
seiner  Persönlichkeit  im  geistigen  Erwerbsleben  beruht.  Hieraus  folgt 
ohne  weitres  das  Verteidigungsrecht  gegen  alle  Angriffe 
gegen  dieses  erweiterte  Personenrecht,  speziell  gegen 
solche  Verletzungen,  die  sich  im  Erwerbsleben  als  un- 
lautrer Wettbewerb  darstellen. 

W.    Reuling»    Der    unlautre    Wettbewerb    nach    dem    zweiten 
Entwurf. 
S.  24.    Bei  §§  4  und  5  (§§  t^  und  7  des  Ges.)  handelt  es  sich 
um   Delikte  gegen  das   Vermögen.    Aber  es  handelt  sich  nicht  um 
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Schädigungen  des  bereits  erworbenen  Vermögens,  wie  beim  Dieb- 
stahl, dem  Betrug,  der  Sachbeschädigung.  Es  handelt  sich  um 
Schädigungen  eines  noch  zu  erwerbenden  Vermögens  — 
eines  künftigen  lucrum  —  so  dass  das  Angriffs  ob  jekt  aller  dieser 
Dinge  aus  dem  Gebiet  des  Greifbaren,  der  Realität  der  Dinge,  zu 
einem  blossen  Gedankenobjekt  sich  verflüchtigt,  das  von  dem  blossen 
Rechte  des  Menschen,  ungestört  auf  der  öffentlichen  Strasse  des 
Verkehrs  seinem  redHchen  Erwerb  nachzugehen  insolange  nicht  mehr 
unterschieden  werden  kann,  als  nicht  auch  ein  wirklich  entgangener 
Verdienst  selbst  schon  in  Frage  steht.  — 

Es  ist  ein  Verdienst  des  Entwurfs,  dass  er  die  Schranken 
des  denigrement  als  eines  wirklichen  Konkurrenzdelikts  gesprengt  und 
einen  viel  tiefer  gedachten  Begriff  herausgearbeitet  hat,  ein  Delikt 
gegen  den  livelihood,  bei  dem  nur  nach  der  beabsichtigten  Schä- 
digung und  nicht  mehr  nach  den  vielleicht  noch  dahinter  liegenden 
Konkurrenzzwecken  gefragt  werden  muss. 

Die  Bewegung  (^ur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs) 
suchte  nach  dem  uns  fast  noch  ganz  fehlenden  Rechtsschutz 
für  den  livelihood  —  einen  Rechtsschutz  dafür,  dass  jedem  in 
ehrlicher  Arbeit  seinen  reichlicheren  oder  kärglicheren  Verdienst  zu 
suchen  frei  bleiben  muss  und  niemand  ihm  auf  der  freien  Strasse 
des  Vericehrs  Steine  in  den  Weg  legen  oder  Knüttel  zwischen  die 
Beine  werfen  darf.  So  ist  z.  B.  auch  die  Kreditschädigung  des 
StGB.  §  187  nur  eine  ganz  spezielle  Art  von  Schädigung 
des  livelihood,  des  Gewerbebetriebs,  des  wirtschaftlichen 
Fortkommens  in  der  Welt. 

Vom  Standpunkt  des  Konkurrenten  aus  hat  die  Frage  nach 
der  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  der  Reklame,  sobald 
man  die  Frage  auf  das  Zivilrecht  und  nicht  auf  das  Gewerbe- 
recht stellen  will,  überhaupt  keinen  Sinn.  —  Es  wird  kein  Recht 
des  Konkurrenten  verletzt.  Es  ist  klar,  dass,  wer  mich  auf 
der  freien  Strasse  des  Verkehrs  ungestört  laufen  lässt,  wie  ich  will, 
mich  nichts  angeht.  Solange  er  midi  ungestört  laufen  lässt,  muss 
ich  ihn  auch  ungestört  laufen  lassen.  Und  es  geht  mich  auch  nichts 
an,  wenn  er,  um  rascher  vorwärts  zu  kommen,  ein  Zweirad  stiehlt 
und  mit  diesem  jetzt  rascher  vorwärts  kommt  als  %rh.  Darüber  ist 
auch  weder  in  England  noch  in  Frankreich  die  Rechtsprechung 
jemals  im  Zweifel  gewesen. 

Mayers  Annahme,  dass  die  Franzosen  die  Gewerbefreiheit 
anders  verständen  als  wir,  nämlich  im  Sinne  eines  an  sich  schon 
begrenzten  und  auf  loyale  Konkurrenzmittel  beschränkten  Rechts,  ist 

—     447     — 


Anhang  I. 

irrig.  Mit  dem  Gegensatz  von  loyalen  und  illoyalen  Konkurrenzmitteln 
hat  die  französische  concurrence  deloyale  überhaupt  nichts  zu  tun. 
Es  sind  immer  nur  die  wirklichen  Rechtsverletzungen  herausgegriffen 
und  unter  einem  bequemen  aber  auch  missverständlichen  gemein- 
samen Ausdruck  zusammengefaßt  worden.  Eine  allgemeine 
Theorie  der  concurrence  d^Ioyale  ist  deshalb  überhaupt 
nicht  möglich. 

Rosenthal  im  Handbuch  der  Staatswissenschaften  von  Conrad 
u.  A.  7.  Bd.,  S.  771. 
Unter  unlautern  Wettbewerb  versteht  man  den  Inbegriff  aller  auf 
Täuschung  des  Publikums  berechneten  Veranstaltungen  eines  Han- 
dels- oder  Gewerbetreibenden,  durch  welche  dieser  die  Kundschaft 
andrer  Konkurrenten  abzudrängen  und  für  sich  zu  gewinnen  sucht 
und  diesen  dadurch  Schaden  zufügt.  Unter  die  Kategorie  der  Indi- 
vidualrechte werden  zusammengefasst  die  Rechte  der  Persönlichkeit 
an  ihren  leiblichen  und  geistigen  Gütern.  ...  Jeder  hatAnspruch 
darauf,  in  seiner  geistigen  und  gewerblichen  Tätigkeit 
als  Individuum  in  seiner  Besonderheit  anerkannt  zu  werden. 
Seine  Tätigkeit  als  Erzeuger  oder  Inhaber  einer  Verkaufsstätte,  seine 
Arbeitsleistung,  seine  geistigen,  sittlichen  und  materiellen  Kräfte,  seine 
Solidität,  sein  Ruf,  sein  Kredit  sind  Ausflüsse  seiner  Persönlichkeit 
Niemandem  ist  es  gestattet,  in  diese  Rechtssphären  störend  einzugreifen, 
durch  lAnmassung  der  einer  andern  Persönlichkeit  angehörenden  Kräfte. 
Jede  Verletzung  eines  solchen  Individualrechts  begründet 
eine  rechtliche  Reaktion,  einen  Anspruch  des  Geschädigten 
auf  Schadensersatz  gegen  den  unredlichen  Konkurrenten. 

Schlecht,  Zeitsohrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissen- 
schaft. 21.  Bd.,  S.  89  ff. 
Der  einzelne  hat  nicht  ein  besondres  Recht  auf  ge- 
werbliche Freiheit,  diese  stellt  sich  vielmehr  als  ein  Ausfluss 
der  allgemeinen  Freiheit  des  Handelns  dar,  und  dieser  ist 
Genüge  geleistet,  wenn  er  nicht  an  deren  Ausübung  gehindert  wird, 
und  keineswegs  kann  er  ein  besondres  Verhalten  eines  andern,  ein 
Rücksichtnehm€#  auf  seine  Person  beanspruchen.  Und  wenn  ein 
andrer  Gewerbetreibender  auch  unlautre  Mittel  bei  der  Betätigung 
seiner  gewerblichen  Freiheit  bez.  bei  der  Ausübung  seiner  allge- 
meinen Freiheit  des  Handelns  anwendet,  so  ist  damit  noch  nicht  eo 
ipso  eine  Hinderung  des  ersten  gegeben,  dieser  kann  vor  wie  nach 
seinerseits  vollkommen  frei  sein  wirtschaftliches  Selbstinteresse  gel- 
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tend  machen,  und  nur  soweit  liegt  ein  Delikt  vor,  als  durch  die 
Handlung  ein  andres  Gut  verletzt  ist.  Die  wirtschaftliche  Tätigkeit 
kommt  nur  so  weit  für  das  Repht  in  Betracht,  als  ein  Verstoss 
gegen  positive  Gesetzesbestimmungen,  die  sich  an  alle  richten,  vor- 
liegt, im  übrigen  ist  sie  vollkommen  frei.  Die  Vorteile,  die  ein 
Gewerbetreibender  durch  seine  wirtschaftliche  Tätigkeit  zieht,  die 
können  beeinträchtigt  werden  durch  unlautres  Geschäftsgebaren,  die 
Freiheit  selbst  aber  bleibt  immer  die  gleiche.  .  .  .  Die  Beziehungen 
zur  Kundschaft  sind  nicht  feste,  geschützte  oder  auch  nur  schütz- 
bare Güter,  also  keinesfalls  „Rechtsgüter' S  die  Rechtsordnung  rea- 
giert gegen  Handlungen,  welche  auf  die  genannten  Beziehungen 
einen  Einfluss  ausüben,  nur  insofern,  als  sie  sich  gegen  ander- 
weitige Rechtsgüter,  die  vom  Gesetz  als  solche  anerkannt  sind, 
richten,  z.  B.  gegen  die  Ehre  usw.  Von  sämtlichen  Versuchen,  ein 
einheitliches  Rechtsgut,  das  durdi  das  Ges.  z.  B.  d.  U.  W.  geschätzt 
werden  sollte,  zu  konstruieren,  ist  es  noch  keinem  gelungen,  sich 
Anerkennung  zu  verschaffen.  .  .  .  Ein  „Verbrechen  des  unl  W." 
überhaupt  gibt  es  nicht,  es  gibt  vielmehr  nur  Handlungen, 
welche  gegen  andre  anerkannte  Rechtsgüter  (also  ein  Verbrechen 
der  Beleidigung,  des  Betrugs  usw.)  Verstössen  und  man  spricht 
nur  unklarerweise  von  einem  „Verbrechen  des  UW,",  wenn  bei 
diesen  Handlungen  Endzweck  ist:  Erwerb  der  Kundschaft.  —  Das 
Individualrecht  gibt  dem  einzelnen  die  Befugnis,  Merkmale,  Eigen- 
tümlichkeiten, die  zur  Kennzeichnung  der  Individualität  dienen,  allein 
und  ausschliesslich  zu  benutzen.  .  .  .  Nicht  so  beim  UW.,  hier  hat 
der  Kaufmann  nicht  ein  Recht,  dass  das  durch  seine  Individualität 
beim  Publikum  gewonnene  Vertrauen  nicht  gestört  werde,  er  hat 
kein  dritte  ausschliessendes  Recht  auf  die  Kundschaft,  sondern  die 
Gewerbe-  und  Handelsfreiheit  bringt  es  mit  sich,  dass  diese  Be- 
ziehungen flüssige  sind  und  bleiben. 

Paul    Schmid»     Das    Warenzeichenrecht    nebst     einem 
Überblick    über     die    Bestimmungen     wider    den 
unlautern  Wettbewerb.    S.  1  ff. 
Das  moderne  Recht  erkennt  auch  Herrschaftsverhältnisse  zwischen 
Personen  und  nichtkörperlichen  Vermögensstücken,  den  geistigen  Er- 
gebnissen der  Arbeit,  als  schutzfähig  an.    Diese  geistigen  Arbeits- 
ergebnisse   (Immaterialgüter)    können   von   zweierlei   Art   sein.     Die 
erste  Art  umfasst  absolute  neue  Güter,  geistige  Erzeugnisse  (Erfinder- 
und  Urheberrechte).    Die  zweite   Hauptart  der  geistigen  Arbeitser- 
gebnisse bilden  die  der  gewerblichen  Verwertung  der  Lebensgüter 
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dienenden,  dem  Gewerbetreibenden  diese  Verwertung  mehr  oder 
weniger  den  Konkurrenten  gegenüber  sichernden  Arbeitsergebnisse, 
die  in  seiner  Persönlichkeit  begründeten  und  in  ihr  fortlebenden  Ge- 
schäftsbeziehungen (Bezugsquellen,  Kundenkreis  usw.)  und  das  zur 
Wahrung  und  Förderung  dieser  Geschäftsbeziehungen  dienende  Recht 
auf  erkennbare  Unterscheidungen  seiner  gewerblichen  Persönlichkeit 
und  sonstige  etwaige  Unterscheidungsmerkmale.  Alle  Handlungen, 
welche  darauf  gerichtet  sind,  in  unlautrer  Weise  in  das  körperliche 
Herrschaftsgebiet  einer  Person  einzudringen,  werden  von  dem  all- 
gemeinen Strafgesetzbuch  als  Diebstahl,  Unterschlagung,  Betrug  usw. 
unter  Strafe  gestellt  und  verpflichten  zum  Schadenersatz.  Zu  dem 
gleichen  Vorgehen  berechtigen  aber  auch  diejenigen  Handlungen, 
welche  darauf  gerichtet  sind,  in  unlautrer  Weise  das  zwischen 
den  Arbeitenden  und  den  geistigen  Ergebnissen  der  Arbeit 
bestehende  Band  zu  zerstören.  —  Versteht  man  unter  un- 
lautrem Wettbewerb  im  weitern  Sinne  jede  Handlungsweise,  welche 
darauf  gerichtet  ist,  sich  geschäftliche  Vorteile  vor  seinen  Kon- 
kurrenten in  unlautrer  Weise  zu  erringen  .  .  .,  so  ist  es  klar,  dass 
jede  unlautre  Handlung,  welche  gegen  ein  Urheberrecht,  ein  gewerb- 
liches Eigentumsrecht  oder  gegen  eines  der  Persönlichkeitsrechte 
der  oben  genannten  zweiten  Hauptart  von  einem  Konkurrenten  im 
wissenschaftlichen,  künstlerischen  oder  Erwerbsleben  zum  Zwecke 
der  Konkurrenz  vorgenommen  wird,  eine  Handlung  des  unlautren 
Wettbewerbs  im  weiteren  Sinne  ist.  Ganz  besonders  ist  das  bei 
denjenigen  Handlungen  der  Fall,  welche  gegen  die  oben  als  zweite 
Hauptart  des  Schutzes  geistiger  Arbeitserzeugnisse  dargestellten  Rechte 
gerichtet  sind. 

Emil  Schmitz,  „Unlautrer  Wettbewerb."     1.  Bd.,  S.  86  ff. 

Das  Recht  der  freien  Konkurrenz  ist  ein  bei  allen  modernen 
Kulturstaaten  gegebenes.  Es  ist  für  Frankreich  verbrieft  in  dem  Ge- 
setz vom  17.  März  17Q1.  Es  ist  gewiss  kein  Privatrecht,  aber 
ein  grosses  wirtschaftliches  Grundrecht,  das  der  öffent- 
lichen Ordnung  angehört  und  auf  das  man  deshalb,  auch  nach 
deutscher  Rechtsprechung  und  Rechtslehre  rechtswirksam  nicht  ver- 
zichten kann.  Die  Frage  kann  vielmehr  nur  sein,  wie  weit  dieses 
Recht  geht,  welches  sein  positiver  Inhalt  ist  In  Deutschland  ist 
diese  Freiheit,  ähnlich  wie  früher  die  Freiheit  des  Eigentümers,  stets 
möglichst  abstrakt  und  etwas  manchesterlich  ausgelegt  worden.  Eine 
weitverbreitete  Auffassung  betrachtet  heute  noch  alle  Handlungen 
des  freien  Wettbewerbs   an  sich  als   erlaubt,   soweit  nicht  spezielle 
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Bestimmungen  entgegenstehen.  Da  nun  gar  das  Recht  des  freien 
Wettbewerbs  gesetzlich  sanktioniert  ist,  so  ist  nach  dieser  Auf- 
fassung nicht  abzusehen,  inwiefern  eine  Handlung  der  Konkurrenz, 
ohne  gegen  eine  spezielle  Gesetzes  Vorschrift  zu  Verstössen,  uner- 
laubt sein  solle.  Sie  ist  umgekehrt  durch  das  Gesetz  getragen  und 
deshalb  Ausübung  des  Rechts.  —  Geschaffen  war  aber  durch  jenes 
Ges.  V.  1791  nicht  sowohl  der  freie  und  willkürliche,  als  vielmehr 
der  individuelle  Wettbewerb.  Das  besagt  nicht,  dass  nun  das 
zum  wirtschaftlichen  Wettbewerb  zugelassene  Individuum  zu  jeder 
Handlung  des  Wettbewerbs,  gleichviel  welches  ihr  Charakter,  be- 
rechtigt sei.  Eine  Reihe  von  Beschränkungen  ergeben  sich  sofort 
aus  dem  richtig  gestellten  Begriff  des  individuellen  Wettbewerbs 
von  selbst.  Es  galt,  statt  des  Zunft-  und  Gildenmenschen  das  Indi- 
viduum und  so  die  individuelle  Tatkraft  zu  entfalten.  War  aber  das 
gewollt,  so  waren  z.  B.  auch  Marke  und  Name  als  Mittel,  das 
im  Wettbewerb  ringende  Individuum  zu  individualisieren,  mitgewollt. 
Das  Recht  daran  war  ein  Zivilrecht,  weil  ein  Sonderrecht  Es  fand 
quasinegatorischen  Schutz  und  zugleich  Schutz  gegen  jede  confusion 
als  dem  Zweck  und  Wesen  des  individuellen  Wettbewerbs,  der  Ent- 
faltung der  individuellen  Arbeit  widersprechend.  Dieser  Schutz  lehnt 
sich  an  Art.  1382  an,  weil  die  confusion  eine  Schädigung  mit  sich 
führt,  die  durch  das  Recht  des  individuellen  Wettbewerbs  nicht  ge- 
billigt, sondern  geradezu  reprobiert  ist.  Und  dieser  confusion  wird 
überall,  nicht  bloss  bei  Name  und  Marke,  entgegengetreten.  Sie  ist 
Wettbewerb,  aber  nicht  solcher,  der  das  Recht  individuellen  Wett- 
bewerbs mit  sich  bringt.  Sie  ist  sein  Gegenteil,  concurrence  d^loyale. 
Nur  dieses  Recht  des  individuellen  Wettbewerbs  ist  es,  das  die 
neue  Gesetzgebung  gegeben  hat  Erlaubt  ist  die  Schädigung,  welche 
die  Ausübung  dieser  Konkurrenz  mit  sich  bringt.  Sie  erfolgt  in 
Ausübung  eines  Rechts  und  gilt  als  Wettbewerb  eines  ehrbaren 
Kaufmanns.  Jede  Schädigung  aber,  die  sich  mit  Mitteln 
des  Wettbewerbs  vollzieht,  die  mehr  und  ein  andres  sind, 
als  die  Entfaltung  individueller  Arbeitskraft,  gilt  nicht  als 
ehrbar,  also  nicht  Konkurrenz  in  Ausübung  eines  Rechts 
des  individuellen  Wettbewerbs.  Wenn  im  einzelnen  solche 
Konkurrenz  vorliegt,  ist  quaestio  facti.  -—  Der  Art  1382  verlangt 
nicht  die  Verletzung  eines  Rechts.  Er  reprobiert  jede  Schaden- 
zufügung,  mag  sie  mit  oder  ohne  Verletzung  eines  Rechts  erfolgen. 
Er  reprobiert  insbesondre  die  Schädigung  des  Individuums,  was 
seinen  Erwerb  und  sein  Fortkommen  angeht  Wo  zurechenbare 
Schadenzufügung  aus  Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit  vorliegt,  greift  er 
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Platz,  wenn  nicht  die  Schädigung  in  Ausübung  eines  Rechts  erfolgt 
ist  Ein  solches  Recht  ist  der  individuelle,  aber  wohlverstanden, 
nur  dieser  Wettbewerb. 

Hans  Schuler,  Die  Concurrence  deloyale  im  französi- 
schen, schweizerischen  und  deutschen  Recht    1895 
S.  17. 
Concurrence  deloyale  ist  jede  Veranstaltung  eines  Konkurrenten, 
welche  ohne    Einsetzung   eigener   Kraft   die    Kundschaft   von 
andern  abzulenken  und  ihm  zuzuwenden  strebt  ...    Im  Daneben- 
setzen der  eignen  Kraft  zur  Überwindung  derjenigen  des  andern 
hat  Otto   Mayer  in   durchaus   zutreffender  Weise  das  Wesen  des 
echten   und    erlaubten    Mitbewerbs   gefunden.    Was   dieses 
Merkmal  nicht  an  sidh  trägt,  stellt  sich  als  unechte  oder  unerlaubte 
Mitbewerbung  dar.    Es   gibt  somit  ein   objektives    Moment, 
das  die  beiden  Arten  des  Mitbewerbs  voneinander  trennt 
Das  nur  subjektive  Moment  der  Ujisittlichkeit  ist  dagegen 
von  vornherein  ohne  Bedeutung. 

Alfred  Simon»  Die  Concurrence  deloyale  etc  1894. 
S.  44. 
Unter  concurrence  deloyale  ist  jede  widerrechtliche  und  schuld- 
hafte (dolose  oder  culpose)  Handlung  zu  verstehen,  durch  welche 
ein  Geschäftsmann  von  seinem  Konkurrenten  die  Kundschaft  eigen- 
nützigerweise ableitet  und  ihm  Schaden  zufügt.  Widerrechtlich  ist, 
wie  §  705  des  Entw.  d.  BOB.  (§  826)  eine  „Handlung,  die  kraft 
der  allgemeinen  Freiheit  zwar  an  sich  erlaubt  ist,  aber  einem  andern 
zum  Schaden  gereicht  und  ihre  Vornahme  gegen  die  guten  Sitten 
verstösst". 

M.  Stenglein,  Die  strafrechtlichen  Nebengesetze  des 
Deutschen  Reichs.  S.  942. 
Die  deutsche  Gesetzgebung  gibt  keine  Begriffsbestimmung  für 
das,  was  sie  unter  unlauterm  Wettbewerb  versteht  (Mot  S.  22, 
K.  B.  S.  1197);  es  ist  also  keine  Legaldefinition  vorhanden,  welche 
gestatten  würde,  eine  Handlung  zu  strafen  nur  deshalb,  weil  in 
ihr  ein  unlautrer  Wettbewerb  liegt.  Ebensowenig  kann  ein^  solche 
Handlung,  wie  in  Frankreich,  einen  zivilrechtlichen  Anspruch  be- 
gründen. In  beiden  Richtungen  kann  der  Schutz  nur  wegen  der  im 
Gesetze  genau  bezeichneten  Handlungen  angerufen  werden.  .  .  .  Eine 
wesentliche  Erweiterung  der  Bestimmungen  über  den  unlautern  Wett- 
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bewerb  haben  BGB.  §§  824  und  826,  wenn  auch  nur  in  privat- 
rechtiicher  Beziehung  gebracht,  und  dadurch  ist  das  erreicht,  was 
die  französische  Jurisprudenz  durch  die  Grundsätze  über  concurrence 
d^loyale  erreicht  hatte. 

Stieda,  Unlautrer  Wettbewerb  in  Jahrbüchern  für  Nation^kl- 
ökonomie  und  Statistik.  1896.  S.  74  ff. 
Unlautrer  Wettbewerb  zeigt  sich  bei  allen  widerrechtlichen  und 
schuldhaften  Handlungen,  durch  die  ein  Geschäftsmann  sich  eigen- 
nützigerweise Kundschaft  zu  verschaffen  sucht.  ...  An  sich  ist 
Freiheit  in  Handel  und  Gewerbe  die  Grundlage  des  modernen 
Rechts.  .  .  .  Aber  die  Freiheit,  die  allen  gewährleistet  werden  soll, 
kann  keine  unbedingte  sein. 

J.  Veracius»  Illoyale  Konkurrenz  und  Markenschutz. 
Gewerblicher  Rechtsschutz  und  Urheberrecht.  1898.  S.  237  ff. 
Das  ideelle  Band,  welches  den  Produzenten,  den  Kauf- 
mann, mit  sein€r  Kundschaft  verbindet,  ist  ein  Ergebnis 
der  Aufwendung  von  Zeit,  Mühe,  Arbeit  und  Geld,  ein  imma- 
terielles Gut,  dessen  Wert  häufig  den  Wert  der  Gegenstände 
des  materiellen  Vermögens  des  Kaufmanns,  Produzenten,  bei  weitem 
übersteigt.  Dieses  immaterielle  Gut  braucht  einen  vom  Ge- 
setz zu  gewährenden  Schutz.  Es  erhält  ihn  durch  die  Ge- 
setzgebung und  Rechtspflege,  welche  die  unlautre  Konkur- 
renz bekämpft. 

Weiss»  Die  Concurrence  d^loyale,  ihr  Begriff  und  ihre 
Behandlung  im  Zivil-  und  Strafrecht.  S.  24  ff. 
Die  tatsächlichen  Beziehungen  des  Gewerbetreibenden  zu 
seiner  Kundschaft  sind  prinzipiell  kein  Rechtsgut.  —  Bei  den 
Handlungen  der  concurrence  d^loyale  liegt  aber  ein  Ein- 
griff in  den  Rechtskreis  des  Gewerbegenossen  vor.  Sie 
qualifizieren  sich  als  unerlaubte  Handlungen  und  sind  widerrechtlich, 
weil  sie  einen  Eingriff  in  ein  Individualrecht  des  Gewerbe- 
genossen darstellen.  Inhalt  dieses  Individualrechts  ist 
das  Recht,  als  die  und  die  bestimmte  Persönlichkeit  im 
Kampfe  ums  Dasein  respektiert  zu  s e i n ;  Gegenstand  derselben 
sind  die  oben  charakterisierten  individualisierenden  Merkmale,  Aus- 
zeichnungen usw.,  wie  der  Kredit,  das  Vertrauen,  das  der  Gewerbe- 
treibende bei  seiner  Kundschaft  geniesst  —  und  damit  werden  in- 
direkt in  gewisser  Richtung  die  tatsächlichen  Beziehungen  zur  Kund- 
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Schaft  selber  zum  Rechtsgut,  zum  rechtlich  geschützten  Interesse.  — 
Handlungen,  die  eine  Täuschung  des  Abnehmers  bezwecken,  insbe- 
sondre schwindelhafte  Reklame,  nicht  Handlungen,  welche  eine  Ver- 
wechslung mit  einem  Konkurrenzgeschäft  herbeiführen  wollen,  ent- 
halten keinen  Eingriff  in  ein  Individualrecht  und  geben  keinen  Privat- 
anspruch wegen  concurrence  deloyale,  aber  sie  Verstössen  gegen 
das  Prinzip  von  Treu  und  Glauben  im  Verkehr.  —  Concurrence  de- 
loyale Hegt  also  in  allen  Handlungen  eines  Gewerbetreibenden  in 
der  Ausübung  seines  Gewerbes,  welche  einen  Eingriff  in  das  Indi- 
vidualrecht eines  oder  mehrerer  Gewerbegenossen,  sowie  eine  Ver- 
letzung des  Prinzips  von  Treu  und  Glauben  im  Verkehre  enthalten, 
und  in  der  Absicht  unternommen  werden,  die  Kundschaft  an  sich 
zu  ziehen. 
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(zu  Seite  143) 

Entscheidungen  des  Reichsgerichts  über  die  rechtliche 
Natur  des  Gewerbebetriebs  und  unlautern  Wettbewerbs. 


1.  Der  Gewerbetreibende,  der  unter  Berufung  auf  den  durch  Ein- 
tragung in  das  Zeichenregister  erzeugten'  täuschenden  Schein  eines  ihm 
nach  RGes.  vom  30.  November  1874  zustehenden  Rechte  auf  Marken- 
schutz die  Bezeichnung  einer  bestimmten  Warenbezeichnung  im  Ver- 
kehr seitens  eines  andern  Gewerbetreibenden,  als  eine  Verletzung 
jenes  Scheinrechts,  rügt  und  untersagt,  tritt  nicht  nur  jenem  andern 
durch  den  ungerechtfertigten  Vorwurf  einer  gesetzwidrigen  Hand- 
lungsweise ehrverletzend  zu  nahe,  sondern  stört  zugleich  jenen 
andern  ohne  Rechtsgrund  in  rechtlich  erlaubten  gewerb- 
lichen Verfügungen.  Diesem  unberechtigten,  an  sich  auch  zur 
Verursachung  von  Vermögensnachteilen  geeigneten  Verhalten  gegen- 
über ist  ein  Klagerecht  auf  Feststellung  gegeben,  dass  dem  Beklagten 
das  angebliche  Untersagungsrecht  nicht  zustehe. 

Urteil  vom  ay.  Oktober  i888.    ROZ.  aa,  S.  93. 

2.  Wenn  jemand  die  natürlichen  Wirkungen  (die  natürlichen  Be- 
ziehungen des  gewerblichen  Lebens)  in  andrer  Weise  als  durch 
Betätigung  eines  Konkurrenzbetriebs  zum  Nachteile  eines  be- 
stimmten Gewerbetreibenden  in  der  Absicht,  dessen  Gewerbebetrieb 
zu  untergraben,  verhindert  und  dadurch  dessen  Gewerbsvermögen 
eine  Beeinträchtigung  erfährt,  so  liegt  eine  vorsätzliche  rechts- 
widrige Vermögensbeschädigung  vor.  Rechtswidrig  ist 
dieselbe,  sobald  der  Beschädigte  dazu  kein  Recht  hat.  Das 
in  der  Konkurrenzberechtigung  liegende  Recht,  mittels 
des  eignen  Konkurrenzbetriebs  in  solche  Beziehungen  ein- 
zugreifen, kommt  hier  nicht  in  Frage,  da  die  getroffenen  Ver- 
anstaltungen keine  der  Klägerin  ihre  Beziehungen  abwendig  machenden 
Handlungen  eines  Konkurrenzbetriebs  sind.  —  Die  Massregelungen 
(durch  Achterklärung)  verletzen  das  Recht  auf  Achtung  der 
Person  und  das  Ansehen  des  individuellen  Geschäftsbe- 
triebs, auf  dessen  Wahrung  jeder  Gewerbetreibende,  solange  er 
nicht  rechtswidrig  und  unsittlich  handelt,  einen  Anspruch  hat. 

Urteil  vom  25.  Juni  1890.    ROZ.  a8,  8.  a48  ff. 
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3.  Die  Klägerin,  die  Waren  gleicher  Art  herstellt,  ist  daher  durch 
den  unbefugten  Gebrauch  dieses  Zusatzes  in  ihrem  Recht  auf 
Schutz  gegen  unlautern  Wettbewerb,  durch  welchen  in 
ihr  Absatzgebiet  eingegriffen  wird,  verletzt  und  muss  des- 
halb gemäss  HQB.  Art.  27  für  befugt  erachtet  werden,  die  Unter- 
lassung der  erwähnten  Bezeichnung  als  Firmenzusatz  zu  verlangen. 

Urteil  vom  6.  Juni  1899,    ROZ.  44,  S.  19. 

4.  „Die  Frage,  ob  der  Klägerin  eine  negatorische  Klage  (wenn 
die  Eintragung  eines  Geschmacksmusters  in  das  Musterregister  zu 
unreclit  erfolgt  ist)  zustehe,  ist  zu  bejahen.  Zwar  wird  eine  solche 
Klage  in  dem  Gesetz  vom  11.  Januar  1876  nicht  erwähnt,  sie  ergibt 
sich  aber  aus  allgemeinen  Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts, 
insbesondre  aus  dem  durch  §  1  GewO.  gewährten  Recht  auf 
freie  gewerbliche  Betätigung  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken.  Wenn  auch  nicht  für  jedermann,  so  doch  für  den 
gewerblichen  Konkurrenten  ist  hiernach  ein  Klage- 
recht eröffnet,  um  Beeinträchtigungen  dieses  Rechts 
abzuwehren.  Eine  solche  Beeinträchtigung  des  klägerischen  Ge- 
werbebetriebs liegt  aber  schon  darin,  dass  die  Beklagte  in  ihren 
an  die  Öffentlichkeit  gerichteten  Mitteilungen  ein  Schutzrecht  für  die 
streitigen  Muster  in  Anspruch  nimmt,  das  ihr  in  Wahrheit  nicht  zu- 
steht. Neben  diesem  Verhalten  der  Beklagten  bedarf  es  zur  Be- 
gründung der  Klage  nicht  des  Nachweises  noch  andrer  Handlungen, 
durch  die  speziell  der  Gewerbebetrieb  der  Klägerin  gestört  worden 
wäre.  Ob  ein  derartiges  Klagrecht  auch  aus  dem  Ges.  z.  Bek.  des 
unl.  W.  zu  begründen  ist,  kann  dahingestellt  bleiben.  Der  erkennende 
Senat  hat  bereits  in  mehreren  vor  diesem  Gesetz  liegenden  JEnt- 
scheidungen  eine  solche  Klage  für  zulässig  erklärt.  (Sachs.  Archiv V 
S.   131.) 

Urteil  vom  9.  Dezember  1899.  R6Z.  46,  S.  6z  (wohl  die- 
selbe Biitscheiditng  wie  in  Bl.  1  R.  1900,  S.  186). 

5.  Richtig  ist,  daß  für  die  gewerblichen  Gehilfen  und  Arbeiter 
nicht,  wie  nach  Art.  56  und  59  HB.  für  Handlungsgehilfen  und  Bevoll- 
mächtigte, ein  allgemeines  Verbot  besteht,  mit  dem  Arbeitgeber  in 
Wettbewerb  zu  treten  und  dessen  Gewerbe  für  eigne  Rechnung  zu 
betreiben.  Aber  die  Strafkammer  verkennt,  dass,  wenn  der 
Wettbewerb  erlaubt  ist,  darum  nicht  auch  der  unlautre 
Wettbewerb  es  sein  muss.  Alle  Verbote  des  Gesetzes  vom 
27.  Mai  18Q6  verfolgen  gleichmässig  den  Zweck,  zu  ver- 
hindern, dass  die  Erwerbstätigkeit  des  einen  vor  der  kon- 
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kurrierenden  des  andern  durch  unlautre  Mittel  den  Vor- 
rang erreicht.  Darum  muss,  sofern  nicht  das  Gesetz  selbst  eine  be- 
stimmte Schranke  zieht,  jede  Auslegung  abgelehnt  werden,  die  einen 
Wettbewerb  für  zulässig  erscheinen  lässt,  der  nach  dem  übrigen 
Inhalt  des  Gesetzes  als  unlauter  sich  darstellt. 

Urteil  vom  7.  Dezember  1899.    RQSt.  33,  S.  6. 

6.  §  15  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Warenbezeichnung  vom 
12.  Mai  1894  schafft  nicht  ein  selbständiges  Ausstattungsrecht  als 
besondres  Genussgut,  dessen  sich  ein  andrer  unbefugt  bedienen 
könnte.  Es  soll  vielmehr  durch  jene  Verbotsbestimmung  nur  der 
redliche  Geschäftsbetrieb  geschützt  und  dem  unlautern 
Konkurrenzbetrieb  entgegengetreten  werden  im  Interesse  der 
Allgemeinheit  durch  Strafe,  im  Interesse  des  einzelnen  Beteiligten 
durch  Entschädigung.  Das  Verbot  schätzt  nur  mittelbar  die  Aus- 
stattung als  solche. 

Urteil  vom  30.  November  1900.    RQZ.  47,  8.  loi. 

7.  Das  BGB.  hat,  indem  es  einen  Anspruch  auf  Unterlassung 
für  einzelne  Fälle  normiert  (§§  12,  862,  1004)  die  Zulassung  eines 
solchen  Anspruchs  nicht  für  alle  andren  dem  Gebiete  des  Gesetzbuchs 
angehörigen  Fälle  ausschliessen  wollen.  Einen  klagbaren  Anspruch 
auf  Unterlassung  gegenüber  rechtswidrigen  Eingriffen  hat 
die  Reichsgesetzgebung  auf  weiten  Gebieten  des  heutigen  Rechts- 
lebens teils  ausdrücklich,  teils  mittelbar  durch  die  Gestaltung 
ausschliesslicher  Rechte,  namentlich  in  den  Gesetzen  zum 
Schutz  des  sogenannten  geistigen  Eigentums  und  der  gewerblichen 
Ausnutzungsrechte,  gesetzliche  Anerkennung  verliehen.  Insbesondre 
auch  hat  UWGes.  den  Anspruch  auf  Unterlassung  in  mehrfachen 
Einzelbestimmungen  zugelassen  und  normiert.  Ein  Bedürfnis  für  einen 
solchen  Rechtsschutz  besteht  denn  auch  hauptsächlich  gegenüber 
den  Schädigungen  im  Gewerbebetriebe  durch  unlautern  Wettbewerb. 
Dieses  Gebiet  ist  von  dem  genannten  Spezialgesetz  nicht  aus- 
schliessend  geregelt.  .  .  .  Hier  treten  ergänzend  die  allgemeinen 
Bestimmungen  des  BGB  in  die  Lücken,  und  gerade  BGB.  §  826 
ist  dazu  geeignet  und  vom  Gesetzgeber  auch  dazu  bestimmt,  eine 
Schutzwehr  gegen  illoyale  Handlungen  zu  gewähren.  Gegenüber 
Schädigungen  durch  unlautern  Wettbewerb  erscheint  die  Klage  auf 
Unterlassung  schon  im  Hinblick  auf  den  innern  Zusammenhang 
und  den  gleichheitlichen  Zweck  der  beiderseitigen  Gesetze  als  ge- 
rechtfertigt. ...    Ob   für  die   rechtliche   Konstruktion   eines    Unter- 
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lassungsanspruchs  die  Analogie  der  negatorischen  Klage  zu 
verwerten  sei,  mag  dahingestellt  bleiben.  Für  diejenigen,  welche 
dem  Gewerbebetrieb,  dessen  Ausübung  durch  Erwerbung  von  Kund- 
schaft usw.  den  Charakter  eines  subjektiven  Rechts  („Individual- 
rechts") zuschreiben,  ergibt  sich  allerdings  die  Zulässigkeit  einer 
quasinegatorischen  Klage  aus  der  absoluten  Natur  des  Rechts.  Indes 
bedarf  es  eines  Eingehens  auf  diese  Frage  nicht.  ...  Es  kann  auch 
hier  davon  abgesehen  werden,  ob  man  mit  der  oben  erwähnten 
Theorie  zur  Annahme  eines  subjektiven  Rechts  auf  freie  Erwerbs- 
tätigkeit gelangen  könnte  und  ob  je  eine  solche  Auffassung  sich 
für  die  Anwendung  des  BGB.  §  823  Abs.  1  verwenden  Hesse. 

§  826  bezweckt,  den  illoyalen  Schädigungen  im  Verkehrsleben 
wirksam  entgegenzutreten,  wobei  es  auf  die  Natur  des  verletzten 
Rechtsguts  nicht  ankommt.  Auch  die  Beeinfrächtigung  einer 
bloss  tatsächlichen  Erwerbsaussicht,  des  Kundschaftsver- 
hältnisses, kann  sich  als  eine  derartige  Schädigung  darstellen. 

Urteil  vom  ii.  Mai  1901.    ROZ.  48,  S.  Z15  tf. 

8.  ...  Es  braucht  zu  diesem  Behufe  nicht  erörtert  zu  werden,  ob, 
was  in  der  Doktrin  bestritten  ist,  BGB.  §  823  Abs.  1,  abgesehen  von 
der  Verletzung  des  Lebens,  des  Körpers,  der  Gesundheit  und  der 
Freiheit,  sich  auch  noch  auf  andre  blosse  Persönlichkeitsrechte 
(Lebensgüter)  bezieht,  oder  ob  der  Begriff  des  darin  erwähnten 
„sonstigen  Rechts**  wegen  der  Wortverbindung  „das  Eigentum 
oder  ein  sonstiges  Recht  eines  andern'*  ausschliesslich  wirkliche  sub- 
jektive Rechte  im  Auge  hat  Denn  in  dem  einen  wie  in  dem  andern 
Falle  nötigt  die  Bedeutung  der  Vorschrift  zu  der  Annahme,  dass 
dadurch,  worauf  es  vorliegendenfalls  nur  ankommt,  auch  das  Recht 
auf  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  geschützt  werden  solL 
Richtig  ist  allerdings,  dass  der  ärztliche  Beruf  als  solcher,  un- 
geachtet der  Bestimmungen  in  §§  6,  29,  53,  80  Abs.  2  RGewO., 
kein  Gewerbe  im  Sinne  der  letztren  ist.  Wohl  aber  wird  er 
dazu,  wenn  sich  mit  ihm,  wie  festgestelltermassen  bei  dem  Kläger, 
der  Betrieb  einer  Privatkrankenanstalt  (Klinik)  verbindet 
(GewO.  §  30,  Entsch.  d.  Preuss.  G.-Verw.-Ger.  Bd.  24  S.  321).  Der 
Beklagte  darf,  ohne  eine  besondre  Berechtigung  hierzu 
zu  haben,  keine  Handlungen  vornehmen,  wodurch  das 
Recht  des  Klägers  zum  Betriebe  seiner  Klinik  gestört  oder 
überhaupt  beeinträchtigt  wird.  Eine  von  dem  Beklagten  aus- 
gehende Massregel,  durch  welche  auf  andre  Kieler  Ärzte  systematisch 
und   in   einer  gewissermassen   autoritativen   Weise   dann  eingewirkt 

—     460     — 


Anhang  11. 

wird,  dass  sie  sich  fortan  weigern  sollen,  mit  dem  Kläger  zu  kon- 
sultieren, und  mithin  auch  ihm  Kranke  zuzuweisen,  verletzt  nicht 
bloss  sein  Recht  auf  persönliche  Achtung,  sondern  auch 
den  Ruf  seiner  Klinik,  dessen  Aufrechterhaltung  mit  dem 
wirtschaftlichen  Interesse  eng  zusammenhängt  und  auf 
dessen  Wahrung  er,  wenn  er  sich  dabei  innerhalb  der 
erlaubten  Grenzen  hält,  ein  Recht  hat.  .  .  .  Wenn  der  Be- 
klagte, ohne  auf  örund  einer  Befugnis  zu  handeln,  in  dieses  tat- 
sächliche Verhältnis  eingreift  und  das  Recht  auf  den  freien  un- 
gestörten Gewerbebetrieb  des  Klägers  in  bewusster  Weise 
hierdurch  verletzt,  so  charakterisiert  sich  dieses  Vor- 
gehen als  eine  vorsätzliche  oder  zum  mindesten  fahr- 
lässige widerrechtliche  Rechtsverletzung  im  Sinne  des 
§  823  Abs.  1  BGB.,  und  es  ändert  hieran  nichts,  wenn  es  hierbei 
nicht  unmittelbar  auf  eine  Vermögensschädigung  abgesehen,  sondern 
diese  letztre  nur  ihr  mittelbarer  und  objektiver  Erfolg  ist.  Auch 
die  von  dem  LG.  angestellte  Erwägung,  dass  ein  Arzt  nicht  als 
Recht  beanspruchen  kann,"  dass  jeder  andre  Arzt  mit  ihm  konsultiere, 
und  dass  vielmehr  jeder  Arzt  nach  seinem  eignen  freien  Ermessen 
bestimmen  darf,  mit  welchen  Ärzten  er  konsultieren  will  und  mit 
welchen  nicht,  steht  dieser  Auffassung  nicht  entgegen.  Dieses  freie 
Ermessen  will  eben  auch  noch  der  Antrag  des  Klägers  gewahrt  wissen, 
und  die  von  ihm  begehrte  Verurteilung  des  Beklagten  hat  gerade 
den  Zweck,  diesem  freien  Ermessen  der  dem  beklagten  Verein  an- 
gehörenden Ärzte,  das  durch  das  Verbot  beschränkt  wird,  wiederum 
Raum  zu  verschaffen.  ...  Ob  dem  Kläger  also  für  seinen  Anspruch 
auch  BGB.  §  823  Abs.  2  in  Verbindung  mit  §  1  RGewO.  zur  Seite 
stehen  würden,  kann  unter  diesen  Umständen  dahingestellt  bleiben.  — 
Muss  nun  aber  hiemach  das  von  dem  Vereinsvorstand  erlassene 
Verbot  als  eine  unerlaubte  Handlung  des  Vorstands  im  Sinne  von 
§  823  Abs,  1  BGB.  angesehen  werden,  so  fragt  sich  alsdann  weiter, 
ob  diese  Handlung  auch  eine  derartige  ist,  für  welche  der  beklagte 
Verein  als  solcher  dem  Kläger  wirtschaftlich  haftet.  —  Die  Ent- 
scheidung hierbei  richtet  sich  danach,  ob  der  Beklagte  zur  Zeit  der 
Erlassung  des  Verbofe  seines  Vorstands  eine  juristische  Person  war 
(BGB.,  §  21,  EG.  Art.  163)  und  ob  bei  der  Vorkehrung  dieser  Mass- 
regel sein  Vorstand  „in  Ausführung  der  ihm  zustehenden  Verrich- 
tungen" gehandelt  hat  (§  31). 

[Der  beklagte  Vereinsvorstand  hatte  bezüglich  des  bereits  aus- 
geschiednen  Klägers  seinen  Vereinsmitgliedern  verboten,  fernerhin  mit 
dem    Kläger,    der    eine    Privatklinik    betrieb,    zu    konsultieren.     Der 
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Kläger  hatte  geklagt:  Den.  Beklagten  zu  verurteilen,  das  an  seine 
Mitglieder  erlassene  Verbot  aufzuheben,  eventuell  festzustellen,  dass 
es  zu  unrecht  erfolgt  sei.  Das  LG.  und  OLG.  Kiel  hatten  Kläger 
abgewiesen,  RG.  hat  das  Urteil  des  OLG.  aus  vorstehenden  Gründen 
aufgehoben.] 

RQZ.  IVy  393/190Z.    Urteil  vom  6.  März  1902. 

9.  Nun  werden  allerdings  von  einer  mehrfach  vertretnen  Theorie 
eine  (nicht  abgeschlossene)  Reihe  sogenannter  Persönlichkeits- 
rechte oder  Individualrechte  aufgestellt  und  für  Privatrechte  erklärt, 
darunter  auch  ein  Recht  auf  freie  Erwerbstätigkeit.  Aber  diese, 
bisher  noch  nicht  zur  Abklärung  und  Anerkennung  gelangte  Auf- 
fassung erscheint  für  die  Anwendung  des  §  823  Abs.  1  BGB.,  dessen 
Begrenzung  damit  eine  völlig  unsichere  würde,  nicht  als  verwertbar. 
Ist  also  der  Begriff  „sonstige  Rechte"  auf  die  bestimmten,  von 
der  Rechtsordnung  als  solche  ausgestalteten  und  umschriebnen  sub- 
jektiven Rechte  zu  beschränken,  so  fallen  hierunter  nicht  die  einer 
solchen  Rechtsnatur  ermangelnden  Befugnisse  und  Fähigkeiten, 
welche  zufolge  der  allgemeinen  Freiheit  des  Handelns 
jedermann  zukommen,  nicht  also  an  sich  die  Befugnis  zu 
ungehinderter  Verwertung  der  Arbeitskraft,  nicht  eine  blosse  Er- 
werbsaussicht. Im  Urteil  vom  6.  März  1902  ist  zwar  ausgesprochen, 
dass  durch  BGB.  §  823  Abs.  1  auch  das  Recht  auf  Ausübung 
des  Gewerbebetriebs  geschützt  werden  solle.  Allein  mit  dieser 
Entscheidung  steht  das  vorstehend  Ausgeführte  nicht  in 
Widerspruch.  Die  Ausübung  eines  selbständig  betriebenen 
Gewerbes  mag,  namentlich  insoweit  dieselbe  gegen  gewisse  Ein- 
griffe dritter  durch  die  Vorschriften  des  UWGes.  besonders  geschützt 
wird,  als  ein  wohlerworbnes  Recht  anzusehen  sein.  Im  vor- 
liegenden Falle  handelt  es  sich  aber  nicht  um  einen  bestehenden 
und  selbständigen  Gewerbebetrieb,  sondern  um  die  freie  Be- 
tätigung der  Arbeitskraft  von  Seiten  gewerblicher  Arbeiter  zu 
künftigem  Erwerbe,  die  an  sich  jedem  offen  steht. 

Urteil  vom  29.  Mai  1902.    RQZ.  5z,  S.  373. 

10.  Jedes  Konkurrenzverbot  enthält  eine  Beschränkung  der  persön- 
lichen Freiheit,  speziell  der  Gewerbefreiheit  des  durch  dasselbe 
Verpflichteten. 

Urteil  vom  6.  Dezember  1902.    ROZ.  53,  S.  156. 

11.  Die  In  §  823  Abs.  1  BGB.  statuierte  Schadenersatzpflicht  setzt 
die  widerrechtliche   Verletzung  eines  der  dort  genannten   Rechts- 
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guter  oder  Rechte  voraus.  Die  Ansicht,  dass  unter  „sonstige 
Rechte"  im  Sinne  dieses  Gesetzes  die  sämtlichen,  wenn  auch  nicht 
als  subjektive  Rechte  vom  Gesetz  ausgestalteten  sogenannten  Per- 
sönlichkeits- oder  Individualrechte  zu  rechnen  seien,  ist  vom  er- 
kennenden Senat  bisher  mehrfach  abgelehnt  worden,  so  namentlich 
in  Beziehung  auf  die  Befugnis  zu  ungehinderter  Verwertung 
der  Arbeitskraft  oder  Erwerbsmöglichkeit.  Ein  bestehen- 
der selbständiger  Gewerbebetrieb  aber  mag,  wenigstens  in- 
soweit, als  er  durch  positive  Gesetzesvorschrift,  nament- 
lich durch  das  UWGes.  besonders  geschützt  ist,  als  ein  wohl- 
erworbnes Recht  anzusehen  sein.  Allein  damit  wäre  noch  nicht 
gegeben,  dass  jede  Störung  oder  Beeinträchtigung  eines  andern 
in  diesem  Gewerbebetrieb  sich  als  rechtswidrige,  unter  §  823 
Abs.  1  BGB.  fallende  Rechtsverletzung  darstellte.  Das  wäre  namentlich 
insoweit  nicht  anzunehmen,  als  der  fragliche  Eingriff  in  Betätigung 
der  dem  Gegner  seinerseits  zustehenden  gewerblichen  Hand- 
lungsfreiheit und  in  den  Grenzen  erlaubter  Konkurrenz 
bez.  Koalition  erfolgt  ist.  Gegen  unberechtigte  Schädigungen  oder 
Störungen  andrer  in  Ausübung  des  Gewerbebetriebs,  gewährt  das 
geltende  Recht  in  UWGes.,  in  §  823  Abs.  2,  verbunden  mit  den 
strafrechtlichen  Normen  über  Ehrverletzung  und  Kreditgefährdung, 
sowie  in  §  824  und  §  826  BGB.  in  ausreichendem  Masse  Schutz; 
insbesondere  ist  die  Vorschrift  des  §  826  BGB.  dazu  bestimmt  und 
geeignet,  in  umfassender  Weise  auch  den  Gewerbebetrieb  gegen 
illoyale  Schädigung  sicherzustellen. 

Urteil  vom  14.  Dezember  1902.    RGZ.  56,  S.  275. 

12.  Bei  §  7  UWGes.  geht  das  Gesetz  von  dem  Satze  aus,  dass 
jedermann  verbunden  sei,  derartige  mit  Unrecht  indie  Rechtssphäre 
eines  andern  eingreifende  Handlungen  zu  unterlassen,  und  zwar 
nicht  bloss  aus  Gründen  der  öffentlichen  Ordnung,  oder  gegen- 
über der  öffentlichen  Ordnung,  sondern  auch  aus  Gründen 
des  Privatrechts,  und  gegenüber  demjenigen,  in  dessen 
Rechtssphäre  wider  besseres  Wissen  und  widerrechtlich  eingegriffen 
ist.  Es  wird  daher  durch  §  7  ein  Anspruch  auf  Unterlassung  ge- 
geben. Es  ist  nicht  nötig,  darauf  näher  einzugehen,  ob 
dieser  schon  aus  der  Verletzung  eines  dem  Kläger  zu- 
stehenden Rechts  auf  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  als 
quasinegatorischer  Anspruch  auf  Unterlassung  begründet 
sei. 

Urteil  vom  6.  Februar  1903.    RGZ.  53,  S.  401. 
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13.  §  6  bezweckt  den  Schutz  des  Gewerbetreibenden  in  seinen 
Erwerbs-  und  Geschäftsverhältnissen,  in  seinem  Kredit  und  geschäft- 
lichen Verkehr,  überhaupt  in  seinen  geschäftlichen  Beziehungen, 
gegen  die  üble  Nachrede.  Geschieht  letztre  unter  den  übrigen  in 
§  6  vorgesehenen  Voraussetzungen,  so  enthält  sie  einen  störenden 
Eingriff  in  das  durch  diese  Gesetzesvorschrift  geschützte 
Recht,  mag  sie  im  Inland  oder  im  Ausland  geschehen  sein;  denn 
auch  die  im  Ausland  geschehene  Zuwiderhandlung  wirkt  auf  die 
geschäftlichen  Beziehungen  des  Konkurrenten  ein. 

Urteil  vom  i6.  Jttni  1903.    KGZ.  55,  S.  199. 

14.  Die  Ansicht,  dass  das  Gesetz  die  von  ihm  aufgeführten  Güter, 
als  Leben,  Körper,  Gesundheit  und  Freiheit,  selbst  zu  Gegenständen 
eines  besonderen  darin  bestehenden  Rechts  habe  erheben  und  durch 
die  Worte  „oder  ein  sonstiges  Recht"  seinen  Schutz  über  die  aus- 
drücklich genannten  hinaus  noch  auf  andre  derartige  Lebensgüter 
habe  ausdehnen  wollep,  hat  in  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts 
keinen  Anklang  gefunden,  und  es  ist  auch  bereits  ausgesprochen,»  dass 
die  Theorie,  welche  hier  in  noch  nicht  abgeschlossenem  Umfange 
besondre  Persönlichkeits-  oder  Individualitätsrechte  kon- 
struieren will,  als  Grundlage  für  die  Auslegung  des  Gesetzes  nicht 
geeignet  erscheinen.  Deshalb  ist  z.  B.  verneint  worden,  dass  die 
freie  Erwerbstätigkeit  als  solche. so  wenig  wie  die  Befugnis 
zu  ungehinderter  Verwertung  der  Arbeitskraft  unter  den  Schutz 
des  BGB.  §  823  Abs.  1  falle.  .  .  .  Aber  dass,  im  Gegensatz  zu  der 
rechtlichen  Möglichkeit,,  ein  beliebiges  Gewerbe  zu  betreiben, 
wie  sie  §  1  GewO.  allgemein  gewährt,  an  dem  bereits  einge- 
richteten und  ausgeübten  Gewerbebetrieb  ein  subjektives 
Recht  anzuerkennen  sei,  das  unmittelbar  verletzt  werden 
könne,  ist  schon  in  mehreren  Entscheidungen  verschiedener  Senate 
angenommen  worden.  Es  ist  nicht  nur  ausgesprochen  worden, 
dass  Eingriffe  in  diesen  Gewerbebetrieb  Anlass  zu  negatorischer 
Abwehr  bieten  können  (RG.  22  S.  93,  Bolze,  Entsch.  8  Nr.  147, 
9  Nr.  10,  11  Nr.  112,  Jur.  Wochenschr.  1899  S.  74926)  —  sondern 
es  ist  auch  der  Anspruch  auf  Schadenersatz  aus  Verletzungen  des  Ge- 
werbebetriebs anerkannt  worden.  (Entsch.  RG.  28  S.  228,  247,  249.) 
Dafür,  dass  der  Gewerbebetrieb  Gegenstand  der  Rechts- 
verletzung nach  §  823  Abs.  1  sein  kann,  hat  sich  entschieden  der 

4.  Zivilsenat  im  Urteil  vom  6.  März  1902  und  der  6.  Zivilsenat  im 
Urteil  vom  29.  Mai  1902  (RG.  51  S.  369)  u.  14.  Dez.  1903  (RG.  56, 

5.  275).    Der   erkennende  Senat  glaubt  sich  grundsätzlich  auf  den 
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gleichen  Boden  steilen  zu  sollen.  Dadurch,  dass  es  sich  bei  dem 
bestehenden  selbständigen  Gewerbebetrieb  nicht  bloss 
um  die  freie  Willensbetätigung  des  Gewerbetreibenden  han- 
delt, sondern  dieser  Wille  darin  bereits  seine  gegenständ- 
liche Verkörperung  gefunden  hat,  ist  die  feste  Grundlage 
für  die  Annahme  eines  subjektiven  Rechts  an  diesem  Be- 
triebe gegeben.  Störungen  und  Beeinträchtigungen,  welche  sich 
unmittelbar  gegen  den  Gewerbebetrieb  richten,  dürfen  deshalb  als 
eine  unter  §  823  Abs.  1  .fallende  Rechtsverletzung  angesehen  werden. 
Ein  derartiger,  gegen  den  Gewerbebetrieb  selbst  gerichteter  Eingriff 
ist  es  offenbar,  wenn  auf  Grund  eines  angeblich  entgegenstehenden 
gewerblichen  Schutzrechts  die  rechtliche  Zulässigkeit  dieses  Betriebs 
in  bestimmtem  Umfange  verneint  und  deshalb  seine  Einschränkung 
verlangt  wird.  Widerrechtlich  aber  ist  dieser  Eingriff,  wenn  das 
behauptete  Schutzrecht  in  Wahrheit  nicht  besteht,  weiles  sich  dann 
nicht  mehr  um  einen  erlaubten  Wettbewerb  handelt  .  .  . 
Mit  dieser  Auffassung  glaubt  der  Senat  nicht  im  Widerspruch  zu 
stehen  zu  der  Ansicht,  welche  der  6.  Zivilsenat  namentlich  in  dem 
zweiten  seiner  oben  erwähnten  Urteile  ausgesprochen  hat.  Aller- 
dings wird  hier  ausgeführt,  dass  der  Schutz  des  Gewerbebetriebs 
gegen  die  Schädigung  durch  illoyale  Konkurrenz  nach  dem  positiven 
Recht  in  den  Bestimmungen  des  Wettbewerbgesetzes,  des  BGB. 
§  823  Abs.  2  in  Verbindung  mit  den  strafrechtlichen  Normen  über 
Ehrverletzung  und  Kreditgefährdung,  sowie  in  den  BGB.  §§  824 
und  826  zu  suchen  und  in  ausreichendem  Masse  auch  zu  finden 
sei,  während  der  Satz  abgelehnt  wird,  dass  jede  Störung  oder  Be- 
einträchtigung eines  anderen  in  seinem  Gewerbebetriebe  sich  als 
eine  rechtswidrige,  unter  BGB.  §  823  Abs.  1  fallende  Rechtsver- 
letzung darstelle.  Damit  ist  aber  nicht  verneint,  dass  doch 
unter  Umständen  schon  ein  solcher  Eingriff  als  rechts- 
widrige Verletzung  könne  angesehen  werden. 
Urteil  vom  27.  Februar  1904.    RGZ.  58,  S.  24. 

15.  Die  Schädigung  der  geschäftlichen  Ehre  wäre  eine  unmittel- 
bare, die  Schädigung  des  Erwerbsrechts  eine  mittelbare. 
Es  liegt  kein  Eingriff  in  den  Erwerb,  keine  mittelbare  Hinderung 
oder  Hemmung  des  Anbietens  und  Abschliessens  von  Verkäufen 
und  dergleichen  oder  irgend  welcher  Betriebs-  oder  Vertriebshandlung 
vor.  Die  Schädigung  könnte  ledighch  darin  bestehen,  dass  durch 
die  Verbreitung  der  in  dem  Artikel  behaupteten  Tatsachen  der  Ver- 
teuerung und  Gefährdung  die   Kauflust  abgeschwächt  würde. 
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Hiernach  käme  nur  die  mittelbare  Schädigung  des  Erwerbs- 
rechis  durch  die  angebliche  Behauptung  und  Verbreitung  von,  die 
Beschaffenheit  der  Ware  und  die  Vertrauenswürdigkeit  der  Firma 
herabsetzenden  Tatsachen,  mit  andern  Worten:  eine  fahrlässige 
Kreditgefährdung  im  Sinne  von  BGB.  §  824  in  Frage.  Hier 
fehlt  der  Nachweis  der  Wahrheitswidrigkeit.  .  .  .  Hiernach  verbleibt 
lediglich  die  Qualifikation  der  Industrie  als  einer  verwerflichen.  Hierin 
liegt  zweifellos  ein  Urteil,  das  wiederum  nur  unter  den  Gesichtspunkt 
der  Beleidigung  gestellt  werden  könnte. 

Urteil  vom  a.  Jannar  1905.    RGZ   60,  S.  2. 

16.  Der  Anspruch  auf  Unterlassung  der  Vornahme  von  Handlungen 
beschränkt  sich  nicht  auf  das  Gebiet  der  unerlaubten  Handlungen. 
Jeder  auch  nur  objektiv  widerrechtliche  Eingriff  in  ein 
vom  Gesetz  geschütztes  Recht  berechtigt  zu  einer  Klage  auf 
Unterlassung,  wenn  weitre  Eingriffe  zu  befürchten  sind;  das  Schuld- 
moment kommt  bei  einer  solchen  Klage  nicht  in  Betracht,  eben- 
sowenig die  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen.  Die  gesetzliche 
Grundlage  findet  jener  Schutz  in  der  analogen  Anwendung 
der  Vorschriften  BGB.  §§  12,  862,  1004.  Dem  durch  einen 
widerrechtlichen  Eingriff  in  ein  durch  das  Gesetz  geschütztes  Rechts- 
gut Betroffenen  steht  eine  actio  quasi  negatoria  zu,  wenn  weitre 
Beeinträchtigungen  zu  besorgen  sind.  BGB.  schützt,  wie  sich  aus 
§  824  ergibt,  den  Kredit,  den  Erwerb  und  das  Fortkommen 
einer  Person  als  ein  besondres,  der  Verletzung  zugäng- 
liches Rechtsgut.  (Beklagter  hatte  ein  Buch  verfasst,  das  Behaup- 
tungen enthielt,  die  geeignet  sind,  Nachteile  für  den  Erwerb  der 
Klägerin  herbeizuführen.) 

Urteil  vom  5,  Januar  1905.    RGZ.  60,  S.  7. 

17.  Auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen  Schutzrechte  ist  stets  an- 
genommen worden,  dass  ein  Gewerbetreibender,  der  von  dem 
Inhaber  eines  solchen  Schutzrechts  zu  unrecht  in  seinem 
freien  Gewerbebetriebe  beeinträchtigt  wird,  gegen  solche 
Beeinträchtigungen  die  negatorische  Abwehrklage  hat. 
Er  kann  insbesondere  auf  Unterlassung  unzutreffender  mündlicher 
oder  schriftlicher  Berühmungen,  die  sein  gewerbliches  Tun  als  Ver- 
letzung des  Schutzrechts  hinstellen,  klagen,  insbesondre  dann,  wenn 
der  Schutzberechtigte  dazu  übergegangen  ist,  durch  Mitteilungen  an 
die  Kundschaft,  den  freien  Gewerbebetrieb  des  andern  zu 
stören.  RGZ.  22  S.  96;  28  S.  247;  43  S.  61.  Dieser  Grund- 
satz muss  auch  für  das  Gebiet  des  unlautern  Wettbewerbs 
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Platz  greifen.  Das  Gesetz  vom  27.  Mai  1896  verfolgt  den  Zweck, 
zu  verhindern,  dass  die  Erwerbstätigkeit  des  einen  vor  der  kon- 
kurrierenden Tätigkeit  des  andern  durch  unlautre  Mittel  den  Vor- 
rang erreiche  (ROSt.  33  S.  6).  Neben  den  aufgestellten  Strafbe- 
stimmungen —  wegen  deren  Folge  für  das  bürgerliche  Recht  jetzt 
BGB.  §  823  Abs.  2  eingreift  —  sind  eine  Reihe  von  geschäftlichen 
Handlungen  als  unlauter  gekennzeichnet  und  dieserhalb  den  kon- 
kurrierenden Gewerbetreibenden  oder  den  Verbänden  zur  Förderung 
gewerblicher  Interessen  ein  Untersagungsanspruch  oder  ein  Schaden- 
ersatzanspruch eingeräumt.  Die  Möglichkeit  einer  Abwehr  unberech- 
tigter Untersagungsansprüche  hat  für  die  grundsätzliche  Freiheit  des 
Gewerbes  (§  1  GewO.)  die  gleiche  Bedeutung,  einerlei,  ob  sich  der 
Untersagungsanspruch  auf  ein  Individualrecht  des  Konkurrenten 
(Patent,  Muster,  Warenzeichen),  oder  ob  er  sich  auf  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  des  unlautern  Wettbewerbs  gründet.  Wie  in  jenem 
Falle,  so  muss  auch  in  diesem  eine  entsprechende  An- 
wendung der  Bestimmungen  des  BGB.  §  1004  über  den 
Schutz  des  Eigentums  gegen  Beeinträchtigungen  Platz 
greifen. 

Urteil  vom  i8.  Jannar  1905.  UW.  IV,  S.  66  »  Jur. 
Wochenschr.  1905,  S.  174. 

18.  Die  Klage  aus  UWGes.  §  1  ist  eine  Deliktsklage  zum 
Schutze  des  Gewerbebetriebs  der  derselben  Geschäftsbranche 
angehörigen  Mitbewerber.  Die  Motive  sagen:  „Jeder  Mitbewerber 
soll  als  durch  die  trügerische  Reklame  verletzt  angesehen  werden 
und  demnach  aktio  legitimiert  sein".  Bedarf  es  somit  des  be- 
sonderen Nachweises  einer  Verletzung  nicht,  so  wird 
doch  letztere  vorausgesetzt  und  in  der  Erschwerung  des 
Betriebs  aller  Mitbewerber  durch  die  trügerische  Re- 
klame  erblickt. 

Urteil  vom  6.  Mai  1905.   Jur.  Wochenschr.  1905,  S.  410. 

19.  Der  fragliche  Gewerbebetrieb  (Schweinemästerei),  den  der 
Kläger  lediglich  auf  Grund  der  allgemeinen  Gewerbefreiheit 
unternommen  hat,  bildet  ebensowenig  den  Gegenstand  eines 
besondern  Privatrechts,  wie  das  frühere  Halten  einer  grossen 
Anzahl  von  Schweinen  auf  dem  betreffenden  Grundstück. 

Urteil  vom  x8.  Mai  1905.    RGZ.  6x,  S.  xa. 

20.  Ein  bereits  eingerichteter  und  ausgeübter  Gewerbe- 
betrieb  ist,    wie   der   erkennende    Senat   in    Obereinstimmung  mit 
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früheren  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  bereits  im  Urteil  vom 
27.  Februar  1904  ausgesprochen  hat,  ein  unter  dem  Schutz  des 
BGB.  §  823  Abs.  1  stehendes  Recht.  In  ein  solches  Recht  der 
Klägerin  griff  der  Beklagte  dadurch  ein,  dass  er  ein  Urteil  erwirkte, 
durch  das  der  Klägerin  die  gewerbsmässige  Herstellung  usw.  von  .  .  . 
untersagt  wurde,  obwohl  ihm  in  Wirklichkeit,  wie  später  entschieden 
wurde,  ein  dementsprechendes  Verbotsrecht  nicht  zustand. 

Urteil  vom  27.  Mal  1905.  Jur.  Wochenschn  1905,  8. 430  ^ 

21.  Geschieht  die  Reklame  mittels  eigentlicher  Täuschung  d^s 
Publikums  oder  doch  bestimmter  Personenkreise,  so  überschreitet 
sie  die  erlaubten  Grenzen  der  freien  Erwerbstätigkeit  und 
greift  in  die  Individualrechte  andrer,  in  den  redlichen 
Gewerbebetrieb  über. 

Urteil  des  I.  StrafBenats  vom  25.  September  1905. 
DJZ.  X9069  S  85, 

22.  Nun  müssen  aber  der  Kredit,  der  Erwerb  und  das  Fort- 
kommen eines  Menschen  als  Rechtsgüter  angesehen  werden, 
denen  dann,  wenn  sie  durch  Behauptung  oder  Verbreitung  unwahrer 
Tatsachen  beeinträchtigt  werden,  Rechtsschutz  zu  gewähren  ist, 
und  zwar  nicht  bloss  unter  den  in  BGB.  §  824  vorgesehenen  Vor- 
aussetzungen in  der  Form  der  Schadenersatzklage,  sondern  nach 
Analogie  der  Bestimmungen  in  BGB.  §§  12,  862,  1004  mittels 
der  Klage  auf  Unterlassung  künftiger  Verletzungen  auch  dann, 
wenn  demjenigen,  welcher  die  objektiv  unwahren  Tatsachen  be- 
hauptet oder  verbreitet  hat,  ein  subjektives  Verschulden  nicht  bei- 
zumessen ist,  oder  er  in  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  ge- 
handelt hat. 

Urteil  vom  x6.  Oktober  1905.  RGZ.  61,  S.  369  (vg^L 
RGZ.  60,  S.  6). 

23.  ...  Zwar  ist  in  zahlreichen  andern  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts dargelegt,  dass  der  bereits  eingerichtete  und  ausgeübte 
Gewerbebetrieb  ein  Rechtsgut  ist,  dessen  Verletzung  nicht  nur 
Anlass  zu  negatorischer  Abwehr  bieten,  sondern  auch  einen  An- 
spruch auf  Schadenersatz  nach  BGB.  §  823  begründen  kann  (RG.  58, 
S.  29);  allein  der  Umstand,  dass  der  bestehende  Gewerbebetrieb  ein 
Rechtsgut  ist,  dass  er  nach  ]enen  Richtungen  Rechtsschutz  geniesst, 
rechtfertigt  nicht,  ihn  als  ein  wohlerworbnes  Recht  im 
Sinne  von  §  75  Einl.  z.  Preuss.  Allg.  LR.  anzusehen.  Der  jetzt 
erkennende  Senat  hat  (RG.   61    S.   10)   ausdrücklich  ausgesprochen, 
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dass  auch  der  eingerichtete  und  bereits  ausgeübte,  lediglich  auf 
Grund  der  Gewerbefreiheit  unternommene  Gewerbebetrieb  nicht  den 
Gegenstand  eines  W'dilerworbenen  Rechts  bildet 

Urteil  vom  5.  Februar  1906.  Jun  Wochenschr.  1906,  S.  164 

24.  Es  ist  allerdings  vom  RG.  mehrfach  ausgesprochen  worden, 
dass  ein  bereits  eingerichteter  und  ausgeübter  Betrieb  eines 
selbständigen  Gewerbes  ein  Rechts  gut  sei,  dessen  Verletzung 
negatorische  Abwehr  und  Anspruch  auf  Schadenersatz  nach  BOB. 
§  823  Abs.  1  begründen  könne.  Allein  dies  trifft  doch  jedenfalls 
nur  dann  zu,  wenn  ein  solcher  Gewerbebetrieb  widerrechtlich  ge- 
stört worden  ist.  Nun  kann  aber  nicht  davon  die  Rede  sein, 
dass  eine  Handlung  schon  deshalb  recfhtswidrig  wäre, 
weil  sie  für  den  Ertrag  des  Gewerbebetriebs  eines  andern 
nachteilig  ist;  eine  solche  Wirkung  haben,  und  zwar  unter  Um- 
ständen in  tiefgreifendster  Weise,  auch  Handlungen,  die  Ausfluss 
der  allgemeinen  und  speziell  der  gewerblichen  Handlungsfreiheit 
dessen,  der  sie  vornimmt,  sind  und  diesem  in  gleicher  Weise  frei- 
stehen, wie  dem  geschädigten  Unternehmer  sein  eigener  Gewerbe- 
betrieb. Zu  den  an  sich  erlaubten  Handlungen  gehören  auch  die 
Koalitionen  gewerblicher  Arbeiter  zur  Erlangung  günstiger  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen,  und  die  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
von  solchen  Koalitionen  oder  ihnen  zur  Seite  stehenden  Personen 
ergriffenen  Massnahmen  sind  keineswegs  schon  deshalb  rechtswidrig, 
weil  durch  sie  bestehende  selbständige  Gewerbebetriebe  geschädigt 
werden. 

Urteil  vom  12.  Juli  1906.    KOZ.  64,  S  53. 

25.  Ein  Arzt  hatte  gegen  einen  Verein  der  Ärzte  eines  Re- 
gierungsbezirks E.  V.  Klage  erhoben  und  beantragt,  dass  der  be- 
klagte Verein  verurteilt  werde,  anzuerkennen,  dass  das  Standesgericht 
des  Beklagten  nicht  befugt  gewesen  sei,  auf  Abbruch  der  Standes- 
beziehungen seiner  Mitglieder  mit  dem  Kläger  zu  erkennen,  um 
ihnen  seine  Vertretung  und  Konsultation  mit  ihm  zu  untersagen, 
ausserdem  war  Schadenersatz  verlangt.  Die  Klage  wurde  abgewiesen, 
die  Revision  blieb  ohne  Erfolg:  Die  Ansprüche  der  Klage  sind  auf 
die  §§823  Abs.  1  und  826  BGB.  gestützt.  Eine  unerlaubte  Hand- 
lung  berechtigt  den    Beschädigten   zur  Klage  auf  Beseitigung  und 

«icünftige  Unterlassung  (RG.  48,  114;  61,  366),  sowie  auf  Schadens- 
ersatz. Der  Klageantrag  zu  1:  dass  der  beklagte  Verein  verurteilt 
werde,   anzuerkennen,  dass  das  Standesgericht  des  Beklagten  nicht 
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befugt  war,  auf  Abbruch  der  Standesbeziehungen  seiner  Mitglieder 
mit  dem  Kläger  zu  erkennen,  passt  sich  keiner  dieser  Kategorien  an. 
Nur  die  Beseitigung  eines  widerrechtlichen  Eingriffes  in  seine  eigene 
Rechtssphäre  kann  der  Kläger  verlangen;  ein  weiteres  steht  ihm 
nicht  zu,  und  für  den  Klageantrag  zu  1  fehlt  es  daher,  auch  wenn 
im  übrigen  die  Klage  nadi  Massgabe  der  §§  823  und  826  BGB. 
begründet  erscheinen  würde,  an  einer  rechtlichen  Grundlage.  Die 
Anwendbarkeit  des  §  823  Abs.  1  BGB.  auf  den  erhobenen  An- 
spruch hängt  davon  ab,  «ob  die  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes 
als  ein  „sonstiges  Recht"  im  Sinne  der  genannten  Gesetzesbestimmung 
anzusehen  ist.  Dies  war  zu  verneinen.  Der  erkennende  Senat  hat 
in  mehrfachen  Entscheidungen  ausgesprochen  (vgl.  RG.  51,  369 ff.; 
56,  271),  dass  eine  Ausdehnung  des  Begriffs  „ein  sonstiges  Recht" 
auf  die  sogenannten  Persönlichkeitsrechte,  darunter  auch  ein  Recht 
auf  freie  Erwerbstätigkeit,  nicht  im  Geiste  des  Gesetzes  liege  und 
nicht  anzuerkennen  sei.  Das  RG.  hat  aber  anderseits  in  verschiedenen 
Urteilen  angenommen,  dass  ein  eingerichteter  und  ausgeübter  Ge- 
werbebetrieb wenigstens  insoweit  als  ein  „sonstiges  Recht'  dem 
Schutze  des  §  823  Abs.  1  BGB.  unterstehe,  als  er  durch  positive 
Gesetzesvorschrift  besonders  gegen  Beeinträchtigung  geschützt  ist 
(RG.  56,  275),  und  Eingriffe  in  Frage  kommen,  welche  sich  un- 
mittelbar gegen  den  Gewerbebetrieb  richten  oder  dessen  rechtliche 
Zulässigkeit  verneinen  (RG.  58,  30) ;  auch  der  erkennende  Senat  hat 
(RG,  56,  271;  JW.  06,  S.  595  Nr.  1)  in  diesen  Grenzen  der  An- 
wendung des  §  823  Abs.  1  BGB.  auf  einen  konkreten,  in  einem 
gewerblichen  Unternehmen  verkörperten  Gewerbebetrieb  zugestimmt 
Als  ein  solcher  erscheint  die  ärztliche  Berufstätigkeit,  wenn  mit  ihr 
das  Unternehmen  einer  Privatkrankenanstalt  (§  30  GewO.),  die  Dar- 
bietung von  Räumen  und  Einrichtungen  zur  Krankenpflege  zum 
Zwecke  der  Gewinnerzielung  verbunden  ist;  ohne  ein  solches  Unter- 
nehmen fällt  die  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes,  obgleich  sie  in 
Erwerbsabsicht  stattfindet,  wegen  des  dabei  obwaltenden  höheren 
wissenschaftlichen  und  sittlichen  Interesses  ausserhalb  des  mate- 
riellen Gewerbebegriffes;  die  Ausübung  der  Heilkunde  ist  zwar, 
soweit  dies  im  öffentlichen  Interesse  geboten  war,  in  mehrfacher  Rich- 
tung durch  die  GewO.  geregelt  (§§  6,  29,  53,  80  Abs.  2);  damit 
ist  aber  die  ärztliche  Berufstätigkeit  selbst  nicht  schlechthin  als  ein 
Gewerbe  charakterisiert  (so  das  RG.  IV.  Senat  JW.  02,  227;  ent- 
sprechend der  allgemeinen  Meinung:  v.  Landmann,  RGewO.  3.  Aufl« 
Bd.  I  S.  11,  V.  Rohrscheidt,  RGewO.  Note  11  zu  §  29,  Schenkel, 
RGewO.    2.  Aufl.    Nr.    16  zu   §  6,   Neukamp,   Note  2   zu   §  1,   und 
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der  preussischen  Ven^altungspraxis  15,  45;  23,  43;  24,  322  der  Ent-. 
scheidungeil  des  OVG.;  inwiefern  die  abweichende  Entscheidung 
des  erkennenden  Senats  RG.  39,  134,  die  die  Frage  der  Besteuerung 
betrifft,  von  den  hier  entwickelten  Gesichtspunkten  aus  aufrecht  zu 
erhalten  ^väre,  kann  dahingestellt  bleiben).  Entfällt  hiernach  die 
Anwendung  des  §  823  Abs.  1  BGB.,  weil  ein  durch  dieses  Gesetz 
geschätztes  „sonstiges  Recht''  nicht  gegeben  ist,  so  bedarf  es  keiner 
Erörterung,  ob  den  Ausfuhrungen  des  Berufungsgerichts,  dass  eine 
„widerrechtliche"  Verletzung  dieses  Rechtes  nicht  vorliege,  be- 
dingungslos beizutreten,  und  die  in  dem  Berufungsurteil  hierfür  ge- 
gebene   Begründung   ausreichend    ist 

Urteil  vom  4.  Oktober  1906.  Jur.  Wochenschr.  1906,  S.  744. 

26.  Das  Berufungsgericht  erachtet  die  Ausübung  eines  Gewerbes 
als  Betätigung  eines  besondern  Persönlichkeitsrechts,  also  eines  ab- 
soluten Rechts,  dessen  Verletzung  die  quasinegatorische  Klage  nach 
Analogie  des  BGB.  §  1004  und  bei  Verschuldung  den  Anspruch  auf 
Schadenersatz  aus  BGB.  §  823  Abs.  1  erzeuge.  Es  erachtet  diese 
Klage  insbesondre  dann  für  rechtlich  zulässig,  wenn,  wie  im  vor- 
liegenden Falle,  auf  selten  der  Klägerin  ein  eingerichteter  Gewerbe- 
betrieb vorhanden  ist,  da  ein  subjektives  Recht  wenigstens  an  einem 
solchen,  als  an  einem  Rechtsgut,  anzuerkennen  sei.  Eine  rechts- 
widrige Störung  des  Gewerbebetriebs  der  Klägerin,  die  ähnliche 
Bedachungen  wie  der  Beklagte  herstelle  und  mit  diesem  in  Wett- 
bewerb stehe,  nimmt  das  BGB.  dann  für  gegeben  an,  wenn 
der  Beklagte  die  von  ihm  vertriebenen  Bedachungen  und  Stoffe 
als  Pappleinendächer  bezeichne,  ohne  dass  dabei  Leinen  verwendet 
werde.  Die  Angabe  sei  geeignet,  in  den  Augen  des  Publikums 
der  Ware  einen  besondern  Vorzug  zu  geben,  diese  Irreführung 
der  Kundschaft  und  Ablenkung  auf  den  Beklagten  sei  geeignet,  die 
Erwerbstätigkeit  der  Klägerin  bei  dem  Streben,  für  ihre  Ware  eben- 
falls Kundschaft  zu  gewinnen,  zu  beeinträchtigen,  enthalte  also  eine 
Störung  ihrer  freien  gewerblichen  Betätigung  und  somit  eine  Ver- 
letzung ihres  Rechts  darauf.  Auf  Grund  dieser  Ausführungen  spricht 
der  Berufungsrichter,  der  den  Anspruch  der  Klägerin  aus  §  1  UWGes. 
für  nicht  genügend  begründet  und  nicht  erhoben  erachtet  und  es 
dahingestellt  sein  lässt,  ob  eine  Verletzung  der  Klägerin  aus  BGB. 
§  826  voriiegt,  die  Klage  aus  BGB.  §  823  Abs.  1,  §  1004  mit  dem 
Bemerken  zu,  dass  der  Anspruch  auf  Schadenersatz  aus  der  min- 
destens fahrlässigen  Verletzung  des  klägerischen  Rechts  gerechtfertigt 
sei.    Das  Berufungsurteil  beruht  auf  Rechtsirrtum.    Nach  BGB.  §  823 
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Abs.  1  ist  derjenige,  der  „vorsätzlich  oder  fahrlässig  das  Leben, 
den  Körper,  die  Gesundheit,  die  Freiheit,  das  Eigentum  oder  ein 
sonstiges  Recht  eines  andern  widerrechtlich  verletzt,  dem  andern 
zum  Ersätze  des  daraus  entstehenden  Schadens  verpflichtet/'  Es 
besteht  Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob,  wie  der  Berufungs- 
richter annimmt,  die  Ausübung  eines  Geweii)es  (§  1  GewO.)  ein 
„sonstiges  Recht''  im  Sinne  des  §  823  Abs.  1  ist  und  ob  dieses 
wenigstens  dann  zutrifft,  wenn  es  sich  um  einen  bestehenden  ein« 
gerichteten  Gewerbebetrieb  handelt  (RGZ.  51  S.  373,  56  S.  275; 
UW.  W06  S.  164  7).  Es  bedarf  im  vorliegenden  Falle  keiner  be- 
sondern Stellungnahme  zu  diesen  Fragen;  auch  wenn  man  sie  im 
vollen  Umfange  bejahen  wollte,  ist  die  Anwendbarkeit  des  BGB. 
§  823  Abs.  1  (und  als  Folge  davon  die  analoge  Anwendung  des 
§  1004)  nicht  gegeben.  Denn,  wenn  ein  Recht  der  Klägerin  ver- 
letzt sein  soll,  muss  jedenfalls  in  ihre  hier  in  Betracht  kommende 
Rechtssphäre,  in  ihr  Recht,  ihr  Gewerbe  zu  betreiben,  eingegriffen 
sein  (Dernburg,  bürg.  Recht,  3.  Aufl.,  Bd.  II  S.  6Q8).  Daran  mangelt 
es  hier.  Der  Beklagte  hat  seine  gewerbliche  Tätigkeit  ausgeübt, 
und  das  steht  ihm  ebensowohl  zu,  wie  der  Klägerin  die  Ausübung 
der  ihrigen.  Es  ist  jedem  gestattet,  Kundschaft  anzuwerben  und  den 
Gewerbegenossen  Konkurrenz  zu  machen.  Ein  Eingriff  in  deren 
Geschäftsbetrieb  ist  damit  nicht  gegeben.  Nun  soll  der  Beklagte 
vorliegend  allerdings  unlautre  Mittel  angewendet,  also  unredlich 
und  vielleicht  auch  seinen  Käufern  gegenüber  betrügerisch  gehandelt 
haben,  indem  er  bei  dem  Vertriebe  seiner  Waren  fälschlich  an- 
gegeben haben  soll:  zu  deren  Herstellung  Leinen  mitverwandt  zu 
haben.  Damit  hat  er  sich  aber  lediglich  in  seinem  eigne;i  Ge- 
schäftsbetrieb gehalten  und  sein  Tun  könnte  ihn  aus  BGB.  §823 
Abs.  2,  §  824,  §  826  oder  aus  Spezialgesetzen,  insbesondre  aus  dem 
Gesetz  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbs  oder  dem  Waren- 
bezeichnungsgesetz —  sofern  auch  die  sonstigen  Voraussetzungen 
dieser  gesetzlichen  Bestimmungen  vorliegen  —  haftbar  gemacht 
haben,  aber  nicht  aus  Abs.  1  BGB.  §  823.  Auch  dieses  Gesetz 
schützt  nicht  ganz  allgemein  gegen  jede,  sei  es  vorsätzlich, 
sei  es  fahrlässig,  herbeigeführte  Vermögensbeschädigung,  es 
setzt  vielmehr  immer  Verletzung  eines  speziellen  Rechtsguts  eines 
andern  voraus,  und  als  ein  solches  mag  das  Recht  eines  jeden  auf 
ungestörte  und  uneingeschränkte  Betätigung  der  eignen  gewerblichen 
Tätigkeit  erachtet  werden  können,  keinesfalls  aber  ist  schon  die 
Aussicht  auf  Erwerb  und  die  Aussicht  auf  Gewinnung  von  Kund- 
schaft dazu  zu  rechnen.    Mehr  aber  als  die  Beeinträchtigung  einer 
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solchen  Aussicht  der  Klägerin  auf  grösseren  Geschäftsumsatz  und 
dadurch  herbeigeführten  Geschäftsgewinn,  Hegt  in  der  dem  Beklagten 
zur  Last  gelegten  Handlung:  seine  Ware  als  eine  bessere  angepriesen 
und  verkauft  zu  haben,  als  sie  wirklich  war,  nicht  vor;  kein  Gewerbe- 
ireibender  hat  (an  sich)  ein  Recht  auf  Abschliessung  einzelner 
Lieferungsgeschäfte  und  darauf,  dass  gewisse  Sachen  in  einem  ge- 
wissen Umfange  bei  ihm  gekauft  werden.  Die  Sache  liegt  im  Grunde 
nicht  anders,  als  wenn  jemand  Waren  unter  dem  Werte  verkauft, 
er  kann  auch  damit  im  Erfolge  herbeiführen,  dass  sein  Konkurrent 
einen  geringeren  Absatz  von  Waren  und  einen  geringeren  Ver- 
mögensgewinn erzielt,  als  es  ohne  jene  Handlung  der  Fall  wäre; 
er  beeinträchtigt  also  im  Erfolge  auch  damit  den  Zweck  und  das 
Ziel  der  gewerblichen  Tätigkeit  des  geschädigten  Konkurrenten,  aber 
er  macht  sich  nicht  eines  störenden  Eingriffs  in  die  Ausübung 
der  Gewerbetätigkeit  des  andern  schuldig,  und  er  vermag  dem  Ge- 
schädigten aus  BGB.  §  826  oder  aus  andern  Gesetzesvorschriften 
wegen  Schadenersatz  haftbar  und  zur  Unterlassung  verpflichtet  sein, 
aber  er  ist  es  mangels  einer  Verletzung  eines  Rechts  eines  andern, 
nicht  aus  BGB.  §  823  Abs.  1. 

Auf  einem  andern  Standpunkte  als  dem  hier  entwickelten  steht 
auch  nicht  die  bisherige  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts.  Vergl. 
RGZ.  56  S.  275,  276,  284;  48  S.  118—120,  124;  51  S.  373;  53  S.  171, 
wo  trotz  der  dortigen  Sachlage  nur  §  826  angewendet  ist;  60  S.  6  ff. 
und  61  S.  366 ff.,  wo  der  Erwerb  und  das  Fortkommen  eines 
Menschen  nur  in  dem  speziellen  Falle  des  BGB.  §  824  bei  übler 
Nachrede  als  geschützt  auf  Grund  der  besondern  ausdrücklichen 
Bestimmung  dieses  Paragraphen  erachtet  sind;  jW.  1906  S.  20 1», 
wo  das  Reichsgericht  sich  ebenfalls  nur  in  betreff  der  Anwendbarkeit 
des  §  826  ausgesprochen  hat  —  in  allen  welchen  Fällen  es  sich 
überdies  um  Angriffe  auf  eine  bestimmte  Person,  im  Eingriffe 
in  die  Rechtssphäre  eines  solchen  handelte.  Letztres  liegt  endlich 
auch  in  der  (vom  Berufsgericht  angezogenen)  Entscheidung  des 
RGZ.  IV  3Q3/01  vom  6.  März  1902  vor,  wo  ausserdem  ein  durch- 
greifender Zwang  seitens  des  beklagten  Ärztevereins  auf  die  andern 
Arzte  des  Bezirks  ausgeübt  war,  den  klagenden  Arzt  nicht  mehr, 
wie  es  bislang  geschehen  war,  zu  konsultieren  und  ihm  Kranke 
zuzuweisen,  und  wo  allerdings  in  die  Tätigkeit  selbst  des 
klagenden    Arzts    eingegriffen    war.*) 

KOZ.  Ily  294/1906.    Urteil  vom  8.  Februar  1907. 

*)  Dieses  neueste  Urteil  des  RGs.  ist  nicht  nur  in  sich  widerspruchsvoll, 
indem  es  anfangs  dahingestellt  sein  Iftsst,  ob  die  Ausübung  des  Gewerbebetriebs 
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die  Betätigung  eines  Beohts  sei,  und  dann  die  Anwendung  von  BGB.  §  823 
Abs.  1  verneint,  weil  kein  Recht  verletzt  worden  sei;  es  steht  auch  mit  der 
Annahme,  dass  täuschende  Beklame  innerhalb  des  eignen  Geschäftsbetriebs 
bleibe  und  nicht  in  den  Geschäftsbetrieb  der  Konkurrenz  eingreife, 
mit  eignen  früheren  Entscheidungen  (vgl.  oben  unter  4, 14, 18  u»  21),  der  Auf- 
fassung des  Ges.  zur  Bek.  d.  unl.  Wettbcw.  und  seiner  Motive,  nicht  zum  mindesten 
der  des  gewerblichen  Lebens,  in  Widerspruch.  Unlautre  Beklame  durch  täu- 
schende Ablenkung  der  Kundschaft  ist  grade  die  häufigste  und  schwerste 
Beeinträchtigung  der  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  des  Konkurrenten  (nicht 
eines  eingerichteten  Gewerbebetriebs  als  eines  Untemchmens),  da  ihm  der 
gleicherweise  zustehende  Versuch,  den  Kunden  für  sich  zu  erwerben,  erschwert 
wird,  wenn  dieser  zu  Gunsten  des  andern  Konkurrenten  bereits  durch  Täuschung 
beeinflußt  ist.  Ist  daher  diese  Ausübung  die  Ausübung  eines  Bechts,  so  ist 
ihre  Beeinträchtigung  auch  die  Verletzung  jenes  Bechts.  Das  BG.  durfte  die 
Frage,  ob  ein  Becht  vorliege,  also  nicht  dahingestellt  sein  lassen. 
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Abgeordneter  247. 
Abnehmer  22.  25.  27.  41. 
Absatz  68. 
Absatzgebiet  25.  41. 
Abwehrklage  331.  337.  340.  346. 

349.    352.    353.    392.   393.    397. 

399. 
rachalandage  26.  81.   180. 
agent  provocateur  40.  357. 
Akademie  311. 
Alleinbesitz  322. 
Alternativität  257.  261.  262. 
Anbieten  27. 
Anerkennung  311. 
Angestellter   280.   349.    351.  354. 

356.   369.   382.   383. 
Angriffgegenstand  43.  44.  46.  174. 
Ankündigungen  337. 
Anlage,  gewerbliche  64. 
Anlocken  24. 
Anmassung  310.  400. 
Anpreisen  24. 
Ansprüche  152.  331 ;  übertragbare 

334.   336.   339. 
Anspruchberechtigter  332.   331. 
Anstifter  348.  349.  382.  400. 
Apotheker  18. 
Arbeit  15.  52.   56.  82. 
Arbeiter  327.  392  (Verrat). 
Arbeitskraft  194.  195.  316. 
Arbeitsteilung  74. 
Argentinien  47. 
Arzt  18. 
Aufklärung  376. 
Aufsichtpfiicht  349.  383. 
Aufwendungen  379. 
Auktionator   20. 
Ausland  398. 


Ausländer  249.  261.  398.  400.  403. 
405.  406.  412.  416. 

Ausmieten  (von  Arbeitern)  327. 

Ausschliesslicher  öiti.  Gerichts- 
stand 397. 

Ausschlussrecht  145.  156.  157,  Ge- 
genstand 157.  158.  172.  180.  225. 
272.  312;  gegenüberstehende 
222.  404,  einzelne  191. 

Ausspielungen  57.   58.   59. 

Ausstattung  190.  224.  227.  245. 
306.  307. 

Ausstellungsmedaille   313. 

Ausverkauf  61. 

Auszeichnungen  310.   313. 

B. 

Bannrechte  23. 

Bank  21. 

Baukunst  319. 

Beamter  19.  198. 

Bedürfnisse  35. 

Beeinträchtigung  gewerbl.  Tätig- 
keit 6.  43.  349;  deren  Zeit  333; 
von  Rechten  153.  340;  künftige 
340.  342.  354. 

Befäh^ungsnachweis  64. 

Begangenschaftsort  395 ;  ausländ!* 
scher  398, 

Beiname  287. 

Bekanntmachung  des  Reichskanz- 
lers 406.  409. 

Bekämpfung  des  UW.  192.  253, 
259. 

Beleuchtung  21. 

Belgien  85. 

Bereicherungsanspruch  339.  365. 
370.  394. 

Bergwerk  20. 
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Berichtigung  376. 

Beschaffenheitsangabe  283. 

Beseitigung  340.  341.  342,  347. 
348.  354.  376. 

Besitz  am  immat  Gut  321. 

Besitzesschutz  331. 

ßetätigungsrecht  166.  175;  ge- 
werbliches 183.  184;  Wesen 
196;  Subjekte  197.  332;  Ent- 
stehung 211;  Ende  216;  Neu- 
beginn 220;  Entziehung  321; 
Entwiciciung  184;  Verletzung 
221.  246.  291.  331.  337.  345. 
372.  386.   402. 

Betriebsgeheimnis    56.    323.    392. 

Bezeichnungsmittel  31.  52.  163. 
177.  275.  276.  292.  297.  320. 
345.   363.   367.   387. 

Beziehungsbezeichnungen  299. 
308. 

Bildhauerei  319. 

Bildzeichen  275.  292.  297.  303. 
311. 

Bohvia  97. 

Boykott  236. 

Brasilien  98. 

Brüsseler  Zusatzakte  136.  401. 

Bucheignerzeichen  299. 

Bucheinband  307. 

Bulgarien  95. 

Bundesstaat  401. 

Butter  187. 

Bürger  eines  Verbandsstaats  401. 

Bürgerl.  Recht  Verhältn.  zu 
UWGes.  259.  260.  261.  262.  273. 
279. 

C. 

Chile  97, 

Client^le  27;  detourner  81. 

Code   civil  in   Frankreich  80. 

Concurrence  illicite  u.  deloyale  80. 

Costa-Rica  97. 


Dänemark  102. 


Defensivzeichen  301. 

Deloyale  conc.  64. 

Deutschland  115. 

Dienstherr  369. 

Diplom  311. 

Doktor  chir.  dent   240. 

Drohung  49.  57.  337. 

Drucker  348.  385. 

Druckschrift  295.   297.   306.  358. 

385. 
Düngerabfuhr  21. 

B. 

Ehefrau  385. 

Ehre  162.  172.  177.  244.  268. 

Ehrenzeichen  311. 

Eigene    Erwerbstätigkeit   48.    51. 

364. 
Einschlussredite     145.    156.    171. 

173.   177.   188. 
Elsass-Lothringen  401. 
England  98;  engl.  Kolonien  101. 
Entgelt  16.  19. 
Erbe  347.  382. 
Erfindername  283. 
Erfindung    18.    227;    Erfindungs- 
recht  228.    322;    Umfang  231. 

245.   318;   Geheimhaltung  322. 

387;    Schutz   im    Ausland   402. 
Erwerb  244.  366. 
Erwerbs-  u.  Wirtschaftsgenossen- 
schaft 20. 
Erwerbsmittel  29.   175.   217.  284. 

399;    besondere    Rechte    224. 

245.    262.    263.    338.  363.   387. 

389.  418;  Verletzung  der  Rechte 

224.  380. 
Erwerbtätigkeit  15,  16.  17.  18.  39. 

164.  168;  Wesen  196;  im  BOB. 

189. 
Erzeugnisse  15;  gärtnerische  18; 

landwirtschaftliche  18;  geistige 

18;  körperliche  18. 
Exlibris  299. 
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Fabrik  21. 

Fabrikgeheimnis   245. 

Fabrikmarke  300.  419. 

Familienname  277. 

Farben,  gesundheiischädl.  187. 

Feststellungsklage  386. 

Firma  54.  163.  177.  IQO.  225.  279. 
289.  385.  400.  413.  421;  ge- 
meinsch.   201.   202. 

Formvorschrift  für  Gewerbebe- 
trieb 214. 

For^esetzte  Handlung  338. 

Fortkommen  244. 

Frankreich  78.  79.  80.  81.  82.  83. 

Freiheit   165.    166. 

Freiheitsrechte  149.  183.  184.  238. 

Freizeichen  304. 

Freizügigkeit  78.  185. 

G. 

Gage  19. 

Gattungsbezeichnung   282.   304. 

Gebrauch  20. 

Gebrauchsmuster  191.   330. 

Gebrauchsrecht,  ausschliessliches 
226. 

Gefährdung  378. 

Gegenseitigkeit  406.   411. 

Gehalt  19. 

Geheimnis     322;      Wesen     323 
Gegenstand     323.     324.     325 
Pflicht     325;     Vertreter     326 
Angriffgegenstand  328;   Schutz 
328;  Ausmieten  von  Arbeitern 
327. 

Gehilfe  207.  248.  348.  382. 

Geisteserzeugnis  227.  315.  329. 

Geisteskranker  349. 

Geldentschädigung  374.  379. 

Geldstrafe  354.  356. 

Geldwirtschaft  15. 

Gemeinde  20. 

Gemeinschuldner  20.  334.  348. 


Genehmigungspflichtiger  Betrieb 
64. 

Genfer  Neutralitätszeichen  188. 
302. 

Genossenschaft  73. 

Genuss  15.   16.   26.  157. 

Genussgut  367.  369.   387. 

Gerichtsstand  392 ;  ausschliess- 
licher 397. 

Gesamtschuldner  348. 

Geschäft  30.  264;  Fortführung 
189;  Übertragung  215.  336. 

—  Agent  20. 

—  Ausstattung  306. 

—  Bezeichnung  163.  225.  292. 
293.  413.  420;  Übertragung 
293;  Inhalt  294. 

—  ehre  32.   271. 

—  führung  366.  369. 

—  geheimnis  56.  245.  323.  392. 
~  herr  349.  354.  356.  369.  383. 
Gesellschaft   201.    288.    352.  372. 

384. 

Gesetzeskonkurrenz  257. 

Gewalt  49.  57. 

Gewerbe.  Begriff  15.  17.  18.  20. 
21.  22.  24.  27.  57;  rechtl.  Natur 
145.  183;  Gegenstand  18.  43. 
68.  182;  gleichartiges  36;  ge- 
nehmigungspflichtiges 64;  ver- 
botenes 63.  240;  eingerichtetes 
176.  196;  gemeinschaftl.  200; 
gleichzeitiges  21 2;  erlaubtes  240; 
ausländische  404;  Inhaber  197; 
Gehilfe  207.  210;  Stellvertreter 
205;  Zulassung  20Q;  Sonderge« 
setze  187;  Ausübung  43.  ^8. 
334;  Fortführung  333.  335;  Be- 
einträchtigung 43.  44.  45.  46; 
Formvorschrift  214;  Beschrän- 
kung durch  Behörden  240;  Ge- 
schichtliches  72.   73.    74.  78. 

Gewerbefreiheit  182. 

Gewerbegericht  392. 

Gewinn  16.  17.  29.  41.  364;  ent- 
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gangener  6.   29.   41.  360.  362. 

370.  374.  379. 
Gilden  76. 
Griechenland  96. 
Grundherrschaft  75. 
Grundrechte  161. 
Grundstücke  18. 
Guatamala  97. 
Gut  29.  170. 
Gutscheinsystem  58.  59. 


Haftstrafe  354.  356. 

Haftung  für  fremde  Verletzung 
350. 

Handel  18. 

Handelsgesellschaft  201.  352.  383. 

Handelsgesetzbuch  188. 

Handelsmarke  300.  419. 

Handelsname  288.  420. 

Handelsniederlassung  401. 

Handelsschiffe  401. 

Handgriffe  316. 

Handlung,  einheitliche,  fortge- 
setzte 339.  377;  gleichzeitige 
339;   einmalige   375. 

Handwerksbetrieb  75.  76. 

Hauptniederlassung  405. 

Hauswirtschaft  15.  20. 

Heilmittel  18. 

Helgoland  401. 

Herabsetzung  gewerbl.  Leistungen' 
62.   248.  271.  273. 

Herausgabe  des  Erwerbs  366. 
369.  394. 

Herkunftbezdehnung  350.   420. 

Herstellen  68. 

Hilfskräfte  205. 

I. 

Idealkonkurrenz   263. 
Immaterielle  Güter  162.  170.  180. 

320.  321;   Obertragbarkeit  336. 

387. 
Individualrecht    161.    182. 


Inländer  398.  401.  417. 
Interessenwahrnehmung  235. 
Italien  89. 


Japan  114. 

Jurist.  Person  203.  217.  352.  353. 
355. 

K. 

Kammer  für  Handelssachen  388. 

Kanada  102. 

Kanal  21. 

Kantine  20. 

Kartell  50.  54. 

Kasino  20. 

Kaufmannsgericht  392. 

Kehrbeziric  64. 

Klageänderung   258.    264.    371. 

Klagenverbindung  371.  396. 

Kolonie  401. 

Kongostaat  89. 

Konkurs   219.   348.    373.  382. 

—  Verwalter   208.   333.    335. 

Konkurrenzklausel  188. 

Konsulargerichtsbarkeit  401. 

Konsumverein  20. 

Kosten  359. 

Kredit  31.  162.  172.  177.  245.  264. 
267.  414. 

Kriegsmaterial  21. 

Kritik  62. 

Kryponyme  285. 

Kundenliste  317. 

Kundschaft.  Begriff  24.  27.  28. 
172;  Beziehungen  zur  K.  26. 
27.  181;  gleiche  35.  36;  Rechts- 
gut 179;   Erwerbung   181.  317. 

Kunstwerk  319.   402.   414. 

Künstlername  285. 

Küstenmeer  401. 

I#. 

Ladenschild  292. 

Lage  (des  Geschäfts)  33;  wirt- 
schaftliche 360. 
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Lagerhaltung  21. 
Landesrecht  259. 
Lehrer  IQQ. 

Leistung,  gewerbliche  35;  unmög- 
liche 372. 
Leitung   eines    Betriebs   383. 
Liquidator  208.   217.   219.  333. 
Literaturwerk    318.    402.    414. 
Livelihood  43. 
Lizenz  282.   310.   380. 
Löschungsanspruch  3^5. 
Luxemburg  87. 

M. 

Malerei  319. 

Malta  101. 

San  Marino  89. 

Marke  163.    245.    299. 

Markt  76. 

Marktprivilegium  76. 

Medaille  313. 

Menschenrechte    161. 

Methode  316. 

Mexiko  96. 

Militärperson    199. 

Minderjähriger  349. 

Minderkaufleute  290. 

Mitbenutzung  (immaterieller  Gü- 
ter) 320. 

Mitbewerbungsrecht  183. 

Mitstrebende  1.  11. 

Mittäter  348.  349.  382. 

Monako  87. 

Monopole  20.  23.  199. 

Montenegro  96. 

Muster-  und  Modellgesetz  191. 
402.  414. 

N. 

Nachfolger  280.   281. 
Nahrungsmittelgesetz  187. 
Namen   163.   177.  225.  400. 

—  Änderung  241.  277. 

—  Anmassung  281.  284. 

—  Erwerb  277. 

—  Gebrauch  278.  279. 


—  Gattungsnamen  282. 

—  Pseudonym    285. 

—  Beiname  287. 

—  Übertragung  282. 

—  Lizenzrecht  282.  * 

—  Gleichheit  53. 

—  Schutz  331. 
Naturalwirtschaft  15. 
Niederlande  104. 
Niederlassung  393.  405. 
Norm  148. 

Normenschutz  241.  260. 
Norwegen  104. 

Notar  20. 
Notrechte  234. 
Notstand  234. 
Notwehr  234. 
Nutzniesser  208. 
Nutzung  362. 


Österreich  105. 

Orden  311.  313. 

Organ   205.   333.    352.   353.   384. 

Ortsbezeichnung  250. 

Ostindien,  Britisch  101. 


Pächter  208. 

Paraguay  97. 

Pariser     Übereinkunft    136.    401. 

415. 
Pariser  Zusatzakte   415. 
Patentanwalt  19. 

—  Berühmung  252. 

—  Gesetz   191.   330.   415. 
Person,  juristische  203.  288.  333. 

352.  384;  ausländische  404.  417. 
Personalstatut  418. 
Personenbezeichnung  277. 
Persönlichkeit  155.  159.  161.  328; 

natürliche  198. 
Persönlichkeitrecht  145.  166.  180. 

182.  185.  372.  398;  unÜbertrag. 

bar  214. 
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Peru  97. 

Pfändbarkeit  von  Ansprüchen  334. 

Photographiegesetz  191.  319.  402. 

414. 
Portugal  93. 
Preisbestimmung    des     Urhebers 

und  Erfinders  231. 
Preisunterbietung  60. 
Privatbeamter  19. 
Privatgebrauch  1. 
Propri6t6  industrielle  79.  81. 
Pseudonym  285 ;  Übertragung  286. 

Q. 

Quantitätsverschleierung  248. 


Realgewerbeberechtigung  210 ; 

Übertragung  216. 
Rechnungslegung  386. 
Recht, 

subjektives   145.   150.   183.  400. 

absolutes  157.  260.  272.  276. 
279.  283.  288.  329;  vollkom- 
menes und  unvollkommenes 
321.  378. 

ausschliessliches  322.  328.  330. 

sonstiges  371. 

auf  Arbeit  82.  195;  zu  arbeiten 
82. 

Persönlichkeitrecht  159.  378. 

Ausschlussrecht  157. 

Begriff  145.  146.  147. 

Entstehung  146. 

Kollision  400. 
Rechtsanwalt  19. 

Rechtsausübung     als     Gewerbe- 
betrieb 82. 
Rechtsfähigkeit  155. 
Rechtsgemeinschaft  154. 
Rechtsgut  148.  150.  242.  260.  341. 
Rechtshängigkeit  372. 
Rechtskonsulent  19. 
Rechtskraft  358. 
Rechtslagen  155. 


Rechtsmacht  147. 
Rechtsnachfolger  346.  382. 
Rechtsnorm  148. 
Rechtsordnung  147. 
Rechtsschutz  400;  geschichtl.  Ent- 
wicklung 72. 
Rechtsvorgänger  346. 
Redakteur  348.  385. 
Regalien  199. 
Registerrichter  290. 
Reichskanzler  407. 
Reklame  43.  56.  81.  247.  253.  333. 
Revolution,  franz.  77. 
Rezept  316. 
Reziprozität  417. 
Richtigstellung  376. 
Ring  50. 

Rotes  Kreuz  302. 
Ruf  32.  245.  271. 
Rumänien  95. 
Russland  113. 

S. 

Saisonartikel  62. 

Salair  19. 

Selbstbeschränkung  der  Staats- 
gewalt 149. 

Serbien  95. 

Signaturen  299. 

Sondergesetze,  gewerbliche  187; 
Verhältnis  zueinander  192.  237. 
258.  259. 

Subjektives   Recht  150. 

Subsidiarität  257.  262. 

Süssstoffgesetz  188. 

Surrogate  35. 

Syndikate  74. 

Systembezeichnung  283. 

Schadenersatz  190.  243.  274;  An- 
sprüche 271.  394.  397;  Ent- 
stehung 373;  Inhalt  377.  385. 

Schadenzufügung  179. 

Scheinausverkauf  62. 

Schiffahrt  21. 

Schlachtvieh  188. 
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Schleuderpreis  60. 
Schneebalisystem  58. 
Schriftsteller  18. 
Schüler  280. 
Schuldnerschutz  189. 
Schutzgebiet  401. 
Schutzgenosse  402. 
Schutzgesetze  243.   245.  329. 
Schweden  103. 
Schweiz,    französ.    88;    deutsche 

109. 
Schwindelausstellung  314. 
Spanien  91. 
Staat  20. 

Staatsangehöriger  401.   405. 
Staatsvertrag  408.  415.  417.  418. 
Staatszweck  21. 

Städtischer   Handwerkerstand  76. 
Stellvertreter    im    Gewerbe    206. 

207.    209.   213.   370. 
Strafausschliessung  247. 
Strafgesetzbuch  188. 
Strassenbahn  21. 
Streik  236. 
Streitgenossenschaft  348. 

T. 

Tatsache,  unwahre  253.  273. 

Tätigkeit  165. 

Tausch  15.  16.  24. 

Täuschung  49.  57. 

Techniker  18. 

Theater  18. 

Teilnahme  an  fremdem  Geheim- 
nisbruch 327.  369.  400. 

Territorialprinzip  403. 

Titel,  ausländische  240;  inlän- 
dische 248.  311. 

—  von  Druckschriften  295. 

Tonwerk  318.  414. 

Treubruch  329. 

Tripolis  114. 

Trust   23.   74. 

Tunis  89. 

Türkei  114. 


Übertragbarkeit   von   Ansprächen 

334.  336. 
Uneriaubte  Handlung  372.  394. 
Union,   Pariser  415. 
Universität  311. 
Unlauter  48. 
Unsittliches   Verhalten  8.   47.   72. 

179.   255. 
Unterhalt  19. 
Unterlassungsanspruch    152.    153. 

190.    193.    242.    266.    267.    272, 

283.    340.    342.    347.   373.   390 

Grund  154;  Umfang  344.  345 

Inhalt   377;     Beendigung    344 

Vollstreckung  354. 
Unternehmen  30.  264. 
Unterscheidungskraft     275.     280. 

286.   303.   308. 
Unterscheidungszeichen    52.    223. 

299;   Recht  an  ihnen  225.  275. 
Untertan  eines  Verbandstaats  401 
Untertitel   einer   Zeitung   295. 
Unzurechnungsfähige     346.     355. 

381. 
Urhebergesetz  330. 
Urheberrecht   191;    Umfang   230 

232.  319;  Wesen  232.  233.  332; 

an  Titeln  297. 
Ursprungszeichen  299. 
Uruguay  97. 


Venezuela  97. 

Verbandstaaten  416. 

Verbände  333. 

Verbotener  Gewerbebetrieb  63. 
65.  213. 

Verbreiter   385. 

Verein  201.  288.  384;  auslän- 
dische 404.  418;  zum  Schutz 
gewerblicher   Interessen   209. 

Vereinigte  Staaten  v.  Nordamerika 
101. 
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Vererblichkeit    von     Ansprüchen 

334. 
Verfassung  des  D.  Reichs  185. 
Verfügung,  einstweilige  358.  378. 
Vergleichung  2.  8.  10. 
Verjährung  369;  Beginn  338.  339. 
Verlagsrecht  191. 
Verleger  348.  385. 
Vermögen   26.   30.    178. 
Vermögensgefährdung  42. 
Vermögenschaden  41. 
Verrat  von  Geheimnissen  392. 
Verschulden,  eigenes  381.  383. 
Vertreter  205;   im  Gewerbe  213. 

352.  326.  333.  346.  355. 
Verwaltungsbehörde  240. 
Verwechselungsfähigkeit  225. 
Vollkaufmann  290. 
Vorbenutzung  229.  304.  305. 
Vorbereitungshandlung  395. 
Vorname  277. 

W. 

Wappen   248.   250.   284. 

Waren  299. 

Warenausstattung  306. 

Warenhandel  245.  250. 

Warenzeichen  54.  163.  190.  226. 
250.  254.  275.  279.  284.  299; 
Beschränkungen  303 ;  Frei- 
zeichen 304;  Relativität  304. 
306;  Inhalt  305;  Verhältnis  zur 
Ausstattung  308.  309;  Be- 
nutzungsgenehmigung 310.  345. 
400.  4C2;  ausländisches  410. 
412.  419. 

Warenzeichengesetz  409.  417. 

Wasserleitung  21. 

Weingesetz  188.  251. 

Werkzeug  351. 

Wert  des  Streitgegenstands  390. 

Wettbewerb, 

Begriff  1.  2.  7.  8.  9.  13.  37.  47. 


69.  174;  Voraussetzung  1.  40. 
66.  272;  Zweck  3.  248;  An- 
griffsgegenstand 5.  6.  7.  13. 
43.  68.  174;  Siegespreis  5; 
im  Gewerbe  34.  37.  174; 
Wirkung  44.  46;  durch  dritte 
70;  durch  Unterlassung  71; 
Recht  zum  W.  223;  rechtL 
Natur  145;  unlautrer  7.  10. 
48.  49.  51.  65.  66.  223.  306. 
416;  Verletzter  12.  13.  14; 
Täter  12.  70. 

Wette  2.  13.  42. 

Widenrechtlichkeit  368. 

Widerruf  342. 

Wiederherstellung  340.  372.  373. 
374. 

Wiederholung  338. 

Wiederholungsgefahr  343.  344. 
347. 

Wille  353. 

Wohnsitz  401. 

Wortzeichen  275.  284.  292.  294. 
297.  303.  310. 

Würden  311. 


Zeichen  163.  299. 

Zeitungen  21. 

Zeitungstitel  295. 

Zivilkammern  388. 

Zulassung  zum  Gewerbebetrieb 
209. 

Zunft  76. 

Zusätze  zur  Firma  289. 

Zuständigkeit,  sadilidie  388.  389; 
örtliche  392;  ausschliessl.  sachL 
392;  ausschliessl.  örtl.  397. 

Zwangsinnungen  203. 

Zwangsrechte  22. 

Zwangsvollstreckung  354.  356. 

Zweigniederlassung  394. 

Zwischenstaatliches  Recht  135. 
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